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Borbemerkung. 


„was complicirte Eintheilung des Abſchnittes Deutichland 

das Uebergangsjahr 1866 nicht wohl zu vermeiden. Die 

“2 haben fie für die Zukunft vereinfacht, jo daß der Abſchnitt 

5 in Preußen mit dem norddeutihen Bunde und der ſüd— 

‚en Staatengruppe — aud für den Fall, daß ber vollftändige 

ritt devjelben in den norddeutſchen Bund ſich noch nicht jobald 

‚sirklichen follte, wie e8 den Anfchein hat — und Delterreich zer- 

„len wird. Diejenigen Actenſtücke aus dem Sabre 1866, die ſchon 

das bis hart an den Ausbruch des Krieges reichende Ergänzungs— 

‚Te zum lebten Sahrgang aufgenommen wurden, find in dieſem 

Jahrgang nicht wiederholt, jondern es iſt bafür jedesmal auf jenes 

Ergänzungsheft verwiefen worden. Dagegen wurde auf den Wunſch 

mehrerer Freunde die Verfaffung des norddeutſchen Bundes, wie fie 

aus den Berathungen des norddeutihen Reichſstags hervorgegangen 

iſt und deren definitive Annahme bereit3 außer Zweifel fein dürfte, 
antieipivt und dem Anhange von Actenſtücken beigefügt. 


Anfangs Mai 1867. 





Borbemerkung. 


Die etwas complicirte Eintheilung des Abjchnittes Deutjchland 
war für da8 Uebergangsjahr 1866 nicht wohl zu vermeiden. Die 
Ereigniffe Haben fie für die Zukunft vereinfacht, fo daß der Abſchnitt 
nur no in Preußen mit dem norddeutſchen Bunde und der füb- 
deutſchen Staatengruppe — auch für den Fall, daß der vollftändige 
Eintritt derfelben in den norddeutſchen Bund fih noch nicht ſobald 
verwirklichen follte, wie e3 den Anjchein Hat — und Oeſterreich zer- 
fallen wird. Diejenigen Actenftüce aus dem Jahre 1866, die ſchon 
in das bis hart an den Ausbruch des Krieges reichende Ergänzungs- 
beft zum lebten Sahrgang aufgenommen wurden, find in dieſem 
Sahrgang nicht wiederholt, jondern es iſt dafiir jedesmal auf-jenes 
Ergänzungsheft verwiefen worden. Dagegen wurde auf den Wunſch 
"mehrerer Freunde die VBerfaffung des norddeutichen Bundes, wie fie 
aus den Berathungen des norddeutſchen Reichſtags hervorgegangen 
ift und deren definitive Annahme bereit außer Zweifel fein dürfte, 
anticipirt und dem Anhange von Actenjtüden beigefügt. 


Unfangs Mai 1867. 
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16. 


. San. (Defterreich) geftattet ben venetianiſchen Flüchtlingen ſeit 1859 bie 


ſtraffreie Rükkehr und die Hinausgabe ihres bisher mit Sequefter belegten 
Vermögens, 

» (Italien). Das Geſetz bez. Einführung der Civilehe tritt mit dieſem 
Tage in Kraft. 

» (Stalien). Die Aushebungen von 1866 für die Armee werben aus 
Erſparungsrückſichten eingeftelt. Die öffentlihe Meinung erklärt fich viel: 
fach dagegen. 

» (Spanien) Militärrevolte bes Gen. Print. 

„ (Ber. Staaten) Gen. Weitzel beſetzt eigenmädhtig bie mericanifche Stabt 
Bagdad am Rio grande. Er wirb besavonirt. 

„ (Defterreid). Die Regierung weist bie Nevifton ber Union zwifchen 
Siebenbürgen und Ungarn nach Peſth und vertagt inzwiſchen den ſieben⸗ 
bürgifchen Landtag. 

„ (Defterreidh) verfucht eine weitere halbe Maßregel zur Befriebigung Bes 
netiens, die jeboch zurückgewieſen wird. 

„» (Bortugal). Die Regierung und bie Dep.Kammer ſprechen fi fehr 
entichieden gegen bie bee einer iberiihen Union aus. 

„ (Brantreich) verlangt von den Ber. Staaten bie Auficherung ftricter 
Neutralität gegemüber Merico, um barauf bin mit dem Kaiſer Marimilian 
über bie Rückkehr der franz. Truppen unterbandeln zu können. 

„ (Defterreid). Der dfterr. Geſandte Graf SKarolyi Tehrt nad) längerer 
Abweſenheit mit ſehr beflimmten Inſtructionen gegen bie Wünfche Preußens 
bez. Schleswig-Holftein nach Berlin zurüd. 

» (Teutijhland — Holftein). Ein Refeript des äfterr. Statthalters 
Gablenz an bie Landesregierung eröffnet berjelben, daß er Petitionen für 
Einberufung ber Stände 3. 3. anzunehmen nicht im alle ſei. 

„ (Schweiz). Die von der Bundesverfammlung befchloffenen Reviſions⸗ 
punfte der Bundesverfaffung werben ſowohl von ber Mehrheit der Cantons⸗ 
ftimmen als von ber Mehrheit der abflimmenden Bürger ſämmtlich bis auf 
einen (den ſog. Judenartikel) verworfen. 

„ (Prenfen). Eröffnung des Landtags. Graf Bismard verliest bie Thron: 
rede. Diejelbe hält feft an der Armeereorganifation und ſtellt Teinerlei Con⸗ 
ceflion in Ausſicht. 

„ (Srantreih) ſchickt den Baron Seillard in außerorbentliher Miffion nach 
Merico, um mit bem Kaifer Marimilian über bie Rückkehr ber franz. 
Truppen zu unterbanbeln. 

» (England). Verſchwörung ber Fenier. Dublin wirb in Belagerungss 
zuftand erklärt. 

„ BDeutihland. — Zollverein). Der König von Hannover unterzeichnet 
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wiberftrebend den Handelsvertrag mit Stalien unb verpflichtet ſich baburch, 
bas Königr. Stalien anzuerkennen. 

17. San. (Preußen). Der neugewählte Präfident bes Abg.⸗Hauſes Grabow tritt 
feine Function mit einer fchneidenben Rede über bie Lage ber öffentlichen Ans 
gelegenheiten feit dem Schluß des letzten Landtags an. 

20. „ (Spanien). Gen. Frim tritt mit feinen Truppen auf portugiefiiches Ges 
biet über und wirb entwafinet. 

21. „ (Deutfhland — Holftein). Die Landesregierung mahnt bringenb 
von ber auf ben 23. db. M. beabfichtigten Maſſenverſammlung für Einbe⸗ 
rufung der Stände ab. 

22. „ (Deutfhland. — Holftein.) Die Polizei in Altona verbietet bie auf 
ben folgenden Tag angefagte Mafjenverfammiung. 

- . (Frankreih). Sröfinung der Kammern. Der Kaifer fpricht fi in ber 
Thronrede fehr fcharf gegen eine Erweiterung ber politiichen Freiheiten, bie 
fog. Krönung des Gebändes, aus. i 

23. „ (Deutfchland. — Solftein). Die Maffenverfammlung in Altona findet 
nun doch flatt, nachdem die Polizei fie geftattet hat unter ber Bebingung, 
daß Feine förmlichen Refolutionen gefaßt werden follten. Diefelbe fpricht 
fi) ohne foldhe einftimmig für Einberufung der Stände aus. Mehrere fübs 
bentihe Rarteiführer, wie Met aus Darmflabt u. A., nehmen baran Theil. 

24. „ (Deutidland. — Kurbeffen) Die Regierung bat ber wieber 
zulammentretenden Ständeverfammlung wieder feine Vorlage zu maden — 
volftändiger Stillitand des Staatslebens. 

25. „ (Holland). NRüdtritt bes liberalen Minifters Thorbecke. 

26. „ (Preußen). Grat Bismard richtet eine Depeſche an Oeſterreich, in ber er 
bie Politif des öfter. Cabinets in Holftein einer Ichneibenden Kritik unters 
wirft und einen Bruch der bisherigen Allianz in Ausficht ſtellt. 

27. „ (Deutfhland. — Schleswig) Kine Anzahl Ständemitglieber regen 
beim preuß. Gouverneur Mantenfjel die Einberufung ber Stände an, werben 
aber von dieſem entfchieden ablehnend beſchieden. 

29, „ (Preußen). Gin Beihluß des Obertribunals fucht ben Art. 84 ber Ber: 
faffung bez. Nebejreiheit ber Abgeorbneten in Frage zu fielen. Gewaltige 
Aufregung ber öffentlichen Meinung. 

»„ (Preußen). Das Berliner Kammergeriht beichließt in dem Staats: 
proceſſe gegen ben Ichleswig=holfteiniichen Redacteur May benfelben für einen 
weiter anzuſetzenden Termin verbaften und nad Berlin transportiren zu laſſen. 

„ (Defterreid). Das Kaijerpaar befucht Peſth und wird aufs Glänzendſte 
empfangen. 

„ (Deutihland — Bıyern) Der König nimmt die aus Franken und 
Schwaben an ihn gelandte Kandesdeputation nit an und weiſt fie an das 
Minifterium und ben Landtag. 

„ (Deutihland. — Holftein). Eine Eingabe von 31 Ständemitglichern 
an die Landesregierung um Einberufung ber Stände wird von dieſer gar 
nit angenommen. 

„ (Brantreich) geftattet der päpftlihen Regierung mit Rüdficht auf bie bes 
vorftehende Ausführung ber Septemberconvention die Bildung einer fran⸗ 
zöjifchen Legion ans gebienten franz. Soldaten in Antibes, 
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. Febr. (Deutihland. — Holftein). Der öfterr. Statthalter Gablenz Ichnt 
bie Auslieferung bes Redacteurs May an Preußen feinerfeits ab und weift 
Preußen an die zuftändigen Gerichte. 

„ (Preußen). Das Abg.-Haus erklärt bie Vereinigung Lauenburgs mit ber 
Krone Preußen ohne Zuflimmung bes Landtags für rechtsungültig. 

» (Deutjhland. — Kurheſſen). Die Ständeverfammlung muß wegen 
Mangel an Vorlagen Seitens ber Regierung wieber vertagt werben. 
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b. Sehr: (Türkei, — Aegypten). Der Bicelönig ſchließt mit ber Suezcanal-Coms 
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24. 


pagnie einen neuen beibe Theile befriebigenben Bertrag ab. 

„» (England). Gröffnung bes Parlaments. Die Thronrede ber Königin vers 
fündet einen Antrag auf Parlamentereform. 

„ (GOefterreich) antwortet auf die preuß. Depeche vom 26. Jan. entſchieden 
ablehnend mit der Andeutung, baß es ſelbſt auf bie Gefahr eines Bruches 
mit Preußen bei feiner Politik bez. ber ſchleswig-holſteiniſchen Frage zu bes 
barren entichlofjen fei. 

„ (ARubland. — Rom). Der rufflihe Geſandte erflärt ber päpftl. Curie, 

. baß feine Miſſion beenbigt jet. 

„ (Ber. Staaten). Die beiden Häufer bes Congreſſes haben eine Pro⸗ 

Iongation des ſog. Freebmensbureau zum Schuß ber ehemaligen Sclaven in 

ben Sitdftaaten befchloffen. Der Präfibent Johnſon Hindert die Ausführung 

durch fein Veto. 

(Preußen). Das Adg.-Haus erflärt nach zweitägiger Debatte den Befchluß 
bes Obertribunals vom 29. Jan. für ein Attentat gegen die Verfaffung und 
erhebt dagegen feierlichen Proteft. 

„ (DS eflerreid). Der Landtag von Groatien nimmt mit einer Mehrheit 
von wenigen Stimmen eine ber Union mit Ungarn günflige Adreſſe an. 
rue verlangt, daß ihm auch die Adrefje ber. Minderheit unterbreitet 
werbe. 

„ (Zürkfei). Gröffuung ber von Frankreich angeregten internationalen Cho⸗ 
leraconferenz in Konflantinopel. 

„ (Deutfhland — Holſtein). Das Altonaer Meagiftratsgericht Tehnt 
bie Auslieferung bes Redacteurs May an Preußen ab. 

v. (DSefterreich) erklärt fi gemeigt, den Handelsvertrag mit Sarbinien 
thatſächlich auf ganz Stalien auszudehnen, ohne jedoch darum das Königr. 
Stalien anzuerkennen. Stalten gebt nicht darauf ein. 

„» (Preußen). Das Abg.⸗Haus erflärt die Maßregeln der Regierung gegen 
das vorjährige Kölner Abgeordnetenfeit für verfaflungswidrig. 

„ (Rußland). Der bisher in Polen beftandene Krieyszuftanb wird durch 
faif. Ukas wieder aufgehoben. 

„ (Breußen). Die Regierung erflärt die Befchlüffe des Abg.⸗Hauſes v. 3., 
40. unb 16. Febr. für Ueberfchreitungen feiner Competenz und weigert fi), 
biejelben anzunehmen. 

n (Brenßen). Der preuß. Gefanbte in Paris wird nad) Berlin berufen. 

„» (Deutfhland. — Zollverein) Sämmitliche Zoflvereinsregierungen 
haben den Hanbelsvertrag mit Italien ratifizirt, auch Württemberg, Hefiens 
Darmſtadt, Kurbeffen und Naffau, bie letzteren jeboch ſehr widerſtrebend. 

„ (Preußen). Tas Abg.-Haus geht über das Echreiben der Regierung vom 
18. Febr. zur einfachen Tagesordnung über, lehnt den Antrag auf den Erlaß 
einer Abreffe an die Krone ab und ift nad dem Ergebniß der Ausſchuß⸗ 
berathungen augenfcheinlich entfchloffen, ben Militär: und ben Marineetat 
wiederum abzulehnen. Die Regierung fpricht daher die fofortige Vertagung 
bes Landtags und den Schluß ber Seffion auf den folgenden Tag aus, | 

-» (Preußen). Schluß ber Seflion bes Landtages. Graf Bismard verliest 
bie Thronrede. 

.„ (Zürkei. — Numdnien). Ausbrud einer Verſchwörung gegen Fürft 
Couza. Couza dankt ab und wirb nach Siebenbürgen entlaffen. Die Nat.s 
Berfammlung wählt ben Grafen von Flandern zum Fürſten, ber jeboch als⸗ 
bald ablehnt. Errichtung einer proviforiichen Statthalterfchaft. 

„ (Oefterreih). Der Landtag von Ungarn richtet eine neue Adreſſe an 
ben Kailer um thatſächliche Anerkennung ber Rechtscontinuität. 

» (Schweiz). Eine großartige Demonftration in Solothurn zwingt ben bors 
iR Biſchof zur Zurüdnahme eines intoleranten Circulars gegen bie Pros 

- teflanten. 
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26. Febr. (Deutſchland. — Holftein). Der Ifterr. Statthalter Gablenz be: 
ruft behufs Feitftellung bes Budgets in Ermangelung der Stänbeverfammluug 

wenigſtens eine Notabelnverfammlung bazu ein. 

„» — 20. März. (Frankreich). Adrekbebatte bes geſetzgeb. Körpers. Rede 
des Hrn. Thiers für conſtitutionelle Rechte. Stelle bez. Deutſchland. Bil⸗ 
dung einer Mittelpartei aus ben Reihen ber bisherigen Majorität. 

„ . (Zürtei). Die Pforte proteftirt gegen bie Vorgänge in Rumänien und 
verlangt ben Zufammentritt einer europ. Conferenz. 

28. „ (Preußen). Minifterconfeil unter dem Vorſitz des Könige und unter 
Beiziehung bes Geſaudten in Paris unb mehrerer Generale: Erwägung ber 
Kriegäftage. 

„ n (Rußland) Tißt ben zweiten von Nom beftätigten Stellvertreter bes im 
Innern Rußlands gefangengebaltenen Erzbiichofs von Warſchau eben babin abs 
führen, fo daß von ben drei Gandidaten des Domcapiteld nur noch ber letzte 
ihm genehme übrig bleibt. 


1. März. (Italien). Die Armee und die Militäradminiftration find mit biefem 
Tage ganz auf ben Friedenéfuß gefegt. 

3. „ (Deſterreich). Der Sfterr. Geſandte in Berlin, Graf Karolyi, erflärt dem 
Strafen Bismard fehr beftimmt, daß Defterreih fih in Schleswig-Holftein 
feine Aenderung bes Proviforiums zu feinen Unguniten gefallen, fein Definis 
tivun, welches feiner Ehre, feinen Intereſſen und feiner Stellung in Deutich: 
land zuwiberlaufe, abtroßen Taffen werbe. 

„ . (Sefterreih). Der Kaifer beharrt in einem Reſcript auf bie Abreffe bes 
ungariichen Landtags auf den bisherigen Forberungen im Intereſſe ber Ge: 
jammtmonardie. 

6. „ (Defterreih) lehnt die diplomatiſche Behandlung ber Frage ber Aue: 
lieferung bes ſchleswig-holſt. Redacteurs May ab. 

„nn (Deutihland — Kurheſſen). Wiederzufammentritt ber Stände; 
wieder feine Vorlagen der Regierung. 

7—13. „ (Oefterreih). Sitzungen des Marſchallraths unter bem Vorſitze bes 
Kaijers: Erwägung ber Kriegsfrage. 

8 „ (Deutfhland. — Bayern) richtet eine ibentiihe Dep. an Sadien, 

Württemberg, Baden, Heflen-Darmftadt und Naffau, dahin gehend, daß, wenn 

Defterreih und Preußen ihre Streitigkeiten mit Umgehung des Bundes aus⸗ 

machen wollten, bie übrigen beutfchen Staaten fid jeder Theilnahme enthal⸗ 

ten und Separatbünbniffe ablehnen follten, aber fein Bundesglied zurüds 
bleiben dürfe, wenn ber Bund von einem ber ftreitendben Thetle angerufen 
würde. 

(Defterreih). Der croatifhe Landtag beichließt, zu dem Unterhanblungen 


" ” 
mit Ungarn eine Zmölferbeputation nad Peſth zu fchiden, aber mit gemeſſe⸗ 
nen Inſtructionen. Der ungarifhe Landtag gibt feiner Deputation Teine 
Inſtructionen mit. 

„ » (&talien). Die IL, Kammer wünſcht, baß bas Land für alle Friegerifchen 
Eventualitäten fich bereit made. Der Minifterpräf,. Lamarmora erflärt, daß 
e8 bereits gejchehen ſei. 

10. „ (Breußen. — Italien). Gen. Govone trifft in geheimer Miffion ber 
ital. Regierung in Berlin ein. 

„ n (England). Schluß ber Unterfuhung über bie Negermebeleien auf Ja⸗ 
maica, Bericht der außerorbentlichen Regierungscommillion. 

11. „ (Preußen). Der König von Preußen erläßt ohne vorherige Verfländigung 


mit Defterreich eine Verordnung für Schleswig-Holſtein, durch welche die 
Anerkennung einer anbern Iandesherrlichen Gewalt in ben Herzogthümern als 
ber bes Königs von Preußen und bes Kaiſers von Deflerreich (d. h. ber des 
Auguftenburgers) mit ſchwerer Zuchthausftrafe bedroht wird, 
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41. März. (Defterreich) geftattet bem Kalſer Mar nom Merice neue Werbungen 


12. 


17. 


19. 
'. 


20. 


" 


r das öſterr. Freiwilligencorps. 

(Deutſchland. — Zol bverein) Die Ratificationen bes Handelsvers 
trags mit Itallen werden in Berlin ausgetauſcht. Der ital. Geſandte con⸗ 
ftatirt, daß diefelben ohne alle Vorbehalte erfolgt feien und erflärt bie Abſicht 
feines Könige, demnächſt Geſandte bei ben verfchiebenen beutichen Regierungen 
zu beglaubigen. 

(England). Die Regierung bringt die angelündigte Bil für Parlaments⸗ 
reform im Unterhaufe ein. 

(Rußland. — Nom). Die ganze ruſſiſche Gefandtihaft verläßt Rom, 
ohne vom Papſt fi zu verabſchieden. 

(Preußen). Die offiz. Preffe beginnt die Frage einer Bunbesreform bes 
hufs endlicher Löſung der fchlesmwigsholfteinischen Frage anzuregen. 

(Deutfchland. — Kurheſſen). Die Ständeverfammlung muß wegen 
Mangel an Vorlagen Seitens der Megierung wieder vertagt werden, Dies 
jelbe verwahrt fih gegen bie „unausbleiblihen Folgen einer folgen Miß⸗ 
regierung“. 

(Deſterreich) zieht Truppen aus Ungarn und aus andern Provinzen nach 
Böhmen. Bereits heißt es, daß Benedek beſtimmt ſei, ben Oberbefehl über 
eine in Böhmen aufzuſtellende Armee zu übernehmen. 

(Deutſchland. — Baden). Die ganze II. Kammer erklärt ſich neuer⸗ 
bings für das Selbſtbeſtimmungsrecht bes fchleswigsholfteiniihen Volkes. 

(Stalien) Der König läßt ſich duch den Kriegsminifter einen (vorerſt 
nicht veröffentlichten) Bericht über die Schlagiertigfeit ber Armee erftatten. 

(Preußen) trifft Vorbereitungen bebufs kriegsmäßiger Armirung ber 


ſchieſiſchen Feftungen. 


(Defterreich) ftellt in einer vertraulichen Gircularbep. an bie beutichen Res 
gierungen die Anrufung des Bundes gegen Preußen in Ausſicht und regt bie 


. Kriegsbereitichaft der Bundescontingente an. 


# 


" 


(Ver. Staaten). Beide Häufer bes Songrefies haben eine fog. Civilrechts⸗ 
bil zum Schuß ber ehemaligen Sclhaven in den Südſtaaten beichloffen. 
Präfident Johnſon legt auch dagegen fein Veto ein. Dasſelbe wird jedoch 
(am 9. April) von beiden Käufern mit Zweibrittelmajoritüten umgeſtoßen 
und bie Bill Geſetz. 

(Deſterreich) fragt durd ben öfterr. Gelandten in Berlin an, ob Preußen 
bie Gafteiner Convention gemwaltfam zu zerreißen gedenke. Antwort Biss 
mards. Defterreich findet fie „ernigermaßen befriedigend“ und fiftirt vorerft 
weitere Schritte am Bunde. 

(Breußen) Die „Kreuzztg.“ denunzirt die Rüftungen nicht bloß Oeſter⸗ 
reichs, ſondern auch Sachſens. 

(Ber. Staaten) proteſtiren in Wien gegen weitere Anwerbungen für die 
öſterr. Freimiliigenlegion in Meyico. 

(Preußen), Gegen 100 gezogene Geſchütze gehen vom Rhein in bie fchles 
fihen und ſächſiſchen Feſtungen ab. 

(England), Die bisherige Dinjorität bes Unterhaufes fpaltet fich bez. ber 
Parlamentsreform. Abfall der fog. Adullamiten vom Minifterium Ruſſel⸗ 
Gladſtone. 
(Italien). Die Regierung verlangt vom Parlament einen Credit von 
2 Mill. zu Befeſtigung Cremona's. 

(Defterreih). Ein 67er Ausſchuß des ungariſchen Landtags beginnt die 
Trage ber gemeinfamen Angelegenheiten in Erwägung zu ziebeit unb wählt 
zunächit eine 15er Subcommiſſion. 

(Deutfhland — Hejlen-Darmftadt). Die II. Kammer erklärt 
ih faſt einftimmig für die Einberufung ber Stände in den ‚Herzogthümern. 
(Preußen) verzichtet in einer Circulardep. an bie deutſchen Regierungen 
auf die Hilfe bes Bundes als ſolchen, verlangt aber zu willen, ob es für 
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* Fall eines Angriffs von Seite Deſterreiche auf ſie als einzelne zähfen 
tie 


24. März. (Deutihland. — Helfen-Homburg). Ber fette Landgraf ftirbt 
und en Ländchen geht an Hefjen-Darmftabt über, das fofort davon Beſih 
ergreift. 

25 „ (Breußen) Zahlreiche Berfammlungen von Wahlmännern und Urwähs 
lern beginnen zuerft am Rheine, dann aud in andern Provinzen fich gegen 
einen Krieg mit Defterreich behufs einer gewaltfamen Annerion Schleswig. 
Holſteins auszusprechen. 

27. „ (Deutſchland). Keine deutſche Regierung entfpricht der Aufforberung Preu⸗ 
Bens vom 24. d. M., einige fuchen auszuweichen, bie meiften weifen Preußen 
an den Bund. 

28. „ (Prenben). Eine kgl. Ordre verfügt, bie Armee in NKKriegsbereitfchaft zu 


ſetzen. 

31. „ (Deſterreich) proteſtirt gegen jede Abſicht eines offenfiven Auftretens gegen 
Preußen und erklärt feinen feften Entichluß, fich feinerfeits nicht in Wider⸗ 
ſpruch mit Art. 11 ber Bundesacte zu ſetzen. 

„» » (Deutfhland. — Bayern) fucht durch eine identifhe Dep. an Oeſter⸗ 
reih und Preußen zu befehwichtigen und zu vermitteln. 
» » (Spanien). Die fpan. Flotte beſchießt Balparaifo. 


Anf. April. (Tuͤrkei. — Candia). Beginn ber Unruhen auf ber Inſel. Eine 
Bittichrift an den Sultan verlangt Abhülfe der Beſchwerden. 

2. „ (Deutiäland. — Bayern) beginnt ebenfalls zu rüften. 

3 „ (Stalien) ertbeilt dem Gen. Govone in Perlin bie Vollmacht, eine Alllanz 
mit — egen Oeſterreich abzuſchließen. 

5. „ (Deutſchland. — Württemberg) trifft militäriſche Vorbereitungen. 

„„ (Frantreid). Der „Monitenr“ verkündet nach der Rückkehr des Baron 
Seillard, daß die franz. Armee in 3 Abtheilungen Merico räumen werde, 
im Nov. 1866 und im März und Nov. 1867. 

(Preußen) erflärt in Antwort auf die öfterr. Der. v. 31. März auch ſei⸗ 
nerjeits, daß ben Abſichten Sr. Maj. nichts ferner liege, als ein Angriffsfrieg 
gegen Defterreich. 

(Defterreich) verlangt nunmehr von Preußen, daß es bie Mobilifirungs: 
ordre dv. 28. März zurüdnehme. 

8 „ (Preußen. — Italien). Abſchluß einer eventuellen Allianz zwiſchen 

Preußen und Italien zu Berlin. 

9. „ (Preußen) trägt am Bunde auf Einberufung eines Parlaments aus birecs 
ten Wahlen und allg. Stimmredt behufs Revifion ber Bundesverfaflung an 
und zwar auf einen feften Termin, bis zu welchem bie Megierungen behufos 
ihrer Vorlagen ſich zu verftändigen Hätten. 

10. „ (Frantreich). Der Senat verweigert bem gefeßgeb. Körper bie Befugniß, 
Petitionen bez. Verfaffungsänderungen entgegen zu nehmen. 

41. „ (Deutfhland — Baben). Die II. Kammer erflärt fih für Eingehen 
anf den preuß. Parlamentsvorfchlag. 

13. „ (Preußen). Die gefammte preuß. Flotte iſt in Kiel vereinigt. Bier 
Kanonenboote nehmen Stellung an ber Eibermündbung 

19.5 — verlangt, daß Oeſterreich, das zuerſt gerüſtet habe, auch zuerſt 
abrüſte. = 

(Rom). Finanznoth. Die Regierung flieht fi zu einem neuen. Anlehen 
unter fehr ungünftigen Bebingungen genöthigt. 

——. Mißlungenes Attentat auf den Kaiſer. 

(Deſterreich) will zuerſt abrüſten, wenn Preußen an demſelben oder doch 
am nächſtfolgenden Tage basjelbe thue. i 
20. „ (Türkei. — Rumänien). Dur ein fogenanntes Plebiscit wirb Prinz 
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Karl von Hohenzollern auf ben Vorſchlag ber Statihalteriaft zum Yürften 
Rumäniens gewählt und proclamirt. 

24. Apr, (Preußen) geht auf den Vorſchlag Oeſierreiche v. 58. b. M. nicht unbe⸗ 
bingt ein. 

— Beuticlanb. — Bundestag) weist ben preuß. Parlamentsantrag an 

einen beiondern Ausihuß. , 

„ BDeutihland. — Bayern) fiftirt feine Rüftungen wieber. 

2122. „ (Deiterreich) befchließt, feine ital. Armee zu verftärten und auf ben 
Kriegsfuß zu fegen unter bem Befehl bes Erzh. Albrecht, während Benedel 
den Oberbefehl über die Norbarmee übernehmen foll. 

22, „ (Deutfhland). Conferenz ber Mittelftasten in Augsburg: Bayern, Würt: 
temberg, Sachſen, Baden, Naffau, Darmſtadt; Weimar, Coburg⸗Gotha und 
Meiningen nehmen baran Theil, Hannover und Kurheflen nicht. 

26. „ (Preußen) erklärt, baß es nur abrüften könne, wenn Defterreih in Böhmen 
und Venetien abrüjte. 

„ (Preußen). Die altliberale Partei tritt auf Seite ber Regierung gegen 
Oeſterreich. 

„ (Defterreih) will nunmehr in Böhmen abrüſten, wenn Preußen gegen 
feine Rüftungen in Venetien feine Einwendungen made und fchlägt Preußen 
neuerdings eine Löſung ber jchleswigsholft. Frage auf der Grundlage bes 
beitehenden Bundesrechtes vor. 

„ (Stalien). Vie Regierung beichlieht, den Maßnahmen Oeflerreihs vom 
22, April gegenüber nunmehr offen zum Kriege zu rüften. Cine Circular⸗ 
bepeiche Lamarmora's zeigt ben Entſchluß offiziell an. 

27. „ (Breugen) richtet an Sachſen eine förmlihe Sommation bez. feiner 

Rüftungen. 

29. „ (Deutichland. — Sachſen) weist bie preußiſche Sommation v. 27. d. M. 
zurück. 

„ (Italien). Köonigliche Decrete rufen ſaͤmmtliche Streitkräfte bes Landes 
unter bie Waffen und zwar in kürzeſter Friſt. 

30. „ (Preußen) lehnt die Zumuthung Deflerreihe vom 26. d. M. ab unb bes 
harrt auf feinen Entichluffe, nur dann abzurüften, wenn Oeſterreich ſich das 
zu Preußen und Stalicn gegenüber verpflichte. 

— on suft die Grenzer bis zum zehnten Dienfliahre unter bie 

abne. 

„+ (Brantreich) regt in London die Frage einer europ. Conferenz an bebufs 
friedlicher Löſung der äfterr.spreuß.sital. Differenzen. 

» „ (Stalten). In ber II. Kammer werben alle Differenzen zwifhen Majoris 
tät und Oppofition bei Seite gelegt und ift alles einig zum Kriege gegen 
Sn Einftimmig werben der Regierung bie umfaſſendſten Vollmachten 

azu votirt, 


® 


Anf. Mai. (Türkei. — Eandia). Die Pforte antwortet auf bie Begehren ber 
Candioten verneinend. Ausbruch bes Aufftandes. 

„ « (Sriedenland) Mißlungener Verſuch einer Landung bei Theſſalonich 
durch Leonidas Bulgaris mit wenigen Genofien. 

2. „ (Ber. Staaten). Gräßlice Negermekelei in Memphis. 

„» „ (Italien). Die Regierung entnimmt durch kgl. Decret der Nationalbant 
250 Mill. und verleiht bafür ihren Noten Zwangocurs. 

3. „ (Brantreih), Tebatte des gefehgeb. Körpers über die beutiche Frage. 
Rede des Hrn. Thiers gegen Preußen und die Politik des Kaiſers. Die 
ganze Kammer zollt ihm Beifall. 

„ (Ber. Staaten). Der Congreß beſchließt die Aufnahme des Territoriums 
Colorado als Staat in bie Union, ohne baran bie Bebingung bes Negers 


14 Altgemeine Chronik. 


— zu knupfen. Der Prüfibent verhindert jeboch bie Maßregel durch 
ein Veto. 
4. Mai. (Preußen) erläßt nunmehr bie förmliche Mobiliſirungsordre für ben 


Sehe te jeiner» Armee. 
SL | ) lehnt eine Abrüſtung gegen Stalien entfhieben ab. 
—— —E ) beginnt wieder Staatsnoten mit Siwangecure zu creiten. 
„„Ceutſchland. — Bundestag) Sachſen legt feinen Depeſchenwechfel 
= — dem Bunde vor und dringt auf eine beruhigende Erklärung 
reußens. 
» „ (Deutihland. — Sachſen). In Sachſen beginnen Demonſtrationen 
für und gegen die Rüftungen ber Regierung. 
6 „ (Preußen). Mißlungenes Attentat Blind gegen Bismard, 
.n » eſterreich). Die ganze Armee wirb auf ben Sriegefuß geſetzt; bie 
Nordarmee ſoll ſich an ber böhmischen und jchlefilhen Grenze concentriren. 
ce eu — Bayern) nimmt die am 21. April fiftirten Rüſtungen 
wieder auf. 

„ (Sranfreih), Rebe des Kaifers in Auxerre gegen bie Verträge von 1815 
(gegen Thiers und bie Stimmung Des gefeßgeb. Körpers). 

„ „: (Italien). Die Regierung errichtet Freiwilligen-⸗Bataillone und überträgt 
den Oberbefehl über biejelben an Garibalbi. 

„ (Brenßen) weist in Antwort auf bie öfter. Depefche vom 26. April jede 
—— bed Bundes behufs Löſung ber ſchleswig-holſt. Frage entſchieden 
zurück. 

„ (Breußen). Der alte Rundſchauer ber Kreuzztg.“ ſpricht ſich eindring⸗ 
lich gegen die auswärtige Politik Bismarcks und die dadurch herbeigeführte 
innere Auflöſung der conſervativen (feudalen) Partei aus. 

(Deutſchland. — Hannover) trifft einige militäriſche Vorbereitungen. 

». (Stalien). In Neapel werben energifhe Maßregeln getroffen, um ber 

“bereits vorbereiteten Erhebung der bourboniſchen und cfericafen Elemente für 

ben Ausbruch bes Kriegs in Oberitafien zu begegnen. 

(Preußen) mobilifirt auch ben Reit feiner Armee. ' 

» (Deutfhlane. — Bundestag) nimmt ben Antrag Sachſens vom 5. 
db. M. mit 10 gegen 5 Stimmen an. 

„2 - (Breußen). Kine fol. Verordnung fpricht die Auflöfung des Abg.-Haufes 
aus und ordnet Neuwahlen auf den 3. Juli an. 

10. (Preußen) mobilijirt aud einen Theil feiner Landwehr. 

„ r (Deutichland. — Bayern). Mobiliſirung der ganzen Armee; Ginberu: 

fung bes Landtags auf den 23. Mai. i 

41. „ (Preußen) legt bem Ausſchuß bes Bundestags feine Bunbesreformvors 

Schläge vor. 

„„ (Deutjhland). Konferenz der Kriegsminifter und Generaljtabschefs ber 
Mittelftaaten in Stuttgart. 

„» » Deutihland. — Württemberg). Einberufung des Landtags auf 
ben 23. Mai. ' 

12. „ (Preußen) remonfirirt in Hannover und Kuchefjen gegen bie dortigen Rüs 
ftungen und verlangt unbewaffnete Neutralität. Beide erfläten fih dazu 
nicht ungeneigt, doch unter Vorbehalt von Bundesbeſchlüſſen. 

„ (BOefterreih). Benedek übernimmt den Oberbefehl über die Norbarmee 
gegen Preußen. 

„ » (BDefterreich) verweigert in Folge der von ben Ver. Staaten von Norbs 
amerika angenommenen Haltung den mit feiner Erlaubniß angeworbenen 
. Freiwilligen die Erlaubniß zur Einſchiffung nad) Merico. 
— a land. — Sachſen). Einberufung bes Landtags auf ben 
. Mai. . 
...» (Deutichland. — Naffau) jekt feine Truppen in Keriegsbereitichaft. 
13. „ (Deutfchland. — Kurheſſen) trifft einige militärifche Vorſichtsmaßregeln. 
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44. Mol. (Deutſchland). Neue Conferenz ber Mittelfianten im Bamberg. 

„ » (Preußen). Anordnung von XQruppenconcentratiossen in Sadjen unb 
Schlefien, die bis zum 15. Juni vollendet fein ſollen. 

„ » (Deutfchland. — Baben). In der I. Kammer wird auf Neutralität ber 
Mittelftaaten in bem herannahenden Kriege zwiſchen Oeſterreich und Preußen 
angetragen. Bien 

15. „ (Preußen). Die preußiiger Truppen in Schleswig erhalten ſtarke Zuzüge, 
ohne daß Defterreich fich demjelben widerlegt, 

„ » (Breußen). Die Einberufung der Landwehr führt in mehreren Provinzen 

zu argen Widerjeglichkeiten. 

(Deutſchland. — Heſſen Darmſtadt) mobilifirt feine ganze Divifion. 

„» . (Deutfchland, — Naſſau). Der Ausihuß ber Ständeverfammlung bes 
anftandet die von ber Regierung angeordnete Mobilmahung der Truppen; 
der Landtag wird daher fofort bis zum 4. Juni vertagt. 

17. „ EFrankreich). Programm der franzöfiihen Regierung fülr bie beabfichtigte 
Triedensconferenz der Großmächte. 

» » (Zürlei, — Rumänien). Die Parifer Conferenz weigert fi, den Prin⸗ 
zen Karl als Fürſten anzuerfennen. Die Pforte will ſelbſtändig interveniren 
und fanımelt Truppen an der Grenze. 

18. „ (Defterreih). Gegen mögliche Mechjelfälle des Kriegs wird zum Schuße 
Miens in aller Eile bei Florisdorf ein befeftigter Brückenkopf errichtet. 

19. „ (Deutfchland. — Bundestag). Tie Staaten ber Bamberger Conferenz 
ftellen ben Antrag auf gleichzeitige Abrüftung ſämmtlicher Yundesglieber. 

20. „ (Deutfhland). Verſammlung bes Abgeorbnetentages in Frankfurt. Die 
Majvrität erklärt fih für Neutralität ber Mittelftaaten, zumal ber ſüdweſt⸗ 
beutjhen Gruppe. Die Minvrität will dagegen bie gefammte Nation zu 
den äußerſten Mitteln gerechter Nothwehr gegen Preußen auffordern. - 

„ » (Türkei. — Numänien). Prinz Karl von Hohenzollern erfcheint uners 
wartet im Lande und nimmt jofort Beſitz von dem ihm angebotenen Fürflen- 
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ſtuhle. 

„C(Deutſchland. — Hannover u. Kurheſſen). Oeſterreichiſche Generäle 

trefien in außerordentliher Miffion in Hannover und Caſſel ein. 

. „ (Deutfhland. — Württemberg). Eröffnung des Landtags. Thronrede 
des Könige. Die Regierung verlangt einen auferordentlichen Militärcrebit 
und daß bie gelammte Landwehr dem Kriegsminifter zur Verfügung geftellt werde, 

24, „ (Preußen). Kine Reihe von: Stadtverorbnerenverfammlungen im Weften 

und im Often der Monarchie richten Friedensabreffen an den König. Sieb⸗ 
zehn Handelsfammern in Rheinland und Weftphalen vereinigen fi) zus einem 
gemeinfamen Schritte in demſelben Sinne. 

» „ (Deutfhland. — Bundestag) nimmt ben Antrag vom 19. d. M. auf 
gleichzeitige Abrüftung aller Bunbesglieder einftimmig an. 

26. „ (Oefterteih). Benedek verlegt das Hauptquartier ber Norbarmee von 

Wien nah Olmüß. 
27. » (Breußen). Eine Girculardep. Bismards an bie beutfhen Regierungen 
ſucht nochmals bie Nothivendigfeit einer Bundesreform und die Befcheibenheit 
ber preuß. Forberungen nachzuweiſen. 

„» (Deutfhland. — Sachſen, Bayern), Gröffnungen der Landtage. Throns 

reden ber beiden Könige. 

28. „ (Deutſchland. — Baden). Die II. Kammer genehmigt einftimmig 

einen eriten außerorbentlichen Militärcredit. 

» » (Brankreih). Die. 3 neutralen Großmächte haben fich in Abänderung bes 
urſprünglichen Programmes Frankreichs über eine möglihft annehmbare Faſ⸗ 
ſung vereinigt und erlaſſen nunmehr die formellen Einladungen zu Friedens⸗ 
conferenzen am Oeſterreich, Preußen, Italien und ben deutſchen Bund. 

— d). Bildung eines conſervativen Miniſteriums van Zuylen⸗ 

yer. 


to 
je 


x 


16 Algemeine Chronik. 


29. Mai. (Deutfhlanb. — Hannover). Bennigfen trägt in ber IL. Kammer 
auf einen grünblichen Wechfel bes Minifteriums an. 
30. „ (Eefterreih) muß auf eine Verflärkung feines Truppencorps in Holſtein 


verzichten. 

- (Deutfäland. — Bayern, Sachſen). Die Regierungen verlangen von 
ben Landiagen außerorbentlide Militärcredite, Bayern 313 Mid. fl. 

= er oe — Aegypten). Der Sultan gefteht dem BVicekönig bie Erblich⸗ 

keit in abendländijcher Weiſe zu. 


[2 


. Zuni. (Preußen, Italien u. ber deutliche Bund) nehmen bie Einlabung 
ber neutralen Großmächte zu einem Friebenscongrefje an. 
(Defterrei) dagegen lehnt fie ab und legt bie fchleswigsholft. Frage in 
bie Hände bes Bunbestages. 

„ (England). Ein gewaltfamer Einfall ber Fenier in Canada von ben Ber. 
Staaten aus mißlingt gänzlich. 

„ (Defterreiß). Der öfterr. Statthalter in Holftein beruft die Ständever⸗ 

fammlung des Herzogthums auf den 11. Juni nach Itzehoe ein. 

R (Deutfäland. — Bayern) orbnet eine außerordentliche Heeresergänzung 
von 18,000 Mann bis zum 2. Juli an. 

„ (Deutfland, — Baden). Der Großherzog gebt nach Pillnitz, um einen 
legten Verſuch zu machen, den Frieden zu erhalten. 

„ (Deutidland. — Heflen-Darmftadt). Der Finanzausfhuß der II. Kam⸗ 
mer will den von ber Regierung geforderten außerordentliden Militärcredit 
au gegen liberale Conceſſionen bewilligen. Minifter Dalwigk lehnt die For: 

erung ab. 

» (Zürlel. — Rumänien), Die Pforte will entfchieben interveniren und 
ernennt Omer Paſcha zum Befehlshaber der Truppen an ber Grenze. Die 
Rumänen bereiten jih zum Widerſtande. Die Pforte weicht jedoch ſchließlich 
bem Rathe der Großmächte. 

(Breußen) proreftirt gegenliber Defterreich gegen die Einberufung ber bols 
fleinifhen Stände und erklärt die Gafleiner Convention für gebrochen, jo baß 
bie gemeinfame Verwaltung beider Herzogthümer durch Oefterreih und Preus 
Ben wieder einzutreten babe. 

., GErankreich, England u. Rußland) erflären ben Plan einer Friedens: 

conferenz in Folge der öfterr. Vorbehalte für geſcheitert. 

(Preußen). Eine Eirculardep. bes Grafen Bismard erklärt den Krieg für 
unausweichlih und fucht bie Schuld davon auf Oeſterreich zu wälzen. 
= nen Beginn des Ausmarjches der Garben aus Berlin. 

Deutſchland. — Hanuonver) Die I Kammer erflärt ſich mit ber 

Politik der Regierung einverfianden. 

„5 „ (Deutſchland. — Württemberg). Debatte ber II. Kammer über ben 
außerorbdentlihen Militärcrebit. Die Commiſſion trägt nur unter Bebinguns 
gen auf Bewilligung an. Die Regierung erflärt die Bebingungen für zu⸗ 
geftanden. Mit 82 gegen 8 Stimmen wirb nunmehr ber Credit bedingungs⸗ 
108 zugeltanden. Die I. Kammer tritt dem Beichluffe bei, erklärt fich aber 
gegen die Forderungen einer Reviſion ber Verfaſſung und ber Einführung 
allg. Wehrpflicht. 

„» » (Italien). Der ital. Unterhänbler Gen. Govone, kehrt von Berlin wier 
ber nach Florenz zurüd. 

db. „ (Deutjhland — Naſſau). Wieberzufanmentritt ber Stänbe. Die 
Regierung verlangt von benfelben einen außerorbentlihen Militärcrebit. 

6, „ (Preußen). Der preuß. Gouverneur von Schleswig, Manteuffel, zeigt bem 
öfterr. Statthalter von Holftein, Gablenz an, daß er am folgenden Tag mit 

feinen Nur jean in Holftein einrüden werde. 

„„CDeutſchland. — Hannover), Die II. Kammer genehmigt ben Antrag 


” 
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Bennigfen auf ein Mißtrauensvotum gegen das Winifterium mit 50 gegen 
20 Stimmen. 

6. Juni. (Türkei) Fuad Paſcha wird geflürzt und ein alttürkiches Gabinet 
tritt an feine Stelle. 

7. „ (Defterreih). Der öfterr. Statthalter in Holftein, Gablenz, proteftirt gegen 
das Einrüden ber Preußen, verlegt feinen Sig nad Altona und concentrirt 
ebendahin die ganze öfterr. Brigabe. 

8.—9. Juni. (Deutfchland. — Bayern). Abreßbebatte der II, Kammer. Ber 
Commiffionsentwurf wird mit 97 gegen 45 Stimmen (ber vereinigten Linten) 
angenommen. Derſelbe ſpricht fi) entjchieden für den Krieg aus. 

9. Juni. (Defterreih) erflärt Preußen, daß es durch feinen Einmarſch in Hols 
fein den Art. 11 der Bundesacte verleht und ben Fall bes Art. 19 ber 
Wiener re herbeigeführt habe, 

„ » (Deutfhland — Bundestag) beichließt einftimmig Defterreih und Preu⸗ 
Ben zu erſuchen, ihre Truppen aus ben QBunbesfeftungen Mainz und Raftatt 
fowie aus Frankfurt zurüdziehen. 

„ „ (Italien). Die IL Kammer befchließt faft einftimmig bie Aufhebung aller 
Kldfter und die Einziehung ber geiftlichen Güter. 

° 410. „ (Preußen) macht ben beutfchen Regierungen burch eine Gircularbep. einen 
neuen Bundesreform vorſchlag, ber auf bem Ausfchluffe Deflerreiche aus dem 
neuen Bunde berußt und dem König von Bayern ben Oberbefehl über bie 
Eontingente ber fübdeutfchen Staaten anbietet. 

„ „ (Preußen). Gen. Mantenffel ergreift bie oberfle Gewalt auch im Herzogs 
thum Holftein, unterbrüdt bie preußenfeindlicde Preffe und die politifchen 
Vereine, verhindert gewaltfam ben Zufammentritt der Stände in Itzehoe und 
ernennt den Baron v. Scheel: Plefjen zum Oberpräfibenten für beibe Herzogs 


tbümer. 

„ (Beutihland). Die Preußen und Defterreiher räumen Mainz, Raſtatt 
und Frankfurt. In Frankfurt beweist ſich die Bevölkerung ben abziehenden 
Preußen, in Mainz ben zurücbleibenden preuß. Beamteten ſehr abgeneigt. 

„» . (Deutichland. — Bayern). Gen. v. d. Tarın geht in bejonderer Mifjion 
nad Defterreich. 

141. „ (Befterreih) klagt am Bunde gegen Preußen wegen Vergewaltigung In 
a und trägt auf Mobilmahung der gefammten Bundesarmee gegen 
reußen an. 

„ n (Deutläland. — Sachſen). Beide Kammern genehmigen ben geforberten 
außerorbentlicden Militärcrebit und verlangen bie Einberufung eines beutfchen 
Parlaments, Feiner Delegirtenverlammlung, auf Grund birecter Wahlen 
ſchleunigſt, längſtens aber im fünftigen Monai. 

11.13. Juni. (Deutſchland. — HeflensDarmftadt). Die II. Kammer lehnt 
ben geforberten Militärcrebit mit 27 gegen 21 Stimmen ab. 

„ » (Branfreid). Brief des Kaifers an Hrn. Drouyn de I'Huys: Programm 
bes Kaijers vor bem Kriege. Dem gelebgeb. Körper wirb feine weitere De: 
batte der beutfchen Frage geftattet, wiederholte Verſuche werben von Rouher, 
Walewski und der Majorität abgeichnitten, 

wi —— Das Cabinet O'Donnel wird durch ein Cabinet Narvaez 
erſetzt. 

412. „ (GLeſterreich) ruft feinen Geſandten in Berlin ab und ſtellt dem preußiſchen 
Geſandten in Wien feine Päſſe zu. 

„ . (Oefterreih). Die öfterr. Brigade räumt Holftein ohne Schwertftreidh und 
zieht fi) über Hannover und Gafjel nah Süden zurüd. Der Auguftenburger 
verläßt gleichfalls das Land. 

.. (Belgien) Wahlen zur II. Kammer: Das Uebergewicht ber Tiberalen Partei 
über die Tatholifche fteigt durch diefelben von 12 auf 20 Stimmen. 

13. „ (Schweiz). Der Bunbesrath bietet Truppen auf, um bie Neutralität gegen 
Deſterreich und Stalien zu wahren. 
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14. Sunt. (Deutſchland — Bundestag) erhebt ben äfterreidh. Antrag, bie ganze 


15. 


16. 


h 1 


17. 


H 


Bundesarmee (gegen Preußen) zu mobilifiren, mit 9 gegen 6 Stimmen zum 
Beſchluß. Hannover und Kurhefjen fiimmen mit ber Mehrheit gegen Preu⸗ 
Ben. Der preuß. Geſandte erflärt den Bunb dadurch für aufgelöst, legt ben 
preuß. Bundesentwurf vom 10. Juni auf ben Tiſch des Haufes nieder und 
verläßt den Saal. 

„ (Deutfchland — Hannover). Geftüht auf ben heutigen Bundesbeſchluß 
befichlt der König die Mobilifirung feiner ganzen Armee. 

„ (Deutfchland. — Kurbeflen). Geftügt auf den heutigen Bundesbeſchluß 
befiehlt der Kurfürft die Mobilijirung feiner ganzen Armee. 

„ (Deutfhland. — Bayern) fließt durch v. d. Tann in Olmüb eine be: 
fondere Convention mit Tefterreih ab, um fein Gebiet zu wahren, eventuell 
vielleicht zu erweitern. Oeſterreich verpflichtet fih, keinen einjeitigen ‘yrieden 
mit Preußen einzugeben. 

„ (Deutfhland. — Baden). Die II. Kammer bewilligt einftimmig ben ges 
forderten außerord. Militärcredit. 


„(Deutſcher Krieg). Preußen richtet Sommationen an Sachſen, Hannover 
und Kurheſſen, ihre Truppen fojort auf ben Friedensſtand zurüdzuführen 
und fi dem preuß. Bundesreformantrag anzufchliegen, widrigenfalls Preußen 
biejelben als im Kriegszuftand gegen bafjelbe befindlich betrachten und dem⸗ 
gemäß handeln werbe. Alle brei lehnen die Forderung ab: Sachſen läßt 
feine Armee an die böhmiſche Grenze behufs einer Vereinigung mit ber 
öfterreichifhen, Hannover feine in der Eile zufammengerafften Truppen nach 
Göttingen, Kurheſſen die feinigen nah Hanau marjdiren. Die Könige von 
Hannover und Sachſen folgen ihren Zruppen, ber Kurfürft von Heſſen 
bleibt in Wilbelmshöhe. 

„ (Deutfhland — Hannover). Bennigſen trägt in ber II. Kammer auf 
eine Adreſſe an ben König an, ben Klo Bundesbeſchluß nicht auszu⸗ 
führen und völlige Neutralität gegen Oeſterreich und Preußen zu bewahren. 


C(Deutſcher Krieg). Preußen läßt feine Truppen unter Gen. Herwarthv. Bitten⸗ 
feld in Sachſen, unter Gen. Bayer in Kurbeflen, unter den Gen. Vogel von 
Falfenftein und Manteuffel in Hannover einrüden, 

„ (Preußen) fordert die norddeutſchen Staaten auf, mit ihm ein neues Bünds 

niß auf Grundlage feines Vorſchlags vom 10. Juni abzuſchließen und ihre 

Truppen bem Oberbefehl bes Königs von Preußen zu unterfiellen, wogegen 

Preußen ihnen ihre Unabhängigfeit und ihr Territorium garantire. 
(Deiterreich) erklärt am Bunde, daß es allen bundesgetreuen Staaten 

ausbrüdlich ihren Beſitzſtand garantire. 

„ (Deutihland. — Bundestag). Sachſen verlangt vom Bunde Hülfe 
wiber Preußen. Die Bundesverfammlung beſchließt mit 10 Stimmen (zu 
ben 9 Stimmen vom 14. d. M, tritt jeßt auch Baden) Oefterreich und Bayern 
mit dem Schute Sachſens zu beauftragen. 

„ (Rußland) nimmt die bodharifche Feſtung Chodſent. 

„ (Ber. Staaten). Beide Häufer bes Congreſſes haben fi über ein 
Amendement zur Bundesverfaſſung geeinigt, das bie bürgerlichen Nechte der 
ehemaligen Sclaven fihern fol und von befjen Annahme die Wiederaufnahme 
der ehemaligen Sclavenftaaten in die Union abhängig gemadt wirb. 

„ (Deutfder Krieg). Die erften Württemberger rüden zum Schuß ber 
Bundesverfammlung in Frankfurt ein. 

Faft die ganze heſſiſche Armeedivifion wird bei Frankfurt concentrirt. 
2. ap rüden unter Gen. Vogel v. Falkenftein in bie Stadt Han 
nover ein. 
Der Herzog von Goburg-Gotha tritt ber erfte unter ben norbbeutichen 
Fürften auf die Seite Preußens. 
„ (Defterreih). Der Kaiſer erläßt- ein Kriegsmanifeft wider Preußen. 
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18. Juni. ; (Preußen). Der König von Preußen erläßt ein Kriegsmanifeft wider 

Deiterreich. 

„ » (BDeutfger Krieg). Die Preußen unter Gen. Herwarth befeßen Dresden. 

Die hannoverſche Feſtung Stabe ergibt fih durch Sapitulation ben Preußen 
unter Gen. Manteuffel. 

Die Preußen unter Gen. Bayer rüden in Eaffel ein. 

Der Frankfurter Bundestag beichließt mit 11 Stimmen (zu ben 10 Stims 
men tritt jetzt auch noch bie großb. und berzogl. ſächſ. Stimme) alle Regie⸗ 
rungen ohne Ausnahme wider Preußen aufzurufen. 

In Bayern bewilligt die Kammer einftimmig ben außerordentlichen Mi⸗ 
Titärcredit von 31 Mill. Die vereinigte Linke legt ihre Vorbehalte in einer 
Erklärung nieder. 

Prinz Aler. von Heffen übernimmt ben Oberbefehl über das 8. Bundes⸗ 
armeecorps. 

„nn BDeferreid). Die Deputationen des ungarifhen und bes croatifchen 
Landtages gehen auseinander, ohne daB fie fi) über das Verhältniß Croa⸗ 
tiens zu Ungarn bätten verftändigen Tönnen. 

„ « (England). Die Regierung unterliegt bei ber Gommitteeberathung des 
Unterhaufes über die Parlamentsrefornbill in einem wejentlihen Runfte mit 
304 gegen 315 Stimmen unb gibt ihre Entlaffung ein. 

19. „ (Deutfcher Krieg). Tie Preußen befeten Leipzig. Tie ganze jächfifche 

Armee ift auf öſterr. Boden übergetreten. 

Sn Hannover übernimmt ber preuß. Gen. Bogel v. Falfenflein bie Vers 
waltung des Königreichs. 

. „ (Deutfder Krieg). In Kurheſſen übernimmt ber preuß. Gen. v. Bayer 
bie oberfte Verwaltung bes Kurfürftenthuus. 

In Hellen-Darmftabt bewilligt die IT. Kammer nunmehr einflimmig ben 
ermäßisten außerorbentlihen Militärcredit. 

» (Stalten) erläßt die fürmliche Kriegserklärung an Defterreih; Kriege: 
manifett bes Königs. 

„ (Deutfcher Krieg). In Hannover bricht König Georg mit feiner Armee 
von Göttingen auf, um über Langenfalza und Gotha die Vereinigung mit 
ben Bayern zu fuchen. 

Am Frankfurter Bundestag fangen die norbdeutichen Staaten ar, ihren 
Austritt aus dem Bunbe zu erflären; Oldenburg und Lippe⸗-Detmold geben 
voran. 

Prinz Karl, der Oberbefehlshaber der bayeriſchen Armee und des 8. Bundes⸗ 
armeecorps, läßt von Bamberg aus feine Truppen gegen Fulda vorrücken, 
um den Hannoveranern, bie er irrig in jener Richtung erwartet, bie Hand 
zu reichen. 

„» (Italien). Bertagung ber Kammern, 

„ (England). Die Regierung verfügt in Yolge des Berichts ber jamaica⸗ 
nifchen Unterſuchungscommiſſion die Abberufung des Gouverneurs Eyre. 

 „ (BDeutfher Krieg). Die beiden preuß. Armeen unter bem Prinzen Fried: 

ri Karl und unter dem Kronprinzen ſetzen fich in Bewegung unb übers 
fhreiten bie böhmifche Grenze. 

In Hannover rüden bie Preußen bem König Georg und feiner Armee 
nad. Unterbandlungen zwilhen Preußen und dem König. Abſchluß eines 
Waffenſtillſtandes. 

„ Spanien) Neue Militärtevolte in Mabribd. 
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; „ (Schweden) Schluß ber legten Seffion des Reichstags nach ber alten 
Berfaffung ber vier Stänbe. 
23. „ (Deutſcher Krieg). In Kurbefien führen bie Preußen ben Kurfürften 


als Gefangenen nah Stettin ab. 
Der Frankfurter Bundestag läßt bie beutiche Fahne auf bem Bunbespalais 
aufziehen und bas 8. YBundesarmeecorps bie beutiche Armbinde anlegen. 
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24. Juni. (Deutſcher Krieg). Die Preußen unter bem Prinzen Friebri Karl be⸗ 
ſetzen Reichenbeim in Böhmen ohne Wiberftand. 

Die bayer. Armee veränbert ihre Nichtung, um ben Sannoveranern über 
Gotha ftatt über Fulda bie Hand zu bieten. 

„ (Defterr.:ital. Krieg). Schlaht von Cuſtoza. Sieg ber Defterreicher 
unter m Erzherzog Albrecht über die Staliener unter bem König Victor 
Emanuel. 

„ (Defterreih). Das 15er Subcomits bes ungarifchen Landtags vollendet 
fein Operat über bie gemeinfamen Angelegenheiten. 

. (Deutfcher Krieg). Die preuß. Armee unter bem Prinzen Friedrich Karl 
rüdt in Böhmen bis Liebenau, Turnau und Pobol vor. Die Defterreicher 
unter Clam:Gallas werden zurüdgeworfen. Die preuß. Armee unter bem 

| Kronpringen nimmt Nachob. 

| gi Die Bundestruppen (Württemberger) beſetzen bie hohenzollernſchen Fürſten⸗ 

thümer. 

Bayern hebt 30,000 Mefervepflichtige aus. 

Die badiſchen Truppen langen endlih in Darmflabdt an. 

Die Ständeverjamimlung von Nafjau lehnt ben gneforberten außerordent⸗ 
lihen Militärcredit mit 24 gegen 14 Stimmen auch jebt noch ab. 

„ (Defterreidh). Der ungarifche Landtag wirb mit Rüdficht auf ben aus- 
gebrochenen Krieg auf unbeftimmte Zeit vertagt. ' 

„ (Deutfcher Krieg). Die preuß. Elbarmee unter Gen. Herwarth dringt in 
Böhmen big zur Linie ber Iſer vor, geht über biefen Fluß und vereinigt ſich 
mit ber Armee bes Prinzen riebrih Karl. Die Armee bes Kronprinzen 
von Preußen tritt nach beftigem Kampfe aus bem Defilés zwiſchen Nachod 
unb Skalitz heraus. 

Die Preußen erleiden unter Gen. lies bei Langenfalza eine Schlappe 
gegen bie Hannoveraner. 

Der Frankfurter Bundestag überträgt den Oberbefehl über bie Bundes⸗ 
truppen dem Prinzen Karl von Bayern und die oberfle Leitung bem öſterr. 
Generaliſſimus Benedek. 

» (Deuticher Krieg). Die Preußen nehmen unter dem Prinzen Friedrich 
Karl Münchengrätz, unter dem Kronprinzen Zrautenau und YBurgersdorf 
und Sfalik. 

Der König von Hannover, von allen Seiten burd überlegene preußifche 
Streitkräfte eingelchloffen, capitulirt in Langenſalza. In Norbbeutichlanb 
ftebt den Preußen fein Feind mehr gegenüber. Die Preußen vereinigen fih 
unter bem Oberbefehl des Gen. Vogel v. Falkenitein als preuß. Moinarmee 
gegen Süddeutſchland. 

28. „ (Dänemarf). Beide Thinge des Reichstags verftänbigen fich endlich über 
bie Annahme ber neuen Verfaffung unb die Befeitigung bes doppelten con⸗ 
ftitutionellen Räderwerts. 

29. „ (Deutfcher Krieg). Die Preußen nehmen Gitfhin und Königinhof; alle 
ihre drei Armeen in Böhmen bewerkitelligen ihre Bereinigung. Die Oefter: 
reicher find in vollem Rüdzuge gegen Königgräß. 

30. „ (Deutfder Krieg). Der König von Preußen geht zur Armee ab. 

Mecklenburg weicht bem preuß. Drude, nimmt den Bünbnifantrag bes: 
felben an und ftellt dem König von Preußen feine Truppen zur Verfügung. 
Bremen tritt dem norddeutſchen Bunde bei. 


» „ (Brantreih). Schluß ber Kammerfeffion. 


. Zuli. (Spanien). Die Cortes bewilligen bem Regiment Narvaez bie Sus⸗ 
penbirung ber conftitutionelen Garantien. Die Regierung fchlägt einen ent: 
ſchieden reactionären Weg ein. Das Unterrichtsweien wird dem clericafen 
Belieben überantwortet, die Provinziale unb Gemeindberäthe werben einer 
Neuwahl unterworfen und ihre Befugniffe durch kgl. Decrete bejchräntt. 
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3. Juli. (Deutſcher Krieg). Schlacht von Koniggrätz (Sadowa). Sieg ber 
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Preußen, vollftändige Nieberlage ber Defterreiher. Benedek jammelt bie 

Veberrefte feiner Armee, um fie in Olmütz zu reorganifiren. 

Gefecht zwiihen Preußen und Bayern. Die Bayern gehen zurild. 
ne Krieg). Defterreih tritt Venetien an ben Kaifer ber Frans 
zoſen ab. 

(Deutfger Krieg). Gefechte zwilhen ben Preußen und Bayern, bie 
Bayern geben zurüd. 

Der Frankfurter Bundestag beſchließt bie Befeſtigung ber Stabt. 

(Deutfcher Krieg). In Wien fürdtet man bereits ben Einmarſch ber 
fiegreihen Preußen: ber Baarihab ber Bank wird nad Komorn zu trands 
portiren angefangen. 

(Frankreich). Der Moniteur verkündet die Ceſſion Venetiens durch Defters 
reich an den Kaiſer der Franzoſen und daß dieſer die Vermittlung ſowohl 
zwiſchen Oeſterreich und Italien als zwiſchen Oeſterreich und Preußen über⸗ 
nommen habe. Die Pariſer flaggen und illuminiren zu Ehren des Kaiſers 
ale des anerkannten Schieberichters Europas. Preußen nimmt bie Ver⸗ 
mittlung Franfreihs nur unter Bedingungen an, Stalien ſchützt bie Allianz 
mit Preußen vor. 

(Deutfhland, — Naffau). Tie Ständeverfammlung von Naffau Tehnt 
bie Bewilligung bes von ber Regierung geforberten Militärcrebits zum zweiten 
Mal ab und wird bafür fofort aufgelöst. 

(England). Bildung eines reinen Torycabinets Derby Visraeli, 

(Schweiz). Beide Räthe der Bundesverfanmlung fprechen ſich für ſchleu⸗ 
ne Bewaflnung ber ganzen Armee mit Hinterlabungsgewehren aus unb 
beihließen die Umwandlung aller Artilleriegeſchütze in gezogene. 

(Dentfcher Krieg). Ter Kaifer von Defterreich richtet ein Manifeft an 
die Ungarn, freiwillig unter bie Fahnen zu eilen zur Vertheibigung bes 
ae Reihe. Das Manifeft bleibt jedoch in Ungarn vollftändig wir: 
ungslos. 

Deutſcher Krieg). Die Preußen beſetzen Prag. 

(Deſterr.⸗ital. Krieg). Tie italienische Armee ergreift troß ber Abtretung 
Benetiens von Seite Defterreihs an ben Kaifer ber Franzoſen wieber bie 
Dfienfive und geht unter Gialdini über ben untern Po. 


„CDeutſcher Krieg). Erzh. Albrecht wird zum Gommanbanten ber ges 


jammten operirenden Armeen Oeſierreichs ernannt. 

Die Oefterreiher beginnen Venetien mit Ausnahme ber Stabt Venedig 
und bes Feilungsviereds zu räumen unb ben größeren Theil ihrer italies 
niſchen Armee an die Donau gegen bie Preußen heranzuziehen. 

Der Frankfurter Bundestag ift auf feine eigene Sicherheit bedacht und 
bringt vorerft die Bundescaſſe aus ber Stabt fort. 

Gefechte ber Bayern mit ber preuß. Mainarmee bei Kifjingen und Hams 
melburg. Die Bayern gehen hinter ben Main zurüd und ftellen ſich bei 
Schweinfurt in Schlachtordnung auf. Gen. Bogel v. Yalkenftein läßt fie bort 
fiehen und wendet fi mit ber preußifhen Mainarmee zunächft gegen das 
8. Bundesarmeecorps. 

Bayern ruft die gefammte Landwehr unter bie Waffen, 

(Deutfcher Krieg). Der Kaifer von Defterreich richtet ein Manifeſt an 
feine gefammten Völker, in dem er erflärt, daß er nie in einen Frieben 
willigen werde, welcher bie Grunbbedingungen ber Machtſtellung bes Reichs 
erihüttern würbe, und fie zum Bertrauen und zur Ausdauer ermahnt. 

(Preußen). Prinz Reuß langt mit einem eigenhändigen Schreiben bes Königs 
von Preußen an Rapoleonin Paris an: ber König beftätigt barin bie jhon von Bis⸗ 
mard an ben preuß. Gejandten Grafen Sol am 5.5. M. erlaffenen Weiſun⸗ 
bez. ber Bebingungen Preußens für einen Waffenſtillſtand mit Oeſter⸗ 
reich, 
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40. Juli. (Dekerr.ital. Krieg). Die Deflerreier gießen ihre Truppen aus Bes 


netien an die Donau gegen Preußen und behalten nur bas Feſtungsviereck 
und die Stabt Venedig bejeht. Die ital. Armee rüdt daher ziemlih uns 
gebinbert gegen Venedig, gegen ben Zagliamento und gegen Trient zu vor. 

11. „ (Deutſcher Krieg). Ter Frankfurter Bundestag beichließt, feinen Sig 
nad Augsburg zu verlegen. 

GEFrankreich). Entſcheldender Minifterrath. - Zwieſpalt der Anfihten. Der 
Kaifer enticheibet gegen eine active Unterftübung Deflerreih8 und bamit gegen 
einen Eintritt Franfreihs in ben Krieg. Formulirung eines franzöfiſchen 
VBermittlungsantrags, ber von Preußen angenommen wird. 

412. „ (Deutſcher Krieg). Die Preußen rüden in Brünn ein. 

Die lettten Öfterr. Feldtruppen verlajfen Venetien. 

„ (Türkei. — Rumänien) Fürſt Karl beſchwört bie ihm vorgelegte 
neue Berfaffung. 

13. „ (Deutfcher Krieg). Eine von Frankreich vermittelte breitägige Waffen 

rube zwiſchen Defterreih und Preußen kommt nicht zu Stanbe. 

fv „ (Deutfher Krieg). Erzherzog Albrecht übernimmt ben Oberbefehl über 
bie öfterr. Armee an ber Tonau. Die Oefterreiher geben über bie Thaya 
jurüd und fprengen bie Brüden in bie Luft. 

Gefecht der Heflen (8. Bundesarmeecorps) und ber preuß. Mainarmee. 
Prinz Alerander erklärt dem Bundestage in Frankfurt, baß er ihn nicht län⸗ 
ger ſchützen könne, fonbern hinter ben Main zurüdgehen werde, um fich mit 
ben Bayern zu vereinigen. 

„ (Deutfher Krieg). Die Preußen rüden ins Erzherzogthum Oeſterreich 


ein. 
„» (Deutfder Krieg). Der Rumpibunbestag fiebelt nach Augsburg über. 
Gefecht der Hefien und Defterreicher bei Aſchaffenburg mit der preußifchen 

Mainarmee. Tas 8. Bındbesarmeecorps geht hinter ben Main zurüd. Die 

Preußen marſchiren auf Frankfurt. 

„ . (Srantreih). Ter Eenat genehmigt einftiimmig ein Confult, das jebe 
Discufjion über Verfaffungsveränderungen in ber Preſſe unterfagt und bie: 
jelben dem Senat allein refervirt. 

15. „ (Deutſcher Krieg). DBenebek verläßt mit dem Nefte feiner Armee Olmütz, 
um fie ber öfterr. Armee an ber Donau zuzuführen. - 

Der Großherzog von Heffen und ber Herzog von Naffau verlaffen ihre 
Lande vor ben anrüdenden Preußen. 

16. „ (Deutfder Krieg). Tie Mainarmee unter Gen. Bogel v. Falkenftein 
rüdt in Frankfurt ein. 

17. „ (Deutfder Krieg). Tie Preußen befeten Lunbenburg; eine Abtheilung 
berjelben geht bei Horig über bie Märch auf ungarifchen Boben. 

Defterreih bietet den Landfturm auf in Ober: und Nieberöfterreich, in 
Kärnthen, Krain und Eteyermarf, Wien befchließt die Errichtung einer 
Bürgerwehr. 

„» „ (Srantreih). Nachdem bie Erzielung eines MWaffenftiliftandes zwiſchen 
Deiterreih und Preußen gefichert ericheint, gebt ber Prinz Napoleon nad 
Sen ab, um einen foldhen auch zwiſchen Stalien und Oeſterreich zu be= 
treiben. 

18. „ (Deutfher Krieg). Tie Freußen befeten Darmſtadt, Wiesbaden und 
og Ter Stabt Frankfurt wird eine Kriegscontribution von 6 Mill. fl. 
auferlegt. 

19. „ (Deutſcher Krieg). Die leitenden Minifter von Bayern, Württemberg, 

| Hellen und Baden treten in Münden zu Gonferenzen zufammen. 

20. „ (Dentfder Krieg), Die Preußen wollen ber Stadt Frankfurt eine 

ae ——— von 25 Mill. Gulden auflegen; die Stadt weigert ſich 

e eben. 
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. Zuli. (Italien) verfügt für Venetien bereits bie Befeitigung bes öſterr. Gone 
21. 


corbats mit Rom und die Aufhebung ber Klöfter. 

„ (BDeutfcher Krieg). Der bayeriihe Minifter v. d. Pfordten geht nad) 
Nikolsburg, un einen Waffenftillftand mit Preußen zu erzielen. 

„ (Oefterreichifch-italienifcher Krieg). Glänzender Seefieg ber Oeſterreicher 
ec Admiral Tegethoff bei Liſſa über bie italienifche Flotte unter Admiral 

erſano. 

„CGVer. Staaten). Der Congreß beſchließt bie Wiederaufnahme bes ehe: 
maligen Sclavenftaates Tennefjee in die Union, nachdem berfelbe das Amen- 
bement zur Bunbesverfaflung v. 16. Juni angenommen hat. 

(Deutſcher Krieg). Lebtes Gefecht zwiſchen Defterreichern und Preußen bei 

Preßburg. Großer Minifter- und Kriegsrath in Wien, Abſchluß einer 

fünftägigen Waffenruhe zwifchen Oeſterreich und Preußen in Nidolsburg, dem 

Hauptquartier des Königs von Preußen. 

In Bayern richten bie Gemeindebehörben von Nürnberg und Augsburg 

Friedensadreſſen an den König. 

(England). Die arbeitenden Klaffen beginnen, fich fehr allgemein und 
ſehr energiſch für eine eingreifende Parlamentsreform auszufprehen. Einem 
Maffenmeeting in London folgen ähnliche in allen großen Stäbten Englands 
und Schottlands. Die aufrichtig liberale Partei in Irland beginnt ſich ber 
Berregung anzuſchließen. 

(Deutfcher Krieg). Tie Preußen verlangen von Frankfurt brohenber bie 
Bezahlung ber Kriegscontributidn von 25 Mill. Der Bürgermeifter Fellner 
erhängt fi aus Verzweiflung. 

Die Preußen nehmen Tauberbifchofsheim gegen die Württemberger. 
In Baden tritt das Minifterium Edelsheim zurüd. 

(Deutfher Krieg). Auh in Württemberg circuliren Friebensabreffen 
an den König. 

(Deutfher Krieg). Abſchluß des Waffenftillftandes und der Friedensprä- 
liminarien zu Nickolsburg zwiſchen Oeſterreich und Preußen. 

(Defterreih). Um die Discuffion ber innern Fragen abzufchneiden, wirb 
ber Belagerungszuftand über Wien verhängt. 

(DOefterr..italtenifcher Krieg.). Abſchluß einer Waffenruhe zwiſchen bei⸗ 
den Armeen. 

(England). Ein neuer Verſuch einer transatlantiſchen Kabelleitung führt 
glücklich zum Ziele. 

(Deutſcher Krieg). Die Preußen beſchießen die bayeriſche Veſte Marien⸗ 
berg. Abſchluß einer Waffenruhe. Die preußiſche Reſervearmee unter dem 
Großh. von Mecklenburg rückt in Bayern ein und beſetzt Bayreuth. 

Auch die leitenden Miniſter von Württemberg und Heſſen gehen nach 

Nickolsburg, um Waffenſtillſtand zu ſuchen. 

(Deutſcher Krieg). Bayern ſchließt in Nickolsburg einen Waffenſtillſtand 
mit Preußen, der aber erſt am 2. Ang. anfangen ſoll und den Preußen bis 
dahin freie Hand läßt. 

In Baden tritt ein preußenfreundliches Miniſterium Matthy-Jolly an die 

Stelle des bisherigen. 

(Frankreich). Differenz mit Italien wegen Venetiens und des Trentino. 
Der Kaiſer droht, Italien verzichtet. 

(Ver. Sta aten). Der Congreß vertagt ſich bis zum 3. Dec. 

(Deutſcher Krieg), Preußen läßt die Kriegscontribution von 25 Mill. 
gegen Frankfurt vorerft fallen. 

(Franfreidh). Der Kaifer gibt nad) dem „Moniteur“ die fürmlide Er: 
HMärung ab, daß er in bie Vereinigung Venetiens mit Stalien einwillige. 

(Franfreid. — Merten). Abſchluß einer Convention, durch bie ein 
Theil ber mericanifhen Zolleinfünfte (in Veracruz und Tampico) Frankreich 
überwiefen wird. 
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30. Zul. (Ber. Staaten). Graufame Negermetelei in Neworleane, 
31. „ (Deutſcher Krieg). Die preuß. Refervearmee rüdt ohne Wiberftand in 
Nürnberg ein. 
„ (Deutiher Krieg). Der König von Preußen verläßt Nidolsburg, um 
nad Berlin zurüdzufehren. 
- , (Merien). Die Frangofen fangen an, bie Nordprovinzen zu räumen, 
Diontereyg und Matamoros fallen wieber in bie Hänbe ber Yuariften. 


X 


1. Aug. (Deutſcher Krieg). Heſſen-Darmſtadt ſchließt einen Waffenſtillſtand mit 
Preußen v. 2. Aug. an. 

..„(Merxico). Tampico faͤllt in die Hände der Juariſten. 

2. (Deutſcher Krieg). Württemberg ſchließt einen Waffenſtillſtand mit Preußen. 
en ladet die ſüddeutſchen Staaten zu Friebensunterhandlungen in 
erlin ein. 

(Stalien). Durch kgl. Decret wird bem Lande ein Zwangsanlehen von 
350 Mill. auferlegt. 

(Deutfcher Krieg). Baden fchließt einen Waffenftillftand in Berlin ab, 

(Deutfher Krieg). Alle norddeuiſchen Staaten, mit einziger Ausnahme 
von Sahjen:Meiningen und Neuß &. L., haben fih zu einen neuen Bunde 
mit Preußen bereit erklärt und bdiefes richtet nun an biefefben durch Girculars 
bepejche den Entwurf eines förmlichen Bündnißvertrags. 

(Preußen). Cröffnung bes Landtags. Thronrebe bes Könige. Diefelbe 
kündigt das Begehren um Indemnität für das feitherige budgetlofe Re⸗ 
an an, um ben bisherigen Conflift für ale Zeit zum Abjchluffe zu 
ringen. 

(Defterr.:ttal, Krieg). Beginn ber Unterhandlungen über einen Waffen: 
ftillftand in ber iftrijhen Stadt Cormons. Stalien verlangt bie Anerfennung 
bed augenblidlihen uti possidetis ber Truppen, DOefterreih bie Zurüds 
siehung ber Truppen hinter bie Grenzen Venetiens namentlih in Wälſch⸗ 
tyrol. 

(Breußen) fendet ben General v. Manteuffel in beſonderer Miflion nach 
St. Petersburg. 

(Frankreich) ſtellt Compenfationsforberungen an Preußen. Preußen lehnt 
fie ab. Frankreich Täßt fie fallen. 

(Frankreich). Der Kaifer kehrt ernftlih Franf aus Vichy nad Paris zurüd, 
erbolt fich jedoch ſpäter wieder. 

8 „ (Deutider Krieg) Auflöfung bes 8. Bunbesarmeecorps. 
N d). Sn Petersburg findet bie erfte Sitzung eines Schwurgerich: 
e8 ſtatt. 

(Mexico). Die Kaiferin Charlotte verfucht umfonft perfönlich in Paris 
den Kaifer Napoleon zu weiterer Unterftüßung bes Unternehmens in Merico 
zu bewegen und geht von dort über Miramare nah Rom ab. 

(Deutfher Krieg). Beginn ber SFriebensunterhandlungen zwiſchen 
Oeſterreich und Preußen in Prag. 

(Preußen), Grabow verzichtet im Intereſſe eines Ausgleih® bes inneren 
Conflicts auf bie Candidatur zur Präfidentfchaft bes Abg.-Haufes und wird 
durch Forkenbeck erfegt. 

(Deutfher Krieg). Da Reuß &. 8. auf feinem Wiberftande gegen Preu⸗ 
Ben bebarrt, fo Täßt diefes das Ländchen durch 2 Compagnien beſetzen. 

.- . (Defterr..ital. Krieg). Stalien, von Preußen nicht unterftügt und von 
Tranfreih im Stich gelaffen, verzichtet auf das uti possidetis und ſchließt 
Done ie einen Waffenftillftand ab, ber einen Verzicht auf Wälſchtyrol 
n fi ießt. 

12, „ (Rußland. — Ber. Staaten). Das Erjcheinen eines Unionsgeſchwa⸗ 
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Sn vor Kronftabt gibt officiell zu gegenfeitigen Freunbfchaftsbezengungen 


Anlaß. 

43. Aug. (Deutfger Krieg). Württemberg fchließt in Berlin feinen Frieden unb 
ein (vorerſt geheimes) Schutz⸗ und Trutzbündniß mit Preußen. 

„» » (Breußen) Die Regierung legt dem Lanttag ein Wahlgeſetz für ben 
Reichstag bes norbbeutichen Bundes vor. 

14. „ (Preußen). Die Regierung kommt nad ber Zuſicherung ber Thronrebe 
— Abg.⸗Haus um foͤrmliche Indemnität für das bisherige budgetloſe Re⸗ 
giment ein. 

„ Ber. Staaten). Eine demokratiſche Convention (Parteiverſammlung) 
in Philadelphia ſtellt ein Programm auf, um den Herbſtwahlen im Congreß 
ee Rückhalt im Sinne ber Rolitif des Präjidenten Johnſon zu 
gewähren. 

15. „ een Garibaldi Fehrt wieder nad Caprera zurüd. 

17. „ (Deutfcher Krieg). Baden ſchließt in Berlin feinen Frieden und ein (vors 
erit geheimes) Schuh: und ein Trutzbündniß mit Preußen. 

„ „ (Preußen). Eine Botichaft bes Königs verlangt vom Lanbtage bie Annerion 
von Hannover, Kurheſſen, Naſſau und Frankfurt. 

18. „ (Deutfeher Krieg). Definitiver Abflug bes Bündnifvertrags Preußens 
mit den norbbeutihen Staaten, Medlenburg vorerft noch ausgenommen. 

20. » rien, Der Kaifer bildet ein neues Cabinet von wefentlich clericaler 

ärbung. 

21. „ (Deutider Krieg). Auch Mecklenburg tritt dem norddeutſchen Bündniß⸗ 
verirage bei. 

22. „ (Deutfher Krieg). Bayeın ſchließt in Berlin feinen Frieden unb ein 
(vorerft geheimes) Schuß: und Trupbündniß mit Preußen. 

23. — Krieg). Abſchluß des Friedens zwiſchen Oeſterreich und Preu⸗ 

en in Prag. 

(Preußen). Das Abg.⸗Haus richtet eine Adreſſe an bie Krone, in ber bie 

bisherigen Forderungen ſtiüſchweigend fallen gelaffen werben. 

24. „ (Deutfcher Krieg). Ende bes Rumpfbundestages in Augsburg. 

„» « (Brankreich) fchließt einen Vertrag mit Defterreich, der bie Geflion Benetiens 

an Frankreich beftätigt unb ihm die Retroceſſion an Stalien fichert. 

(Prenden). Antwort des Königs auf die Adreſſe des Abgi⸗Hauſes. 

(Preugen) belebt bie bisherige Bunbdesfeftung Mainz. 

29. „ (Ber. Staaten). Präfident Johnſon tritt eine Rundreife in den Staaten 

- des Nordens an, die fich bald zur Wahlreife für die Herbftwahlen in ben 
Congreß geftaltet und auf ber er durch tactlofes Benehmen ben Iehten Reſt 
feines Aniehene einbüßt. 

30. „ (Preußen). Prinz Nikolaus fehließt mit Preußen eine Webereinfunft über 
bie Rückkehr der nafjanifhen Truppen im ihre Heimath ab. Der Herzog 
fügt I in fein Schickſal, vorbehaltlich einer Verſtaͤndigung über fein Private 
vermögen. 

. (Deutihland. — Bayern). Tie II. Kammer genehmigt mit allen gegen 
41 Stimme ben Friebensvertrag mit Preußen und erklärt fich gegen 13 Stim⸗ 
men für einen engen Anſchluß an Preußen, um etwaige Angriffe des Aus: 
lands erfolgreich abzuwehren. Die I. Kammer lehnt ben engen Anſchluß an 
Preußen ihrerfeits mit 30 gegen 4 Stimmen ab. 

— .„ (Rom) Finanznoth. Die Noten ber Bank finten unter Pari. Scanda⸗ 
löſe Maßnahmen, um ihrer Einlölung zu entgehen. 

— .„ (Sriedenlanb). Die öffentlihe Meinung nimmt Partei für Candia. 
Freiwillige fangen an, dahin abzugeben. 
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2. Sept. (Frankreich). Nüdtritt des Hrn. Drouyn be l'Huyo. Derfelbe wirb 
durch Hrn. v. Mouftier und proviforifch durch Hrn. v. Lavalette erſetzt. 
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2. Sept. (Türkei. — Candia). Tie Generalveriammlung ber Candioten beſchließt 
bie Bereinigung ber Inſel mit Griechenland. 

3 » (Deuter Krieg). Helfen-Tarmftadt fchließt in Berlin feinen Frieden 
mit Preußen, tritt Heflen-Homburg ab und mit feinem ganzen Gebiet jen= 
jeits des Main in ben norbbeutichen Bund ein. 

„ (Brenfen) Tas Abg.Haus ertbeilt der Regierung mit 230 gegen 75 

ı Stimmen bie nachgefuchte Indemnität für bas bisherige budgetlofe Regiment. 

„ (Schweiz) In Genf tritt ein internationaler Arbeitercongreß zuſammen. 

„ (Laplataftaaten). Krieg ber Alliirten (Brafilien, Buenos Ayres und 
Montevideo) gegen Paraguay: die Alliirten erſtürmen das paraguapitifche 
dort Curuſu. 

-„ (Preußen). Die preußifche Armee beginnt ihren Rüdzug aus Defterreich. 

„» (Ber. Staaten). Die Septemberwahlen in ben Congreß fallen gegen ben 
PVräfidenten und bie bemofratiihe Partei aus. Die republitanifche Partei 
behauptet ihre bisherige Stellung und zwar mit verfärfter Stimmenzabl, 

„ (Preußen). Das Abg.⸗Haus genehmigt bie Annerion von Hannover, Kur: 
heilen, Naſſau und Frankfurt mit 273 gegen 14, das Herrenkaus mit allen 
gegen 1 Stimme. Der König behält vorerfi eine Art Tictatur über biejels 
Bells * dem 1. October 1867 werden ſie dagegen der preuß. Verfaſſung 
theilhaft. 

(England). Auch das voriges Jahr geriſſene transatlantiſche Kabel langt 
glücklich aufgefiſcht in Neufoundland an. 

10. „ (Oeſterreich). Eine Verſammlung deutſch⸗öoſterr. Landtagsabgeordneter 

Auſſee in Steyermark erklärt ſich für einen gemäßigten Dualismus mit 
ngarn. 

„ (Franfreid. — Rom) Die neue römiſche Leglon wird in Antibes 
einem päpſtlichen Commiſſär übergeben. 

., (Breußen), Das Abg.⸗Haus genehmigt bas Neichswahlgefeb, wahrt aber 
bem preuß. Landtag die Ablehnung ober Zufimmung zu ben Beſchlüſſen 
bes Reichsſstages und bem Reichstage felbft die vollftändige Sicherung ber 

| Redefreiheit. 

(Türkei. — Candia). Muſtapha Paſcha landet auf der Inſel, um fie 
an ber Spitze überlegener türkiſcher und ägyptiſcher Streitkräfte wieder zu 
unterwerfen. Die Candioten erhalten dagegen immer zahlreichere Zuzüge aus 
Griechenland. 

., Frankreich). Circulardepeſche bes interimiſtiſchen Miniſters bes Ausw. 
be Lavalette: Progranım bes Kaiſers nad dem Kriege. 

„ (Stalien). Bourbonifche, clericale und revolutionäre Elemente vereinigen 
ih zu einem Aufftand in Palermo, machen fi zu Herren der Stabt und 
feten eine proviforifche Regierung ein. 

| 417. „ (Branfreich). General Gaftelnau geht in außerorbentliher Miffion nad) 

| Merico ab; bie franz. Armee fol nicht in 3 Abtheilungen, ſondern auf eine 

mal und zwar Anfang 1867 nad Frankreich zurüdfehren. 

| 18. „ (Preußen). Ter Kurfürft von Heflen ergibt fih in fein Schidfal, fihert 

| ſich durch eine Convention mit Preußen fein KHausvermögen unb entbindet 

dagegen jeine Unterthanen ihres Eides, worauf er Stettin verlaflen darf. 

19. „ (Deutfher Krieg). Die Preußen rüden in Sachſen⸗Meiningen ein, um 

| ben Wiberftand bes alten Herzogs enblich zu brechen. 

20. „ (Preußen). Großartige eier bes Einzugs ber fiegreihen Armee in 

Berlin. 

„ » (Deutfher Krieg) Der alte Herzog von Meiningen weit bem Drude 
Preußens und dankt im Einverftändnig mit diefem zu Gunjten bes Erb⸗ 
prinzen ab. 

» nn (Merico) kann bie am 1. Oct. fälligen Zinfen ber franz. Unleben bereits 
nicht mehr zahlen. 
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21. Sept. (Italien), Die Truppen, durch neue Sendungen verftärkt, erbrüden ben 
Aufſtand in Palermo. 

22. „ (Laplataftaaten). Krieg ber Allürten genen Paragnay: bie Alliirten 
verjuden einen Sturm auf die Feſtung Eurupaity, werden jedoch von ben 
Paraguapiten zurüdgefchlagen. Flores gebt nach Diontevideo zurüd und auch 
Mitre geht rüdwärts, bie Brafilianer bleiben allein zurüd. Marſchall Carias 
wird zum brafilianifhen Oberfeldheren ernannt. 

23. „ (Preußen). Ter König von Hannover wil ſich in fein Schidfal nit 
fügen und erläßt von Wien aus eine fulminante Proteflation gegen bie Bes 
raubung feines Landes durch Preußen. 

- „ (Preußen). Das Abg.-Haus bewilligt ber Regierung mit 230 gegen 83 
Stimmen ein Anlehen von 60 Mil. Thlen. bauptfählid und ausdrüclich 
zu Wiederfüllung des Staatsſchatzes. 

26. „ (Deutfher Krieg). Friedensfhluß zwifchen Preußen und bem Fürſten⸗ 
tbum Neuß ä. 8. 

27. „ (Holland). Die IL. Kammer ertheilt bem gewejenen Minifter Myer ein 
a N: Sie wirb dafür aufgelöst und es werben Neumahlen ans 
georbnet. 

29. „ (Rußland). Taſchkend (im Turfeftan) wirb auf fein eigenes Anfuchen in 
ben rufjiihen Staatsverbanb aufgenommen. 

30. „ (Rußland). Die Ruſſen erftürmen die bochariſche Feſtung Oſchuſak. 

— „ (Ber. Staaten). Die Partei des Präfidenten Johnſon fällt gänzlich aus⸗ 
einander, mehrere jeiner einflußreichiten Anhänger im Congreß und in ber 
Preſſe kehren zur republifanifchen Partei zurück. 
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. Oct. (Deutſchland. — Medlenburg) Ber Landtag genehmigt wider« 
firebend das Bündniß mit Preußen und damit ben Eintritt in ben nord⸗ 
beutfchen Yunb. 

- „ (Oefterr.ttal, Krieg). Abſchluß bes Friebensvertrags zwiſchen Defterreich 

und Stalien in Wien. 

„ (Zürkei. — Serbien) verlangt von ber Pforte die Räumung Belgrabs 
und der übrigen Feitungen. 

»„ (Rom). Die päpftlihe Regierung garantirt bie Noten ber römischen Bank. 
Die Mafregel bleibt wirkungslos, bie Noten unter Pari), 

„ (Merle). Die Kaiferin Charlotte fällt in Rom in, Irrſinn. 

 » (Preußen). Der Er:König von Hannover proteftirt gegen bie befinitive 
Beliergreifung feines Landes durch Preußen, entbinbet indeß doch bie Civil⸗ 
ftaatsdiener ihres Eides unter Vorbehalt feiner Rechte. 

- „ (Deutihland. — Heſſen). Tie Regierung fest die bisher gegen alle Ans 
griffe ber IL. Kammer aufrecht gebaltene proviforiiche Uebereinkunft mit dem 
Bilhof von Mainz (Concordat) außer Wirkſamkeit, Idst die Kammern auf 

‚und orbnet Neumwablen an. 

. » (Beutfher Krieg). Der neue Herzog von Sachſen⸗Meiningen fließt 
Frieden mit Preußen und tritt in ben norbbeutihen Bund ein. 

I „  Defterreih) beginnt das ital. Feſtungsviereck zu räumen. Die ital. 

Truppen treten an ihre Stelle. 

» (Ber. Staaten). Die Octoberwahlen zum Congreß fallen wieberum über: 
wiegenb zu Gunften ber republikaniſchen Partei aus. 

„ (Brenßen). Der König bildet 3 neue Armeecorps für bie neu annerirten 
Landestheile und fügt bereitd die Gontingente ber Fünftigen norbbeutfchen 
Bundesftaaten in ben Rahmen ber preuß. Armeecorpe ein. Die preußilche 
Wehrverfaſſung wird in allen Theilen auf die neu annerirten Lanbestheile 
ausgedehnt. 

13. „ Geutſchland. — Württemberg). Die II. Kammer genehmigt ben Frie⸗ 

bensvertrag mit Preußen mit allen gegen 4 Stimme upb richtet an ben 
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König eine Abdreffe, in ber fie fi mit 61 gegen 25 Stimmen gegen einen 
Eintritt in ben norddeutſchen Bund und He eine engere Verbindung ber 
rg Staaten mit gemeinfamer parlamentarifher Vertretung aus⸗ 
pridt. 

13. Oct. (XZürkel. — Montenegro). Tie Pforte macht den Montenegrinern 
fehr weientlihe Zugeſtändniſſe. 

16. „ (O eſter reich). Eine Verſammlung deutſch⸗dſterreichiſcher Landtagsabgeord⸗ 
neter in Wien ſpricht ſich gegen den Dualismus aus und will an der Fe⸗ 
bruarverfaſſung feſthalten. 

..„EFIFrankreich). Erpedition nad Korea. 

18. „ (Italien). Die Räumung Benetiens durch bie Defterreicher ifl vollendet. 
Gen, Leboeuf übergibt dasſelbe im Namen bes Kaiſers ber Franzoſen an 
eine Sommifjion bes Gemeinberaths von Venedig, bamit das Bolf in freier 
Abfimmung nad allgemeinem Stimmredt ſelbſt über feinen Anſchluß an 
Italien enticheibe. 

21. „ (Deutfcder Krieg), Sachſen ſchließt enblid auch feinen Frieben mit Preu⸗ 
Ben in Berlin. Die Fefte Königftein wirb ben Preußen übergeben. Der 
König kehrt aus Wien wieder in fein Land zurüd. 

„ „ Merico) Kaifer Mar verläßt Merico in Folge ber Nachrichten vom 
Unglüd der Kaiferin und von der Ankunft bes Generals Caſtelnau und 
zieht fich nach Orizaba zurüd. 

22. „ (Italien). Das Plebiscit in Venetien ergibt ben faft einflimmigen Ents 
ſchluß, fih an Italien anzuſchließen. — Die Regierung geftattet einem Theil 
der vertriebenen Bifchöfe die Rückkehr in ihre Didcefen. 

24. „ (Deutfchland. — Baden). Die II. Kammer genehmigt einftimmig ben 
Friedensvertrag mit Preußen und jpricht ſich mit allen gegen 11 Stimmen 
für ben (unbedingten) Eintritt ber fübdeutfchen Staaten in bie Verbindung 
ber norbbeutichen Staaten aus. Die I. Kammer fpricht fi mit allen gegen 
3 Stimmen in bemfelben Sinne aus. 

„ . (Zürfei. — Candia). Muſtapha Paſcha ift fo ziemlich wieber Herr ber 
Inſel mit Ausnahme des Sphafiagebirges, wo ber Aufftanb fortbauert und 
von Griechenland fortwährend ftarfe Zuzüge erhält. 

„ . (Türke. — Rumänien). Der Sultan anerkennt ben Fürften Karl unb 
bändigt ihm in Konftantinopel perſönlich dem Inveſtiturferman ein. 

26. „ (Branfreich). Der Kaifer ſetzt eine große Commiſſion ein für Berathun⸗ 
gen über eine eingreifende Reform bes Heeres in Folge ber Greignifje in 
Deutichland. 

28. „ (Schweiz) Allg. Nationalrathsiwahlen. In Genf unterliegen Yazy und 
bie radikale Partei vollftänbig. 

29. „ (Rom). Ter Papft droht in einer Allocution mit ber Möglichkeit, daß er 
nad dem Abzug ber franz. Truppen Rom gleichfalls verlaffe. 

30. „ (Defterreih). Frhr. v. Beuft wird zum Minifter des Ausw., General 
von Sohn zum SKriegsminifter ernannt. 

31. „ (Merico) Dajaca fällt wieder in bie Hände ber Juariſten. 


Anf. Nov. (Türkei. — Aegypten). Der PVicefönig verleiht bem Lanbe eine 
Art Statut. 

6. „ (eutſchland. — Süddeutſche Staatengruppe). Eine groß- 
beutfche Berfammlung in Stuttgart fpricht fi gegen Preußen unb für eine 
mehr bunbdesftantliche Einigung Gefammtbeutfchlande, zunächſt aber für eine 

f nähere Verbindung ber füddeutichen Staaten aus. 

' » » Ber. Staaten). Die Novemberwahlen zum Gongreß fallen gleichfalls 
gegen Johnſon und bie bemofratifche Partei aus, Als Gefammtrefultat ber 
Wahlen fieht nunmehr feſt, daß bie dem Präſidenten feinbfelige bisherige 
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Majorität ber republifanifhen Partei in beiden Häufern im März babin 
zurüdfehren wird und zwar in verflärfter Zahl. 


6. Nov. (Brafilien). Ein kaiſ. Decret erfennt allen Sclaven, bie in bie Armee 


| 


21. 


24. „ 


28 „ 


gegen Paraguay treten, die Freiheit zu. 


. „ (Stalten). Glanzvoller Einzug bes Königs Victor Emanuel in Benebig. 


(Schweiz). Ber Bundesrath zwingt den Kanton Wallis einige aus bem 
bisher Öfterr. Stalien herübergekommene Sefuiten von ben ihnen anvertrauten 
Lehrftellen wieder zu entfernen. 


., (Italien). Die vertriebenen ehemal. Fürften Iaffen ihre bisher immer 


noch unterbaltenen Gefandtichaften in Wien u. f. w. nunmehr eingehn. 
„ (Rußland) Vermählung bes Großfürſten⸗Thronfolgere mit ber bänijchen 
Prinzeß Dagmar. 


., (Holland). Neuwahlen zur IL Kammer. Diefelben find ber liberalen 


Partei nicht yünftig. 
(Mexico). Jalapa fällt in bie Hände ber Juariſten. 


i n (Nußland). Ein kaiſerl. Ukas hebt bie feubalen Verpflichtungen ſaͤmmt⸗ 


licher Städte unb Fleden in Polen theils mit theile ohne Entſchädigung 


auf. 
., (Meries). Mazatlan und alle andern von ben Franzoſen beſetzten Punkte 


am ſtillen Dcean werben von ihnen geräumt. Die ganze franzöfiiche Armee 
beginnt fi) in Merico und auf der Straße nach Veracruz zu concentriren. 

,„ (Stalten). Die Regierung geftattet auch bem Reſt ber vertriebenen Bis 
fchöfe die Rückkehr in ihre Diöceſen. 


., (Breußen). Die Regierung verlangt vom Landtag 14 Mil. Thlr. zu 


Dotationen, ohne Namen zu nennen. 
(Merico). Durango und Zacatecas werben von ben Juariſten beſetzt. 


; K (Preußen) ſchlägt in Hannover bie zum Bortheil ber Krone |. 3. aus⸗ 


geichiebenen Domänen wieder zum Staatsgut. 


. „ (Defterreid). AZufammentritt fämmtlicher Lanbtage bes Reichs mit Aus 


nahme bes fiebenbürgifhen. Ein Reſcript bes Kaifers an ben ungarifchen 
—— präciſirt die Forderungen an Ungarn bez. der gemeinſamen Ange⸗ 
egenheiten. 

(Rom). Die Regierung ertheilt den Noten der römiſchen Bank wenigſtens 
einen theilweiſen Zwangscurs. 


., (EFrankreich). General Fleury geht in außerordentlicher Miſſion nach 


Italien, um die Ausführung der Septemberconvention bez. Rom zu ſichern. 
GGMußland). Das Recht ber Provinziallandtage bez. Beſteuerung ber ein⸗ 
geſeſſenen Induſtriellen wird beſchränkt. 

(Merico). Ein vom Kaiſer nach Orizaba einberufener, durch Notable 
verſtärkter Miniſterrath ſpricht ſich mit 20 Stimmen für Aufrechthaltung 
des Kaiſerthums aus, nur 2 rathen dem Kaiſer abzudanken. Der Kaiſer 
beſchließt, die Entſcheidung einer Nationalverſammlung, an der auch die libe⸗ 
rale Partei theilnehmen ſollte, zu überlaſſen. 

„ Ber. Staaten). Gen. Sedgewick beſetzt bie mexicaniſche Stadt Mata⸗ 

moros; er wird jedoch von Waſhington aus desavouirt und bie Stadt von 

ben ni wieder geräumt. 

(Defterreih). Der Landtag von Niederöfterreich verlangt nach einer ſchar⸗ 
fen Debatte in einer Adreſſe an ben Kaijer bie Einberufung bes Reichsraths 
auf Grund ber Berfaffung. 

„ Ber Staaten). Der Geſandte der Union bei Juarez unb Gen. Shers 
man geben in außerorbentliher Miſſion nah Merico ab, um fich mit ben 
Franzofen und mit Juarez über Mafregeln nach dem Abzug ber erfiern zu 
verfländigen. Die Milfion fcheitert jedoch an dem veränderten Entſchlüß 
Napoleons, feine Truppen nicht zum Theil jetzt ſchon, fondern erſt fpäter 
(im Frühjahr) und bann auf einmal zurüdzuzichen. 
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König eine Adreſſe, in ber fie fi mit 61 gegen 25 Stimmen gegen einen 

Eintritt in ben norbbeutfhen Bund und Ar eine engere Verbindung ber 
—— Staaten mit gemeinſamer parlamentariſcher Vertretung aus: 
pricht. 

13. Oct. (Türkei. — Montenegro). Tie Pforte macht den Montenegrinern 
fehr weſentliche Zugeſtändniſſe. 

16. „ (Defterreih). Eine Verſammlung deutſch⸗ðſterreichiſcher Landtagsabgeord⸗ 
neter in Wien fpricht fi) gegen ben Dualismus aus unb will an ber Yes 
bruarverfaflung feſthalten. 

«- „ ($ranfreid). Grpebition nad Korea. 

18. „ (Stalien). Die Räumung Benetiens durch bie Defterreicher iſt vollenbet. 
Gen. Leboeuf übergibt basjelte im Namen bes Kaifers ber Franzoſen an 
eine Sommiffion des Gemeinberaths von Venedig, damit bas Bolt in freier 
Abftimmung nah allgemeinem Stimmrecht ſelbſt über feinen Anſchluß an 
Italien — 

21. „ (6Deutſcher Krieg), Sachſen ſchließt endlich auch feinen Frieden mit Preus 
Ben in Berlin. Die Feſte Königftein wirb ben Preußen übergeben. Der 
König Fehrt aus Wien wieder in fein Land zurüd, 

„» - (Merico). Kaifer Mar verläßt Merico in Folge ber Nachrichten vom 
Unglüd der Kaiferin und von der Ankunft des Generals Caflelnau und 
zieht fih nad Orizaba zurüd. 

22. „ (Italien). Das Plebiscit in Venetien ergibt ben faft einflimmigen Ents 
ſchluß, fih an Italien anzufchließen. — Die Regierung geftattet einem Theil 
der vertriebenen Bifchöfe die Rückkehr in ihre Diöceſen. 

24. „ (Deutfhland. — Baden), Die II. Kammer genehmigt einflimmig ben 
Sriedensvertrag mit Preußen und ſpricht fich mit allen gegen 11 Stimmen 
für ben (unbedingten) Eintritt der ſüddeutſchen Staaten in bie Verbindung 
ber norbdeutichen Staaten aus. Die I. Kammer fpricht fih mit allen gegen 
3 Stimmen in bemjelben Sinne aus. 

»„ (Zürfei. — Candia). Muſtapha Paſcha ift fo ziemlich wieber Herr ber 
Inſel mit Ausnahme bes Sphafingebirges, wo der Aufftand fortbauert und 
von Griechenland fortwährend ftarfe Zuzüge erhält. 

„ » (Türke. — Rumänien). Der Sultan anerkennt ben Fürften Karl und 
händigt ihm in Konftantinopel perſönlich dem Inveſtiturferman ein. 

26. „ (Frankreich). Der Kaiſer febt eine große Commiſſion ein für Berathuns 
gen über eine eingreifenbe Neform bes Heeres in Folge ber Ereigniſſe in 
Deutſchland. 

28. „ (Schweiz) Allg. Nationalrathswahlen. In Genf unterliegen Fazy und 
bie radikale Partei vollftändig. 

29. „ (Rom). Ter Bapft droht in einer Allocution mit ber Möglichkeit, daß er 
nah dem Abzug ber franz. Truppen Rom gleichfalls verlaffe. 

30. „ (Deſterreich). Frhr. dv. Beuft wird zum Winifter bes Ausw., General 
von Sohn zum Sriegsminifter ernennt. 

31. „ (Merico). Dajaca fällt wieder in die Hände der Auariften. 


Anf. Nov. (Türkei. — Aegypten). Der Vicefönig verleiht dem Lanbe eine 
Art Statut. 

6. „ (Deutſchland. — Süddeutſche Staatengruppe). Eine groß- 
beutfche Berfammlung in Stuttgart ſpricht fi gegen Preußen und für eine 
mehr bunbesftaatlihe Einigung Geſammtdeutſchlande, zunächſt aber für eine 
nähere Verbindung ber ſüddeutſchen Staaten aus. 

.„ . (Be. Staaten). Die Novemberwahlen zum Gongreß fallen gleichfalls 
gegen Johnſon und bie bemofratifhe Partei aus. Als Gefammtrejultat ber 
Wahlen fteht nunmehr feit, daß die dem Präfibenten feinbjelige bisherige 
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Majorität ber republifanifchen Partei in beiden Häufern im März dahin 
zurüdfehren wird und zwar in verſtärkter Zahl. 
6. Nov. (Brafilien) Ein kaiſ. Decret erfennt allen Sclaven, bie in bie Armee 
gegen Paraguay treten, bie Freiheit zu. 
7. „ (Italien). Glanzpoller Einzug des Königs Victor Emanuel in Venedig. 
„ (Schweiz). Ber Bunbdesrath zwingt den Kanton Wallis einige aus dem 
bisher Öfterr. Stalien herübergekommene Sefuiten von ben ihnen anvertrauten 
Lehrftellen wieder zu entfernen. 
9. „ (Italien). Die vertriebenen ehemal. Yürften laſſen ihre bisher immer 
noch unterhaltenen Gefandtichaften in Wien u. |. w. nunmehr eingehn. 
„nr (Rußland). Bermählung des SroßfürftensThronfolgere mit ber bänijchen 
Prinzeß Dagmar. 
10. „ (Holland). Neuwahlen zur II. Kammer. Diefelben find ber liberalen 
Bartei nicht zünftig. 
„» „ (Merico). Jalapa fällt in bie Hände ber Juariſten. 
11. „ (Rupland), Ein Faiferl. Ukas hebt bie feudalen Verpflichtungen ſaͤmmt⸗ 
licher Städte unb Flecken in Polen theils mit theile obne Entſchädigung 


auf. 

13. „ (Mexicxco). Mazatlan und alle andern von ben Franzofen befekten Punkte 
am ftillen Ocean werben von ihnen geräumt. Die ganze franzöfifche Armee 
beginnt fih in Merico und auf ber Straße nach Veracruz zu concentriren. 

15. „ GItalien). Die Regierung geftattet auch bem Reſt ber vertriebenen Bis 
ichöfe die Rückkehr in ihre Diöcefen. 

16. „ (Preußen) Die Regierung verlangt vom Landtag 14 Mil, Thlr. zu 
Dotationen, ohne Namen zu nennen. 

„» n Merico). Durango und Zacatecas werben von ben Juariſten befekt. 

18. „ (Breußen) fchlägt in Hannover bie zum Vortheil ber Krone f. 3. aus⸗ 
geihiebenen Domänen wieder zum Staatsgut, 

19. „ (BOefterreih). AZufammentritt fämmtlicher Landtage des Reichs mit Aus⸗ 
nahme bes fiebenbürgifchen. Ein Refeript bes Kaifers an ben ungarifchen 
— präciſirt die Forderungen an Ungarn bez. ber gemeinſamen Ange⸗ 
egenheiten. 

„ (Rom) Die Regierung ertheilt den Noten ber römiſchen Bank wenigſtens 
einen theilweiſen Zwangscurs. 

20. „ (Frankreich). General Fleury gebt in außerordentlicher Miſſion nad 

Ktalien, um bie Ausführung ber Septemberconvention bez. Rom zu fichern. 

21. „ (Rupland). Das Recht ber Provinziallandtage bez. Beſteuerung ber eins 
geſeſſenen Induſtriellen wird beſchränkt. 

24. „ (Merico). Ein vom Kaiſer nach Orizaba einberufener, durch Notable 
verſtärkter Miniſterrath ſpricht ſich mit 20 Stimmen für Aufrechthaltung 
bes Kaiſerthums aus, nur 2 rathen dem Kaiſer abzudanken. Der Kaiſer 
beſchließt, bie Entſcheidung einer Nationalverfammlung, an ber auch die libes 
rale Partei theilnehmen follte, zu überlafien. 

„ » (Ber. Staaten) Gen. Sebgewid befebt bie mericaniihe Stabt Matar 
moros; er wird jeboch von Walhington aus desavouirt und bie Stabt von 
ben Be wieber geräumt. 

28. „ (Defterreih). Der Landtag von Nieberöfterreich verlangt nach einer ſchar⸗ 
fen Debatte in einer Adreſſe an ben Kaifer bie Einberufung des Reichsrathe 
auf Grund ber Verfaffung. 

29. „ (Ber. Staaten). Der Gefanbte ber Union bei Zuarez unb Gen. Shers 
man gehen in außerorbentliher Mifjion nah Merico ab, um fich mit ben 
Franzoſen und mit Juarez über Maßregeln nach bem Abzug ber eritern zu 
verftänbigen. Die Miſſion fcheitert jeboh au dem veränderten Gntichluß 
Napoleons, feine Truppen nicht zum Theil jetzt ſchon, fondern erſt fpäter 
(im Frühjahr) und bann auf einmal zurüdzuziehen. 


X 
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König eine Adreſſe, in ber fie fih mit 61 gegen 25 Stimmen gegen einen 

Eintritt in ben norbbeutfchen Bund und if eine engere Berbinbung ber 
en Staaten mit gemeinfamer parlamentarijher Vertretung aus⸗ 
prict. 

13. Oct. (Türkei. — Montenegro). Tie Pforte macht den Montenegrinern 
febr weientliche Zugeſtändniſſe. 

16. „ (Defterreich). Eine Berfamminng beutfchsötterreihifcher Ranbtagsabgeorbs 
neter in Wien fpricht fih gegen den Dualismus aus und will an ber Fe⸗ 
bruarverfaſſung fefthalten. 

-» „ (Rranfreid). Grpebition nad Korea. 

18. „ (Stalten). Bie Räumung Benetiens durd bie Defterreicher ifl vollendet. 
Sen. Leboeuf übergibt —** im Namen des Kaiſers der Franzoſen an 
eine Commiſſion des Gemeinderaths von Venedig, damit bas Volk in freier 
Abftimmung nah allgemeinem Stimmrecht felbft über feinen Anſchluß an 
Italien enticheibe. 

21. „ (Deutſcher Krieg). Sachen fließt endlich auch feinen Frieden mit Preu⸗ 
Ben in Berlin. Die Feſte Königftein wirb ben Preußen übergeben. Der 
König Tehrt aus Wien wieber in fein Land zurüd, 

„ (Merico) Kaifer Mar verläßt Merico in Folge ber Nachrichten vom 
Unglüd ber Kaiferin und von der Ankunft bes Generals Gaftelnan und 
zieht ſich nad Drizaba zurüd. 

» (Stalien). Das Plebiscit in Venetien ergibt den faft einflimmigen Ents 
ſchluß, fih an Italien anzufchließen. — Die Regierung geftattet einem Theil 
ber vertriebenen Bifchöfe die Rückkehr in ihre Didcefen. 

24. „ (Deutfhland. — Baden). Die II. Kammer genehmigt einftimmig ben 
Sriedensvertrag mit Preußen und fpricht fih mit allen gegen 11 Stimmen 
für ben (unbebdingten) Eintritt der fübdeutfchen Staaten in bie Verbindung 
der norbbeutichen Staaten aus. Die I. Kammer ſpricht fi mit allen gegen 
3 Stimmen in benfelben Sinne aus. 

„» »n (Türkei. — Candia). Muſtapha Paſcha ift fo ziemlich wieder Herr ber 
Inſel mit Ausnahme des Sphafiagebirges, wo der Aufſtand fortbauert unb 
von Griechenland fortwährend flarfe Zuzüge erhält. 

„ (Türkei, — Rumaͤnien). Der Sultan anerkennt den Fürften Karl und 
bändigt ihm in Konftantinopel perſönlich dem Inveſtiturferman ein. 

26. „ (Sranfreidh). Der Sailer feht eine große Commiſſion ein für Berathuns 
gen über eine eingreifende Neform bes Heeres in Folge ber Ereigniſſe in 
Deutſchland. 

23. „ (Schweiz) Allg. Nationalrathewahlen. In Genf unterliegen Fazy und 
die radikale Partei vollſtändig. 

29. „ (Nom). Der Papſt droht in einer Allocution mit ber Möglichkeit, daß er 
nad dem Abzug ber franz. Truppen Rom gleichfalls verlafle. 

30. „ (Defterreih). Schr. v. Beuft wird zum Miniſter bes Ausw., General 
von John zum Sriegsminifter ernannt. 

31. „ (Merico). Dajaca fällt wieder in die Hände ber Juariſten. 


22, 


D 


Anf. Nov. (Türkei. — Aegypten). Der Bicefönig verleiht dem Lande eine 
Art Statut. 

6. „ (Deutfhland. — Süddeutſche Staatengruppe). ine groß: 
beutfche Berfammlung in Stuttgart fpricht fich gegen Preußen und für eine 
mehr bundesſtaatliche Einigung Geſammtdeutſchlande, zunächſt aber für eine 
nähere Verbindung ber fübbeutfhen Staaten aus. 

„ n (Ber. Staaten). Die Novemberwahlen zum Congreß fallen gleichfalls 
gegen Johnſon und bie bemofratifhe Partei aus. Als Gefammtrefultat ber 
Wahlen ftebt nunmehr feſt, daß bie dem Präfibenten feinbjelige bisherige 





2) 


Bad 


29. 


. „  (Defterreidh 
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Mejorität ber republifanifchen Partei in beiden Häufern im März babim 
zurüdfebren wird und zwar in verflärtter Zahl. 


. Nov. (Brafilien) Ein kaiſ. Decret erfennt allen Sclaven, bie in bie Armee 


gegen Paraguay treten, bie Freiheit zu. 
„ (Stalien). Glanzvoller Einzug des Königs Victor Emanuel in Venebig. 
(Schweiz). Der Bunbesrath zwingt den Kanton Wallis einige aus bem 
bisher öſterr. Stalien herübergekommene Sefuiten von den ihnen anvertrauten 
Lebrftellen wieder zu entfernen. 
„ (Italien). Die vertriebenen ehemal. Fürften laſſen ihre bisher immer 
noch unterhaltenen Gefanbtihaften in Wien u. |. w. nunmehr eingehn. 
„ (Rußland). Bermählung des Großfürſten⸗Thronfolgere mit der bäntjchen 
Prinze Dagmar. 
(Holland). Neuwahlen zur IL Kammer. Diejelben find ber liberalen 
Bartei nicht yünftig. 
(Merico). Jalapa fällt in bie Hände ber Juariſten. 


1. f (Rupland), Ein kaiſerl. Ukas hebt bie feubalen Verpflichtungen fämmt« 


licher Städte und Yleden in Polen theils mit theils ohne Entſchädigung 


auf. 
., (Mexico). Mazatlan und alle andern von den Franzoſen befeßten Punkte 


am ftillen Ocean werben von ihnen geräumt. Die ganze franzöfifche Armee 
beginnt fi in Merico und auf ber Straße nach Veracruz zu concentriren. 
,„ (Stalien). Die Regierung geftattet auch dem Reſt ber vertriebenen Bi⸗ 
ſchöſe die Rückkehr in ihre Tiöcefen. 
„ (Preußen) Die Regierung verlangt vom Landtag 14 Mil, Thlr. zu 
Dotationen, ohne Namen zu nennen. 
(Merico). Durango unb Zacatecas werben von ben Auariften beſetzt. 
(Preußen) ſchlägt in Hannover bie zum Vortheil ber Krone f. 2. aus⸗ 
geichiebenen Domänen wieder zum Staategut. 


. „ (Befterreih). Zufammentritt fämmtlicher Landtage bes Reichs mit Ause 


nahme bes fiebenbürgijhen. Ein Reſcript bes Kaifers an ben ungariichen 
präcifirt bie Forderungen an Ungarn bez. ber gemeinfamen Anges 
egenheiten. 

„» (Rom). Die Regierung ertheilt ben Noten ber römiſchen Bank wenigftend 
einen theilweilen Zwangscurs. 

„ (Frantreid). General Fleury geht in außerordentlicher Miffion nad 
Stalien, um bie Ausführung ber Septemberconvention bez. Rom zu fichern. 


., (Rußland). Das Recht ber Provinziallandtage bez. Befleuerung ber eins 


gefeffenen Induſtriellen wird beſchränkt. 

„ (Merico). Ein vom Kaifer nah Orizaba einberufener, durch Notable 
verftärfter Minifterratb jpricht fih mit 20 Stimmen für Aufrechthaltung 
bes Kaiſerthums aus, nur 2 rathen bem Kaiſer abzudanken. Der Kaifer 
beichließt, die Entiheibung einer Nationalverfammlung, an ber aud) bie libe⸗ 
tale Bartei theilnehmen follte, zu überlaffen. 

„ (Ber. Staaten) Gen. Sedgewid beiekt bie mexicaniſche Stadt Mata⸗ 
moros ; er wirb jebodh von Waſhington aus besanouirt und bie Stabt von 
ben Pe wieber geräumt. 

Der Landtag von Nieberöfterreich verlangt nach einer ſchar⸗ 
fen Debatte in einer Adreffe an ben Kaifer die Einberufung bes NReichsrathe 
auf Grund ber Verfaffung. 

„ (Ber. Staaten). Der Gefanbte ber Union bei Zuarez und Gen. Shers 
man geben in aufßerorbentlider Miffion nah Merico ab, um fih mit ben 
Franzoſen und mit Juarez über Maßregeln nach bem Abzug ber erftern zu 
verfländigen. Die Million ſcheitert jedoch an bem veränderten Entihluß 
Napoleons, feine Truppen nicht zum Theil jetzt ſchon, fonbern erft jpäter 
(im Frühjahr) und dann auf einmal zurüdzuziehen, 
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— Rov. (Ver, Staaten). Das Amenbement zur Berfaffung vom 16. Juni ift 
von jämmtlihen 13 ehemal. Sclavenflaaten abgelehnt worben. 


2. Dec. (Frankreich. — Rom). Beginn ber Räumung Roms nah ben Bes 
flimmungen ber Septemberconvention. 

„ (Holland). Die Regierung legt ber H. Kammer einen Antrag auf Res 
form ber Armee in Folge der Ereigniffe in Deutfchlanb vor. 

„» (Preußen) erläßt eine firenge Verorbnung gegen wibderwillige Beamtete 
u. f. w. in Hannover. 

„ (Dänemark). Tas Militärcomit6 überreicht bem Reichsrathe ben Plan 
einer auf die allg. Wehrpflicht gegründeten Heeresreform. 

„» (Ber. Staaten). Wieberzufammentritt bes Congreſſes. Präjident John⸗ 
jon erklärt in feiner Botſchaft, daß er bei feiner Politik verharre. Diefelbe 
wirb von ber öffentlichen Meinung bed Landes bereit6 achtungsvoll bei Seite 

gelegt. 

e „ (Defterreid). Der Landtag von Oberöfterreih verlangt in einer Adreſſe 
an ben Kaifer die Einberufung bes verfaffungsmäßig beftehenden Reichs⸗ 
rathes. 

(Rußland). Ein kaiſ. Ukas hebt das Concorbat mit Rom auf. 

Greußen). Das Abg.⸗Haus bewilligt bie verlangte Dotationsſumme, 
aber unter Nennung von Namen (Bismard, Roon, Moltke, Yalkenftein, Her: 
warth und Steinmeg). Die Vertheilung bleibt bagegen bem Ermeſſen ber 
Krone überlafien. 

6. „ (Defterreih). Der Landtag von Mähren beſchließt eine bloße Loya⸗ 
litätsadreſſe an ben Kaifer, ba die beutiche und die czechiſche Partei fich in 
bemfelben jo ziemlich die Wage halten. — Der Landtag von Galizien erläßt 
dagegen mit 84 (polnifhen) gegen 40 (tutheniiche) Stimmen eine fübera- 
liſtiſche Adreſſe. 

GDeſterreich). Der Landtag von ‚Böhmen beſchließt mit 126 Stimmen 
ber czechiichen gegen 91 Stimmen ber beutichen Partei eine Adreſſe födera⸗ 
Liftifcher Tendenz an ben Kaifer. — Der Landtag von Salzburg begehrt bas 
gegen in ber feinigen einſtimmig die Einberufung bes Reichsraths. 

5 Grankteic. — Stalien). Abſchluß einer Convention in Paris behufs 
Regelung ber päpftlihen Schuld. 

„ Brafilien) Ein kaiſerl. Decret öffnet bie großen Ströme Brafilieng, 

namentlich den Amazonenſtrom, bem freien Hanbel aller Nationen. 

9. „ (Merico). Die Franzofen legen Beſchlag auf die Zolleinkünfte in Merico. 

10. „ (Preußen). Das Abg.:Haus bewilligt den Militäretat nunmehr nach ber 
Budgetvorlage ber Regierung und begnügt fih mit 165 gegen 151 Stimmen 
mit einer Relolution als Verwahrung. 

vn» (Defterreid). Der Landtag von Steiermark fordert in einer Adreſſe an 

ben Kaifer bie Einberufung bes verfaflungsmäßigen Reichsraths. 

„ » (Rußland) anerkennt den neuen Fürften Karl von Rumänien. 

411. „ (Defterreid). Der Landtag ber Bukowina fordert in einer Adreffe an 
ben Kaiſer bie Wieberherftelung verfaffungsmäßiger Zuſtände und zunächſt 
die Einberufung des Reichsraths. 

12. „ (Frankreich. — Nom) Die Räumung Roms ift vollendet. Rom ift 
fi felbft überlafjen. 

14 „ 0 eſterreich). Der Landtag von Kärythen verlangt in einer Abreffe an 
den Kaijer die alfogleiche Einberufung bes Neichsrathe. 

45. „ (Rorddeutfher Bund). Zufammentritt der Bevollmächtigten In Berlin 
behufs Feſtfſtellung ber Berfafjungsvorlage an ben Reichstag. Eröffnungs⸗ 
rede Bismards. | 

„„CEeſterreich). Der ungarifche Landtag erflärt ſich in feiner Antwort auf 

das k. Refeript vom 19. Nov. bereit, die Forderungen befjelben in gebührende 
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Erwägung ‚zu ziehen, verlangt jedoch neuerbings bie Herſtellung ber Ver⸗ 
faffung. REED 

415. Dec. (Deutfhland. — Helfen). Die bisherige (nationalvereinliche) Mehr⸗ 
heit ber II. Kammer erleidet in ben Neuwahlen eine entjchiebene Niederlage 
und wird zur Minberheit ber neuen II. Kammer. 

„» . (Stalien). Eröffnung des Parlaments. Thronrebe des Königs. 

16. „ (Rom). Die römifhe Regierung concentrirt 8000 Mann ihrer Truppen 
in Rom, 4000 liegen in ben Provinzen. Die Huth ber Engelsburg wirb 
ben Zuaven (Franzoſen und Belgiern) anvertraut. 

18. „ (NRorddeutfher Bund, — Sachſen). Die O. Kammer genehmigt ein 
neues Militärgefeg nach bem Princip ber allgemeinen Wehrpflicht wie in 
Preußen mit breijähriger Dienfizeit. 

19. „ (Defterreid). Ter Landtag von Croatien ſpricht fih in einer Adrefle 
an ben Kaifer gegen bie Forderungen Ungarns bez. bes Verbältnifies zwilchen 
Ungarn und Eroatien aus. — Der Landtag von Tyrol will eine neue Adreſſe 
für bie Glaubenseinheit an ben Kaifer erlaffen. Die Liberalen verlaffen jes 
doch ben Saal, fo daß die Berlammlung nicht mehr beihlußfähig if. 

= (Holland. — Belgien). Tifferenz über bie Scheldefrage. 

20. „ (Preußen). Das Abg.:Haus genehmigt fat einftimmig die Ginverleibung 
von Schleswig-Holftein. Rede Bismards über das Verhältniß zu Frankreich, 

Per (Defterreid), Der Minifter v. Beuft geht nach Peſth und leitet eine Vers 
ftändigung mit ben Führern bes ungarifhen Landtags ein. 

# # (Belgien). Der König ſetzt eine Commiflion ein, um eine Reform ber 
en in Folge ber Ereignifje in Deutihland in Erwägung zu 
ziehen. 

„ (Merico). Die Soncentration ber Franzofen auf ber Linie MericosBeras 
cruz geht ihrer Vollendung entgegen. 

., (Breußen) Das Abg.Haus genehmigt bie Vorlage ber Megierung bez. 
Vermehrung ber Mitglieder bes Haufes um 80 für bie neu annerirten 
Landestheile. 


22. „ (Schweiz). Beide Räthe der Bundesverſammlung beſchließen bie Um⸗ 
wandlung der bieherigen Gewehre der Armee in Hinterlader und außerdem 
die Einführung des Wincheſter⸗Repetirgewehrs und genehmigen zu dieſem 
Zwecke ein Anlehen von 12 Mill. Fr. 

26. „ (Preußen). Der Erkönig von Hannover weigert fi) bie Offiziere feiner 
Armee ihres Eides zu entbinden, ertheilt bagegen jebem, ber ſich meldet, bie 
Entlaffung aus feinem Dienfte behufs Webertritts in bie preuß. Armee. 

„ (Türkei). Die Pforte richtet an bie Schutzmächte eine Note mit ſchweren 
Anklagen gegen Griechenland unb verlangt Abhülfe, wibrigenfalls fie fich 
ſelbſt helfen würde. 


29. „ (Spanien). Staatsftreih be8 Gen. Narvaez. Auflöfung ber Gortes. 
Der Präfjident Rios Roſas unb mehrere ber einflußreichfien Mitglieder ber 
Dep.⸗Kammer, der Rräfident bes Senats, Marſchall Serrano, werben vers 
Bun beportirt. Berfolgung ber liberalen Union. Gewaltherrſchaft in 

abrid. 

31. „ (Deutihland, — Bayern). Entlaſſung bes bisherigen Minifterpräfibenten 
v. d. Pfordten und Ernennung bes Yürften Hobenlobe. 

„ (Defterreid). Der Kailer octropirt auf Grund bes Septemberpatents 

bem Reich ein Finanzgeſetz für 1867. 

„ (DOefterreih). Der Kaifer genehmigt den Entwurf für Einführung ber 
allgemeinen Webrpfliht, unter Vorbehalt verfafjungsmäßiger Behandlung 
befjelben. Proviforifch ſollen jedoch bie wichtigften Beſtimmungen beffelben 
jofort in Kraft treten, 

„ (Rupland). Kaiſ. Ulafe bez. Finanzverwaltung, often und Gouverne⸗ 
mentss wie Kreiseintheilung Polens nähern bie bortigen Einrichtungen immer 
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mehr benjenigen bes eigentlihen Rußlande unb werben als vorbereitenbe 
Schritte zur endlichen völligen Ginverleibung angejeben. 

31. Dec. (Griehenlandb). Sturz bes Minifieriums Bulgarie. Bildung eines 
neuen Minifieriums Komunburoe. 

— , (Merico). Die Abficht des Kaiſers, auch bie Liberalen zu einer Nationals 
verfammlung berbeizuziehen, muß als gefcheitert betrachtet werben. 





IL 


Deutfchland 


die beiden deutfchen Großmäcte, 


————— 


L 
Deutſchland. 


Gemeinſame Angelegenheiten. — Mittel- und Kleinſtaaten bie zum 


Ausbruche des Krieges. 


2. Yan. (Württemberg). ine aus mehr als 100 evangel. Geiſt⸗ 


5. 


6. 


lihen und Laien aus allen Xheilen bes Landes beftehenbe Ver: 
ſammlung in Stuttgart erflärt: 

„daB 1) eine im Wefentlihen auf Wahlen ber Kirchengemeinden bes 
ruhende Vertretung ber evangeliichen Lanbesfirche Bebürfniß fei; 2) baß einer 
folhen Landesſynode vor Allem zufomme, felbfländig und geleitet burch ihren 
erwählten Borfigenden zu berathen und zu beichließen, insbefondere bie Wünſche 
ber Kirche dem Kirchenregimente vorzutragen unb jeber neuen Ginridätung 
oder allgemeinen Anorbnung ber Kirche bie notwendige Zuſtimmung zu ges 
ben; das Bekenniniß ift von den Beichlüfien ber Vorſynode und ber künftigen 
Zandesiynobe ausgenommen; 3) daß die Zufammenfegung einer folgen bau⸗ 
ernden Stirchenrepräfentation und bie Beftimmung ihrer Befugniſſe nicht auss 
ſchließlich den Oberkirchenbehörden überlafien werben Tönne, fondern baß eine 
aus Wahlen hervorgehende Verſammlung, in gleicher Anzahl aus Geiftlichen 
und Nichtgeiftlihen beſtehend, dabei bie Bakinmung ju geben babe; ber 
Vorſynode fol von ber Negierung ein Verfaſſungsentwurf vorgelegt, biefer 
aber zur allgemeinen Diskuſſion vorher ber Deffentlichfeit übergeben werben. 
4) Tie Wahlen zu biefer Borſynode wären von ben beflebenden Diöcefan« 
Synoben, jedoch ohne Veichränfung ber Wählbarkeit auf ihre Mitglieder oder 
bisher gewählte Kirchen⸗Aelteſte, vorzunehmen. 5) Die Vorſynode ift mit 


einer Revifion ber Inſtitute ber Pfarrgemeindberäthe unb ber Diözefanfynoben 
zu beauftragen.” 


„ (Zollverein). Preußen ladet bie übrigen Zollvereinsregierungen 


ein, den am 31. Dez. v. J. mit Italien abgejchloffenen Handels⸗ 
vertrag zu ratificiren. 


„ Württemberg). BVerfammlung von 130 angefehenen Männern 
ber fog. Volkspartei aus allen Theilen bes Landes. Diefelben bes 
fließen bezüglich ber deutſchen Trage: 

„Es ift geboten, daß fich diejenigen in einer großen Partei vereinigen, 
weiche gegen bie Einheit auf bem Wege ber Unterorbnung - übrigen Deutiche 
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lands unter die preußiſche ober oſterreichiſche Großmacht, gleichviel in welcher 
a fie ftattfinde, und für einen Geſammtdeutſchland umfaffenden Bundes: 
aat auf füberativer und bemofratifcher Grundlage mit einer über ben Ein= 
zelnregierungen fiehenden beutichen Gentralgewalt find unb biejes Ziel auf 
dem Wege bes demokratiſchen Fortſchritts in den Einzelnflaaten verfolgen.” 

410. San. (Defterreih). Der öfterr. Gefandte in Berlin, Graf Karolpi, 
fehrt nach längerer Abweſenheit mit fehr bejtimmten Inſtructionen 
gegen bie Wünſche Preußens bezüglid Schleswig: Holjteins nach 
Berlin zurüd, 

„ n (Preußen) Die offiz. Priv.:Corr. erflärt, daß das preußifche 
Marine Etablifjement definitiv nach Kiel verlegt werde. 


141. „ (Holftein) Ein Referipty des äfterr. Statthalterd v. Gablenz 
an die Landesregierung eröffnet berfelben, 

„daß er Petitionen, wie fie öffentlichen Meittbeilungen zufolge wegen bes 
ſchleunigter Einberufung 9 f hun ung an verfchiedenen Orten im 
Herzogthume vorbereitet würden, Als gegenwärtig vorausfichtlih erfolglos 
entgegen zu nehmen behindert fein würde und ſolchen, Be na im Laude 

nit ie e moictidma sine Rigımiy zn -devähren! Ir6rhanbr aber Stats: anıı > 

13. „ (Holftein). Zwiriet Fiber gekegentlich bes Umſchlags eine 
Verfammlung ber einflußreichiten Männer des Landes ftatt, um zu 
4) berathen, was bezügkich“: einer Einberufung’ ber ’ Stänbeverfümmlang 
57 thun ſeir⸗Es wird kein Beſchluß gefaßt; bie antvefenden Stände: 
mitglieder übernehmen die Förderung der Sade, 

m u; (SHTesmig. In einem, Vircülar ‚der Poſtdirection in Schles- 
vi befindet, fih zum. erſten Mal. der Ausdruck „allerhöchſte Ver: 
hin.nebnumgt; dieſelbe ift unterzeichnet: vom König und gegengezeichnet 
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m. Hallein). Im ganzen. Lande wird eine Maſſenverſammlung 
3.3. mP den. 23. d. M. nach Altona vorbereitet, behufs:einer Abreſſe an 
1 Megerung, welche: 7, rn 
on machdem alle Bitten, Cinzelner bisher vergebens," buch einmütbigen 
". Millensausdrud der möglicft, ganzen Bevölkerung unſers Herzogthums auf 
dem Boden des Rechts verlangen, ſollte, daß ung wie jebem andern Staate 
2 eine rechtmäßige Vertretung werde in ben Ständen unſeres Landes, um den 
1 ünfchen und dem Millen der Bebölkerung einen geſetzlichen Aushruck zu 
"TH AIFTBORE SSRTE REDEN SERBIEN 0 

15, mw ‚Chreußen) Eröffnung, des ‚Landtags. : Thronrede bes Könige 
1.52. (Stelle über Schleoͤwig⸗Holſtein) (f. winter Preußen). 

16. „ . (Zoflverein). Hannover unter eichnet widerſtrebend „den Han⸗ 
eerteag mit Stalien und ‚betpfliähtet, ih hamit "zur Anepfehming 

wait 1, —W — — 10 12 yılız r 
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21. „.(Holftein), „Ein Erlaß ber. Landesregierung ſpricht, „indem 

Ba.) an der hatrioliſchen Sinn ‚ber Benölferung , wendet, Pie be: 

finde Erwärtüng aus daß die in ber Biefle, in DVereingn und 

..:. Soltöverfammlungen auftretende Agitatign, für ‚eine Maßregel (bie 

an Siuberhfüng, hey. Gtänhe). aufgegeben imgrhe, Wwelche im. gegenwärtigen 
' J 
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enrYlugendtide, von ibuer Crfolgloſigleit abgtlehen — Gefahren 
heraufzubeſchworen geeignet iſt·.. 


22. an (Holſt ean). Die. Polizei non Mtane verbieit- die auf den 


olsenhen Tag vahin angefag ie Moflennerfamukung... 
„» (Holftesn). :Die Polizei von: Altena nimmt gegen: bie 
7 bie Maſſenverſammlung Leine. förmlichen Refolutionen „faflen 


ns Iperde; ihr: Verbot zurück. Die PVerfammlang findet demnach ftatt 


.ın.umb es nehmen an. berjeiben 3 — 4000. Männer aus. fämmtlichen 
., s Bezirken beider SHerzogshümer Theil. Reſolutionen werden keine 
gefaßt, aber von..allen Rebnern wird die @inberufung - einer: chled: 


3... wügeholfteinifähen :Ständeverfammlung energiſch geforbett und ven der 


ganzen Verſammlung wirb die Forderung laut unterſtützt. Dem 


va. „rechtmäßigen,: geliebten Fürſten Herzog Friedrich“ wird ein dreima⸗ 


liges Hoch ausgebracht. Auch mehrere fühbentfcde: politiſche: Notabi- 
litäten nehmen an ber Berfammlung Theil, namentlich Meb, Mit: 


"glied des 36er Ausſchufſes urib bes’ Nationalvereins-Ausſchuſſes, ber 


der Verſammlung ben Gruß. Eüddeutſchlands überbringt. Der Ver: 
lauf ber ganzen Verſammlung tft übrigeng ein burchaus ruhiger. 
2, 7 (Breußen). Graf Biemarck ſpricht zum erſten Mal auf eine 
u Bemerkung bes franz. Geſandten, was er im Falle einer :öfterr. 
Re ber holſteiniſchen Stände thun mung aus: „Ich  würbe 
“ein beutiches Parlament berufen“. 

m (Kurheſſen). Wiederzuſammentritt der Stänbeverfaminlung. Der 
* bfeibenbe Iandftänbifche Ausſchuß conftatirt neuerdings ben andauern⸗ 
— "den Stillſtand des Staatslebens durch Schuld ber kurfürſtl. Re 
gietung.' Diefelbe hat bem Londtage auch jegt wieder keine Vor⸗ 


— Tage zu machen. 


"Breußen).. Graf Bismard richtet eine Depeſche an das öfterr. 
* —— in der er das ganze politiſche Regierungsſyſtem Oeſterreiche 
imn Holſtein einer einſchneidenden Kritik von ſeinem Standpunkte uns 
terzieht, dasſelbe für. eine Schädigung ber „conſervatipen“ Insereffen 
und für eine Verletzung der bisherigen gemeinſamen „anti⸗revolutio⸗ 
mãren“ Politik beider Regierungen exklärt und, wofern Qeſtexreich 


x „Baranfbeharre, einen Bruch ver bisherigen Nfiang-in Ausſicht ftellt: 


1.1, Siehe: die vollſtaͤndige Depeſche "Ergänzungsheif ©, 5 u. fgg— 


ran Delkerreig- -u,.PBrenßen) verftändigen fi at. Dänemgtt 
nen eine, Averſalſagime behufs Entſchadigung de. a den Oerzog⸗ 


= .. 
ar 


— vertriebenen: dãniſchen Beamteten. 


a (Schleswig). ' "Lie Herren "Römer, Sandei, Een, Thomfen 
"ui Graf Roderich Baubiflin (Mitglieber der früeren ſchleswig'ſchen 
; Skäinbegerfammkung): richten: :an:.den: Gouverneur. Gen. Manteuffel 


se  eine::igleiäflautenbe: Petition“ min Einberäfäng der ſchleswigſchen 


‚Stände: Ablehnende AInwort Manteuffels. 
Die Petition nebſt der Antipsrt Mauteuffels ſ. ĩm Ginzucet 8.7 u. fo. 
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27. Ian. (Bayern). Der Magiſtrat von Augsburg beſchließt einſtim⸗ 
mig, eine dringende Vorſtellung an ben König bezüglich endlicher 
Beitätigung bes neugemwählten (liberalen) Bürgermeifters Fiſcher. 

29. „ (Breußen). Der preuß. Geſandte in Florenz überreicht dem 
Konige Victor Emanuel ben ſchwarzen Ablerorben. 

» » Preußen) Die erfte Abtheilung bes riminalfenates bes 
Berliner Kammergerihts beſchließt, den auf biefen Tag angeſetzten 
Termin in dem Staatöprocefje gegen den Redacteur Day in Altona 
aufzuheben und ben Angeklagten zu dem neu anzuberaumenben Ter: 
mine verhaften und nah Berlin transportiren zu laſſen. 

30, „ (Holftein).. XIX Mitglieder der Ritterſchaft, an ihrer Spibe 
Hr. v. Scheel-Plefien, richten eine Adreſſe an ben Grafen Bismard 
für Berfonalunion der SHerzogthümer mit Preußen und gegen bie 
öfterr. Verwaltung Holfteins. 

Siehe Ergänzungsheft S. 3 u. fg. 

"» # (Bayern). Die Deputation von Vertrauensmännern aus Schwa⸗ 
ben und Franken (vergl, Jahrgang 1865 XII 17, 20 u. 27) 
wirb vom Könige nicht zur Aubienz zugelaffen: 

„Sch beauftrage Sie, ber Deputation bei ihrem Erſcheinen fund zu geben, 
baß ich bie verfafjungsmäßige Volfsvertretung als das Organ betrachte, durch 
weiches das Lanb zu mir ſpricht, unb baß ich deßhalb ihr Vorbringen anzu⸗ 
bören nicht in ber Lage fei.” 

Bürgermeifter Filher von Augsburg wird dagegen gleichzeitig 
enblich bejtätigt. 

31. „ (Holitein). 31 Mitglieder der holftein’hen Ständeverſamm⸗ 
lung richten eine Petition um Cinberufung der Stände an ben 
öfterr. Statthalter v. Gablenz. Diefelbe wird mit Rückſicht auf das 
Refcript des Statthalters v. 11. d. M. nicht ihm, fondern der San: 
besregierung übergeben, von dieſer jedoch nicht angenommen. 

J Das Aktenſtück findet ſich im Ergänzungsheft S. 9 u. fg. 

— „GBadeny). Die Regierung verſtändigt ſich mit einem Vertreter 
ber erzbifhöflihen Curie über den neuen Schulgefegentwurf. Die 
Curie besavouirt jedoch ſchließlich ihren Vertreter. 


— Febr. (Holftein). Der öſterr. Statthalter v. Gablenz lehnt das 
Begehren des Berliner Kammergerihts um Auslieferung bes Re: 
bacteurs May ab und weist basfelbe an das Altonaer Magiftratsgericht. 

5. „» (Kurdeffen). Die Ständeverfammlung wirb bis zum 1. März 
vertagt. Der Präf. Nebelthau ſchließt bie Sikung mit ber Erklärung: 
„Bon allen ben Hoffnungen, womit wir ein volles Jahr bingebalten wor⸗ 
. ben find, wage ich nur eine auszufpredhen, daß bie Herren Minifter nicht 
etwa mit dem Lanbtage fpielen. Am 1. März muß es fi) nun zeigen, ob 
wir feit dem I. Juli v. Is. auch nur um einen EScritt weiter gefommen 
find, troß einer breimaligen Vertagung. Am 1. März muß es fich zeigen, 
ob noch Wahrheit zwiſchen uns beſteht. Die Wuünſche aller treuen Pater: 
landsfreunde gehen freilich weiter, unb an uns foll es am Wenigiten fehlen, 
an unjerer treuen Pflichterfülung, an unferer Ausbauer gewiß nicht, um 
 endblih bas zu erreichen, was dem DBaterlande noth thut.” 








Besiphiend: 6 


7. Behr. (Oeſterreich) weist in einer Dep. bes Grafen Üensborff an 


14, 


15. 


18. 


19. 


20. 


23. 


„ 


Preußen bie in ber preuß. Depeſche v. 26. Jan. formulirte fürme 


Nliche ‚Anklage ber öfter. Polttit in Holftein entſchieden zuräd unter 


ber Andeutung, daß es, felbit auf bie Gefahr eines Bruches ber 
Allianz mit Preußen, bei berjelben zu verharren entſchloſſen fei. 
Siehe ben vollfländigen Wortlaut ber Depeihe im Grgänzungspeft 
S. 11 u. fag. 
» (Holftein). Das Altonaer Magiftratsgeriht Ichnt das Bes 
gehren bes Berliner Kammergerihts um Auslieferung bes Mebacteuss 
May ab. 
»„ (Baden) BWieberzufammentritt ber Kammern, Die Regierung 
macht denfelben Vorlagen behufs Regelung bed Preß: und Vereins: 
weſens und eines Miniſterverantwortlichkeitsgeſezes. Der Abg. Edarbt 
ftellt einen Antrag auf Einführung der obligatorifhen Einilehe, der 
Abg. Pagenftecher einen ſolchen auf Sicherung ber Rebefreiheit ber 
Abgeorbneten, 
„» Breußen). Eine tgl. Cabinetsorbre beruft 40,000 Landwehr: 
männer auf ben 15. Mai, früher als gewöhnlich, zu ben Uebungen 
unter die Waffen. 
„ (Breußen). Der preußifhe Botſchafter in Paris, Graf v. ber 
Golg, der feiner Zeit unmittelbar vor dem Abfchluffe der Gafteiner 
Convention aud zu dem Miniftereonjeil in Regensburg berufen 
worden war, trifft aus Baris in Berlin ein. 


v„ (Zollverein). Sämmtlide Zollvereinsregierungen, auch Kur: 
hefien, Naffau, Württemberg und Heſſen-Darmſtadt haben troß alles 
Miderftrebens nad und nach ben Handelsvertrag mit Italien ratificirt 
und fih damit zur Anerkennung bes Königr. Stalien verpflichtet. 


„» (Hslftein). Die Landesregierung fchlägt dem öſterr. Gtatt- 
halter vor, das von ihr entworfene Bubget für den Zeitraum vom 
1. April 1866 bis dahin 1867 in Crmangelung einer Landesver⸗ 
tretung einer Commilfion von 15 Notabeln zur Begutachtung vor: 
zulegen, indem fie bemerkt: 

„Sp wenig biefe Mafregel auch ber Mitwirkung ber gefeblichen Landes⸗ 
vertretung gleihfommt, fo bat biefelbe boch immer ben Vorzug vor einer 
lediglich durch bie Behörden erfolgenden Normirung bes Bubgets”. 

„ Die Karlsruher Boftconferenz lehnt mit den Stimmen Preußens 
und Badens die von Defterreich beantragte fofortige Aufnahme Hol: 
eins in den beutfchen Poftverein ab. 

„» (Preußen) Der preuß. Landtag wirb von ber Regierung plöß: 
lich geichloffen, die dadurch freiere Hand gegenüber Defterreich erhält. 
„ (Holftein). Die: Holft. Landesregierung remonftrirt in einer 
Zufhrift an ben dfterr. Statthalter gegen bie Petition der XIX 
Feudalen vom 30. v. Mis. und ihren Inhalt, indem fie ſich vor: 
behält, gegen bie Unterzeichner. ber Adreſſe wegen öffentlich zu ahn⸗ 
benber Beleidigung ein gerichtliches Verfahren zu veranlaſſen. 


ed Rusiäset 


RE Bene; Der Bſterr. Statkhelden genehmigt hie Einberkfläng 
ni inertaußerordentlichen Badgetcommiſſion von Potabeln und. inertennt 
::. Wgleid: die holſt. Berfaſſung non 1854 is :zu NMecht beſtehend. 

2.. 0: KBrenpen): Abhaltung eines Miniſterconſeils unter dem Vorſitze 
des Koniga, zu dem nach ber preuß. Botſchafter in Paris, Graf v. d. Goltz, 
ber. Gouberneur von Schleswig, Gen. v. Wanteuffel, der Chef des 
Generalſtabs, v. Moltke, der Chef des Militärcabinet®, "Sberft Eresloto, 

z22 Ehdiiden Generefnsfulant v. Alvensleben zugezogen werden. u +: - 

u (SHEETWITT - MXL: Mitglieder der ſchleswig'ſchen Etänbe- 
verfjammlung treten ben Eingaben von 49 Abgeordnoten und Stell: 

r Bear bes: Herzogthumso Holftetas vom 29. Dec, 1853 und -S1 

holſt.nLandesvertrerern vom 16. September 1865 an’ ben beutichen 

— MWunb Durch -Bffenttige Erklärung. vi und ‚Ton berſelben folgenbe 

33 weiteve Erfärangen: beit: -- 

5,3 537,1). Lies Herzogthümer Sqleeirig « Holkein, fing in ihrer untvennbaren 
Bereinigung ein ſelbſtſtändiger Staat. 2) Nach ber Erklärung Preußens, 

„are nd and des deutſchen Bundes (vondon, ben 28. Mai 1864), bem 
— der juriſtiſchen acultäten Deuiſchlands und dem alten Landes⸗ 

sr — 1.2 pedie: -Ffl Herzog Friedrich: zur- Thronfolge- in Schleswig - Holflein "berufen. 
3) Deflerrei und Preußen haben den Krieg gegen Dänemasf begomnen im 

+94 E sterzlie ‚Beupidyande- und: zum Serge, der Rechte Schleswig⸗Holſteins. Sie 

Ra nicht heiugt,, Echleswig-Holftein als ein frobertes und feiner verfaffunge: 
mäßigen Rechte betaubtes Land zu Behandeln. 4) Ein Anſchluß Schleswig⸗ 

NIIT, Holſteins “an Preißen imSinne einer Einigung Dentichlands und in rechts⸗ 
beftänbiger Weife, .b.;b.. durch Bereiubarung. der beiberfeitinen. Zanbeöherren 

en » — Zuftimmung, her Deiberjeitigen, Landesvertretungen liegt ‚im eigeren 


— — Gre. Fr — niert. Biomardt, auf. ie. Auszionsabeef 
dr XIXx- — Senbalen. v. 30. Januar 

Siehe Ergangsbeft ©. 17. 

— (Defterteig). Der Öfterr: Sefandte in Berlin, Sraf ‚Kärolhi, 

— — “echt “dein” Grafen‘ Bismard ſehr beſtimmt, daß Oeſterreich ſich in 

Eletwig Holſtein feine. Aenderung bes’ Proviſoriums zu feinen Un- 
gunſten gefallen, kein Definitivum welches feiner Ehre, feinen Sn: 

...tereffen, und. feine Stellung in ‚Deufälen zuigibetläufe, — 
‚allen; werde, — 

5. — SÖrfterriig). . Der zſterr. Gefandie in "kondon Yiest bem 

& rin Mrafen. (lasendon, ‚Ber ;äfterr,; Geſandie ie Paxis em, Hrn. Drouyn 

art REN: einen Depeſche im Sinne ber: am, 3.2. M, in: Berlin 

abgegebenen Erklärung vor, doch mit der Varſicherung. ee: 

an Arch Propocatianſoxgfültig vermeiden were, . 

Br BEER ne angebliche :Depeiche Preußens: perlangt von 

in Heſtetrrich: ie Auslitferung des holſteiniſchen Redacteurg May Ir 

717 Mona; Defterreich hehnt die Zumuthumgn dien Angelegenheit auf 

su plomatiſchem Mage: zum Auſstrag⸗zu bringen, ab: und behärrt da⸗ 

da einhaienDigcufiign als- eing Fein, iaxidiſche ml en Ge 

richſenn pon Verlin und Alzonanahzumqchem ſet. 5 


Tan 
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OMA (Sol ſt ain). Mirstfung des ı Bubgeis Ar :4866/67 
sage — Die Commiſſion vom Notabeln. 
ngiergt (Rurdeilen) - Wiederzuſammentritt der —— 
Die Regierung hat derfelben wiederum Feine Vorlagen zu machen, 
:,.xyyrda:her Karfürſt Beharrlic feine. Wenchwigung zu ſolchen vermeigert. 
113. März (O eſterreich). Sitzungen des Marfchallraths unter 
„nr :hent Vorſthze des Kaiſers. Einberufen find zu bemfelben: die Com: 
„zz. manbanten aller 4 Armeen und fämmtlider 12 Armeecorps, mit 
wenigen durch perſönliche Verhältniffe begründeten Ausnahnıen, bie 
Adjutanten und Generalftabschefs diefer Armeen und er 
1 sendlik einige in Wien befindliche militärifche Notabilitäten, wie - 
2 safte Felbmarſchall Heß und mehrere Officiere des großen General: 
zn Sa > : 
= — (Preußen). Die Berliner Blätter melden von einer neuen 
‚2.. Conferenz des Könige mit Bismarck, Roon, dem Generalitabschef 
..Moltle, dem Oeneralabjutmten Alpensleben und dem Chef bes 
ie Militärcabinets Trestom. 


„„Holſtein). Das öſterr. Cabinet anerkennt in Antwort auf 
ser die Mittheilung der Adrefſe ber XIX Yeubalen an Bismarck und 
ber hierauf bezüglichen Eingaben bes Etatthalterse umd ber Landes: 
7 regterung, das pflichtmäßige, nur ber Aufredthaltung bes Geſetzes 
"und dem Landeswohl gewibmete Wirken der Landesregierung und 
.., erklärt bie Gefühle, mit welden biefe die in ber fraglichen Adreſſe 
.... . ausgeſprochenen Beſchwerden über bie Verwaltung bes Lanbes zurüd: 
gewieſen, für gerechtfertigt; dagegen hält es eine gerichtliche Der: 
: . folgung der Unterzeichner der Adreſſe für nicht entſprechend bem 
Geiſte und Character der Adminiftration. 
3°, (Bayern) richtet eine ibentiihe Depeſche an Sachſen, Württem⸗ 
berg, Baden, Heſſen-Darmſtadt und Naffau, in welcher es unter 
.: „ Darlegung bes Bunbesftantpunkts ausſpricht, daß, wenn Defterreich 
und Preußen ihre Streitigleiten mit Umgehung bed Bundes aus: 
maden wollten, bie übrigen Staaten fi jeder Theilnahme enthalten 
— "müßten, aber Fein Bundesglied zurüdhleiben dürfe, wenn ber Bunb 
= on einem ber ftreitenden Theile angerufen würbe. Der bayeriſche 
ter empfiehlt zugleich jedes Eeparatbüntniß abzulehnen, eine 
Unterftüßung nur auf Grund eines Bundesbeſchluſſes eintreten zu 
1.Iaſſen, umb: diefe: Auffaffung zur Kunde des Wiener und’ Berliner 
5; Sehinebe zu bringen, in Wien zugleih mit dem Zuſatz, daß bie 
: z: Berufung” an den Bund nur dann Erfolg haben werbe, wenn 
Deiterreich zum ——— in der eſe Sache zurüd: 
— — 
(Preuße n). Ankunft. des ualientſchen General Govone in 
— ‚Berlin: Unterhandlungen über eine — — vn unb 
“ Halien gegen Oeſterreich. 
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10. März (Preußen). Der in erfter Inſtanz von Kreisgericht Perle: 
berg freigefprochene holſt. MRebactenr May in Altena wirb vom 
Berliner Kammergericht zu einjährigem Gefängnif in contumaciam 

verurtheilt. 

11. „ (Schleswig). Der König von Preußen erläßt ohne vorher⸗ 
gegangene DBerftändigung mit Defterreih eine, von feinem Minifter 
gegengezeichnete „proviſoriſche Verordnung betreffend die Beſtrafung 
feindlicher Handlungen gegen die fouveräne Gewalt in Schleswig- 
Holſtein“. 

Siehe den Wortlaut im Ergänzungsheft ©. 18 u. fg. 

12. „ Gollverein). Die Ratificationen bes Sanbelsvertrage mit 
Italien werden in Berlin ausgetaufht. Der Vertreter Italiens con⸗ 
ftatirt zu Protofoll, daß die Ratificationen von Feinerlei Reſerven be: 
gleitet feien, daß Italien die Ratificationen demgemäß nur im Sinne 
bes Schlußprotokolls v. 31. Dez. 1865 annehme und daß ber König 
von Stalien, um über bie mit bem neuen DVertrage zufammenhän- 
genden Intereſſen zu wachen, in nächſter Zeit Vertreter bei ben 
verichiebenen Regierungen des Zollvereins beglaubigen werbe, 


„» u (Anhalt). Der Landtag beräth über ben Antrag ber liberalen 
Oppofition, 

„bie Staatsregierung um Borlage eines Geſetzentwurfs wegen Abänberung 

und Ergänzung der Landihaftsorbnung in folgenden Beziehungen zu bitten: 

- 4) Abänderung aller derjenigen Beftimmungen, welche durch bie Vereinigung 
der beiden Herzogthümer überflüffig und ungültig geworben find; 2) Er: 
gänzung und Abänderung ber FF 3, 4, 7 dahin, daß liber bie Wählbarfeit 
und den Modus ber Wahl von ben Thei.befigern an Rittergütern Veflimmung 
getroffen, und bie active und paſſive Wahlfähigkeit der Ehemänner für bie 
im Befit ihrer Ehefrauen, wie der Vorftände juriftifcder Verfonen für bie im 
Beſitz ber letztern befindlichen Ritter: und Bauerngüter anerkannt wird; 
3) Abänderung des F 7 Alinea 3 bahin, baß die active Wahlfähigkeit der 
Rittergutsbefiger mit dem 25. jtatt mit bem 21. Lebensjahr beginnt; 4) Abs 
änderung der 66 8, 9, 11, 12, 13 in der Meife, daß die Wahl ber ftäbtijchen 
und ländlichen Abgeordneten nicht durch bie Gemeinberäthe und Schulzen, 
fonbern mittelft indirecter Wahlen durch bie Bürger in ben Städten und bie 
Gemeindeberehtigten in ben Dörfern bewirkt wirb ac.“ 

Der Antrag wirb von der zweiten und britten Abtheilung ver: 
worfen, nachdem ber Ianbesherrlihe Commiſſär Namens ber Re: 
gierung erklärt hatte, daß diefe auf eine fo erhebliche Umgejtaltung 
ber Landſchaftsordnung nit eingehen könne. 


Ä 13. „ (Schleswig). Beiſetzung ber Leiche bes Prinzen von Noer in 

| Kruſendorf. Militärifche Maßregeln der Preußen, um ben Herzog 

Friedrich zu verhaften, wenn er bazu fich einfinden follte, mas je 

| doch nicht der Fall it. 

414, „ (Defterreih u, Preußen) verftändigen fidy über eine Etappen- 

| eonvention in weiterer Ausführung der Gafteiner Convention. Preußen 
erhält dadurch für Schleswig zwei Militärftraßen Hamburg-Renbe- 
burg und Xühel-Kiel, 
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14. März. (Preußen). Die offlcidfe Preffe beginnt von einer Anregung 


ber Bunbesreform zu fprechen, inbem „bie Verhältniſſe des deutſchen 
Bundes und beren nothwendige Entwidelung vorausſichtlich von 
neuem in Trage fommen müßten, falls es nicht gelingen ſollte, die 
Entiheidung der ſchleswig⸗-holſteiniſchen Angelegenheiten auf bem 
Wege bes jeitherigen bunbesfreunbliden Einverftänbnifjes zwiſchen 
Preußen und Oefterreich herbeizuführen”. 


„» »" Defterreid). Auch nah dem Schluffe ber Sitzungen bes 


D 1 
z 


Marſchallraths dauern die militärischen Conferenzen zu Wien no 
fort, weshalb auch der Chef der ital. Armee, TZM. Benedek, feine 
Wieberabreife von Wien verjchiebt. 

(Kurheſſen). Die Ständeverfammlung wirb, ba bie Regierung 
berfelben Feine Vorlagen machen ann, vertagt und bie Vertagung 
durch angeblihe Krankheit des Kurfürften motivirt. Von der Maß: 
regel zum Voraus unterrichtet, faßt die Etändeverfammlung mit 42 
gegen 5 und mit 44 gegen 1 Stimme nod vorher folgende Beſchlüſſe: 

„1) Die Ständeverfammlung erffärt angeficht® der Landeslage: bie Staates 
regierung verweigert im Widerfpruch mit der Landesverfaſſung, dem Bundes⸗ 
verfammlungsbefhluß vom 24. Mai 1862 und dem gegebenen Fürſtenwort 


bem Lande die volle Wieberberfiellung feines Rechts. Die Staatsregierung 
vernadhläffigt trog ber unausgefehten Mahnungen ber Laubesvertretung forts 


“ während bie Sntereffen der geiltigen unb materiellen Zandeswohlfahrt. 2) Die 


Ständeverfammlung verwahrt fi gegen bie unausbleiblihen Kolgen 
folder Mißregierung.“ 
und ferner mit 33 gegen 14 Stimmen: 

„1) Segen ben vorhinigen Vorſtand des Yuftizminifteriume, Hrn. Staates 
rath Pieiffer, und den damaligen Hrn. Juflizminifter Abée bei den kurfürſtl. 
Oberappellationsgericht babier als Staatsgerichtshof — geſtützt darauf, daß 
das proviforifche Gelep vom 29. Juni 1851, die Mitglieder des Oberappels 
Intionsgerichts betreffend, obgleich dasfelbe ber Verfaſſung wiberftreitet, auch 
bie Stänbdeverfammlung ihre Zuftimmung zu bemjelben verfagt, und befjen 
Befeitigung wiederholt verlangt hat, bis jetzt micht nur nicht befeitigt, viels 
mehr deſſen Zurüdziehung ausdbrüdlic verweigert, und basjelbe fetbft nach 
dem 31. Oct. 1863 noch beibehalten worben ijt — unter Verwahrung ber 
Rechte bes Landes auf eine verfafjunges und gefegmäßige Belebung bes 
oberften Gerichte Anklage wegen VBerfaffungsverlegung zu erhe⸗ 
ben; 2) die im Entwurf anliegende Anklagefchrift zu genehmigen, und 3) mit 
ber Einbringung, Ergänzung, Erläuterung und Fortführung dieſer Anklage: 
jache, fowie zur Stellung und Begründung von Ablchnungsanträgen, für ben 
Ball baß bie Stänbeverjammlung bieran gehindert fein follte, den bleibenden 
andfländifchen Ausfhuß zu — 5— 

Ter ſehr umfangreiche Bericht bes VBerfaffungsausihuffes, 
welcher dem Beſchluß zur Grundlage dient, lautet im Weſentlichen wie folgt: 
„Sin Umſtand iſt es, ber dic Aufmerkſamkeit ber Ständeverſammlung vor⸗ 
zugsweiſe wird in Anfpruch nehmen müſſen: ber auf dem ganzen Gebiet des 
Staatslebens herrfchende beinahe völlige Stillſtand. Schon am 30. Sept. 
1864 bob ber bleibende landſtändiſche Ausſchuß in feinem Bericht hervor, 
baß fih auf bem weiten Gebiet unferes Staatolebens beinahe völliger Stils 
fand bemerflich gemacht babe... Die von fämmtlihen damaligen Miniftern 
und Miniſterialvorſtänden contrafignirte Entgegnung vom 30. Nov. 1864 ift 
befannt. Es wirb barin bebanptet, baß der noch nicht erfolgte Abſchluß ber 
BVerfaffungsangelegenheit nicht ſowohl ber Regierung als vielmehr der Stände: 
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‚3 aiklanmehfınng beigenkehlen » werden müfle, welche erleune, af ber: Vurndas 
3 ———— befien Vollziehung die landesherrliche Verkündigung v. 21. Juni 
71862 erlaſſen ſei, die anerfannt bunbeswidrigen Beſtimmungen ber Bers 
3322 faſſung von 1831 von der Wiederherſtellung ansſnehme, und in Hinſicht ber 
1 redtlähen Wirkſamleit der: inmittelſt ergangenen gefepgeberifhen. Etlaſſe von 
zn ‚eier, enigepengelekten Anffaffung ausgehe wie bie Ständeyerfommlmg. Es 
gu „wird ferner bemerkt, daß das Juftandefommen einer ber Bundeeverfaffung und 
einem geordneten Staatswefen entprechende Wahlordnung vom Standpunft ber 
Regierung aus als die unerläßliche und fundamentale Vorausſetzung cimes wirk⸗ 
4,3 Then’ und befviebigenden Abſchluſſes der Verfafiungdfrage betrachtet und zugleich 
2: xals ber weſentlichſte Schritt zu einer gedeiplichen, jegenereihen Entwidfung ber 
et Sara des Landes aud in Hinficht feiner materiellen Intereſſen angeſehen 
‘werden müſſe. Daneben wirb zwar anerfannt, daß für die Regierung bie 
‚Aufgabe beftehe, die durch bie mahren Bedürfniffe bes Landes gebotenm Maß- 
[FT regeln: zu treffen, auch bie Zuſicherung gegeben, daß bie Regierang' nicht ab⸗ 
£.1. 7 laſſen werbe, „fih mit aller Sorgfalt der rechtzeitigen und erfolgreichen Löſung 
Diefer Aufgabe anzunehmen,” das Begehren ber Ständeverfammlung aber, 
0. ber Regierung eine regere Thätigfeit und ein raſcheres Handeln zur Pflicht 
—zu machen, unter dem Ausdrurk bes Vertrauens zu einer allfeltigen getreuen 
.23Pflichterfüllung ber Regierung abgelehnt. Die Ständeverſammliug“ beſchloß 
... am t13. Dee: 1864, dba es auf eine durchgreifende Beſſerung der Zuſtände an⸗ 
=.:5:, fomme, und eine ſolche weder plötzlich noch anders ala durch Haudlungen 
2. ſich vollziehen könne, zur Zeit von einer weiteren Emſchließung abzuſtehen. 
‚rt: '&te ging babei von ber Erwartung ans, dab bie Stuatsregierung troß ber 
-  „abwehrenben und unbefriebigeuden Erklärung, im eigensten Sutereffe der lan⸗ 
s:. besherrlichen Autorität. das Laud: vor forigeſetzter Vermachläſſiguung feiner 
353. Wohlfahrt ſchützen, uund die Erfüllung ber ihr: obliegenden, von ihr jelbit 
anerfannten Pflichten gegen das Land fich werde angelegen fein laſſen. Diefe 
Erwartung ift nicht in Erfüllung gegangen. Am 30: Sept. 4,865. mehr 
2 ,,..al8 neun Monate nach jenen Vorgängen — war ber bleibende. landſtändiſche 
1. Ausſchuß aufs neue in der Lage, ber Ständeverfanumlung berichten zu müflen, 
25, daß. „auf bem ganzen Gebiet umferes Stautslebens beinahe pölliger Still⸗ 
0 ,jtand fid) ergeben habe.“ R — 
nr, Die Denkſchrift erwähnt die hierauf folgenden Verhandluugen ber Kam⸗ 
23 33 ;mer,, in welchen dem Minifterium bie ſchwerſte Verlegung der Landes: 
7:. „ intereffen. zum Vorwurf gemacht wurde, ohne daß auch nur eine einzige 
vw , Stimme, uicht einmal bie des Regierungsvertreters, zur Vertheibigung ber 
35°; Regierung ſich erhob. Es heißt dann weiter: „Wenige Tage nach biefer 
. Verhandlung erfolgte wegen des gänzlichen Mangels an Vorlagen bie Ver: 
; .tagung; bie Ständeverfammlung trenute ſich mit ber ausgeſprochenen Hoff⸗ 
„nung, daß bie Zeit ber Vertagung das Land „einer Periode größerer Frucht⸗ 
barkeit in den oͤffentlichen Angelegenheiten und. der Erfüllung langgehegter 
+ Wiünfcdhe näher bringen werde’. Auch dieſe Hoffnung iſt unerfüllt geblieben. 
vany, Die, Yandespertretung wurde nad ihrem Wiederzufammentriit am 24. Januar 
d. %. abermals mit ber Mittheilung bes bleibenden Ausſchuſſes empfangen : 
3 baß „noch ‚Feine Anzeichen bafür wahrzunehmen geweſen, baß der beinahe 
1 „völlige Stilftand auf dem ganzen Gebiete des Staatslebens .einer., frifchen 
., Bewegung weichen werde.” Es mußte wieberum. wegen Mangeld an Vor⸗ 
„, lagen. am 5. Febr. d, J. die Vertagung ber Stänbeveriammlung Bis zum 
1. März d. 3, erfolgen. Mit. derfelben Bejorgnig und demjelben. Mißtrauen, 
 .. ‚ wonyit big Landesvertretung ſich trennte, tft. fie am 1. Mürz d. J. mwieber 
zufammengetreten, Und leider ift-biefes peinliche Gefühl nur zu ſehr gerecht⸗ 
... ſertigt. Die im $ 2 der Verfündigung vom 21. Juni 1862 erwähnten, ans 
;  - geblich bundeswidrigen und darum juäpendirt. gelaffenen Beftimmungen bes 
Verfaſſungsrechts von 1831 find bisher weber wieder. in Wirkfamfeit geſetzt, 
noch jſt dep, „ogrjaffungsmäßige. Weg, zu dexen Ahänderxung betreten. Man 


un * 
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. ambte frage unerdrtert Taf: ob es cidtig IR, wenn in dem Miugang ber 
2.2: :' Berfündigung won 21. Juni 1862 und ber oben erwähnten Gröfinung vom 
„.v71:.80.R%00.:186%4 angeführt. wich: ber Burdecheſchluß v. 24. Mat 1362 habe bie 
1.5 oserkannt. bundeswidtigen Beſtimmungen ber Verfaffungoracunbe von 1831 
‚252. mt:der Micherherhelung ausgenommen; denn fo wiel Richt umzweifethaft fer, 
» r...baß weder Bie Beaninorteng ber Frage, ob und weide BeRimmmgen den 
"ms .1. Bundesgeſttzen wicht entſprechen, noch die Beſimmung der Zeit, wann die etwa 
‚sc... bunbeswibrigen Bekimmungen auf verfülfungeinäßigem Weg abgeändert wer: 
.. i.. ben fellen, einfeitig ‚ber Regierung überlaflen worden iſt. Die Etauteregierung 
. Bat. durch ige bisheriges Verhalten ihre Pflicht gegen die Bundesverſammlung 
2... and gegen bas Lanb wm fo mehr ſchwer verletzt, als jie von ber Stände: 
verfammlung am 31. Oct. 1863 unb 7. Juni 1864 zur Eriüllung berielben 

-.. aufgekorhert worben if, und auch die „Stamdichaftsrechte ber Mediatiſirten und ber 
. Reühsritterfchaft” ſeit nahezu drei Jahren wieder in Wirkſamkeit getreten find, 
„Eine weitere ſchwere Berlebung ber Landesrechte finder der Periajjunge: 
2.22 ĩ. iAunsſchuß daren, daß bie Staatsregierung das provi ſoriſche Geſetz v. 29 Juni 
nz 34854 ,,: bie  Mitgläeber ded Oberappellationsegerichte betreffend, ungeachtet ber 
feitens ber Stänbeverfammlung auèdrücklich verfagten Genehmigung unb ber 
begehrten Befeitigung besjelben, nicht zurüdgezogen, wielmehr: bie Veſeitigung 

: » ausbrüdtich verweigert und in Anwenbung bes Griaffes den oberfien Werichto⸗ 
::2 hof in geſetzwidriger. Weile befegt Bat. Da diefer Gegenſtand zu einem be« 
.2 +." fonderen Antrag Veranlafjung barbietet, fo wird berfeibe ſpeciellere Erörterung 
...: finden. Nicht minder bat bie Gtaatstegierug ihre Pflichten gegen das Yan 
; wie auch ihre eigene Berfünbigung v. 21. Juni 1362 dadurch verlekt, daß 
fie dae proviforifche Geſez v. 7. Ruli 1851, die Bollzichungegewalt der Vers 
waltungsbehörben jowie bie Bezirkoräthe betreffend, nicht zurückgezogen, viels 

..: mehr. dbasjelbe auch ohne bie von ber Yanbesvertzetung begehrte Vorlage 
behnfs Genehmigung der einitweiligen Fortbauer in Auwenbung gelafien bat. 

-. Sn gleicher Weile verhält es fih mit einer Reihe von Verordisungen, buch 
“0 welche geiehkiche wit lanbſtändiſcher Zuftimmung ergangene Beſtimmungen und 
©. Mmnordnungen befeitigt worden find, 3. B. der Verordnung v. 13. Aprıl 1853 
ı" wegen Ablnberung bes Gejehes v. 29. Det. 1848, die Religionsireiheit und 
de Einführung der bürgerlihen Ehe betreffend, ferner ben Verordnungen 
13.9.825. Juli unb 19. Dee. 1854, die Prefie betreffend, den Verordnungen 
2% 49. Dee. 1854. und 26. Jan. 1860, das Vereinsweſen besreffend u. f. w. 
... ..Der Berfaffungsausfehuß Tönnte bieje Zahl won Verlegungen bed Rechts noch 
„1, geheblich.vermiehren, er will ſich jedoch barauf beichräufen, mur noch auf bie 
:. ahohe Bebeutung ber bem Lande vorenthaltenen Rechte aufmerkſam zu machen. 
-i,,2..Abgefeben von bem Inhalt ber fuspenbirten Verfaffungsbeitimmungen, fehlen 
u 2..bem Laub eme im ihrer ‚Unabhängigkeit geficherte Rechtepflege in höchſter 
v0 ..Saftanz:, eine der freibeitlicden Gutwidelung förberliche, auf die Theilnahme 
se ‚ber ‚StantBbürger. gebaute. Baubesnerwaltung, bie freie Preſſe und bas Vers 
2, einsrecht, uud bamit: zum größten Theil die höchſten und mnentbebrlichften 


ne 


gr, aller dieſer Nechte, fie find ihm mit Verlegung der beſchworenen Staateverr 
7 faffung entriffen, und werben ihm in Mißachtung bes Bunbdesbeſchluſſes vom 


gehalten. Auf allen Gehreten bes ſtaatlichen Lebens ift, zum Theil feit Jahr⸗ 

nien bas bringenbjte Bedürfniß näch a im Wege der —— 
hervorgetreten, bie Wiſſe 
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biefelben als nothwenbig und — anerkannt, bie Lanbeövertretung bat 
fie unabläffig befürwortet, aber bie Staatsregierung hat nichte getan, fie ine 
Leben zu rufen. Die Belege für biefe Behauptung liegen in bem Zuſtande 
bes Unterrichtsweiens, in der Lage ber Lanbwirtbichaft, bem Stande bes ins 
buftriellen und gewerblichen Lebens, in ber Beichaffenbeit ber Verkehrsmittel, 
in der Steuergejeßgebung, in der Geſetzgebung über bie Heimathöverhältniffe 
und das Niederlaffungsrecht, in bem Währfchaftse und Hypothekenweſen, ber 
Concursgelebgebung, bem Zuſtande ber Strafe und Verbeflerungsanftalten, 
und vor allem in ben unerbhörten Berichleppungen in ber Staatsverwaltung. 
Der Berfaffungsausichuß vermeibet es in Einzelheiten einzugehen, ba beren 
nur zu viel befannt find; nur zwei Momente, welche befonhere geeignet ers 
fheinen, das richtige Licht auf bie beitehenden Zuflände zu werten, mögen 
noch Erwähnung finden: einmal daß ſelbſt ſtändiſche Beichlüffe und Anfragen 
einzelner Abgeorbnieten oftmals gar nicht, oft aber exit nach fehr Langer Zeit 
und wieberbolter Erinnerung, beantwortet werben, unb fobann, daß bie Mis 
nifter und Minifterialvorftände feit Jahren fait niemals, ſelbſt nicht bei ben 
wichtigſten Berathungsgegenftländen, in den Situngen ber Stänbeverfamms 
lung erſchienen find. 

„Aus ber ganzen laufenden Randtageperiobe weiß ber Ausſchuß — abs 
gefehen von ber unvermeiblichen Verlängerung ber Zollvereinsverträge — nur 
drei weitere Acte ber Geſetzgebung zu verzeichnen, in weldyen ben Intereſſen 
des Landes in einzelnen Punkten entiprochen ift: die Aufhebung ber Wege:, 
Pflafters und Brüdengelber, bad Geſetz vom 3. Mai 1865, die Einführung 
bes allgemeinen beutichen Handelsgeſetzbuches betreffend, und das Geſetz vom 
23. Oct., bie Gewährleiftung für Mängel an Haustbieren betreffend. Eine 
größere Anzahl ber wichtigiten Gefetvorlagen bat zwar bie Zuflimmung ber 
Ständeverfammlung, aber nicht bie Sanction ber Regierung erhalten... 
Der Berfaffungsausfhuß Hat ſich biefem Zuſtande der Dinge gegenüber der 
Pflicht nicht entziehen Lönnen, fih die Frage vorzulegen: was bie Stände- 
verfammlung unter ben befiehenden Verbältniffen zunächſt zu thun habe? 
Er hält es für unabweislich, daß die Anficht bes Landes über ben beftchenden 
Zuftand der Staatsregierung unumwunden ausgeiproden unb zur Keuntniß 
diefer gebracht werde. Des ganzen Landes und aller Claſſen feiner Bevöl⸗ 
kerung bat fi das lebhafteſte Mißtrauen gegen bie Staatsregierung und bie 
Perſonen bemädtigt, welche für dieſelbe verantwortlich find; dae Land hat 
ben Glauben verloren, daß biefelben ben Willen, die Befähigung und bie 
Energie befigen, ihm feine wohlbegrünbeten Rechte zurüdzugewähren, und 
diejenigen Anordnungen ins Leben zu rufen und durchzuführen, welde bie 
Wohlfahrt bes Landes erforbert. Ob ein folder Ausiprud ber Ranbesvers 
tretung Erfolg haben, ob bie Staatsregierung umkehren wird auf dem ums 
heilvollen Weg, auf ben fie gerathen ift, läßt fih zwar im voraus nicht 
ermefien, ober Sache ber Ständeperfammlung ift e8 gleichwohl, wenn fie 
nicht ben Borwurf ber Mitſchuld auf ſich laden will, bie Stimme bes Landes 
laut zu erheben und vor aller Welt gegen bie Folgen einer fortgefegten 
Mifregierung Verwahrung einzulegen.” 


15. März (Oeſterreich). Das ungariſche Landescommando erhält 


” 


Befehl, ſofort einen beträchtlichen Theil der Peſth-Ofener Garnifon 
nad Böhmen abzufenden. Auch aus anderen Provinzen werben 
Truppen nad Böhmen beorbert. Bereits heißt es, daß FZM. 
Benedek bejtimmt fei, den Dberbefehl über eine in Böhmen auf: 
zuftellende Armee zu übernehmen. 

» Baden). I Sammer: Die gefammte Kammer erflärt ihre 


Zuftimmung zu ber Anregung bes Abg. Knies, 
„baß, wie verſchieden auch noch bie Anfichten über bie enbliche Löfung 
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ber beutichen Frage inmitten bes beutfgen Bolles und ber beutfchen Kammern 

feien,, in einem in Deutichland alle Gutgefinnten einig feien, nämlich barin, 

baß ohne Einwilligung bes fchleswig: holſteiniſchen Wolfe über feine Geſchice 

nicht entichieben werben bürfe.” 

16. März (Preußen). Wie ber öfter. Botſchafter am 31. Dee. v. J. 

die Inſignien bes Orbens vom 5. Stephan, fo überreicht nunmehr 

der preuß. Botſchafter die Infignien bes ſchwarzen Adlerorbens in 

feierlichen Auffahrt dem Kaijer Napoleon für ben kaiſerl. Prinzen. 

» nm Breußen). Im SKriegsminifterium werben Vorbereitungen zu 
riegamäßiger Armirung der ſchleſiſchen Feſtungen getroffen. 

„ „ODeſterreich). Eine Circularbepefhe an bie öfterr. Geſandten 

bei mehreren deutſchen Höfen nimmt für den Fall, baß eine an bas 

t. preuß. Gabinet zu richtende Anfrage über deſſen Eriegerifche Ab⸗ 

fit nicht befriebigenb ausfallen foltte, eine Anrufung des Bundes 

mit Rüdfiht auf den Art. 11 ber Bundesacte in Ausſicht und ftellt 

benfelben zur Erwägung anbeim, inwiefern für ben Fall, daß mit 

einer Bebrohung bed Bunbesfriedene durch Preußen bie Vorauss 

fegung bes Art. 19 der Wiener Schlußafte*) eintreten follte, bie 

Kriegsbereitſchaft der Bundescontingente in Ausficht zu nehmen fet: 

„. Die Laiferliche Regierung hegt die Abficht, falls Preußen einen offenen 

Bruch berbeiführte, das Ginfchreiten des Bundes auf Grund bes Artikels 11 

ber Bundesacte und bes Artikels 19 der Wiener Schlußacte in Aniprud 

zu nehmen, unb zugleich bem Bund alle weiteren Entſchließungen zur Rege⸗ 

lung der fchleswigsholftein’fhen Angelegenheit anheimzuftelen. Die Regierung 

St. Majeftät bes Kaijers glaubt unter ben von Preußen getroffenen Vor⸗ 

bereitungen zum Kriege ihre Verantwortlichkeit nicht mehr anders als durch 

eine birecte Anfrage in Berlin beden zu können, und fie beauftragt baber ben 

Grafen Karolyi, den preußischen Minifterpräfibenten um pofitiven Aufſchluß 

barüber anzugeben: ob ber Berliner Hof fi wirflid mit bem Gebanfen 

trage, bie Gajteiner Convention mit gewaltfamer Hanb zu zerreißen und bem 

rundgeſetzlich verbürgten Frieden zwiſchen beutfchen Bundesſtaaten zu unters 

rechen. Graf Karolyi wird hinzufügen, daß die kaiſerliche Regierung durch 

dieſe Anfrage nicht etwa provocirend aufzutreten beabſichtige, ſondern nur die 

hofſentlich irrig gedeuteten Intentionen ber köuigl. preußiſchen Regierung 

ins klare zu ziehen wünſche. Erfolgte auf dieſe unaufichieblich gewordene 

ee eine unbefriebigenbe oder ausweichende Antwort, dann wäre 

r ben kaiſerlichen Hof ber Augenblid erſchienen, wo er feine Bemühungen 


*) Artifel XI. der Bunbesacte Tautet in feinem einfhlägigen Theil: „Die 
Bundesglieder machen ſich verbindlih, einander unter Teinerlei Vorwand zu 
befriegen, nod ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fonbern fie bei 
der Bundesverfammlung anzubringen. Diefer liegt alsdann ob, bie Ver⸗ 
mittelung buch einen Ausfhuß zu verſuchen; falls biefer Verfuch — 
ſollte, unb demnach eine richterliche Entſcheldung nothwendig würde, ſolche 
durch eine wohlgeordnete Auſträgalinſtanz zu bewirken, deren Ausipruch bie 
ftreitenden Theile fi) fofort zu unterwerfen haben.” Der bieber gehörige 
Art, XIX der Wiener Schlußacte beftimmt: „Menn zwiſchen Bunbesgliedern 
Thätlichkeiten zu beforgen oder wirklich ausgeübt worden find, fo ift .bie 
Bunbesverfammlung berufen, vorläufige Maßregeln zu ergreifen, wodurch 
jeber Selbithilfe vorgebeugt und ber bereits unternommenen Einhalt gethan 
werde. Zu dem Enbe bat fie vor Allem für Aufvechterhaltung bes Beſitz⸗ 
ſtandes Sorge zu tragen.” 
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nee 


deutſchen Bunde bie. Initiative behufs der zur Wahrung 'bes gefährdeten 


Betten). 


ann ein Einverſt aadniß mil Preußen befinitig als geſcheitett anſehen, und am 


Bumdesfriebens und Verhlung aber Zurückweiſung jeber Gewaltanwendung 
erforderlichen Maßregeln ergreiſen müßte. - Defleriet müßte bann in Brante 
furt. ohne allen Berzug eine. Erkiärung folgenden Jahnlie ab Taffehk 
„Den hohen Bundes — Sr. Maj des Kaiſerd ſej Helamıt, welchen entſchie⸗ 
benen Werth ber kaiſerliche Hof darauf gelegt habe in den Verhandlungen über 


- bie politiſche Zukunfi der Eibherzogthümer das Einverſtändniß mit Sr. Mai. 
ni. bem König von Preußen feſtzuhalien. Mit Beharrlichkeit und im verſöhn⸗ 
„2 ‚Jichfien- Seifte habe der Kaiſer fich beſtrebt gemeinichaftli mir Preußen bie 


Mittel zur endlichen Löfung ber ſchleswig-holſteiniſchen Verwiclung zır finden. 
Stets werde Se. Muj. als Souverän Deflerreihd wie als beutfcher Bundes: 


fürſt die höchſte Verubigung aus dem Bewupßtfein ſchöpfen, Tein Billigds 
3ugeſtändniß verfagt und jede mögfiche Probe verföhirficher Geſinnung ab: 


‚gelegt zu haben, um zwiſchen Deilerreich und Preußen jene Eintracht zu 


. erhalten, welche bie woſentlichſte Bürgſchaft für ben inneren Frieden wie für 


bie äußere Sicherheit und Geltung bes. beutichen Vaterlands bilbe, Zum 
tiefften Bedauern bes Taijerlichen Hofe feien jedoch bie bisherigen Verhand⸗ 


lungen mit Preußen ohne den geränfäten Erfolg geblieben: Die T: preuß. 


* 


Regierung babe geglaubt, Forderungen aufftellen zu müſſen deren Erwährung 


| . ‚mit ben Intereſſen und ber Machiſiellung der ‚öfterreichifchen Monasshie eben 


fo mwenig wie mit dem beutichen Nationaliutereffe und der Verlaffung bes 


J deutſchen Bundes vereinbar ſei. Der Präſidialgeſandte ſei daher beauftragt, 


2 


ber Bundesverſammlung bie Anzeige zu erſtatten, daß bie kaiſerl. Regierung 
ihre Bemühungen, eine definitive Löſung dev Herzogthümerfrage im Einver⸗ 
nehmen mit Preußen vorzubereiten, als vereitelt betrachten und ſonach alles 
weitere ben verfaſſurgsmäßigen Beichlüffen bes Bundes, welchem ihre Aner⸗ 


ennung ſtets geſichert ſei, anheimftellen müfſe. Auf dieſe Crlärung dürfe 
ſich jedoch: die kaiferliche N. nicht beſchränken. Sowohl durch die 
Sprache bes preußiſchen Cabinets als durch Nachrichten über militäriſche 
Vorbereitungen in Preußen ſei in weiten Kreifen bie Beforgniß einer Ge⸗ 
fahrdung des Friedens in Leutſchland wachgerufen worden. Die kaiſerliche 
Neglerung hege zwar bie Hoffnung, daß bie Kenntniß der wahren. Inten⸗ 


dionen- Preußens hinreichen werde, nm dieſe Beſorgniß vollſtändig "zu zer: 


ſtrenen. Allein da es ihr nicht gelungen ſei, vom Berliner Cabinet befriedi⸗ 
.. :gende Aufklärungen zu erhalten, jo befinde fie ſich in dem Fall, in dem Kreiſe 


ihrer Bundesgenoſſen ſich auf bie durch Art. 11 ber Bundesarte und Art. 19 


der Wiener Schlußacte feierlich von allen Mitgliedern bes Bundes einges 


1.2. gongenen VBerpfligtungen zu berufen. Der Geſammtheit des Bundes liege 


:06 ob,: Sorge bafür- zu tragen, daß Streitigkeiten zwiſchen Buudesgliedern 


„2 nicht mit. Beinaht-verfofät werben, und die Taiferl.' Regterung’ erjütle baber 


nur eine Pflicht, wenn fie ber Bundesverſammlung rechtzeitig. a fe; 
auf Wahrung bes Bundesfriebens ihr Augenmerk zu richten. Aunädft werde 


.;. bie Bundesverſammlung ſich darüber, daB Gefahr ‘ber Selbſthülſe nicht 
»: 1.vorbanben fei, jene-volkftändige Beruhtgung zu veridhaffen haben, welche eine 
0, an Recht und Bertvag ſeſthaltende Regierung wie biejenige Sr. Maj. bes 
7 Könige von Preußen ihren Bundesgenoffen ſicher nicht werde vorenthalten 


. wollen.” Vorſtehendes würde dee Anhalt ber erſten kaiferl. Erklärung am 


..... Bunbe fein, und bie Taiferl.. Regierung erwartet, daß bie ...... Regierung 
2 : Ihren: Bunbestagsgefandten in Frankfurt im voraus mit ber Inſtruction ver = 
:.. jehen werde, unmittelbar nach der öfterreichtfchen Erklärung für eine Auffor: 


Pr Er 2 rer 


berung ober ein Erſuchen an: Preußen, ſich über feine Abſichten auszufprechen, 


zu, flimmen. . Sollte der Wiberfprundh - einzelner - Geſandten eine Bexathun 
and. Schlußziehung in derfelben Sitzung, wie bie’ Geſchaftsordnung die 


„.... ermöglicht, verhindern, -}6 wäre wenigftens in einer unmittelbar nachfolgenden 
>. &igumg bie ſachgemäße Erdfinung "in Preußen zu befchließen. Gleichzeitig 


ober erſt nach Eingang ber preußiſchen Erklaͤrung bärfte: dem holſtein⸗lanen⸗ 
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burgifcgen Ausichufle der Gegenſtand zugnweifen, unb auch bie bem Art. 11 
ber Bundesacte entiprechende PVermittlungsaufgabe demſelben Ausichuffe zu 
übertragen fein. Würbe übrigens bie Gefahr eines TFriebensbruches noch 
bringender, ergäben fich pofitive Anzeichen für beabfichtigte Gewaltfireiche, ober 
würbe in Preußen die Mobilifirungsorbre wirklich erlaffen, dann fönnte ſelbſt⸗ 
sebend dem Trang ber Situation nicht durch bie bloßen Vermittlungss 
bemühungen eines Ausfchuffes abgeholien werben, fondern bie Nothwendigkeit 
würbe vorhanden fein, raſch und entihieben die Maßregeln zu ergreiien, 
durch welde, um mit bem Art. 19 der Schlußacte zu reden, jeder Selbſt⸗ 
bülfe vorzubeugen unb ber bereits unternommenen Einhalt zu thun wäre. 
Einem drohenden Angriff Preußens gegenüber könnten dieſe Maßregeln nur 
in ber Kriegebereitichaft des 7., 8., 9. und 10. Bunbescorps und in ber 
Aufſtellung bderjelben im Verbande mit ber üfterreichifchen Armee befleben 
und die Taiferl. Regierung muß daher hoffen, baß fie im gegebenen Augens 
blid die ...... Regierung bereit finden würde, für einen ſolchen Beſchluß 
in Frankfurt zu ſtimmen.“) 


47. März (Defterreih). Der öſterr. Geſandte in Berlin, Graf 


19. 


20. 
21. 


22. 


23. 


Karolyi, richtet die in ber dfterr. Dep. vom 16. d. M. angefünbigte 
Frage an den Grafen Bismard, ob fi ber Berliner Hof wirklich 
mit dem Gedanken trage, die afteiner Convention gewaltfam zu 
zerreißen und den grundgejeglich verbürgten Frieden zwiſchen deut⸗ 
ihen Bundesftaaten zu unterbreden. Graf VBismard antwortet auf 
die Frage mit einem, jedoch nicht unummunbenen und entſchiedenen 
Nein. Die döfterr. Negierung läßt indeß fofort telegrapbifche De⸗ 
pefchen an bie deutſchen Höfe richten, daß fie auf ihre Anfrage von 
ber preußiſchen eine „einigermaßen befriedigende" Antwort erhalten 
und befhalb bie beabfichtigten Schritte am Bunde einftweilen 
fiftirt babe. 
v„ (Breußen) Ein Artikel der Kreuzztg. benunzirt bie Rüftungen 
Oeſterreichs und Sachſens. 

S. Ergänzungsheft S. 21. 
„ @reußen). Gegen 100 gezogene Geſchütze gehen vom Rhein 
in bie fchlefiihen und fähflihen Feſtungen ab. 
„ @reußen). Ein Artikel der offiz. Prov.-Corr. ftellt gegenüber 
den Maßnahmen Defterreichs und Sachſens auch preußiſche Rüftungen 
und Allianzen nad anderer Seite in Ausſicht. 

S. Ergänzungsheft S. 22 u. fg. 
„ Breußen). Der preußiſche Generalconful Schramm wohnt 
in Mailand officiel dem Trauergottesdienft für bie Gefallenen ber 
5 Tage bei. 
„ (Preußen). Die Stabtverorbneten von St. Johann unb von 
Saarbrüden beſchließen einftimmig, eine Deputation nad Berlin zu 
fhiden, um gegen ben angeblihen Verkauf ber Kohlenbiftricte an 
eine franz. Geſellſchaft ober an bie franzöſiſche Regierung felber 
zu wirken. Eine Anzahl Bürger beider Stäbte erlaffen einen jehr 


“) Die offic. „Wiener Abendp.“ Hat bie Dep. für einen ber Hauptſache 
nach richtigen Auszug, aber nicht für eine wirkliche Wiedergabe des Acten⸗ 
ftüdes erklärt. 
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bringliden Aufruf an bie öffentlihe Meinung ber Nation gegen 
eine Trennung von Deutichland. 


23. März. (Heflfen:Darmftadt). Die II. Kammer befhließt mit allen 


24, 


gegen bie 7 Stimmen bes grundherrlichen Adels: 
„Mit Rüdjiht auf die Vergewaltigungen in Schleswig, welche ber dor: 
tigen Bevölferung bie Wahrung ihrer Rechte im höchſten Grabe erjihiwert, 
wenn micht zeiticeife unmöglih madt; in Erwägung, daß aud in Holflein 
die verlangte Einberufung der Stände noch immer unterbleibt, daß eine ges 
beihlihe Ordnung ber Zuftlände in den Herzogtbümern Schleswig: Holfiein 
aber nur möglich erfcheint, wenn ber dortigen Bevölkerung Gelegenheit wirb 
egeben fein, ihre Rechte hierbei durch die fie vertretenden Stände zu wahren ; 
"in weiterer Erwägung, baß bie Zuftände in ben Herzegthümern eine immer 
bebrohlichere Geſtalt auch für die Übrigen bdeutichen Staaten annehmen, bes 
jchließt die Kammer an bie großherzogl. Regierung das dringende Erſuchen 
zu richten, auf baldigfte Einberufung ber Stände in ben Herzogthümern 
Schleswig: Holftein, jo weit dieß nur immer in ihren Kräften ftebt, hinzu⸗ 
wirfen.“ 
„ BPreußen) richtet eine Circulardepeſche an die beutfchen Regie: 
rungen, in welcher es, unter Darlegung ber Sachlage und Verzicht 
auf eine Hülfe des Bundes als ſolchen, die Trage an fie ftellt, ob 
und in melden Maaße es auf ihren guten Willen als Einzel: 
ftaaten zählen dürfe, indem es in Ermanglung folden Beijtandes 
die Nothwendigkeit einer den realen DVerhältniffen Rechnung tra: 
genden Reform bes Bundes betont und für den Fall einer krie— 


geriihen Nieberlage Preußens Deutihland das Schickſal Polens in 


Ausſicht ſtellt. 


25. 


27. 


28. 


S. ben Wortlaut vollſtändig Ergänzungsheft S. 24 u. ſgg. 
„ODeſterre ich). Kin für dieſes Jahr beabſichtigtes Uebungs⸗ 
lager an der ungariſchen Grenze wird vom Kriegsminiſter abbeſtellt. 
„GHeſſen-Homburg). Der Landgraf F. Das Land fällt an 
Heflen-Darmftabt. 

„ (Helfen: Darmftabt). Der Großherzog ergreift durch Patent 
die Regierung der ihm angefallenen Landgraffhaft Heſſen-Homburg. 
„ (Preußen) Cine Verfammlung von Wahlmännern unb Ur: 
wählern in Solingen proteftirt gegen ben Krieg mit Defterreih um 
ber gewaltfamen Annerion Schleswig-Holfteing willen. Cine lange 
Reihe ähnliher Derfammlungen folgt dem Beifpiel in den Rhein⸗ 
provinzen unb bald auch in den übrigen Theilen ber Monardie. 

» (Preußen) In Wien will man wiſſen, daß an diefem Tage 
bas Bündniß zwiſchen Preußen und Stalien zu Berlin paraphirt 
worden jei. 


„ Die preußifhe Circulardepeſche v. 24. d. M. wird ben beutfchen 


Regierungen von ben Dertretern Preußens an ben verichiedenen 
Höfen vorgelefen. Keine einzige berfelben entfpricht dem Anfinnen 
ber preuß. Regierung. Die meiften verweilen Preußen an ben 
Bund. Hannover und Kurheflen ſuchen auszuweichen. 

„» Breußen). Eine kgl. Orbre verfügt, die Armee in Kriegs⸗ 
bereitichaft zu feben. 
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28. März, (Preußen). Die Köln. Zeitung ſpricht fi nunmehr ent: 
fhieben gegen ben Krieg aus, fordert ben wohlhabenden Bürger: 
ftand, im Gegenfab gegen bie Kreuzztg., die alle Friedensdemonſtra⸗ 
tionen für Landesverrath erklärt, eifrig zu Petitionen gegen ben 
Krieg auf und verlangt mit Nachdruck ben Rüdtritt des Miniſte⸗ 
riums Bismard. 

31. „ (Defterreid) proteftirt, gegenüber ber preuß. Circularbepefche 
v. 24. d. M., in einer Depeſche an Preußen gegen jede Abſicht eines 
offenfiven Auftretens gegen Preußen und erklärt feinen feiten Ent: 
ſchluß, fich feinerfeits nicht in Wiberfpruh mit Art. 11 der Bundes; 
acte zu feßen. 

©. Ergänzungsheft S. 28 u. fg. 

„» » (Bayern). Eine ibentifihe Depeſche des Miniſters v. db. 
Pfordten an Oefterreih und Preußen fucht zwifchen beiben zu ver: 
mitteln, indem fie beide an ben Art. 11 der Bunbesacte erinnert 
und bie Urſache der Kriegsgefahr weder in einigen Differenzen über 
die Ausführung der Gafteiner Convention noch in einer definitiven 
Entſcheidung über das Schidfal der Elbherzogthümer, über die ja 
noch gar nicht verhandelt worden ſei, finden kann. 

S. Ergänzungsheft S. 29. 


2. April. (Bayern) beginnt auch feinerfeitS zu rüften, inbem bedeu⸗ 
tende Pferdeankäufe für die Artillerie und Gavallerie angeorbnet 
werben. 

3. „ (Bürttemberg). Das Comité der Volkspartei erläßt einen 
Aufruf „an bie Sleichgefinnten in Deutfhland”, in ben es fid 
für Neutralität in dem ſich vorbereitenden Kampfe zwiſchen Defter: 
reich und Preußen ausipridt: 

„Noch bürfen wir hoffen, das deutſche Volk in Preußen unb Oefterreich werbe in 
ber legten Stunbe bem brubermörberifhen Kampfe um bie Großmachisſtellung 
Einhalt thun; gefchieht es nicht, jo werben wir im übrigen Deutjchland zwar 
ben Krieg nicht hindern können, aber ihn itaufämefen foll uns 
Niemand zwingen.. Die jcheinbare Rückkehr Defterreihs zu bem auch 
von ihm nit minder ale von Preußen mißachteten und mißbanbelten 
Bundesrecht darf uns nah allen Erfahrungen nicht beitimmen, in bem an fi 


— Kampf gegen ben preußiſchen Störefried blindlings Partei zu 
nehmen...” 


S. Ergänzungsheft S. 30. 

5. „ (Bürttemberg) trifft militärifhe Vorbereitungen, inbem ber 
auf den 17. angefebte Garniſonswechſel auf den 10. d. M. und 
bie Einberufung der Recruten vom 27. auf ben 13. d. M. vor: 
gerüdt wird. 


6. „ (Preußen). Antwort auf die öſterr. Depeſche v. 31. März, 
Preußen erklärt in berfelben „in aller Form, daß ben Abſichten ©. 
M. des Königs nichts ferner Liegt, als ein Angriffstrieg gegen Defterreich." 
©. die Dep. vollftändig im Ergänzungsheft ©. 31. 
7., (Defterreid). Antwort auf bie preußifche Note v. 6. d. M. 
Dieſelbe erlärt, daß „ein Grund zu weiteren Nüftungen ſonach 
x 
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nicht mehr vorliege“, daß es aber nunmehr auch „ber — in ber 
Note bes k. preuß. Gefandten mit Bebauern von ihm vermißten — 
Nachricht entgegenfehe, dab die in Preußen am 28. v. M. erlafjene 
Mobilifirungsorbre zurüdgenommen werde“. 

©. die Dep. vollftändig Ergänzungsheft S. 32. 


9. April. (Bundestag). Preußen trägt nun wirklich am Bunde auf 


10. 


11. 


" 


12. , 


13. 


14. , 


Einberufung eines Parlaments aus birecten Wahlen unb allge: 
meinem Stimmredt behufs Reform der Bundesverfaſſung an und 
zwar in bem Sinne, daß die Beſtimmung eines feiten Termins 
für die Berufung des Parlaments ſchon jebt getroffen, die Vorlagen 
für basjelbe aber bis dahin durch PVerftäntigung ber Regierungen 
unter einander feitgeftellt werben. 
©. ben vollfländigen Antrag im Ergänzungsbeft S. 33 u. fgg. 

v» (Breußen) Das Aelteſten-Colleg der Kaufmannfhaft von 
Berlin richtet eine fehr dringende Adreſſe für Bewahrung bes Frie⸗ 
bens an ben König. 

„» (Holftein). Die Delegirten-Berfammlung ber fchleswigsholftei- 


nifhen Dereine bejhließt in Neumünfter — die Verhandlungen 
finden unter Ausfhluß der Deffentlichkeit ftatt — folgende Re: 
folutionen: 


„1) Die bisherige Behandlung ber ſchleswig-holſteiniſchen Sache bedroht 
Deutfhland mit dem unermeßlichen Unglüd eines Bürgerkriegs. 2) Eine 
Löfung berfelben auf Grundlage bes öffentlichen Rechtes Deutihlands wie 
unferes Landesrechtes und unter Mitbeftimnung ber Landes: Vertretung ift 
ber gegebene Weg, das drohende Unheil abzuwenden. 3) Wenn ein Wider⸗ 
ſtand Breußene gegen foldhe Löfung zum Bürgerfriege führen ſollte, jo fällt 
bie Verantwortung biefür zweifellos auf bie preußilche Regierung. 4) Wie 
Ihwer auch ein Bürgerkrieg bie ganze beutiche Nation treffen würde, fo fteht 
doch feft, daß ein Gewährenlaflen ber verabjcheuenswerthen Politik bes gegen: 
wärtigen preußijchen Gabinets Deutichland unretibar dem tiefften Verfall preis- 
geben müßte.“ 

(Baden). Die Mitglieder der II. Kammer erflären fih in 
einer Vorberathung fat einftimmig für Eingehen auf den preu= 
ßiſchen Parlamentsantrag. 

(Naffau). Die II Kammer befchließt mit allen gegen 3 Stimmen 
bie Inbetrachtnahme bes Antrags auf Mieberherftellung ber Ver: 
faffung von 1849 und des Wahlgeſetzes von 1848. 


„ (Preußen). So ziemli die ganze preußifche Flotte ift nun 


mehr in Kiel vereinigt. Vier Kanonenboote gehen durch ben ſchles⸗ 
wig-holfteiniihen Canal in bie Eider und nehmen vorerft Station 
an ber Eidermündung, von beraus zugleih auch bie Elbmündung zu 
beherrſchen ift, eventuell der öſterr. Brigade Kalik in Holftein der 
Rückzug über die Elbe abgefchnitten werben kann. 

(Baden), I. Kammer: Auf eine Sfnterpellation bes Abg. 
Knies bez. der Stellung der Regierung zu dem preuß. Parlaments⸗ 
antrage antivortet der Staatsminiſter v. Edelsheim: ſeit langer Zeit 
gehörten befanntli bie Sympathien und Wünſche der Regierung 
einer nationalen Entwidelung auf parlamentarifcher Grundlage an; 
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bas Betreten biefes Weges werde daher ihrerfeits niemals Schwie⸗ 
rigleiten begegnen, fonbern ſtets auf ihre Unterftüßung rechnen 
fönnen; ben jetigen Antrag anlangend, werbe bie Regierung für 
deſſen Inbetrachtnahme und fomit für bie Verweiſung an einen 
befonderen Ausihuß ftimmen. 


15. April. (Preußen). Depeihe an Oeſterreich in Antwort auf bie öfterr. 


18. 


” 


n 


21. 


” 


Depeidye vom 7. d. Mts.: Preußen verlangt, daß Oeſterreich, welches 
zuerft gerüftet,- audy zuerft abrüfte. 

©. Ergänzungsheft S. 38 u. fg. 

(Preußen). Die officiele Prov.:Corr. erklärt, daß die Abficht 
Preußens bei ber von ihm vorgejchlagenen Bunbesreform babin gebe, 
„pie militäriichen Kräfte Norbdeutihlande und Mitteldeutſchlands zu 
wirkſamer That um fich vereinigen zu können”, fo daß ihm die 
Möglichkeit gegeben fei, „die Kräfte derjenigen Staaten, welche im 
Bereiche feines Schutzes und feiner Machtentfaltung liegen, nament: 
lih auch derjenigen, welde in bunter Mannigfaltigkeit zwifchen feine 
beiden Hälften bineingefhoben worden jelen, durch einen raſchen und 
leichten Aufchluß an die preuß. Armee zur gemeinjamen Vertheidi⸗ 
gung beutichen Intereſſes zu verwenden”. Ebenſo beftimmt erflärt 
fie, daß die Bunbesreform audy dazu bienen folle, einen Theil ber 
Laſten der Armeereorganifation, die dem ganzen innern Conflict in 
Preußen zu Grunde liege, auf Deutichland überzumälzen und fo 
biefen Conflict zum Austrag zu bringen. 


" 


„ (Defterreih). Depeihe an Preußen in Antwort auf bie 


preußiiche Depeihe vom 15. d. M.: Oefterreih erklärt fih, um 
einen unziweibeutigen Beweis feiner Friedensliebe zu geben, bereit, 
zuerſt abzurüften, mwofern es bie beitimmte Zuſage erhalte, daß 
Preußen an bemfelben Tage oder doch am nachfolgenden dasſelbe 
thun werde. 

©. bie Dep. im Ergänzungsheft S. 40. 


„ (Hannover). Eröffnung bes Landtags. Vorlagen ber Regie 


rung. Das ſ. 3. von ber Regierung felbft vorgefchlagene und von 
beiden Kammern angenommene Wahlgeſetz ift vom Könige fchlieglich 
nun doch nicht fanctionirt worden. 

„ (Bundestag). Der preuß. Bundesreform- Antrag wirb nad 
bem Verlangen Preußens mit Mehrheit an einen bejonderen Aus: 
ſchuß von 9 Mitgliedern gewieſen. Luremburg enthält fi ber Ab: 
fiimmung. Hannover und Kurheſſen ſuchen auszumeichen, indem fie 
den Wunſch nah Entwaffnung betonen. Erffärung Oeſterreichs. 

©. bie leßtere im Ergänzungsheit ©. 41. 

„ (Breußen). Antwort Preußens auf das Anerbieten Defterreiche 
vb. 18. d. M.: Preußen geht auf dasſelbe nicht unbebingt, fonbern 
nur unter Vorbehalten möglichft freier Hand ein. 

©. Ergänzungsbeit ©. 41 u. fg. 


21/22. „ (Defterreid). Militärifche Berathungen in Wien. Es wirb 


beſchloſſen, die italientfche Armee zu verftärken und auf den Kriegsfuß 
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zu fehen. Erzherzog Albrecht fol dahin abgehen, um ben Ober: 
befehl über diejelbe zu übernehmen, F8M. Benedek dagegen nad 
Wien lommen, um an bie Spiße der Norbarmee zu treten. An 
der Miener Börfe erzeugen dieſe Beſchlüſſe alsbald eine förmliche 
Panique, bie ſich nad und nah auch jämmtlichen übrigen Börſen 
Europas mittheilt. 


21/22. April, (Hannover). Die II. Kammer befchließt auf den Antrag 


21. 


22. 


23. 


2a. 


25. 


Bennigfens mit allen gegen 5 ober 6 Stimmen, bezüglich der nun: 
mebrigen Ablehnung bes vereinbarten Wahlgeſetzes von Seite bes 
Königs einen Berfaflungsausfhuß von je 5 Mitgliedern jeder Kam⸗ 
mer nieberzufeben. Die I. Kammer, bie das Wahlgeſetz |. 3. mit 
allen gegen 8 Stimmen angenommen hatte, läßt es jebt mit allen 
gegen 3 Stimmen wieber fallen und Iehnt ihren Beitritt zum Be: 
ſchluß der II. Kammer ab. 


„ (Bayern) fiftirt vorerft weitere Pferbeanfäufe. 


„ (Baden). Die I. Kammer verwirft eine Motion bes Frhrn. 
v. Andlaw, den Minijter Lamey wegen Amtsmißbraud und Ber: 
faſſungsbruch (gegen bie kath. Partei) in Anklagezuftand zu ver: 
fegen mit 11 gegen 8 Stimmen. 

„Conferenz der Mittelftaaten in Augsburg. Es find auf berjelben 
vertreten: Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden, Naffau, Darm: 
ftadbt, Weimar, Coburg-Gotha und Meiningen. 


„ Württemberg). Eine Landesverfammlung der Vollspartei in 
Stuttgart bejhließt eine Reihe von Reſolutionen, in denen fie fich 
für eine engere bundesjtaatliche Verbindung bes übrigen Deutjch: 
lands außer Defterreihh und Preußen mit gemeinſchaftlicher Volks: 
vertretung und allgemeiner Volkswehr ausfpricht und zugleich eine 
Reform ihrer Einzelverfaffungen, für Mürttemberg fpeziel mit all- 
gemeinem Stimmredyt und Einkammerſyſteme fordert.” 


„» (Defterreid). Graf Karolyi zeigt dem preußiichen Cabinet 
bie gegen Italien ergriffenen ernften Vorfihtsmaßregeln an; feine 
Regierung habe dieſe Notification für nöthig erachtet, um jedes 
Mißverftändnig zu vermeiden. 

„ (Dejfterreid) contrahirt, in Folge eines auf das September: 
patent geftügten Gefebes, ein neues Anlehen im Nominalbetrage 
von 60 Mil. Silber gegen Verpfändung von StaatsbomäÄnen. 


» (Baden) Die I. Kammer beihließt gegenüber bem Antrage 
bes Frhrn. v. Andlam v. 21. d. M. in der I. Kammer folgende 
Erklärung zu Protofoll: 

„Wir erkennen in ben zum Vollzug des Volksſchul⸗Aufſichts-Geſetzes burch 
den Präfidenten des Minifteriums bes Innern, Herren Staatsrath Dr. Lamey, 
ergriffenen Maßregeln, welche die Motion bes Frhrn. v. Andlam in bem 
andern hoben Haufe als Verlegung ber Verfaffung und als Amtsmißbrauch 

‚ bezeichnete, nur eine pflichtgemäße Erfüllung feiner amtlichen Aufgabe” 





Dentfpland, 55: 


26. April. (Preußen). . Die officidfe Norb. Allg. Ztg. erklärt, daß Fein 
ESymptom eines plößlichen Angriffsfrieges Italiens gegen Oeſterreich 
vorliege und daß Preußen eine Unſchädlichmachung ber italien. Armee, 
auf melde basjelbe, wenn es von Defterreich angegriffen würde, 
wahrjcheinlich zählen könne, nicht zugeben dürfe, und zieht baraus 
die Yolgerung, Defterreid müſſe entweder Preußen und Stalien 
gegenüber zum vollen frieblihen Status quo ante zurückkehren ober 
eine entiprechenbe DVerftärfung ber preußiſchen Rüftungen erwarten. 

„» » (Breußen). Die altliberale Partei tritt zuerft in einer Ver⸗ 
fammlung ihrer Notabilitäten zu Halle auf Ceite ber Regierung 
für den Krieg und gegen die anberjeitigen Friedensdemonſtrationen. 

©. Ergänzungsheft S. 44. 

„» u» (Deiterreidh) fest durch eine Circularbep, bie fremden Regie: 
rungen von ben im Denetianifchen angeorbneten militäriichen Vor⸗ 
fehrungen in Kenntniß mit der ansdrücklichen Betonung ihres ftreng 
defenfiven Charakters: 

„Wir haben zu viel Pfänder unferer friebliebenden Abfichten ertbeilt, es 
ift zu offenfundig, daß weder die Politik der Taiferl. Regierung, noch Oeſter⸗ 
reichs Intereſſen bei Angrifföplanen ihren Bortheil finden, als daß in Europa 
Zweifel an der Aufrichtigfeit unferer Worte obwalten könnten. Angefichts 
ber in Stalien auf breiter Bafis vor fich gehenden Vorbereitungen, und weil 
bie Eroberung einer unjerer Provinzen feit geraumer Zeit ein offenfundiges 
Ziel der Megierung bes Könige Viktor Emanuel ift, würde es unjeres Theis 
les eine unverzeihliche Verblendung fein, wenn wir nicht bie unerläßlich zu 
unferer Vertheidigung nöthigen Vorfichtsmaßregeln träfen. Außer unferen 
Landgrenzen haben wir auf der italienischen Seite eine fehr lange Küſten⸗ 
linie zu vertheidigen. Unfere Truppen, vertbeilt im Innern des Reiches und 
aufs Minimum rebucirt, wie fie waren, reichten zur Deckung aller erponirten 
Punkte, die oft burch beträchtliche Entfernungen von einander getrennt find, 
nicht aus, Wenn wir uns einer falfchen Sicherheit überließen, jo würden 
wir nur zum Angriff auf unfere Grenzen einladen. Deßhalb Haben wir 
verfchiebentlihe Truppen-Bewegungen angeorbnet und unfere Armee in Stalien 
auf completeren Fuß geftellt. Diefe Maßregeln, ich wieberbole e8, haben 
nur den Charakter ftrengfter Defenfive, und es fommt ber Taiferlihen Res 
gierung nicht in ben Sinn, mit irgend wem einen Krieg bervorzurufen. Sie 
haben in formelfter Weife dieſe Verfiherung zu erneuern, aber wir halten 
e8 zugleich für eine gebieterifche Pflicht, nichts zu verabjäumen, um uns in 
den Stanb zu feßen, eine bewaffnete Invaſion zurüczutreiben. Kein Cabinet 
fünnte, davon bin ich überzeugt, bie Verantwortlichkeit auf fih nehmen, 
ung den Rath zu geben, daß wir anders handeln follten, denn feines würbe 

. bei bermaliger Lage uns bie Unverleßbarkeit unferes Gebietes garantiren wollen.” 
(Defterreich) richtet gleichzeitig zwei gefonderte Depeſchen an 

Preußen. In ber erften erflärt es, daß „ber Kaifer jett volllommen 

bereit fei, den Befehl zu ertheilen, baß bie nad Böhmen beorberten 

Truppen abberufen werben, um in bas Innere bes Kaiferreiche 

zurüdzufehren und fomit felbft dem Anfcheine einer Truppen⸗Con⸗ 

centration gegen Preußen ein Ende zu maden, unb baß es uns 
verzüglih damit beginnen werde, fobald e8 bie DVerfiherung er: 
halten haben werde, daß Preußen feinen Maßregeln gegen Italien 
feinen Einfluß auf. die Wieberherftelung des vorigen Standes ber 
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Beziehungen zwiſchen Defterreich und Preußen ausüben laflen werde.“ 
In der zweiten Depeſche ſchlägt Defterreih dem preuß. Cabinet eine 
definitive Löſung ber fchleswig-holfteinifhen Frage unter möglichiter 
Berüdfitigung der preußiſchen Anſprüche, jeboch innerhalb bes be- 
ftehenden Bunbesrehts vor. Für ben Tall der Ablehnung auch 
diefes Vorſchlags von Seite Preußens, behält fi Defterreich vor, 
dem beutjchen Bunde ben ganzen Stand ber Angelegenheiten offen 
darzulegen und ihm anheimzugeben, welche Wege einzufchlagen jeien, 
um zu. einer bundesinäßigen Regelung ber holſteiniſchen Angelegen- 
heit zu gelangen. 
S. ben Wortlaut beider. Tepefhen im Ergänzungsbeit ©. 44 u. 45. 


April. (Bundestag) Wahl des Bundesreform-Ausſchuſſes. Es 


werben gewählt die Gefandten von Defterreih, Preußen, Bayern, 
Sachſen, Hannover, Württemberg, Baden, Hefjen-Darmftabt und der 
ſächſiſchen Häufer, als Stellvertreter diejenigen von Medlenburg und 
Kurheſſen. 
„ (Baden). IL Kammer: Die Regierung legt dem Landtage nun⸗ 
mehr ein volljtändiges neues Schulgefeß vor. 
v„ Preußen) richtet an bie deutſchen Regierungen eine Gircular- 
bepejche zu Unterftüßung der von ihm vorgeichlagenen Bunbesreform 
und des dabei nad) feiner Anficht einzufchlagenden Weges. 

©. Ergänzungsheit S. 49. 
n (Breußen) richtet an Sachſen eine fürmlide Sommation nn 
ber von bemjelben getroffenen Rüftungen. 

©. biefelbe Ergänzungsheft S. 48. ' 
» (Preußen). Dieplögliche Abreiſe bes preußifchen Geſandten v. Sa: 
vigny nad) Berlin verhindert die fofortige formelle Gonftituirung bes 
Neuner-Ausihuffes für Behandlung des preußiſchen Bundesreform: 
Antrages. 
„ (Breußen). Minifterrath über die dfterr. Depeſche v. 26. d. M. 
Der König weigert ſich vorerſt noch, darin einen Kriegsfall zu 
erblicken. 
„Maſſau). Die Ständeverſammlung ſpricht ſich faſt einſtimmig 
für Reduction des ſtehenden Heeres von Beamteten aus. 
» (Sadjen) Antwort des Hrn. v. Beuſt auf die preuß. Som: 
mation v. 27. d. M. 

©. biejelbe im Ergänzungsheft ©. 51 u. fgg. 
„ Preußen). Depefhe an Defterreih in Antwort auf die De: 
peihe Defterreihs vom 26. d. M. bezügli ber öſterreichiſchen 
Rüftungen gegen Stalien: Preußen lehnt fchlieglih jede Abrüftung 
ab, wofern Oeſterreich nicht auc gegen Stalien abrüjte, 

©. ben Wortlaut im Ergänzungsheft ©. 51 u. fg. 
„ (Defterreid). Eine Circulardep. an bie beutfchen Regierungen 
ſucht diefelben in ber Neigung zu beftärten, auf den preuß. Barla- 
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mentsantrag nur unter ber Bebingung einzugehn, daß Preußen ſich 
zuvor über feine Projecte bes nähern ausſpreche. 


30. April. (Defterreid). Durch kaiſ. Ordre werben in ben Gränz- 


” 


" 


biftricten die Beurlaubten bis zum zehnten Dienftjahr einberufen. 

„ (Baden) Der Ausfhuß der II. Kammer erllärt fi gegen 
Antrag auf Einführung der obligatoriihen Civilehe, aber lebiglich 
aus Opportunitätsrüdfichten. 


. Mai. (Preußen). Der ganzen italieniſchen Geſandtſchaft in Berlin 


werben preuß. Orben verliehen, mas gewöhnlich nur nah Abſchluß 
von Verträgen zu gejchehen pflegt. 


. „ (Breußen) beantwortet vorerjt bie diterr. Depeſche v. 26. v. M. 


bez. Echleswig-Holfteins gar nicht. Dagegen bringt der offic. Staate- 
anzeiger eine enjchieben ablehnende Erklärung bez. irgend einer Ent: 
ſcheidung bes Bundes in biefer Frage. 

©. biefelbe Ergänzungsbeit S. 58. 

„ (Defterreidh). Brand auf der Fregatte Novara in Pole. Es 
ergibt fi, daß das Teuer durch Staliener angelegt worben ift. 

„ (Breußen) erläßt endlih die förmliche Mobilifirungsorbre für 
das 3., 4., 5., 6. und 8. und das Garde-Armeecorpe. Die übrigen 
3 Armeecorps werben in Sriegsbereitichaft geſetzt. 

„ODeſterreich). Depeſche an Preußen in Antwort auf bie 
preuß. Dep. v. 30. April: Oefterreihgehnt bie Abrüftung gegenüber 
Stalien entſchieden ab. 

S. die Depeſche im Ergänzungsheft S. 58. 

„Gundestag). Sachſen legt ſeinen Depeſchenwechſel mit Preußen 
vor und trägt darauf an, dasſelbe darum anzugehn, daß durch 
geeignete Erklärung dem Bunde mit Rückſicht auf Art. 11 der 
Bundesacte volle Beruhigung gewährt werde. Erklärungen Preußens 
und Oeſterreichs. 

©. den Antrag Sachſens und Su — — der beiden Großmächte in 

‚ihrem Wortlaut Ergänzungsheft ©. 60 u. fg. 

„ODeſterreich). Erzh. —* geht nach Verona ab, um den 
Oberbefehl über bie ital. Armee an ber Stelle Benedek's zu über: 
nehmen. 

ei (Breußen). Ale vier Wahlbezirke von Berlin haben fih nun⸗ 
mehr in Urmwählerverfanmlungen gegen den Krieg ausgeſprochen. 

©. Ergänzungsheit S. 59. 

„ (Sahfen). Der Magiftrat von Leipzig befchließt einftimmig, 
eine Vorftelung an das Gefammtminifterium zu richten, in welder, 
im Hinblick auf die unfelige Wahrfcheinlichkeit, daß ber zwiſchen 
Deiterreih und Preußen ausgebrochene Conflict auf Sachſens Fluren 
im verabicheuungswürbigiten Bruberfrieg werde ausgefämpft werden, 
bie Regierung gebeten wird, jede Maßregel, die als Kriegsrüftung 
gedeutet werben könne, fofort, ſoweit bereits in Vollzug geſetzt, rück⸗ 
gängig zu machen, übrigens aber alle unbegrünbeien Gerüchte über 
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T; 


Beutfätens; 
angebliche Nüftungen öffentlich als folche zu. bezeichnen. Die Stabt- 


berorbneten beſchließen am folgenden Taye einftimmig, ſich biefer 
Vorfiellung des Magiſtrats anzuſchließen. 


. Mat. (Defterreih). Es ergeht der Befehl, die ganze öfterreichifhe 


Armee auf den Kriegsfuß zu ſetzen und bie Nordarmee an ber. böh- 
mifhen und ſchleſiſchen Gränze zu concentriren. 

„ (Bayern) nimmt feine Rüftungen wieder auf: die am 21. v. M. 
filtirten Pferdeanfäufe follen ungefäumt wieder ftattfinden. 

» (Bayern). Die Rheinpfalz feiert das Aubiläum ihrer 50jäh- 
rigen Bereinigung mit Bayern. Hauptfeft in Kaiferslautern unter 
Leitung der Abgeordneten der Pfalz und zahlreiher Deputationen 

- aus ben verfchiebenen Gegenden bes Kreiſes. Teftrede des Abg. 
Golfen gegen jeden Gebanfen einer Trennung von Deutfchland. Am 
Nachmittag große Bollsverfammlung. Reſolutionen berfelben. 


» Beimar) Die Landtagsabgeorbneten vereinigen fich über eine 
Refolution zu Gunften des preußifchen Bundesreformantrages, „jedoch 
unter Vorbehalt näherer Beftimmungen über das Wahlgeſetz. Nur 
bei Aufrechthaltung unbeſchränkter Wühlbarfeit kann eine wahre Ver: 

tretung der beutjhen Nation aus den Wahlen hervorgehen." 


„ (Preußen). Eine Dep, Bismards in Antwort auf die öfter. 
Depeihe v. 26. April weist jede Intervention des Bundes behufs 
Löſung der fchleswig-hofiteinischen Frage entichieden zurüd: 

„Da es uns in dem (egenwärtigen ernften Augenblide nicht um einen 
Austaufh von Schriftſtücken zu thun ift, welche beflimmt find, vor ber öffent⸗ 
lihen Meinung die gegenjeitigen Standpunfte zu firiren oder zu rechtfertigen, 
jondern um bie Anbahnung einer wirflih ernſt gemeinten 
Verſtändigung, welhe nur auf dem Wege vertraulicher Verhandlungen 
‚zu erreichen möglich ift, jo jebe ich von einer formalen Erwiderung auf die 
Terelhe vom 26. April ab und wähle die Korm eines vertraulichen, nicht 
zur Mittheilung an den Faiferl, Minifter beſtimmten Erlaffes an Ew. Erz. 
Ich habe ſchon in meiner Mittheilung vom 4. d. M. angedeutet, daß nad 
unferer Auffaffung die Depeche bes Herrn Grafen v. Mensdorff fih auf 
einem Boden bewegt, auf welden wir nicht folgen können. Es ift nicht der 
Boden der Verträge von Wien und Gaftern, welche die Berechtigung des 
Königs Chriſtian IX. zur vollen Ceſſion ber. Herzogthümer und. folglich bie 
unbedingte Erwerbung berfelben durch die beiden beutichen Mächte vorausfegen. 


Wie hieneben noch eine Entſcheidung bes Bundes über den rechtmäßigen Befit 


bes Herzogthums Holſtein Platz finden jolle, vermögen wir nicht einzufehen. 
Wir halten unfererfeitd an diefen Verträgen feftz und wir würden es als 
eine Berlegung berielben betrachten, wenn bie Taijerl. Regierung einen in 
Betreff unierer gemeinfamen Rechte an ben Herzogthümern gegen unferen 
Millen gefaßten Befchluß als maßgebend behandeln wollte. Wir Tünnen feine 
Competenz bes Bundes zur Entiheidung in diefer Frage anerkennen, nachdem 
wir unſere eigene rechtliche Weberzeugung feſtgeſtellt und durch völferrechtliche 
Berträge eine fihere Bafis gewonnen haben; und wenn wir bie eigenen 
Aeußerungen bes Wiener Cabinets, namentlich ben Erlaß an ben Fail. Ge: 
fanbten zu Münden d. d. Wien, 10. Januar 1864, in Betracht ziehen, fo 
können wir nicht glauben, daß bie Faiferliche Regierung fich felbft jet in 
einen fo entſchiedenen Wiberfpruch mit ihren frühern Auffaffungen über bie 
Competenz bes Bundes fegen wolle. Eben. fo wenig, wie wir bie Entſchei⸗ 
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bung über bie Srage bem Bunde und ber jeweiligen Majorität von beutichen 
Regierungen überlaffen Fünnen, begen wir bie Abſicht, unſern Antheil an ben 
von uns burh Krieg und Vertrag erworbenen Rechten einem Dritten zu 
übertragen, welder uns feine Bürgfchaft eines Aequivalents für bie Opfer 

- bietet, mit welden wir den Erwerb jener Rechte haben erfaufen müſſen. 
Wenn bie faif. Regierung dagegen über ihre Rechte an ber gemeinjamen 
Errungenfchaft eine anberweite Verfügung treffen will, fo wird fie und jofort 
zur Verhandlung darüber bereit finden. Cine folde Verhandlung mit Wien 
würbe fih auf der Bafıs bes beftehenben Rechtes bewegen, da bie Verträge 
bie Dispofition über die Herzogthümer beiden Mächten gemeinfam geben und 
baber eine ſolche Dispofition nur unter gegenfeitiger Zuftimmung flattfinden 
kann, welche aud in dem Gajteiner Vertrage noch vorbehalten tft. Wir vers 
langen unfererjeit8 nichts über unfer Mares und beftimmmtes Recht hinaus, 
welhes uns ben gleihen Antheil mit Defterreih an ber Ceſſion König 
Chriſtians gewährt; wir gründen feine Anſprüche auf die von uns gebrachten 
nach ber Natur ber Dinge größeren Opfer: aber unjer vertragomäßiges Recht 
an unferm Antheile können wir uns auch durdy Bundesbeſchlüſſe nicht vers 
fümmern laſſen. Ueber die Löſung oder Fortbildung unſeres Mitbefigvers 
bältnijfes fann nur mit Oeſterreich von uns verhandelt werden. Grleichtert, 
reſp. modificirt können diefe Verhandlungen werben, wenn es gelänge, gleichs 
zeitig über bie von uns angebahnte Reform ber Bundesverfaflung eine Vers 
fändigung mit dem Tail. Gabinet zu erzielen. Sobalb Ew. Erz. baber aus 
Ihren Beiprehungen mit dem Herrn Grafen v. Mensdorfi die Ueberzeugung 
gewinnen, baß bas Fail. Cabinet bereit wäre, zu einer ſolchen Verſtäudigung 
die Hand zu bieten, wollen Ew. Erz. die entiprechende Bereitwilligfeit unſerer⸗ 
feits in Ausficht fielen. Ich wiederhole meine im Eingange gemachte Bes 
merfung, daß die Tepeihe, welche Ew. Erz. bie Gejichtspunfte, von denen 
aus wir eine Verjländigung für möglich halten, barbieten fol, nicht zur 
Mittheilung beftiimmt ift. Zu einer vertraulichen VBorlefung und Erläuterung 
berfelben wollen Ew. Erz. fih ermächtigt halten.” 


7. Mai. (Preußen). Mißlungenes Attentat gegen Bismard. 


„ 


„ (Hannover). Einberufung der Beurlaubten unter bem Vor⸗ 
wande, bie fonft üblichen Herbfterercitien mit Rüdfiht auf bie Ernte 
arbeiten zu vermeiden. 

„» (Sadjen) Demobkratiſche Volksverſammlung in Dresden gegen 


bie von ben Stabtbehörden von Leipzig an die Regierung gerichtete 


Eingabe, welche eine „feige und landesverderbliche Neutralität” an: 
zuratben wage. Cine von ber Verſammlung beſchloſſene Deputatien 
an ben König wird von bemjelben nicht angenommen, 

„ (Baden). IH. Kammer: Das von der Regierung vorgelegte Preß⸗ 
gejek wirb zu Ende berathen und angenommen. 

„ (Preußen) Auch das 1. und 2., fowie das 7, Armeecorps 
werben mobilifirt, alfo die ganze preußijche Armee auf Kriegsfuß gefeßt. 
„ (Sadhjen). Große Volksverſammlung in Leipzig gegen bie 
Demonftration des Stabtrathbs und der Stabtverorbneten. 

„ (Sadfen). Die Handels: und Gewerbefammer von Chemnik 
beſchließt einftimmig, „bie Staatsregierung zu erſuchen, daß fie allee 
aufbieten möge, bie drohende Kriegsgefahr zu befeitigen und jeben 
Conflict mit unferen Nahbarftaaten zu vermeiden”. 

„» (Bundestag). Der Antrag Sachſens v. 5. d. M. wird mit 
10 gegen 5 Stimmen — (Preußen, Kurheſſen, Medlenburg, 15. 


— — — — — — 


Deniſhiaud. 


(Oldenburg) und 17. Curie (Hanſeſtaͤdte) — angenommen. Er: 
Härung Preußens, Votum Kurheſſens. 
©. bie Ickteren in ihrem Wortlaut Grgänzungsheft S. 65 u. fa. 


9.Mai. (Preußen). Eine kgl. Verordnung ſpricht die Auflöfung bes 


Abgeorbnetenhaufes aus (j. unter Preußen). 

„ (Holftein) Eine Reihe von Schleswig-Holſtein-Vereinen ver: 
langt in Refolutionen bie fofortige Bildung bes holſteiniſchen Bundes: 
contingente®. 

„ (Baden). Biell. Kammer nimmt den Gefeßesentwurf bez. Ver: 
eins- und Verſammlungsrecht einftimmig an. | 

v (Preußen). Auch die Einberufung ber Landwehr ſämmilicher 
9 Armeecorps (12 Sarbe: und 104 Provinzialbataillons zu 500 
Mann) wird angeordnet. | 


» (Bayern). Ein königl. Erlaß befiehlt die Mobilmahung der 


ganzen Armee und die Einberufung bes Landtags auf den 23.5. M. 
„ Bundestag) Die Bundesreform-Commiſſion conftituirt fich 
endlih nad Rückkehr des preuß. Gefandten aus Berlin und be= 
zeichnet den Geſandten Bayerns als ihren Referenten. Breußen 
jfigzirt feine Anträge bez. einer Bundesreform, jedoch nur mündlich, 
nad) dem „officiellen Staatsanzeiger” folgendermaßen: 


a) Einführung einer periodiich einzuberufenden Nationalvertretung in ben 
Bundesorganismus. Durch Beicdlußfaffung der Nationalvertretung wird auf 


ſpeciell bezeichneten Gebieten ber Fünitigen Bundesgejeßgebung bie erforberliche 


Stimmeneinheit der Bundesglieder erfegt. 

b) Zu den Gebieten der Bunbesgefeggebung, auf bie fich die Competenz 
des neugeftalteten Bundesorgans zu erfireden bat, gehören im Allgemeinen 
bie in Art. 64 der Wiener Schlußacte unter bem Namen „gemeinmügige Ans 
ordnungen“ zuſammengefaßten Materien. 

e) Als neu tritt die im Artikel 19 der Bundesacte ind Auge gefaßte 
Regulirung bes Verkehrsweſens hinzu. 

d) Entwillung des Art. 18 der Bundesacte, namentlich Freizügigkeit, 
allgemeines beutjches Heimatsrecht. 

e) Allgemeine Zol= und Handelsgeſetzgebung, unter bem Gejichtspunfte 
einer regelmäßigen gemeinfamen Fortentwidlung. 

f) Die Organifation eines gemeinfamen Schußes bes beutfchen Hanbels 
im Auslande, Regulirung ber Conjularvertretung Geſammt⸗Deutſchlands, ge: 
meinfchaftliher Schuß ber deutſchen Schifffahrt und Seeflagge. 

g) Gründung einer deutſchen Kriegsmarine und ber erforderlichen Kriegs- 
bäfen zur Küftenvertheibigung. 

h) Revifion ber YBunbesfriegsverfaffung zum Zwecke der Confolidirung 
ber vorhandenen militärischen Kräfte in ber Richtung und aus dem Gefichts- 
punkte, daß burch befjere Zulammenfaffung der deutſchen MWehrfräfte bie 
Gelammtleiftung erhöht, bie Wirfung gefteigert, bie Leiftung des Einzelnen 
möglichft erleichtert werde. | 

Bezüglich der Berufung des Parlamentes ad hoc foll für das aftive 
Wahlrecht das Princip directer Wahlen und bes allgemeinen Stimmrechte 
maßgebend fein; ein Wahlbezirt von 80- bis 100,000 Seelen hätte einen 
Deputirten zu wählen. Bezüglich des paffiven Wahlrechts erwartet Preußen 
bie Vorjchläge des Ausſchuſſes, bezeichnet aber ſchon jett die bezüglichen Bes 
flimmungen bes Reichswahlgeſetzes vom Jahre 1849 für fich als annehmbar. 
In dieſem Sinne wäre fofort ein Wahlgefep ad hoc zu vereinbaren. 
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11. Mai. Conferenz der Kriegsminifter und Generalftabschefs mehrerer 
Mittelftaaten in Stuttgart bezüglihd Ergreifung gemeinfamer Maß: 
regeln. 

„ Bürttemberg). Einberufung bes Landtags auf ben 23. Mai. 

„ (Sadien). ine zweite demokratiſche Volksverſammlung in 
Dresden beſchließt, daß fie auf ihren in ber letzten Verſammlung 
v. 7. d. M. gefaßten Beſchlüſſen beftehen bleibe und daß fie ben 
Refolutionen der in Leipzig abgehaltenen großen Volksverſammlung 
v. 8. d. M. beijtimme. 

12. „ (Preußen) remonftrirt in Hannover gegen bie bafelbft einge: 

leiteten Rüftungen. 

(Preußen). Eine kgl. Verordnung hebt mit Rückſicht auf den 
durch bie Mobilmahung der ganzen Armee eingetretenen allgemeinen 
Notbitand die bisherigen Wuchergeſetze auf. 

„» „ODeſterreich). FZM. Benedek trifft von Verona in Wien ein, 
übernimmt ben Oberbefehl über die Norbarmee und erläßt feinen 
eriten Tagesbefehl, der indeß erft am 18. d. M. zur Veröffent⸗ 
lihung gelangt (ſ. d.) 

"» » (Sadfen). Einberufung bes Landtags auf den 23. Mai. 

v» » Nafiau). Anorbnung der Kriegsbereitſchaft, Einberufung ber 
Beurlaubten. 

„ „» Ber PVorftand des Abgeorbnetentages von 1862 ruft benfelben 
auf den 20. d. M. nah Frankfurt zufammen. 

13. „ (Preußen). Eine Bollöverfammlung in Köln ſpricht ſich noch⸗ 
mals energiſch gegen ben Krieg und für einen entichiebenen Wechſel 
bes Regierungsſyſtems aus. 

»„ » (Bayern) Eine Bollsverfammlung in Frankenthal für bie 
Rheinpfalz und Rheinheſſen fpricht ſich in energiihen Refolutionen 
gegen Abtretung deutihen Landes an Frankreich aus und erläßt 
einen warmen Aufruf dagegen an das gefammte deutſche Volk. 

„„C(Kurheſſen). Auch die Lurbefiiihe Regierung trifft einige 
Borfihtsmaßregeln. Doch beruhigt bie offictelle Kaſſeler Ztg. als: 
bald, die Nachricht von Einberufung ber beurlaubten Soldaten fei 
unrichtig; es jeien noch gar keine Einberufungen zur Active erfolgt, 
fonbern nur bie ins Ausland beurlaubten Leute zur Rückkehr in bie 
Heimath behufs Dienitbereitichaft aufgefordert worben. 

14. „ (Breußen). Eine königlihe Cabinetsordre ordnet ausgebehnte 
Zruppenconcentrationen namentlih in Sachſen und Schlefien an, 
die bis zum 15. Juni vollendet fein follen. 

„ n» Preußen) Die officidje Nordd. Allg. Zeitung broht mit res 
volutionären Maßregeln, wofern die mittelftaatlihen Regierungen 
ben Planen Preußens bez. feines Parlamentsantrages nicht entgegen 
fommen würben. 

S. Ergänzungsheft S. 71. 
„ n Breußen) Die Stabtverorbneten von Köln beichließen in 
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außerorbentliger Situng eine Adreſſe an ben Konig für ben Frieden. 
Eine Reihe von anderen Stäbten der Rheinpropinz und Weftphalens 
folgt dem Beilpiele Kölns. 


14. Mai. Gonferenz der Mittelftaaten in Bamberg. Es find biefelben 9 


Staaten babei vertreten wie bei ber vorhergehenden Conferenz in 
Augsburg. 

„ » (Hannover und Kur heſſen) erklären fih gegenüber dem An- 
dringen Preußens zu einer neutralen Haltung bezüglich des obichwe- 
benden &onflictes zwiſchen Defterreih und Prenfen: bereit, jedoch 
ohne eine formelle Verpflihtung dazu eingehen zu wollen und nur 
unter Vorbehalt von Bundesbeſchlüſſen. 

vo» (Baben) I. Kammer: Geh. Rath Bluntſchli begründet bie 
von ihm vorher angefündigte Anterpellation, deren Antrag dahin 
geht, ſich möglichſt lange neutral zu verhalten und zu verfuchen, fid 
für dieſe Neutralität mit den übrigen ſüddeutſchen Staaten zu ver: 

ſtändigen. Die Kammer bebattirt iiber den Antrag und beſchließt 
bierauf, die weitere Diskuſſion zu vertagen. 

©. ben Wortlaut der Anträge Ergänzungsheft ©. 73. 
„ Verſammlung des Ausſchuſſes des Nationalvereins in DER 
Derfelbe beichließt eine Anſprache an feine Mitglieber. 

©. biefelbe Ergänzungsheft S. 72. 

15: „ (Breußen) Die Einberufung der gefammten Lanbwehr erregt 

großen Widerwillen, ber in vielen Theilen. ber. Monardie, nament- 

lih aber in. ven Rheinlanden und in Dftpreußen, an manden Orten 
zu. den gewalttbätigften Erceſſen von Seite der Einberufenen führt. 
(Preußen). Am Gegenfate gegen die Adreſſe der rheinifchen 
und weſtphäliſchen Städte beſchließen ber Magiſtrat und bie Stadt⸗ 
verordneten von Breslau eine Adreſſe an ben König, 

welche bie ©. M. zum Krieg veranlafienden Gründe anerkennt und 
DOpferwilligfeit wie im J. 1813. zufigert, da bie Weisheit S. M. Mittel 
finden werde, durch Befeitigung bes inneren Conflicts die Kampfbegeiſterung 

zu wecken. 

„, Gachſſen). Eine Volksverſammlung in Chemnig erklärt ſich 

für Neutralität, für ein deutſches Parlament und für Herftellung 
bes fächfifchen Wanlgefehes von 1848, 

— ,„ (Schleswig) Die preuß. Beſatzung erhält fortwährend ftarfe 
Zuzüge aus Preußen. 

16. (Breußen). In Trier Yäßt ber Oberbürgermeifter einen An: 
"trag in der Stadtverorbnetenverfammlung auf Erlaß einer Friedens: 
petition „in Folge ihm zugegarigener Inſtruction“ nicht zu. 

2» » (Kurbeifen). Der Kriegsminifter v. Ende wird ohne fein 

Anſuchen plötzlich entlaſſen, angeblich weil allzupreußiſch gefinnt. 

v„ » (Hellen-Darmftadt). Die Regierung ordnet die vollſtänd ige 
Mobilmachung der Armeebivifion an. 

om (Baden). IL Kammer: Allgemeine Debatte über ii nn. 

verantwortlichkeitsgeſetz. 
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46.Mai. Maſſau). Ausſchußſitzung ber Ständenerfammlung: Anfragen 

an bie Regierung bezüglih ber angeorbneten Mobilmahumg der 

Truppen und ber Mittel bazu, 

„Oeſterreich). Der Stabtrath von Prag befchließt einftimmig 

(Deutihe und Ezehen) in einer bem Kaiſer durd eine Deputation 

zu überreichenden Abrefle neben fehnjüchtigen Wünſchen für ben 

Frieden auch die muthvollſte Opferwilligkeit für den Fall des zur 

Erhaltung des Rechts und ber Ehre Oeſterreichs unvermeiblichen 

Kriegs auszufpredhen. 

„» » @Raffau) Der Landtag wird plötzlich bis zum 4. Juni ver: 
tagt, wodurch jede Oppofition gegen bie angeorbnete Kriegsbereitichaft 
vorerſt unmöglich gemacht wird. 

18. „ (Defterreid). Beröffentlihung des vom 12. d. M. datirten 
erften Tagsbefehls Benedeks als Oberbefehlshaber der Norbarmee, 

©. benfelben im Ergänzungsbeft ©. 76. 

»„ » Defterreid). Zur Sicherung Wiens gegen mögliche Wechfel- 
fälle des Kriegs find bei Floresporf 20,000 Arbeiter mit ber Er: 

' rihtung von Erdforts und eines. befeftigten Brüdentopfes beſchäftigt. 

19, „ (Bundestag). Die auf der Bamberger Conferenz vertretenen 
9 Staaten — Sachſen ausgenommen — ftelen am Bunde ben 

gemeinſamen Antrag auf gleichzeitige Abrüftung ſämmtlicher Bundes: 

glieder und zwar an einem von ber Bundesverfammlung zu verein 

barenden Tage. Mißtrauenserflärung Defterreichg gegen Hannover. 
©. ben Wortlaut Ergänzungeheft S. 77. 

» un‘ (Breußen). Antwort des Königs auf die, Friegerifche Breslauer 
Adreffe. Die Friedensadreflen dagegen werden nicht beantwortet. 

©. Ergänzungsheft S. 76. | 

„» » (Breußen). Der Stadtrath von Köln befchließt eine Friedens: 
adreffe an den König zu richten. 


20. ‚„ Verſammlung bes Abgeorbnetentages in Frankfurt. Es nehmen 
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daran Theil aus: Frankfurt 36, Baden 35, Naſſau 34, Kurheſſen 
31, Schleswig-Holftein 29, Darmftabt 26, Preußen 18, Bayern 13, 
Thüringen 4, Medlenburg 4, Hannover 3, Bremen 3, Oldenburg 
2, Württemberg 2, Sachſen 2, Lippe-Detmold 1, Homburg 1. Die 
Sefammtzahl beträgt fonad 235. 

Der Antrag des Ausſchuſſes „verdammt ben drohenden Krieg als einen 
nur dynaſtiſchen Zwecken dienenden Cabinetskrieg“ und forbert „bie Staaten 
ber fübweftdeutichen Gruppe auf, ihre Kraft ungeſchwächt zu erhalten, um 
gegebenen Falls für bie Integrität des beutichen Gebiets einzuftehen‘. Ein 

Gegenantrag von Rallavant: Müller aus Frankfurt fordert „die gefammte 
beutfche Nation zu aktivem Widerflande mit den äußerften Mitteln gerechter 
Nothwehr und zu Unterftügung ber Regierungen auf, mofern bie jeßige 
preußiſche Regierung der jelbftändigen Gonftitutrung der Herzogthümer fich 
widerjege und, ftatt des Rechts ihren: Eigemwillen mit Gewalt burchfegen wolle“. 

Erregte Debatte: Referat des Abg. Völk aus Bayern, Rebe bes 
Abg. SchulzeDeligih und bes Abg. Freſe aus Preußen (gegen bie 
Haltung der Majorität. bes preuß. Abg,Hauſes in ber ſchleswig⸗ 
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holſteiniſchen Frage). Bei ber Abſtimmung wird ber Antrag Paſ⸗ 
ſavant-Müller abgelehnt und der Antrag des Ausſchuſſes mit über: 
wiegender Mehrheit angenommen. Die Schleswig: Holfleiner (29 
an ber Zahl) erklären, ſämmtlich gegen ben Ausſchußantrag geftimmt 
zu haben, 

Cine nad dem Schluß des Abgeorbnetentages zufammengetretene 
demofratiihe Vollsverfammlung erklärt die von der Majorität bes 
Abgeordnetentages befürwortete Neutralität geradezu für Feigheit ober 
Verrath, findet den bewaffneten Widerſtand Deutſchlands gegen die 
bie friedensbrecheriſche Politif der preuß. Regierung für geboten und 
verwirft den Parlamentsantrag deflelben unbedingt. 
ser & er Mortlaut der Anträge an ben Abgeorbnetentag im Ergänzungs: 
e : Id. 

21. Mai. (Bayern). Cine Beiprehung der bayerifchen Fortichritts- 
partei in Gunzenhauſen geht gegen eine unbebingte Neutralität, für 
Bollsbewaffnung und Einberufung eines Parlaments nah dem 
Reichswahlgeſetze von 1849. 

„ n» (Sadfen) Die Einberufung bes Landtags auf den 23. d. M. 
wird mit Rüdfiht auf die Congreßausfichten verfchoben, alsbald aber 
wieder auf den 26. d. M. angeſetzt. 

22, „ (Breußen) Eine Depefhe an Württemberg wirft bemfelben 

vor, neben Oeſterreich und Sachſen zuerft gegen Preußen gerüftet 

und damit die ganze jetzige Verwidelung weſentlich mit verjchulbet 
zu haben, 

©. den Wortlaut Ergänzungeheit ©. 81. 

(Hannover). Der öfterreihifhe General Prinz Solms trifft 
in befonberer Miflion in Hannover ein. 

(Kurheſſen). Der öfterr. Oberfi Baron Wimpffen trifft in 
außerorbentlicher Miflton in Kaſſel ein. 

23. „ (Bayern). Prinz Karl wird zum Höchſtcommandirenden ber 

Ä bayerifchen Armee, General v. d. Tann zu feinem Generalftabschef 
ernannt. 

„ Bürttemberg). Eröffnung des Landtags. Thronrebe bes 
Könige. Die Regierung legt dem Landtage zwei Gefebesentwürfe 
vor, deren einer dem Kriegsminijter die gefammte Landwehr zur 
Verfügung ftellt, der andere einen außerorbentlichen Militärcrebit von 
7,700,000 fl. verlangt. 

©. Ergänzungsheft ©. 82. 

24. „ (Preußen) Die Stabtverorbneten-Berfammlungen in Könige: 
berg, Stettin, Köslin, Kolberg, Magdeburg zc. richten Friedensabreffen 
an den König. — Dem Kreistage von Thorn wird von 14 Mit- 

gliedern ein Proteft überreicht gegen jede Bewilligung von Steuern 
und Laften, denen die Zuftimmung bes Abg.Hauſes fehle, zumal 
weber in der Gefehfammlung noch im Staatsanzeiger ein Befehl 
bes Königs zur Mobilmahung veröffentlicht fei. Die Berathung 
bes Broteftes wird vom Lanbrath verweigert. — Die Stadtverord⸗ 
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neten von Thorn beichließen einftimmig eine Syriebensabrefle an ben 
König und fordern den Magiſtrat zum Beitritt auf; der Ober: 
bürgermeifter verweigert die Berathung im Magiſtrat. — Siebzehn 
Handelsfammern von Rheinland und Weftphalen richten eine Col⸗ 
lectivpetition gegen den Krieg an den König. 

S. Ergänzungsheft S. 83 u. fog. 


24. Mai. (Bundestag). Der mittelftaatlihe Antrag vom 19. d. M. 


25. 


26. 


auf allfeitige Abrüftung wird von ber Bundesverfammlung einftimmig 
angenommen, Defterreih und Preußen erflären, in der näditen 
Sigung die Vorausjeßungen mitzutheilen, unter denen fle abrüften 
wollen. Hannover erflärt bezüglich feiner Verhandlungen mit Preußen, 
es werbe bie Bunbespflichten fireng einhalten. Oldenburg ftellt ben 
Antrag (gegen Oeſterreich), die jchleswig = Holfteinifche Frage an ein 
Aufträgalgericht zu weiſen. 

„ Württemberg). I. Kammer: Fetzer trägt auf allgemeine 
Volksbewaffnung und Herftelung ber deutſchen Grundrechte an; 
‚Hölber interpellirt bez. der Verfaflungsreform, Zeller bez. bes Waffens 
tragens bes Militärs außer Dienſt, Hopf bez. Dereibigung bes 
Militärs auf die Verfaſſung. 

„ (Hannover) 44 Mitgliever ber II. Kammer treten ben Bes 
[lüften der Mehrheit des Abgeorbnnetentages v. 20. d. M. durch 
öffentlihe Erklärung bei. 


„ (Helfen: Darmftabt). IL Kammer: Die Regierung fordert 
einen außerorbentlihen Militärcrebit von 4,150,500 fl. Rebe Dal: 
wigks zu Begründung besjelben: 

„Es bedarf Feiner Verficherung, daß bie großherzogliche Regierung einer 
jeden Parteinahme für einen oder den anberen ber beiden zunächſt ſtreiten⸗ 
ben Theile fern ſteht, daß fie nur geleitet wirb von bem Gefühle ihrer 
Pflichten gegen den Bunb unb bie Bunbesgenoffen, von ihrer Treue gegen 
das gemeinjame Vaterland. Aber eben deßwegen muß anbererfeits bie großs 
bergogliche Negierung jeden Gedanfen an eine neutrale Stellung in bem 
großen Kampfe, ber fich vorbereitet und der weſentlich auch bie von ihr feit 
zwanzig Jahren vertretene Sache ber Elbherzogthümer berührt, als mit jenen 
Pflichten unvereinbar zurückweiſen.“ 


„ GOefterreih). Das ganze Hauptquartier ber Norbarmee 
unter Benebef wird von Wien zunächſt nah Olmütz verlegt. 

v„ (Württemberg). Die württ. Regierung erflärt in ihrer Ant: 
wortsbepefhe auf die preuß. Dep. v. 22. d, M., daß die Beſchul⸗ 
digungen berfelben in ihr die peinlichfte Ueberraſchung erregt hätten: 

„. .. Es wäre der k. württ. Regierung ein Leichtes mit Zahlen und Daten 
nachzuweiſen, daß fie nicht einmal Eine vorbereitende militäriiche Maßregel 
ergriffen hatte, als bereits bie in der k. preußischen Depefhhe vom 24. März 
angekündigten Rüftungen im vollen Gang waren; fie zieht jedoch vor, fi 
einfach auf das Zeugniß von Deutfchland und Europa zu berufen, x....“ 


„ (Württemberg). Königin Olga ehrt von St. Petersburg 


Ru ſtatt über Berlin über Wien nad Stuttgart zurüd. 
27. „ Breußen) Eine Circulardepeſche Bismards ſucht nochmals 
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bie Nothwendigkeit einer. Bundesreform und bie Beſcheidenheit der 
preuß, Forderungen dießfalls nachzumweifen: 

„Ueber Preußens Stellung zur YBundesreform unb bie Abſichten, von 
benen Se. Maj. ber König bei ber jüngften Wiederaufnahme bderfelben erfüllt 
find, finden Em. ꝛc. in folgendem einige Betrachtungen allgemeiner Natur, 
beren geeignete Verwerthung bei ſich barbietendem Anlaß fich empfehlen 
dürfte. Wenn wir in der jegigen Geftaltung des Bunbes ciner großen Krifis 
entgegengeben ſollten, fo ift eine volftändige revolutionäre Zerrüttung in 
Teutihland bei ber Haltlofigfeit der gegenwärtigen Zuſtände bie wahrfcein- 
lichſte Folge. Einer ſolchen Kataftrophe fann man lediglidy Durch eine recht: 
zeitige Neform von oben her vorbeugen. Es ift nicht die Mafje der unbe- 
rechtigten Forderungen, welche ben revolutionären Bewegungen Sraft verleiht, 
fondern gewöhnlich ift es der geringe Antheil der berechtigten Korberungen, 
welcher die wirffamiten Vorwände zur Revolution bietet und ben Bewegungen 
nachhaltige und getähtliche Kraft gewährt, Unbeftreitbar ift eine Anzahl bes 
rechtigter Bebürfniffe bes bdeutfchen Volks nicht in dem Maße ficher geitellt, 
wie es jede große Nation beanfprudt. Die Befriedigung berjelben im ge: 
. srdneten Wege der Verftändigung herbeizuführen, ift bie Aufgabe der Bundes⸗ 
teforn. Die letztere ift recht eigentlich im Intereſſe des. monarchifchen Prin: 
cips in Deutichland nothwendig. Eie fol durch die Initiative der Regie—⸗ 
rungen ben Webelftänden abhelfen, welche in "bewegten Zeiten die Quelle unb 
ber Borwand für gemwaltfame Selbfthülfe werben können. In dieſer Riche 
tung bewegen fi Die Reformvorichläge der preußilchen Regierung. Sie 
werden fi auf das allernothiwendigite beſchränken und ben Bundesgenofjen 
auf das bereitwilligite mit den ihnen erwünfchten Mobificationen entgegen: 
fommen. Tas Ziel verlangt allerdings Opfer, aber nicht von einzelnen, 
fondern von allen gleichmäßig. Was Se. Maj. den König perfönlich an 
betrifft, fo Liegt Allerhöchſtdemſelben nichts ferner ald Seine Bundesgenoffen, 
die beutichen Fürften, beeinträchtigen oder unterbrüden zu wollen. Aller 
‚böchftderfelbe will mit ihnen als einer ihresgleichen gemeinfam für bie ges 
meinſame Eicherheit nah innen ‚und außen forgen, aber beſſer als bisher. 
Mer diefen ernften Willen und das längſt auf jenes Ziel gerichtete Beftreben 
Sr. Majeftät als Ergebniß perfönlichen Ehrgeizes ſchildert, der entftellt bie 
Thatfachen, welche von Nllerhöchitdefien Handlungs: und Sinnesweife offenes 
Zeugniß ablegen. Se. Maj. der König find ſtets weit davon entfernt ges 
wefen, einen Ehrgeiz zu begen, ber auf Koften der Nachbarn und Bundes: 
genofjen Befriedigung gefucht hätte, wenn Allerhöchſtdieſelben auch nad) mannig⸗ 
fachen Erfahrungen darauf verzichten müffen, bie Verleumbdungen zum Echwei- 
.gen zu bringen. Se. Majeſtät beabfichtigen auch jegt, mit der Bundesreform 
nicht den beutfhen Fürften Opfer anzujinnen, welde Preußen nicht ebenfo 
im Intereſſe der Gejammtbeit zu bringen bereit wäre. Die Verweigerung 
ber in ben Reformvorjchlägen ber Föniglichen Regierung aufgeftellten ver= 
hältnigmäßig geringen und von allen Theilnehmern — Preußen nicht aus: 
geſchloſſen — gleichmäßig zu machenden Zugeflänbniffe würbe, unjerer Anficht 
. nad, eine fchwere Berantwortung für bie Zufunft involpiren, Wir haben 

zunächſt mit einzelnen Regierungen über unjere Vorſchläge eine Vorverſtän⸗ 
bigung verfucht, Jobann im Neuner-Ausſchuß in Frankfurt a. M. biefe Bor- 
ſchläge näher, wie folgt, bezeichnet. 1) Die Organifation bes Bundes wirb 
durch Combinirung mit einer periodiſch einzuberufenden Nationalvertretung 
in ber Weiſe geftaltet, daß bie Beſchlußfaſſung der letzteren auf den dafür 
bezeichneten Gebieten der Bundesgeſetzgebung die Stimmeneinheit erſetzt. 2) 


Die Competenz ber alſo neugeſtalteten Bundesgewalt wird zunächſt auf ſolche 


Materien ausgedehnt, welche bisher im Wege ber gelegentlich zuſammen⸗ 
tretenden onterenzen behandelt zu werden pflegen oder Commiſſionen 
überwiefen werben, wie 3. B. das Münz:, Maß: unb Gewichtswefen, bie 
Batentgefeßgebung, bie gemeinfame Eivilproceporönung, das Heimathsweſen 
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unb bie Freizägigkeit. 3) Es tritt bazw bie allgemeine Zoll und Handele⸗ 
gefetgebung in principieller Behandlung unter dem Gefichtöpunft regelmäßiger 
gemeinjamer „Fortentwidlung. 4) Organifation eines gemeinfamen Echupes 
bes beutjchen Handels im Auslande, Sonfularweien, Schutz ber Flagge zur 
Eee. 5) Tas Verkehrsweſen zwijchen ben Bundesflaaten, Land», Waſſer⸗ und 
Eiſenbahnſtraßen, Telegraphie, Poftwelen, die Fluß: und fonfligen Wafferzölle. 
6) Gründung einer ben gemeinfamen Zweden bienenden Kriegämarine mit 
ben erforderlichen Kriegshäien und den entipreddenden Küſtenvertheidigungs⸗ 
anftalten. 7) Confolibirung ber militärifchen Kräfte Deutſchlands für Feld⸗ 
armeen= und Feltungswelen, alſo Revijion der Bunbesfriegsveriaffung aus 
biefem Geſichtspunkt einer befferen Zujammenfafjung ber Gefammtleiftung, 
fo daß beren Wirkung gehoben und bie Leiſtung bes Ginzelnen möglichft er» 
leichtert wird. Auf dieje befcheibenen Forderungen haben wir uns beichränten 
zu können geglaubt und zugleich bie Verfiherung gegeben, daß wir, um im 
frieblihen Wege zu einer Berfländigung darüber zu gelangen, gem unferen 
Bunbesgenoffen in Mobalitäten entgegenfommen würben. Grft wenn Preußen 
auf bem Wege der Verftändigung am Bund und mit ben Regierungen alle 
Mittel vergebens erſchöpft haben wird, um auch nur bie nothbürftigfien Zuges 
ftändnifje zu erlangen, werben wir unferengesBrogramm erweitern. Ew. ꝛc. wollen 
bei gelegentlichen Erörterungen vorftehende Andeutungen nicht unbenupt laſſen.“ 

Mai. (Bayern). Eröffnung des Landtags. Thronrede bes Könige, 

©. Ergänzungsheft ©. 85. 

„ (Sadien). Eröffnung des Landtags. Thronrede bes Königs. 

©. Ergänzungsheft ©. 86. 

„ (Sadjen). Eine große Verfammlung ber Arbeiter in Glauchau 
erklärt fich gegen bie Rüftungen und das Zufammengehen mit Preußen 
für eine Lebensfrage der ſächſiſchen Induſtrie. 

„ Die förmlihen Einladungen zu den sriebensconferenzen in 
Paris von Seite der neutralen Großmächte werben in Wien, Berlin, 
Florenz und Frankfurt übergeben, nachdem ſich bie Mächte vorher 
der principiellen Annahme von Seite Oeſterreichs, Preußens nnd 
Italiens vergewifjert haben, 

©. den Xortlaut Ergänzungsheft ©. 88. 

„ (Sadhfen) Eine Bürgerverfammlung in Leipzig beſchließt 
eine Petition an die II. Kammer gegen bie Rüftungen. ine Petition 
im entgegengefeßten Sinne findet alsbald ebenso zahlreiche Unterfchriften. 

Eine Voltsrerfammlung bei Ehemnig erklärt fich gegen bie Re⸗ 
folutionen der Bollsverfammlung in Glauchau. 

„ (Baden). I. Kammer: Bericht ber Commiſſion über ben ven 
ber Regierung geforderten außerorbentliden Militärcrebit im Betrage 
von 1,070,800 fl. für Beſchaffung von 1400 Militärpferben. 

Die Commiffion wünfcht, daß bie Mittelfixaten, zumal bie durch gemeins 
fame Intereſſen eng verbundene ſüddeutſche Gruppe, ſich vorerfi unb fo 
lange als thunlih an dem Kampfe nicht betheiligen, aber ihre Heeresmacht 
allmählich, zur Zeit in vorbereitender Weife, fchlagfertig zu machen ſuchen, 
um fowohl während ber Periode der Friedensvermittlung, als auch dann, 
wern man in bie friegerifche Action gegen das Ausland einzutreten genöthigt 
würde, bie möglichfte Stärfe zu bejigen; fie wünſcht ferner, daß die Regierung 
den ganzen außerordentlichen Aufwand nicht früher beginnen und nicht länger 
fortdauern Taffen werde, als durchaus nothwendig, und daß ie, fobald es die 
politifche Lage des Vaterlandes erlaube, zum Wieberverfauf biejer 1400 Pferde 
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Der Minifter des Auswärtigen, Frhr. von Ebelsheim, bezeichnet 
als leitende Gefihtspunfte der gegenwärtigen Politik der Regierung: 

1) fo viel als mögfih für die Erhaltung des Friedens zu wirken; 2) 
vorerft nach Feiner Seite bin fih zu engagiren, dagegen 3) eng mit ben 
übrigen fübbeutfchen Mittelftaaten fi zuſammenzuſchließen zu einer gemeins 
famen deutſchen Politik, deren Ziel ift, den Bunbesnerus zu erhalten und bie 
nationalen Intereſſen Fräftigft zu fördern, daher 4) bie bee ber Bundes 
reform nah Kräften in practifhe Ausführung zu bringen. 

Ale Redner erflären ſich mehr oder weniger entſchieden mit die⸗ 
fer deutſchen Politik der Regierung einverftanden und die Kammer 
nimmt ſchließlich die Vorlage der Regierung einftimmig an, indem 
fie auf den Antrag des Abg. Edarbt (Namens der Fortfchrittspartei) 
weiterhin beichließt: 

„I) Die Regierung möge im Verein mit ihren Bundesgenoffen bie ſchleu⸗ 
nige Einberufung eines beutichen Parlaments erwirfen; 2) zur Durchführung 
ber Bundesreform und Lölung ber fchleswigholfteiniihen Frage eine Volfs- 
wehr zur Verftärfung ber Militärfraft des Landes ins Leben rufen.“ 


29. Mai. (Preußen) nimmt die Einladung zu den Conferenzen in Paris an. 


„ 


” 


"’ 


[2 


" 


„Oeſterreich). Der Bürgerausihuß von Peſth erläßt eine 


Ropalitätsadreffe an den Kaifer. 
(Hannover). II. Kammer: R.v. Bennigfen ftellt folgendenlirantrag:: 
„Stände wollen eine Adreſſe an Ee. Maj. ben König beſchließen, in 
welder Stände Sr. Maj. dem Könige folgendes in näherer Ausführung vor⸗ 
tragen: 1) Es ift der dringende Wunjch bes Landes, daß Deutſchland vor 
den Gefahren und unbeilvollen Folgen eines innern Krieges bewahrt mwerbe. 
2) Die hannoverifhe Regierung bat die Pflicht, für die Aufrehthaltung bes 
Friedens thätig zu fein und zu bem Behuf, wie zur Herftellung einer, bie 
Wiederkehr ähnlicher AZuftände verhindernden bundesſtaatlichen Geſammtver⸗ 
fafjung Deutſchlands, auf fehleunige Einberufung eines freigewäßlten Parla⸗ 
mentes binzuwirfen; ferner in dent Conflict zwifchen Defterreih und Preußen 
nicht durch vorzeitige Parteinahme oder Rüftungen die Gefahr des Ausbruches 
eines Kriegs zu vergrößern; endlich auf eine ähnliche Haltung ber übrigen 
beutjchen Regierungen ihre Bemühungen zu richten. 3) Nicht bas jekige 
Minifterium, fondern nur ein mit bem vollen Anfehen nad oben und unten 
ausgerüftetes Geſammtminiſterium ift in ber Lage, auf Grund ber Wiieber- 
herftellung bes in ber gegenwärtigen Zeit boppelt erforderlichen, feit langen 
Jahren’ geftörten politiichen Friedens im Königreiche mit Kraft und Erfolg 
für bie wahren Intereſſen bed Landes und ber oben bezeichneten nationalen 
Aufgaben einzutreten.” 
(Heſſen-Darmſtadt). Die I. Kammer Iehnt den Beitritt zum 
Beihluß der II. Kammer vom 23. März bez. Einberufung ber 


ſchleswig⸗holſteiniſchen Stände ab. 


—  ,., (Preußen). Eine Antwort bes Königs ift bis jebt nur auf 


bie Breslauer Kriegsadreffe ergangen, nicht aber auf bie fämmtlichen 
Friedensadreſſen aus allen Theilen der Monardie; der Elberfelder 
‚Sriedensdeputation wird vom König „wegen überhäufter Geſchäfte“ 
feine Audienz erteilt, 


80. „ (Defterreid). Da Preußen den Durchmarſch von Ergänzungs: 


mannfhaften für die Brigade Kalik in Holftein veriveigert und auch 
bie Unterhandlungen mit Kurheflen und Hannover zu biefem Zwecke 
zu feinem Ziele geführt haben, verfügt ein Bejchluß bes: Kriegs⸗ 
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minifters, daß Feine Ergänzungstruppen nad Holſtein zu gehen hät 
ten, aber aud weiter Leine Beurlaubungen in ber Brigade Kalik 
geitattet würben. 

30. Mai. (Bayern). II. Kammer: Die Regierung verlangt einen außer: 
ordentlichen Militärcredit im Betrage von 31,512,000 fl. Hebe 


v. d. Pfordtens. Derfelbe bezeichnet barin als Programm ber Regierung: 

1) Für bie Erhaltung bes Friedens zu wirken unb mit allen Kräften uns 
ermübet auszubarren, jo lange noch ein Schimmer von Hoffnung für base 
Gelingen bes Friedenswerkes vorhanden ſei; 2) Bayern in die Lage zu ſetzen, 
wenn ber Friedensbruch nicht abzuwenden fein folte, demfelben mit allen 
Krälten entgegentreten zu Fünnen und einzuftchen für bie echte bes Bundes, 
bie Erhaltung bed Bundesfriedens, bie gebeiligten Nechte der Nation und bie 
Selbjtändigfeit Bayerns. 

(Sadfen). II Kammer: Die Regierung verlangt einen außer; 
orbentlihen Militärerebit im Betrage von 4,650,000 Thlrn. 

Die bie Vorlage begleitende Motivirung führt nochmals aus, daß bie 
jähfiihe Regierung ſelbſt nach ber preußifchen Depeihe vom 24. März, in 
welcher mit ber Behauptung, daß Preußen von Deiterreich bedroht werbe, bie 
Frage geftellt wurde: ob und in welchem Umfang Preußen in dieſem Fall 
auf Unterftügung rechnen Fünne, wenn es von Defterreih angegriffen würde? 
— eine Anfrage, welcher am 28. März bie Anordnung — militäs 
riſcher Vorkehrungen, bie Mobilifirung größerer Truppentheile ber preußiſchen 
Armee nachfolgte — dennoch Anftand genommen babe, irgendwelche militä- 

riſche Sicherheitsmaßregeln zu treffen, ba die beutihen Großmächte kurz nad» 

ber erklärten, feinen Angriff auf einander zu beabfichtigen, und der preußiiche 

Parlamentsantrag anfänglich auf friedlichen Verlauf Hinzubeuten ſchien. In⸗ 

bei hätten bie Verhältniffe einen höchſt bebroblichen Charakter angenommen, 

und die ſächſiſche Megierung habe nicht zweifeln können, daß ein Angriff auf 

Sachſen eine ber erften Maßregeln ber Triegerifhen Situation fein würde. 

Sie habe einige ber allernöthinften Sicherheitsmaßregeln durch Anlauf einer 

Anzahl Pferde getroffen, um im Fall eines Angriffs wenigftens die Armee 

retten und bie militärifchen Vorräthe aller Art in Sicherheit bringen zu können. 

Es fei zu conftatiren gegenüber den entgegengelegten Behauptungen, baß am 

. 48. April bie erfte überetatmäßige Zahlung für Militärzwede angeorbnet 

worben jei. 

„ n (Holftein) Nah und nad haben fih ſämmtliche Schleswig: 

Holſtein⸗Vereine bes Landes für fofortige Organifirung bes hol 

fteinifhen Bundescontingentes ausgefproden und baß fie biefen Schritt 
von ber „Gerechtigkeitsliebe Oeſterreichs“ erwarteten. 


1. Juni. (Defterrei) nimmt bie Einladung zur. Parifer Friedens⸗ 
conferenz an, jeboh nur unter dem ausbrüdlihen Vorbehalt, daß 
„feine Combination auf derfelben ‚zur Verhandlung komme, welde 
einem ber eingelabenen Staaten Oebietderweiterung oder einen Macht: 
zuwachs zuzuwenden berechnet ſei“. 

S. den Wortlaut ber öͤſterr. Antwort im Ergänzungsheft S. 92. 

Gleichzeitig mit dieſer Antwort richtet Oeſterreich eine zweite 
Depeſche an ſeine Vertreter in Paris, London und St. Petersburg, 
in denen es ſeine Beweggründe dazu darlegt: 

„Wir verhehlen uns nicht, daß wir unſere Zuſtimmung zur Abhaltung 
der Conferenz von einer Bedingung abhängig machen, welche das ganze Pro⸗ 
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jeft möglihermweife in Frage ftellen fan. Je aufmerkfamer wir bie Sach⸗ 
lage ins Auge faffen, befto mehr drängt fih uns die Ueberzeugung auf, daß 
wir faum ein günftiges Refultat von den Verhandlungen zu‘ erwarten haben, 
welche bie brei neutralen Mächte vorgefchlagen. Mit welch’ großen Rüdjichten 
auch das Eonferenzprogramm abgefaßt ift, die in bemielben ausdrücklich bes 
tonte italienifche Frage fann in ber That Feine andere Bebeutung haben, ale 
von uns die Abtretung Venetiens zu verlangen. Dieſes iſt aber eine Forderung, 
welche wir in bem gegenwärtigen Augenblid mit Entſchiedenheit von uns 
weifen. Die Abtretung einer Provinz in Folge eines moraliihen Druds, und 
insbefonbere einer Provinz, welche vom dreifachen Standpunkte ihrer militäris 
fen, geograpbifchen und politiſchen Bebeutung von fo großer Wichtigkeit ift, 
täme einem politifehen Selbftmord gleih, durch welchen Oeſterreich ſich feiner 
Stellung als Großmacht aufimmer verluftig madte. Die Anz 
nahme einer Geldentſchädigung ift gleichfalls unmöglich. Die venetianijche 
Trage ift eine Ehrenfrage und fieht mit ber Würbe ber faiferlihen Regierung 
in zu genauem Zuſammenhang, als daß biejelbe von ber kaiſerlichen Regierung 
zum Gegenftand von Verhandlungen gemacht werden fünnte Was ben Aus⸗ 
tauſch Venetiens gegen eine Zerritoriale Compenfation anbelangt, ſo ift dies 
eine jener Gombinationen, welche bie Folge eines Krieges und etwaiger aus 
bemfelben ſich ergebender Territorialveränderungen fein können, bie aber nie 
das Reſultat einer am Gongrektifche ftattfindenden Verhandlung vor dem Krieg 
zu fein vermögen. Wo wären übrigens in biefem WAugenblid die Compen⸗ 
fationen zu ſuchen, womit man uns bedenken möchte? Soviel uns befannt, 
ift die Zerftüdelung der Türkei noch feine bie heutige europätfche Politik bes 
Thäftigende Trage. Allein wäre dies jelbft ber Fall, jo müßten wir a priori 
erflären: baß weber bie Donaufürſtenthümer noch Boonien und bie Herzegos 
wina im ihrem gegenwärtigen Zufland in unfern Augen ein Aequivalent 
für Venetien fein Tönnen. Weit entfernt, daß ber Erwerb diefer in ber 
Givilifation fo wenig vorgefchrittenen und jo ertragsarmen Gebiete ein Zu⸗ 
wachs an Macht und Kraft wäre, wiürbe berfelbe eher eine Quelle von 
Shwäde fein, und bie fhon vorhandenen Hilfsquellen Oeſterreichs eher in 
Anjpruch nehmen als diejelben vermehren. Man bat und andeutungsweile 
zu verfiehen gegeben daß Schlefien eine hinreichende Entfchädigung Tür bie 
Abtretung Venetiens fein dürfte. Wir find weit entfernt diefe Eventualität 
zu mwünichen, und ſehen e8 viel lieber, daß vor Allem jede Macht basjenige 
behalte, was ihr bis zum gegenwärtigen Augenblid von Nechtswegen gehört. 
Wenn ber Krieg wirklich ausbricht, und wenn glänzende militäriiche Erfolge 
uniere Macht erhöhen, unfer moraliihes Gewicht in Europa verftärfen und 
uns in ben gejicherten Befiß von eroberten Gebieten bringen, dann wäre bie 
Annahme nicht auszufcließen, daß wir, mit weifer Mäßigung unferen Vor⸗ 
theil benützend, auf ben Befiß einer Provinz Verzicht leifteten, um uns das 
für ben Belig einer anderen zu fihern. Eine fiegreihe Macht kann ſich bee 
wogen finden, im Intereſſe der Herftelung bes allgemeinen Friedens Con⸗ 


- <effionen zu machen, zu welchen fie fi aber gegenüber von Drohungen nicht 


verſtehen kann, ohne cine Schwäche an den Tag zu legen, welche ihre Gegner 
nur aufmuntern könnte mit ihren Anfprüchen noch maß- und rüdjicdhtslofer 
aufzutreten. Die öffentlihe Meinung der gejammten Bevölkerung: dieſes 
Reichs, das militäriſche Ehrgefühl des zahlreihen und tapferen unter unferen 
Fahnen verfammelten Heeres würden auf das tieffte verlebt werben, wenn 
bie Faiferliche Regierung jegt auf den ihr gemachten Vorfchlag einginge, über 
bie Abtretung Venetiens zu unterhandeln. Somit müfjen wir eine berartige 
Löfung diefer Frage für den jegigen Augenblid für ganz unmöglich betrachten, 
und könnten wir auch auf einem Congreß nicht anders als bieje Unmöglichfeit 
formell auszufprechen, woburd alsbann die Verantmwortlichkeit für das Scheitern 
dieſes Congreſſes nur noch directer uns zugeichoben würde. Wir fünnen auf 
einem Congreß, der jetzt zufammenträte, Die italieniſche und bie mit ihr zus 
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ſammenhängende venetianifche Frage nur von bem firengen Standpunkt bes 
Rechts, wie e8 aus ben beftehenden Verträgen entipringt, auffaffen. Indem 
wir und auf ben Standpuft der Verträge ftellen, können mir bem Natio⸗ 
nalitätsprineip in biefer nur mit bem Mecht ber Verträge im Zufammenhang 
ftehenden Frage nicht Huldigen. Ohne unfere Beweisgründe und bie unanz 
fechtbare Rechtlichkeit unſerer Sache zu beeinträchtigen, Können wir von bem 
von uns gewählten Stanbpunfte nicht abgehen. Wir find principiell gar 
nicht gegen eine Discuflion über die italienische Angelegenheit, aber wir müſſen 
barauf beitehen, daß zu beren Ausgangapunkt ber Züricher Vertrag genommen 
werde, befjen Nichteinhaltung die Urſache von dem gegenwärtig ganz Europa 
bejchäftigenden Verhältniß iſt. Dies ift bie einzige Sprade, welde wir 
führen fünnten, und dieſe würbe bei jedem weiteren Schritt ung Schwierig: 
feiten erregen, welche nichts weniger als geeignet fein dürften, zu einer fried⸗ 
lihen Löſung der obfchmebenden Tragen beizutragen. Diefe Bemerkungen 
feinen uns von unbejtreitbarer Klarheit, und unfere Haltung auf bem Eons 
grefie würde allem nach nidyt verfehlen, unferen Gegnern Waffen in bie 
Hände zu geben, um uns einzig und allein die Schulb an bem Nichterfolg 
ber Unterbandlungen aufzuladen. Se mehr fi durch unb bei Eröffnung bes 
Eongrefjes die Friedenshoffnungen gerührt und gefräftigt Haben würden, befto 
bitterer und ſchneidender mit ſcheinbarem Grund würden die uns gemachten 
Vorwürfe fein, daß dieſe Friedenehoffnungen durch uns zerftört worden feien. 
Wenn auf diefe Weile die Leiter ber bedentendſten europäifchen Cabinete fich 
veranlapt fünden fi) unverrichteter Dinge wieber zu tremmen, nachdem fie 
Europa und der Welt das impofante Schaufpiel ihres Zufammentritts ges 
geben, bätten wir ba nicht vielleicht Grund manchen baran@ erwachlenden 
Groll zu fürdten? Solcher Natur find die Betradhtungen, welche unfere Ant⸗ 
wort anf die von bem brei Höfen an uns ergangene Ginlabung beftimmt 
haben. Indem wir unfere Zuftimmung an eine Bedingung knüpfen, welde 
jede Erwähnung ber ſpecifiſch üfterreichiichen Intereſſen vermeidet, welche ſich 
'mit dem Verlangen einer allgemeinen Garantie begnügt, einem Verlangen, 
deſſen Billigfeit gewiß Niemanb bezweifeln wird, jtellen wir uns augen 
ſcheinlich auf ein viel jichereres Feld, ald indem wir ung in eine Discuffion 
einkafjen, welche wir doch nur durch eine formelle Weigerung abbreden müßten. 
Mir erflären es, und zwar mit Nachdruck, daß wir geneigt find den Congreß 
zu beihiden, daß wir fogar beffen Zuſtandekommen aufs ſehnlichſte wünſchen, 
fobald wir die Bürgichaft haben, daß feine ber Mächte die Abſicht hat, fi 
besfelben als eines Mittels zur leichteren Erreichung eines Zieles zu bebienen, 
weldes mit ben Waffen zu erlangen jie bis jetzt noch Anſtand nimmt. Die 
wahrhaft neutralen und uneigennüßigen Mächte, benen eine friedliche Bei⸗ 
legung bes obfchwebenden Conflictd am Herzen liegt, werben, jo Boffen wir, 
begreifen, daß eine folhe Beilegung unmöglich von dem Congreß zu erwarten 
it, wenn nicht Beitrebungen, die ihrer Natur nad) mit der Erhaltung bes 
“ Friedens unvereinbar find, formell zurückgewieſen werben. Wollen oder können 
bie neutralen Mächte ſich nicht entichließen das Gewicht ihres Einflufjes geltend 
zu maden, um ungerechtiertigten Anfprüchen und aggreljiven Abfichten eine 
Schranfe zu fegen, fo mögen fie wenigftens ber Vertheidigung ebenfoviel 
Spielraum und Freiheit als dem Angriff gönnen. Stark in dem Bewußtſein 
unferes Rechts, rufen wie niemandens Hilfe an, beanſpruchen aber das Recht, 
. das zu behalten, was uns gehört, fo lange als wir im Stande find es zu 
behaupten.“ 

1. Suni. (Bundestag). Defterreich überantwortet die Entſcheidung ber 
fhleswig-holfteinifhen Frage den „Entſchließungen bes Bundes, benen 
von feiner Seite die bereitwilligfte Anerkennung gefihert ſei“ und 
erflärt zugleih, daß der Statthalter von Holftein bie erforderliche 


- Spestalvollmadt erhalten Habe, die Holfteinifchen Stände einzuberufen, 
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ba „bie Wünfche und Rechtsanfchauungen des Landes einen beredh: 
tigten Factor der Entſcheidung bilben.“ 

Württemberg weist die Antlagen Preußens wegen feiner angebl. 
Rüſtungen energiſch zurück. 

Bayern ſtellt bezüglich der Bundesfeſtungen den Antrag: 

„es wolle die Bundesverſammlung a) die Regierungen von Oeſterreich 
und Preußen erfuchen, ihre Truppen aus ben Bundesfeftungen Mainz und 
NRaftatt, ſowie aus Frankfurt a. M. zurüdzuziehen; b) ansprechen, daß für 
alle Eventualitäten die Bundesfeſtungen Mainz und Raftatt von allen Bun⸗ 

»besregierungen als neutrale Plätze zu betrachten jeien.“ 


Die Einladung zur TFriebensconferenz in Paris wirb von ber 
Bundesperfammlung angenommen und zu ihrem Vertreter einitimmig 
— mit Ausnahme Oldenburgs, beflen Gefanbter „ohne Smitruction“ 
it — der bayeriſche Staatsminifter v. d. Pforbten gewählt. 

©. ben volftändigen Wortlaut der Erklärung Deiterreihg im Ergänzung: 
heft ©. 90. 

1. Juni. Die auf ber Conferenz der Mittelftaaten zu Bamberg am 14. 
Mai gefaßten Beichlüffe find nunmehr von allen, zuletzt auch von 
Baden, ratifizirt worden. An den militärifhen Verabrebungen ha⸗ 
ben fi) inbe bie thüringifhen Staaten mit Rüdfiht auf ihre geo- 
graphifche Lage und den Mangel felbjtändiger militäriiher Kräfte 
von Anfang an nicht betheiligt. 

„ n Neue Berathumgen höherer Difiziere der mittel- und ſüddeutſchen 
Staaten bez. gemeinfamer militärifher Maßnahmen. 


— . (Weimar). 22 Landtagsabgeorbnete veröffentlihen eine Er- 
Märung, worin „gegenüber ber fchweigenden Unthätigfeit der Bevöl—⸗ 
ferung” für ben beutfhen Einigungsberuf Preußens Zeugniß abge: 
legt, eine etwaige Nieberwerfung dieſes Staats durch Oeſterreich 
„und bie mit ihm vereinten übrigen beutihen Etaaten” für ein 
„unerträgliches Nationalunglüd” erflärt und bie unverzüglihe Be: 
rufung des deutſchen Parlaments gefordert wird. 


2. „ Reife des Großherzogs von Baden nah Pillnitz zu einer Con: 
ferenz mit dem König von Sachſen: mißlungener Verſuch einer Ber: 
ftänbigung mit Preußen. 

» » (Bayern) ordnet eine außerorbentliche Heexesergänzung von 18,610 
Confcribirten aus den Altersffaffen von 1843 und 1844 an. Die 
Aushebung fol am 18. Juni beginnen und am 2. Yuli beenbigt fein. 

» nn (Heilen: Darmftadt). Die Mehrheit des Finanzausfchufles 

- ber II. Kammer bejchließt, den von der Regierung verlangten Mili: 
tärcrebit „vorerft” abzulehnen, nachdem fie an die Bewilligung bes: 
felben das Zugeſtändniß Liberaler Conceffionen von Seite der Re 
gierung zu knüpfen verſucht, Dalwigk aber ſolche feinerfeits abgelehnt 
hatte. Nur eine Minderheit will 2,500,000 fl. bewilligen. 

„ (Holftein) Der öfterr. Statthalter v. Gablenz beruft bie 
Stänbeverfammlung bes Herzogthums auf ven 11. Juni nad Itzehoe. 
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8. uni. (Preußen) proteftirt in einer Dep. an Oeſterreich gegen bie 
erfolgte Einberufung der holfteinifhen Stände und erflärt dieſelbe als 
einen Bruch der Safteiner Convention, woburd beide Regierungen 
wieder auf der Bafis des Wiener Friedens v. 30. Oct. 1864 fich 
befänden. Demnach feien bie NRegierungsredhte beider Kabinette 
wieder gemeinichaftlih auszuüben, jo daß Preußen das Recht in 
Anſpruch nimmt, Truppen nad Holftein zu verlegen, welches Recht 
binwieber auch Defterreich zuftehe bezüglih Schleswigs. 

„ n (Helfen: Darmftadt). DBollsverfammlung in Oberingelbeim. 
Dümont (demobkratiſch⸗großdeutſch) ftelt die Refolutionsanträge. Metz 
(Nationalverein) ftellt einen Gegenantrag zu Refolution 2 und ſetzt 
die Annahme desſelben durch. Es wirb befchlofien, eine Anſprache 
an bie franzdf. Nation zu erlaffen. 

4. „ Eine telegr. Depeſche der franz, Regierung benachrichtigt den franz. 
Geſandten in Berlin, daß Franfreih, England und Rußland auf 
bie beabfichtigte Yriebensconferenz in Folge der Depeſche Oeſterreichs 
v. 1.5. M. und feines neueſten Schrittes am Bunde von dem⸗ 
felben Tage als ausſichtslos verzichteten, 

» n (Preußen). Eine Eircularbep. bes Grafen Bismarck fucht zu 

| eonftatiren, daß der Krieg in Wien eine befchloffene Thatfache fei 
und daß es fih bort nur noch darum handle, bie Gelegenheit zu 
demjelben zu finden: 

„Ih habe Ew. Ereellenz ſchon bei früherer Gelegenheit die Depeſche mits 
getheilt, welche ich am 7. des letzten Monats bem kgl. Geſandten in Wien 
in Betreff ver Note bes Grafen Diensborff v. 28. April bezüglich ber Frage 
ber Elb:Herzogthlimer übermittelt habe. Abſichtlich wählte ich für dieſe Mits 
theilung die Form einer confidentielen Darlegung, die nicht in Abſchrift übers 
geben werben follte, weil bie Erfahrung mid gelehrt hatte, baß ein wirk⸗ 
liches Verftändniß nicht durch den Wechſel von Documenten beförbert wird, 
welche gewöhnlich unmittelbar Veröfjentlihung zu erhalten pflegen, und weil 
es der vorneymlichſte Wunſch der Fünigl. Megierung war, dem Wiener Gas 
kinete bie Meöglichkeit einer Annäherung barzubieten oder offen zu lafien. 
Wir hatten alfo zuerft Urfache, anzunehmen, daß biefer unfer Schritt in 
Wien feine Würdigung finden würde, und Graf Mensdorff jchien, nach feinen 
Bemerkungen an Baron v. Werther zu urtbeilen, in bemfelben eine ſolche 
Möglichkeit wahrgenommen zu haben. In Wahrheit, bie Haltung unferer 
Mittheilung, wo fie immer befannt wurde, ift als ein Symptom corbialen 
Sefühles und wachſender Hoffnungen auf bie Erhaltung bes Friedens anges 
ſehen worden. - 

„Bergebens haben wir auf eine Entgeguung oder felbft nur auf eine bloße 
Auslaffung bes kaiſerlichen Gefandten über biejen Gegenftand gewartet. 

„Im Gegentbeil find wir gezwungen, bie Erklärung ber öſterreichiſchen 
Regierung beim Bundestage zu Frankfurt a. I am 1. Juni ale bie Ant» 
wort auf unfere verfühnlihen Eröffnungen zu betrachten. Syn bieler Er» 
Härung übergibt Oeſterreich, nad einer ridblidenden Darlegung, bie mit 
ben Thatfachen nicht übereinftimmt und gegen Preußen beleidigend ift, bem 
Bunbestage die Entſcheidung über bie fchlesiwigsholfteinifche Frage, und gibt 
zugleich Kenntniß von einem Acte der Souveränetät in Holftein — nämlich 

- bie Einberufung der Stände, welde fie für fi allein zu unternehmen von 
bem Augenblide an nicht berechtigt ift, wo fie fich jelbft durch die Verweiſung 
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- auf ben Bundestag vom Gafteiner Vertrage entbindet und daburch an Stelle 


der jüngften geographifchen Teilung das alte Verhältniß bes Witbefiges fekt. 

„Wir haben ſchon in Wien gegen biefen nicht zu vechtfertigenden unb ein= 
feitigen Aft, fo wie auch gegen bie ebenfo nicht zu rechtiertigende Verfügung 
über unfere Nechte buch die Webertragung berfelben an ben Bundestag pros 
teffirt und behalten uns ver, weitere. Schritte zu thun. 

„Doch vorab kann ih mich nicht enthalten, zu erflären, daß wir nicht 
im Stande find, in biefem Verfahren ber öfterreichifchen Regierung etwas 
Anderes wahrzunehmen, als die Abficht einer directen Provocation und den 
Wunſch, mit Gewalt einen Bruch und Krieg herbeizuführen. 

„Ale unfere Erfundigungen geftehen zu, daß der Entſchluß, gegen Preus 
Ben Krieg zu führen, in Wien feit gefaßt ift. 

„Ih kann Ew. Ercellen;z auf den Wunſch Sr. Majeftät vertraulih mits 
theilen, daß zu berfelben Zeit, als wir die oben erwähnte verföhnfiche Mit: 
theilung dem Hofe zu Wien machten, ber König, angetrieben von der Pflicht, 
ben Frieden fo lange wie möglich zu erhalten, bereitwillig einen Vorſchlag 
zur direkten Verftändigung, von einer unpartheiiichen Seite in Wien ent: 
gegennahm und Sr. Majeltät dem Kaifer von Deilerreich, ohne Netheiligung 
bes Minifteriume, mittheilte, um fich zu vergewiflern, ob Se. Majeftät noch 
von beim Wunſche, den Frieden zu erhalten, angetrieben werbe, Der Bor: 
ſchlag war, die Fragen über Schleswig-Holftein und bie Bundesreform ges 
meinjchaftlich zu verhandeln und dur dieſe Verbindung die Löſung beider 
zu erleichtern. 

„Die Verhandlungen, auf Seiten ber Vermittler auf die friedlichiten 
Wünſche geftügt, haben, wie Se. Majeftät mir mittheilt, nur erwieſen, baß 
ein entiprechendbes Gefühl in Wien nicht mehr vorhanden il. Sie haben, 
ungeachtet ber theoretifchen Friedensliebe bes Kaiſers, das Verlangen nad 
Krieg dargelegt, welches jede andere Erwägung in feinem ganzen Rathe be: 
herrſcht, ſelbſt unter Jenen, welde nad unferem Wiffen Anfangs gegen ben 
Krieg und ſelbſt gegen die Vorbereitungen und Rüftungen ftimnten, und 
daß diefes Verlangen jebt auch entjcheidenden Ginfluß über ben Kaijer felbit 
gewonnen hat. Nicht allein wurde dort der gänzliche Mangel aller und jeber 


"Bereitwilligfeit bekundet, in ſelbſt vertrauliche Verhandlungen einzutreten und 


bie Möglichkeit einer VBerftändigung zu biscutiren, fondern Auslaffungen eins 
flußreicher öfterreihifcher Staatsmänner und Nathgeber bes Kaifers find bem 
Könige von einer authentifhen Duelle mitgetheilt worben, welche feinen 
Zweitel Täßt, daß die Faiferlichen Miniſter Krieg um jeden Preis wünjchen, 
theil8 in der Hoffnung auf Erfolg im Felde, theild um Über innere Schwies 
rigfeiten binweg zu fommen — ja, felbft mit der ausgefprocdenen Abficht, 
ben öfterreidhiichen Finanzen durch preußiiche Contributionen oder. durch einen 
„ehrenvollen" Bankerott Hülfe zu verfchaffen. 

„Die Handlungen ber öfterreichifchen Regierung flimmen mit biefer Ab⸗ 
fiht nur zu genau überein. 

„Ih babe oben erwähnt, baß wir gezwungen finb, in ber bem Bundes⸗ 
tage abgegebenen Erflärung eine birecte Provocation zu erfennen. 

„Sie hat nur eine Meinung, wenn das Wiener Cabinet ihr unmittelbar 
mit bem ausgefprochenen Bruche nachzukommen beabfichtigt, benn fie kann nicht 
erwartet haben, daß wir uns gutmüthig biefem Angriffe auf unſere Rechte 
unterwerfen ſollten. «In einer anderen Angelegenheit, bie Ziwangs » Anleihe, 
bie in Stalien angeordnet worden, welche ben Umftänden einen Stachel er: 
höhter Bitterfeit aufbrüdt, zeigt ſich, daß Defterreih auch gegen Italien nur 
von ben ertremften Mitteln Gebrauch machen will. Mit biefem übereinftims 
mend find bie Vorbehalte, mit welchen, nach bier erhaltenen Benachrichtigungen, 
es feine Antwort auf bie Einleitung ber Conferenz begleitete, und welche, 


- wie wir bören, von allen drei Mächten einer Weigerung gleidy verfianben 


werben. 
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„Nachdem die Yorm ber Einlabung durch Berbandlungen zwiſchen ben 
einlabenden Mächten eigens jo abgefaßt worben war, daß Defterreih anzus 
nehmen im Stande fein follte, ohne fich felbft irgend etwas im Voraus zu 
vergeben und ohne gezwungen zu fein, Vorbehalte zu maden, jo ift es bes 
flimmt das Wiener Sabinet, welches alle diefe Mühen fruchtlos macht. 

„Dabinter können wir nur bie entjchiebene Abfiht Seitens Oeſterreichs 
jehen, Krieg mit Preußen zu erzwingen und bei bem Eingehen in Verhand⸗ 
lungen über ben Congreß höchſtens durch Aufſchub Zeit Hr jeine eigenen, 
se nicht gänzlih vollendeten Anorbnungen, befonbers aber für bie feiner 
Berbündeten, zu gewinnen, Der Krieg ift ein abgemachter Beſchluß in Wien; 
ber einzig nächſte Punkt iſt der, den günftigen Augenblid zu wählen, ihn zu 
beginnen. 

: „Tiefe Ueberzeugung ift uns mit gebieterifcher Nothwendigkeit Durch bie meis 
ſten jüngften Thatladen aufgezwungen worden, unb wir find der Meinung, 
daß nur eine abfichtliche, vornrtheilspolle Anficht zu einem entgegengefeßten 
Schluſſe fommen fann. Thatfachen ſprechen zu laut, als daß leeres Gerede, 
welches einzig auf Conjecturen, Combinationen, falſch ausgelegten Darjtelluns 
gen und leeren Gerüchten, wie von ben kriegeriſchen Begierden Preußens, 
fußt, bei einem Vergleiche nicht in Nichts fchwinden follte. Vielleicht wird 
man uns zulegt glauben, wenn wir feierlicd gegen jeden Gebanfen an ben 
Wunſch, unjere Anfprüce an bie Herzogthümer durch Gewalt und mit Mißs 
ahtung gegen die Rechte bes Mitbeſitzers geltend zu machen, proteftiren, 
Set wird es auch wahrfcheinlich nicht jchwer fein, bie wirklichen Beweggründe 
zu den Rüſtungen zu begreifen, durch welche Defterreich die gegenwärtige 
Krifis herbeigeführt und deren Beleitigung auf dem Wege bes Congrefles es 
—— feine angenommene Haltung ferner bemüht hat, unmöglich zu 
machen. 

„Wir vermögen mit rubigem Gewiſſen an das Urtheil aller unparteilfchen 
Staatsmänner zu appelliren, welcher Theil bis zu dem legten Augenblide 
Berföhnung und Friedensliebe entfaltet hat.“ 


4. Juni. (Preußen). Der ital. Unterhändler General Govone vers 
läßt Berlin, um über Paris wieder nad Florenz zurüd zu kehren. 


» nn (Preußen). Beginn des Ausmarſches der Garden aus Berlin. 


„ » (Hannover). Die I. Kammer befchließt auf ben Antrag Röſ—⸗ 
fings mit 25 gegen 17 Stimmen eine Abreffe an den König, in 
welder bie Kammer ihre Zuftimmung zu ber Politif ber Negierung 
ausipriht und auf das Delegirtenproject zurüdzufonımen empfiehlt. 


„— 8. Suni. (Württemberg). I. Sammer: Debatten über die Mili- 
tärborlage ber Regierung. 

Antrag ber Commiffion: „Hohe Kammer wolle bie Zuftimmung 
zu bem Geſetz, wie fich basfelbe nach eingehender Berathung geftalten wird, 
an bie Bedingung fnüpfen, daß von Seiten ber fol. Staatsregierung fos 
fort und unausgefett alles aufgeboten werde, um von ben ſämmtlichen 
Staaten, mit weldhen Württemberg Hand in Hand zu gehen im Begriff fteht, 
eine feite Sewähr bafür zu erlangen, daß das Ziel bes brohenden Kampfes nur 
in dem Recht Deutichlands beftehen bürfe, und zwar a) in ber Herftellung 
bes Selbſtbeſtimmungsrechts ber Herzogthümer Schleswig-Holſtein und b) in 
der Einigung bes ganzen beutihen Volks in einem freigewählten Parlament, 
das mit der Fülle conftitutioneller Befugniſſe ausgerüftet, bie über die Eins 
zelregierungen zu ftellende Gentralgewalt zu ſtützen, und mit diefer ben Ges 
fammtwillen Deutfchlands zur Geltung zu bringen im Stanbe iſt.“ Ferner 
„an die kgl. Staatsregierung das bringende Anfinnen zu ftellen, bie längft 
geforderte Reform ber Verfaſſung ohne Verzug in Ausführung zu bringen,“ 
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Minifter v. Varnbüler gibt Namens ber Regierung die Erklärung 

ab: „daß bie von ber Commiffion gewünfchten Bebingungen durchaus 
ber Auffaffung der Thronrebe entſprechen, und er feiim allerhödhften 
Auftrage ermächtigt, dieſe bindenden Zuficherungen, wie die Kammer 
biejelben verlange, zu geben, wie hiermit geſchehe.“ Auf dieſe Er: 
Märung hin beantragt die Commiffion, „unbebingt” auf die Berathung 
der Vorlagen einzutreten. Rede Varnbülers (gegen bie Idee eines 
Triasparlaments). Bei der Abftimmung wird ber Commilfionsantrag 
mit 82 gegen 8 Etimmen angenommen und werben ber Regierung 
bas erfte und zweite Aufgebot der Landwehr (die Regierung hatte 
auch das britte verlangt) zur Verfügung geftelt. Ebenſo wirb ber 
Antrag auf Reform des Wehrſyſtems im Sinne allgemeiner Volke: 
bewaffnung angenommen, dagegen die Anträge auf ein Triasparla- 
ment mit 59 gegen 35 und auf Beeibigung bes Militärs auf bie 
Verfaſſung mit 53 gegen 31 Etimmen abgelehnt. 
. Die 1. Sammer tritt den Beſchlüſſen der II. Kammer nur bezüg- 
Ih des Gelbitbeftimmungsredhts der Schleswig-Holſteiner und be- 
züglidy des Parlamentes, nicht aber. bezüglich der Reform der Ber: 
fafjung und Einführung der allgemeinen Wehrpflicht bei. 

5. Juni. (Preußen). Der office. Staatsanzeiger conftatirt, daß Oeſter⸗ 
veih durch feinen Schritt am Bunde v. 1. d. M. niit nur bie 
Safteiner Convention, fondern aud die (geheime) am 16. Januar 
1864 zu Berlin getroffene Vereinbarung gebrochen babe, beren 
Art. 5 alfo laute: A 

„Kür den Fall, daB es zu SFeindfeligfeiten in Echleswig käme und alfo 
bie zwifchen den deutſchen Mächten und Dänemark beftehenden Vertragsver⸗ 

hältniſſe hinfällig würden, behalten die Höfe von Preupen und Oefterreich 

ſich vor, die künftigen Verhältniffe der Herzogthümer nur int gegenfeitigen 
Einverftändniß feftzuftellen. Zur Erzielung dieſes Einverftändnifjeg würden 
fie eintretenden Falls die fachgemäßen weiteren Abreden treffen. Cie werden 
jedenfalls die Frage über die Erbfolge in den Herzogthümern nicht anders, 
als im gemeinfamen Einverftändniffe entſcheiden.“ 

„» n (Sadjen) Diell. Kammer genehmigt einjtimmig den von der Re⸗ 
gierung verlangten Militärcrebit und befchließt ferner: 

„Die Regierung möge mit aller Energie bahin wirfen, baß bie Anord⸗ 
nung der Wahlen zum beutfchen Parlamente auf Grund allgemeiner und 
birefter Wahl, womöglih nach dem Reihswahlgefete vom 27. März 1849, 
in ganz Deutfchland noh im Laufe diefes Monats erfolge und die Einbes 
rufung bes Parlaments in möglichſt kurzer Zeit geſchehe,“ 
nachdem der Reg.-Commiflär erklärt hat, daß es nicht in der Abficht 
ber. Regierung liege, auf das Delegirtenproject zurückzukommen. 

Die I Kammer verwirft den Beſchluß der IL. Kammer bezüg: 
lich Parlanıent. | 

„„Maſſau). Wieberzufammentritt der Ständeverfammlung: bie 
Regierung verlangt einen außerorbentl. Militärcrebit von 500,814 fl. 
für bereit8 gemachte Auslagen. 

» n (Holftein) Eine zahlreiche Volksverſammlung in Altona ſpricht 
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ihre dankende Anerkennung für den Schritt Deflerreihs am Bunbe 
v. 1. d. M. aus und erklärt in fernerem: 
„Das ſchleswig-holſteiniſche Volk hat in dein Sabe: „daß es von feinem 
Rechte auf Herftellung eines unabhängigen Staats unter der Herrſchaft feines 
rechtmäßigen Fürften, des Herzogs riedrih VIII. von Echleswig : Holftein, 
nimmermehr laffen werde“ feiner Weberzeugung und feinem Willen bereits 
zur Zeit ber Londoner Gonferenz mit feltener Einmüthigfeit den unzweis 
beutigften Ausdrud gegeben und hält mit unwandelbarer Treue an dem⸗ 
felben feft, wenn aud bie Bevölferung Schleswigs gegenwärtig burd bie 
befannten Gewaltmaßregeln des — Gouvernements verhindert iſt, 
feine wahre Willensmeinung fund zu geben.” 
6. Juni. (Preußen). Gen. Manteuffel, ber preußifche Gouverneur von 
Schleswig, zeigt dem öfterr. Statthalter von Holjtein, Gen. Oablenz, 
an, daß er am folgenden Tage mit Truppen in Holftein einrüden 
werde und zwar in ber Richtung auf Bramftebt und Itzehoe, bie 
öfterreihifcher Seits beſetzten Ortfhaften vermeibend, damit ber 
durchaus friedliche Charakter der Occupation nicht geftört werde, in: 
dem ber König befohlen habe, möglichſt Conflicten vorzubeugen, Er 
hoffe, e8 werde fi) Gablenz mit ihm über bie neuen Verhältniffe 
leicht einigen; er werde bie Civilregierung nicht antaften, halte 
überbaupt an der Hoffnung feit, die Souveraine würden durch frieb: 
lihe Berftändigung dem Kriege zuvorkommen. 
„ n (Hannover) Die Il. Kammer genehmigt Bennigfens Urantrag v. 
29. v. M. mit 50 gegen 20 Stimmen und lehnt den Beſchluß ber 
I, Kammer v, 4. d. M. unter dem Widerſpruch der Minifter ab. 
7.» (Holftein). Gablenz proteftirt gegen bie Befegung Holſteins 
durch Preußen und verlegt den Si der Statthalterfhaft und ber 
Regierung von Kiel nah Altona. Die Preußen beginnen einzus 
rüden. Die öfterr, Brigade Kalif concentrirt ſich um Altona. 
„» n Württemberg) Die Königin Dlga wird im Theater in 
Stuttgart mit demonftrativen Acclamationen empfangen. 
„ n (Baden), Die J. Kammer bewilligt auch ihrerfeitS ben vorläufigen 
Militärerebit, Commiſſionsbericht Bluntſchlis und Erflärungen ber 
Miniſter. 
8. —9. Juni. (Bayern). II Kammer: Adreßdebatte. 

Entwurfder Adreßcommiſſion: „.Verhängnißvolle Ereigniſſe, Ge⸗ 
fahren, deren Annäherung ſchon namenloſes Unglück über Europa verbreitet, 
haben ber Krone und ber Volfsvertretung Bayerns zur Zeit eine andere und 
jhwerere Aufgabe geſtellt. DaB bie Regierungen ber beiden mächtigſten 
Bundesſtaaten entzweit find, baß jene trefjlichen Heere, beren Tapferfeit bie 
Schutzwehr Deutſchlands fein follte, fich feindlich gegenüberftehen, ift die letzte 

Folge in der Entwiclungsreihe jener undeilvollen Thatſachen, welche bie erfte 
Abweichung von bem Rechtsboden in der Sache Schleswig=Holfteind erzeugt 
bat. Portgefegte Bemühungen, Deutſchland die Schmach und ben Schaden 
eines Bürgerfrieges zu erjparen, ſichern Ew. königl. Majeftät ben Dank des 
deutſchen Volkes, bie Achtung ber civilifirten Welt und die Zuftimmung aller 
Freunde ber Menfchheit. Noch ift nicht alle Hoffnung entſchwunden, daß die 
Etimme bes Rechtes und der Mäßigung, unterftüßt durch die Mitwirkung 
gleichgeſinnter Regierungen, wie durch bie Willensäußerung und bie Thatkraft 


Dentfehlan. 


des beutfchen Volkes in Iebter Stunde vernommen werbe. Mit bem ganzen 
beutjchen Volke will das bayerifche den Frieden, es verabjcheut ben Bürger- 
frieg unter jeder Vorausſetzung und verdammt e8 als ben jchweriten Frevel, 
wenn er durch verbrecherifches Eonıplott mit dem Auslande heraufbeſchworen 
wird. In biefer Gefinnung und in der Gewißheit, daß dem Ur: 
beber des Friedensbruches der Widerftand einer entſchloſ⸗ 
fenen und wohlgerüfteten Nothwehr von allen Seiten ent> 
gegentreten werde, liegt bie wirffamfte Beihilfe zu den Friebensbeftre- 
bungen Ew. königl. Maj. Co groß und allgemein verbreitet das Bebürfniß 
nach Frieden ift, nicht unter jeder Bedingung ift deſſen Erhaltung zu ers 
fireben. Ein Friede um den Preis deutſcher Ehre, beutjchen Rechtes, deutſchen 
Landes, ein Friede, diktirt dur ben Machtiprudy eines europäiſchen Schieds⸗ 
gerichts, müßte mit Entrüſtung zurücgewiejen werden; das bayerifche Volt 
proteflirt gegen jeden Verſuch, innere Angelegenheiten Deutichlands durch 
Beichlüffe auswärtiger Mächte zur Enticheidung zu bringen. Deutſchlands 
Zukunft kann nur durch aufrichtige Verftändigung ber Bunbedglieder und 
durch eine Bundesverfaſſung gefichert werden, welche ber Nation die volle 
Antheilnahme an ber Regelung ihrer Geſchicke und ihrer gemeinfamen Anges 
Tegenbeiten in einem Parlamente einräumt unb ber Bundesgewalt bie Macht 
verleiht, wiberfirebende Elemente niederzuhalten, ohne berechtigte Intereſſen 
ber einzelnen Stämme zu vernichten. Für diefen Zweck hat jeder Theil bie 
nöthigen Opfer zu bringen. Die möglichft befchleunigte Einberufung einer 
aus freien Nolfswahlen hervorgegangenen Verſammlung ber Vertreter bes 
deutſchen Volfes mit der Aufgabe, bei Neugeftaltung ber Bundesgrunbgefeke 
nitzuwirfen und die allfeitige Verftändigung zu erleichtern, werbient ber fürs 
berlichften Unterflügung Ew. Fönigl. Majeftät dringend empfohlen zu werden. 
Führt die Stunde der Gefahr eine größere Zahl deutſcher Mittel: und Klein- 
ftaaten zur Einigung ihrer Kräfte und gelingt e8 Ew. königl. Maj. in 
Gemeinschaft mit befreundeten Regierungen einen engeren Verband jener 
Staaten unter Antheilnahme ber betreffenden Volksſtämme in parlamentarijdher 
Form zu begründen, fo kann eine folde Einrichtung als Ausgangspunkt eines 
allgemeinen deutichen Parlamentes in ber gegenwärtigen Entſcheidungsſtunde 
wie in ber Zufunft ber freien unb friedlihen Entwidelung deutſcher und 
europäifcher Verhättniffe weientliche Dienſte leiten. Die buch Ew. f. Maj. 
angeorbniete Mobilifirung bes bayerijchen Heeres war durch bie Ereignifje 
geboten. Abwehr frember Gewaltthat ift ber burch ben loyalen Charakter ber 
bayerifchen Politik verbürgte Zweck dieſer Rüftung. Aber ein anderer Beruf 
fann ihr werben, wenn ber Krieg nicht vermieben und Bayern genöthigt 
wird, zum Schwerte zu greifen. An ben Rund ift eine für feine ſchwache 
Drganifation faft zu fchivere Aufgabe berangetreten. Er muß ben Bundes⸗ 
frieden wahren, Selbfthülfe unter Bundesgliedern verhindern und im Falle 
des Friedensbruches ben Angreifer, er fei wer er wolle, in bie Echranfen 
des Rechtes zurückweiſen. Er darf aber auch das Landes: und Bundesrecht 
in Schlesiwigs Holftein nicht preisgeben. Schleswig-Holfteins Sade 
ift Deutfhlands Sache. Die Ehre der Nation und manchen deutſchen 
Mannes Wort ift verpfändet, für bie Durchführung bes Rechts in diefer Sache 
einzuftehen, bei deren Entſcheidung auch für bie beutiche Frage mitentfchieden 
wird, ob fortan Gewalt oder Recht die höchfte Norm in Bundesangelegenheiten 
bilden fol. Die Verwidlung der deutſchen mit frembartigen Tragen hat 
die Schwierigkeiten verdoppelt und Wachſamkeit gegen bas Ausland zum 
Schuge deutfchen Gebietes zur Pflicht gemacht. Mag der Krieg zwilchen Bundes⸗ 
gliedern ausbrechen oder einauswärtiger Feind beutjches Bundesgebiet angreifen, 
fein deutſcher Staat barf fih vom Kampfe fern halten. Wer 
für das Necht nicht mitfämpfen will, begünftigt das Unrecht und verlegt bie 
‚ beitigften Pflichten gegen den Bund und das Vaterland. Unter dem unzu⸗ 
verläffigen Dedmantel der Neutralität Tönnen folhe Staaten Schutz fuchen, 
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bie, an ihrer Lebensfähigkeit verzweifelnd, ſich darein ergeben, das Recht zum 
Mitſprechen beim Friedensſchluſſe zu verſcherzen Bayern im Bewußt⸗ 
ſein des Werthes ſeiner Selbſterhaltung, iſt entſchloſſen zur 
That. Unter der Führung Ew. königl. Maj. wird es getreu dem Gebote 
der Pflicht und der Ehre auf der Seite des Rechtes ſtehen, bereit, legale 
Bundesbeſchlüſſe mitzuvollziehen und unter allen Umſtänden ben heiligen 
Boden des Vaterlandes, die Rechte der deutſchen Nation, die eigene Selbſt⸗ 
ſtändigkeit und jene pflichttrener Bundesgenoſſen mannhaft zu ſchirmen. Die 
Stellung, welche Bayern im Intereſſe Deutſchlands einzunehmen hat, fordert 
die höchſte Entwickelung ſeiner Wehrkraft. Dieſe iſt neben thunlichſter Scho⸗ 
nung der Steuerkraft und der volkswirthſchaftlichen Intereſſen nur in einem 
Wehrſyſteme möglich, welches das ganze waffenfähige Volk kriegstüchtig macht. 
Wir vertrauen zu der allerhöchſten Fürſorge, daß, ſobald es die Zeitverhältniſſe 
erlauben, der Uebergang zu einem ſolchen Syſtem im geſetzlichen Wege ein⸗ 
geleitet werde. Die zugeſicherten Geſetzesvorlagen werden wir gewiſſenhaft 
prüfen und die zum Schutze des Vaterlandes erforderlichen Mittel zur Ver⸗ 
fügung ſtellen. Stark im Bewußtſein des redlichen Willens und der guten 
Sache erhoffen wir deren endlichen Triumph von dem hächſten Lenker der 
Weltgeſchicke, ber ein Gott ber Gerechtigkeit if. Da Fürſt und Volk in 
gegenjeitigem Vertrauen unb im Entſchluſſe gewiflenhafter Pflichterfüllung 
zufammenftehen, wirb fich Vaterlandsliebe und Hingebung für den Monarchen 
aufs Neue als Erbgut des bayerifchen Volkes bewähren. Die Opferwilligs 
keit des Volkes, bie Treue unb Tapferkeit bes bayerischen Heeres werben auch 
in dieſer Gefahr die Probe beiteben.“ 

Eutwurf der vereinigten Linken: „...Daß ſich bie Regierungen 
ber mädjtigften Bunbesitaaten, baß fich jene trefflihen Heere, deren Tapfer⸗ 
feit die Schutzwehr Dentihlande fein ſollte, Tampfgerüftet gegenüberftehen, 
ift doppelt zu beklagen, wenn man auf ben Anlaß bes Zerwürfniſſes blidt. 
Denn die unverantwortlichfte Richtachtung bes Nehtes ber Schleowig⸗ 
Holfteiner und bas hartnädige Beſtreben der preußifchen Regierung, wiber 
ben Willen der Bevölkerung die Herrſchaft in ben Herzogthümern an fi zu 
reipen, bat aufs Neue ben Beweis geliefert, daß in Deutichland die Funda⸗ 
mentaliäge ber Volkefreiheit und bes öffentlichen Mechtes noch immer nicht 
fiftgevurzelt und vor gewaltiamer Anfechtung ficher geftellt find. Die eif- 
tigen Bemühungen Em. königl. Maj. für Erhaltung bes Friedens wird bas 
Land mit Dank anerkennen. Nicht immer ijt ber Triebe das höchſte Gut; 
allein aus dem Kampfe, ben jebt bie frivole Politik ber preußiſchen 
Negierung auf beutichem Boben zu entzünden brobt, würde nur unbes 
tehenbares Unheil entipringen. Nicht auf neuen Grunblagen geeinigt, ſon⸗ 
bern im Innerſten gerflüftet, zeripalten und geihwäct, würbe Deutfchland 
aus bemjelben hervorgehen. In biefem Augenblide wirb ber Verfuch unters 
nommen, burch eine Freie Bereinbarung ber europäijchen Mächte ben Trieben 
zu fihern. Wir dürfen die zuverfichtlihde Erwartung ausſprechen, daß ber 
Vertreter des Bunbes, ber an biefen Berathungen Theil nimmt, jebem Vor⸗ 
fchlage feine Zuflimmung verweigert, burch welchen ben Berzogthümern Ges 
walt angethan oder die Trage ber Bunbdesverfaffung, die ganz allein zwiichen 
der beutihen Nation und ihren Regierungen geordnet werden muß, vor bas 
Forum des Auslandes gezogen würde. Mit €. k. M. erbliden wir in ber 
Reform bes Bundes die einzige bauernde Friedensbürgſchaft. 
Die Haltlofigfeit der beſtehenden Bundesverfaffung ift in feierlichen Erklä⸗ 
rungen von ben deutſchen Fürſten anerfannt, die Ereignijje ber jüngften 
Sabre haben ihren inneren Zerfall vor aller Welt blosgelegt. Es ift hoch 
* ber Zeit‘, jene Verheißungen endlich zur Wahrheit zu machen, welche dem 

eutichen Wolfe jo oft gegeben unb noch immer nicht erfüllt find. Es barf 
nicht länger gezögert werben, ber beitehenden Bundesgewalt eine National: 
vertretung an bie Seite zu ftellen, deren erſte Aufgabe bie Neugeftaltung ber 
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Bundesverfaſſung auf Grundlage bee Repräſentativſyſtems fein wird: Warm 
und dringend, wie e8 unfere Pflicht in einem ſo entſcheidenden Wugenblide 


- gebietet, bitten wir deshalb E. f. M. wolle mit aller Kraft auf die unge- 


jäumte, vorbehaltlofe Berufung eines anf Grund des Reichsgeſetzes vom 12. 


‚April 1849 gewählten Parlaments binmwirfen. Bayern fol gerüftet und 


bereit fein fi) mit dem Aufgebote feiner ganzen Kraft zı erheben, wenn 
irgendwo der Verſuch gemacht wird, deutſches Gebiet verrätherifch in fremde 
Hände zu jpielen, oder gewaltfam loszureißen. Es ſoll gerüftet fein, um 
bie eigene Selbftändigfeit und die mit ihm verbündeten, am Kriege nicht be: 
theiligten Staaten gegen jeden Angriff zu vertheidigen. Es fol gerüjtet fein, 
um die Selbftändizfeit der beutichen Staaten, insbefondere der Herzogthümer 
im Anſchluſſe an Oefterreich gegen einen gewaltfamen Angriff, wie immer 


dieſer erfolge, zu vertheidigen, wenn für die Abfichten der öſterreichiſchen 


Politik, welche jo wenig wie die preufiiche Vertrauen einflößt, fichere Bürg- 
Tchaften gegeben find. — Ties find die brobenden Eventualitäten, welchen 
das bayeriſche Volk ebenſowohl in treuer Erfüllung feiner YBunbespflichten, 
als zur Wahrung feiner höchſten Intereſſen bie ihm angefonnenen großen 
Opfer bereitwillig bringen wird. . Geftatten jedoch &. f. M. der Landesver⸗ 
tretung, pflichtgetreu unb freimüthig auch darauf Hinzuweilen, daß manche 
Erwartungen unerfüllt geblieben find, mit weldgen wir ber Eröffnung biefes 
Landtages entgegenjehen durften. Wir hatten auf die Zuſage gehofit, daß 
diejenigen Reformen ter Heeresverfaffung, für deren Nothwendigkeit ber 
Beihluß der Abgeorbnetenfammer vom 14. September 1863 ſich ausſpricht, 
nunmehr ohne Verzug ins Leben treten follen. Das Land ift mit einem 
Militärbudget belaftet, das nahezu ein Drittheil der Stants-Einnahmen vers 
ihlingt, und demungeachtet, fobalb ber Fall eintritt, wo bie Leiftungen des 
Heeres wirklich in Arfpruch genommen werben, fo enorme Zufchüffe erheifcht, 
wie fie in dem uns vorliegenden Entwurfe gefordert find. Nur buch 
Einführung der allgemeinen Dienſtpflicht, Abkürzung ber Dienitzeit und mili- 
täriiche Vorbildbung ber Jugend wird es gelingen, die Wehrhaftigfeit des 
Volfes ohne Zerrüttung feiner ökonomiſchen Kräfte vollftändig zu entwickeln. 
Ein Augenblid, in welchem die Schäden bes beftehenden Syftems jo klar 
ins Licht treten, folte nicht vorübergehen ohne wenigſtens zur Grundlegung 
neuer und befjerer Einrichtungen ben entfcheidenden Anftoß zu geben. Wir 
batten endlich der KHoffnnng nicht entfagt, daß bie erfte Thronrede ©. k. M. 
dem bayerifchen Bolfe einen weiteren Fortſchritt in der Entwicklung feiner 
politiihen Einrichtungen gewähren werde — Die Ankündigung freifinniger 
Reformen würde vom ganzen Lande freudig begrüßt werden und in fo fchwerer 
Reit von zweifach wohlthuender Mirfung fein. €. f. M. vertrauen .aber mit 
Recht in biefer Zeit auf unfere und bes ganzen bayerifchen Volkes Vaters 
Iandöliebe und Hingebung, auf bie Treue und Tapferfeit ber Armee. Unter 
ber Führung €. k. M. wird Bayern dem Gebote der Ehre und der Pflicht 
folgend, immer bereit fein, ben heiligen Boden des Vaterlandes und bie 


Mechte des Volkes mannhaft zu ſchirmen.“ 


Rede v. d. Pforbtens [für den Gebanfen ber Trias und gegen 
Neutralität: „Proclamiren Sie heute die Neutralität Bayerns und 


‚morgen bricht der Krieg los!“) Bei der Abftimmung wird ber Ent: 


wurf der Mehrheit mit 96 gegen 45 Stimmen angenommen, ber: 


| jenige der Linken mit 97 gegen 44 Stimmen (ber Abg. Crämer 


Ka 


ftimmt gegen beide Entwürfe) abgelehnt. — 
uni. (Baden). Die Regierung verlangt von den Kammern einen 
neuen Militärcrebit ven 3,813,000 fl. Motivirung ber: Vorlage. 


9%. „ (Bundestag). Erklärung Preußens gegen den Schritt Defter: 


D 
.. 


reihe v. 1. d. M. Antwort und Proteſt Defterreihs: 


Bentjalen). 81 


Erflärung Preußens: „.... Die k. Megierung Tarın nicht anne 
men, baß das Motiv bierzu (dem Bruche ber Berliner Convention v. 16. 
Sanuar 1864 unb ber Gaſteiner Convention) in ber Ueberzeugung ber kaiſerl. 
Öfterr. Regierung von einem urjprünglichen Recht bes deutſchen Bundes zur 
alleinigen Entſcheidung biefer Angelegenheit liege. Abgeſehen davon, daß jes 
bes Necht bes Bundes ſich doch immer nur auf das Bundesland Holftein 
beziehen und das Herzogthbum Schleswig nicht berühren würde, jo wird bie 
Taiferl. Regierung ſelbſt nicht in Abrebe ftellen, daß die Begrünbung, reſp. 
Begrenzung ber Competenz bes Bundes nod) nicht feitgeftellt worden ift. Das 
taiterl. Cabinet bat diefe Begründung in Gemeinjhaft mit Preußen in bem 
am 81. Febr. 1864 abgegebenen Separatvotum gefordert, und feinen eigenen 
Zweifeln und Bedenken gegen bie Ausdehnung ber Competenz bes Bundes 
in einer ber Deffentlichfeit übergebenen Depeſche v. 10, Januar besfelben' Jahres 
an den faiferl. Gefandten in München einen fo beftimmten Ausbrud gegeben, 
baß der Geſandte fich jeder weiteren Ausführung überhoben erachten darf, ba 
bie Sachlage feitdem Teine weſentliche Veränderung erfahren bat. — Die kgl. 
Staatsregierung nimmt keinen Anftand zu erklären, baß fie weit bavon ents 
fernt ift, die Angelegenheit der Herzogthümer, weldye auch fie vermöge Vers 
bindung Holfleins mit Schleewig als eine nationale betrachtet, anders ale 
im Sinne dieſer ihrer Auffafjung Iöfen zu wollen. Sie bat es ſchon in einer 
nah Wien gerichteten Depefche vom 7. vorigen Monats, weldhe ber Geſandte 
ber hoben Bundesverfammlung vorzulegen bie Ehre bat, ausgeſprochen, daß 
fie die jchleswigsholfteiniihe Angelegenheit in Verbindung mit ber Bundes⸗ 
reform zu behandeln bereit ift, und gerabe in biefer Verbindung eine Er⸗ 
leichterung ber frieblichen Löfung ſieht. Sie erwartet auch jetzt nur ben 
Augenblick, wo fie biefe Frage mit einer Yunbesgewalt verhandeln unb ers 
ledigen Tann, in welcher die Mitwirkung ber nationalen Vertretung bem Ein⸗ 
ufte particularer Intereſſen das Gegengewicht Hält, und bie Bürgichaft ges 
währt, daß bie von Preußen gebrachten Opfer ſchließlich dem gefammten 
Baterlanbe und nicht ber bynaftiichen Begehrlichkeit zu Gute fommen. Unter 
ben gegenwärtigen Umftänden aber unb bei ber pofitiven Begränzung, welcher 
bie Gompetenz der Bundesverfammlung durch die beſtehende Verfaffung unters 
liegt, muß fie Einſpruch dagegen erheben, baß tiber eigene, durch blutige 
Kämpfe und durch internationale Verträge eriworbene Nechte, ohne ihre Zus 
flimmung Verfügung getroffen werbe. — In Betreff ber von ber kaiſerl. 
Regierung mit ihrer Erflärung verbundenen Anzeige, daß bem Frhrn. 
v. Gablenz Specialvollmacht zu Einberufung bes bolfteinifhen Landtags er⸗ 
theilt worden ſei, bat der Gejanbte zu bemerfen, baß feine Regietung bie 
Einberufung ber Stände als ein Souveränetätsrecht anfieht, welches unter 
ben beftehenben Bertragswerhältniffen und namentlih nachdem bie Beflims 
mungen ber Gafteiner Uebereinfunft hinfällig geworben, von ben beiden 
Souveränen gemeinihaftlih hätte ausgeübt werben müſſen.“ 

Ertlärung und Proteft Oeſterreichs: „... Hinfichtlih ber bie 
Gompetenz ber Bunbesverfammlung betreffenden Ausführungen muß bex 
Gefandte mit allem Nachdruck darauf Hinweilen, daß von ber kaiſerl. Regie 
rung, ohne Widerſpruch von preußifcher Seite, wiederholt im Schooße ber 
hohen Bundesverſammlung erflärt worben ift, es werbe bei ben Verbands 
Jungen zwiſchen beiden Regierungen eine ben Rechten und Interefjen 
bes Bundes entſprechende Löfung ber fchleswig-holfteintichen Frage anges 
firebt. Daß diefe Verhandlungen nicht zum Ziele geführt haben, bebauert 
Niemand lebhafter, als bie kaiſerl. Regierung. Was die Berufung der hol⸗ 
ſteiniſchen Stände anlangt, fo muß ber Geſandte darauf hinweiſen, daß bie 
Befugniß Sr. Maj. dem Kaiſer nach dem ausdrücklichen Wortlaute des Ar⸗ 
tikels 1 der Gaſteiner Uebereinkunft zuſteht, und daß dieſer Standpunkt in 
den Verhandlungen zwiſchen Wien und Berlin ſtets feſtgehalten worden iſt. 
Bei dem Ernſte ber Lage muß ber Geſandte feiner allerhöchſten Regierung 
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Beuifatent 


alles Meitere vorbehalten, jeboch fchon jeht den Seitens ber. kgl. preuß. Re⸗ 


gierung duch den Einmarſch ihrer Truppen in. Holſtein erfolgen Bruch 
der Gafteiner Webereinfunft conftatiren und ‚gegen biefen Akt ber: Selbfthilfe 


| u ben entichiebenften Proteſt einlegen.” 


9 


Der Antrag Bayerns bez. ber Bunbesfeftungen wird don ber 


| Bunbesverfammlung einftimmig zum Beſchluß erhoben. 
Juni. (Defterreih). Dep. an Preußen in Antwort auf die 


preuß. Dep. v. 3. d. M. Oeſterreich proteftirt gegen die Behauptung 


"Preußens, daß es die Gaſteiner Convention gebrochen habe, und 


gegen die daraus gezogenen Conſequenzen unb erflärt, daß Preußen 
durch feinen Einmarf in Holftein den Art. 141 der deutfchen Bun⸗ 
besacte verlegt und den Fall des Art. 19 der Wiener Schlußacte 
herbeigeführt habe: u R 

„... Wir erheben hiermit feierliche Einſprache gegen diefe Behauptungen 


und wir Ichnen alle und jede Verantwortlichfeit für die ernften Folgen bes 


Entichluffes bes Berliner Hofes, den Streit nunnsehr auf das Feld ber That: 


= fachen zu übertragen, von ber Regierung Deflerreihs ab. Wir bemerken 


zur Begründung unferes Proteftes erftens, daß bie Vereinbarungen zwifcyen 


= Defterreih und Preußen bie Rechte des beutichen Bundes nicht alteriren 
- tonnten, noch follten, und daß ein Bunbesglieb, welches erklärt, die ver- 


faffungsmäßigen Beſchlüſſe des Bundes anerfennen zu wollen, hiedurch nicht 


die Rechte eines anderen Mitverbündeten beeinträchtigen könne. Mir müffen 
‚zweitens hervorheben, daß die Fünigl. preußifhe Regierung ihrerfeits längſt 


bie bindende Kraft jener Vereinbarungen ſowohl durch Handlungen wie durch 
ausbrüdlidhe Erklärungen verläugnet, Daher das Recht verlaren Bat, fich 
gegenüber Defterreih auf Berbinblichfeiten, welde fie ſelbſt nicht geachtet 
zu berufen, Sie hat ſich über bag Princip, daß bie ſchleswig-holſteiniſche 


. Erbfolgefrage nur im Einverfändniffe mit. Defterreich gelöft . werben folle, 


ſchon damals hinweggeſetzt, als fie, nicht auf Grund einer. Vereinbarung mit 
uns, fondern ‚auf Grund bes Gutachtens ber preußiichen Keonjnriften bie 
Souveränetätsfrage in Schleswigsholjtein für gelöft erflärte und Strafvers 
ordnungen gegen bie Anhänger jeder anderen Meinung erließ. Ohne daß fie 


. ben Vorbehalt ber Zuſtimmung Oeſterreichs für nöthig . gehalten hätte, war 


fie fpäter bereit, bie ftreitige Frage bald einem beutichen Parlamente, bald 
einem europäifchen onaerfie zu überweijen. Wie kann fie darüber lagen, 
wenn Defterreih in. Ermangelung eines Ginverftändnifles., welches. die For: 
berungen Preußens unmöglich gemacht haben, fich entichließt, dem geſetzlichen 
Drgane bes deutſchen Bundes alles weitere anbeimfiellen? Sie bat endlich in 
ihrer Depeche v. 26. Januar db. J. für ben Sal einer ablehnenden Antwort 


- bie ausbrüdlihe Klauſel aufgeſtellt, daß fie „für ihre ganze Politik volle 


Treiheit gewinnen müſſe und von berjelben den Gebrauch machen werde, 
welchen fie den Intereſſen Preußens entiprechend halten werde” — und Graf 
Bismard hat nah Empfang unferer Erwiederung bem kaiſerlichen Gefandten 


erklärt, daß nunmehr für Preußen die Wirkung dieſer Klauſel eintrete. 


Somit war e8 Preußen, welches durch Wort und That, freilich ohne recht: 
mäßigen Grund, feine Freiheit von ben gegenüber Deflerreich eingegangenen 


‚ Berbinblicyfeiten zurücforderte und fi eine Stellung gab, die dem durch 


bie Gafteiner Convention geichaffenen Zuftande nur noch den Werth eines 
völlig precären thatfächlichen Beſitzſtandes ließ. Defterreih bat nichtsdeſto⸗ 
weniger biefen Befitftand geachtet, es hat die Gafteiner Convention nicht ger 
fünbigt, und bie Faiferliche Negierung würde das buch bie Artikel dieſer 
Convention begründete Proviforium ungeflört bis zur künftigen Entſcheidung 
bes Bundes haben fortbauern laſſen. Indem Preußen nunmehr sigenmächtig 


— — — — 
— — 


Benifälanl. ni) 


an bie Stelle. dieſes Provifortums wieber 'ben früheren Zuſtand ſehen will 
. unb zu: biefem Amede feine Truppen in Holftein einrüden läßt, vollzieht e6 
feinerfeits auch thatfächlich ben Bruch der Gafleiner Convention unb unfer 
Proteſt gründet ſich daher brittens barauf, daß Preußen zur Selbſthilfe ger 
ſchritten tft und durch die Beſetzung Holfteins nicht nur fein DVertragsvers 
haͤltniß gegenüber Oeſterteich, ſondern auch den Urt. 11 ber deutſchen Bun⸗ 
besacte verlettt und den Fall bes Art. 19 ber Wiener Schlußacte berbeis 
. geführt Hat.“ “ 
9. Juni. (Hannover). Die I Kammer verwirft ben Beſchluß ber 
II. Kammer v. 6. d. M. und beharrt auf ihrem eigenen v. 4. d. M. 
v::» (Baden)... Die I. Kammer nimmt nad achttägigen Debatten 
das Minifterverantwortlichfeitsgefeß mit allen gegen 4 Ctimmen an. 
10, „ (Preußen). Lircularbepefche an bie beutichen Regierungen und 
... Grundzüge einer neuen Bunbesverfaffung als Vorſchlag Preußens: 
„Unfer Antrag am Bunde v. 9. April d. 3. auf Berufung eines Parlaments 
zum Zwed ber Bunbesreform bat troß ber Mahnung, weldhe im Grnft ber 
Verhältnifſe lag, ben von und im Intereſſe bes Friedens dringend gewünfchten 
- Erfolg nicht gehabt. Der bisherige Gang der Verhandlungen läßt vielmehr 
Taum hoffen, daß im Neunerausichuffe, in welchem wir ben Anhalt unferer 
Neformvorichläge angebeutet haben, der Antrag noch eine rechtzeitige Erle⸗ 
digung finden werde, Wir wenden uns daher nunmehr unmittelbar an uns 
ſere Bundesgenoffen umd legen ihnen bie Grundzüge zu einer neuen Bundes⸗ 
verfaffung mit ber Bitte vor, fie einer forgfältigen Erwägung unterziehen 
und fich zugleich über bie Frage ſchlüſſig machen zu wollen, ob fie eventuell, 
wenn in ber Zwiſchenzeit bei der drohenden Kriegsgefahr bie bisherigen Burns 
: besverhäftniffe fih Föfen follten, einem auf ber Bafis dieſer Modificationen 
bes alten Bundesvertrages neu zu errichtenden Bunde beizutreten bereit fein 
würden.“ — 
Preußiſcher Bundesentwurf: Artikel I. Das Bundesgebiet beſteht 
aus denjenigen Staaten, welche bisher dem Bunde angehört haben, mit Aus⸗ 
nahme der kaiſerlich öſierreichiſchen und koͤniglich niederländiſchen Landestheile. 
Artikel UI. Die geſetzgebende Gewalt bes Bundes wird auf denjenigen 
- Gebieten, welche derjelben zugewielen find, von bem Bundestage in Gemein 
haft mit einer periodifch zu berufenden National:Vertretung ausgeübt. Zur 
‘ Gültigkeit der Beſchlüſſe ift bie Uebereinſtimmung dev Mehrheit bes Bundess 
. tages mit ber Mehrheit ber Volksvertretung erforderlid) und ausreichend. 
; . Artikel III. . Die Umgeftaltung bes Bundestages ift unter den Bunbess 
: regierungen und mit dem nach dem preußifchen Antrage vom 9. April zu 
berufenden Barlamente zu vereinbaren. So lange bis bies gefchehen fein 
wird, bleibt das Stimmverhältiiiß, welches für bie Mitglieder bes Bundes 
auf dem bisherigen Bundestage gültig war, in Kraft. 
Artikel IV. Die .Rational-Vertretung geht aus bireeten Wahlen hervor, 
welche nach den Beſtimmungen bes Reichswahlgeſetzes vom 12. April 1849 
. vorzunehmen find. 
Artikel V. ‚Die Bunbdesftaaten bilden ein gemeinfames und einheitliches 
Zoll- und Hanbdelsgebiet, in weldem die Errichtung von Freihäfen vworbes 
. halten bleibt. - 
Artikel VI. enthält bie befannten 11 Puntte ber Bundescompetenz, wie 
fie ſchon früher veröffentlicht: find. | 
Artikel VII. Die Bundesgewalt hat das Net Krieg zu erflären unb 
Frieden, fo wie Bünbniffe und Verträge zu fchließen, im völkerrechtlicher 
Vertretung des Bundes Gefandte -zu ernennen und zu empfangen. Die 
:  Kriegsertlärung: hat bei feindlicher Invafion des Bundesgebietes oder bei Tries 
- ssgerifchemn: Angriff auf deſſen Küften unter allen Umfänden: zu erfolgen, in 
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Deniihtanl. 


den Übrigen Fällen iſt zur Kriegserklärung bie Zuſtimmung der Souveräne 


von mindeſtens zwei Drittheilen ber Bevölkerung des Bundesgebiets erforderlich, 

Artifel VIII. Die Kriegsmarine des Bundes mit ben. erforderlichen 
Häfen: und Scifffahrts-Anlagen wird nad folgenden Grundlägen. errichtet: 
Die Kriegs-Marine der Nord: und Oſtſee ift eine einheitliche. unter preußi: 
Ihem Oberbefehl. Bei Ernennung ber Dffiziere und ‚Beamten. concurriren 
bie Küftenftaaten auf Grund befonderer Vereinbarungen. Der Kiefer und 
ber Sabdes Hafen werben Bundesfriegshäfen. Al Maßſtab der Beiträge 


. zur Gründung und Erhaltung ber Kriegsmarine und ber bamit zuſammen⸗ 


hängenden Anftalten dient im Allgemeinen bie Bevölkerung unter Feltitellung 
eined Präcipuums zu Laften ber Uferſtaaten und Hanfeflädte nah Maßgabe 
bes Raftengehalts der Hanbelamarinen ber einzelnen Staaten. in Bundes⸗ 
Marine-Budget wird nach biefen Grundfägen vereinbart. Das Anwerben ber 


Matroſen und Mannfchaften für bie Bundes-Kriegs-Marine wird durch ein 
Geſetz geregelt, welches zugleih die Verpflichtung für jeben einzelnen Ufer- 


ſtaat feſtſtellt, für Dedung bes Bebarfs pro rata bes Laftengehalts der 
Hanbelsmarine aufzufommen. Durch basjelbe Geſetz wird ber Maßſtab feft: 
eftelt, nad weldem bie Mannfchaftsgeftellungen für bie Marine auf Dies 
loc bes Landheeres bed Bundes in Abzug gebracht werben. 

Artifel IX. Die Landmacht bes Bundes wird in 2 Bunbesheere. eingetheilt, 
bie Nordarmee und die Sübarmee. In Krieg und Frieden ift Se, Majeſtät 
ber König von Preußen Bundes:Oberfeldherr ber Nordarmee, Se. Majeſtät 
ber König von Bayern Bunbes-Oberfeldherr ber Südarmee. Jeder ber bei- 
ben Qundes:Oberfeldberrn Hat das Recht und bie Pflicht, dafür Sorge 
zu tragen, baß innerhalb der von ihm befehligten Armee die bundesbeſchluß⸗ 
mäßigen Contingente vollzählig und kriegstüchtig vorhanden find, und baß 
bie nothivendige Einheit in ber Organifation, Formation, in Bewaffnung 
und Kommando, in der Ausbildung der Mannfchaften, fowie in der Oualis 
fication ber Difiziere hergeftellt wird. Das Recht unter Vorausfetung über: 
einftimmender Vorbildung bis zur Grenze bes eigenen Contingentes die Ofs 
fiziere zu ernennen, fteht jeber Regierung zu, biejenigen. Commandos, unter 
welchen mehr als ein Kontingent ſteht, beſetzt der Oberfeldherr. Diefelben 
müſſen aud im Frieden jederzeit bejeßt und in Function fein, nach Maß⸗ 
gabe ber Heereseintheilung, wie fie bisher in der preußiſchen reſp. bayerifchen 


Armee ftattfindet, fo daß mindeftens für je 3 Bataillone 1 Regiments⸗Com⸗ 


manbeur, für höchſtens 3 Regimenter 1 Brigade-Gommanbeur, für je zwei 
Brigaden 1 Divifionär und für jedes Corps ber Bundesarmee ber comman- 
birenbe General jederzeit in Function if. Der Oberfeldherr bat das Recht, 
in ben nach feiner Weberzeugung dringenden Fällen, bie Friegsbereite Auf⸗ 


. ftellung jedes Theiles der von ihm befehligten Bundesarmee innerhalb des 


Gebietes ber letzteren, vorbehgltlich fpäterer Genehmigung buch Bundes- 


‚ beihluß, anzuordnen und verpflichten fih bie Bundesregierungen eine ſolche 


Anordnung in Betreff ihrer Contingente unverzüglih auszuführen. Für jes 
bes ber Bunbesheere wirb ein gemeinfchaftliches, mit ber Natiomalvertretung 
zu vereinbarendbes Militärbudget für Felbarmee und Feſtungsweſen aus Dias 
trieularbeiträgen ber zu dem betreffenden Heere ihre Truppen ftellenden Res 
gierungen gebilbet, Die Höhe ber Matricularbeiträge richtet ſich nad) ber 


- Bevöfferung ber betreffenden Staaten, Die Verwaltung jebes ber beiben 


Bundesmilitärbudgets wird unter Leitung bes Oberfeldherrn vom. einem aus 
Bertretern ber beitragenden Regierungen gebildeten Bunbesfriegsrath geführt 
und bat ber Nationalvertretung jährlid Rechnung abzulegen. Jede Regie⸗ 
rung leiftet felbft die Auslagen für die von ihr geftellten Truppen, vorbe⸗ 
haltlich, gemeinfamer Abrechnung nad Maßgabe der Beitragepfliht. Erſpar⸗ 


‚niffe an dem Militärhudget, mögen fie an ben Gefammtausgaben oder an 


benen für die einzelnen Gontingente gemadit werben, fallen unter. Teinen 
Umſtänden ber einzelnen Regierung, welche fie macht, ſondern bem für jebe 
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der beiben Yunbesarmeen gemeinſamen Bunbeskriegsſchatze zu. Die Controle 


10. 3 


bes legteren fteht ber Nationalwertretung zu. 

Artifel X. Die Beziehungen des Bundes zu ben deutſchen Lanbestheilen 
bes öſterreichiſchen Kaiferftaats werben nach erfolgter Vereinbarung über bies 
felben mit bem zumächft einzuberufenden Parlamente durch befonbere Verträge 
geregelt werben. 
uni. (Preußen). Gen. Manteuffel erläßt von Rendsburg aus 
folgende Proclamation an die Einwohner des Herzogthums Holſtein: 

„Diet. k. öſterr. Regierung hat ſich durch bie in ber deutſchen Bundes: 
verfammlung am 1. d. M. abgegebene Erklärung thatlählih von bem Ga: 
fteiner Vertrage losgeſagt. Die Sr. Maj. dem König von Preußen nad 
ben Wiener Frieden zuftehenben Souveränetätsrechte am Herzogthum Holftein 
find durch bie einfeitig erfolgte Einberufung ber Stände verlegt. Mit Wah⸗ 
rung biefer Rechte hat Se. Maj. ber König mich zu beauftragen gerubt. 
Ich babe das Herzogthum Holftein daher wieder, wie vor dem Gafteiner 
Vertrage, mit preußifhen Truppen befeßt. Die Hoffnung, daß die k. k. öfterr. 


Regierung anf eingelegten Proteft gegen bie Einberufung ber Stände biefe 


Maßregel rüdgängig machen werde, ift nicht erfüllt worden. Ich bin das 
durch genöthigt, zurWahrung ber bedrohten Rechte Sr. Maj. bes Königs bie oberfte 
Regierungsgewaltaud imHerzogtbum Holfleinindbie Handzu 
nehmen, und thue biejes hierdurch mit der Aufforderung an Alle, inſonder⸗ 
beit Behörden und Beamte, meinen Anordnungen überall unweigerlich Folge 
zu leiſten. Ich erkenne das ruhige und beſonnene Verhalten, welches bie 
Einwohner Holitein’s ausnahmslos beim Einmarſche ber preußifchen Truppen 
biejen gegenüber beobadytet haben, gern an. Dasfelbe ift mir ein neuer Be: 
weis, daß die preußenfeindliche Haltung eines Theiles ber Preffe unb ber 
politifchen Vereine der wahren Stimmung der Bevötferung Teineswegs ent⸗ 
ſpricht, und id) erwarte, daß auch das fernere Verhalten mich nirgends zu 
Ausnahmentaßregeln nöthigen wird. Sämmtlihe politifhe Vereine 


werden geihloffen. Politifhe Blätter, bie jeither ohne Koncefjion 


herausgegeben worben find, hören mit bem heutigen Tage fo lange zu ers 
jcheinen auf, bis zu ihrer Herausgabe bie gefeglich vorgeichrießene Conceſſion 
eingeholt unb ertheilt fein wird. Blätter, die nur auf Anzeigen conceffionirt 
find, haben fich auf diefe zu befchränten. Die durch Belanntmahung des 
k. & Herrn Statthalter vom 15. September 1865 eingefegte holſteiniſche 
Landesregierung in Kiel ift aufgelöfl. Die Mitglieder derfelben find ihrer 
ee enthoben. Eine Bekanntmachung über bie anderweite Organis 
ation der Gentralbehörbe bleibt vorbehalten, Herr Baron Karl v. Scheels 
Pleffen übernimmt auf allerhöchſten Befehl, zugleich als Oberpräſident 
für beide Herzogthümer, die Leitung ſämmtlicher Geſchäfte der Civil⸗ 
verwaltung unter der Autorität der höchſten Militärgewalt und wird ſeinen 
Wohnſitz in Kiel Haben. Einwohner des Herzogthums Holſtein! Se. Maj. 
ber König beabſichtigt, dem Princip ber Zuſammengehdrigkeit entiprechenb, 
eine Gejammtvertretung der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein in's Leben zu 
rufen. Um ſolche atıf legalem Wege anzubahnen, Plen bie Stände jedes 
ber beiden Herzogthümer einberufen werden, und bie dazu nötbigen Einleis 
Yeitungen find bereit8 getroffen.“ 


„ n (Holftein). Das preuß. Hauptquartier befindet ſich noch in 


Rendsburg; Itzehoe ift mit einer Poftenkette umftellt. In Kiel und 
andern Orten bes Landes finden Volfsverfammlungen ftatt, bie fich 
gegen bie preußifche Vergewaltigung ausfpreden. — “Dreißig hol⸗ 
fteinifhe Ständemitglieder beſchließen in Itzehoe troß ber Veſetzung 
ber Stadt durch die Preußen Situng zu halten. Die Preußen 
verhaften den öſterreichiſchen Negierungscommillär Leſſer. Der 


40, 


” 


Destidlend: 


öfter. ad latus v. Hoffmann eitt nad) Altena, unt dem Gen. Gab- 


lenz von bem Gefchehenen Nachricht zu geben. Kirche und Stände 


ſaal werben in Itzehoe von ben Preußen militärifch beſetzt. 20 Stände⸗ 
mitglieder protefliven gegen. bie Gewalt, Das Bureau ber auguften- 


burgifchen „Itzehoer Nachrichten“ wird gefchloffen und das Haus von 
preußifchem Militär bejekt. — 


Juni. (Preu ßen). Die Preußen räumen Raſtatt und Mainz. | 


(Bayern). General v. d. Tann geht in beſonderer Miſſion 
nach Wien ab. 


414. „ (Holſtein). Gen. Gablenz erläßt in Altona eine Broclamation 


„ 


an die Einwohner des Herzogthums Holftein, in ber er ihnen an 
fünbigt, baß er ber Gewalt weiche und mit feinen Truppen bas 
Land räume: 

„Der vertragswidrigen Befegung bes Herzogthums Holftein dur königl. 
preußiiche Truppen, die mich veranlaßte, den Sit der Statthalterfchaft und 
der Landesregierung nach Altona zu verlegen, find Gewaltmaßregeln gefolgt ; 
bas Zufammentreten ber in Folge allerhöchſten Auftrages von mir berufenen 
holſteiniſchen Ständeverfanmlung it durch Waffengewalt verhindert, der Land⸗ 
tagscommifjär verhaftet worden. Durch eine Proclamation vom 10, d. M. 
bat der Tal. preußifche Gouverneur für das Herzogthum Schleswig ferner 
fundgegeben, daß er die oberfte Negierungsgewalt aud in dem Herzogthum 
Holftein in bie Hand nehmen werde; er bat in Ausführung befjen ber von 
mir im Auftrage meines allergnädigften Kaiſers beftellten Landesregierung 
ihre Entlaffung angekündigt und eine andere Civilverwaltung bereits eingefeßt. 
Preußifhe Truppen find im Anmarſch auf Altona. Die mir zu Gebote ftehen« 
ben Streitfräfte waren nicht darauf berechnet, einem feindlichen Angriffe der 
bisher verbündeten deutſchen Macht Widerftand zu leiften; ich bin außer 
Stande, mit meiner kleinen Schaar ber verübten Gewalt wirkſam entgegen: 
zutreten und das Recht zu Ihügen. Um die Truppen nicht nutzlos zu opfern, 
weiche ich, einem allerhöhften Befehl Sr. Maj. des Kaiſers folgend, ber 
Uebermacht und verlaffe mit ihnen da8 Land. Als ih auf Befehl meines 
allergnädigften Herrn bie Regierung eures Landes übernahm, feid ihr mir 
mit Vertrauen entgegengefommen und ihr habt dasfelbe mir im wachlenden 
Maße bis heute bewahrt, Nehmet meinen herzlichfien Danf bafür. Schwere 
Tage werben über euh kommen. Ginftweilen wird bie Gewalt herrſchen, 
fügt euch derfelben mit eurer bewährten Belonnenheit. Bleibt aber aud in 
biefer neuen Prüfung treu eurer guten Sache. Euer Geſchick fteht in Gottes 
Hand; barret aus im Vertrauen auf eine glüdliche Löſung.“ 

(Bundestag) Defterreihh klagt am Bunde gegen Preußen 
wegen gewaltthätiger Selbfthilfe in Holftein und trägt auf Mobil: 
machung ber gelammten Bundesarmee, bie preuß. Bundesarmeecorps 
allein ausgenommen, an. Preußen erflärt den Antrag für bundes⸗ 


widrig und proteftirt gegen jede geichäftlihe Behandlung deſſelben. 


. DieAbftimmung wird troßdem mit Mehrheit auf den 14. d. M. angeſetzt. 


Erflärung und Antrag Oeſterreichs: „Der kgl. preußifche Gou⸗ 
verneur im Herzogtfum Schleswig, Generallieutenant Frhr. v. Manteuffel, 
bat dem kaiſ. Statthalter für Das Herzogthum Holftein, Feldmarſchallieutenant 
Schr. v. Gablenz amtlich angezeigt, daß er von feiner Regierung befehligt 
fei, zur Wahrung der Conboninatsrechte Preußens bie nicht von öſterreichi⸗ 
ſchen Truppen bejegten Theile Holjteins zu bejegen. Der. faif. Statthalter 
bat gegen dieſes Vorhaben Proteft erhoben und bie ihm unterftehenben kaiſ. 
Truppen bei Altona concentrirt. Ungeachtet biefer feierlichen Einjprache und 
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ungeachtet die Gaſteiner Convention die Ausubung aller Sönperintetätsredhte, 
bie Verwaltung und militäriſche Beſetzung Holſteins, mit Ausnahme einiger 
namhaft gemachter Punkte, in bie Hände St. Maj. bes Kaiſers von Defters 
reich gelegt Hat, haben die preußifhen Truppen die Grenze Hoffteins übers 
fchritten und fich tiber das ganze Rand verbreitet. Der Präfidinlgefandte ift 
beauftragt worben, der boden Bınbeeverfammlung von biefem Borgeben Ans 
zeige zu erftatten. Die Faif. Regierung muß basfelbe als einen Bruch ber 
Gafteiner Uebereinfunft bezeichnen, welche einen proviſoriſchen Zuftanb vers 
tragsmäßig feftgefeßt Hatte, ben bis zur befinitiven Entfcheidung des Bundes 
über Holftein fortbauern zu laſſen Defterreich bereit war. Frhr. v. Manteuffel 
bat ſeitdem erflärt: er fei genöthigt, die Regierungsgewalt au in Holftein 
an ſich zu nehmen; hierin liegt eine Verlekung bes Wiener Friedensvertrags. 
Se. Maj. der Kaijer hat durch alferhöchitfeinen Gefandten in Berlin am 
31. März erklären laſſen, daß er fih nicht in Widerfprud mit den Beltims 
mungen ber Bunbesacte ſetzen werde. Der Präfidialgefandte Hat im allers 
böchften Auftrage biefelbe Erklärung im Kreife biefer hoben Berfammlung 
abgegeben. Diefer Auficherung ift Se. Maj. ber Kaiſer treugeblieben. Preu⸗ 
Ben aber bat zum Schutze vermeintlich verleßter Rechte den Weg ber Selbſt⸗ 
hilfe betreten. Es liegt demnach der im Art. XIX der Wiener Schlußacte 
vorgejehene Fall vor, und die Bundesverfammlung ift berufen, ber unter: 
nommenen Selbfthilfe Einhalt zu thun. Nach biefem gemaltthätigen Bor: 
geben, bei welchem Preußens umfangreiche Rüftungen zur Seite ftehen, kann 
nur in Aufbietung aller übrigen verfügbaren militärifhen Kräfte des Bundes 
eine Gewähr des Schubes für bie innere Sicherheit Dentſchlands unb bie 
bebrohten Rechte feiner Bunbesglieber gefunden werben. Die kaiſ. Regierung 
erachtet die fchlennige Mobilmahung ſaͤmmtlicher nicht zur preußiichen Armee 
gehöriger Armeecorps des Bundesheeres für nothwendig. Bebürfte diefe Maß⸗ 
regel noch weiterer Begründung, fo findet fle biefelbe in der Haltung ber k. 
preuß. Negierung gegenüber den Beihlüffen, welche in letter Zeit und bei 
ftets fteigenber Gefahr von der Bundesverfammlung zur Wahrung hes Buns 
beefriedens gefaßt morben find. Dem aus Anlaß ber Bedrohung Sadjens 
geiaßten Beichluffe vom 9. Mai: „bie k. preuß. Regierung anzugeben, daß 
durch geeignete Erffärung dem Bunde mit Rückſicht auf Art. xl ber Bun⸗ 
besacte volle Beruhigung gewährt werde“, hat bie k. preuß. Regierung nicht 
entiprocden. Die Antwort Preußens auf ben Beſchluß vom 24. Mai Tann 
nicht fiir befriedigend erfannt werben, ba e8 bie in jenem Beichlufje in Aus⸗ 
fiht genommene gleichzeitige Abrüftung abgelehnt bat. Bei beiden Anläfien 
hat die f. preuß. Regierung, fich zum Richter über ben beutihen Bund aufs 
werfend, ihr Verhältniß zu dieſem Staatenbunde und ihre weiteren Entſchlie⸗ 
Bungen bavon abhängig erflärt, daß derſelbe Preußens Forderungen erfüllen 
wolle und könne. Aus allen biefen Gründen erfcheint der Tail. Regierung 
für bie hohe Bundesverfammlung die unvermeidlihe Notbwenbigfeit herans 
getreten, diejenigen dringlichen Maßregeln zu ergreifen, welche fie in bie Lage 
feßen, die ihr obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen, unb beantragt baber: 
Hohe Bundesverfammlung wolle vorbehaltlich weiterer Entichließungen ben 
Beſchluß faften: 1) Die Mobilmachung bes I., IL, III, VII. VIIL, IX. u. 
X. Bundesarmeecorp® anzuordnen und an bie betreffenden höchſten unb ho⸗ 
ben Regierungen das Erfuchen zu fielen, ihre Bunbescontingente nach ber 
angenommenen Kriegsformation in ber Stärke bes Haupt: und Reſervecon⸗ 
tingentes ungefäumt auf: den Kriegsftanb zu fegen und felbes in ben innes 
habenden oder einzunehmenden Standquartieren binnen 14 Tagen berart 
marſch⸗ und (lagfertig aufzuftellen, daß es auf ergehenbe Aufforderung 
innerhalb 24 Stunden mit allem Kriegsbebarf abmarſchiren Tönne. 2) Dies 
ſelben böchften und hohen Regierungen ferner zu erfuchen, auf bie Bildung 
der Erfabcontigente Bebaht zu nehmen. 3) BDiefelben höchſten und 
- boden Megierungen zu erjuchen,, in möglichft !Furger Frifl, jedenfalls 
innerhalb der nächften 44 Zage, bei ber Bundesverſammlung den Vollzr 
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biefer Anorbnung anzuzeigen. 4) Diefelben häufen und hohen Regierungen 
zu erſuchen, bie nötbhigen Ginleitungen zu treffen, bamit bie Bunbesverfammts 
lung im Sinne bes $. 46 ber Bunbeskriegsverfallung baldigft wegen bes 
Oberbefehles Beſchluß faljen Fönne, und weiter bie im VII, VIIL, IX und 
x. Abſchnitte der Bunbesfriegsverfaffung vorgefehenen Ernennungen unb Aufs 
flellungen zu bewirken refp. zu vereinbaren. 5) Ten Aueſchuß für Militärs 
angelegenheiten anzumeilen, fi mit ber Militärcommijjion wegen Durchfüh⸗ 
rung dieſes Beſchluſſes ins Einvernehmen zu jegen“. 

11. Juni. Die Defterreicher und Preußen räumen Frankfurt. Die Bevöl⸗ 
kerung läßt bie Preußen ftill abziehen, dagegen gejtaltet fi ber 
Abzug der Defterreicher zu einem wahren Triumphaug. 

„ u» (Sadfen). Beide Kammern verftändigen fi über einen gemein- 
famen Beſchluß bez. Parlament: 

„Die Regierung möge energifhft bafür wirfen, baß bie Einberufung bes 
beutfchen Parlaments, feiner Delegirtenverfammlung, vielmehr einer Ver: 
ſammlung auf Grund birecter Wahlen, in ganz Deutichland fchleunigft und 
längftens im fünftigen Monat erfolge.“ 

„—13. uni. (Heffen:Darmftadt). II. Kammer: Debatte über 
ben Militärcredit. Commiflionsbericht des Abg. Met. Schriftliche 
Erflärung des Minifters Dalwigk v. 10. d. M.: 

„Der unterzeichnete Minifter bat bereits in ben Sigungen bes Finanz⸗ 
ausfchufjes der zweiten Kammer vom 28. Mai und 4. Juni I. J. zu erflä: 
ven die Ehre gehabt, daß die großh. Negierung durchaus nicht abgeneigt, 
vielmehr vollfommen bereit fei, im Verein mit ben ihr näher befreumbeten 
Regierungen auf bie Ginberufung eines beutichen Parlaments und auf Ers 
rihtung einer mit allen conftitutionellen Befugniffen, namentlih mit bem 
Recht der Geldbewilligung und ber Zuflimmung zu gemeinfamen Geſetzen 
ausgerüfleten Gefammtvertretung ber deutſchen Nation binzuwirfen. Nachdem 
inzwifchen in Folge ber Erklärungen, welche feitens anderer beutfchen Regie⸗ 
rungen, namentlich feitens der k. württembergifchen Regierung, den bortigen 
Ständen gegenüber abgegeben tworben find, die Ausficht auf eine Verfländi: 
gung über die Berufung eines deutſchen Parlaments bedeutend gewachſen if, 
bat der Unterzeichnete fich veranlaßt gefehen, die Ermädtigung Sr. k. Hoh. 
bes Großherzogs zu einer Erklärung einzuholen, welche hoffentlich die Ma: 
jorität ber verehrlichen zweiten Sammer über die Abfichten der großh. Regie 
rung in Bezug auf dieſen Punft ſowohl, als auch in allgemeiner Hinficht 
vollitändig beruhigen wird. Die großh. Regierung erklärt hiermit, daß fie 
alles, was in ihren Kräften fteht, thun wird, um gemeinfam mit den ihr näher 
befreunbeten beutjchen Regierungen babin zu wirken, daß nicht Die unveräns 
berte Aufrechterhaltung ber Bunbesverfaffung, wie ſolche bermalen befteht, 
fondern die Einigung bes ganzen beutichen Volks in einem frei gewählten 
Parlament als Ziel des drohenden Kampfes erfirebt und errungen werde — 
in einem Parlament, das, mit ber Fülle conftitutioneller Befugniffe ausge: 
ftattet, die über die Einzelntegierungen zu ftellende Eentralgewalt zu unter: 
fügen und mit biefer den Geſammtwillen Deutichlands zur Geltung zu brin« 

en im Stande if. Was fobann noch bie fchleswigsholfteinifche Frage betrifft, 
o bedurfte unb bebarf es einer ausbrüdlichen Zufiherung nicht, baß bie 
großh. Regierung an bem von ihr bisher, im Einklang mit ber Landesver⸗ 
tretung, behaupteten Stanbpunft treu feithalten werde. Des Unterzeichnete 
ift übrigens auch bier burch des Großh. F. Hoh. noch beionders zu der Ers 
Härung ermächtigt, daß die großh. Regierung nur für eine folche Erledigung 
ber Herzogthümerfrage eintreten wird, welde mit den Wünfchen und ber 
Nechtsüberzeugung der Bevölkerung übereinftimmt. Cine Verfügung über 
‚ bie Herzogthümer gegen ben Willen und bie Rechtsüberzeugung bed Volks 
wird bie großh. Regierung nicht als giltig anerkennen _ . i 
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Der Miniſter beftätigt dieſe Erklärung mündlich nochmals und 
fügt bei, daß er in den inneren Fragen zu jeder mit ſeinen Ueber⸗ 
zeugungen vereinbaren Conceſſion bereit ſei, namentlich auch mit⸗ 
zuwirken zu einer Aufhebung der nach ſeiner Meinung gerade das 
Intereſſe der Regierung vorwiegend wahrenden Convention mit 
Mainz, ſobald die Kammer dieß wünſche und das bereits früher 
vorgelegte Kirchengeſetz zu Stande kommen laſſe. Die Regierungs⸗ 
vorlage wird trotz alledem abgelehnt und mit 27 gegen 21 Stim⸗ 
men aud ber Antrag auf Bewilligung von 2% Mill. fl. Dagegen 
wird mit 27 gegen 19 Stimmen beihloffen, eine Abrefie an ben 
Großherzog zu erlaffen, in ber auf Einberufung eines Parlaments 
nah dem Neichsmwahlgefeg von 1849 hinzuwirken und um Befeitis 
gung ber gerechten Beſchwerden bes Landes gebeten wird. 


11. Juni. (Weimar). Eine Vollsverfammlung in Apolda fpricht fi 


12, 


14, 


gegen bie preußenfreunblide Erklärung ber 22 SLanbtagsabgeorb- 
neten aus. 


„ (Defterreid). Die dfterr. Truppen räumen Altona und tre 
ten über Hamburg ihren Rückmarſch dur Hannover und Kurbeffen 
an. Abſchiedsproclamation bes Generals Gablenz. Auch Herzog 
Friedrich von Auguftenburg verläßt Kiel und räumt bas Land. Die 
Preußen ziehen noch an bemfelben Tage in Altona ein und übers 
nimmt Hr. v. Scheel:Pleffen in Kiel die Functionen eines preuß. 
Dberpräfidenten. 


n (&Dejfterreid) ruft feinen Geſandten in Berlin ab und ftellt 


bem preußifhen Geſandten in Wien feine Päſſe zu. 
» (Hannover). Die aus Holftein durchziehende dfterr. Brigabe 
Kalit wirb in Hannover gefeiert. 


v» (Kurdeffen). Die aus Holftein durchziehenden Oeſterreicher 


werden in Kaſſel officiel gefeiert. 


„ Raffau). II Kammer: Die Situng wird durch das Nicht: 


erjcheinen bes Regierungscommiflär (um einen von ber Fortfchrittes 
partei beabfichtigten Antrag zu vereiteln) gehindert. 

„ (Bunbestag). Die Bunbesverfammlung erhebt den Antrag 
Deiterreihe v. 11. d. M., jedoch ohne deſſen Motive und mit Aue 
nahme ber Ziffer 4 besfelben (Wahl eines Bundesfeldherrn), mit 
9 gegen 6 Stimmen zum Beſchluß: 

Tür den Antrag ftimmen: Defterreih, Bayern, Württemberg, 
Sahfen, Hannover, Kurheffen, Großh. Heflen, Naffau und 
bie 16. Kurie; 

gegen benfelben: Preußen, Holland für Luremburg-timburg, bie 
12. Kurie (groß. und herzogl. ſächſ. Häufer), die 14. Kurie (Mecklen⸗ 
burg), die 15. Kurie (Oldenburg) und die 17. Kurie (freie Stäbte). 

Der preuß. Geſandte erflärt den Beſchluß fofort für bunbes- 
widrig, ben Bunb bamit für gebrochen, legt ben preuß. Bundes⸗ 


- veformantrag auf ben Tiſch nieber und verläßt den Saal: 
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Nachdem bie hohe Bundesverſammlung ohnerachtet des ven bem Ger 
- fanbten im Namen feiner allerhöchſten Regierung gegen jede geſchäftliche Be⸗ 
a. bes öfterreichiichen Antrages einnelegten Wroteftes zu einer bem 
entgegen ehenden Beſchlußfaſſung geſchritten if, jo hat der Geſandte nunmehr 
bie ernfte Pflicht zu erfüllen, Hoher Verfammlung biejenigen Entſchließungen 
Tundzugeben, zu welchen, gegenüber der foeben erfolgten Beichlußfaffung , bes 
Gefandten allerh. Regierung in Wahrung ber Rechte und ntereflen ber preus 
piſchen Monardie und ihrer Stellung in Deutfchland zu fchreiten für geboten 
erachtet. Der Aft ber Einbringung des von ber Tail. öfterreichiichen Regie⸗ 
rung geftellten Antrages an fidh felbft fteht nach der feiten Ucberzeugung bes 
fönigl. Gouvernements zweifellos mit ber Bunbesverfaflung in offenbarem 
Widerſpruch und muß daher von Preußen als ein Bruch bes Bundes ange- 
fegen werben. Das Bundesrecht kennt Bundbesgliedern gegenüber nur ein 
Erecutionsverfahren, für welches beflimmte Formen und Vorausicgungen 
vorgefchrieben find; die Aufftelung eines Bundesheeres gegen ein Bundes⸗ 
glied anf Grund ber Bunbesfriegsverfaffung ift dieſer ebenſo fremb, wie jebes 
Einfchreiten der Bunbesverfammlung gegen eine Bimbesregicrung außerhalb 
der Normen bes Erecutionsverfahrene. Insbeſondere aber fteht bie Stellung 
Oefterreihs in Holflein nicht unter dem Schupe ber Bundesverträge, und 
Se. Maj. ber Kaifer von Defterreih Tann nicht als Mitglied des Bundes 
für das Herzogthum Holftein betrachtet werben. Aus biefen Gründen Bat 
die k. Regierung davon Abftand genommen, irgendwie auf bie materielle 
Motivirung des Antrages einzugehen, für melden Fall es ihr eine leichte 
Aufgabe geirefen fein würde, ben gegen Preußen gerichteten Vorwurf bes 
Friedenbruches zurückzuweiſen und denſelben gegen Oefterreih zu richten. 
Dem f. Cabinet erſchien vielmehr als das allein rechtlich gebotene und zuläf- 
fige Berfaßren, daß ber Antrag wegen feines wiberrechtlichen Characterd von 
vornherein Seitens ber Bundesverfammlung abgewiefen werben mußte. Daß 
biefem ihrem beflimmten Verlangen von ihren Bundesgenoſſen nicht entfpro- 
hen worden ift, kann bie k. Regierung im Hinblid auf das bisherige Bun⸗ 
besverhältnig nur aufs Tieffte beflagen. Nachdem bas Vertrauen Preußens 
auf ben Schutz, welchen der Bund jedem feiner Mitglieder verbürgt bat, durch 
ben Umftand tief erfhüttert worden war, daß das mächtigſte Glied des Bun⸗ 
bes feit 3 Monaten im Widerfpruch mit den Bunbdesgrundgefegen zum Bes 
bufe der Selbfihilfe gegen Preußen gerüftet bat, bie Berufungen ber k. Res 
gierung aber an die Wirkſamkeit bed Bundes und feiner Mitglieder zum 
Schutze Preußens gegen willfürlichen Angriff Oefterreihe nur Rüftungen 
anderer Bundesglieder ohne Aufklärung über den Zweck derfelben zur Folge 
gehabt haben, mußte die k. Regierung die äußere unb innere Sicherheit, 
welche nad) Art. II ber Bundesacte der Hauptzwed des Bundes ift, bereits 
als in hohem Grabe gefährbet erfennen. Tieje ihre Auffaffung bat ber ver: 
- tragswidrige Antrag Heſterreichs und bie eingehende, ohne Zweiſel auf Verab⸗ 
rebung berubende Aufnahme desfelben durch einen Theil ihrer bisherigen 
Bundesgenofien nur noch Beftätigen und erhöhen können. Durch bie nad 
bem Bundesrechte unmögliche Krießserflärung gegen ein Bunbesglieb, welche 
buch ben Antrag Tefterreihs und bas Votum berjenigen Regierungen, 
welche ihm beigetreten find, erfolgt ift, fieht das kgl. Cabinet ben Bundesbruch 
als vollzogen an. Im Namen und auf allerh. Befehl Sr. Maj. bes Königs, 
feines allergnäbigften Herrn, erklärt der Gefandte daher hiermit, daß Preu⸗ 
Ben ben ‚bisherigen Bunbdesvertrag für gebrochen und deßhalb nicht mehr ver⸗ 
bindlich anfiebt, denfelben vielmehr als erlojchen. betrachten und. behandeln 
wird. Indeß will Se. Maj. ber König mit dem Erlöfchen bes bisherigen 
Bundes nicht zugleich die nationalen Grundlagen, auf benen ber Bund auf 
erbaut geweſen, als zerfiört Betrachten, Preußen hält vielmehr an biefen 
* Grundlagen und an ber über bie vorübergehenden Formen erhabenen Einheit 
ber. beutishen Nation feſt und fieht es ala eine unabweisliche Pflicht der deut⸗ 
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ſchen Staaten an, für bie letztere den angemeffenen Unshrud zu finden. Die T. 
Regierung legt ihrerfeite die Grundzüge zu einer neuen, den Zeitwerbältniffen 
beheben Einigung hiemit noch vor und erflärt ſich bereit, auf ben 
alten, durch eine ſoiche Reform mobificitten Grundlagen einen neuen Bunb 
mit benjenigen dentjchen Regierungen zu fchließen, welche ihr bazu bie Hand 
reichen wollen. Der Geſandte vollzieht bie Befehle feiner allerh. Regierung, indem 
er feine bisherige Thätigfeit hiemit nunmehr für beendet erflärt. Schließlich 
hat der Gefanbte feiner allerh. Regierung, in beren Namen und Wuftzag, alle 
berfelben aus dem bisherigen Bundesverbäftniß zuftebenden und fonft daraus 
entipringenben Aniprüche jeder Art auf das Eigenthum und alle Zufländigs 
feiten bes Bundes vorzubehalten und zu wahren, inobeſondere ift er noch 
angewiefen, gegen jebe Verwendung bewilligter Bunbesgelder, resp. gegen 
jebe Tispofition barüder, welche ohne ihre befonbere Zuftimmung etwa erfols 
gen folle, ausdrücklich Proieſt einzulegen.“ 


Oeſterreich verwahrt ſich gegen die preußiſche Austrittserklärung: 

„Der deutſche Bund iſt nach Art. 1 ber Bundesacte ein unauflöslicher 
Verein, auf deſſen ungefhmälerten Fortbeſtand das gefammte Teutichland, 
fowie jede einzelne Bundesregierung ein Recht bat, und nad Art. V ber 
Wiener Schlußacte kann der Austritt aus biefem Verein feinem Mitgliede 
besfelben freiftehen. Indem Präfidiun ſich gegenüber der ven bem f. preuß. 
Geſandten eben erfolgten beflagenswerthen Erklärung auf ben gefaßten coms 
petenzmäßigen Beſchluß bezieht, Namens der hoben Verſammlung auf obige 
Grundgeſetze hinweist und bie Motive ber preußifchen Erklaärung als rechts 
li und factifh unbegründet erklärt, muß basfelbe in förmlichiter und nach: 
brüdlichiter Weife alle Rechte und AZuftändigfeiten bes Bundes wahren, wels 
her in vollfommen bindender Kraft fortbefteht. Präfidium behält der hoben 
Bundeeverſammlung alle weiteren Entidhließungen vor und ladet hochdieſelbe 
ein, fih biefem feierlichen Protefte anzufchließen. Die Verantwortlichkeit für 
bie ſchwere Verwidlung, weldhe in Folge des Schrittea ber preußiſchen Res 
gierung für Deutſchland eintritt, trifit diefe allein. Die bunbestreuen Regies 
tungen werben ihre Pflichten gegen einander unb gegen bie deutſche Nation 
——— wiſſen, indem fie auf dem Boden bes Bundesrechts feſt zuſammen⸗ 

eben.” 

14. uni. (Bayern) fließt mit Defterreih in Olmüß eine befonbere 
Militärconvention ab, die jedoch erft am 30. Yuni vom König ratis 
fizirt wird, 

„Nachdem Se. Maj. ber Kaifer von Oeſterreich wiederholt und feierlich 
bat erklären laſſen, bap ben Gedanken Allerböchitvesfelben nichts ferner Liege, 
als ein Angriff auf Preußen, und daß bie k. k. Megierung die Vorfchriften 
bes Artikels XI der Bundesacte ftrenge zu beobachten entſchloſſen fei, mithin 
bie gemeinjchaftlihe Anwendung militäriicher Kräfte gegen Preußen nur auf 
Grund eines legalen Bundesbeſchluſſes oder im alle eines gewaltfamen Ans 
griffes Preußens auf einen Bundbesgenofien Plaß greifen kann, find die Uns 
terzeicäneten, erhaltenem Auftrage ihrer höchſten Regierungen gemäß, für ben 
bezeichneten Tall über nachſte hende Punctationen übereingefommen. 1) Die 
k. bayer. Armee in der Etärke von 40,000 bis 50,000 Mann bleibt forts 
während felbfländig unter Ihrem eigenen C-berbefehlshaber, dem Feldmarſchall 
Prinzen Karl von Bayern, fol. Hoheit. 2) Unter dem bayer. Oberbefehlo⸗ 
baber ftehen auch bie Gontingente des Königreihe Württemberg, ber Großs 
berzogthümer Baden und Helfen und bes Herzogthums Naffau in Gemäßheit 
ber von ben Regierungen biefer Staaten mit ber bayer. Regierung getroffenen 
Bereinbarungen. 3) Der bayerifche Oberbefehlshaber wird bie Operationen 
ber unter ihm ftehenden vereinigten Armeen nah einem gemeinichaftlichen 
und einheitlichen Operationsplan, ſowie nach ben hierauf gegründeten Direc⸗ 
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tiven anorbnien und leiten, welche ihm Hiefür von dem f. & Sflerr. 
Dbercommanbo mitgetheilt werben. Bei ber Feſtſtellung dieſes 
Dperationsplanes wirb in gleicher Weile darauf Rückſicht zu nehmen fein, 
baß bie Operationen flet® im Einflange mit ben Landesinterefjen ber Staa⸗ 
ten ber vereinigten Armeen bleiben und baß ebenfo auf Dedung ber 
eigenen Gebiete ihrer Kriegäberren Rüdjiht genommen mwerbe, ale auf 
Erreihung ber Hauptzwede bed Krieges durch mögliche Vereinigung ber 
Streitträfte. 4) Um bie gegenfeitigen Beziehungen noch zu vermehren und 
ben Bollzug ber Operationen zu erleichtern, wird ein öfterr. General oder 
Oberſt das bayeriiche Hauptquartier flets begleiten, fowie zu bemfelben Zwecke 
ein bayer. General oder Oberſt dem öfterreihifchen Hauptquartier beigegeben. 
5) Die k. bayerifche Armee wird bis zum 15. Juni [. Is. in Franken und 
in ber Nähe von Eiienbabnen eine Aufftellung genommen haben, von welcher 
aus es ihr möglich wird, je nach ben Verbältniffen ihre Bewegungen dem ver: 
abrebeten Kriegsplane entiprehenb einzurichten. 6) Da die militäriichen 
Operationen auf Grund bes Bunbdesrechts ftattfinden, wirb auch ber Friedens⸗ 
ſchluß in bundesgemäßer Weile erfolgen, und bie f. k. öoſterreichiſche 
Megierung verpflichtet fi insbefonbere, Feine einfeitigen 
Friedensverhandlungen mit Preußen zu führen, vielmehr folche 
Berhanbfungen nur unter Theilnabme eines Bevollmächtigten ber Tal. bayer. 
Regierung einzuleiten und im Ginverftändnijfe mit dieſer abzufchließen. 
7) Für den Fall, daß die nicht vorberzufehenden Wechlelfälle bed Krieges es 
unvermeidlich machen follten, daß bei bem Friedensſchluſſe Territ orialver- 
änderungen in Frage kämen, verpflichtet ſich bie k. k. Öfterreihiihe Mes 
gierung, aus allen Kräften dahin zu wirfen, baß Bayern von Berluften be: 
wahrt werde, jedenfalls aber mit ſolchen nur im gleichen Berhättniffe zu 
allen verbundeten Staaten belaftet und für etwaige Abtretungen demgemäß 
entſchädigt werde. 8) Die Ratification gegenmwärtiger Bunctationen durch 
die Allerhöchſten Souveräne bleibt vorbehalten. Dieſelbe fol binnen acht 
Tagen erfolgen, und es follen dadurch gegenwärtige Punctationen die Natur 
und Kraft eines förmlichen Staatsvertrages erhalten.” 


14, uni. (Hannover). In Folge bes Bundesbeſchluſſes vom heutigen 


Tage ergeht der Befehl, die ganze Armee mobil zu maden. 

„ (Kurdeffen) Der Kurfürft befiehlt die Mobilifirung fämmt: 
licher Truppen. — Eröffnung ber Ständeverfammlung. 

„ (HeffeneDarmftabt). Die I Kammer bewilligt einftimmig 
den ermäßigten Militärcrebit von 24 Mil. fl. und lehnt alle Be: 
fhlüffe ber IL. Kammer ab. 

» (Baden). Die H. Kammer bewilligt einftimmig ben neuen 
Militärcrebit. 

„ (Breußen) conftatirt in einer Circulardepeſche an feine Ber: 


treter im Auslande übereinftimmenb mit ber Erklärung feines Ge 


fandten am Bunde die nad, feiner Anfiht durch den Beſchluß vom 
14. d. M. erfolgten Bruch des bisherigen Bundesvertrages und da⸗ 
mit die Auflöfung des bisherigen beutfhen Bundes. 

„ (Hannover). :1. Kammer: Bennigfen Felt ben neuen 
Urantrag: 2% 

„ben ſchleunigſten Erlaß einer Adreſſe an Se. Maj. ben König zu bes 
fließen, in welder in Betracht, daß auf den Antrag ber Öfterreichichen Re⸗ 
gierung ein durch bie Bundespflichten nicht gebotener Bundesbeſchluß auf 
Mobilifirung der ganzen Bundesarmee mit alleinigem Ausſchluß ber preußis 
ſchen Bundescorpo gefaßt ift und daß bie Tönigl.. hannoverſche Megierung im 
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Weſentlichen für biefen Antrag geftimmt bat, bies Alles aber geeignet if, 
ganz Deutfchland in ben Bürgerkrieg zu flürzen und namentlich auch auf unfer 
and die Laft eines furchtbaren Krieges zu wälzen, ja feine Sicherheit uub 
> Unabhängigkeit auf das Aeußerfte zu gefährden, das dringende Erſuchen geſtellt 
werde: 1) diejenigen Rathgeber der Krone, welche obigen verderblichen Echritt 
befürwortet haben, unverzüglich zu entlafjen, 2) den oben erwähnten Bundes» 
beihluß nicht zur Ausführung zu bringen, 3) jedes Heraustreten aus einer 
völligen Neutralität durch Parteinahme, ſei e8 für Defterreih ober Preußen, 
ohne die bringenbfte Nothwendigkeit zu vermeiden, 4) auf bie fchleunige Eins 
berufung eines beutichen Parlaments hinzuwirken.“ 

15. Suni. (Kurheſſen). Die Ständeverfammlung proteftirt gegen ben, 
Bundesbeihluß vom vorigen Tage und beſchließt auf ben Antrag 
bes Vicepräfidenten v. Bifchoffshaufen mit 35 gegen 14 Stimmen: 

„bie hohe Staatsregierung aufzufordern, unverzüglich zu ber vom ganzen 
Lande gutgebeißenen bisherigen neutralen Haltung zurückzukehren, unb bite 
Mobilifirung ber Truppen demgemäß nicht auszuführen, biemit aber bie fefle 
Erklärung zu verbinden, erftens: bag flänbifcherfeits eine für Mobilmadhung 
etiva gefordert ıberbenbe Gelbbewilligung fo lange werbe abgelehnt werben, 
-al8 nicht der Zweck einer ſolchen, als dem Lebensinterefle bes Landes völlig 
entiprechend werde nachgewielen werden, unb weiter, baß bie Stänbeverfamms 
lung bie Regierung bed Landes im Falle ber Nichtbeachtung des gegenwärs 
tigen Verlangens für alle bie ſchweren Folgen verantwortlid mache, die fi 
aus ber jett von der Staatsregierung eingenommenen veränberten Haftung 
ergeben werben.“ 

„ ve (Heljen:Darmftadt). Die Regierung theilt ber IL. Kammer 
den Bundesbeſchluß vom 14. d. mit und fordert fie auf, nunmehr 
ben Seitens ber Regierung felbft nachträglih ermäßigten Militär: 
crebit von 24 Mill. fl. zu bewilligen. 

Die II. Kammer beſchließt mit 36 gegen 6 Stimmen, bie Re 
gierung, von ber Rechtsfrage abſehend, zu erſuchen, noch auf dieſem 
Landtage den Kammern eine Vorlage bez. Nevifion der Geſetze vom 
6. Sept. 1856 und 14. Juli 1862 (ber octroyirten Wahlordnung 
ftatt des Wahlgefeßes von 1849) zu maden. 

„ (Eoburg: Gotha). Der Herzog und fein Hof gehen mit 
Rückſicht auf bie bevorſtehenden reigniffe von Coburg nach Gotha. 
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tiven anorbnnen unb leiten, welche Ihm hiefür von dem E. £. Iflerr. 
Dbercommando mitgetbeilt werben. Bei der Feſtſtellung biefes 
Operationsplanes wirb in gleicher Weife darauf Rückſicht zu nehmen fein, 
baß bie Operationen flets im ECinklange mit den Landesinterefien ber Staa⸗ 
ten ber vereinigten Armeen bleiben und daß ebenfo auf Dedung der 
eigenen Gebiete ihrer Kriegäherren Rüdlicht genommen werde, als auf 
Erreihung der Hauptzwede bes Krieges durch möglichfte Vereinigung ber 
Streitkräfte. 4) Um bie gegenfeitigen Beziehungen noch zu vermehren und 
ben Vollzug ber Operationen zu erleichtern, wirb ein öfterr. General ober 
Dberft das bayeriihe Hauptquartier flets begleiten, fowie zu bemfelben Zwecke 
ein bayer. General oder Oberft dem öfterreichiichen Hauptquartier beigegeben. 
5) Die k. bayerifche Armee wird bis zum 15. Juni I. Is. in Franken und 
in ber Nähe von Eiſenbahnen eine Aufftellung genommen baben, von welcher 
aus es ihr möglich wird, je nach ben VBerbältniffen ihre Bewegungen bem ver: 
abrebeten Kriegsplane entſprechend einzurichten. 6) Da die militärischen 
Dperationen auf Grund bes Bundesrechts flattfinden, wird auch ber Friedens⸗ 
fhluß in bundesgemäßer Weife erfolgen, und bie k. k. öfterreihifche 
Negierung verpflichtet ſich insbeſondere, Feine einfeitigen 
Friedensverhandlungen mit Preußen zu führen, vielmehr ſolche 

erbanblungen nur unter Theilnabme eines Bevollmächtigten der Tal. bayer. 
Regierung einzuleiten und im Ginverftändbniffe mit dieſer abzufchließen. 
7) Für den Fall, daß die nicht vorberzufehenden Wechſelfälle bes Krieges es 
unvermeiblih machen follten, daß bei bem Friedensſchluſſe Territ orialper: 
änderungen in Trage kämen, verpflichtet fich die k. k. Öfterreichiiche Me: 
gierung, aus allen Kräften babin zu wirfen, baß Bayern von Berluften be: 
wahrt werde, jebenfalls aber mit folden nur im gleihen Verhättniffe zu 
allen verbundeten Staaten belaftet und für etwaige Abtreiungen bemgemäß 
entſchädigt werbe. 8) Die Ratification gegemwärtiger Bunctationen durch 
die Allerhöchften Souveräne bleibt vorbehalten. Dieſelbe fol binnen acht 
Tagen erfolgen, und es ſollen baburcd gegenwärtige Punctationen die Natur 
und Kraft eines fürmlichen Staatsvertrages erhalten.” 


14. uni. (Hannover). In Folge des Bundesbeichluffes vom heutigen 


Tage ergeht der Befehl, die ganze Armee mobil zu maden. 


„ (Kurdeffen). Der Kurfürft befiehlt die Mobilifirung ſämmt⸗ 


licher Truppen. — Eröffnung der Stänbeverfammlung. 


„ (Heifen-Darmftabt). Die I Kammer bewilligt einftimmig 


ben ermäßigten Militärcrebit von 24 Mil. fl. und lehnt alle Be 
ſchlüſſe der IL. Kammer ab. 


„ (Baden) Die H. Kammer bewilligt einftimmig ben neuen 


Militärcrebit. 


15. „ (Preußen) conftatirt in einer Circulardepeſche an feine Der- 


treter im Auslande übereinftimmend mit der Erklärung feines Ge 
fanbten am Bunbe bie nad; feiner Anfiht durd den Beſchuuß 
14. d. M. erfolgten Bruch des bisherigen Bundesvertrages und 2 
mit die Auflöfung des bisherigen deutſchen Bundes, —3 







Urantrag: — — 
„den ſchleunigſten Erlaß einer Abrefje ar Se. Maj. dann 

fließen, in welcher in Betradit, daß auf den Antrag Damink- 

gerne ein durch bie Bunbespflichten mir‘ 

Mobilifirung der ganzen Bundesarmee 

ſchen Bundescorpo gefaßt iſt und daß * 
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Wefentlihen für biefen Antrag geftimmt bat, bies Alles aber geeignet if, 
ganz Deutfchlandin den Bürgerkrieg zu ſtürzen und namentlich auch auf unfer 
and bie Laft eines furchtbaren Krieges zu mwälzen, ja feine Sicherheit und 

> Unabhängigteit auf das Aeußerfte zu gefährden, das dringende Erſuchen geftellt 
werbe: 1) diejenigen Rathgeber ber Krone, welche obigen verberblidhen Schritt 
befürwortet haben, unverzüglich zu entlafjen, 2) den oben erwähnten Bundes⸗ 
beihluß nicht zur Ausführung zu bringen, 3) jebes Heraustretien aus einer 
völligen Neutralität burch Parteinahme, fei e8 für Defterreih ober Preußen, 
ohne die dringendfte Nothwenbigfeit zu vermeiden, 4) auf bie jchleunige Eins 
berufung eines deutſchen Parlaments hinzuwirken.“ 

15. Juni. (Kurbeffen). Die Ständeverfammlung proteftirt gegen ben, 
Bundesbeihluß vom vorigen Tage und beichlieft auf den Antrag 
des Vicepräfidenten v. Bifchoffshaufen mit 35 gegen 14 Stimmen: 

„die hohe Staatsregierung aufzuforbern, unverzüglich zu ber vom ganzen 
Lande gutgeheißenen bisherigen neutralen Haltung zurückzukehren, und bie 
Mobilifirung der Truppen bemgemäß nicht auszuführen, biemit aber bie fefle 
Erflärung zu verbinden, erftens: daß flänbifcherfeits eine für Mobilmahung 

etwa gefordert werdende Gelbbewilligung fo lange werbe abgelehnt werben, 
»als nicht der Zweck einer ſolchen, als dem Lebensintereffe bes Landes völlig 
entiprechend werde nachgewiejen werben, und weiter, baß die Stänbeverfanms 
lung die Regierung bes Landes im Falle der Nichtbeachtung bes gegenwär⸗ 
tigen Berlangens für alle die ſchweren Folgen need mache, die fi 
aus ber jeßt von der Staatdregierung eingenommenen veränberten Haltung 
ergeben werben.“ 

„ u (Hellen:Darmftadt). Die Regierung theilt ber II. Kammer 
ben Bunbesbefhluß vom 14. d. mit und fordert fie auf, nunmehr 
ben Seitens ber Regierung felbft nachträglich ermäßigten Militär: 

credit von 2% Mill. fl. zu bewilligen. 

Die II. Kammer beſchließt mit 36 gegen 6 Stimmen, bie Re 
gierung, von ber Rechtsfrage abfehend, zu erfuchen, noch auf biejem 
Landtage den Kammern eine Vorlage bez. Revifion der Geſetze vom 
6. Sept. 1856 und 14. Yuli 1862 (der octropirten Wahlordnung 
ftatt des Wahlgefebes von 1849) zu machen. | 
„ (Coburg: Gotha). Der Herzog und fein Hof gehen mit 
Rückſicht auf bie bevorftehenden Ereigniffe von Coburg nach Gotha. 
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vom Ausbrude des Krieges bis zur Auflöfung des Bundestags. 
(15. Juni — 24. Auguft.) 


15. Juni. (Preußen) richtet Sommationen an Sachſen, Hannover und 
Kurhefjen, in denen e8 gleichlautend verlangt, daß 

„1. die k. ſächſiſchen (Hannoverfhen, kurheſſiſchen) Truppen fojort auf ben 
Friedensſtand v. 1. März c, zurüdgeführt werden; 

2. Sachſen (Hannover, Kurbeffen) der Berufung des deutſchen Parlamente 
zuflintmen, fobalb es von Preußen geichieht, wogegen 

3. Preußen dem Könige (Kurfürften) fein Gebiet und. feine Souperänetäts⸗ 
rechte nach Maßgabe ber Reformvorichläge v. 14. d. Mts. Gewähr leiftet. 

Eine Antwort auf bie Sommation wird noch im Laufe befjelben Tages 
erbeten, mit dem Beifügen, baß „eine Verzögerung derſelben über biefen 

. Termin hinaus ebenſowohl wie eine ausweichenbe Antwort als eine Ablehnung 
5 ‚angelehen werben würbe*, | 
vn. (Sabjen). Die preuß. Sommation ift folgendermaßen motivirt: 

„...Die Föniglich jächfiihe Regierung hat am 14. bafür geftimmt, baß 
bie hohe Bunbesverfammlung die Mobilimahung fümmtlicher Bundesarmee: 
corps mit Ausfchluß ber preußiſchen anordne. Die königlich preußiiche Re: 
gierung Tann. barin neben ber Berletung bes Bundesverhältniffes nur einen 
directen Act ber Feindſeligkeit gegen fich felbit erfennen, und fchon bie geo⸗ 
graphifche Lage bes Königreichs Sahfen in Beziehung auf bie ihm benach⸗ 
barten preußiichen Landestheile macht es ihr unmöglich, über bie feindielige 
Stellung Hinwegzufehen, welche die Föniglich fächfifche Regierung hierdurch ihr 
gegenüber eingenommen bat.” Dem Verlangen wirb beigefügt: „Sollte bie 
t. ſächſiſche Regierung ſich nicht entfchließen können, ein ſolches Bündniß zu 
fohließen, fo würde Se. Majeftät ber König zu feinem Tebhaften Bebauern 
fih in bie Nothwendigkeit verjegt finden, das Königreich Sachſen als im 
Kriegszuftanb gegen Preußen befindlich zu betrachten und biefem Verhältniß 
entſprechend zu handeln.” 

Ablehnende Antwort Sachſens: „...Tie Grundgefebe bes Bundes 
fließen bekanntlich die Aufldsbarkeit beffelben aus. Der Bunb bagegen 
handelt unbeftritten innerhalb feiner Competenz, wenn er bie vollftändige 
ober tbeilweife Mobilmachung des Bundesheeres beſchließt, und ba hierauf 
bezügliche Beſchlüſſe grundgejeglih nit an Einftimmigfeit gebunden find, 
fo ift ein bießfallfiger Majoritätsbeſchluß ein verfaffungsmäßig giltiger. Die 
k. fächfifche Regierung würde demnach dem unter 1 an fie geitellten Antrage 
nicht Folge geben fünnen, ohne ihrer Bunbespfliht volllommen untreu zu 


Deniihlend, % 


werben. Was ben Antrag unter 2 betrifft, fo iſt bie ſAchſiſche Megierung 
gemeint, auf bie. baldige Einberufung bes deutſchen Parlaments mit allem 
Nahdrud hinzuwirken; fie wird aber ſolches, den Anträgen ihrer Kammern 

,.. gemäß, in ber Weife thun, daß ein Parlament für ganz Deutichland gewählt 
werbe, und fie geht davon aus, daß bie Ausfhreibung ber Wahlen nit von 
einer einzelnen Regieroͤng zu erfolgen babe. Sollte unter dieſen Umftänden 
die Regierung Sr. Maj. des Könige von Preußen in ber Ablehnung bes 

vocrgeſchlagenen Bündniffes wirktfiih einen Grund erkennen, das Königreich 

Sachſen im FKriegszuftand gegen Preußen befindlich zu betrachten und bdiefem 
Berhältniffe entiprechend zu handeln, fo bliebe ber königlichen Regierung nichte 
übrig, als gegen ein foldhes Vorgehen mit Bezugnahme auf die Grundgefege 
bes Bundes laut und entjchieben zu protefliren, und bie Abwehr bes Bundes 
anzurufen...” 
Diie geſammte ‚Eifenbahn:, Poft: und Telegraphenverbinbung wird 
auf Befehl der Regierung fiftirt. Die Eijenbahnbrüde bei Rieſa 
wird verbrannt, die Brüde bei Löbau zerftört. Die ganze füchfijche 

| Armee beginnt ihren Abmarſch an die böhmiſche Grenze. 

415, Juni. (Hannover) Die preußiihde Eommation ift folgender: 
maßen motivirt: 

n...Die geographifche Lage bes Königreichs Hannover macht baffelbe zu 
einem wichtigen Moment in bem Syſtem biefer Vertheibigung. Die kgl. hans 
noverſche Regierung wird e8 Daher gerechtfertigt finden, wen in ber Spannung der 
gegenwärtigen Situation Deutichlands, weiche Durch den bundeswidrigen Antrag 
Defterreih® vom 11. c. gefennzeichnet wird, Preußen von ihr beflimmte 
Erklärungen und Bürgſchaften über bie zukünftige gegenfeitige Stellung zu 
erbitten fich genäthigt fieht.” Dem Verlangen wird beigefügt: „Sollte wiber 
Erwarten eine ablehnende oder ausweichende Antwort erfolgen, fo würde 
Se. Majeftät ber König Sih zu Seinem Yebhaften Bedauern in bie Noth⸗ 
wenbigfeit verfeßt finden, das Königreich als im Kriegszuftand gegen Preußen 
befindlih zu betrachten und: bemgemäß in Seinen Beziehungen zu bemfelben 
nur noch bie Rüdfichten auf ben Schuß bes eigenen Landes und das milis 
tärifche Erforbernig maßgebend fein zu laffen.“ 

Ablehbnende Antwort Hannovers: „...Der in ber Sitzung bes 
Bundestages vom 11. db. Mts. geftellte Antrag ift — wie ber nn 
zunähft zu bemerfen fidh beehrt — in der Sigung vom: 14. d. Mis, mit 
folden Meobiftcationen angenommen, baß in bem gefaßten Beſchluß eine Feind⸗ 
feligteit gegen Preußen nicht gefunden werben kann. Die tgl. hannoverſche 
Regierung insbefonbere bat in ihrer Abftimmung und in beren Begründung, 
welche ber k. preußifchen Regierung vollfommen befannt find, auf das ſorg⸗ 

- fältigfte den bundesmäßigen Standpunft ftrengfter Parteilofigkeit feftgebalten. 
Sie hat gegen bie Mobilifirung ber brei Faiferlich öſterreichiſchen Armeecorps 
-geftimmt, um dem Bund feine vollfommen objeftive Etellung zwilchen den 
beiden fireitenden Mächten zu wahren; fie Bat ferner demjenigen Theil bes 
Antrages nicht -zugeftimmt, welcher auf bie, den Beftimmungen über ben 
Bunbesfrieg entnommenen Mapregeln abzielte, und hat endlich die Vermitt⸗ 
fung als ben Endzwed aller Beiclüffe der Bunbesverfammlung ausbrüdlidh 
feftgeftelt. Sie bat aber freilich auf ber anderen Seite die vor ben Augen 
der Welt offen baliegende Thatfache nicht verfennen können, daß bie innere 
Ruhe und Sicherheit des Bundes bedroht fei und bat fich ebenjowenig ben 
bunbesmäßigen: Pflichten entziehen Können, ben zum Schute biefer Ruhe und 
Sicherheit erforderlichen Beſchlüſſen zuzuftimmen. Wenn bie k. hannoverſche 
Regierung hiernach ſich bewußt ijt, nach genauefler Erwägung und gewiſſen⸗ 
baftefter Prüfung ber thatfächlichen und rechtlichen Verhältniſſe ihren Pflichten 
als Mitglied bes deutfchen Bundes gemäß gehandelt zu haben, wenn fie zus 
gleich die Anerkennung glaubt beanfpruchen zu können, bie Wahrung bes 


IL 
Dentichlend. 


. Som Ausbrude des Arieges bis zur Auflöfung des Bundestags. 
(15. Juni — 24. Auguft.) 


15. uni. (Preußen) richtet Sommationen an Sachſen, Hannover und 
Kurheſſen, in denen e8 gleidhlautenb verlangt, daß 

„1. die k. fächfifhen (Hannoverfchen, kurhefſiſchen) Truppen fojort auf den 
Friebensftand v. 1. März ce. zurüdgeführt werden; 

2. Sachſen (Hannover, Kurheffen) ber Berufung bes beutfhhen Parlaments 
zuſtimmen, fobald es von Preußen gejchieht, wogegen 

3. Preußen dem Könige (Kurfürften) fein Gebiet und feine Souperänetäts⸗ 
rechte nach Maßgabe ber Reformworfchläge v. 14. d. Mts. Gewähr leiſtet. 

Cine Antwort auf die Sommation wird noch im Laufe beffelben Tages 
erbeten, mit dem Beifügen, daß „eine Verzögerung berjelben über biejen 

Termin hinaus ebenſowohl wie eine ausweichende Antwort als eine Ablehnung 
5 ‚angelehen werden würde“. 
vn. (Sahfen). Die preuß. Sommation ift folgendermaßen motivirt: 

„...Die königlich jähfiihe Regierung hat am 14. bafür geftimmt, baß 
bie hohe Bunbesverfammlung bie Mobilmahung ſämmtlicher Bundesarmees 
corps mit Ausfhluß ber preußiſchen anordne. Die königlich preußiſche Re⸗ 
gierung Tann. barin neben ber Berletung bes Bundesverhältniffes nur einen 
directen Act ber Feindſeligkeit gegen fich felbit erfennen, und fchon bie geo= 
graphifche Lage bes Königreichs Sachſen in Beziehung auf bie ihm benach⸗ 
burten preußifchen Landestheile macht es ihr unmöglich, über bie feindfelige 
Stellung Hinwegzufehen, welche die königlich ſächſiſche Negierung hierdurch ihr 
gegenüber eingenommen hat.” Dem Verlangen wird beigefügt: „Sollte bie 
k. ſächſiſche Regierung ſich nicht entfchließen können, ein foldhes Bündniß zu 
fchließen, fo würde Se. Majeftät der König zu feinem lebhaften Bebauern 
fih in die Nothwenbigkeit verjegt finden, das Königreich Sachen als im 
Kriegszuftand gegen Preußen befindlich zu betrachten und biefem Verhältniß 
entſprechend gu handeln.” 

Ablehnende Antwort Sachſens: „...Tie Grundgefebe bes Bundes 
fließen befanntlih bie Auflösbarfeit beffelben aus. Der Bund bagegen 
handelt unbeftritten innerhalb feiner Competenz, wenn er bie vollitändige 
ober theilweife Mobilmachung des Bunbesheeres befchließt, und ba bierauf 
bezügliche Beichlüffe —— nicht an Einſtimmigkeit gebunden ſind, 
ſo iſt ein dießfallſiger Majoritätsbeſchluß ein verfaſſungsmäßig giltiger. Die 
k. fächfifche Regierung würde demnach dem unter 1 an fie geſtellten Antrage 
nicht Folge geben fünnen, ohne ihrer Bundespfliht volllommen untreu zu 
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werben. Was ben Antrag unter 2 betrifft, fo iſt bie Achſiſche Megierung 
gemeint, auf die. balbige Einberufung des beutichen Parlaments mit allem 
Nahdrud binzuwirfen; fie wirb aber joldyes, ben Anträgen ihrer Sammern 
gemäß, in der Weile tyun, daß ein Parlament für ganz Deutjchland gewählt 
werde, und fie gebt bavon aus, daß bie Ausichreibung der Wahlen nit von 
einer einzelnen Regierung au erfolgen habe. Sollte unter biefen Umſtänden 
die Regierung Sr. Maj. des Könige von Preußen in ber Ablehnung des 
vorgeichlagenen Bündnifjes wirklihd einen Grund erkennen, das Königreich 
Sachſen im Kriegszuftend gegen Preußen befindlich zu betrachten und diefem 
Verhältniſſe entſprechend zu handeln, fo bliebe der föniglichen Regierung nichts 
übrig, als gegen ein foldyes Vorgehen mit Bezugnahme auf bie Grundgeſetze 
bes Bundes laut und entjchieben zu proteftiren, und bie Abwehr bes Bundes 
anzurufen...“ 
Diie geſammte Eifenbahn:, Poft: und Telegraphenverbinbung wird 
auf Befehl der Regierung fiftirt. Die Eiſenbahnbrücke bei Rieſa 
wird verbrannt, die Brüde bei Löbau zerftört. Die ganze fächlifche 
Armee beginnt ihren Abmarſch an die böhmifche Grenze. 

15, Juni. (Hannover) Die preußiide Eommation ift folgender: 
maßen motivirt: 

„...Die geographiſche Lage bes Königreich Hannover macht bafjelbe zu 
einem wichtigen Moment in dem Syftem biefer Vertheibigung. Die fol. hans 
noverſche Regierung wird e8 daher gerechtfertigt finden, wenn in der Spannung ber 
gegenwärtigen Situation Deutſchlands, welche durch ben bundeswidrigen Antrag 
Defterreih8 vom 11. c. gekennzeichnet wird, Preußen von ihr beftimmte 
Erffärungen und Bürgfchaiten über bie zufünftige gegenfeitige Stellung zu 
erbitten fich genöthigt fieht.“ Dem Berlangen wirb beigefügt: „Sollte wiber 
Erwarten eine ablehnenbe oder ausweichende Antwort erfolgen, fo würbe 
Se. Majeftät ber König Sich zu Seinen lebhaften Bedauern in bie Noths 
wenbigfeit verfeßt finden, das Königreich als im Kriegszuſtand gegen Preußen 
befindlih zu betrachten und: bemgemäß in Seinen Beziehungen zu bemjelben 
nur noch die Rüdfichten auf ben Schuß bes eigenen Lanbes und das milis 
tärifche Erforderniß maßgebend fein zu laffen.“ 

Ablehnende Antwort Hannovers: „...Der in ber Sigung bes 
Bunbestages vom 11. d. Mts. gejtellte Antrag ift — wie ber Unterzeichnete 
zunächſt zu bemerken fidh beehrt — in der Sitzung vom 14. b. Mis. mit 
ſolchen Drodiftcationen angenommen, baß in bem gefaßten Beſchluß eine Feinds 
jeligfeit gegen Preußen nicht gefunden werben kann. Die tal. hannoverſche 

Regierung insbefonbere hat in ihrer Abflimmung und in beren Begründung, 
weiche ber f. preußifchen Regierung vollfommen befannt find, auf das forgs 
- fältigfte den bundesmäßigen Standpunft ſtrengſter Parteiloſigkeit feftgehalten. 
Sie bat gegen bie Meobilifirung ber brei kaiſerlich öſterreichiſchen Armeecorps 
- geftimmt, um dem Bund feine vollfommen objektive Stellung zwiſchen ben 
beiden ſtreitenden Mächten zu wahren; fie Bat ferner demjenigen Xheil bes 
Antrages nicht zugeſtimmt, welcher auf bie, ben Beflimmungen über ben 
Bunbesfrieg entnommenen Maßregeln abzielte, unb bat enblidy bie Vermitt⸗ 
lung als ben Endzweck aller Beichlüffe der Bund esverſammlung ausbrüdlid 
feſtgeſtellt. Sie hat aber freilich auf ber anberen Seite bie vor ben Augen 
der Welt offen baliegende Thatfache nicht verfennen können, baß die Innere 
Ruhe und Sicherheit des Bundes bedroht fei und hat fich ebenjowenig ben 
bunbesmäßigen: Pflichten entziehen können, ben zum Schuge dieſer Ruhe und 
Sicherheit erforderlichen Beſchlüſſen zuzuftimmen. Wenn bie k. hannoverſche 
Regierung hiernach fich bewußt ijt, nach genauefter Erwägung und gewiflens 
baftefter Prüfung ber thatfächlichen und rechtlichen Verhältnifje ihren Pflichten 
als Mitglied des beutfchen Bundes gemäß gehandelt zu haben, wenn fie zus 
gleich die Anerkennung glaubt beanjpruchen zu können, bie Wahrung des 
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Bundesrechts mit ber bunbesfreunblichften Müdficht gegen bie kgl. preußiiche 
Regierung vereinigt zu baben, fo Bat ber Unterzeichnete um fo mehr überrajcht 
fein müſſen durch die Bedingungen des Vertrags, welche Seine Durchlaucht 
ber Prinz Yſenburg ihm mitgetheilt bat und über welche berfelbe die Er⸗ 
klärung ber königlichen Regierung verlangt. 

„Die erfte biefer Bedingungen geht dahin, daß bie kgl. bannoverfchen 
Truppen fofort auf den Friedensſtand vom 1. März b. J. zurüdgeführt 
werben. Der Unterzeichnete kann in Betreff diefes Punktes nur erflären, daß 
baß die Fänigliche Armee fih durchaus nicht im Kriegszuftinbe befindet. Sie 
bat nur die jedes Jahr üblihen Erercitien in diefem Jahre früher als fonft 
vorgenommen und der Unterzeichnete kann nicht glauben, daß in biefer eins 
fahen Maßregel, bei welcher weder Pferbeanfäufe, noch fonft irgend welche 
Acte ber Mobilifirung vorgenommen find, eine Feinbjeligfeit gegen Preußen 
erblidt werden könne Die k. preußiihe Regierung ibrerfette aber wirb 
gewiß nicht verfenuen, daß die Zurüdnahme einer an fidh fo bebeutungslofen 
Maßregel unter ben gegenwärtigen Berbältniffen ein ſchwerer Schlag für bie 
Ehre ber hannoverſchen Armee fein würbe, und daß Se. Majeftät, bes Unters 
zeichneten allergnäbigfter Herr, einer ſolchen Zumuthung fih niemals unters 
werfen kann. Die zweite Bebinnung verlangt, daß Hannover ber Berufung 
bes deutſchen Parlaments zuftimme und die Wahlen dazu ausfchreibe, fobalb 
es von Preußen gefhieht. Der Unterzeichnete beehrt fi, in Betreff diefes 
Punktes darauf Binzumeifen, baß bie Borfchläge zur Berufung eines beutfchen 
Barlaments der Bundesverfammlung zur — vorliegen und daß 
bie k. hannoverſche Regierung eingeben? ihrer Bundespflicht eine vom Bunde 
abgeſonderte Behandlung dieſer für die ganze deutſche Nation ſo hochwich⸗ 
tigen und folgenſchweren Angelegenheit nicht für zuläſſig erachten kann. 
Wenn drittens Preußen dagegen St. Majeſtät dem Könige von Hannover 
fein Gebiet und feine Souveränetätsrechte nach Maßgabe der Reformvorfchläge 
vom 14. d. M. gewährleiften will, jo fann der Unterzeichnete in ber That in 
ben erwähnten Reformvorſchlägen eine Garantie für bie Souveränetätsredhte 
bes Königs, feines allergnäbigiten Herrn, nicht erbliden. Die Reſormvor⸗ 
ſchläge vom 14. d. M. greifen io tief und fo weientlich in bie Souveränetätsrechte 
ein, baß fieeiner Mediatiſirung gleihen Erfolgbeforgen laffen. 

„Wenn. hiernach ber Unterzeichnete ſich in ber Lage erflären muß, bie von 
Str. Durdlaudt dem Prinzen zu Yſenburg Namens ber k. preußildden Re⸗ 
gierung ihm mitgetheilten Bertragsbedingungen abzulehnen, fo kann er babei nur 
auf das entichiebenfte wieberbolen, daß bie k. hannoverfche Regierung fich 
bewußt ift, auf dem Boden bes unanfechtbaren, völkerrechtlich garantirten 
Bundesrechts zu fliehen, und daß das Fefthalten an biefem echte nach ihrer 
Anficht ber F. preußifchen Regierung Feine Veranlafjung bieten könne, das 
Königreich Hannover als im Kriegszuftend mit Preußen befinblid zu bes 
trachten. Die königlich bannoverjche Regierung bält unabänderli baran feft, 
baß das Bunbesreht ben Krieg zwiſchen Bunbesgliebern verbiete, und fie 
wird daher Teine Friegerifche Maßregeln gegen bie verbünbete kgl. preußilche 
Megierung vornehmen, fo, lange ihre Grenzen nicht angegriffen werden. Zu 
einem jolhen Angriff aber kann die E. hannoverſche Regierung auch bei ber 
gegen Ertigen Spannung weber einen Rechtsgrund noch felbft eine politiſche 

eranlaffung finden und mag auch jetzt ber Hoffnung nicht entfagen, ihre 
bunbesfreundliche Gefinnung und beren ſtets erfolgte Bethätigung von ber 
k. preußijchen Regierung anerkannt und das bisherige für beide Regierungen 
werthvolle nachbarliche Verhältniß erhalten zu jehen....“ 

Die ſtädtiſchen Eollegien der Reſidenz verfammeln fich ſpät Abends 
und beſchließen, einen Verſuch beim Könige zu machen, bamit ber 
Stadt und dem Lande das Schickſal feinbliher Decupation erfpart 


bleibe, Der König empfängt fie in ber Nacht im Beiſein ber 
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Königin und bes Kronprinzen. Der Stabtdireftor trägt bie Bitte 
vor; ber König antwortet ausführlich, gibt die Gründe für fein Votum 
in Sranffurt an und fügt hinzu, Preußen habe Forderuugen geftellt, 
beren Erfüllung das Königreich mebiatifiren, die Selbftändigfeit der 
Krone, des Landes und jedes Einzelnen aufheben und mit der Pflicht 
und Ehre Str. Majeltät unvereinbar fein würben. Bei der über: 
legenen Feindesmacht jehe der König fih außer Stande, die Haupt: 
ftabt gegen bie Decupation zu ſchützen; er concentrire feine Truppen 
in ben ſüdlichen Provinzen und Hoffe, fih dort halten zu können. 
So ſchmerzlich bie ihm gebotene Nothwendigkeit fei, doch könne er 
als Chrift, ale Monarch und als Welf nicht andere. Alle Truppen 
ber hauptſtädtiſchen Beſatzung rüden nach Süden aus. Der König 
mit em Kronprinzen folgt ihnen. Proclamation des Könige „an 
Magiftrat, Bürgervorfteher und Bürger der Refidenz”: „Im Begriff, 
mit dem theuren Kronprinzen mich zu meiner Armee in bem füblichen 
Theile meines Königreihs zu begeben, laſſe ich meine theure Königin 
und geliebten Töchter zu Herrenhaufen Eurer bewährten Treue, Liebe 
und Anbänglichkeit zurüd.“ . 

45. Juni. (Kur heſſen). Angebliche Unterredung zwiſchen dem preußifchen 
Gefandten Gen. v. Röder und dem Kurfürften. Ablehnung der 
preuß. Sommation, Abreiſe bes preuß. Geſandten. Abmarſch ber 
Truppen; alles Kriegsmaterial wird nah Süden geſchafft. Die 
Abführung des Staatsſchatzes wird vom geheimen landſtändiſchen 
Ausihuß verweigert. Ankunft des Thronfolgers aus Berlin, imo 
fih Preußen umfonft mit ihm bezüglich feines bevorftehenben Vor: 
gehens gegen den Kurfürften zu verjtänbigen gefucht bat. Der 
Kurfürft ernennt zuerft den Thronfolger, alsbald aber wieber den 
‚Gen. v. Schenk zum Oberbefehlshaber der Truppen; er felbft bleibt 
in Wilhelmshöhe. 

16. „ (Breußen). Eirculardep. Bismards an bie Vertreter Preußens 
im Ausland: | 

„... Wir hatten es vorausgejeben, baß bie unvermutheten und nicht zu 
techtfertigenden Rüftungen Oeſterreichs eine verbängnißvolle Krifis herbeiführen 
würden, Diele Krifis ift jept ausgebroden. Die drei neutralen Mächte 
haben die Gefahren ber Situation zu beſchwören gefucht, indem fie bie Fragen, 
welde ben Frieden Europas bebrohten, gemeinfchaftliden Berathungen em: 
pfablen; aber ihre Bemühungen find an dem Widerftreben Oeſterreichs ges 
ſcheitert. Die Löfung der Elbherzogthümerirage war durch die Verträge einer 
gemeinſamen Berjtändigung zwiſchen den beiden fouveränen Mächten vor: 
behalten worden. Da Defterreich fih von feinen Verpflichtungen losſagte, um 
jene Löſung außerhalb der von ihm unterzeichneten Verträge zu fuchen, bat 
der König, unſer erhabener Herr, fi) genöthigt geleben, feine Truppen in 
Holftein einrücken zu laſſen, ohne indejjen bamit Defterreich das Recht ftreitig 
zu machen, feine Truppen nad Schleswig rücken zu laſſen. Ber Bruch 
bes Gafteiner Vertrags berechtigte Se. Maieltät zu biefer Maßregel, die Pflicht, 
feine Rechte zu vertheibigen, gebot fie ihm. - Defterreich hat es vorgezogen, 
feine Truppen aus dem Herzogthum abziehen zu laffen, und indem es beim 
beutfchen Bunde eine willkürliche Klage auf Friedensbruch erhob, machte es 
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dem Bundestage in Frankfurt eine Vorlage, beren bloße Zulaſſung zur Ber 


rathung ſchon einen offenktundigen Bruch des Bunbesvertrages bildete. Der 


von Defterreih in ber Situng bes 11. Mai geftellte Antrag bezwedte nichts 
weniger, als bie Decretirung bes Bundeskrieges gegen eines ber Bundes⸗ 
glieder, eine mit bem Buchftaben und Geifte der Verträge und dem Grund: 
zweck berfeiben durchaus unvereinbare Maßnahme. Diefer Antrag wurde, 
flatt ohne Weiteres befeitigt zu werben, in ber Situng vom 14. d. Mis. 
mit Stimmenmehrheit angenommen. Dieje Verlegung bes Bunbesvertrages 
fchließt nothwendig die Zerreißung bes Banbes, welches bie Mitglieder bes 
beutfhen Bundes vereinte, in fih. Ber Gefandte bes Königs war beauftragt, 
dies am Bunbestage in eben berjelben Sikung zu erflären. Dieſe Vorgänge 
haben bie Regierung Sr. Majeftät von allen Verpflichtungen befreit, welche 
das Bundesverbältniß ihr bisher auferlegte, und zwar fo, baß bie bisherigen 
Bunbesmitglieder keinen Anfprud, mehr haben, Gerechtſame auszuüben, bie 
ihnen nur in Gemeinfchaft mit Preußen zuftanden, ober ſich ohne Preußen 
noch als Vertreter des Bundes zu Benehmen. So fehen wir Bande zerriſſen, 
welche Preußen während ber Dauer zweier Generationen um ben Preis 
mander Opfer aufrecht zu erhalten befirebt war, wenngleich es anerkennen 
mußte, daß bdiefelben nur fehr unvollfommen ben Anforderungen ber Zeit 
entipradden. Aber im Angefichte der offenen Feindſeligkeit, welche ber Bundes: 
beihluß, bie Bundesmacht gegen Preußen zu mobilifiren, ofien befunbete, 
fab fih Se. Majeftät in die Nothivendigfeit verfebt, auch feinerfeits jene 
Maßregeln zu treffen, welche bie Sorge für bie eigene Vertheidigung und 
bie Pflichten gegen fein Volk gebieteriih von ihm forderten. Die Regierung 
bes Königs bat zu dem Ende den norbbeutihen Staaten, bie an Preußen 
angrenzen, ein neues Bündniß angetragen, beifen Annahme bie Gefahren bes 
feitigen würde, bie wir von ber geographifchen Rage biefer Staaten mitten 
zwifchen Theilen des preußiichen Gebiets zu fürchten hatten. Sie hat fich 
bereit erklärt, mit biefen Regierungen unb mit einem beutfhen Parlamente 
in Verhandlungen zu treten, um bie Hauptpunfte biefes Bündniſſes feft- 
zuftellen. Aber in Erwägung bes Standes ber Krife, in welder wir uns 
befinden, bat fie diefelben erjuchen müllen, vor Allem ihre Truppen auf den 
Friedensfuß zurüdzuverfeßen oder auch fie mit ben unferigen zur Befämpfung 
der gemeinfamen Gefahr zu vereinigen und ihre Zuflimmung zur Berufung 
eines beutjchen Parlaments zu erflären. Die Regierung bes Königs ift fich 
bewußt, bei Kormulirung biefer Forberungen ſich in. fo enge Grenzen gefchlofjen 
zu haben, als die Sorge für ihre eigene Vertheidigung es ihr geftattete, 
Wenn fo mäßige Vorftellungen nicht angenommen werden, fo wirb fie ſich 
genöthigt fehen, fi auf ihre eigene Macht zu fügen und gegen bie Regie⸗ 
rungen, bie ſich als ihre entfchiedenen Gegner kenntlich machen, alle Mittel, 
über bie fie zn verfügen bat, zur Anmendung zu bringen. Die Verants 
wortlichkeit für die daraus entftehenden Folgen wirb ganz unb gar auf bie 
zurückfallen, die buch ihre feindlichen Umtriebe dieje Situation geichaffen 
und im lebten Augenblide bie Hand, bie Preußen ihnen geboten, zurüds 
geftoßen haben werben.“ " 


16; Juni. (Bundestag). Der öſterreichiſche Präſidialgeſandte erflärt, 


baß bie Faiferl. Regierung allen bunbesgetreuen Regierungen aus- 
drücklich ihren Befikftand garantire.. Sachſen ftellt den Antrag auf 
Bundeshülfe gegen die Vergewaltigung Preußens, dahin lautend, 

„unverweilt bie geeigneten Maßregeln auf Grund ber Artifel XVIII und 
AIX ber Wiener Schlußafte zu treffen, bamit ber vorhandenen Störung 
Einhalt gethan werbe, insbejondere aber bie höchſten Regierungen von Defters 
reich und Bayern zu erfuchen, die von ber k. preuß. Regierung ergriffenen 
Mapregein dafern nöthig mit Gewalt zuridzuweilen und zu einem ſolchen 
Vorgehen ohne Aufſchub das Nöthige vorzukehren.“ 








Deaifgiend. 99 


Der Antrag wird mit 10 Stimmen — Defterreih, Bahern, 
Sachſen, Württemberg, Hannover, Baden, Großherzogthum Hefien, 
Kurfürftenttum Heflen, Nafjau und XVI. Kurie (Liechtenſtein, Neuß, 
Schaumburg-fippe, Lippe u. Walded) — zum Beichluß erhoben. Die 
anderen 5 enthalten fi der Stimmabgabe. Erklärung Oeſterreichs: 

„Se. Maj. der Kaifer wird mit feiner vollen Macht ber gegen feine 
Bundesgenofjen geübten Gewalt entgegentreten und beingemäß mit Aufbietung 
aller militärifchen Kräfte unverzüglih handeln. Allerhöchſtderſelbe erwartet 
ein gleiches Einftehen für die gemeinfame Sache, für Deutſchlands Necht und 
Freiheit von allen bundestreuen Regierungen. Es ift von ber größten Wichs 
tigfeit, baß die böchften und hoben Regierungen fich unverweilt über ben 
einheitlichen Oberbefehl verftändigen, und der Gejandte hat Namens ber Taif. 
Regierung ben höchſt dringenden Wunſch auszufprechen, daß biefe Verftändi- 
gung ohne Verzug erfolgen möge.” 

Wie Defterreih, erklärt auch Bayern ſich bereit, bie beſchloſſene 
Bundeshilfe zu leiten. Der nieberländiihe Geſandte für Luxem⸗ 
burg und Limburg äußert Namens jeiner Regierung die Abſicht, 
neutral bleiben zu wollen, wogegen ber Präfidialgefandte Verwahrung 
einlegt. Im Auftrag ber Regierungen wiederholt fchließlih die 
Bundesverfammlung ben am 14. d. M. bereits durch die Gefanbten 
erhobenen Proteft gegen den von Preußen erklärten Austritt aus 
bem Bunde und fpriht ihren Entfhluß aus, an dem Bunde als 
einem unauflöslihen Verein fefthalten zu wollen. 

16. Juni. (Bayern). Bayerifhe Truppen befeßen bie preuß. Telegraphen: 
ftation in Frankfurt, Der preuß. Gefandte in Münden fordert 
und erhält darauf hin feine Pälle. 

» „» (Bayern). Gen. v. d. Tann kehrt von feiner Miflion nad 
Defterreih zurüd. 
„ nn (Sadfen). Proclamation bes Königs: 

„An Meine treuen Sachfen! Ein ungerecdhtfertigter Angriff nöthigt Mich, 
bie Waffen zu ergreifen! Sachſen! Weil wir treu zur Sache bes Nechtes 
eines Bruderflammes fanden, weil wir feftbielten an bem Band, welches das 
große deutſche Vaterland umfchlingt, weil wir bunbeswibrigen Forberungen 
uns nicht fügten, werben wir feinblich behandelt. Wie fchmerzlih auch die 
Spfer fein mögen, bie das Schidjal uns auflegen wird, laßt uns mutbig 
zum Stampfe geben für bie Beilige Sade! Zwar find wir gering an Zahl, 
aber Gott ift in den Schwachen mächtig, die anf ihn trauen, und ber Bei: 
ſtand des ganzen bundestreuen Deutichlands wird uns nicht ausbleiben. Bin 
Ich aud für den Augenblid genöthigt, der Uebermacht zu weichen und Mich 
von Euch zu trennen, jo bleibe Ich doch in ber Mitte Meines tapfern Hee⸗ 
tes, mo Ih Mid immer noch in Sachſen fühlen werde, unb hoffe, wenn 
ber Himmel unfere Waffen ſehnet, Bald zu Euch zurüdzufehren. Feſt vers 
traue Ich auf Eure Trene und Liebe. Wie wir in guten Stunden zuſam⸗ 
mengebalten haben, jo werben wir auch in ben Stunden ber Prüfung zus 
fammenfteben ; vertrauet auch Ihr auf Mich, deren Wohl dus Ziel Meines 
Strebens war und bleibt. Mit Gott für das Recht! Das fei unfer 

Wahlſpruch.“ 

Der König zieht mit der Armee ab, indem er eine aus den 
Miniſtern v. Frieſen, v. Falkenſtein, Schneider und dem General 
v. Engel beſtehende Landescommiſſion zurückläßt. 
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16. Juni. (Sach ſen). Die preußiſche Elbarmee unter General Herwarth 
v. Bittenfeld rückt auf 3 Punkten, über Strehla, Dahlen und Wur⸗ 
zen, in Sachſen ein 

Proclamation des Gen. Herwarth: „Sachſen! Ich rücke in 
Euer Land ein; nicht aber als Euer Feind, denn ich weiß, daß Eure Sym⸗ 
pathien nicht zuſammenfallen mit den Beſtrebungen Eurer Regierung. Sie 
iſt es geweſen, die nicht eher geruht hat, als bis aus dem Bündniß von 
Oeſterreich und Preußen die Feindſchaft beider entſtanden; ſie allein iſt die 
Veranlaſſung, daß Euer ſchönes Land zunächſt der Schauplatz des Krieges 
werden wird. Aber meine Truppen werden Euch in demſelben Maße als 
Freunde gleichwie Eiuwohner unſeres eigenen Landes behandeln, als Ihr uns 
entgegenkommen und bereit ſein werdet, die nicht zu vermeidenden Laſten 
des Krieges willig zu tragen. In Eurer Hand alſo wird es liegen, die Lei⸗ 
den des Krieges zu mildern und die Beſtrebungen zu vereiteln, die ſo gern 
a von Feinbjeligkeit ben verwandten Volkoſtämmen cinimpfen 
möchten.” 

Gleichzeitig läßt Prinz Friedrih Karl feine Vorhut in bie fädh- 
ſiſche Lauſitz einrüden und febt ſich über Bautzen mit der Elbarmee 
unter Herwarth in Verbindung. 

Proclamation bes Prinzen Friedrich Karl: „Se. Mal. ber 
König von Preußen, mein allergnäbigfter Herr, bat fi gezwungen geliehen, 
ben König von Sachſen den Srieg zu erflären, unb ih babe auf Grunb 
deſſen ichon heute einen Theil der von mir commanbirten Truppen bie Grenze 
ber Lauſitz überfchreiten laffen. Wir führen nicht den Krieg gegen bas Land 
und die Bewohner von Sachſen, fonbern gegen bie Regierung, welde une 
benfelben ohne allen Grund durch ihre Feindfeligfeit aufgebrungen hat. Meine 
Truppen werben überall das Privateigenthum gewiſſenhaft fhonen und jeden 
ruhigen Landesbewohner ſchützen. Bewohner der Laufit! Kommt uns daher 
mit Bertrauen entgegen und ſeid überzeugt, daß meine Solbaten durch 
Wohlwollen und firenge Mannszuht bem Lande die Laſten bes Krieges 
möglichft erleichtern werden — Laften, bie nicht ganz zu vermeiben find, ba 
e8 erforderlich fein wird, Nequifitionen eintreten zu laffen, bie indeß ord⸗ 
nungsmäßig ausgeichrieben und nur gegen Empfangsbeideinigung erhoben 
werben follen.* 


(Hannover). General Bogel v. Falfenftein rüdt von Minden 
aus, General Manteuffel (am 18. Juni) von Holſtein aus in 
Hannover ein. 

Corpsbefehl des Gen. Bogel v. Falkenſtein: „Hannover, Sadjen, 
Kurheljen, mit benen wir bis jet in Fried und Freundichaft Iebten, haben 
auf Anjuchen Oefterreichs beichloffen, eine Erecutionsarmee gegen Preußen 
ins Feld zu fielen. Es ift nicht unfere Sade, bie Gründe dafüx zu erfor: 
ſchen, aber ſelbſtverſtändlich iſt dieſerhalb Str. Maj. unferm allergnädigiten 
König nichts übrig geblieben, als den übermüthigen Regierungen jener Klein- 
ftaaten ben Krieg zu erklären, was gefchghen. Heute rüden wir nun in Kur: 
heifen und Hannover als Feinde ein. Nichtsdeſtoweniger wollen wir es und 
angelegen fein laijen, ben ruhigen Lanbeseinwohnern gegenüber, benen biele 
Vorgänge gar nicht Lieb find, auch unfererfeitS zu zeigen, wie wir es beflas 
gen, zu einem brubermörberifchen Krieg herausgefordert zu fein. Solbaten 
bes weftphälifhen Corpse) In dieſem Sinn laßt uns ben bevoritehenden 
Krieg durchfämpfen; wir wollen unfern gegenwärtigen Feinden zeigen, daß 
eine mehr denn fünfzigjährige Freundſchaft in uns eine zu ſchöne Erinnes 
zurüdgelaffen hat, um uns fofort zu rüdfichtslofen Feinden umſtimmen 
zu können.“ 


n ” 


” 
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Prockamationdes Ben. Manteuffel: „Hannoveraner! Seit Wo: 
hen bat Se. Maj., mein König und Herr, ſich bemüht, bie fchwebenden Kragen 
mit bem kgl. Eabinet in Hannover vertragsmäßig zu ordnen. Es ift vers 
weigert worben. Die Sicherheit Preußens erfordert, daß im Rüden feiner 


' Armee feine Feinde bleiben. Dein König und Herr bat daher die Entlaffung 


ber Soldıten verlangt, welche über bie Friedensſtärke der F. hannover'ſchen 
Armee eingezogen worden find. Nur buch die Gewährung dieſer Forderung 
würden Hannover die Leiden des Krieges eripart fein. Bis dahin muß ich 
Hannover als im Kriegszuftande gegen Preußen betrachten und hiernach hans 
dein, Ich rüde nicht ale Feind ber braven Einwohner des Königreichs ein. 
Ihr PBrivateigenthum wirb jtreng geichont werben. Die k. Truppen werben 
bie preußiſche Tisciplin aud bier bewähren. Hannoveraner! Kommt auch 
Ihr ihnen freundlich entgegen.” 


16. Juni. (Hannover). I. Kammer: Bennigfen zieht feinen Urantrag 


„ 


" 


v. 14.5. M. zurüd. Auf feine und Münchhauſens Anfrage er: 
widert Miniſter Bacmeifter, der König bleibe in Odttingen, bie 
Kaſſen feien thunlichſt gefihert; über die Vollmachten der Miniiter 
könne aber Näheres nicht mitgetheilt werben, ba bei der Kürze ber 
Zeit die Verhandlung nicht zum Abſchluß gebracht fei. Darauf 
erfolgt die Vertagung. 


„» (Kurbdefffen) General v. Bayer rüdt mit bem preußifchen 
Obſervationscorps von Wetzlar in Kurbeflen ein und über Gießen 


bis Marburg vor. Proclamation des preuß. Generals: 

„Heſſiſche Brüder! Auf Befehl meines Königs und Herrn bin ich mit 
einem preußifchen Gorps heute in Eure Lande eingerüdt, nachdem Eure Re: 
gierung in beffagenswerther Verblendung es verſchmäht bat, in friedlidem 
Bunde mit Preußen für unjer gemeinſames beutfches Vaterland eine Orga⸗ 
fation zu ſchaffen, welche den gerechten Forderungen bes beutichen Volkes 
entfpricht. Kaum bat cin anderer Volksſtamm fo ſchwer unter ber Zerfab: 
renheit unferer deutfchen Auftände zu leiden gehabt, wie Ihr! Wir willen, 
daß Ihr Euch deßhalb nad, glüdlicheren Tagen fehnt, und kommen zu Euch, 
nicht als Feinde und Eroberer, fonbern um Euch die deutſche Bruderhand zu 
reihen! Nehmt fie an und folgt nicht länger ber Stimme berer, bie Euch 
mit ıms verfeinden möchten, weil fie fein Herz für Euer Wohl und Deutichlande 
Ehre Haben! Nur den, der zwiſchen Euch unb uns fich ftellt, betrachten wir 
als unfern Feind. Sch werbe jeden Verſuch bes Widerſtandes mit bem 
Schmerte in ber Hand bredyen, aber auch jeden Tropfen fo vergoffenen Blu⸗ 
tes ſchwer beffagen. Ich forbere ale Behörden auf, auf ihrem Poſten zu 
verbleiben und ihre Geſchäfte wie bisher fortzuführen. Den frieblien Bür⸗ 

ern verfprede ih Schuß in ihrem Eigenihun. Der Verkehr wirb im Lande 

ei bleiben, foweit dieß ohne Beeinträchtigung ber militärifchen Antereffen 
möglich tft. Dagegen erwarte ich, überall bereitwilliges Entgegenfommen zu 
finden, wo id) im Intereſſe meiner Truppen und zur Erfüllung der mir geftells 
ten Aufgabe bie Hilfe bes Landes in Anfpruch nehmen muß. Heſſiſche Brü⸗ 
ber! Preußens Bolf, gefhaart um Preußens König, ſetzt feine höcften Güter 
ein für bdeutfches Recht und Deutſchlands Macht! Auf! zeigt auch ihr, daß 
echtes beutiches Blut in Euern Adern rot!” 


» (Breußen) richtet identiſche Noten an die norddeutſchen Staa⸗ 
ten: Medienburg.- Schwerin, Sachſen-Weimar-Eiſenach, Medlenburg: 
Strelitz, Oldenburg, Braunfchweig, Sachen : Meiningen, Sachſen⸗ 
Altenburg, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Sonbers- 
baufen, : Schwarzburg-Rubolftabt, Walde, Reuß ältere und Neuß 
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jüngere Linie, Schaumburg-Tippe, Lippe, Kübel, Bremen und Ham⸗ 
burg, um fie einzuladen, mit ihr ein Bündniß auf den Grundlagen 
einzugehen, welche mit einem baldigſt zu berufenden Parlament zu 
vereinbaren fein würden, ferner ihre Truppen ungeläumt auf ben 
Kriegsfuß zu ſetzen und Sr. Maj. dem König zur Dertheibigung 
ihrer Unabhängigkeit und ihrer Rechte zur Verfügung zu halten, 
und drittens an ber Cinberufung bes Parlaments theilzunehmen, 
jobalb diefe von Preußen erfolgt. Dagegen fol preußifcherfeits bie 
Zuſage ertheilt werben, daß, im Fall biefer Einladung entiprodhen 
werde, den genannten Staaten die Unabhängigkeit und ntegrität 
des Gebiets nach Maßgabe der Grundzüge zu einer neuen Bundes: 
verfaffung vom 10. Juni 1866 von Sr. Maj. dem Könige werde 
gewährleiftet werben. 


17. Juni. (Defterreid). SKriegsmanifeft des Kaifers: 


„An Meine Völfer! Mitten in dem Werke des Friedens, bag ‘ch unter» 
nommen, um bie Grundlagen zn einer Verfaſſungsform zu legen, welche 
bie Einheit und Macdtitelung bes Geſammtreichs fefligen, ben ein zelnen 
Ländern und Völkern aber ihre freie innere Entwidlung fihern fol, hat Meine 
Negentenpfliht Mir geboten, Mein ganzes Heer unter die Waffen zu rufen. 
An den Gränzen bes Reichs, im Süden und Norden, ftehen die Armeen 
zweier verbündeter Feinde, in ber Abſicht, Tefterreich in jeinem europäijchen 
Machtbeſtande zu erfchüttern. Keinem berjelben ift von Meiner Seite ein 
Anlaß zum Kriege gegeben worben. Die Segnungen bes Friedens Dleinen 
Bölfern zu erhalten, habe Sch, deſſen ift Gott der Allwiljende Mein Zeuge, 
immer für eine Meiner erften und beiligften Regentenpflichten angejehen, und 
getreu fie zu erfüllen getrachtet. Allein die eine der beiden feindlichen Mächte 
bedarf feines Borwands ; lüftern auf den Raub von Theilen Meines Reiches, 
ift der günjtige Zeitpunft für fie der Anlaß zum Krieg. Verbünbet mit den 
preußiſchen Truppen, bie uns als Feinde nunmehr gegenüberjtehen ,. 30g vor 
zwei Jahren ein Theil Meines treuen und tapferın Heeres an die Geftabe 
ber Norbjee. Ich bin dieſe Waffengenoffenihaft mit Preußen eingegangen, 
um vertragsmäßige Rechte zu wahren, einen bedrohten deutichen Volksſtamm 
zu hüten, das Unheil eines unvermeidlichen Krieges auf feine engften Gräns 
zen einzuſchränken, und in ber innigen Verbindung der zwei mitteleuropäis 
jhen Großmächte — benen vorzugsweife die Aufgabe der Erhaltung Des 
europäiichen Friedens zu Theil geworden — zum Wohle Meines Reichs, 
Deutihlands und Europa's eine jolche dauernde Friedensgarantie zu gewin⸗ 
nen. Groberungen babe Ih nicht geſucht; uneigennüßig beim Abjchlufje des 
Bünbdniffes mit Preußen, Habe Ih auch im Miener Friedensvertrag feine 
Bortbeile für Mid) angeitrebt. Defterreich trägt feine Schuld an ber trüben 
Reihe unjeliger Berwidlungen, welche- bei gleicher uneigennüdiger Abficht 
Preußens nie hätten entftehen können, bei gleicher bundestreuer Gejinnung 
augenblicdlich zu begleichen waren. Sie wurden zur Verwirklichung ſelbſt⸗ 
füchtiger Zwecke hervorgerufen, und waren deßhalb für Meine Regierung auf 
friedlichen Wege unlösbar. So fleigerte ji immer mehr ber Ernit ber 
Lage. Selbft dann aber noch, als offenkundig in ben beiden feindlichen 
Staaten Friegerifche Vorbereitungen getroffen wurden, und ein Einverftändniß 
unter ihnen, dem nur bie Abficht eines gemeinfamen feindlichen Angriffs auf 
Mein Reich zu Grunde liegen Fonnte, immer Flarer zu Tage trat, verharrte 
Ich im Bewußtjein Meiner Regentenpflicht, bereit zu jedem mit ber Ehre 
und Wohlfahrt Meiner Völker vereinbaren Zugeſtändniß, im tiefften Frieden. 
Als Ich jedoch wahrnahm, daß ein weiteres Zögern bie wirffame Abwehr 
feinblicher Angriffe und hiedurch bie Sicherheit ber Monarchie gefährde, mußte 
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Ich Mich zu ben ſchweren Opfern entichliehen, bie mit Kriegerüftu uns 
zertrennlid verbunden find. Die burh Meine Regierung been Bene 
sungen Meiner Jriebensliebe, bie wieberhoft abgegebenen Erklärungen Meiner 
Bereitwilligfeit zu gleichzeitiger gegenfeitiger Abrüftung erwiderte Preußen 
mit Gegenanfinnen, beren Annahme eine Preisyebung der Ehre und Sicher: 
beit Meines Reihe gewefen wäre. Preußen verlangte bie volle vorausgebenbe 
Abrüftung nicht nur gegen fi, ſondern aud gegen bie an ber Grenze Mei⸗ 
nes Reichs in Stalien jtehende feindliche Macht, für beren Friedensliebe Feine 
Bürgihajt geboten wurde und Feine geboten werben konnte. Alle Verhand⸗ 
lungen mit Preußen in der Herzogthümerfrage baben immer mehr Belege 
zur Thatjache geliefert, daB eine Löſung biefer Frage, wie fie ber MWürbe 
Deſterreichs, dem Recht und den Intereſſen Deutichlands und ber Herzogs 
thümer entfprit, duch ein Einverftändnig mit Preußen bei feiner offen zu 
Tag liegenden Gewalts: und Eroberungspolitit wicht zu erzielen if. Die 
Verhandlungen wurben abgebroden, bie ganze Angelegenheit den Entſchlie⸗ 
Bungen bes Bunbes anheimgeftellt, und zugleich bie legalen Vertreter Holfteine 
einberufen. Die drohenden Kriegsausfichten veranlaßten bie brei Mächte 
Sranfreih, England und Rußland aud an Deine Regierung bie Einlabung 
zur Theilnahme an gemeinjamen Beratbungen ergehen zu Iaffen, beren med 
bie Erhaltung des Friedens fein ſollte. Meine Megierung, entſprechend Meis 
ner Abjicht, wenn immer möglich, den Frieden für Meine Völker zu erhalten, 
bat die Theilnahme nicht abgelehnt, wohl aber ihre Zufage an bie beflimmte 
Borausfegung geknüpft, daß das Öffentliche europäiiche Recht und bie beftes 
benden Verträge ben Ausgangspunkt biefer Vermittlungsverſuche zu bilden 
baben, unb bie theilnehmenden Mächte kein Sonderintereffe zum Nachtheil 
bes europäilhen Gleichgewichts und der Rechte Oeſterreichs verfolgen. Wenn 
Ihon ber Verſuch von Friedensberathungen an biefen natürliden Vorauss 
fegungen fcheiterte, fo liegt darin ber Beweis, daß die DBerathungen jelbft 
nie zur Erhaltung und Feſtigung bes Friedens hätten führen können. Die 
neueſten Ereigniſſe beweifen e8 umwiberleglih, daß Preußen nun offen 
Gewalt an bie Stelle bes Rechts ſetzt. An dem Recht und ber 
Ehre Oeſterreichs, in bem Recht und ber Ehre ber gefammten beutichen Nation 
erblidte Preußen nicht länger eine Schranke für feinen verhängnißvoll gefteis 
gerten Ehrgeiz. Preußifhe Truppen rüdten in SHolftein ein, bie von bem 
kaiſerl. Statthalter einberufene Ständeverfammlung wurde gewaltfam gefprengt, 
bie Regierungsgewalt in Holftein, melde ber Wiener Friedensvertrag gemein⸗ 
haftlih auf Defterreih und Preußen übertragen batte, ausſchließlich für 
Preupen in Anfpruch genommen und bie öſterreichiſche Beſatzung genöthigt, 
zehniacher Webermacht zu weichen. Als ber beutihe Bund, vertragswibrige 
Eigenmacht hierin erfennend, auf Antrag Deiterreich bie TMobilmadung ber 
Bundestruppen beſchloß, ba vollendete Preußen, das ſich fo gern als Träger 
deutſcher Intereſſen rühmen läßt, ben eingelchlagenen verberblichen Weg. Das 
Nationalband ber Deutſchen zerreißend, erklärte es feinen Austritt aus bem 
Bunde, verlangte von den beutihen Regierungen bie Annahme eines ſoge⸗ 
nannten Neforniplans, welcher bie Theilung Deutichlands verwirkliät, und 
ſchritt mit militärifcher Gewalt gegen bie bunbesgetreuen Souveräne vor. 
So ift der unbeilvollfte, ein Krieg Deufſcher gegen Deutſche 
unvermeiblich geworden! Zur Berantwortung all bes Un» 
glüds, baser über Einzelne, Familien, Gegenden unb Län: 
der bringen wird, rufe Ich diejenigen, welche ihn herbeige— 
führt, vor den Rihterfiubl der Geſchichte und des ewigen 
allmädtigen Gottes. Ich fchreite zum Kampf mit dem Vertrauen, das 
bie gerechte Sache gibt, im Gefühle ber Macht, die in einem großen Reich 
liegt, wo Fürft und Volt nur von einem Gebanfen — bem guten Recht 
Oeſterreichs — durchdrungen find, mit friihem vollem. Muth beim Anblid 
Meines tapfern, Tampfgerüfteten Heeres, bas den Wall Bilbet, an welchem bie 
Kraft ber Feinde Defterreichs fich brechen wird, im Hinblid auf Deine treuen 
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Volter, bie einig, entfchloffen, opferwillig zu Mir emporfhauen. Die reine 
Flamme patriotiicher Begeifterung lodert gleihmäßig in ben Gebieten Meines 
Reichs empor ; freudig eilten bie einberufenen Krieger in bie Reihen bes 
Heeres; Freiwillige drängen fi zum Kriegedienſt; bie ganze waffenfähige 
Bevölkerung einiger zumcift bebrohter Länder rüftet fi zum Kampf, unb bie 
edelfte Opferwilligkeit eilt zur Linderung des Unglüds und zur Unterflügung 
ber Bebürfniffe bes Heeres herbei. Nur ein Gefühl durchdringt die Bewoh⸗ 
ner Meiner ao und Länder: das Gefühl der Aufammengebörigfeit, 
bas Gefühl der Macht in ihrer Einigkeit, das Gefühl des Unmuths über eine 
fo unerhörte Rechtsverletzung. Doppelt ſchmerzt es Mich, daß das Werk ber 
Verjtändigung Über die innern Berfaffungsfragen noch nicht fo weit gebiehen 
ift, um in dieſem ernften, zugleich aber erhebenden Nugenblid die Vertreter 
aller Meiner Völfer um Dkeinen Thron verfammeln zu können. Dieſer 
Stütze für jeßt entbehrend, ift Mir jedoch Meine Regentenpfliht um fo Has 
ver, Mein Entfhluß um fo feſter, diefelbe Meinem Reich für alle Zukunft 
zu ſichern. Wir werben in dieſem Kampfe nicht allein fliehen. Deutſchlands 
Fürften und Völker kennen die Gefahr, welche ihrer Freiheit und Unabhängige 
feit von einer Macht droht, deren Handlungsweiſe durch felbftfüchtige Plane 
einer rüdfihtslofen Vergrößerungsiucht allein geleitet wird; fie wifjen, wel: 
hen Hort für biefe ihre höchſten Güter, welche Stüße für die Macht und 
Sntegrität des gejammten deutſchen Vaterlands fie an Defterreich finden. 
Wie wir für die heiligften Güter, welche Völfer zu vertheidigen haben, in 
Waffen ftehen, jo auch unfere beutichen Bundesbrüber. Man bat die Waffen 
uns in bie Hand gezwungen. Wohlan! jett, wo wir fie ergriffen, dürfen 
unb wollen wir fie nicht früher nieberlegen, als bis Meinem Reich, fowie 
ben verbünbeten beutichen Staaten bie freie innere Entwidlung gefichert und 
beren Machtftelung in Europa neucrdings befeftiget if. Auf unferer @inig- 
feit, unferer Kraft ruhe aber nicht allein unfer Vertrauen, unfere Hofinung; 


Ich feße fie zugleich noch auf einen Höheren, den allmächtigen gerechten Gott, 


dem Mein Haus von feinem Uriprung am gedient, ber bie nicht verläßt, 
welche in Gerechtigkeit auf ihn vertrauen. Zu ihm will ih um Beiftand und 


* Sieg flehen, und fordere Meine Völker auf, e8 mit Mir zu thun.” 


Circularbepefhe Mensdorffs: „Tie legten Gewaltacte, welche 


Preußen in Deutſchland begangen bat, ber bewaffnete Einfall in die fricd- 


lichen Staaten, bie nichts Anderes verfchuldet haben, als daß fie ben Beſtim⸗ 
mungen des Bunbesvertrages treu geblichen find, geitatteten dem Kaijer, 
unferm erhabenen Herrn nicht weiter, in feiner Langmuth zu verharren und 
unthätiger Zufchauer einer fo flagranten Verlekung ber Rechte ber Berbüns 
beten zu bleiben. Das foeben erſchienene kaiſ. Manifeft kündigt allen Bölfern 
bes dfterr. Kaiſerſtaates an, baß ber Krieg jegt unausbleiblich ift und daß 
man Gewalt der Gewalt entgegenfegen muß, um ben Triumph bes Rechtes 


“und bie Aufrehterhaltung der Unabhängigfeit ber deutſchen Staaten zu fichern. 


Die Worte bes Kaifers werben ohne Zweifel felbit in der Fremde ein ſym⸗ 
pathiſches Echo finden. Eie appelliren an Gefühle, welche überall bie Herzen 
fchlagen machen, mo bie Ideen ber Ehre und der Billigfeit noch Iebenbig find. 
Ich würde fürchten, die Wirkung biefer Sprache abzuſchwächen, wenn id) 
einen Commentar bazu neben wollte. Wollen Sie, ich erfuche barıım, Sorge 
tragen, daß das Faiferlihe Manifeſt genau befannt merbe und die müg- 
lichft ausgedehnte Publicität erhalte. Die Wiener Zeitung bringt Ihnen den 
beutfchen Tert biefes Actenſtückes. Beigefchloffen finden Sie eine franzöfifche 
Ucberjegung, welche jo weit wie nur immer möglich, zu verbreiten ih Sie 


einlade. Die Sache, für welche Defterreih die Waffen ergreift, ift eine zu 


gute, als daß fie nidht gewinnen follte, wenn fie fo laut wie möglich vor 
dem Richterſtuhl ber öffentlichen — verhandelt wird. Kein Gedanke 
an Eroberung leitet die kaiſerl. Politik. Die Völker Oeſterreichs wiſſen, daß 


ſie nicht, um einem ſchuldbeladenen Ehrgeize zu fröhnen, zu ſo peinlichen 
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-Opfeen aufgerufen werben; biefe Ueberzeugung gibt ihnen einen patriotifchen 
Schwung, ber, wie ich hoffe, bie fihere Bürgichalt bes Sieges if. Wir legen 
aber auch darauf Gewicht, daß man außerhalb ber Grenzen bes Kaiferftantes 
unferen Abſichten Gerechtigkeit wiberfahren laſſe. Was auch ber Ausgang des 
Kampfes fein möge, wir wollen, daß man überall fage, bie Sache Oeſterreichs 
und bie Sache bes echtes fei nur eine und diefelbe.“ 

Armeebefehl Benebets: „Se. Majeflät der Kaifer verkündet mit 
bem Manifek vom heutigen Tage Seinen treuen Völkern, daß alle Anſtreng⸗ 
ungen ben Frieden zu erhalten vergeblid waren, bag Er gezwungen ift, für 
die Ehre, für bie Unabhängigfeit und Machtfiellung Defterreihe und feiner 
edlen Bunbesgenofjen zum Schwerte zu greifen. Die Ungewißheit, bie auf 
nns gelaitei, ift ſomit behoben, unfere Solbatenherzen blürien höher jchlagen, 
zu ben Waffen ruft unſer Allergnäbigfter Kriegeherr und mit Gottesvertranen 
geben wir nunmehr einen gerechten und heiligen Kriege entgegen. Wohlan 
denn, Soldaten! unfere erhabenſte Aufgabe beginnt. Mit freudiger Hingebung 
und Schnelligkeit habt Ihr Euch — von nah und fern — ber Deutiche wie 
ber Ungar, ber Slave mie ber Italiener — unter bes Kaifers Fahnen ges 
ſchaart; fie ſind nun aufs neue entfaltet zum Kampfe für Sein gutes Necht, 
für Oeſterreichs heiligſte Intereſſen, für unſeres Vaterlandes höchſte Güter: — 
und Ihr werdet dieſe Fahnen unter allen Umſtänden hoch und ruhmvoll 
halten, Ihr werdet mit Gottes Hülfe ſie zum Siege tragen! Zu den Waffen 
alſo! — Wie Ihr mit mir daran ſeid, Soldaten! was ich für Euch fühle, 
was ich von Euch fordere und erwarte, das wißt Ihr; ſetze jeder nun ſeine 
beiten Kräfte ein, damit wir das böchfte Vertrauen unſeres ſchwergeprüften 
viel geliebten Kaiſers und Herrn mit jubelndem Todesmuthe rechtfertigen, damit 
ih Euch bald freubig zurufen könne: „Ihr Habt Euch wacker gehalten, wie 
e8 Deiterreihs Söhnen ziemt, — das Baterland ift ſtolz auf Euch — ber 
Kaifer it mit Euch zufrieden !*" 

17. Zuni. (Schleswig: Holftein). Herzog Friebrig richtet aus fies 
benftein nody eine letzte Proclamation an feine Echleswig-Holfteiner : 

„Als bie Beireiung unferes Landes von bdänifcher Herrfchaft begann, 
burften wir hoffen, daß ber Befeitigung fremder Ufurpation bald bie thats 
fählihe Anerkennung unferes Rechts auf ſtaatliche Selbſtſtändigkeit folgen 
werde. Die verbünbeten Truppen famen mit ber Erklärung, die Rechte 
unferes Landes und die Rechte bes Yundes in Bezug auf Schleswig ſchützen 

zu wollen. Welche biefe Rechte feien, haben Defterreih, Preußen und der 
Bund gemeinfam vor Europa erklärt, als fie in London mein Recht aners 
kannten und bie Vereinigung ber Herzogthümer Schleswig = Holftein unter 
meiner Regierung forderten. Statt ber gehofften baldigen Einigung droht 
ein blutiger Kampf ganz Deutichland zu entzweien, weil Preußen von ber 
bereitg alfeitig angenonmenen Anerkennung unjeres Rechts zurüdgetreten 
it, weil gegen ein beutiches Land, beffen Schutz und Befreiung verbeißen 
war, das Recht des Eroberers geltend gemacht werden fol. Wir beflagen 
e8 tief, daß unfere ſchleswig-holſteiniſche Sache, welche Deutſchland einigen 
und Fräftigen konnte, als Anlaß eines Kampfes dienen foll, ber zur Zerreißung 
im Innern, zur Erniedrigung vor Europa führen fann. Die Verantwortung 
tragen Tiejenigen, welche bas einzige Mittel zur Erhaltung bes Friedens, 
durch die Anerkennung und Berwirflihung meines und Eures Rechts bie 
wiberftreitenden Intereſſen auszugleichen, von ſich geftoßen haben. Wir können 
bem bevorftehenden Kampfe mit ruhigem Bewußtfein entgegengehen. Obwohl 
jeder Vertretung beraubt, welde bie Stimme des Lanbes hätte zur Geltung 
bringen können, Habt Ihr doch Niemand im Zweifel darüber gelaffen, daß 
Ihr bereit waret, foviel an Euch Tag, bem Frieden jedes möglide Zu: 
geſtändniß zu maden. Ich jelbft Habe mich zu jedem mit den Gejammt: 
intereffen Deuiſchlands irgend verträglichen Opfer bereit erklärt, um das Recht 
unjeres Landes mit ben Wünfjchen Preußens in Einklang zu bringen. Mein 
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Volter, bie einig, entichloffen, opfermillig zu Mir emporſchauen. Die reine 
Flamme patriotiicher Begeifterung Tobert gleihmäßig in den Gebieten Meines 
Reichs empor; freudig eilten bie einberufenen Krieger in bie Reihen bes 
Heeres; Freiwillige drängen fih zum Kriegsdienſt; die ganze waffenfähige 
Bevölkerung einiger zumcift bebrohter Länder rüftet fih zum Kampf, unb bie 
ebelfte Opferwilligfeit eilt zur Linderung bes Unglücks und zur Unterftügung 
ber Bebürfnifie des Heeres herbei. Nur ein Gefühl burchdringt die Bewoh⸗ 
ner Meiner Königreihe und Länder: das Gefühl der AZufammengebörigfeit, 
das Gefühl der Macht in ihrer Einigkeit, das Gefühl des Unmuths über eine 
fo unerbörte Rechtsverlekung. Doppelt ſchmerzt es Mich, daß das Merk ber 
Verjtändigung über die innern Berfaffungsfragen noch nicht fo weit gediehen 
ift, um in dieſem ernften, zugleich aber erhebenden Nugenblid bie Vertreter 
aller Meiner Völker um Deeinen Thron verfammeln zu können. Dieſer 
Stütze für jet entbehrend, ift Mir jedoch Meine Negentenpfliht um fo kla⸗ 
ver, Mein Entfhluß um fo fefter, diefelbe Meinem Reich für alle Zukunft 
zu fihern. Wir werden in biefem Kampfe nicht allein fliehen. Deutſchlandse 
Fürften und Völker fernen bie Gefahr, welche ihrer Freiheit und Unabhängig⸗ 
feit von einer Macht broht, deren Handlungsweiſe durdy felbftfüchtige Plane 
einer rückſichtsloſen Vergrößerungsiucht allein geleitet wird; fie willen, wel⸗ 
hen Hort für biele ihre höchſten Güter, welche Stütze für die Macht unb 
Sintegrität des geſammten beutfchen Vaterlands fie an Defterreih finden. 
Wie wir für die beiligften Güter, welche Völker zu vertheidigen haben, in 
Waffen ftehen, jo auch unfere beutichen Bunbdeshrüber. Man bat bie Waffen 
uns in bie Hand gezwungen. Wohlan! jett, wo wir fie ergriffen, dürfen 
und wollen wir fie nicht früher nieberlegen, als bis Meinem Reich, forwie 
ben verbündeten beutichen Staaten die freie innere Entwidlung gefichert und 
beren Machtſtellung in Europa neuerdings befeftiget ift. Auf unferer @inig: 
feit, unferer Kraft ruhe aber nicht allein unfer Vertrauen, unfere Hoffnung; 


Ich ſetze fie zugleich noch auf einen Höheren, den allmächtigen gerechten Gott, 


bem Mein Haus von feinem Uriprung an gedient, der die nicht verläßt, 


welche in Gerechtigkeit auf ihn vertrauen. Zu ihm will id um Veiftanb und 
Sieg flehen, und fordere Meine Völker auf, es mit Mir zu tbun.“ 


Circulardbepefhe Mensdorffs: „Tie legten Sewaltacte, welche 


- Preußen in Deutſchland begangen hat, ber bewaffnete Einfall in bie frieb: 


lichen Staaten, bie nichts Anderes verſchuldet haben, als daß fie ben Beſtim⸗ 
mungen bes Bunbesverträges treu geblichen find, geitatteten dem Kaifer, 
unferm erhabenen Herrn nicht weiter, in feiner Langmuth zu verharren und 
unthätiger Zufchauer einer fo flagranten Verlekung der Nechte der Verbün— 
beten zu bleiben. Das ſoeben erſchienene kaiſ. Manifeſt Fündigt allen Völkern 
bes öoſterr. Kaiſerſtaates an, daß ber Krieg jetzt unausbleiblich ift und daß 
man Gewalt ber Gewalt entgegenfegen muß, um ben Triumph des Rechtes 


“ und bie Aufredterhaltung ber Unabhängigfeit ber deutſchen Staaten zu fichern, 


Die Worte bes Kaifers werben ohne Ameifel felbft in der Fremde ein ſym⸗ 
pathiſches Echo finden. Eie appelliren an Gefühle, welche überall bie Herzen 
ſchlagen maden, wo bie Ideen ber Ehre und ber Billigfeit noch Tebenbig find. 
Ich würde fürchten, bie Wirkung biefer Sprache abzuſchwächen, wenn id) 
einen Commentar an geben wollte. Wollen Sie, ich erfuche darıım, Sorge 
tragen, daß das kaiſerliche Meanifeft genau befannt werde und die mög: 
tihft ausgedehnte NRublicität erhalte. Die Wiener Zeitung bringt Ihnen ben 
beutfchen Text biefes Actenſtückes. Beigefchloffen finden Eie eine franzöfifche 
Ucberjegung, welche fo weit wie nur immer möglich, zu verbreiten ih Sie 


einlade. Die Sache, für welche Defterreich die Waffen ergreift, ift eine zu 


gute, als baß fie nicht gewinnen follte, wenn fie fo Yaut wie möglid vor 
bem Richterftuhl ber öffentlichen us verhandelt wird. Kein Gebanfe 
an Eroberung leitet die Faiferl. Politit. Die Völfer Oeſterreichs wiffen, daß 


fie nicht, um einem ſchuldbeladenen Ehrgeize zu fröhnen, zu ſo peinlichen 
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-Opfeen aufgerufen werben; biefe Ueberzeugung gibt ihnen einen patriotifchen 
Schwung, ber, wie ich hoffe, die ſichere Bürgfchait des Sieges if. Wir legen 
aber auch darauf Gewicht, daß man außerhalb ber Grenzen bes Kaiſerſtaates 
unferen Abfichten Gerechtigkeit widerfahren laſſe. Was auch ber Ausgang bes 
Kampfes fein möge, weir wollen, daß man überall fage, bie Sache Defterreiche 
und bie Sache bes Rechtes ſei nur eine und diefelbe.“ 

Armeebefehl Benebels: „Se Majeſtät der Kaiſer verfündet mit 
bem Manifeft vom beutigen Tage Seinen treuen Völkern, daß alle Anfiteng: 
ungen ben Frieden zu erhalten vergeblich waren, daß Er gezwungen ilt, für 
bie Ehre, für die Unabhängigfeit und Machtftellung Oeſterreichs und feiner 
edlen Bunbesgenofjen zum Schwerte zu greifen. Die Ungewißheit, die auf 
uns gelaitet, ift fomit behoben, unfere Soldatenherzen bürien höher fchlagen, 
zu ben Waffen ruft unfer Allergnädigftier Kriegsherr und mit Gottesvertrauen 
geben wir nunmehr einen gerechten und heiligen Kriege entgegen. Woblan 
denn, Soldaten! unfere erhabenſte Aufgabe beginnt. Mit freudiger Hingebung 
und Schnelligkeit habt Ihr Euch — von nah und fern — ber Deutliche wie 
ber Ungar, der Slave wie der Italiener — unter bes Kailers ahnen ges 
ſchaart; fie jind nun aufs neue entfaltet zum Kampfe fir Sein gutes Recht, 
für Oeſterreichs beiligfte Intereſſen, für unferes Vaterlandes höchſte Güter: — 
und Ihr werbet biele Fahnen unter allen Umftänden hoch und ruhmvoll 
baften, Ihr werdet mit Gottes Hülfe fie zum Siege tragen! Au den Waffen 
alfol — Wie Ihr mit mir daran feid, Soldaten! was ich für Euch fühle, 
was idy von Euch forbere und erwarte, das wißt Ihr; fete jeder nun feine 
beiten Kräfte ein, bamit wir das böhfle Vertrauen unſeres fehwergeprüiten 
vielgeltebten Kaifers und Herrn mit jubelndem Tobesmuthe rechtfertigen, bamit 
ih Euch bald freudig zurufen lönne: „Ihr Habt Euch wader gehalten, wie 
e8 Delterreich® Söhnen ziemt, — das Vaterland ift ſtolz auf Eu — ber 
Kaiſer ift mit Euch zufrieden !** 

17. Juni. (Schleswig: Holftein). Herzog Friedrich richtet aus fies 
benjtein noch eine lebte Proclamation an feine Schleswig-Holſteiner: 

„As die Befreiung unferes Landes von bänifcher Herrſchaft begann, 
burften wir hoffen, daß der Beſeitigung frember Uſurpation bald die thats 
ſächliche Anerkennung unferes Rechts auf flaatlihe Selbſtſtändigkeit folgen 
werde. Die verbündeten Truppen kamen mit ber Erklärung, bie Rechte 
unferes Lanbes und die Rechte bes Bundes in Bezug auf Schleswig fhüken 

zu wollen. Welche diefe Nechte feten, baben Defterreich, Preußen und der 
Bund gemeinfam vor Europa erklärt, als fie in London mein Recht aners 
kannten und bie Vereinigung ber Herzogthümer Schleswig » Holftein unter 
meiner Regierung forderten. Statt ber gebofften baldigen Einigung droht 
ein blutiger Kampf ganz Deutichland zu entzweien, weil Preußen von ber 
bereit8 alffeitig angenonmenen Anerkennung unferes Rechts zurücgetreten 
ift, weil gegen ein beutiches Land, beffen Schuß und Befreiung verheißen 
war, das Recht des Groberers geltend gemacht werben fol. Wir beflagen 
e8 tief, daß unfere ſchleswig-holſteiniſche Sache, welche Deutſchland einigen 
und kräftigen konnte, als Anlaß eines Kampfes dienen ſoll, der zur Zerreißung 
im Innern, zur Erniedrigung vor Europa führen kann. Die Verantwortung 
tragen Tiejenigen, welche das einzige Mittel zur Erhaltung bes Friedens, 
dur bie Anerfennung und Verwirklichung meines und Eures Rechte bie 
wiberftrettenden Interefjen auszugleichen, von ſich geftoßen haben. Wir können 
bem bevorjtehenden Kampfe mit rubigem Bewußtfein entgegengehen. Obwohl 
jeder Vertretung beraubt, welche bie Stimme des Landes hätte zur Geltung 
bringen können, habt Ihr doch Niemand im Zweifel darüber gelaffen, daß 
Ahr bereit waret, foviel an Euch lag, bem Frieden jedes möglide Zu⸗ 
geſtändniß zu machen. Ich jelbft habe mich zu jedem mit den Geſammt- 
intereffen Deutfchlands irgend verträglichen Opfer bereit erflärt, um das Recht 
unferes Landes mit ben Wünfchen Preußens in Einklang zu bringen. Wein 
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ernſtliches Bemühen ift baran gefcheitert, daß bie preußiſche Regierung 
- feine nn ann wollte So fteben wir vor einem beutichen 

Brubderkriege, melden abzuwenden wir nicht vermögen. Die Zufunit der 
Herzogthümer ift zwar ber Anlaß, aber nicht der Gegenfland bes Kampfes. 
Es handelt jich jegt um bie Frage, ob Recht und Gefeb jerner in Deutſchland 
gelten folen. Schleswig sHolfteinerl Euch fiehen zunächft ſchwere Tage ber 
Rrüfung bevor. Aber Ihr werdet muthig und treu am Rechte feſthalten. 
Ihr wißt aus einer früheren trüben Zeit, daß die Gewiffen nicht durch 
Bajonnete bezwungen werben Tünnen und baß nur ber verloren ift, ber ſich 
felbit verloren gibt. So werdet aud Ahr jest ben Druck der Gewalt ums 
gebeugt ertragen, bis bie Stunde ber Beireiung ſchlägt. Eure Beamten 
werben, am im Intereſſe bes Landes ihr Amt fortführen zu können, ber 
faftiichen Gewalt fid, fügen müſſen. Aber fie werden Nichts thun, welches 
der ohne meine Zuftimmung nicht möglichen Feſtſtellung bes Landesrechts 
Nachtheil bringen würde. Ich babe für jetzt mich von Euch entiernen müſſen. 
Richt, um unfer Necht aufzugeben, bin ich gegangen, fondern um den Kampf 
für daſſelbe fortzufeßen. Ihr werdet mich immer ba finden, wo bie Selbft: 
ftändigfeit der Herzogthüimer, wo ihre Untheilbarfeit und ihre Zugehörigkeit 
zu Teutihland vertbeidigt wird. Ich danke Euch für die Liebe und Treue, 
welche Ihr von Anfäng an mir entgegengebracht und durch alle Wechſel bes 
Schickſals mir bewahrt habt. Die Bande, welche diefe Jahre zwilchen Fürft 
und Bolf geknüpft Haben, find unlöebar. Niemand außer mir bat bas 
Recht, Euch zu ben Waffen zu rufen. Wenn aber ber Tag kommt, wo idh 
zur Vertheidigung des Landes Euch um mid fammeln kann, werdet Ihr 
zu mir ftehen, wie id zu Euch. Haltet feft im Vertrauen auf Gott. Cr 
wird Teutichland und SchleöwigsHolftein nicht verlaſſen.“ 

417. Juni. (Württemberg) Die erften Württemberger rüden zum 
Schub der Bundesverfammlung in Frankfurt ein. 

„ n (Heffen:-Darmftadt). Faft die ganze heſſiſche Armeebivifton 
wird bei Frankfurt concentrirt. 

Dolfsverfammlung in Mainz Der Abg. Meb Tann gegenüber 
ber wachſenden antipreußiijhen Stimmung bereitd kaum mehr zum 
Wort kommen. 

» u» (Hannover) Die Preußen unter Gen. Vogel v. Falkenſtein 
rüden in bie Stabt Hannover ein. — 
„„Coburg-Gotha). Das coburgiſche Bataillon wird mit einem 
Sonderzug von Coburg nach Gotha gebracht. 
418. „ (GPreußen). Kriegsmanifeſt des Königs: 

„An mein Volk! In dem Augenblide, wo das preußifche Heer zum 
entfcheidenden Kampfe auszieht, brängt es Mid, zu Deinem Volfe, ben 
Söhnen und Enfeln der tapieren Väter, zu reden, zu benen vor einem 
halben Jahrhunderte Mein in Gott rubender Vater die unvergefienen Worte 
ſprach: „Das Vaterland ift in Gefahr!" Oeſterreich und ein großer Theil 
Deutſchlands fteht gegen daffelbe in Waffen. Nur wenige Sahre find e8 ber, 
feit Ih aus freiem Entſchluſſe und ohne früherer Unbill zu gebenfen, dem 
Kaiſer Defterreihs die Bundeshand reichte, um deutſches Land von der Fremd⸗ 
berrfchaft zu befreien. Aus gemeinjchaftlih vergoffenem Blute hoffte Ich 
auf das Erblühen der Waffenbrüderfchaft, die zu einer feften auf gegenfeitiger 
Anerkennung beruhenden Bunbesgenoffenfhaft und damit zu alle dem gemein: 
ſamen Wirfen führen würde, woraus Deutſchlands innere Wohlfahrt und 
Äußere Bebeutung als Frucht hervorgehen follte. Doc) dieſe Hoffnung wurde 
getäufcht. Defterreih will nicht vergefien, daß feine Fürften einft Deutſchland 
beherrſchten, will im jüngeren Preußen feinen natürlichen Bundesgenoſſen, 


Deutictund. :107 


fondern nur einen feindlichen Nebenbußler erlennen. Preußen, meint es, 
ift in allen Beftrebungen zu befämpfen, weil, was Freußen froınmt, Oeſterreich 
ſchade. Alte, unfelige Eiferfucht ift in hellen Flammen wieder aufgelobert. 
Preußen foll geſchwächt, vernichtet, entehrt werben. Ihm 
gegenüber gelten Teine Berträge mehr. Gegen Preußen werben beutiche 
Bunbesfürften nicht blos aufgerufen, ſondern jelbft zum Bundesbrucdh ver- 


leitet. Wohin wir in Deutſchland [hauen, find wir von Feine 


ben umgeben, und deren Kampfgefhrei tif: Erniebrigung 
Preußens! Aber in Meinem Volke lebt der Geiſt von 1813. Wer wird 
einen Fuß breit Preußenbodens rauben, wenn wir ernftlich entfchloffen find, 
die Errungenschaften unferer Väter zu wahren, wenn König und Volk durch 
bie Gefahren des Vaterlandes fefter als je geeint find und an beffen Ehre 
Gut und Blut zu feren als die hächſte und beiligfte Aufgabe halten! Bet 
forglider Vorausſicht deifen, was num eingetreten ift, babe 
Ich es feit Jahren als bie erfte Pflicht Meines Föniglihen Amtes erkennen 
müffen, ein ftreitbares Preußenvolt für arte Macdtentwids 
lung vorzubereiten. Belriedigt und zuverſichtlich blickt mit Mir jeder 
Preuße auf bie Waffenmacht, die unſere Grenzen bedt. Mit feinem Könige 
an der Spike wird das Preußenvolk ſich als cin wahres Volf in den Waffen 
fühlen. Unſere Gegner täuschen ſich, wenn fie Preußen durch innere Streitigs 
feiten gelähmt wähnen. Tem Feinde gegenüber ift e8 einig und ftark, da 
bem Feinde gegenüber fich ausgleicht, was fich entgegenftand, um demnächſt 
im &lüde und Unglüde vereint zu bleiben. Ich babe Alles gethan, Preußen 
bie Laften und Opfer bes Krieges zu erfparen; bas weiß Mein Volk, weiß 
unjer Gott, der bie Herzen prüft. Bis zum lebten Augenblide habe Ich ges 
meinjhaftlid mit Franfreih, England und Rußland bie Wege gütlicher Auss 
gleihung gefucht und offen gehalten. Defterreih wollte nit, nnd andere 
beutfche Staaten ftellten ſich offen auf feine Seite. So ift es denn nicht 
Meine Schuld, wenn Mein Bolt einen fehweren Kampf zu kämpfen und 
barte Bebrängniß zu erbulben hat. Aber es ift feine Wahl mehr geblieben. 
Mir müffen fechten um unjere &riflenz, müffen in den Kampf auf Leben 
und Tod gehen gegen Tiejenigen, bie bas Preußen bes großen Kurfürften, 
bes großen Friebrih, das Preußen, wie e8 aus ben Freiheitskriegen hervor⸗ 


gegangen, von ber Stufe herabſtoßen wollen, worauf feiner Fürften Geift 


und Kraft und feines Volles Tapferkeit, Hingebung und Geſittung es empor: 
gehoben haben, Ziehen wir zum Allmäctigen, daß er unfere Waffen fegne, 
Verleiht Gott uns Sieg, dann werden wir auch ftarf genug fein, das lofe 
Dand, welches bie deutſchen Lande wehr bem Namen als der That nad 
zuſammenhielt, unb welches jegt burch biejenigen zerrifjen ift, welche bie 
Rechtsmacht bes nationalen Geifies fürchten, in anderer Geftalt fefter und 
beilooller zu erneuern. Gott mit uns!“ 

Eine Cabinetsorbre vom gleichen Tage orbnet zugleih auf den 


27. d. Mtis. einen allgemeinen Bettag an. 


18. Juni. (Sadfen). Die Preußen unter Gen. Herivarth beſetzen Dresben. 


„ (Hannover). Stade ergibt fi durch Gapitulation den Truppen 


des Gen. Manteuffel. Derfelbe rüdt über Lüneburg gegen Hans 
nover vor, um fih mit Gen. Vogel v. Falfenftein zu vereinigen. 


v„ (Kurbejjen). Die Preußen unter Gen. v. Bayer rüden in 


Kafjel ein. Gen. Bayer ift vom Geh. Rath Max Dunder und vom 


Landrath v. Dieft aus Weblar begleitet. 
„» (Medlenburg) Cine Dep. bes Minifters v. Derben an 


Preußen ftelt zwei Bebingungen für die Theilnahme Mecklenburgs 
an ber von Preußen beantragten Berufung bes beutihen Parla⸗ 


108 


Deuiſchland. 


ments: das Einverſtändniß Oeſterreichs mit feiner Ausſchließung von 


dieſem Parlamente, ſodann die Bedingung, daß die Einberufung des 
Parlaments erſt nad erfolgter Vereinbarung mit Mecdlenburg ftatt- 
finden ſolle. Graf Bismard! antwortet unter dem 21. db. M. vor: 
erſt ausweichend, baß er „gern zu einem nähern Gebanfenaustaujc 
mit der großh. Regierung barüber bereit ſei.“ Der medlenburgijche 
Sefandte am Bundestage erhält inzwiſchen folgende Snftruction : 
„Ew. Depeihe vom 15. d. M., welche Anftruction über ben fächfiichen 
Antrag begehrte, erhielt ih um 12 Uhr Mittags, jo daß allo die Ertheilung 
ber Juſtruction eine abfolute Unmöglichkeit war. Den Belchluß, welcher den 
fühfiihen Antrag angenoınmen Hat, kann die hieſige Negierung als einen 
gültigen nicht anerkennen, muß darin vielmehr einen unberedhtigten Gebrauch 
ber Formen bed Bundesredhts von Seiten derjenigen Staaten erbliden, welche 
in dem Krieg zwiſchen Deiterreih und Preußen, an dem der deutſche Bund 
nicht betheiligt ift, auf die Seite Defterreichs fich geftellt Haben. Um nun 
ähnliche Beeinträchtigungen ihrer bundesgrundgeſetzlichen Berechtigungen ab: 
zuwenden, und ba die Mujoritätsbeichlüife vom 14. und 15. db. Mıs. mit 
Nothwendigkeit noch mehrere Beichlüffe in gleicher Richtung und auf gleicher 
Grundlage nad ſich ziehen werben, verwahrt fich die großherzogliche Regierung 
gegen die Verpflichtung, ſolchen Beſchlüſſen Folge zu leiften, iſt jedoch im 
übrigen nicht der Unficht, daß ber Bund durch das Fallen unverbindlicher 
Belchlüffe in einzelnen Kragen oder auf einzelnen Gebieten ſich fojort auflöſe, 
womit im übrigen fein Urtheil über die Frage ausgefprochen fein fol: unter 
welchen VBorausjegungen einer Regierung bag Recht erwächst, ben Bund als 


- aufgelöst anzufehen. Das Vorſtehende werben Ew. Hochmehlg. beauftragt, 


ale Verwahrung zum Bundesprotofol zu erklären. Der Theilnabme an 
fünftigen Bundestagsbeichlüffen, welche auf ben oben als unverbindlich bezeich- 
neten Stundlagen beruhen, Haben Sie fih demgemäß zu enthalten, und 
bleibt e8 Ihrem Ermeſſen überlafjen, an anderen Gegenitänden der Bundes: 
tagsyerhandlungen nah Maßgabe ber fchon beftehenden oder noch zu erthei- 
lenden Inſtructionen theilzunehmen.“ 


18. Juni. GBraunſchweig). Eine Zuſchrift der Regierung an ben flän- 


„ 


" 


diſchen Ausſchuß theilt demfelben mit, daß fie fi „dafür entichieben 
habe, in bem zwifchen den beiden beutihen Großmächten ausgebrochenen 
Etreite eine parteilofe Stellung zu beobachten”. 
» (Bundestag). Aud Hannover und Kurheſſen verlangen Bundes: 
hülfe gegen Preußen. Die Bundesverfammlung beſchließt, daß fie 
ihnen thunlichft gewährt werben folle und daß zu diefem Ende hin 
nit bloß Defterreih und Bayern, fondern alle in ber Verſamm— 
lung vertretenen Regierungen verpflichtet feien, dem gewalttbätigen 
Vorgehen Preußens entgegen zu treten. Der Beihluß wird mit 
411 Stimmen gefaßt, indem aud die großherzogl. und herzogl. ſächſ. 
Häufer für denfelben ftimmen. 
„ (Bayern). IL Kammer: Debatte über den von ber Regierung 
verlangten Credit von 31 Mill. für bie außerorbentlihen Bebürf- 
niffe ber Armee. Erklärung ber vereinigten Linken. Einftimmige 
Genehmigung des Credites. 
Erflärung ber vereinigten Linken: „Wir find nicht einverftanden 


. gewefen mit ber Politif, welche die Mehrheit in der Adreſſe an Se. Mai. 
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gegenwärtigen Krifis ber Gutheißung ber VBolfsvertretung ſich verfihert halten 
Tonne. Wir haben auch von ber Staatsregierung, weber von ihrer Wirkſam⸗ 
feit für bie Berufung eines deutſchen Parlaments noch was bie Umgeftaltung 
bes bayerifchen Wehrſyſtems, noch enblih was ben fonftigen Sortfchritt 
ber Entwidlung unſerer politiihen Einrichtungen im engeren Vaterland bes 
trifft, folde Erklärungen und Zuficherungen erhalten, welche uns irgendwie 
hätten beruhigen unb befriedigen können. Gleichwohl werben wir beute bem 
Geſetz zuſtimmen, durch welches bie Mittel zu den theil® [om vorgenommenen, 
theils noch vorzunehmenden Rüftungen bewilligt werben follen. Wir werben 
es thun, weil wir biefe Rüftungen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
bes Anſehens des bayerifchen Staats, dann zur Wahrung der Integrität bes 
beutihen Gebiets unter ben gegenwärtigen Verhältniffen für unvermeidlich 
erflären. Wir wollen aber bamit, baß wir jenem Gefeb zuftimmen, weder 
unfere Stellung zu ber bejchloffenen Adreſſe verändern, ober eine Mitverants 
wortlichfeit für die Conſequenzen derfelben übernehmen, noch irgendeine von 
ben Forderungen aufgeben, welche wir in Beziehung auf bie einheitliche und 
freiheitliche Geftaltung Gefammtdeutfchlands und auf bie conftitutionelle Forts 
entwidlung behbayeilen Staats von jeher geftellt Haben, und die wir mit um fo 
größerem Eifer zu verfolgen fortfahren miüffen, je weniger Ausficht wir haben, 
daß man uns in beren Erfüllung von freien Stüden entgegenkommen werbe, 
Wir werben insbefonbere niemals einer Politit unfere Zuſtimmung geben, 
beren Abficht oder Erfolg dahin geben könnte, nach Herftelung bes Friedens 
bie alte, ber Nation verbaßte, keiner von ihren gerechten Forderungen ents 
frrechende Verfafjung des Bundes wieder aufzurichten.“ 

18. Juni. (Baden). II Kammer: Die Regierung verlangt die Be: 
willigung eines Zwangsanlehens behufs Aufbringung der Mittel für 
ben außerorbentliden Militäraufwand. 

» „ (8. Bundes:Armeecorps). Der Prinz Mlerander rn. Heſſen 
übernimmt durch Tagsbefehl ben Oberbefehl über dafjelbe. 

19. „ (Heffen:-Darmftadt). IL Kammer: Der Yinanzausihuß be- 

antragt nunmehr Angefihts ber veränderten Verhältniffe, den von 

ber Regierung geforberten, auf 24 Mill, ermäßigten Militärcrebit 
zu bewilligen. 

„ (Baden) II Kammer: Das von ber Regierung geforberte 

Zwangsanlehen wirb einjtimmig bewilligt. 

» nn Einzug der Preußen unter Gen. Bayer in Kaffe. Der Kurfürft 
wird auf Schloß Wilhelmshöhe als preußiiher Staatögefangener 
behanbelt. 

„ n (Sadfen). Die Preußen befegen Leipzig. 

Die ganze fähfifche Armee ift über Bodenbach auf äfterr. Gebiet 
übergetreten. Benedek begrüßt fie durch einen Armeebefehl aus bem 
Hauptquartier Olmüg: | 

„Das Armeecorpe St. Maj. des Königs Johann von Sachſen ſteht auföfterr- 
reihifhem Boden, und ich begrüße biemit in Ehrfurcht Sachſens erlauchten 
Kronprinzen Albert, ben vitterlihen Führer biefes Corps, und rufe ibm, 

- fowie den Braven allen, bie unter feinem Befehl ftehen, das herzlichite Will 
fommen zu. In Treue und Hingebung für König und Vaterland bat das 
Armeecorps feine Heimath freiwillig und ohne Schwertitreih verlaffen, um 
vereint mit und einzuftehen für das Recht und die Unabhängigkeit Sachſens 
und Deutſchlands — es hat feinem heiligen Pflichtgefühl ein ſchweres ſchmerz⸗ 
liches Opfer gebracht; aber mit hohem Stolz kann es auf ſeine Fahnen 
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ments: das Einverſtändniß Oeſterreichs mit ſeiner Ausſchließung von 
dieſem Parlamente, ſodann die Bedingung, daß die Einberufung des 
Parlaments erſt nach erfolgter Vereinbarung mit Mecklenburg ftatt- 
finden ſolle. Graf Bismard antwortet unter dem 21. db. M. vor⸗ 
erft ausweichend, daß er „gern zu einem nähern Gedankenaustauſch 
mit ber großh. Regierung barüber bereit ſei“ Der medlenburgiiche 
Sefandte am Bundestage erhält inzwiſchen folgende Inſtruction: 
„Ew. Depeſche vom 15. d. M., welche Inftruction über ben fächfiichen 
Antrag begehrte, erhielt ih um 12 Uhr Mittags, ſo daß alfo bie Ertheilung 
ber Inſtruction eine abſolute Unmöglichkeit war. Den Belchluß, welcher ben 
fähfiihen Antrag angenommen bit, kann bie biejige Regierung als einen 
güftigen nicht anerkennen, muß darin vielmehr einen unberechtigten Gebrauch 
ber Formen bes Bundesrechts von Seiten berjenigen Staaten erbliden, welche 
in dem Krieg zwiſchen Defterreih und Preußen, an dem bir deutihe Bund 
nicht betheiligt iſt, auf die Seite Defterreichs fich geitellt Haben. Um nun 
ähnliche Beeinträchtigungen ihrer bundesgrundgeleßlichen Berechtigungen ab= 
zumenden, und da die Mujoritätsbeichlüffe vom 14. und 15. d. Mis. mit 
Nothwendigkeit noch mehrere Beſchlüſſe in gleiher Richtung und auf gleicher 
Grundlage nach fich ziehen werben, verwahrt ſich die großherzogliche Regierung 
gegen die Verpflichtung, ſolchen Beichlüjjen Folge zu leiten, it jedoch im 
übrigen nicht der Anficht, daß ber Bund durch das Fallen unverbindlicher 
Beichlüffe in einzelnen ragen vder auf einzelnen Gebieten ſich ſofort auflöfe, 
womit im übrigen fein Urtheil über die Frage ausgefprochen fein fol: unter 
welchen Vorausſetzungen einer Negierung das Recht erwähst, den Bund als 


. aufgelöst anzuſehen. Das Vorſtehende werden Ew. Hochwohlg. beauftragt, 


als Verwahrung zum Bundesprotofoll zu erklären. Der Theilnahme an 
fünftigen Bundestagsbeichlüffen, welche auf den oben als unverbindlich bezeich= 
neten Grundlagen beruhen, Haben Sie fih demgemäß zu enthalten, und 
bleibt es Ihrem Ermeſſen überlaffen, an anderen Gegenitänden der Bundes⸗ 
tagsyerhandlungen nach Maßgabe ber ſchon beftehenden ober noch zu erthei= 
lenden Inſtructionen tbeilzunehmen.“ 


18. Juni. (Braunfhmweig). Eine Zufhrift der Regierung an ben flän- 


”n 


" 


diſchen Ausſchuß theilt demſelben mit, daß fle fih „bafür entſchieden 
habe, in dem zwifchen den beiden beutihen Großmächten ausgebrochenen 
Streite eine parteilofe Stellung zu beobachten”. 


„ (Bundestag) Auch Hannover und Kurbefjen verlangen Bundes: 


hülfe gegen Preußen. Die Bundesverfjammlung befchließt, daß fie 
ihnen thunlichft gewährt werben folle und daß zu biefem Ende hin 
nicht bloß Defterreih und Bayern, jondern alle in ber Verſamm⸗ 
lung vertretenen Regierungen verpflichtet feien, dem gemwaltthätigen 
Vorgehen Preußens entgegen zu treten. Der Beſchluß wirb mit 
411 Stimmen gefaßt, indem auch die großherzogl. und herzogl. ſächſ. 
Häufer für denjelben ftimmen. 
„ (Bayern). IL Kammer: Debatte über ben von ber Regierung 
verlangten Credit von 31 Mil. für die aufßerordentlihen Bebürf- 
niffe der Armee. Erklärung der vereinigten Linfen. Einftimmige 
Genehmigung. des Erebites. 

Erflärung ber vereinigten Linfen: „Wir find nit einverſtanden 


. gewefen mit ber Politif, welche bie Mehrheit in der Adrefle an Se. Mai. 


den König ber Stantsregierung als diejenige bezeichnet hat, für bie fie in der 
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blicken; doppelter Glanz umſtrahlt fie, ber Treue und ber Ehre; freubig 
begrüßt fie Oeſterreichs Kailer, Bolt und Her! Willlommen, alfo, 
tapfere MWaffenbrüber, im kaiſerlichen Feldlager! Schon nahen auch bie 
andern treuen Bundes: und Waflengejährten, und fo wollen wir 
denn ale wie Brüder zufammengeben aud in Kampf unb Tod, wetteifernb 
in Gottvertrauen, Ausdauer und Hingebung, in Muth und Tapferkeit, durch⸗ 
brungen von ber ftolzen.Ueberzeugung, daß wir mit vereinten Kräften ben 
Sieg für unjere gerechte heilige Sache erringen müſſen und erringen werben, 
jo wahr uns Gott helfe!“ 


20. Sunt. (Hannover) Gen. Vogel v. Falkenſtein übernimmt durch | 


7 


Proclamation die Verwaltung bes Königreichs: 

„Die Verwaltung bes Königreichs Hannover gebt von heute an auf mich 
über. Die verjchiedenen Behörden Haben von nun an nur Belehle von mir 
und dem als f. preußiſchen Gommiljarius für bie Eivilverwaltung beftimmten 
Sandrath Frhrn. dv. Hardenberg anzunehmen und auszuführen. Hierauf bes 
fehle ih: 1) Die bisherigen k. hannoveriſchen Minifter find ihrer Function 
enthoben, mit alleiniger Ausnahme bes Miniſters bes F. Haufes. 2) Das 
Minifterium des Kriegs ruht. 3) Die Gefhäftsführung: a) des Miniſteriums 
ber auswärtigen Angelegenheiten wird dem Hrn. Gecretär Geh. Regierungs- 
rath Adolph Hartmann, b) des Minifleriums des Innern dem Hrn. Secretär 
Geh. Regierungsrath Henrichs, c) des Cultusminifteriums bem Hrn. Secretär 
Geh. Negierungsrath Brüel, d) des Minifteriums ber Finanzen, des Handels, 
fowie der Juftiz dem Herrn Secretür bes Gefammtminifteriums, Geh. Yinanz: 
rath v. Seebach, Hieburch übertragen. 4) Die Verwaltung in allen Branchen 
wird unverändert nah ben k. hannoveriſchen Geſetzen und Beilimmungen 
fortgeführt, und nerbleiben Hierzu bie Beamten überall in ihren Stellen. 5) 
Gehalte, Penfionen und etwaige Unterflüßungsgelder werden fortgezablt. 6) 
Ale Vergehen gegen bie Landesgeſetze find von ben betreffenden Behörden 
jelbftändig zu erledigen, foweit deren Machtvolllommenheit bazu ausreicht. 
7) Anderweitig tritt ınit dem heutigen Tag gegen jümmtliche Einwohner des 
Königreih8 Hannover, ſowie gegen alle fi) in demſelben aufbaltenden 
Fremden, welche den preußilhen Truppen durch eine verrätheriihe Handlung 
Gefahr oder Nachtheil bereiten, der in ben preußiſchen Geſetzen vorgefehene 

"Fall außerordentlihen Militärgerichteftands in Kriegszeiten in Kraft.“ 
„ (Hannover). Der König hat fich mit feiner Armee nad Göt⸗ 


“fingen zurüdgezogen. Graf Platen erläßt von dort aus eine Cir- 


cularbep. und Proteft an bie Repräfentanten Hannovers bei ben ver: 


ſchiedenen Höfen: - 


„... Se. Maj. der König, des Unterzeiäneten alfergnädigfter Herr, ba 


| fi, begleitet von Sr. Königl. Hoheit dem Kronprinzen, fofort zu Allerhöchſt⸗ 


feiner Armee begeben und zunächſt fein Hauptquartier in Göttingen genommen, 
wohin fänmtlihe im Königreich vertheilten Truppenförper zu Sr. Maj. zu 


ſtoßen Ordre erhalten haben. Die königl. Nefidenzftadt Hannover, melde 


als militärische Pofition unhaltbar ift, wurde Yon ben Truppen verlaffen, 
aber in ebler Treue blieb Ihre Maj. bie Königin mit ben kgl. PBrinzeffinnen 
bort zurüd, um das Schickſal ihrer Bürger zu theilen. Dies bie gegen- 
‚wärtige thatfächliche Lage der Dinge, durch weldye ber erſte Schritt zu einem 
gewaltigen Kampfe von Deutſchen gegen Deutſche gethan if. Der Unters 
zeichnete beehrt fih, Hierbei zu erflären, daß bie Regierung feines allers 
gnäbigiten Herrn in feierlichiter Weile vor ben Augen von ganz Europa der 
fönigl. preußifchen Negierung die Schuld und VBerantwortlichkeit dieſes ent⸗ 
feglihen und unheilvollen Kampfes zur Laft Tegt. Die Fönigl. hannoverſche 
Regierung hat während der ganzen Dauer ber zwifchen den Negierungen von 
Dejterreih und Preußen ausgebrochenen Differenzen ihre ganze Thätigfeit 
barauf gerichtet, den beflagenswerthen Streit zu verſöhnen und zu vermitteln, 
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ſie hat für ſich ſelbſt kein anderes Recht Ann iſpruch genommen und keine 
andere Sicherheit geſucht, als diejenige, welche in dem von ganz Europa 
völkerrechtlich garantirten deutſchen Bundesvertrage beruht. Auch bei ihrer 
leyten Abſtimmung über den von ber kaiſerl. öfterr. Regierung am Bundestag 
geftellten Antrag auf Mobilifirung ber Bundesarmee bat bie Fönigl. Regierung 
fih auf das allerfirengfte an die nicht mißzubeutenden Vorſchriften bes Bundes⸗ 
rechts gehalten und fie bat zugleich im gewiſſenhafteſten Streben nach Trieben 
und VBerföhnung die Ausübung ihrer Pflicht mit der bunbesfreundlichten 
Rückſicht vereint, einer Rückſicht, welche ihr fogar mehrfach in ber Defjents 
lichkeit den Vorwurf einer Parteinahme für Preußen zugezogen bat. Wie 
fehr bie Fönigl. hannoverſche Regierung in bunbesireundlichfter Weife beftrebf 
war, einen völlig unparteiifhen Standpunft feftzubalten, beweift ganz bes 
ſonders noch in den legten Tagen bie Thatfadhe, daß, nachdem bie Taiferl. 
Öfterreichifche Brigade Kalik durch Hannover paffirt war, ber königl. preuß. 
Regierung auf ihr besfallfiges Anfuchen bereitwilligfi ber Durdygug von Har⸗ 
burg nah Minden für 15,000 Dann bes unter dem Generallieutenant 
v. Manteuffel in Holftein ftehenden Corps gewährt wurde. Es find bies 
biejenigen königl. preußifchen Zruppen, welche, nachdem fie auf Grund biefer 
Erlaubniß zum Durchzug bis Harburg gefommen waren, nunmehr zur feind⸗ 
liden Occupation von Hannover verwendet worden. — Die fönigl. hans 
noverſche Regierung Tann daher weder in Berüdfichtigung bes Yuntesrechte, 
noch in Berüdfihtigung ihrer befondern Stellung zur königl. preußiſchen 
Regierung ben von ber letztern unternommenen Gewaltmaßregein auch nur 
einen Schein von Berechtigung zuerfennen. Wenn bie preußifche Megierung 
wegen eines in legaler Form gejtellten Antrags und einer in ebenfo Tegaler 
orm barüber erfolgten Abſtimmung ihren Austritt aus bem Bunb erllärte, 
o bat fie dadurch auf das pofitivfte gegen bie Grunbjähe bes beutjchen 
Bundes gehandelt; wenn fie aber an ihren eigenen widerrechtlichen Austritt 
aus beim Bund noch weiter bie Folgen zu Inüpfen verfucht, daß ber ganze 
Bunbesvertrag dadurch zu eriftiren aufgehört habe, fo ift das ein Verfahren, 
durch welches ber Beſtand aller Verträge unb bie Giltigkeit bes Völkerrechts 
überhaupt in die Willfür jebes Staats gegeben würde, ber die Macht bat, 
den Frieden zu brechen und dem Recht mit gewaffneter Hand entgegenzutreten. 
Die Lönigl. hannoverſche Regierung kann daher Preußen bas Recht nicht zus 
erfennen, aus ben von ihm angegebenen Gründen den Bund für zerbrochen 
zu erklären, noch auch endlich einer mit ihm verbündeten und in freundlichen 
Beziehungen ſtehenden Regierung eine Sommation mit unannehmbaren Yes 
dingungen zu ftellen und bei ber Ablehnung diefer Bedingungen willkürlich 
ben Krieg zu beginnen. Daß bie von Preußen ber köͤniglichen Regierung 
geitellten Bedingungen aber unannehmbar feien, barüber wird ber Unters 
zeichnete fich lediglich auf die Ausführungen in der anliegenden, an bie Fol. 
preußiihe Regierung gerichteten Antwortsnote zu beziehen haben. — Daß 
bie Forderung ber Rebucirung ber hannoverſchen Armee auf ben Friedensfuß 
nur ein Vorwand ift, weiß Jeder, ber bie Verhältniffe kennt; daß über ben 
von Preußen felbft an den Bund gebrachten, bas Leben ber ganzen deutfchen, 
Nation in feinen Grundwurzeln berübrenden Parlamentsantrag nicht abges 
fondert vom Bund in wenigen Stunden ein Entſchluß gefaßt werben barf 
und kann, liegt auf ber Hand. Ebenſo wiberftreitet bie Forderung, baß 
Hannover wefentliche, ja die weſentlichſten Souveränetätsbedingungen, d. 5. 
die Verfügung über die Wauffenfraft des eigenen Landes zu Gunften Preußens 
abtreten fol, nicht nur dem Bundesrecht, fondern auch bem europäiſchen 
Völkerrecht. Denn bie volle und freie Souveränetätr bes Königs 
reichs Hannover war von bem gejammten Europa vor ber Gründung 
bes beutichen Bundes zweifellos anerkannt, und bie bannoverjche Regierung 
gibt fich der Hoffnung hin, bag Rechte, die von ganz Europa unerfannt find 
micht dem einjeitigen Belieben ber preußiſchen Regierung geapfert werben 
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dürfen. Der Unterzeichnete muß daher den von Preußen geſchaffenen Kriegs⸗ 
fall als einen Act rechtloſer Willkür bezeichnen: er it von ſeiner allerhöchiten 
Regierung angewielen, gegen benfelben feierlih Proteft zu erheben und zu 
erflären, daß bie königl. hannover'ſche Regierung und ihre Armee fih nur 
im Stande ber Notbwehr gegen eincı rechtswidrigen und unerbörten Angriff 
auf ihre Selbitändigfeit und ihre Ehre befinden. Indem ber Unterzeichnete 
fid der Hoffnung Hingibt, daß ganz Europa von dieſer feierlihen Verwahrung 
des Ihwächern Rechtes gegen das augenblidlich ftärfere Unrecht Alt nehmen 
werde, benüßt er diefe Gelegenheit, Ew. ꝛc.“ 


20. Juni. (Hannover). König Georg beſchließt in Göttingen , mit 


4 


feiner Armee den Weg über Langenfalza nad Gotha einzuſchlagen, 
und fenbet feine Vorhut nach Heiligenftabt. 
„ (Kurdefien). Der preuß. Gen. v. Bayer verfammelt den blei: 


benden landſtändiſchen Ausſchuß. Anfprade ar benjelben: 

„Sie kennen die Ereigniffe, welche meinen allergnäbigften König und 
Herrn genöthigt haben, ben Befehl zur Dccupation bes Kurfürftentgums zu 
geben. In meiner Bekanntmachung bei Ueberfchreitung ber Grenze babe ich 
ausgefprochen, daß wir nicht als Feinde, fondern als Kreunde kommen, bie 
hoffentlich bald durch cin fefteres Band, ale das des nunmehr aufgelöften 
Bunbes war, mit Ihnen verbunden fein werben, durch ein Band, welches 
Nothwendigfeiten, wie bie, bie mich Bierber geführt hat, für alle Zukunft 
unmöglih machen wird. Ich freie mich, jene Berfiherung Ihnen, ben Ver: 
tretern der eben vertagten Stände, von Angefiht zu Angeficht wiederholen zu 
fönnen, und reiche Ihnen, Herr Vorſitzender, als Zeichen der Herzlichen 
und brüderliden Geſinnung, die mid und meine Truppen für bas 
brave Volk der Kurheſſen erfüllt, meine Hanb, ich reiche fie damit dem Eur: 
beffifhen Volke. Ich empfange Ihren Handſchlag als Unterpfand bes 
Vertrauens, welches mir Ihre Toyalen Landsleute entgegenbringen, Laffen 
Sie uns in iwechjelfeitigem Vertrauen zufammenwirfen. Die Näthe des Kur 
fürften, welche die jeindfelige Haltung angerathen haben, die Se. f. Hoheit 
zu unferm Bedauern und zum Schaden des Landes gegen Preußen angenom: 
men hat, können ihre Functionen nicht weiter fortfeten. Von dem Wunfche 
befeelt, die unvermeidlihen Laften und Störungen ber Occupation dem Kurs 
fürſtenthume fo weit irgend möglich zu erleichtern, den Gang ber Verwaltung 
in allen Zweigen ungehbemmt und ununterbroden fortdauern zu laffen, 
wünfche ich die obere Leitung berfelben, welde unter meiner Auto: 
rität leben wird, Männern anzuvertrauen, bie das Vertrauen bes Lane 
bes befigen. In Vertretung der eben vertagten Stänbeverfammlung wer: 
den Sic, hocdhgeehrte Herren, am Beften im Stande fein, mir biejenigen 


' Männer zu bezeichnen, denen bie Zuneigung bes Landes die Gefhäftsführung 


erleichtern würde, deren Character gleichzeitig Bürgſchaft gäbe, daß fie, ber 
Lage ber Dinge mit richtigem Urtbeil ſich Fügend, mid aufrihtig zu uns 
terjtüßen bereit find. Lebhaft würde ich beffagen, wenn Sie, meine hoch⸗ 
geehrten Herren, mir ihre Mitwirkung zu ditfem wichtigen Schritte verfagten. 
ch würde bann nad eigenem Ermejfen Handeln müffen, aber nicht 
iher fein, ob meine perjänliche Kenntniß ausreicht, die Männer zu finden, 
welche der Augenblid forbert und welche den ſchwierigen Aufgaben besjelben 
nad) allen Seiten gewachfen fein würden. Dem Ergebniß Ihrer Berathung 
fehe ih unverweilt entgegen. Laſſen Sie uns in herzlicher Einig: 
feittreu zufammenbalten!* 
Der landſtändiſche Ausſchuß lehnt die Aufforderung bes preuß. 
Generals als über feine Zuftändigfeit gehend ab. Proclamation bes 


Generals an das kurheſſiſche Volk: KR 
- „&inftweilen wird die Regierung des Landes von mir Im Namen St. 
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Maj. des Königs von Preußen geiührt werben. Das Staatsvermögen, wie 
das der Privaten wird gewiſſenhaft geachtet werden. Ich ertheile die be⸗ 
ſtimmte Zuſicherung, daß die Beriafjung und bierehtmäß i- 
gen Landesgeſeße bes Kurſtaats beobachtet und aufrecht ers 
halten werden ſollen, ſoweit ber Kriegszuſtand es irgend zuläßt und bie 
auch von der Landesvertretung Kurheſſens beſtändig erſtrebte bunbesitaats 
liche Einigung Deutſchlande nicht Aenderungen erfordern 
ſollte. Ich übernehme die in der Verfaſſungsurkunde den einzelnen Miniſte⸗ 
rien zugewieſenen Befugniſſe, indem ich mir vorbehalte, kurheſſiſche Staats⸗ 
beamte mit der verfaſſungsmäßigen Fortführung der laufenden Geſchäfte in 
der Verwaltung der Juſtiz, des Innern und der Finanzen zu beauftragen. 
... Kurheſſen! Bereits babe ih Euch für die herzliche Aufnahme, für die 
aute Verpflegung, welche meine Truppen überall bei Euch gefunden, für die 
Bereitwilligkeit, mit der Ihr ben unvermeiblichen Requiſitionen entgegen⸗ 
gekommen ſeid, meinen Dank zu ſagen. Ich erfülle gern dieſe Pflicht. Eure 
Biederkeit und Loyalität ſind in den ſchwerſten Prüfungen bewährt gefunden 
worden. Ihr werdet auch der unter meiner Autorität eingeſetzten einſtweili⸗ 
gen Landesverwaltung durch Eure loyale Haltung die ſchwierigen Aufgaben 
erleichtern. Erfüllt ſich dieſe Hoffnung, fo wird es leicht fein, die Laſten des 
Kriegszuſtandes, welche zunächſt Einzelnen auferlegt werden mußten, unter 
Heranziehung der Revenüen des Kurfürſten auszugleichen. Ich 
werde die zu baldiger Beſeitigung der noch beſtehenden proviſo— 
riſchen Geſetze und verſaſſuugswidrigen Verordnungen, 
fowie alle zu voller Herftellung des verfaffungsmäßigen 
Nechtszuftandes erforderlichen Ginleitungen treffen. Ich werde e8 mir 
angelegen fein lafjen, für bie Ausfiillung empfindlicher Lliden in ber Geſetz⸗ 
gebung, welche ben wirthichaftlichen Yortfchritt des Landes nur zu lange 
zurücdgehalten haben, Sorge zu tragen, und bie der Pflege ber Volfsbildung 
und ber Wiflenfchaft beflimmten Anftalten nach Kräiten zu fördern bemüht 
fein. Bei gegenjeitigem Vertrauen wirb es unlerm vereinten Streben, id) 
zweifle nicht baran, gelingen, beffere Zuftänbe und bellere Tage 
für das Turbeffiihe Land herbeizuführen. Ich zähle auf Euch, wie 
Ihr mir vertrauen bürft!“ 
Der General forbert die Referenten der drei Minifterien des In⸗ 
nern, der AYuftiz und der Finanzen auf, unter ihm als Gouverneur 
bie laufenden Geſchäfte der Verwaltung fortzuführen. Diefelben 
weigern ſich erft, fügen ſich aber endlich. 

20. Juni. (Coburg-Gotha). Zufammentritt bes gemeinfamen Landtags. 
Die Regierung macht demjelben eine Vorlage, dahin gehend, 

„daß nach dem Beſchluſſe wegen Mobilifitung ber Bundedarmeecorps bas 
preußifhe Minifterium auch bierher bas Verlangen ausgedrüdt habe, das 
Herzogthum Coburg⸗-Gotha möge ber Union mit Preußen beitreten und jein 
Sontingent anf ben Kriegsfuß ſetzen. Tie Staatsregierung fei hierzu geneigt 
und beantrage die Zuftimmung bes Landtags.“ 

An demfelben Tage geht das gothaiſche Militär nah Eiſenach 
ab, um bie DVereinigung ber Hannoveraner mif ben Bayern vers 
binbern zu helfen. Der Serzog begleitet e8 in preuß. Uniform 
bis auf den Bahnhof. 

vn Reuß j. 8). Der Landtag bewilligt den von ber Regierung 
verlangten Zufhuß zum Militäretat (für bie nad) Rajtatt abgefanbten 
4 Compagnien), verwirft bagegen ben Antrag bes Abg, Weber, bie 
fürftliche Regierung zu erſuchen, : 
| 8 
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„ben Beſchluß des beutfchen Bunbestages vom 14. Juni d. J. über bie 
Mobilmahung deutſcher YBunbescontingente, welcher für die bießfeitige Negie: 
un. als unverbindlich erachtet werden muß, ihrerſeits nicht zur Ausführung 
zu bringen, bagegen im Berein mit Preußen auf bie Berufung eines deut⸗ 
fen Barlaments hinzuwirfen.“ 

20. Juni. (Heffen:-Darmftabt). IL Kammer: Das Finanzgefeb wird 
auf 3 Monate prorogirt und der Militärerebit ohne eingehenbe 
Discuffion nah dem Antrage der Commifjion einftimmig bewilligt. 
Vertagung bes Landtags. 


21. „ (Hannover) Der König bridt mit feiner Armee von Göt— 
fingen auf, um über Langenjalza den Weg nad) Gotha einzufchla- 
gen und fi& wo möglih mit den Bayern zu vereinigen. Procla- 
mation des Königs: 

„An Meine Hannoveraner! An ber Spite Meines Heeres, welches fidh 
auf Meinen Ruf und freueillig in Fürzefter Frift um feine Dt gefammelt 
bat, welches fchlagfertig und von opferfreudigem-Muthe bejeelt ift, verlaffe 
ih den heimifchen Boden. Ich thue das, um bie Sache bes angegriffenen 
Nechts zu vertheibigen, um im Verein mit treuen Bunbesgenoffen, unter bem 
Beiftande bes Allmächtigen für bie beiligften Güter bes Vaterlandes mit um 
fo größerem Nachdrucke zu kämpien. Die Sache ber Gerechtigkeit ift Gottes 
Sache; fein Segen wird ihr nicht fehlen. Wie vor länger als einem halben 
Jahrhunderte bie unvergeßlichen Männer ber englifchzbeutichen Legion aus: 
zogen, um für die Sadye des von Feinden bejeßten Vaterlandes in fernen 
Ländern zu kämpfen und dann glorreich wieber einzogen und mit ewig ruhm- 
würdigen Thaten ihre Heimath wieder gewannen, fo werben auch wir — 
das ift Meine fefte freudige Zuverfiht — als würdige Söhne jener Väter, 
den vaterlänbifchen Boden ſiegreich wieber betreten. Mit biefer Hoffnung 
ziehe Ich getroſten Muthes mit Meinem theuern Sohne, bem Kronprinzen, 
und mit Meiner braven Armee aus, Cure Gebete und Segenswünſche, 
Hannoveraner, werben Mich begleiten, fo Gott der Allmächtige will, auf bal⸗ 
diges froheres Wiederjehn.“ 

„„ (Kurdeifen). Rundſchreiben des Gen. v. Bayer an alle Bes 


hörben des Landes: : 

„Im Verfolg der von mir heute erlaflenen Proclamation fee ich bie 
fämmtlihen Behörden Kurbeffens hierdurch in Kenntniß, baß ich mit ber 
verfafjungsmäßigen Fortführung ber laufenden Geſchäfte in ber Verwaltung 
ber Juſtiz: ben Hrn. Obergerichtsrath Etienne, des Innern: ben Hrn. gehei— 
men Regierungsrathb Mittler, der Finanzen: den Hrn. Oberfinanzrath Ledder⸗ 
hofe beauftragt habe. Ich ertbeile hierdurch ſämmtlichen Beamten und Dies 
nern einjchließli der Gemeindebehörden ben gemefjenen Befehl, meinen 
Verfügungen, ben Verfügungen eines von mir etwa zu ernennenden Stell: 
vertreters, jowie ben Anordnungen ber vorbezeichneten Staatsbeamten fo ges 
wiß unmeigerliche Folge zu leiſten, als ich einer jeden Renitenz mit militä⸗ 
rifhen Zmangsmaßregeln auf das Entſchiedenſte entgegentreten werde. Die 
ſämmtlichen Unterbehörben werben angewiefen, bie Anzeige von bem Empfange 
biefes ihnen hiermit unmittelbar zugehenden Erlaffes ſofort an die betreffen- 
ben Oberbehörben zu erftatten. Die Lebteren haben biefe und die eigenen 
Empfangsanzeigen ungefäumt an bie ihnen vorftehenden Departements einzu: 
reichen, auch einen jeben etwaigen Weigerungsfall alsbald einzuberichten.” 


» » (Sahfen-Meiningen). Meiningen wirb von Preußen befekt. 
Der alte Herzog, der entfchteden zu Oefterreih Hält, verläßt das Land, 
„u Medlenburg) mobilifirt feine Truppen. 
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21. Juni. Conferenz von Vertretern ber drei freien Stäbte und Oldenburgs 


22. 


in Hamburg bezüglih der Forderung Preußens bezüglich eines 
Bündniffes. 2 


„ Bundestag). Oldenburg und Lippe:Detmolb erklären ihren 
Austritt aus dem Bunde. 


» (Bayern). I Kammer: Der Abg. Völk will die politifche 
Lage nochmals zur Sprade bringen. Die Majorität und die Re 
gierung gehen nicht darauf ein. Dertagung des Landtags. 


„ (Baden). Bertagung des Landtags. Staatsminifter Lamey 
fpricht fi) dabei in der II. Kammer fehr entſchieden gegen Preußen 
als den Urheber des unjeligen Bürgerfrieges aus. 


„» Bayerifhe Armee) Hauptquartier in Bamberg. Prinz 
Karl wendet feine Truppen in der Richtung nad Yulda, um bort 
dem rechten Flügel bes 8. Bunbesarmeecorps und ben von Norden 
ber erwarteten Hannoveranern bie Hand zu reichen. 
„ (CBreußen). Graf Bismard erklärt in einer Circularbepeiche 
an bie Vertreter Preußens im Ausland das Refultat der Abftimmung 
der Bunbesverfammlung vom 14. d. M. geradezu für gefälſcht: 
„Im Augenblid, wo die Conſequenzen des unglüdjeligen Votums vom 
14. Juni eintreten, glaube ich auf biefe Situng zurüdfommen und Ihre 
Aufmerkſamkeit auf eine Thatfache hinlenken zu müſſen, die beffer als alles 
beweist, wie ſehr bie Bunbesinftitutionen ausgeartet waren. Unter ben 
Stimmen, welche fih zu Gunften der von Deflerreich vorgeſchlagenen Mobi⸗ 
lifation ausgeſprochen haben, befanb fidy auch die der 16. Kurie, welche aus 
ſechs Heinen Staaten befteht. Unter benjelben Hatten drei, nämlih Lippe, 
Malded und Reuß⸗Schleiz, bein Nepräfentanten ter Kurie vorgejchrieben, 
gegen ben Antrag zu votiren. Der vierte, Schaumburg-Fippe, hat fih nad 
einer officiellen Mittheilung bes Fürften ber Abftimmung enthalten. Es war 
aljo nur das 6000 Einwohner zählende Liechtenftein, welches jeine Inſtruc⸗ 
tionen zu Gunſten Defterreich8 abgegeben, und Reuß-Greiz, deſſen Abſtim⸗ 
mung noch nicht verificirt worden iſt; in jebem all aber war bie Majorität 
ber Kurie für die Verwerfung bes öſterr. Antrags. Ungeachtet biefer Evidenz 
wurbe das Votum ber Kurie zu Gunften biefes Antrags durch das Organ 
bed Ern. v. Strauß, Abgefandten des Fürſten von Lippe und in bem Augen⸗ 
blick Vertreter ber Kurie, abgegeben. Dieſes Votum ift aljo ein offenfundiges 
Falſum, und dieſes Falfum war für ben Bundesbeſchluß vom 14. Juni ent⸗ 
fcheidend. Wenn bieß nicht flattgefunden, jo wäre der Yundestag in zwei 
gleiche Lager getheilt gewejen, acht Stimmen gegen acht, ba von denen, welche 
für Oefterreich ſimmten, noch bas Votum hätte abgezogen werben müflen, 
welches Braunfhweig und Naſſau gemeinihaftlic abgegeben haben, indem bie 
eine gegen bie andere, Braunſchweig dagegen und Naſſau bafür flimmten. 
Die Thatfache, welche ich Ahnen bezeichne, geftattet Ahnen bie Regierung... 
über die Mittel aufzuklären, welche angewandt wurden, um ben Beläluß bes 
Bundestags über einen an und für fi ungeſetzlichen Antrag zu fälichen. Die 
Thatfachen werben dazu beitragen, ben Verfall zu erklären, in welcgen feit 
langer Zeit die Bundesinftitutionen durch Parteigeift, has und Beſtech⸗ 
lichkeit gerathen find; fie werden nur zu fehr bie Mißachtung rechtfertigen, 
inwelde. das höchſte Organ der beutfchen Gemeinfchaft gerathen ift.“ 
„ (Hannover) Die Preußen unter Gen. Vogel v. Faltenftein 
rüden in Odttingen ‚ein und ben Hannoveranern nad. Die Hans 
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noveraner find über Mühlhaufen bis Groß-Geltern vorgerüdt. . Uns 
‚ terbanblungen mit Preußen: Abſchluß eines Waffenftillftandes bis 
zum 25. Juni Morgens. 
22. Juni. GKurheſſen). Der preuß. Gefandte Gen. v. Röder macht 
dem Kurfürften von Heffen neue Anträge bebufs einer Verſtändi⸗ 
gung; der Kurfürft lehnt biefelben auch jegt noch entjchieben ab. 
(Preußen). Die beiden preußifchen Armeen unter dem Prin⸗ 
zen Friebrih Karl und unter dem Kronprinzen beginnen ihren 
Marfch gegen Defterreich und überfchreiten die böhmiſche Gränze. 
„'n (Bundestag) befäliegt, die Aurhefjiihen Truppen dem Ober: 
befehlshaber des 8. Bundesarmeecorpd zu unterftellen, „um im 
Berein mit biefem zur Befreiung ihres Kriegsherrn und Landes 
mitzuwirken.“ 
(8. Bundes-Armee-Corps). Die Württemberger rücken in 
Gießen ein. 
23. „ (Preußen). Die offiziöfe Nordd. Allg. Ztg. erklärt ſich ent: 
ſchieden für die Mainlinie: | 

„Es drängt fich die Ueberzeugung auf, baß bei der eingemwurzelien Antis 
patbie der Sübbeutfchen gegen uns Norbbeutihe die Einheit bes ge⸗ 
fammten Deutfhlands ein Phantom ift und bleiben wird, vielmehr 
bie Trennung in Nord und Süd durch bie Mainlinie bie für 
—— einzig mögliche und erfolgreiche politiſche Combination ſein 

rfte.“ | 
u nv (Kurhefjen).. Der Kurfürft wird von ben Preußen nad 
Stettin abgeführt. Proclamation besjelben: 

„An Mein getreues Bolt! Im Begfl, in die über Mich verhängte 
Kriegsgefangenfhaft ins Ausland abgeführt zu werben, ift es Meinem landes⸗ 
väterlichen Herzen Bedürfniß, Meinen treuen Unterthanen noch biefen Scheibes 

* gruß zuzurufen. Möge ber allmächtige Gott Mein Volk in Seinen väter: 
lichen Schuß nehmen und bie gegenwärtige, über basfelbe, jowie über Mich 
feloft und Mein Haus verhängte Trübfal Mir und Meinem Volk zur Läus 
terung und zum Frieden dienen laſſen. Zugleich richte Ich, indem Ich jetzt 
das Land Meiner Väter zu verlaffen gendthigt werbe, an alle, in ben bers 
malen occupirten Landestheilen beftellten Beamten und Diener bie Aufforbes 
rung, bie ihren bisherigen Amtsverhältniffen entiprechenden Yunctionen, auf 
Grund ihres beftehenben Dienfteibes und vorbehaltlich ber Mir zu bemahrens 
den Unterthanentreue fortzuführen, als wodurch unter allen Umftänden dem 
wahren Landesrecht am beiten entſprochen unb gleichzeitig allen etwaigen Ges 
wifjenebebrängnifjen vorgebeugt wird. Gott ſchenke Uns balb wieber beffere 

e. 
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nn (Sadfen:Altenburg). Der Herzog rechtfertigt durch eine 
Proclamation feinen, Beitritt zu ben preußifhen Bundesvorſchlägen 
bamit, daß er, ba „bie alte Bunbesverfaflung zerbrochen barnieber- 
liegt”, getreu feinem „Wahlipruch: Tein mächtiges blühendes Deutſch⸗ 
land ohne ein mädhtiges, hervorragendes Preußen als ben entſchloſ⸗ 
fenen tapfern Vorkämpfer für die deutihen Intereſſen im Norden‘, 
„keinen Augenblid babe zweifeln können“, ſich „frei unter biejenige 
Sahne zu flellen, von ber er bie naturgemäße Verjüngung ber Ver⸗ 
Taflung des beutfchen Vaterlandes erhoffe.“ | 
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23. Juni, (Bundestag). Die deutſche Fahne wird auf dem Bunbespalais 
aufgezogen ; bie Truppen bes 8. Bunbesarmeecorps legen bie deutſche 
Armbinde an. 


24. „ Schlucht von Cuſtozza. Sieg ber Oeſterreicher umter bem Erzh. 
Albrecht über die Staliener. 

» nn Die Preußen unter bem Prinzen Friebrig Karl befeßen Reichen⸗ 
berg ohne Widerſtand. 

» nn (Bayerife Armee) Hauptquartier in Bamberg: auf bie 
Nachricht, da die Hannoveraner nicht gegen Yulba, fondern gegen 
Langenſalza zu marſchiren, wirb ber Mari ber bayer. Truppen 
gegen Fulda zu wieder eingeftellt. 

24/25. Juni. (Hannover). Die hannover'ſche Armee verfucht umſonſt 
bie Linie zwiſchen Eifenah und Gotha zu durchbrechen. Reſultat⸗ 
Iofe Sendung bes Archivraths Onno Klopp ins bayerifche Haupt 
quartier. 

25. „ (Preußen) Der Magiftrat von Berlin beſchließt eine Abreffe 
an den König unb fordert bie Stabtverorbnetenverfammlung auf, 
berfelben beizutreten: 

„Tie Welt wird erfahren, daß Treußens Schwert, einmal entblößt, nicht 
in bie Scheide zurückkehrt, bis wir bie legten Ziele erreicht haben dieſes 
Kampfes auf Leben und Tob, zu welchem uns Oeſterreich fordert; bis bies 
jenigen zu Boden geworfen find, bie bas Recht und die Macht bes nationas 
Ien Gedankens anzuerkennen beharrlid ſich weigern. Bis . dem Töntgl. 
Führer in altbewährter Opferfreudigfeit zu folgen, werden Ew. Maj. Ihr 
Bolt entichloffen finden.” 

Die Stabtverorbnetenverfammlung will ber Adreffe nur unter 
ber Bedingung beitreten, wenn auch ber Weberzeugung Ausbrud ge: 
geben werde, 

„baß ber fortdauernde innere Conflict durch Wieberberftellung und Wabs 
rung ber Rechte des Volkes und beifen Vertretung baldigft ausgeglichen wers 
den müffe, und ber nationale Gedanke durch ben gegenwärtigen Krieg nur 

dann vollftändig verwirfficht werben Fünne, wenn ber öffentliche Rechtszuſtanb 
in Preußen auf verfaffungsmäßiger Grundlage unangefochten daſtehe.“ 
(Sadfjen). Gen. v. d. Mülbe wirb zum preußifhen Militär: 
gouverneur, Landrath v. Wurmb zu feinem Civilcommiſſär ernannt. 
Der eritere verhängt ben Kriegszuſtand über das ganze Königreich. 
„ (Bundestag). Anhalt, Schwarzburg = Sonberähaujfen unb 
Waldeck erflären ihren Austritt aus dem Bunbe, 

„ no (Bayerifhe Armee) Prinz Karl verlegt fein Hauptquartier 
nach Schweinfurt und ftellt feine Truppen bis zum 28. Juni am 
obern Lauf der fränfifhen Saale auf. 

26. „ Die Preußen unter dem Prinzen Friedrich Karl rüden bis Lies 
benau vor. Artilleriefampf. Die Defterreiher unter Clam⸗Gallas 
gehen theils auf Turnau, theils über Podol auf Münchengrätz zurüd. 
Die Preußen befeben auch Turnau und nah einigem Widerſtand 
auch Podol mit ber Eifenbahnbrüde über bie Iſer (Linte von Turnau 
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nach Prag). Die Oeſterreicher nehmen Stellung zwiſchen Münden: 
grätz und Oberbautzen. 


26. Juni. Die Preußen von der Armee des Kronprinzen beſetzen unter 
dem Gen. von Steinmetz Nachod nach kurzem Gefechte. 
"m Armee des Kronprinzen von Preußen: das Gardecorps rückt über 
Draunau in Böhmen ein. 


„„CCoburg-Gotha). Der gemeinfame Landtag genehmigt das 
Bündniß mit Preußen mit allen gegen 1 Stimme. 


„» » (Hamburg). Antwort des Senats auf bie preuß. Note vom 
16. d. M. bez. eines Bündniffes: 

„... Der Senat bat ben Anhalt jener Mittheilungen berjenigen reiflichen 
Erwägung unterzogen, weldye die hohe und enticheibende Wichtigkeit berjelben 
in Anſpruch nimmt. Er hat gerehtee Bedenken tragen müfjen, mit 
ben Vorſchriften ber Bundesverträge in Widerſpruch zu treten, welche ber 
freien Stadt Hamburg eine felbftändige Stellung in bem von allen 
Mächten Europas anerfannten beutfchen Bunde zufichern. Aber die inzwiſchen 
in allen Staaten Norbbeutichlands cingetreienen Verhältniſſe und die Gewalt 
ber Umftände, beren Einfluß er fich nicht zu entziehen vermag, haben ihn in 
bie Nothwendigkeit verfeßt, im Intereſſe bes von ihm vertretenen Freiſtaates 
von jenen Bedenken abzuſehen. Der Senat erklärt jich demnach bereit, 
mit ben Übrigen betbeiligten Regierungen und mit bem bed Endes von ber 
hohen k. preußiichen Regierung einzuberufenten Rarlament über eine veräns 
berte Regelung ber Bunbdesverbältniffe auf den in ber geehrten Note vom 
16. Juni angebeuteten Grundlagen und Bebingungen in Verhandlung zu 
treten. Der Senat muß jedoch bierbei hervorheben, baß er damit noch nicht 
fein Einverftändniß mit allen Einzelbefimmungen bes in ber Bundestags: 
figung vom 14. d. M. mitgetbeilten Entwurfes auszufpredhen gemeint fein 

kann, fowie daß ber abzufcließende Bertrag nach ber biefigen Verfaffung ber 
Mitgenehmigung der Bürgerfchaft bedürfen wird. Der Senat bat ferner in 
Vebereinftimmung mit bet Senaten ber beiden anderen Hanjeftäbte den ger 
meinfchaftlihen Bunbestagagefandten angewieſen, an ber Thätigkeit der Ver⸗ 
fammlung big auf Meiteres überall nicht Theil zu nehmen, auch bderjelben 
barüber die entiprehende Erflärung abzugeben, Wenn aber in ben geebhrten 
Noten vom 16. und 25. d. M. außerdem die Aufforderung enthalten ift, die 
bamburgijchen Truppen ungefäumt auf den Kriegsfuß zu ſetzen und zur Vers 
fügung Sr. Maj. bes Königs von Preußen zu halten, jo darf der Senat 
bie zuverfichtliche Erwartung ausiprechen, daß das biefjeits feither ſchon beob⸗ 
achtete paſſive militäriiche Verhalten auch ferner als ausreichend erachtet 
werben wird, inbem berjelbe zu den hochherzigen Gefinnungen Sr. M. des 
Königs von Preußen das Vertrauen hegt, daß Allerhöchſtderſelbe auf die 
Theilnahme Hamburgs an einem Kriege gegen feine bisherigen Bunbesgenof: 
fen nicht beftehen werde.“ 


» o Bayern). Nushebung von 30,000 Refervepflichtigen zur For: 
mation von Rejerveabtheilungen. 

„» » Baden) Die badifhen Truppen langen endlich in Darmitadt 
an. — Miniiterialratd Yolly wird feines Amtes entboben und zum 
Mitglied des Verwaltungsgerichts hofes ernannt. 

„» o Raffan) Die Ständeverfammlung lehnt den non ber Re: 

gierung geforderten Militärerebit mit 24 gegen 14 Stimmen ab. 

„ nm Breußen) Die hohenzollern'ſchen Fürftenthümer merben von 
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Bunbestruppen (Württembergern) beſetzt. Proclamation bes Bundes⸗ 
commiffärs. 

26. Juni. (8. Bundesarmeecorps). Prinz Alerander von Heffen 
verlegt fein Hauptquartier nach Friedberg (Eifenbahnlinie Frankfurt: 
Gießen). 

27. „ Die Preußen unter General Herwarth von Bittenfeld bringen 
bie zur Iſer vor, geben oberhalb Münchengrätz über biefen Fluß 
und vereinigen fi mit ber Armee bes Prinzen Friedrich Karl. 

„„„Armee des Kronprinzen von Preußen: Gen. Steinmeb zieht fein 
Armeecorpe nad blutigem Kampfe gegen bie Defterreiher unter 
Ramming glüdlih aus dem Defild zwiſchen Nachod und Skalitz 
heraus. 


„„Armee des Kronprinzen von Preußen: General Bonin beſetzt 
Trautenau gegen Gablenz, kann es aber nicht halten und räumt 
es wieder. 

„„Faaſt die geſammte europäiſche Preſſe wird durch bie böſterreichi⸗ 
ſchen Telegramme über die erſten Ereigniſſe auf dem böhmifdhen 
Kriegstheater getäuſcht. So bringt die geſammte Preſſe Süd⸗ und 
Weſtdeutſchlands ein Telegramm von dieſem Tage aus Prag Abends 
9 Uhr, alſo lautend: „Sieg der Bundes-Sache durch Oeſterreichs und 
Sachſens Waffen auf der ganzen Linie. Die Hauptentſcheidung erfolgte 
bei Nachod. Einem um 4 Uhr erſchienenen preußiſchen Parlamentär 
wurde der angeſuchte Waffenſtillſtand abgeſchlagen u. ſ. w.“ Erſt 
mehrere Tage fpäter, faſt plötzlich ergibt ſich die Thatſache, daß bie 
Defterreiher in Böhmen jeit dem 26. Juni fortwährend und auf 
ber ganzen Linie gefchlagen und zurüdgemorfen worden. 

» n (Hannover). Der preuß. General Flies greift bie Nachhut bes 

hannover'ſchen Heeres bei Langenſalza an, wirb aber mit empfinb- 

lihem Verluſte zurückgeſchlagen. 

(Olden burg). Außerordentliche Sitzung des Landtags. Die 
Regierung legt demſelben ein am 19. d. M. mit Preußen abgefchlofs 
fenes Bündniß vor. Dasjelbe wird durch eine v. 25. batirte Denk⸗ 
ſchrift alfo motivirt: 

„...Als bie k. preußiihe Megierung in Folge bes Beſchluſſes vom 
14. db. aus dem Bunbe ausgetreten war und bamit ber ferneren Thätigfeit 
ber Bundesverſammlung bie Mitwirkung bes weitaus mächtigften rein deut⸗ 
hen Staats, an bejfen Smitiative nach den Erfahrungen der Gefchichte alle 
großen Reformen zur förderung deutſcher ntereffen anfnüpfen, entzogen 
blieb, fonnte der bisherige Bunb als thatſächlich eriftirend nicht — betrach⸗ 
tet werden, und wurde demnach der großherzogliche Bundestagsgeſandte an⸗ 
gewieſen, ſeine Functionen für erloſchen zu erklären. Mit dieſer Erklärung 
durfte nicht länger zurückgehalten werben, da bie Anerkennung bes Fortbeſtan⸗ 
bes des Bundes bie Nothwendigfeit der Ausführung bes Bundesbeſchluſſes 
vom 14. d. zur umausbleiblihen Folge gehabt Haben würde. Nach ber ſomit 
eingetretenen das Großherzogthum politiſch ifolivenden Löfung bes Bundes⸗ 
verhäftniffes mußte die großherzogliche Megierung in ber Herbeiführung einer 
aufrichtigen Verftändigung mit Preußen eine Lebensfrage erbliden. Es bes 
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Bentfipland: 


.barf das ber beutlich genug rebenben Lage gegenüber feiner weiteren Aus⸗ 


führung. Die k. preuß. Regierung ift bem Bedürfniß ber großh. Regierung 
bereitwillig entgegengefommen, indem fie burch ben E. Gefanbten am großb. 
Hof, Prinzen von Yfenburg-Büdingen Durchlaucht, am 18. d. ein förmliches 
Bündniß gegen bie fommenben Verwicklungen anbieten ließ. Sie machte da= 
bei die fofortige Mobilifirung bes großh. Truppencorps und bie Stellung 
besfelben unter ben Befehl Sr. Maj. bed Königs von Preußen, fowie bie 
Annahme der preußischen Bundesreformvorfchläge, welche bereits früher bem 
Stantsminifterium mitgetheilt waren, und Mitwirkung bei ber Berufung eines 
Parlaments zur Bedingung, und erflärte für ben Fall ber Zufage im Namen 
St. Maj. des Königs die Gewährleiftung der Souveränetät und Integrität 
bes Großherzogthums nad) Maßgabe ber in Frankfurt übergebenen Grund⸗ 
züge einer neuen Bunbesverfaflung übernehmen zu wollen. Die großberzogl. 
Regierung hat die gewichtigen Vorfd-läge Preußens, deren entſcheidende Bes 
beutung für die Geftaltung ber politifhen Zukunft des Großherzogthums auf 
ben erſten Blid ind Auge fpringt, ber eingehenden und ernften Prüfung uns 
terzogen, welhe ihnen zufommt, und bat nach gewiflenhaftefter Erwägung 
bie unerfchütterliche Meberzeugung gewinnen müſſen, baß ihre unbebingte 
Annahme durch das allgemein deutſche Intereſſe wie durch das 
Lebensinterefje bes eigenen Landes geboten werde. Sie hat dem⸗ 
nah am 19. d. bie abfchriftlicdh anliegende Note an ben Fol. preußiichen Ges 
fandten erlaffen, und ift damit in das Bündniß mit Preußen unter ben ihr 
eftellten Bedingungen eingetreten, die Zuftinnmung bes Landtags, ſoweit dies 
—* verfafſungsmäßig erforderlich iſt, vorbehaltend. Die Mobilmachung des 
Truppencorps iſt bereits vorbereitet, und die Wahlen zum Parlament werden 
ausgeſchrieben werben, ſobald bie k. preuß. Regierung ihrerſeits hiezu bie 
weitere Anregung geben wird. 

„Für bie allſeitige Würdigung dieſer Entſchließung möchten zunächſt fol⸗ 
gende Erwägungen ins Auge zu faſſen ſein. Nachdem der großh. Regierung 
durch die raſche Entwicklung ber politiſchen Lage die fernere Beobachtung 
einer abwartenden Haltung ohne active Parteinahme zur Unmöglichkeit ges 
worden war, fand fie den Enfchluß, den fie gefaßt bat, ſchon durd die geos 
graphiſche Lage des Landes faft unumgänglich vorgezeihnet. Sie hat nicht 
unterlaflen, dabei bie Trage fich vorzulegen, und nad) allen Eeiten zu prüfen, 
ob fih nicht auch jegt noch ein Ausweg darbiete, dem Lande bie Opfer einer 
thätigen Betheiligung am Kriege zu eriparen, aber auf bielelbe Feine anbere 
als eine verneinende Antwort zu finden vermocht. Vielleicht hätte die Aufs 
rechterhaltung eines Neutralitätsfyftems der nordweftdeutfchen 
Staatengruppe fi wenigftend für bie erften Stadien bes Kriegs mit 
Erfolg durchführen laffen, wenn im Rathe der Regierung von Hannover 
andere Entjhließungen bie Oberhand gewonnen hätten; aber die Voraus: 
jeßungen jener Möglichkeit find mit bem Entſchluß bes Nachbarſtaats fich 
Defterreih zuzumenden weggefallen, und jegt ift biejelbe durch die kategoriſche 
Erklärung Preußens ſelbſt abgefchnitten. Ueber die Folgen, welche aus einer 
etwaigen Ablehnung des Anſchluſſes an Preußen, ober gar aus einer Anleh⸗ 
nung an bie mit Deflerreid) verbünbeten Staaten für bas Großherzogthum 
unfehlbar und fofort hätten erwachſen müffen, dürfte nach feiner Seite bin 
ber minbefte Zweifel bleiben. Hätte die großh. Regierung den preußifchen 
Borihlägen gegenüber gleih andern Regierungen eine feindfelige oder zweis 
beutige Haltung einnehmen wollen, jo hätte bem Lande fchwerlid das Schid: 
ſal erfpart werben können, unter beffen Druck jebt die Bevölferungen ber 
friegerifch occupirten Nachbarländer feufzen. Die Fürftentbümer Lübed und 
Birkenfeld Tiegen unmittelbar innerhalb des Bereichs preußiſcher Armeccorps, 
und würden die Confequenzen eines ſolchen Schritts ber Regierung auf ber 
Stelle zu empfinden gehabt haben, das Herzogthum felbit hätte nach ber Oc⸗ 
cupation Hannovers einer militärifchen Beſetzung durch Preußen nicht minder 
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offen gelegen. Die Opfer, welche durch eine foldye Richtung ber Regierungs⸗ 

ofitif dem Land auferlegt worden wären, würben ung eich ſchwerer auf bass 
—* edrückt haben, und bei ben damit nothwendig verbundenen Störungen 
bes öffentlichen Rechtszuſtands ungleich bitterer empfunden worben fein, als 
die Opfer, welche auch jebt unvermeidlich find, aber nach freier Entſchließung 
einer guten Sache gebradht werben. Denn fo ſchwer jene Erwägungen ins 
Gewicht fallen, fo find fie doch für die Entſcheidung ber großh. Regierung 
nicht bie beffimmenben geweſen. Die großh. Regierung hält es viel: 
mehr nach ihrer Anficht von ber allgemeinen Lage Deutihlands für eine 
patriotifhe Pflicht fi in dem jetzt gegen die norbbeutfche Großmacht 
ausgebrochenen VBernichtungsfampf unbedingt und ohne Rüdhaltauf 
bie Seite Preußens zu ftellen. Nur von einem Siege Preußens in 
biefem Kampf vermag man nad bem Zeugniß ber Geſchichte eine große und 
glückliche Zufunft Deutſchlands zu hoffen. Sie hat demnach in vollem Vewußt⸗ 
jein ihrer Verantwortung, aber mit eben fo voller Ueberzeugung, baß fie bas 
bei im Intereſſe Deutichlunde, wie in denjenigen bes eigenen Landes handle, 
ben Bündnißvertrag mit Preußen abgefchloffen und ben daran gefnüpften Bes 
dingungen für bie fünftige Geftaltung ber beutfchen Verfaſſung bereitwilligft 
zugeſtimmt. Wenn bie Borfehung ben Fahnen Preußens und jeiner Verbüns 
beten ben Sieg ſchenkt, fo darf mit Zuverficht erwartet werben, baß die beuticke 
Frage ihre eöhung auf Grundlagen finde, weldhe, indem fie durch einheitliche 
Zuſammenfaſſung ber politifchen Kräfte der Nation bie Machtſtellung Deutſch⸗ 
lands nach außen befeitigen und bem öffentlichen Leben bes ganzen Volks in 
der Schöpfung einer parlamentarifchen Vertretung eine dauernde Garantie 
für lebensfräftige innere Entfaltung darbieten, zugleich bie mit ber Geſchichte 
Deutſchlands eng verwachfenen Beſonderheiten territorinler Entwidiung jcho« 
nen und fo den Intereffen und Wünſchen ber gefammten Nation wie ber 
einzelnen Staaten übereinftiimmend gerecht werden. Für ein ſolches Ziel, 
wenn es mit Gottes Hükfe erreicht werben follte, würben bie Opfer, welche 
bie Gegenwart bem Land auferlegt, nicht vergeblich gebracht fein... .“ 


27. Juni. (Bundestag). Die Bundesverfammlung befchließt, die Ver 
waltung Kurheſſens Namens des Kurfürften durch einen Bundes: 
commiffär führen zu laffen und ferner, den Oberbefehl über ſämmt⸗ 
ide zum 7. bis 10. Bundesarmeecorps gehörige Truppen, mit 
Ausnahme ber k. fähliihen, dem Prinzen Karl von Bayern in ber 
Meife zu übertragen, daß bie oberfte Leitung ber Operationen ber 
vereinigten Armeen Oefterreih8 und des beutihen Bunbes auf 
Grund des zwiſchen dem Taijerlichen Oberbefehlshaber und bem 
Telbmarfhall Prinzen Karl, k. Hoh., zu verabredenden gemeinfchaft: 
lichen Plans von dem k. k. öſterreichiſchen Obercommandanten Zelb- 
zeugmeifter v. Benedek auszugehen habe. Prinz Karl von Bayern 
übernimmt durch Armeebefehl das Obercommando aud über das 
8. Bundesarmeecorps mit dem Beifügen: 

„Mit diefen Truppen und diefem Führer wird es mir nicht ſchwer fallen, 
jebe mir geftellte Aufgabe zu löfen, und bieß wird um fo leichter fein, ba 
unjer Ziel fein anderes ift, ald der guten Sache zum Siege zu verhelfen.” 

28. „ Die Preußen unter dem Prinzen Friedrich Karl beſetzen unter 
heftigen aber vereinzelten Kämpfen Münchengrätz. Die Oefterreicdher 
unter Slam Gallas gehen nah Gitfchin zurück. 

» nn Armee des Kronprinzen von Preußen: bie Garden nehmen Trau: 
tenau und Burgeröborf gegen Gablenz. 


⁊ 
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28. Juni. Armee bes Kronprinzen von Preußen: Steinmetz nimmt Skalitz 
gegen den Erzh. Leopold, der das erjhöpfte Corps Rammings er- 
fest Bat. 


„» n (Hannover), Der König capitulirt mit feiner von allen 
Geiten durch überlegene preuß. Streitträfte eingelchloffenen Armee. 
Proclamation des Königs: 


Gapitulationsbedingungen: a) Se. Maj. ber König von Han 
nover und Se. f. Hobeit ber Kronprinz und beliebig auszumählendes Ges 
folge nehmen ihren Aufenthalt nach freier Wahl außerhalb des Königreichs 
Hannover. Sr. Majeltät Brivatvermögen bleibt zu deſſen Nerfügung. 
b) Offiziere und Beamte der hannover’schen Armee verfpreden auf Ehren⸗ 
wort, gegen Preußen nicht zu dienen, behalten Waffen, Gepäd und Pferde, 
jowie demnächſt Gehalt und Gompetenzen, und treten ber preußifchen Admis 
niftration bes Königreichs Hannover gegenüber in dieſelben Rechte und An⸗ 
jprüche, welche ihnen bisher ber Tal. hannover'ſchen Negierung gegenüber zus 
ftanden. e) Unterofjiziere und Gemeine in ber fol. hannover'ſchen Armee 
liefern Maffen, Pferde und Munition an bie von Sr. Maj. dem Könige von 
Hannover zu beitimmenden Offiziere und Beamten und begeben fich in ben 
von Preußen zu beftimmenden Echelons mittels Eifenbahn in ihre Heimath 
mit dem Beriprechen, gegen Preußen nicht zu bienen. dd Waffen, Pierbe 
unb jonftiges Kriegsmaterial der hannover'ſchen Armee werden von befagten 
Dffizieren und Beamten an preußifche Commiſſäre übergeben.“ 


PBroclamation bes Königs: „Nahbem am geſtrigen Tage, ben 
27. Juni, meine ruhmreihe Armee ein neues unverwelkliches Reis in ben 
Lorbeerkranz geflodhten, welcher ihre Fahne fchmüdt, bat mir ber commanbis 
rende General, Generallieutenant v. Arentsfchildt, und mit ihm die jämmts 
lichen Brigadiers auf ihre militürifhe Ehre und ihr Sewiffen erflärt, daß 
meine fümmtlihen Truppen wegen ber gehabten Anftrengungen und wegen 
der verjchoffenen Munition nicht mehr kampffähig, ja daB bdiefelben wegen 
ber Erſchöpfung ihrer Kräfte nicht mehr im Stande feien, zu matſchiren. 
Zu gleicher Zeit haben ber Generaflieutenant v. Arentsfchildt und Tämmtliche 
Brigabiers mir erflärt, daß es unmöglich fei, Lebensmittel für bie Truppen 
auf länger als einen Tag herbeizufchaffen. Di num heute der commanbirenbe 
Gen.⸗-Lieut. v. Arentsichilbt ferner die Anzeige gemacht hat, er habe fich über: 
zeugt, daß von allen Seiten fehr bedeutende und meiner Arınee bei Weitem 
überfegene Truppenmaffen heranrückten, jo babe ich in landesväterlicher Sorge 
für meine in der Armce die Waffen tragenden Landeskinder es nicht verant⸗ 
worten zu können geglaubt, das Blut meiner treuen und tapferen Soldaten 
in einem Kampfe vergießen zu laffen, der nach der auf Ehre und Gemifjen 
erklärten Webergeugung meiner Generale im gegenwärtigen Augenblide ein 
völlig erfolglofer fein müßte. Ich habe deßhalb den Generalstieutenant 
v. Arentsſchildt beauftragt, eine militärifche Capitulation abzujchliegen, in: 
dem eine überwältigende Uebermacht fich gegenüber befindet. Schwere Tage 
bat bie unerforfchlihe Zulaffung Gottes wie über mid, mein Haus und 
mein Königreich, fo auch über meine Armee verhängt. Die Gerechtigkeit bes 
Almächtigen bleibt unjere Hoffnung, und mit Stolz kann jeber meiner 
Krieger auf die Tage des Unglücks zurüdbliden ; denn um fo heller ſtrahlt 
in ihnen bie Ehre und der Ruhm ber bannover’ihen Waffen. Ich babe 
mit meinem theueren Sohne, dem Kronprinzen, bis zum lebten Augenblid 
das 2008 meiner Armee getbeilt und werbe ſtets bezeugen und nie vergeflen, 
baß.fie bes Ruhmes der Vergangenheit‘ fih auch in ber Gegenwart werth 
gezeigt hat. Die Zukunft befehle ich vol gläubiger Zuverfiht in bie Hand 
des Allmächtigen.“ 
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28. Zuni. Kurheſſen). General v. Werber wird vom König von 


„ 


29. 


” 


Preußen zum Militärgouverneur von Kurheſſen, der Regierungs: 
präfident v. Möller zu feinem Civilcommiſſär ernannt. Proclamation 
berjelben: = 

„++. Indem wir unfere Functionen antreten, ertheilen wir bem furbei: 
ſiſchen Volke bie Auficherung, baß die Lanbesverfaflung beobach⸗ 
tet und aufreht erhalten, und daß nach ben rechtmäßigen Lau⸗ 
besgejegen verwaltet werben fol, foweit nicht der Kriegszuſtand Nuss 
nahmen nothwendig macht. Wir werben bie Intereſſen des Landes gewifs 
ſenhaft wahrnehmen, die Paften, welche der Kriegszuſtand demſelben anfers 
legt, foweit wir vermögen, zu milbern unb die Wohlfahrt des Landes, 
joweit unſere Kraft reicht, zu fördern ſuchen. Wir vechnen in biefen Beſtre⸗ 
bungen auf bereitwilliges Entgegenkommen ber Bevölkerung bes Kurſtaates. 
Wir beftätigen den Auftrag, welchen ber Generalmnjor v. Bayer bem geheis 
men Regierungsrath Mittler, dem Oberfinanzrath Ledderhoſe und dem Ober⸗ 
gerichtsrath Etienne ertheilt bat: bie laufenden Gejchäfte in den Minifierien 
bes Innern, der Finanzen unb der Juſtiz nach der Lanbesverfajjung und 
ben Landesgeſetzen einjtweilen jortzuführen. Wir weilen die Landescollegien 
und deren Mitglieder, fowie die übrigen Behörden, Beamten und Diener an, 
ben Berfügungen des unterzeichneten Abminiftrators des Kurfürſtenthums 
und den Anordnungen ber vorgebadhten Minifterialreferenten Folge zu leiten, 
bie ihnen obliegenben Pflichten zu erfüllen und die Gefchäfte nach ben Bes 
fiimmungen der Geſetze fortzuführen.“ 

» (Bundestag) Die Zundesverfammlung beichließt, nun doch 
wieder nicht bloß Kurheflen, ſondern auch Defterreiher als Beſatzung 
nah Mainz zu legen. Noch am gleihen Tage rüden denn auch 
2 Bataillone Oefterreiher in Mainz ein. 


„ (Bayerifhe Armee). Auf die Nahriht von bem fiegreichen 
Treffen ber Sannoveraner bei Langenjalza läßt Prinz Karl feine 
Truppen nady Norden vorgehen. 


„ Die Preußen unter dem Prinzen Yriebrih Karl rüden gegen 
Gitſchin vor, um über dieſes auf Arnau der Armee bes Kronprinzen 
die Hand zu reichen. Heftige Gefechte gegen Clam Gallas. Git⸗ 
ihin wird von ven Preußen erftürmt. Die Defterreicher find auf 
ber ganzen Linie im vollen Rüdzug gegen Königgrätz. 

„ Armee bes Kronprinzen von Preußen: die Garden nehmen 
Königinhof. Alle drei Armeen der Preußen haben ihre Vereinigung 
bewerfitelligt. 

» (Preußen) Die erften genaueren Nachrichten von den Siegen 
in Böhmen treffen in Berlin ein. Umſchlag ber Etimmung. Als 
gemeiner Jubel. Der König und Graf Bismard werben gefeiert. 

» (Preußen). Der Fürft von Hohenzollern-Sigmaringen, Militär: 
Gouverneur. der Rheinproving und ber Provinz Weftphalen, erläßt 
von Düffelborf aus folgende Proclamation an die Naflauer: 

„Se. Majeftät der König von Preußen bat das Schwert gezogen, um 
Deutfchland vor dein Unglüde zu bewahren, aus der Bahn einer glänzenden 
geiftigen und materiellen Entwidlung zurüczufallen unter die entnervenbe Herr⸗ 
ſchaft dynaſtiſcher Intereſſen und einfeitiger Sonberbeftrebungen. Aber meines 
Königs hochherziger Sinn wollte bie zerſtoͤrende Laft bes Krieges nur dorthin 
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28. Juni. Armee bes Kronprinzen von Preußen: Steinmetz nimmt Skalitz 
gegen den Erzh. Leopold, der das erſchöpfte Corps Rammings er- 
ſetzt hat. 


„ n (Hannover), Der König capitulirt mit ſeiner von allen 
Seiten durch überlegene preuß. Streitfräfte eingefchloffenen Armee. 
Proclamation des Könige: 


Gapitulationsbedingungen: a) Se. Maj. ber König von Han 
nover und Ge. k. Hoheit ber Kronprinz und beliebig auszumählendes Ges 
folge nehmen ihren Aufenthalt nach freier Wahl außerhalb des Künigreiche 
Hannover. Sr. Majeſtät Privatvermögen bleibt zu deijen Verfiigung. 
b) Offiziere und Beamte ber bannover’ichen Armee verfprehen auf Ehren⸗ 
wort, gegen Preußen nicht zu dienen, behalten Waffen, Gepäck und Pferde, 
jowie demnächſt Gehalt und Gompetenzen, und treten ber preukilchen Admi⸗ 
niftration des Königreichs Hannover gegenüber in biejelben Rechte und Ans 
fprüche, welche ihnen bisher der Tal. hannover'ſchen Regierung gegenüber zus 
ftanden. e) Unterofjiziere und Gemeine in ber fol. hannover'ſchen Armee 
liefern Waffen, Pferde und Munition an bie von Sr. Maj. bem Könige von 
Hannover zu beftimmenden Offiziere und Beamten und begeben fich in ben 
von Preußen zu beftimmenden Echelons mittels Eifenbahn in ihre Heimath 
mit dem Verſprechen, gegen Preußen nicht zu bienen. dd Waffen, BPierbe 
und fonftiges Kriegsmaterial der bannover’jhen Armee werben von befagten 
Offizieren ud Beamten an preußiſche Gontmifjäre übergeben.“ 


Proclamation bes Königs: „Nachdem am geftrigen Tage, ben 
27. uni, meine ruhmreihe Armee ein neues unberwelfliches Reis in ben 
Lorbeerkranz geflochten, welcher ihre Fahne fhmüdt, hat mir ber commandi⸗ 
rende General, Generallieutenant dv. Arentsichildt, und mit ihm bie jämmts 
lichen Brigadiers auf ihre militäriihe Ehre und ihr Gewiſſen erflärt, baß 
meine ſämmtlichen Truppen wegen ber qehabten Anftrengungen und wegen 
ber verfchoffenen Munition nicht mehr kampffähig, ja daB biefelben wegen 
ber Erfhöpfung ihrer Kräfte nicht mehr im Stunde feien, zu matfciren, 
Zu gleicher Zeit baben der Generaflientenant v. Arentsichildt und fämmtliche 
Brigabiers mir erflärt, daB es unmöglich fei, Lebensmittel für die Truppen 
auf länger als einen Tag herbeizufchaffen. Di nun heute ber commandirende 
Gen.-Lieut. dv. Arentsſchildt ferner bie Anzeige gemacht hat, er habe fich über: 
zeugt, daß von allen Seiten fehr bedeutende und meiner Armee bei Meitem 
überlegene Truppenmaffen beranrücdten, fo babe ich in Tandesväterliher Sorge 
für meine in ber Armee die Waffen tragenden Yandesfinber es nicht verant⸗ 
worten zu können geglaubt, das Blut meiner treuen und tapferen Soldaten 
in einem Kampfe vergießen zu laffen, der nach ber auf Ehre und Gemifjen 
erklärten Weberzeugung meiner Generale im gegenwärtigen Augenblide ein 
völlig erfolglofer fein müßte. Ich babe deßhalb ben General-Lieutenant 
v. Arentsichildt beauftragt, eine militäriſche Gapitulation abzujchließen, in: 
dem eine übermältigende Webermacht fich gegenüber befindet. Schwere Tage 
bat die unerforfchliche Zulaffung Gottes wie über mid, mein Haus und 
mein Königreich, jo auch über meine Armee verhängt. Die Gerechtigkeit des 
Almächtigen bleibt unſere Hoffnung, und mit Stolz kann jeber meiner 
Krieger auf die Tage des Unglücks zurüdbliden; denn um fo befler ftraplt 
in ihnen bie Ehre und bee Ruhn ber hannover'ſchen Waffen. Ich babe 
mit meinem theueren Sohne, dem Kronprinzen, bis zum lebten Augenblid 
bas 2008 meiner Armee getheilt und werbe ſtets bezeugen unb nie vergelfen, 
daß fie bes Ruhmes der Vergangenheit‘ fih aud in ber Gegenwart werth 
gezeigt bat. Die Zukunft befehle ich vol gläubiger Zuverfiht in die Hand 
des Allmächtigen.“ 


Deutfälend. 403 


28. Zuni. Kurheſſen). General v. Werber wird vom König von 


„ 


29. 


„ 


” 


„ 


Preußen zum Militärgouverneur von Kurheſſen, der Regierungs: 
präfident v. Möller zu feinem Civilcommifjär ernannt. Proclamation 
derſelben: = 

„... Indem wir unfere Functionen antreten, ertbeilen wir bem furbeis 
ſiſchen Volke bie Aufiherung, daß die Landesverfaflung beobach— 
tet und aufreht erhalten, und daß nach ben rechtmäßigen Lans 
beögejeßen verwaltet werben ſoll, foweit wicht ber Kriegszuſtand Nuss 
nahmen nothwendig madt. Wir werben bie Intereſſen des Landes gewiſ⸗ 
fenhaft wahrnehmen, die Laſten, welche der Kriegszuftand bemjelten aufers 
legt, fomweit wir vermögen, zu mildern und bie Wohlfahrt bes Landes, 
foweit unfere Kraft reicht, zu fördern fuchen. Wir rechnen in biefen Beſtre⸗ 
dungen auf bereitwilliges Entgegenkommen ber Bevölkerung bes Kurilantee. 
Wir beftätigen den Auitrag, welchen ber Generalinnjor v. Bayer dem geheis 
men Neyierungsratd Mittler, dem Oberfinanzrath Ledderhoſe und dem Obers 
gerichtsrath Etienne ertheilt bat: bie laufenden GSefchäite in den Miniſterien 
bes Innern, ber Finanzen und der Juſtiz nad ber Landesverfaſſung und 
ben Landesgeſetzen einftweilen fortzuführen. Wir weilen die Lanbescollegien 
und deren Mitglieder, fowie die übrigen Behörden, Beamten und Diener an, 
ben Verfügungen bes 1mterzeichneten Abminiftratore bes Kurfürftentgums 
und ben Anorbnungen ber vorgebadten Minifterialreferenten Folge zu leiiten, 
bie ibnen obliegenden Pflichten zu eriüllen und die Geſchäfte nach ben Bes 
fiimmungen ber Geſetze fortzuführen.“ 

» (Bundestag). Die Zundesverfammlung beſchließt, nun body 
wieber nicht bloß Kurheflen, jondern auch Defterreicher als Beſatzung 
nah Mainz zu legen. Noch am gleihen Tage rüden benn auch 
2 Bataillone Oefterreiher in Mainz ein. 


» (Bayerifde Armee) Auf die Nachricht von dem fiegreichen 
Treffen ber Hannoveraner bei Langenjalza läßt Prinz Karl feine 
Truppen nad) Norden vorgeben. 


„» Die Preußen unter dem Prinzen Friebrih Karl rüden gegen 
Gitſchin vor, um über dieſes auf Arnau der Armee bes Kronprinzen 
die Hand zu reihen. Heftige Gefechte gegen Clam Gallas. Git- 
ihin wird von den Preußen erftürmt. Die DOefterreiher find auf 
der ganzen Linie im vollen Rüdzug gegen Königgrät. 

» Armee des Kronprinzen von Preußen: die Garben nehmen 
Königinhof. Alle drei Armeen ber Preußen haben ihre Vereinigung 
bewerfitelligt. 

„» (Preupen) Die erften genaueren Nachrichten von den Siegen 
in Böhmen treffen in Berlin ein. Umfchlag der Etimmung. All: 
gemeiner Jubel. Der König und Graf Bismard werben gefeiert. 

„ (Breußen) Der Fürft von Hohenzollern-Sigmaringen, Militär: 
Souverneur. der Rheinprovinz und ber Provinz Weftphalen, erläßt 
von Düffeldorf aus folgende Proclamation an bie Naflauer: 

„Se. Majeftät der König von Preußen bat das Schwert gezogen, um 
Deutfhland vor dem Unglüde zu bewahren, aus ber Bahn einer glänzenden 
geiftigen und materiellen Entwidlung zurüdzufallen unter die entnervende Herr⸗ 
fchaft dynaſtiſcher Intereſſen und einſeitiger Sonderbeſtrebungen. Aber meines 
Königs hochherziger Sinn wollte die zerſtörende Laſt des Krieges nur dorthin 
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Ienfen, wo bie Nothwenbigfeit ber Entfcheibung es forberte. Die reichen 
Länder, welde bie preußijche Rheinprovinz umgeben, ſehen ihre Grenzen 
unberührt, ihren Hanbel ungeftört, bie Blüthe ihrer yelder unangetaftet. In 
frevelhaftem Uebermuthe verkennt aber bas filbbeutihe Armeecorpe am Main, 
zu welchem die nafjauijche Regierung ihr Eontingent geftellt hat, ben menſchen⸗ 
freunblidhen, beutihen Sinn meines Königs und Herrn. Truppen dieſes 
Corps haben es gewagt, in ben preußiichen Kreis Wetzlar einzurüuden und 
durch biefen Schritt für mid die Nothwendigkeit herbeigeführt, Naflau als 
ein feindliches Land anzuſehen. Die Colonnen meines königlichen Kriege: 
herrn marfhiren gegen den Main. Ach Hoffe um des nafjauischen Landes 
willen, baß die Haltung feiner Bewohner feinen Zweifel darüber laffen wird, 
daß fie nicht Theil Haben an bem verblendeten Beginnen ihrer Regierung.“ 


29. Juni. (Bundestag). Schwarzburg-Rubolftadt und Schaumburg:fippe 


30. 


n 


30. 


erflären ihren Austritt aus dem Bunbe, die freien Städte Hamburg, 
Bremen und Lübeck, daß fie bis auf Weiteres ſich nicht an ber 
Thätigfeit der Bundesverfammlung betheiligen würden. 

» Ankunft des Könige Wilhelm auf dem Kriegsſchauplatz in Reichenberg. 
„VBenedek telegraphirt aus Dubenec Abends 6 Uhr: „Das Zurück⸗ 
drängen bes erften (Clam alas) und des ſächſiſchen Armeecorps 
nöthigt mi, den Rüdzug in ber Richtung von Königgrät anzu: 
treten.” Die Depeiche, bie mit ben bisherigen Siegesnachrichten in 
grellem Widerfpruche fteht, erregt in Wien große Eonfternation. 


» (Medlenburg). Der Großherzog von Medlenburg : Schwerin 
weicht der Preflion des preuß. Gefandten, Grafen Find v. Finden: 
ftein, und eines eigenhänbigen Schreibens des Königs von Preußen, 
unterzeichnet den Bündnißvertrag mit Preußen und ftellt demjelben 
fein Contingent zur Verfügung. 

„ (Bremen). Die Bürgerfhhaft ertheilt dem vom Senate mit 
Preußen abgeſchloſſenen Bündniß (gegen etwa 20 Stimmen) ihre 
Genehmigung: 

„Die Bürgerſchaft hat die inhaltsſchwere Mittheilung des Senats vom 
29. Juni in vertraulicher Sitzung berathen. Tief durchdrungen von dem 
Werth und der Bedeutung, welche die bisherige völkerrechtliche Stellung 
unſeres Gemeinweſens unter Gottes Beiſtand für Uns und (wir dürfen e8 ohne 
Meberhebung fagen) auch für das gefanmte Vaterland hatte, fo bat bie 
Bürgerſchaft es doch nie verfannt, daß eine größere nationale Ginigung 
unferes Volfes auch von uns Opfer erfordert und fie ift auch jegt vollfommen 
bereit, folde zu bringen, wenn das Ziel dadurch erreicht wird. Bei dem 
nunmehr ausgebrohenen Krieg, ben fie auf bas Tiefite beflagt, kann fie nur 
in der Hoffnung einigen Troft finden, daß der demnächſtige Friede zu einer 
bauernden Einigung der beutichen Lande, unter Wahrung der Selbftändigfeit 
auch unferes Staates, nah Maßgabe ber preußiſchen Reformvorſchläge führen 
werde, - Die el ift gewiß, bie Anficht ber weitaus überwiegenden 
Mehrzahl ihrer Deitbürger wiederzugeben, wenn fie e8 als ihre Ueberzeugung 
ansipricht, daß das gewünſchte Ziel nur buch Preußen erreicht werden Tann. 
Der Anſchluß an Preußen erfcheint ihr fonah nit nur durch eine richtige 
Politik geboten, ſondern zugleich als eine patriotifche Pflicht und ertheilt fie 
ihrerſeits daher den Anträgen bes Senats ihre verfaffungsmäßige Zuftimmung 
zu dem in der Mittheilung bezeichneten Bündniſſe mit Preußen, indem fie 
in Betreff des Artikels 8 der Grundzüge ber Anficht des Senats, daß biejer 
Artifel unausführbar fei, ſich anfchließt und davon ausgeht, daß auch über 
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andere, fpectelle hanfeatiſche Intereſſen betreffende Punkte Abänderungspors 
ſchläge vorbehalten bleiben.“ 


30. Juni. (Bayerifhe Armee). Prinz Karl verlegt fein Hauptquartier 


” 


nad Meiningen. Nachricht von der Kapitulation ber Hannoveraner 
bei Langenfalza. Die Bayern concentriren ſich gegen SKaltennorb- 
beim zu; die Cavalleriedivifion wird gegen Yulda zu birigirt. 

„ (Bayern). Der Rönig ratificirt die fhon am 14. d. M. mit 
Deiterreih in Olmütz abgeſchloſſene Militärconvention. 
„Maſſau). Die Regierung fordert den abgelehnten Militärcrebit 
zum zweiten Mal von ber Stänbeverfammlung. 


Juli. Die Preußen unter bem Prinzen Friedrich Karl dringen bis 
Horziz vor. 

» (Bayern). Die Regierung verweigert bie Erlaubniß zu Bildung 
bon Wehrvereinen, angeblich wegen beporftehender Mobilifirung ber 
geſammten Landwehr. 

„ König Wilhelm verlegt fein Hauptquartier nad Gitſchin. 

„ Nachts: König Wilhelm ertheilt den Befehl zur entſcheidenden 
Schlacht und verlegt fein Hauptquartier nad Horziz. 

» (Sadfen). Der preuß. Gouverneur befiehlt bie Ablieferung 
aller im Befike von PBrivatperfonen befindliden Waffen. Um bie 
Befeitigung Dresdens zu befchleunigen, werben 800 Arbeiter von 
Berlin beigezogen. 

„ (Hamburg) Der Senat befchließt mit 3 Stimmen Mehrheit, 
bez. bes preuß. Bündniſſes nur der Gewalt zu weichen. 

„ (Breußen). Der Handelsminifter lehnt ein Geſuch um Verbot 
der Kohlenausfuhr nah Süddeutſchland ab. 

» (Defterreih). Beginn ber Armirung ber auf bem rechten 
Donauufer bei Florisdorf zum Schutze Wiens aufgeworfenen Schanzen, 

„ (Bundestag) Coburg: Öothba, Neuß j. % und Mecklenburg 
erflären ihren Austritt aus bem Bunde. 


„ (Bayern). Proclamation des Königs: 

„an Mein Volk! Der verhängnißpolle Krieg in Deutichland iſt unaufs 
haltſam ausgebrohen. Es gilt den Kampf aufzunehmen für deutſches Recht 
und beutfche Ehre, für die eigene Würde und Unabhängigfeit, für die Zukunft 
unferer großen Nation. Für biefe heiligften Güter einzuftehen, haben bie ges 
jeglichen Vertreter bes Landes einmüthig erklärt. Das bayer, Volk ift einig 
mit Mir in edler Opferwilligleit, in bewährter Treue und Hingebung. Die 
Jugend des Landes eilt mit Begeifterung zu den ahnen. Unfere brave 
Armee fteht im Felde unter ber erfahrenen Führung ihres ritterlichen Feld⸗ 
marſchalls Meines theueren Großoheims. Sie wird — beflen habe Ich mid 
freudigen Stolzes bei ihren Anblide überzeugt — mit frifhen Mutbe in 
angeftammter Tapferkeit fämpfen. Bayern! Wir flehen nicht allein in dieſem 
fchweren Streite. Alle bundestreuen Staaten — bas mächtige Oefter: 
reich voraus — find umfere Kanıpfgenoffen. Unfer Ziel aber, es ift ber 
böchften Opfer wert: die Erhaltung Geſammt⸗Deutſchlands als eines freien 
‚und mächtigen Ganzen, gefräftigt durch ben Bund feiner Fürſten und bie 
nationale Vertretung feiner Stämme, bie Erhaltung Bayerns als eines ſelb⸗ 
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ſtaändigen würdigen Gliedes des großen deutſchen Vaterlandes. So laßt uns 
denn muthig und entſchloſſen in den Kampf gehen, in Liebe und Vertrauen 
geeinigt, ſtark durch unſere Verfaſſung, die alle Stürme überdauern wird. 
Laßt uns ausharren in dieſer feſten Zuverſicht, daß der allmächtige Gott der 
gerechten Sache den Sieg verleiht.“ 


2. Juli. (Naffau). Der Herzog erläßt eine landesherrliche Beſtimmung 


3. 


— 
J 


„ 


"„ 


4. 


für den Fall einer feindlichen Dccupation. 


„Schlacht von Königgrätz. Niederlage der Oeflerreiher. Der an: 
fänglihe Rückzug derſelben artet in eine förmliche Flucht gegen und 
über bie Elbe aus. 

Telegramm Benebefs an ben Kaifer: „Hohenmanth (Tüdöftlich 
von Pardubitz), 4 Juli, 3 Uhr Morgens. Nach mehr als fünfitindigem 
brillanten Kanpfe der ganzen. Mrmee und der Sachſen in theilweije ver: 
Ihanzter Stellung vor Königgräg, mit dem Gentrum in Leipa, gelang es 
dem Feinde, fih unbemerft in Chlom feftzufegen. Das Regenwetter hielt 


ben Rulverbampf am Boden, eine beftimmte Ausficht unmöglich madend. 


Hiedurch gelang es dem Gegner, bei Chlom in unfere Stellung vorzudringen ; 
plöglih und unvermuthet in ber Flanke und im Rüden heftig beichoffen, 
wanften bie näcjten Truppen und ungeachtet aller Anitrengungen Tonnte 
es nicht gelingen, dem Rückzuge Einhalt zu thun. Derſelbe ging Anfangs 
Langfam, nahm jedoch an Eile zu, je mehr der Feind drängte, bis Alles ſich 
über die Kriegsbrüden der Elbe, ſowie nad) Pardubitz zurüdzog. Der Berinit 
ift noch nicht überjehbar, aber gewiß jehr bedeutend.“ 

Benedek ſucht durch Gablenz einen Waffenftillftand nad, ber 
von ben Breußen nicht zugeflanden wird. Graf Mensdorff, der 
öfterr. Minifter des Ausw., eilt felbft ins Hauptquartier Benedeks, 
um fih vom AZuftande ber Armee zu unterrichten. Das Gros des 
Ueberreſtes ber Nordarmee zieht fi) gegen Olmütz zurüd. 

» (Preußen). Wahlen zum Landtag. Sieg der Regierung: 
faft die Hälfte der Wahlen fällt zu ihren Gunften aus auf Koften 
des linken Centrums und namentlih ber Fortſchrittspariei. 

„ (Hamburg) Auf Veranlaffung ber von der Bürgerſchaft ge: 
wählten Bertrauensmänner, welche mit Senatscommiflarien über bie 
Trage des preuß. Bünbniffes verhandeln, findet eine Privatverſamm⸗ 
lung von ca. 150 Bürgerfchaftsmitgliebern ftatt, wobei ſich 84 Etimmen 
gegen 61 für Annahme ber preußifchen Propofitionen entſcheiden. 

„ (Shwarzburg-Sondershaufen). Der Landtag genehmigt 
das Bündniß mit Preußen mit allen gegen 1 Stimme. 

„ (Defterreid). Der Kaifer verleiht dem König von Hannover 
das Kommandeur, dem Kronprinzen das Ritterkreuz bes militärifchen 
Maria⸗Thereſienordens. 


| » Bayerifde Armee). Treffen bei Dermbach (Avantgarde ber 


Divifion Zoller). Die Bayern gehen zurüd, 

„ (Heljen-Darmitabt). Ein großh. Edict ruft das zweite 
Aufgebot, weitere 2000 Mann, zu den Waffen. 

„ (Defterreih). Das verbreitetfte Organ bes Wiener our: 


nalismus, die „Preſſe“, erklärt fih für ein Arrangement bezüglich 
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Venetiens, um gegen die Preußen friſche Kräfte ins Feld führen 
zu können. 

4. Juli. (Bayerifhe Armee). Treffen bei Diedorf (Diviſion Zoller) 
und bei Zella (Diviſion Hartmann). Prinz Karl befiehlt den Rück⸗ 
zug. — Ein Kuiraſſierregiment (von der Cavalleriediviſion des Fürſten 
von Thurn und Taxis) ſtäubt bei Gersfeld im Fuldathal in pa: 
nifhem Schreden auseinander. Die Bayern nehmen neuerdings 
Stellung an ber fränkiſchen Saale. 

„ n (8. Bundes-Armee-ECorp8). Markgraf Wilhelm, ver Befehle: 
haber der badiſchen Truppen, befolgt den Befehl zum Anſchluß an 
bie bayr. Armee nicht und tritt vielmehr den Rückmarſch nad Frank: 
furt an. Die demokratiſchen Zeitungen erflären es für offenbaren 
Verrath. Die offiz. Karlsruher Ztg. erflärt barauf wiederholt (am 
7. und 8. Juli): daß bie badifche Regierung den feither eingenom: 
menen politifhen Standpunkt in feiner Weife aufgegeben habe. „Nur 
böstillige Verleumbung Tann zu verftehen geben, als ob die Regierung 
daran gebacht habe, ihre Verbündeten zu verlaflen und ihre Truppen 
ben Verband mit den Truppen bes 8. Armeecorps zu entziehen. 
Mir behaupten, baß nur militäriihde Rückſichten und die daraus 
bervorgehenden Erwägungen und Befehle der Commandirenden bie 
Bewegungen ber Truppen leiten. Politiſche Rückſichten aus mili⸗ 

e täriichen Bervegungen abzuleiten, ift abfolut unftatthaft.“ 

»„ nn (Bundestag) Die Bundesverfammlung beſchließt bie Ber 
feftigung der Stabt Frankfurt. — Das Präfibium bringt eine 
Britifche Note Über die von ber großbritannifchen Regierung einzubaltende 
Neutralität in dem ausgebrochenen Kriege zur Kenntniß der Verſammlung. 

„» n (Didenburg) Drr Landtag genehmigt mit 44 Stimmen 
(4 enthalten fi) bas mit Preußen abgejchloffene Bündniß und 
befchließt weiter mit 33 gegen 14 Stimmen, bie Staatsregierung 
zu erſuchen, daß bie Berufung des Parlaments ſchon erfolge, wenn 
auch noch nicht alle dazu eingelabenen Staaten ſich dafür erflärt 
hätten. 

Beriht bes Landtagsausſchuſſes: Derfelbe, aus 11 Mitgliedern 
beftehend, empfiehlt einftimmig, bem Bündniß bie von der Staatsregierung 
beantragte Zuftimmung zu ertheifen, ift aber in ber Motivirung von vers 
ſchiedenen Anfichten geleitet, nnd bat dabei fi in brei Gruppen geipalten. 
Die aus fünf Mitgliedern beſtehende erfle Gruppe erflärt ſich unbedingt mit der 
bisherigen Politif und mit dem bisherigen Verfahren der Staatsregierung 
einverftanden. Nur mit und durch Preußen Fünnten bie deutſchen Reform⸗ 
beftrebungen zu einem gebeihlichen Ziele gelangen, und nur eine entfchiedene 
und zu Opfern bereitwillige Freundſchaft mit Preußen könne zum Heil 
führen. Die zweite, ebenfalls aus fünf Mitgliedern beftehende Gruppe will, 
nach ber gegenwärtigen Sachlage, nicht minder mit bem abgeſchloſſenen Bünd⸗ 
niffe ſich eimverftanden erklären, glaubt aber das Verfahren ber Staats: 
regierung in fo fern nicht billigen zu dürfen, als dieſe zu rafch vorgegangen 
fei, und ohne weitere Verhandlung, ohne Mobification und ohne jebe Bes 

. bingung bas angetragene Bündnigmit Dank fofort acceptirt babe, während doch 
ber Verſuch hätte gemacht werden mögen, ob nicht für Didenburg eben fo 
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gut Neutralität zu erreichen geweſen wäre, wie ſolche Sachſen, Hannover und 
Kurbefien angeboten worden fei. Die britte Gruppe, ober vielmehr ein Mits 
glied des Ausſchuſſes, bedauert vom großbeutidhen Standpunkt ben Ausfchluß 
der deutfchsöfterreichiichen Provinzen von ber Neugeftaltung Deutſchlands, und 
will nur unter dem Drud ber gegenwärtigen Verbältniffe, bamit das Rand nicht einer 
preußifchen Occupation preisgegeben werde, bem Antrag ber Stastsregierung 
fih anſchließen. 


4. Juli. (Hamburg). Der Eenat erflärt ben Bertrauensmännern 


5. 


" 


"„ 


ber Bürgerihaft, daß er feinen Wiberftand gegen das preußilche 
Bündniß aufgebe. Die Bürgerjchaft genehmigt hierauf dieſes Bünd⸗ 
niß mit 113 gegen 56 Stimmen. 

Beriht und Antrag bes Senats: „...Nah dem Wortlaut biefer 
drei preußifchen Noten und den jonft eingegangenen zuverläfligen Nachrichten, 
wonach kaum mehr zweifelhaft ift, baß Hamburg bas angebotene Bündniß 
unter Erfüllung ſämmtlicher von Preußen geftellten Bedingungen anzunehmen 

ezwungen ift, wenn es ſich nicht ber Gefahr feindfeliger Behandlungen aus: 
Een will, fieht der Senat jih genötbigt, zu der Mobilmachung ber biefigen 
Truppen, welche in Verbindung mit der oldenburgifch:hanfeatifhen Brigabe zur 
Verfügung St. Maj. bes Königs von Preußen zu balten fein würden, bie 
erforberlihen Einleitungen zu treffen.” 


„ Der franz. Moniteur verfünbet: 


„Fine wichtige Thatſache Hat fich ſoeben zugetragen. . Nach Wahrung der 
Ehre feiner Wafjen in Stalien bat der Kaifer von Oeſterreich, eingehend auf 
ben Gedanken, welchen der Kaifer Napoleon in feinem Schreiben vom 11. 
v. M. an Hrn. Drouyn ausgebrüdt, Venetien an ben Kaifer ber Franzoſen 
abgetreten, und beifen Vermittlung zwifchen ben friegführenden Mächten zur 
Herbeiführung bes Friedens angenommen. Kaiſer Napoleon beeilte fich diefem 
Anſinnen zu entiprechen, und wandte fi) folort an die Könige von Preußen 
und Stalien, um einen Waffenſtillſtand herbeizuführen.” 

Tie offiz. „Wiener Abendp.“ fügt diefer Nachricht bei. „Seitens ber öſter⸗ 
reichiſchen Regierung wurde bereits vor ber Schladt vom 3. d. M. an ben 
Kailer der Franzoſen das Erſuchen geitellt, einen Waffenftillftand zwiſchen 
Defterreih und Stalien zu vermitteln, bamit die Vereinigung ber in Stalien 
ftehenden öfterreihifchen Truppen mit der Norbarmee ermöglicht werde. Kaifer 
Napoleon, in feiner Bereitwilligfeit, den Wünſchen Defterreihs zu entiprechen 
und im Streben, ben europäiichen Trieben wiederbergeftellt zu fehen, iſt noch 
weiter gegangen und hat, ohne darum öfterreichijcherjeits birect ober indirect 
erfucht zu fein, feine guten Dienfte angetragen, um auch zwifchen Defterreich 
und Preußen zu vermüteln, und bat foiort auf Waffenftillftand angetragen. 
Das ioyale Anerbieten des franz. Kaijers ift öfterreichifcherfeits angenommen.“ 

Die gefammte Pariſer Preſſe feiert die Mloniteurnote als einen 
großen Sieg Frankreichs und fieht in dem Kaifer den anerkannten 
Schiedsrichter. Europas. Am 5. Abends wird dafür in Paris 
geflaggt, am 6. illuminirt. 

Der franzöfifche Vermittlungsantrag wird von Preußen ſowohl 
als von Stalien nur bebingungsweile angenommen, d. h. von beiden 
eventuell abgelehnt. Preußen präcifirt in einer Dep. des Grafen 
Bismard an ben preußiichen Gefandten in Paris Grafen Golz die 
Bedingungen, unter benen e8 allein auf einen Waffenftillftand mit 
Defterreich eingehen könnte. Italien beruft fih auf feinen Allianz- 
vertrag mit Preußen, nad welchem es keinen einfeitigen Waffen: 


ſtillftand ohne Preußen einzugehen befugt ſei. | 
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5. ul. (O efterreich). Der Wiener Gemeinderath verhandelt in 


" 


vertrauliher Sitzung über die Möglichkeit einer Invaſion ber 

Preußen. Der Silberihag der Bank wird nah Komorn zu ſchaffen 
angefangen. 

» Bundestag) Sahfen-Meimar erflärt feinen Austritt aus 
bem Bunde. — Die Bunbesverfammlung beſchließt, den Bundes⸗ 
regierungen auf das Kindringlichite zu empfehlen, durch Organifation 
von Milizen, Landwehren und felbjt auch Freicorps alle Wehrfräfte 
der in ihrer Selbjtänbigfeit bedrohten deutſchen Bundesſtaaten in 
Fluß zu bringen und durch Anwendung aller zu Gebote ftehenden 
Mittel, Nachſchaffung von Waffen und Kriegsbebürfnifien aller Art, 
dur Auftreibung von Geld die Sicherung eines ehrenvollen Aus: 
ganges zu fördern. — Die in Mainz liegenden Weimarfchen und 
und Anhaltihen Truppen werden aus Mißtrauen nah Raftatt und 
Ulm verlegt. 


„», Die Minifter Evelsheim (Baden), Varnbüler (Württemberg) und 
Dalwigk (Heffen- Darmftadt) gehen nad Frankfurt. 

„ (Baden). Der Handelsminijter Matthy wird unter ben ob: 
waltenden Umftänben feiner politiihen Oefinnung wegen entlaffen. 
„ Der König von Preußen verlegt fein Hauptquartier nach Pardubitz. 
„ Sn Wien hofft man, neben der Vermittlung Franfreihs, auch 
von der Sendung Gablenz ins preuß. Hauptquartier Erfolg: „ES 
find gegründete Ausfichten auf Abſchluß eines Waffenſtillſtands vor: 
handen; officiele Nachrichten bejagen, die preußiihe Armee erlitt in 
ber Schlacht bei Königgrätz berartige Berlufte, daß fie eigentlich 

kampfunfähig iſt.“ 

„ (Hannover). Graf Platen erläßt eine Circulardepeſche, in ber 
bie Vorgänge vor der Kapitulation von Langenjalza zum Nachtheil 
Preußens dargelegt werben. 

„ Raflau) Die Ständeverjammlung lehnt die Bewilligung bes 
von ber Regierung geforderten Militärerebits zum zweiten Mal ab 
und gejtebt der Regierung ftatt 3 nur 2 Steuerfimpla zu. Sie 
wird dafür fofort aufgelöst. 

„ (ranklfurt) Der Senat beſchließt die Mobilifirung bes 
Contingents und die Wiederherſtellung der 1848 aufgelösten 
Bürgerwehr. 


„ Braunfdweig). Der Herzog weicht der wieberholten Som: 
mation des preußiichen Geſandten bezüglich der Frage des Bünd⸗ 
nifjes mit Preußen, unter Vorbehalt der Zuftimmung des Landtags. 
Das Contingent ift ſchon feit mehreren Tagen marjchbereit. 


 „ Defterreid). Der Kaifer richtet ein Manifeft an die Ungarn: 


„An bie getreuen Völker Meines Königreiches Ungarn. Die Hand ber 
Vorſehung laftet ſchwer auf uns; im Kampfe, in welchen Jh nicht freiwillig, 
9 
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ſondern durch bie Macht ber Verhältniſſe gerieih, iſt jede menſchliche Berech⸗ 
nung geſcheitert, nur das Vertrauen nicht, welches Ich in die heldenmüthige 
Tapferkeit Meiner wackeren Armee ſetzte. Um ſo ſchmerzlicher iſt der ſchwere 
Verluſt, von welchem die Reihen jener Tapferen betroffen wurden, und Mein 
väterliches Herz empfindet, mit allen betheiligten Familien zugleich, die Bitter⸗ 
keit dieſes Schmerzes. Um dem ungleichen Kampfe ein Ende zu machen, 
um Zeit und Gelegenheit zu gewinnen, die durch den Feldzug entſtandenen 
Lücken auszufüllen und bie Kriegsmacht gegen die im noͤrdlichen Theile Mei⸗ 
nes Neiches haufenden feindlichen Truppen zu concentriren, babe Ich mit 
großen Opfern in die Verhandlungen wegen Abfchliegung eines Waffenftill: 
ftandes gewilligt. Und nun wende Ich Mich vertrauensvoll an die getreuen 
Völker Meines Königreiches Ungarn, an ihre in ſchweren Zeiten wiederholt 
bewährte Opferwilligfeit. Es muß fi die Kraftanftrengung Deines geſamm⸗ 
ten Reiches begegnen, damit bie Abfchließung des erfehnten Friedens unter 
billigen Bedingungen fichergeftlellt werden könne, Ich bin des ftarfen Glau⸗ 
bens, daß bie fampjtüchtigen Söhne Ungarns, vom Gefühle angeftammter 
Treue geleitet, freiwillig unter Meine Fahnen eilen werben, zu Hilfe 
ihren Angehörigen und zum Schutze bes durch bie Kriegsereigniffe auch un⸗ 
mittelbar bedrohten Vaterlandes. Schaart euch ſohin je zahlreicher zur Ver: 
theidigung bes überfallenen Reiches, ſeid würdige Söhne eurer tapferen Ahnen, 
die durch ihre Heldenthaten zur Verherrlichung des ungariſchen Namens 
nimmer welkende Lorbeerkränze flochten.“ 


7. Juli. (Oeſterreich). Der Kaiſer ermächtigt den Finanzminiſter, 


oo 


„ 


200 Millionen fl. durch freimilliges Anlehen oder Staatsngtenver- 
mehrung zu beſchaffen. Bis die Beſchaffung möglih, hat die Na⸗ 


‚tionalbant die nöthigen Geldmittel, vorläufig bis 60 Mill. Banf: 


noten borzufchießen. | 
(Defterreidh). Der Gemeinderath von Salzburg verlangt vom 
Kaifer die fofortige Einberufung des Reichsraths. 

(Zollverein) in Gircularerlaß bes preuß. Handelsminiſte⸗ 
riums an die Hanbelsfammern bejtätigt, daß troß des ausgebrocdhenen 
Krieges bei Abfertigung der Waaren zur Einfuhr Süödeutfchland 
von Preußen als Inland behandelt wird. Ä 


„ Granffurt). Die gefeßgeb. Berfammlung Tehnt die von ber 
Bundesverſammlung beſchloſſene Zefeftigung der Stadt aus Staats: 


mitteln ab. Die Arbeiten werben nunmehr aus Bundesmitteln fort: 
gelebt. 


„ Die Preußen bejeßen Prag. 


Benebet langt mit feinem Hauptquartier in Olmüb an. 


„ Illuſionen in Wien und in ben preußenfeindlidhen Kreiſen in. 


Paris: 

„2a Preſſe“: „Der König Victor Emanuel bat den Waffenſtillſtands⸗ 
vorſchlag nicht fofort angenommen, fondern erflärt, daß er ſich zuvor hierüber 
mit Preußen ins Benehmen fegen müffe In Folge biefer Weigerung ift 
die italienifche Negierung von bem biesjeitigen Cabinet angewiefen worben 
(avise), jeden feindjeligen Schritt gegen Benetien zu ımterlafjen, ba basielbe 
franzöfifches Gebiet geworden fei. Ein franzöfifcher Commiſſär wird fi un« 
verzüglich nad) Venetien begeben, um bie Verwaltung in Namen Frankreichs 
zu übernehmen, Das Mittelmeergejhwaber wird fofort nach Benebig abs 


gehen.” 


Benifhlen?. 131 


Offiz. „Wiener Abendp.“: „Seitens bes Kaifers ber Franzoſen finb 
neuerdings bie energiichiten Schritte zur Herbeiführung des Waffenftiliftanbes 
eingeleitet worden. Die franzöjifche Flotte ift nach Venebig unterwegs. Der 
franzöſiſche Commiſſär, General Leboeuf, ift angewielen, ſich in das venetia« 

. nifhe Gebiet zu begeben. Gleichzeitig ift General Froſſard in das preußilce 
Hauptquartier mit dem Auftrag entſendet, bie bewaffnete Mebintion Frank⸗ 
reichs anzukündigen. Es iſt der ausgeſprochene Wille bes Kaiſers der Frans 
zoſen, Oeſterreichs Machtſtellung ungeſchwächt erhalten zu ſehen. Die Süd⸗ 
armee iſt im Begriff, Venetien zu räumen, und bat bereits ihren Marſch 
norbiwärt® angetreten.” 


9, Juli. (Defterreid). Der Kaijer genehmigt die Dedung bed unga⸗ 
riihen Recrutencontingents durch Freiwillige. Es ftellen ſich jedoch 
nur Wenige jolde ein. 


„ n 3000 Teichgräber werben in Preßburg geholt, um an ben Ver: 
Ihanzungen auf dem Marchfeld zum Schutze Wiens zu arbeiten. 


10 „Prinz Reuß langt mit einem eigenhändigen Schreiben des Königs 
von Preußen in Paris an. Der König hält darin alle Bedingungen 
aufredht, die Bismard in feiner Weiſung An Graf Goltz als bie 
preuß. Grundlagen für einen Waffenftillitand nebft Friedensprälimi⸗ 
narien mit Defterreich feftgeftellt hatte. Die bereits firirte Abreife 
des Prinzen Napoleon nad) Italien wird in Folge bavon ver: 
ſchoben. 


„La Preſſe“ veröffentlicht (am 11.) eine Mittheilung von Cucheval 
Clarigny, nad) welcher der Miniſter des Auswärtigen, Hr. Drouyn 
de l'Huys, als Unterhandlungsgrunblagen, wie fie von Frankreich 
aufzuftellen feien, folgende bezeichne: | 

„Der dentſche Bund wird aufgelöft. Es wirb ein anderer Bund gebildet, 
von welchen weber Preußen, noch Oefterreih einen Theil bilden. Boy 
Defterreih fol Feinerlei TerritorialsZugeftändnig verlangt werben. Das Aufa 
eben der Rechte Oeſterreichs auf bie Herzogthiimer jol die urfprünglich von 
Breußen verlangte Kriegsentfhädigung erfegen. Preußen würde ſich Schles⸗ 
wig=Holftein, Medlenburg, Helfen und Braunſchweig einverleiben, und «8 
wärde auf biefe Weife feine Bevölkerung auf 25 Millionen gebradht. Ger 
Rhein würde bie weltliche Grenze Preußens werden, Die Brovinzen zwijchen 
bem Rhein und ber Maas würden zur Entſchädigung ber befitlos gewors 
denen Souveräne dienen. Zwiſchen Bayern und Baden wiirde ein Gebiets⸗ 
austauſch ftattfinden, welchen zufolge beinahe die ganze Rheinpfalz an Baden 
gegeben würde. Die Königreiche Sachſen und Hannover und bie ſächſiſchen 
Herzogihümer würden mit Preußen Wifitärconventionen abſchließen. Die 
Bewohner von Landau Würden zwilchen Frankreich und Baden zu wählen 
haben, ebenfo bie Bevölkerung bes Saarthales zwiſchen Franfreih und den 
neuen rheinifchen Souveränen.* 

Die Regierungsblätter bementiren bie Nachricht mit großem 
Nachdruck. 


„„ Hauptquartier des Königs von Preußen in Hohenmauth. 


n m (Defterreid). Meanifeft bes Kaifers: 

„An Meine Völker! Das ſchwere Unglüd, das Meine Norbarntee troß des 
heldenmüthigften Widerſtandes getroffen, die Gefahren, bie dadurch für das 
Vaterland erwachlen, bie Kriegsbebrängniffe, die fich verheerend über Mein 

9° 
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geliebtes Boöhmen ausbreiten und anberen Reichestheilen drohen, bie ſchmerz⸗ 
lihen und unerfeßlichen Verluſte für viele Taufende von Familien baben 
Mein Herz, das jo väterlih warn für das Wohl Meiner Bölter fchlägt, aufs 
Tiefſte erfchüttert. Allein das Vertrauen, das Ih in Meinem Dlanifefte vom 
17. Suni ausgeſprochen, das Bertrauen auf euere unerjchütterlicde Treue, 
Hingebung und Opferwilligfeit und auf ben felbft im Unglüde nicht zu bre⸗ 
enden Muth Meiner Armee, bas Vertrauen auf Gott und Mein gutes bei: 
liges Recht it in Mir feinen Augenblid wankend geworden. Ich babe Mid 
an ben Kuiler der Franzoſen um Bermittlung eines Waffenjiillitandes mit 
alien gewendet. Ich fand nicht nur das bereitwilligite Entgegenkommen, 
fondern Kaiſer Napoleon bat fihb auch aus eigenem Antriebe und in ber 
edeln Abſicht der Verhinderung weitern Blutvergießens zum Vermittler eines 


. Waflenftillitandes mit Preußen und zur Einleitung von Friebensverhandluns 


gen angeboten. ch babe dieſes Anerbieten angenommen. Sch bin zum 
Trieben unter ehrenvollen Bebingungen bereit, um dem Blutvergießen und 
den Verbeerungen bes Krieges ein Ziel zu fegen. Allein nie werde Ich -in 
ben Abſchluß eines Friedens willigen, durch welden die Grundbedingungen 
ber Machtftellung des Neiches erichüttert würden. In biefem Fall bin Ich 
zum Kampfe aufs Aeußerſte entfchloffen und bierin der Zufimmung meiner 


Völker gewiß. Alle verfügbaren Truppen werben zufammengezogen und durch 


bie angeordnete Recrutirung und bie zahlveihen Freiwilligen, weiche der new 
auflebende patriotijche Geift überall zu deu Waffen ruft, ergänzen fi bie 
Heereslüden. Defterreih warb vom Unglüde fihiver getroffen, es ift aber 
nicht entmuthigt, nicht gebengt. Meine Völker! Vertrauet auf Euren Kuijer | 
Defterreichs Völker haben ſich nie größer, ale im Unglüde gezeigt! Auch Ach 
will dem Beijpiele Meiner Ahnen 5 und in unerſchütterlichem Gotwer⸗ 
trauen in Entſchloſſenheit und Beharrlichkeit euch voranleuchten.“ 


10. Juli. Erzh. Albrecht wird zum Commandanten, Gen. v. John zum 


" 


I Y 


Chef des Generalſtabs der gefammten operirenden Armeen Deiter: 
reichs ernannt, | 
(Defterreih). Der Bürgermeilter von Wien bittet den Kaifer 
in befonberer Audienz, Se. Maj. möge Wien nicht den Gefahren 
eines Kampfes oder Beſchädigung ausjfegen und möge ferner nad) 
befeitigter Kriegsgefahr „bezüglich ber ſtaatsrechtlichen und politiſchen 


. Berhältniffe jene Wenderungen eintreten lafjen, welche geeignet jeien, 


die Gemüther auch für die Zukunft zufrieden zu ftellen.“ Der 
Kaifer erwidert: „Die Stabt Wien wird nicht Gegenftanb ber Ver: 
theibigung fein. Es ift mein Wille, daß fie als offene Stabt behan— 
belt werde. Wenngleih ber Brüdenkopf an der Donau befeitigt ift, 
fo dient er nicht dazu, um Wien zu vertheibigen, ſondern er tft 
eine Borfichtsmaßregel, um ben Uebergang über bie Donau, melden 


die Preußen nit nur in Wien, jondern auch an anderen Orten 


anjtreben werben, auf ber ganzen Linie zu Hindern. Oeſterreich 
barf nidht den Vorwurf auf fih laden, daß es, wenn auch feine 
Waffen unglüdlih waren, in Feigheit verfalle und muthlos plötzlich 
alle Hoffnungen aufgebe und den Feind, ohne ihn auch nur zu ver: 
hindern, über die Donau gehen laſſe“. Der Kaiſer erflärt ferner, 
daß „bie Behörden, bie Polizei-Organe, die Statthalterei und er 
felbft in Wien bleiben werben und daß er felbft ber Letzte fein 
werde, welcher, wenn bie Armee Wien verlaſſe, ihr nachfolge.“ 


10. 
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Der Gemeinderath von Wien beihlicht einflimmig, eine Worefie 
an ben Kaijer zu richten, um bie Wünfde und Yorberumgen ber 
Bevölkerung in ber [oyalficn Form zum Austrud zu bringen. 


Juli. (Defterreih). Der Gemeinberatö ven Graz beidlieht, ben 


Kaifer in einer Loyalitätsadrefle nicht nur um Wiebereinführung der 
fitirten Berfaflung, jondern um Beränderung bes ganzen Regierungs: 
ſyſtems zu bitten. 

»„ Die Oefterreiger beginnen Benetien außer dem Heitungewiered 
zu räumen. Die Feſtungewerke von Robigo werben von ihnen im 
bie Luft geiprengt. 

„ (Bundestag) Tie Bundeskaſſe wire aus Frankfurt fert- 
gebracht, Rothſchild Hat die Tepoftten berausgegeben. Die Ehany 
arbeiten in und um Frankfurt werben von furkefliihen Fienieren 
fertgejeßt und bajür 200,000 fl. angawieien. 

„ (Bayerijde Armee). Gefechte bei Kiflingen unb Hammel: 
burg. Tod bes Gen. Zoller. Tie Bayern geben binter den Main 
zurüf und ftellen fih nah tim Mertlaut ker cficiclien Telcjramme 
bei Schweinfurt in Schlachterdnung auf. 

v„ (Bayern) Turd allerhöchjte Terortnung wirb bie gejammmie 
Landwehr aufgerufen. 


 „ MinifterratH in Paris ımter tem Terfig bes Kaiſers. Entichie⸗ 


bene Farteiung für und wiber Oeſterreich (Trouyn te PHhs — 
Rouher). Der LKaijer entideibet ſchließlich gegen eine active linter- 
ftüßung Oeſterreichs; Frankreich wird fi) auf bons offices gegen- 
über ben friegführenden Mächten beihränfen Verſtändigung gei- 
ſchen Preußen und Frankreich: Frankreich gejtcht die Ausſchließung 
Deiterreihe aus Deutſchland zu, wogegen Preußen auf bie Beizie⸗ 
hung ber füblih des Maine gelegenen beutihen Etaaten im bem 
neuen Bund unter feiner Führung verzichtet. Fraukreich übernimmt 
es, den Vorſchlag empicehlend nah Wien zu bejördern. 

BVortlaut des franzöſiſchen Berihlags: „L’Autriebe recon- 
naltra la dissolution de l’ancienne Confederstion germanique et ne 
s’upposers pas & une nouvelle organisation de l’Allemagne dont elle 
ne fera pas partie. La Prusse constituera une Union de l’Allemagne 
du Nord comprenant tous les Eists situ6s au Nord de la ligne da 
Mein. Elle sera investie du eommandement des forees miliisires 
de ces Etats. Les Etats Allemands situ6s an Sud du Mein seront 
libres de former entre eux une Union de l’Allemagne du Sud qui 
jouira d’une existence internationale indspendante. Les liens natio- 
naux & conserver entre | Union du Nord et celle du Sud seront libre- 
ment regles par une entente commune.“ 

Antwortfreußens: „Preugen erfennt in ben Gegenantrãgen (contre- 
propositions) Frankreichs hinreichende Bürzikait, um aui ben vom ihm 
verlangten Waſſenſti Uſtand einzugehen, vorausgeietzt, daß Oeñerreich bie frau⸗ 
zöſiſchen Gegenanträge ale Zriedensgrundlage anzunchmen bereit it. Tas 
— sun erflärt fich ferner — unter se öflerreis 

t Gegenfeitigteit, fi während fünf Tagen Geinbfeligfeit gegen 
Oeſterreich zu enthalten. Tiefes wird innerhalb dieſer Friſt erflären, ob es 
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denijqiand. 


die Friedenagrundlagen genehmige, ober nicht. Wenn dieſe in binnen fünf 


Tagen zu gebende Antwort bejahend ausfällt, wird Preußen dieſe Annahme 


zur Kenntniß der italieniſchen Regierung bringen, und fie einladen, in Ges 
meinſchaft mit dem Berliner Cabinet ben Abſchluß des Waffenſtillſtandes mit 
Defterreih zu gewähren.“ 


14. Auli. Das Hauptquartier des Königs von Preußen ift in Zwittau, 


die Armee marſchirt gegen Brünn. 


n nu rmeebefehl des Erzherzogs Albrecht an bie Sübarmee: 


S 


„Soldaten ber Südarmee! Unfere Waffen im Norden waren bei ben er: 
fin Kämpfen vom Glück nicht begünftigt, Doch vermochte der Unfall, ber fie 
betroffen, da8 Vertrauen unſeres erbabenen Monarchen auf unfer qutes bei: 
liges Recht und unfere Kraft nicht zu erihüttern, und umerichütterlich, wie 
er, ift die ganze Armee, ift ganz Defterreih zum Kampf anf das äußerte 
entſchloſſen, folange Fein ehrenvoller, Oeſterreichs Machtſtellung fichernder 
Friede erreicht wird. Durch dem im kaiſerlichen Manifeſt vom 10. Juli ver: 
kündeten allerhöchſten Entſchluß wird uns eine veränderte Aufgabe zu Theil, 
Während die nothwendigen Kräfte zurüdbleiben, um bie bierländigen Feſtun— 
gen zu behaupten, und im Verein mit ber treuen und muthigen Bevölkerung 
bie Gränzen Tyrols und Inneröſterreichs und der Küfte zu ſchützen, ziehe 
id mit dem Reſt ber Armee zur Verſtärkung unferer Streitmacht nad Nors 
ben, wo die Entſcheidung liegt. Waffengefährten! Ich weiß, ihr könnt ben 
Schauplag eures jüngften Trinmphs nur mit ſchwerem Kerzen verlaffen, 
doch möge hiefür die Hoffnung auf neue Siege euren frenbigen Muth, eure 
Kraft auch neu beleben. Ahr feid berufen, im Norden zu vollenden, was ihr 
im Sübden fo glänzend begonnen. Soldaten ber Befakungen ber venetianie 
ihen Feftungen, in Tyrol und im Küftenlande! Euch made ich zu Erben 
unſeres Steges von Cuſtozza, euch laſſe ich als bie treuen und tapfern Hüter 
bes begonnenen Wertes zurüd; haltet das ruhmvolle Vermächtniß mit uner⸗ 
Ihütterlicher Zühigfeit fe, was auch fommen möge; haltet mit ber Ausbauer 
eurer Vorfahren bie Fahnen unjers theuren Oeſterreichs hoch; eure Aufgabe 
ift fo nothiwendig im Süden, als die unfrige im Norden. Allen wird gleiche 
Ehre, gleiche Anerkennung zu Theil werden. Vol ruhigen Vertrauens rufe 
ih euch in meinem und im Namen aller Scheibenden ein herzliches Lebewohl 
zu, doch gleichzeitig auch auf Mieberfehen, Und ihr, bie ihr mit mir gegen 
Norden zieht, laßt uns im Berein mit unfern bortigen tapferen Waffenbrü: 
bern der Welt zeigen, daß Defterreichs Kraft noch ungebrochen, Taßt uns zum 
Entiheidungsfampf gehen mit dem Bertrauen auf Gott und unſere Kraft, 
welche uns bereits bie größten Schwierigkeiten fiegreich überwinden gelehrt!” 


„» Die erften Truppen ber öfterreihifchen Armee in Stalien treffen 


in Wien ein. 


„ @reugifde Mainarmee). Gen. Vogel v. Falkenftein läßt 


die Bayern bei Schweinfurt in Schlachtordnung ftehen und wendet 
fih Hanau zu gegen das 8. Bundesarmeecorps. 


» (Breußen). Der Großherzog von Medlenburg erläßt einen 


Tagsbefehl an fein ins Feld rüdendes Reſervecorps ber Mainarmee. 


„ (Bundestag) Die Bundesverfammlung bejchliegt, ihren Sitz 


„proviſoriſch“ nach Augsburg zu verlegen und theilt ben Beſchluß 
dem Senat von Frankfurt durch eine Note mit: 

„Die Bewegungen ber feindlichen Truppen legen der Bunbesverfamntlung 
bie Pflicht auf, für die Freiheit ihrer Beratbungen und ben ungeftörten 
Verkehr der Bundestagsgefandten mit ihren Regierungen Sorge zu tragen. 
Aus bem Ernſt ber Zeiten erwachfen der Bunbesverfammlung neue ſchwere 
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Obliegenheiteg, die fie zu exiũllen feft eniſchloſſen if, und biefelbe glaubt es 
ben im gemeinfamen Kampf für Deutſchlande Recht und freiheit zuſammen⸗ 
ftehenben Regierungen und Völkern gleichmäßig ſchuldig zu fein, bie oberfle 
Bunbesbehörde in freier Thätigkeit zu erhalten, ba fie die Unauflöslichkeit bes 
Nationalbandes und bie Zufammengehörigfeit aller deutſchen Länder in geſetz⸗ 
licher Form vertritt. Sie bat daher befchloffen, ihren Sig proviſoriſch nach 
Augsburg zu verlegen, und das beim deutſchen Bund beglaubigte biploma: 
tiſche Corps einzuladen, ihr zu folgen. Indem fie Frankfurt zeitweilig vers 
läßt, Ipricht fie ihre Lebhafıe Anerkennung der vaterlandötreuen Gefinnungen 
aus, welche biefe freie Stabt durch manchen Wechſel der deutſchen Geſchicke 
unverändert bethätigt hat. Dieſe Geſinnungen wird Frankfurt bei feinem 
regen Gefühl für Deutſchlandse Größe und Freiheit auch ferner bewahren. 
Die in diefer Berfammlung vertretenen bundestreuen Regierungen werben 
feft und ungebeugt zur Sache des Buterlands und des Rechts gegen Sonders 
bund und Vergewaltigung ftehen, und die Bundesverſammlung darf baher im 
Vertrauen auf ben endlichen Sieg ber guten Sache die Hoffnung ausfprecdhen, 
daß in den Mauern biefer an Erinnerungen beutiher Größe reichen Stabt 
fi die Vertreter der Fürſten und Völfer zuſammenfinden werben, um Deutſch⸗ 
lands Macht und Freiheit bauernd zu begründen.“ 

Auf den Antrag des Geſandten von Frankfurt wird zugleich bes 
Ihloffen, die angefangenen Befeftigungsarbeiten vor der Stadt eins 


zuftellen. 


41. Juli. (Heffen: Darmftadt). Der Großherzog erläßt eine Verfügung 


für den Fall einer feindlichen Occupation feines Landes. 


12/13. Juli. Eine von Frankreich zwiſchen Preußen und Oeſterreich ver: 


mittelte breitägige Waffenruhe kommt nicht zu Stande. Bebingun: 
gen Preußens. Gegenvorſchlag Defterreihe. Ablehnung Preußens. 

Die in ber preußifhen Antwort angeführten Hauptgründe für bie Ableh⸗ 
nung biefer Gegenvorſchläge find: daß der öſterreichiſchen Sübarmee die Bes 
fugnig verblieben fein würde, ihre Bewegungen fortzufegen, und baß bie 
ann in die Bejegung ber Thayalinie Bis Yundenburg durch bie 
preußifchen Truppen verweigert wurde. 

» Die Preußen rüden in Brünn ein. 

„ Die legten äfterr. Feldtruppen treten ben Rückmarſch nad Norben 
auf der Triefterbahu über Nabrefina an. 

„ Kine Anzahl einflußreiher Männer Norbbeutichlande, aus Hanno ⸗ 
ver, Braunfchtweig, Oldenburg, Mecklenburg und Kurheffen treten in 
Hannover zufammen und bejchließen, eine Erflärung und Anſprache 
an bie Deutſchen im Süben im Sinne ber Beftrebungen bed Nas 
fionalvereins, die 137 Unterfchriften erhält. 

„ Württemberg) Die preußenfreundlide Partei unterliegt 
in einer von ihr einberufenen Verfammlung in Stuttgart, zu ber 
fi) gegen 2000 Männer aller Parteien einfinden, indem von ben 
von ihr vorgeichlagenen Refolutionen nur biejenigen gegen bie von 
Defterreih angerufene Einmiſchung Frankreichs und gegen bie Bil: 
bung eines neuen Rheinbundes einftimmig angenommen werben, eine 
britte dagegen, 

„biefen vorhandenen Gefahren gegenüber ift eine Verftändigung mit Preußen 
über fofortige Einftellung der Seinbfeligfeiten, fowie die Berufung bes Pars 
Yaments zu Feſtſtellung ber beutfchen Verfaffung dringend geboten," 
fallen gelaflen werben muß. 
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13. Juli. Ein franzöſ. Cabinetscourier überbringt die zwiſchen Frankreich, 


14. 


" 


n 


Preußen und Stalien vereinbarten Friedensbedingungen nah Wien. 
» Die Preußen rüden in Znaim ein; bie Defterreicher gehen über 
bie Thaya zurüd und fprengen bie Brüden in die Luft. 
„ Erzh. Albrecht langt in Wien an. Erfter Armecbefehl beffelben. 
„Soldaten vom Norden und vom Süden! Treue, wadere Verbündete 
aus Sachſen! Vereint, wie unfere Gefühle ſtets geweſen, wird nun auch 
unjer Wirken fein! Mächtiger als je zuvor fammelt fi eine Armee aus 
fampfgeübten, an Tapferfeit und Ausdauer glei bewährten Kriegern, bie mit 
dem Bewußtſein einerjeits ſchon errungenen Sieges und anbererfeits mit bem 
heißen Verlangen, ein unverdientes Mißgeſchick zu rächen, ſich nach der Ge: 
Vegenheit fehnen, dem Uebermuthe des Feindes ein Ende zu machen! Laßt 
uns „mit vereinten Kräften“ das große Werk vollbringen und uns biebei 
ftets in Erinnerung halten, daß ber Erfolg Demjenigen zu Theil wird, ber 
Kopf und Herz zugleid, am rechten Flecke bat, der gleichzeitig ruhig zu denken 
und energiih zu handeln weiß, und daß — möge das Glück begünftigen, 
wen es wolle — nur Derjenige verloren ift, ber fich einfchüchtern läßt und 
fi ſelbſt aufgibt!” | 
„ Der preußifche Landrath v. Selchow wird zum preußiſchen Civil⸗ 
commiſſär für öſterreichiſch Schleſien ernannt mit dem Sitz in Troppau. 


„ (8. Bundes-Armeecorps). Gefecht ber Heſſen bei Laufach; 
dieſelben ziehen ſich gegen Aſchaffenburg zurück. — Prinz Alexander 
kündigt der Stadt Frankfurt und dem Bundestage an, daß er fie nicht 
länger fchügen könne, ſondern ans linke Ufer bes Main zurückgehen 
werbe, um bort jeine Vereinigung mit ben Bayern zu bewerfftelligen. 


„ Der „Moniteur” zügelt bie Ungebuld des Publicums bezüglich des 
Gangs der Friedensunterhandlungen: 


„Die Verhandlungen können nit bloß durch den Telegraphen geführt 
werben, und ein Kurier zwiſchen Paris und dem preußifchen Hauptquartier 
braucht drei Tage und drei Nächte. Alles, was wir jagen Fünnen, ift: Die 
Berbandlungen find auf dem Wege bes Yortfchritts, und bie beften Bezie⸗ 
bungen zwilchen Napoleon und dem König von Preußen haben nicht aufges 
hört zu beſtehen.“ 

„ Defterreich nimmt die preußiihen Bebingungen für die Friedens: 
präliminarien nach bem Vermittlungsvorſchlage Frankreichs im Prin: 
cipe an. 

» Die Breußen rüden bei Jetzelsdorf ins Erzherzogthum Defter: 
reich ein. 

„ (Preußen). Der offic. „Staatsanzeiger” ift in der Lage mit: 
zutheilen: 

„Dem Bündniß mit Preußen, welches bie gemeinfame Garantie bes Be: 
ſitzſtandes und bie Verpflichtung zur Berufung de8 Parlaments behufs Ver⸗ 
einbarung ber bundesftaatlichen Verfaſſung auf der Baſis der preuß. Grund: 
Tage enthält, find nunmehr mit Ausnahme von Luremburg, Meiningen und 
Reuß⸗Greiz, ſämmtliche von Preußen nicht occupirte Staaten Norbbeutichlands 
beigetreten. Es find dies, mit Cinfchluß Preußens und Schleswig:Holfteing, 
18 Staaten bes früheren beutichen Bundes: Anhalt, Sadjen:Altenburg, 
Sadjfen: Coburg: Gotha, Sachen : Weimar, SchwarzburgsSondershaufen, 
Schwarzburg-Rudolftadt, Waldeck, Lippe:Detmold, Schaumburg⸗Lippe, Reuß⸗ 
Gera, Oldenburg, Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg⸗-Strelitz, Lübeck, Bre⸗ 


Drafakand.. 137 


men ımb Hamburg. Diefe Staaten repräfentiren mit ber Bevblkerung ber 
von Preußen beſetzten Länder eine Vereinigung von etwa 30 Mill Deutfchen 
in einem vollkommen gefchloffenen Territorialverband, welche in ibren gewich⸗ 
tigften politifhen und materiellen Intereſſen auf einander angewielen, unb 
in ihrer Gulturentwidlung, wie in ihrem religidfen Bekenntniß überwiegend 
bomogen find. In vielen biefer Staaten find die Einleitungen zur Berufung 
bes gemeinfchaftlichen Parlaments, welches die Zufammengebörigfeit berjelben 
am beften darlegen wird, auf Grund bes Reihswahlgefeßes vom 12. April 
1849 bereits getroffen.“ 


14. Juli. (Bundestag). Die Bundesgefandten verlaffen Frankfurt und 


15. 


„ 


"n 


fiedeln nad Augsburg über. — Die um Frankfurt begonnenen Ber: 
Ihanzungen werben wieber abgetragen. 


„ (8. Bundes-Armeecorps). Gefecht bei Aichaffenburg (Heſſen 


und Defterreiher). Die Preußen nehnen Ajchaffenburg, die Reiche: 
truppen gehen über den Main zurüd, 

„ Nah dem Scheitern ber Unterhandlungen über einen breitägigen 
Waffenftilftand rüden die Preußen mit verftärktem Nachdruck gegen 
Wien vor. 


„WBenedek verläßt mit dem Refte feiner Armee Olmütz, um an bie 


Donau zu gelangen. Gefecht bei Tobitihau: preußiſche Kavallerie 
nimmt ben Defterreihern 16 Kanonen ab. 


„ (Mainarmee) Gen. Vogel v. Falkenjtein läßt feine Truppen 


in Eilmärihen gegen Frankfurt rüden. 


„ (Brankfurt). Proclamation des Senats an die Bürgerſchaft 


von Stadt und Land: 

„Der zwiſchen beutfchen Bruderſtämmen ausgebrochene Krieg droht auch 
das Gebiet der freien Stabt Frankfurt zu überziehen. Die hohe beutiche 
Bunbdesverfammlung, welche in biefiger freien Stabt ihren Sig hat, ift bereits 
zu bein Entichluffe gelangt, diefe Stadt zeitweife zu verlafien. Unſere Stadt 
ift eine offene Stabt und ftebt als folhe unter dem Schutze bes burd bie 
Anerkennung aller Nationen geheiligten Völkerrechts. Leben und Eigenthum 
der Bürger und Einwohner erfcheinen baher in Teiner Weiſe bedroht. Das 
gegen fühlt ber Senat in biefer verhängnißvollen. Zeit ſich gebrungen, der 
Bürgerfchaft offen und freimüthig das Nachfolgende zu verkünden: Der 
Senat wirb treu zu bem Bunbe fieben, ber als unauflöslicher Verein 
gegründet ift und bie Erhaltung der Unabhängigkeit und Unverlegbarkeit ber 
einzelnen deutſchen Staaten zum Zwecke bat. Derjelbe hält aber eine Um 
geftaltung ber Bunbesverfafjung, bie Schaffung einer ftarfen 
Gentralgewalt und die Einfegung einer wirkffamen Vertretung bes gefammten 
beutichen Volkes für dringend geboten und wird ſich freudig allen Hierauf 
gerichteten Beitrebungen anfchließen. Es iſt ber feſte Entihluß des Senats, 
bis zu glücklich erreichter Umgeftaltung ber Bundesverfaffung bie durch völs 
ferrechtlihe und Bunbesverträge begründete und gemwährleiftete Unabhängigfeit 
unb Unverlegbarfeit Hiefiger freien Stadt zu wahren. Mag biefer Entſchluß 
auch unferer freien Stadt, diefem frieblihen Gemeinweſen, biejer Stätte bes 
Hanbels und der Gewerbe, dieſer Duelle bes Wohlftandes und ber Wohl: 
thätigfeit, ſchwere Prüfungen auferlegen, fo hegt boch der Senat bie feſte Zus 
verfiht, daß bie gefammte Bürgerichaft in ihrem Rechtsgefühl und ihrer 
Treue für das beutiche Vaterland ihn zur Seite fiebe und im Bewußtſein, 
bag Rechte gewollt und Treue bewahrt zu haben, bie Prüfungen, bie über 
ung kommen Tönnen, ftandhaft ertragen werbe. Gott beſchütze das beutjche 
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15. Juli. (Heilen: Darmftadt). Der Großherzog verfäßt fein Land und 
langt mit feinem ganzen Hofftaat in Münden an. 


„„Maſſau). Der Herzog erläßt eine Proclamation an fein Volt 
und verläßt das Rand: 

„Ter Feind der deutſchen Bundesfache nimmt feit geſtern eine Stellung 
ein, bie mich nöthigt, um nicht, nad) einem in der Geſchichte der Civiliſation 
einzig daſtehenden Beilpiel ber legten Wochen, in Kriegsgefangenſchaft zu ges 
rathen, euch auf — fo Gott will — Turze Zeit zu verlaffen. Ich eile zur 
Armee, weil ich dort bei euren Söhnen und Brüdern unter Raſſau's Fahnen 
wenigftens für einen Theil meiner Landeskinder forgen zu Fönnen Hoffe Die 
Herzogin, meine Gemahlin, und meine Kinder Tafje ih als theure Pfänder 
in eurer Mitte zurüd, Nächſt der göttlichen Vorſehung befehle ich fie eurer 
Obhut; möge der Allmächtige fie und euch alle in feinen heiligen Schu 
nehmen, und ber guten Sache enblih zu ihrem Recht verhelfen. Bewabrt 
mir die alte nafjauifche Treue und Anhänglichkeit, die ihr mir fo oft bewie⸗ 
jen, und bei bem feltenen Feſte, welches wir vor noch nicht zwei Jahren zus 
jammen gefeiert haben, auf rührende Weife von neuem gelobt habt. Welches 
Geſchick auch über uns verhängt fein möge, ich werbe die Ehre Nafjau’s hoch 
halten, unb meine Pflichttreue und Liebe zu euch bis zum letzten Herzſchlag 
— Bauet auf mich, wie ich auf euch baue, ſo wird Gott uns nicht 
verlaſſen.“ 


„„EGSachſen-Weimar). Zuſammentritt bes außerordentlich ein⸗ 
berufenen Landtags. Die Regierung legt demſelben in ihrer Pro⸗ 
poſitionsſchrift das mit Preußen abgeſchloſſene Bündniß zur Geneh: 
migung vor: 

„... In Folge des unheilvollen Mobilmachungsbeſchluſſes ber Bundes⸗ 
maforität vom 14. Juni hat Preußen feinen Ausritt aus dem Bund unter 
bem Grbleten zum Aufbau eines neuen, in allgemeinen Zügen charakterifirten 
Bundes erflärt, und zugleich ift zwifchen ben an jenem Bundesbeſchluß vom 
44. uni beiheiligten Regierungen einerfeits und Preußen anbererfeits ber 
Kriegszuftend an bie Stelle des Friedens getreten Trotz alledem hatten wir 
den Verfuch noch nicht aufgeben mögen, ben Stanbpunft ber Neutralität, ben 
Wir in der Abflinunung ber Bundesverfammlung. von 14. Juni durch Ab: 
lehnung des öftere, Antrags Unfererfeits zu wahren beflifjen waren, auch 
weiterhin möglichſt aufrecht zu erhalten, und Wir fanden Uns in dieſer 
Hoffnung durch den Umſtand beſtärkt, daß Unſer Bundescontingent noch vor 
dem 14. Juni in Folge ausdrücklichen, unter allſeitiger Zuſtimmung gefaßten 
Bundesbeſchluſſes vom 9. v. M. in die nach dem Ausmarſch der öſter⸗ 
reichiſchen und preußiſchen Beſatzung allſeitig als neutral anerkannte Bundes⸗ 
feſtung Mainz abgeſandt war, und hierdurch den Charakter ber Neutralität 
nicht nur ſelbſt erlangt, fondern in natürlicher Folge zugleich auf Unfere 
Staatsregierung übertragen zu haben ſchien. Allein ver wirkliche Ausbruch 

des Kriegs hat dieſes Verhältniß weſentlich geſtört. Keiner von beiden krieg⸗ 
führenden Theilen mag die urſprünglich vereinbarte Neutralität der Bundes⸗ 
feftung Mainz auch jegt noch vollftändig anerkennen, und namentlid iſt bie 
k. preußifche Staatsregierung nicht ‚geneigt, Unjerer Staatsregierung eine 
-neutrale Stellung zuzugeftehen, diefelbe hat dagegen ber letzteren, wie denen 
anderer Nachbarftaaten, den Abſchluß eines Bünbnifjes angeboten, welches 
nad) ben der Bunbesverfammlung. bereits übergeben geweſenen, nebit einem 
Memoire hier angefügten, Grundzügen einer neuen Bundesverfaflung mit einem 
baldigft von Preußen zu berufenden, auch aus bem Großh. nach ben Beſtim⸗ 
mungen bes Reichswahlgeſ. v.1849 zu beſchickenden Barlament näher zu berathen 
und zu vereinbaren fein werde, und bamit zugleich bas Erſuchen verbunden, 
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Unſere Truppen ungefäumt auf ben Kriegefuß. zu ſetzen ımb Gr: Maj. bem 
König von Preußen zur Verfügung zu ſiellen. Hieran reihte fih bie Auf 
forberung, baß bie großh. Staatsregierung jich nicht ferner an ber Thätigkeit 
bes noch in Frankfurt a. M. tagenden Meftes ber Bundesverfammlung, wel⸗ 
her. jetit lediglich noch dae Organ einer gegen Preußen bereits Im Krieg bes 
findfichen Eoafition fet, Hetheiligen möge. Dagegen erbot fi) bie f. preuß. 
Staatsregierung ihrerfeits, die Unabhängigkeit und Integrität Unſres Staats⸗ 
gebiets nach Maßgabe jener am 14. Zuni ber Bunbesverfammlung von Preus 
“ Ben übergebenen Bündnißgrundzüge zu gewährfeiften. Somit in bie Noths 
wendigfeit verfett, in bem Krieg, ber zwiichen ben genannten Bunbesgliedern 
ausgebrochen, Partei zu ergreifen, und nach ber in Zuige des Austritts Freus 
Bens und einer Reihe anderer nord: und mitteldeutfcher, namentlih aud 
thüringiſcher Staaten unzweifelhaft erfolgten factiſchen Aufloſung bes zeithes 
rigen Bundes nicht mehr am leßteren gebunden, konnten Wir über bie zu 
treffende Wahl nicht zweifelhaft fein; nicht allein verwandtſchaftliche Bande, 
vor allem bie geographiſche Lage bes Großherzogthums und die innigften unb 
vielfachften Beziehungen und Verbindungen au ben verſchiedenſten Gebieten 
bes materiellen und geiftigen Lebens, bie felt langen Jahren beitanden, in 
allen Zeiten ein treues AZufammengeben, gegründet auf innere Zuſammen⸗ 
gehörigfeit, erzeugt, und felt der Bildung bes Zollvereins ben Kreis der ge 
meinfamen Intereſſen immer weiter ausgedehnt, das Band Immer fefter ges 
Tnüpft haben, mußten auf das Bündniß mit Preußen hinweiſen. Wir Haben 
Uns daher, mit Vorbehalt ber Zuflimmung bes getreuen Landtags, bereit 
erklärt, biefes Bündniß einzugehen, Unfern Bundestagsgefandten aus Frank⸗ 
furt a, M. abberufen, zuvor aber noch durch denfelben ben Berſuch machen 
laflen, Unfere Truppen, nachdem bie Vorausſetzungen ihrer Abſendung nad 
Mainz inmittelft wefentlich alterirt worden, aus diefer Bundesfejtung zu eigs 
ner Berfügung wieber zurüdzuerbalten. Tiefer Verſuch ift erfolglos geblies 
ben, vielmehr hat ber Militärausichuß, mit nachträglicher Genehmigung ber 
in Frankfurt a. M. noch vertretenen Regierungen, ohne unfer Wiflen und 
Wollen, bie Ucherfieblung Unferer Truppen in die Bundesfeſtungen Ulm und 
Raftatt verfügt. Dafelbit werben diejelben aller Wahrſcheinlichkeit nach fürs 
erſt wenigftens nicht in bie Lage Tonımen, zu einer bem Bündniß mit Preu: 
Ben widerftreitenden Action verwendet zu werben. Immerhin aber jind Wir 
augenblidlih außer Stand, St. Maj. dem König von Preußen Unfer Mis 
litär in feiner ganzen Stärfe zu gemeinfamer Kriegsführung zur Verfügung 
zu fielen. Wir werben indefjen pflichtmäßig unausgefept bemüht fein, bie 
freie Verfügung über basfelbe wicder zu erlangen, um auch in dieſen Punk⸗ 
ten ben Bedingungen des Bündniſſes vollftändig gerecht werben zu können. 
Nach alledem macht ſich die definitive Entſcheidung über hochwichtige Entſchlie⸗ 
Bungen und gefehgeberifehe Acte dringend nöthig, welche in die zufünftigen 
Schickſale Unferes Staats tief eingreifen und ber Zuflimmung ber Vertreter 
Unferes Landes bebürfen... .“ 


Der Gtaatsminifter v. Wabborf ſpricht bie Hoffnung aus, daß, 
wie vor 18 Jahren Regierung und Landtag bemüht geweſen, nad 
ihrem Vermögen bie beutfhe Frage einer glüdlichen Löſung ents 
gegenzuführen, und wie feitbem ftets bie Regierung, fern von allen 
perticulariftiichen Intereſſen, das Wohl des engern und bes großen 
Baterlandes im Auge gehabt habe, fo auch dießmal bie gleiche Eins 
müthigfeit zwifchen Regierung und Landtag beftehen, und es gelingen 
möge, aus ben gegenwärtigen Kämpfen Deutfchland einer feiten und 
frieblihen Zukunft entgegenzuführen, 

Der Lanbing wählt einflimmig ben Abg. Fried (herborragenbes 
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Mitglied des Nationalvereins) zu feinem Praſidenten und übertveist 
die Vorlagen der Regierung einem befonderen Ausſchuß. 

16. Juli. (Frankfurt). Eine Proclamation des Senats ftellt ben Einzug 
der Preußen in Ausfiht und ermahnt bie Bevölkerung, biefelben 
freundlich zu empfangen. Noch am gleichen Tage rüden bie Preu- 
Ben unter General Bogel v. Falfenftein in der Stärke von circa 
25,000 Mann in die Stadt ein unter lautlofer Stille der Be 
bölferung. 


„ n Braunfhmweig). Zuſammentritt des Landtags. Die Regierung 
überreicht bemjelben Vorlagen betreffend das mit Preußen abzu: 
ſchließende Bündniß und die Mobilifirung des Contingents. 

Denkſchrift ber Regierung. Diefelbe erinnert zunächſt an bie 
Stellung, welche Braunfchweig gegenüber bem Bundesbeichluß vom 14. v.M. 
eingenommen. Am 16. uni babe Preußen ber braunichweigifchen Regierung 
ein Bündniß mit dem Erſuchen angetragen, bie berzoglihen Truppen unge— 
ſäumt auf ven Kriegsfuß zu feten und dem König von Preußen zur Ver« 
fügung zu halten, Daneben fich auch bereit zu erflären, an der Einberufung 
bes Parlaments theilzunehmen, fobald biefe von Preußen erfolge. Zugleich 
war im Fall der Annahme die Gewährleiftung der Unabhängigfeit und Irne - 

. tegrität bes Herzogthums nad) Maßgabe ber in ber Bundestagsfigung vom 
14. Juni mitgetheilten Grundzüge bes Bündniſſes zugeſagt. „Bei ber Prüs 
fung diefer wichtigen Anträge trat der Wunfch hervor, einem Kampf gegen 
bie deutschen Vaterlandsgenoſſen fern zu bleiben; ed trat lebhaft vor Augen, 
welch' jchwere und ſchmerzliche, weithin ausgebreitete und zum Theil auf 
Generationen nachwirfende Opfer tragen zu müflen das Land in bie Lage 
fommen würde, und daß weiten Kreilen biefe Trauer nicht erjpart bleiben 
fönnte. Dazu kam, daß fi auch der Ausihuß ber Landesverfammlung, fo: 
wie die hiefigen ſtädtiſchen Behörden nebit der hieſigen Bürgerfchaft für Be: 
wahrung ber bis dahin von der herzoglichen Negierung eingenommenen par- 
teilojen Stellung in dem Streite der beiden deutſchen Großmächte überein= 
fiimmend ausſprachen, und führten diefe Erwägungen dahin, ber preußiſchen 
Regierung die Zuſage zu ertbeilen: ben Bundesbeſchluß vom 14. Juni nicht 
zur Ausführung zu bringen, fich nicht auf die Seite ber Gegner Preußens 
ftellen und bie berzoglichen Truppen auf dem Friedensfuß belaffen zu wollen. 
AZugleih wurde damit die ausdrüdliche Erflärung verbunden, daß die herzogl. 
. Regierung bie mitgetheilten Grundzüge zur neuen Bunbesverfafjung nicht 
nur als geeignete Grundlage anerfenne, fondern auch bereit fei, zur Herbei⸗ 
führung einer beutfchen Verfaffung auf diefer Grundlage gern mitzuwirken. 
Tiefe Anerbietungen und Erklärungen fanden bei ber preußifchen Regierung 
fofort die günftigfte Aufnahme. Bei fortfchreitender Entwidlung ber Errig: 
niffe wurden fpäter bie preußiichen Propofitionen fernerer Erwägung unter: 
zogen, welche Ju einer bie biesfeitige Erflärung vom 18. Juni mobificirenben 
Uebereinfunft mit ber preußiichen Regierung führten, wonach von bier aus 
die Zufage ertheilt wurde, beim Eintritt eines gegebenen Falls einen außer: 
orbentlihen Landtag berufen, bemfelben ben Bündnißvertrag zur Zuftimmung 
vorlegen und, nachdem ſolche ertheilt worben, das Bündniß in ber preußis 
ſcherſeits proponirien Weiſe abſchließen zu wollen, mit Vorbehalt eines Weber: 
einfommens. über bie Art der Verwendung ber Herzoglichen Truppen. Diejer 
Fall ift gegenwärtig eingetreten. Bei den ſchwer wiegenden Folgen, welche 
die deßfallſige Entichließung für die Zukunft des Landes haben Tann, haben 
wir uns zur Aufgabe gemacht, bie vorgenommenen Verhandlungen ber Lan: 
besverfammlung ausführlich mitzutheilen.... Einer befondern Empfehlung 
berfelben wird, e8 weiter nicht bedürfen, fonbern genügen, darauf hinzuweiſen, 
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daß über die zu verfolgenden nationalen Zwecke, fiber die Nothwendigkeit ber 
Umgeftaltung der Bunbesverhältnifje mit deutſchem Parlament, in allen Stas 
bien, welche biefe Angelegenheit bisher burdlaufen bat, Einmüthigkeit zwifchen 
Regierung und Lanbesvertretung ſtets geherricht Bat, und daß die flaatlichen 
Verbältniffe Deutfchlands ſich gegenwärtig bergefialt entwidelt haben, daß 
jenes Ziel nicht anders, als durch engen Anſchluß an Preußen erreichbar 
erfcheint, welches, an ber Spige der intellectuellen und materiellen Entwids 
ung Teutichlands, zugleih auf allen Punkten durch feine energiſche und ers 
folgreiche Action die Keftigfeit feines Baues unbeflreitbar bewielen, und durch 
fein entfchloffenes Auftreten in der deutſchen Berfaffungsfache feinen ernftlichen 
Willen zur Löſung derſelben dargethan Hat...“ 


17. Zuli. Prinz Napoleon gebt nunmehr von Paris in bas Hauptquartier 
bes Könige von Stalien ab. 


» nn Die Preußen bejeten Lunbenburg, ben Senotenpunft der Wiens 
Brünner und Wien-Olmützerbahn. Auch der König von Preußen 
mit dem Hauptquartier trifft bafelbft ein. Kine Abtheilung ber 
Preußen geht bei Horig über die March auf ungarifhen Boden. 

Keine größern djterr. Truppenmaflen ftehen mehr auf dem Tinten 
Donauufer gegen die Preußen. Dagegen Tangt ein Regiment ber 
ital. Armee nad) dem andern zum Schutz der Toonaulinie an, ebenfo 
auch bie fächfifhe Armee von Linz ber. Aufgebot des Landſturms 
in Nieberöfterreih, Oberöſterreich, Kärnthen, Krain und Steiermarf. 
Die Bevölkerung remonftrirt dagegen. Der Gemeinderath von Wien 
befchließt, eine Bürgerwehr von 20,000 Mann (Steuerzahlende und 
Beamtete) zu errichten; die Regierung genehmigt ben Beſchluß fo: 
fort. Adreſſe des Gemeinderaths an ben Kaifer: 

„sn fo bebrängnißvofler Zeit will bie Vertretung Wiens nicht alle Urs 
fachen erörtern, welche die gegenwärtige tiefernfte Page bes Reiches verſchuldet 
haben; das eine aber barf fie ausſprechen: daß dieſe Rage weniger burch bie 
legten Mißerfolge im Feld, als durch bie unglückliche Politik herbeigeführt 
wurde, welche bie Rathgeber ber Krone zum Theil ſchon ſeit einer langen 
Reihe von Jahren fowohl im Innern, als nach außen verfolgten. Doch jetzt 
gilt es, vorwärts zu fchanen und fich bes erhabenen Worts Em. Maj. wür: 
dig zu bewähren, daß Defterreich8 Völker fich nie größer zeigten, als im Un⸗ 
glück. Ja, bie Vertreter der getreuen Stadt Balten an ber Ueberzeugung feſt: 
bie Völfer Defterreich8 werben bie — fie werden fich als biefelben bewähren, 
welche wiederholt zahlreichen und glüdlichen Feinden gegenüber ben Muth 
nicht finfen Tießen, jondern fi treu und feft um ihren Monarchen ſchaarten. 
Sie Halten fi) jeboh zu der Erwartung beredtigt, baß ihr Kaiſer, in Vers 
wirflichung jener Grundfäge, die er wiederholt ala die leitenden Gebanfen 
feiner Regierung ausgefprochen bat, unter Mitwirkung von Räthen, welche 
in ber Bolfövertretung bie feitefte Stübe bes Throns und bes Reichs fehen 
und im Einflang mit bdiefer eine kraftvolle und wahrhaft freifinnige Politit 
ins Leben rufen werde. Ew. Maj. haben in Ihrer hoben Einficht ſich ver- 
anlapt gejeben, bie Führung Ihrer tapfern Armee andern, hoffentlich glück⸗ 
liheren, Händen anzuvertrauen. Möge Ew. Maj. zu dem fegensreichen Ent: 
Ihluffe fommen, auch zur Leitung ber Staarsgefhäfte ſolche Männer zu 
berufen, beren entſchiedene Thatkraft und politifhe Gefinnung den Völkern 
Defterreichs bie Gewähr einer beffern Zukunft zu geben geeignet ift.“ 

» „ Ein Manifeft des Kaifers ruft alle waffenfähigen Männer Tyrole 
zur DVertheibigung bes Vaterlandes gegen Stalien auf, _ 
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17. Juli. (Frankfurt). Die Preußen befeben die Hauptwache, und con⸗ 


18, 


figniren die Frankfurter Garnifon in ihre Caferne, wo fie aufgelöst 
wird. Dem zu einer Sitzung verfanmelten Senat wirb feine Auf: 
jung angelünbigt und bie Senatoren v. Bernus und Speltz ver: 
haftet. Eine Proclamation des Gen. Vogel v. Falkenſtein verfün: 
bet, daß er bie Regierungsgewalt über bie Stabt Frankfurt, das 
Herzogthum Naſſau und bie occupirten Theile von Heflen- Darmftabt 
und Bayern übernommen habe. Das „Frankf. Kournal“ wird zum 
offic. Organ ber preuß. Militärbehörde erklärt, bie (demokratiſche) 
„Reue Frankf. Zeitung“ und die (confervativc) „Frankf. Poſtzeitung“ 
werben unterdrüdt. 

»„ Die offic. preuß. Prov.Corr.“ fagt über ben bisherigen Gang ber 
Friedensunterhandlungen: 

„Die Verhandlungen zwilchen Frankreich und Preußen haben einen Ver: 
lauf genommen, welcher durchaus nicht ben Erwartungen Oeſterreichs, wohl 
aber dem zuverſichtlichen Vertrauen entipricht, welches bie preußiiche Regie⸗ 
rung in ben vedlichen, ehrenhaften Willen bes Kaiſers Napoleon geſetzt hat. 
Tie franzöſiſche Regierung Hatte der von Preußen Fundgegebenen Abficht, auf 
einen Waffenfullſtand nicht eher einzugehen, als bis gemeinjame Grundlagen 
für ernfte Friedens verhandlungen gewonnen feien, alsbald zugeftimmt. Wer: 
geblich bemühte ſich Oeſterreich, durch Frankreichs Einmifhung einen ſoforti⸗ 


gen Waffenſtillſtand zu ertrotzen; bie von Wien aus verbreitete Nachricht, daß 


Frankreich mit einer „bewwafineten Einmiſchung“ gegen Preußen wie gegen 
Italien drohe, erwies ſich ſehr bald als ein vergebliher Wunſch Oeſterreichs. 
Kaiſer Napoleon ſetzte ſich durch ein eigenhändiges Schreiben mit unſerem 
Könige In Verbindung, welcher unmittelbar darauf den Geſandten, Prinzen 
Neuß, nah Paris entiandie, um eine fgl. Erwiderung auf das Schreiben 
des Kaifers und zugleich die Vorſchläge Preußens in Betreff ber Grundlagen 
von Friedensunterhandlungen zu überbringen. Preußens Forderungen waren, 
foviel darüber befannt ift, von beim Bemwußtfein bes großen Erfolges, ben 
unfre Waffen errungen haben, babei aber von bem Geifte großer Mäßigung 
eingegeben. Nächſt ber vollitändigen Löſung der fchlesiwigsholfteiniichen Frage 
im Sinne der unmittelbaren Vereinigung der Herzogthüimer mit Preußen, 
ſcheint unſere Regierung, wie fie von Anfang an verfündet but, als Zweck 
und Ziel bes Krieges und als Preis bes Sieges vor Allem die feite Einigung 
ber deutſchen Staaten, zumal ganz Norbddeutichlands unter Preußens Füh— 
rung und das Ausjcheiden jedes öſterr. Machteinfluffes entichieden feftgehalten 
zu haben. Was weiteren unmittelbaren Länbererwerb betrifft, jo ſcheint 
Preußen gerade in diefer Beziehung, im Vergleihe mit bem ausgedehnten 
Gebiete, welches unſre Truppen bereits erobert haben, eine hohe Mäßigung 
geübt, allerdings aber die durch bie neueften Ereigniſſe handgreiflich hervor: 
etretene Nothwendigkeit im Ange behalten zu haben, eine unmittelbare und 
—* Verbindung zwiſchen den öſtlichen und weſtlichen Provinzen ber Mo: 
narchie berzuftellen. Der Kaifer beihloß, die preußiſchen Forderungen ale 
Grundlagen für die Friedensverhandlungen Defterreich gegenüber anzunehmen, 
im Falle des Echeiterns diefer Verhandlungen aber an der bisher befolgten 
neutralen Politit Frankreichs feitzubalten. Nachdem die vorläufigen Friedens: 
verhandlungen auf Grund biejes Einverftändniffes feitgejtellt waren, wurben 
diefelben von der franzöfifchen Regierung in Wien mitgetbeilt und empfohlen, 
und der König verhandelte bereits in Brünn unter Mitwirfung des franzde 
ſiſchen Borfchafters über eine breitägige Waffenrube. In Wien indeß riefen 
Preußens Forderungen leidenfchaftlihe Erregung hervor. Die Forderungen 
und Bebingungen, welde Preußens Maßigung aufgeftellt Hatte, find von 
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Deflerreich zurüdigerviefen und vereitelt: unſere Feinde werben es. fih ſelbſt 
zuzufchreiben haben, wenn mit ben Anſtrengungen und Opfern auch ber 
Preis des Kampfes fich fleigern muß.” F 

18. Juli. Die preuß. Regierung trifft Maßregeln zur Mobiliſirung auch 
des zweiten Aufgebotes der Landwehr. 

„» » Mainarmee). Die Preußen beſetzen Darmſtadt, Wiesbaden, 

Bieberich und Höchſt. 

„P„ &ranktfurt). Der Stadt Frankfurt wird von ben Preußen 
eine Contribution von 6 Mil. fl. auferlegt, die von ber Bank in 
baarem Silbergeld bezahlt wird. 

19. „ Benedek, der fih mit dem Reſt feiner Armee von Olmüb nad 
Ungarn durchgeſchlagen, fteht bei Freyſtadt nächſt Tyrnau. 

vn Die Preußen beſetzen Gänſerndorf bei Wien. 

» nm General Bogel v. Falkenftein wird zum Milttärgouverneur von 
Böhmen ernannt. Gen. v. Manteuffel tritt an feine Etelle als 
Commandant ber Mainarmee. 

„—21. Juli. Conferenz ber Minifter v. d. Pforbten (Bayern), Barn- 

büler (Württemberg), Dalwigk (Heffen) und Edelsheim (Baben) in 
Münden. 

20, „ (Franffurt). General Manteuffel verlangt von Frankfurt 
eine neue Contribution von 25 Mil. Die gefeßgebende Verſamm⸗ 
lung lehnt die Zumuthung wiederholt entfchieden ab. 

„ m Die preußifhe Reſervearmee bricht unter dem Großherzog von 

Mecklenburg von Leipzig nad) dem Main auf. 

rn » (Sahfen- Weimar) Der Landtag bevollmädtigt bie Regie: 
rung mit 28 gegen 1 Stimme zum Abſchluß des Bünbniffes mit 
Preußen und genehmigt mit 27 gegen 2 Stimmen ben fernern 
Antrag feiner Commiflion: 

„Der Landtag wolle diefe Ermächtigung im Hinblick auf die Mangelhaf⸗ 
tigfeit ber vorliegenden Grundzüge mit folgender, einer beionbern Motivirung 
nicht bebürfender Erflärung begleiten: babei fpricht ber Landtag die zuvers 
fihtlihe Erwartung aus, daß bei den bevorftehenden PBarlamentsverhandluns 
gen nicht bei den in ber Beilage der höchſten Propofitionsfchrift mitgetheilten 
Grundzügen bes Bündniſſes werde ftehengeblieben werden, ſondern daß es 
Preußen und ſeinen Bundesgenofſen gelingen werde, durch Vereinbarung mit 
dem zu berufenden Parlament ein viel umfaſſenderes, den gerechten Forde⸗ 
rungen des deutſchen Volks entſprechendes Verfaſſungswerk zu Stande zu 
bringen. Insbeſondere erwartet der Landtag — ohne jedoch die ertheilte 
Ermächtigung hiedurch zu bedingen — 1) daß Preußen mit ſeinem geſamm⸗ 
ten bisherigen Staatsgebiete in den neuen Bundesſtaat eintrete, und daß auch 
Schleswig bemfelben einverleibt werde; 2) daß unter ben im Art. 1 ber Beil. 
erwähnten kgl. nieberländijchen Landestheilen das Großherzogthum Luxemburg 
nicht mit verſtanden, letzteres alſo Deutſchland erhalten werde; 3) daß nad 
bem Borgang der beutfchen Neichsverfaffung von 1849 eine einheitliche Eres 
eutivgewalt des Bunbesftaats gefchaflen und in die Hände bes mächtigſten 
Bundesgenofjen, d. 5. Preußens, gelegt werde; und endlih 4) daß bieler 
Grecutivgewalt ber ausjchliepliche Dberbefehl über bie Land: und Seemacht 

decs Bunbesftaats übertragen werbe.“ 

„» nn (Braunfämweig). Der Landtag genehmigt bie Vorlagen ber 
Regierung bez. bes Bünbnifjes mit Preußen, 


444 Deuniſchland. 


21. Juli. Angeblicher Abſchluß eines förmlichen Protokolls zwiſchen Preußen 
und Frankreich bezüglich Nordſchleswigs. 

nn Seeiladht bei Liſſa. Glänzender Sieg der öſterreichiſchen Flotte 

unter Tegethoff über die italienifche unter Perſano. 

„» n (Brankffurt). General Röder wird zum preußiichen Stabtcom: 
manbanten, Landrath v. Dieft zum Eivilcommiflär für Frankfurt 
ernannt, 

„.n (T. u 8 Bunbesarmeecorps). Hauptquartier ber Bayern 
in Würzburg und bes 8. Bundesarmeecorpe in Tauberbiſchofsheim. 

„» nn (Bayern) Der Minifter v. d. Pfordten geht nah Wien und 
Nikolsburg ab, um einen Waffenftillftand mit Preußen zu erzielen. 

22. „ Gefecht zwilchen Preußen und Dejterreichern bei Blumenau unweit 
Preßburg, die preuß. Armee hat fih auf dem Marchfeld gegen Wien 
concentrirt, da8 Hauptquartier des Königs ift in Nickolsburg. 

mn Außerordentlihe Conferenz in Wien unter dem Vorſitze des Kai⸗ 
ſers. Es nehmen daran Theil: die Könige von Sachſen und Hans 

mnover, der Großh. von Heflen, die Kronprinzen von Sachſen und 

-* Hannover, die öſterr. Minifter Frank, Mensdorff und Efterhazy, die 

mittelſtaatlichen Minifter Beuft, Platen und v. d. Pfordten. 

nn Abbſchluß einer fünftägigen Waffenruhe zwiſchen Defterreih und 
Preußen, dagegen bat Defterreih die von Stalien an ben Waffen: 
ftillftand feinerjeits gefnüpften, auf Tyrol bezüglihen Bedingungen . 
abgelehnt. Die offic. „Wiener Abendp.“ rechtfertigt die Annahme der 
Maffenruhe mit Preußen damit, daß in erfter Linie die territoriale 
Sntegrität des Neiches gewahrt werben müſſe. Oeſterreich läßt da— 
"bei, von Preußen dazu gezivungen, feine beutjchen Verbündeten gänz- 
lich im Stiche. | 

» n (Bayern). Die Oemeindecollegien von Nürnberg und Augsburg 
geben eine gemeinfame Friedensadreſſe an ben König ein, nachdem für 
eine in Ausficht genommene Deputation Teine Aubienz erlangt wer: 
den konnte: 

„Namenlofes Unglück bat der unbeilvolle Krieg Teutfcher gegen Deutſche 
über unſer Zaterland ſchon gebracht. Blut in Strömen ift vergoflen, Städie 
und Zluren find verwüftet worden. Die Bürger von Nürnberg und Auges 
burg ſcheuen nicht zurüd vor ben Opfern, bie dem Wohl bes Staats gebracht 
werben müjfen, aber fie forſchen heute vergeblich nach den politifchen Erfolgen, 
bie einen Erſatz für bie ſchweren Cpfer bieten jollen. Die gegenwärtige Lage 
ber Tinge läßt nicht abfehen,. welchen Vortheil Bayern durch eine Zortführung 
bes traurigen Kriegs noch erringen könnte; dagegen ift zu befürdten, daß 
durch eine Fortdauer des Kriegs Bayerns Celbjtänbigfeit mehr und mehr 
gefährdet wird, und es iſt gewiß, daß eine längere Theilnahme am Kriege 
dem materiellen Wohlftand des Landes eine kaum in ZTecennien heilbare 
Wunde ſchlagen muß. Tas erfolgte Aufgebot der Landwehr ift nicht geeignet, 
eine günftige Aenderung der militärifchspolitifhen Lage herbeizuführen, ſon⸗ 
bern kann nur beitragen, bas ohnehin große Unglüd zu vermehren und ben 
materiellen Ruin des Landes zu beſchleunigen. Seit fünfzig Jahren wurde 
das bayerifche Landwehrinftitut jo vernadhläffigt, baß es ihm gegenwärtig an 
allen Borausjegungen der Feldbienfttauglichkeit mangelt. Ohne brauchbare 
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Waffen, ohne bie unentbehrliche ſonſtige Ausrüſtung kann bie Landwehr dem 
Feinde nicht entgegengeſtellt werden, und es iſt eine Unmöglichkeit, in wenigen 
Wochen jetzt nachzuholen, was in einem halben Jahrhundert verfäumt worden if. 
Einjtimmig haben bie gefeglihen Bertreter ber Städte Nürnberg und Augs: 
burg beichloffen, gegenwärtige Vorftellung an ben Stufen des Throne nieder⸗ 
zulegen, und um rafche Herbeiführung des Friedens allerebrfurdhtsvolit zu 
bitten. Die Bevölferung von Nürnberg und Augsburg ſteht feſt im treuer 
Anhänglichkeit an Em. k. Majeftät, und das unwandelbare Vertrauen auf bie 
ſtets und überall offenfundige Liebe zum Volk, wovon Ew. k. Maj. ebles 
Herz erfüllt ijt, beftärft die Hoffnung, baß die Bitte um Frieden zum 
Heil bes Throne und bes Landes baldige Erhörung finden werde.” 


23. Juli. Degenfeld, Karolyi und Brenner treffen djterreichifcherfeits in 


24, 


Nidolsburg ein, um über bie Yriedenspräliminarien als Bebingung 
für einen Waffenſtillſtand zu unterhandeln, 


» (Defterreid). Der Kaifer nimmt die Adreſſe bes Wiener 
Gemeinderaths entgegen und antwortet bem Bürgermeifter ziemlich 
ungnäbig, 

„er anerfenne ben Ausdrud ber Loyalität, nur mögen ben Worten auch 
bie Thaten entiprehen, Se. Maj. wolle unter ben gegenwärtigen Verhält⸗ 
niffen abjehen, daß bie Ueberreihung dieſer Adreſſe nicht in ben Wirkungs⸗ 
freis des Gemeinderaths gehöre und biefeibe nur als bie Aeußerung ber eins 
zelnen Mitglieder des Gemeinderathe anfehen. Se. Majeität hege jelbft ben 
wärmjten Wunſch, daß bie conititutionelle Thätigkeit baldigſt wieder ins 
Leben trete; biebei können aber nicht die Wünſche der Stadt Wien allein, 
fondern nur die Bedürfnifje bes ganzen Reihe in Betracht gezogen werben.” 
» (Defterreid). Der Bürgermeifter von Wien berichtet dem 
Gemeinderath über eine neue Aubienz beim Kaifer, in ber er bie 
Beftürzung der Bevölferung über die Antwort des Kaiſers vom Tage 
vorher hervorgehoben und die Verdienſte ber Gemeinde aufgezählt 
habe. Der Kaifer habe geantwortet, er habe niemals die Loyalität 
des Volkes bezweifelt. In Folge dieſer Mittheilung verlaffen bie 
Gemeinberäthe lautlos den Sitzungsſaal. — Die neue Bürgerwehr 
von Wien conftituirt ſich. 

» (Frankfurt). General Röder, der preuß. Stabtcommanbant, 
beſchließt energijhe Maßregeln bezüglid der Contribution von 
25 Mil. und verlangt zunächſt von Bürgermeifter Fellner eine 
Lifte der wohlhabenbften Einwohner. Fellner erhängt ſich in Folge 
biefer Zumuthung. 

„ &. Bundesarmeecorps). Gefecht der Mürttemmberger bei 
Zauberbilhofsheim, das von ben Preußen genommen wirb. 

„ (Baden) Entlaffung des Minifteriums Edelsheim. 

„ Abjchluß einer Waffenruhe zwiſchen Defterreih und Italien. 

„ (U u 8 Bundesarmeecorps). Die Mainarmee wendet 
fih gegen Würzburg. Gefecht ber bayerifchen Avantgarde bei 
Helmitebt. 

„ (Württemberg). Die Württemberger räumen bie bon ihnen 
im Namen bes Bundes occupirten hohenzoller'ſchen Yürftenthümer 
wieder. 


10 
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25. Juli. (Württemberg). Friebensabreffe an ben König. 


„» » (Bayern) Mobification des Minifteriums: Eintritt der Herren 
v. Behmann, v. Greffer und Schlör in dasſelbe — bloße Perjonal:, 
feine principielle Modification. 


26. „ Abſchluß des Waffenſtillſtands und des Präliminarvertrags für 
einen befinitiven Friedensſchluß zwiſchen Defterreih und Preußen 
nad) den zwilchen Preußen und Frankreich vereinbarten Grundzügen. 
Defterreih läßt dabei Bayern und feine übrigen ſüddeutſchen Der: 
bündeten gänzlih im Stich. 


„Bräliminarfriedensvertrag zwifhen Defterreih und 
Preußen: Urt. I. Der Territorialbeftand der öfterr. Monardie, mit Auge 
nahme des Tombardijch:venctianifchen Königreiches, bleitt unverändert. Ge. 
Mai. der König von Preußen verpflichtet fich, feine Truppen aus den bisher 
von denjelben occupirten öfterr. Territorien zurückzuziehen, fobald ber Friede 
abgejchloffen fein wird, vorbehaftlih ber im definitiven Friedensfchluffe zu 
treffenden Maßregeln wegen einer Garantie ber Zahlung ber Sriegsentichä- 
digung. Art. II. Se. Maj. ber Kaifer von Defterreich erfennt die Auflöfung 
des bisherigen beutfchen Bundes an und gibt feine Zuftimmung zu einer 
neuen Geitaltung Deutſchlands ohne Betheiligung des öfterr. Kaiferftaates. 
Ebenfo verjpricht Se. Maj. das engere Bundesverbältniß anzuerkennen, wel: 
ches Se. Maj. der König von Preußen nördlih von ber Linie de3 Mains 
begründen wird, und erflärt ſich damit einverftanden, daß die füdlich von die— 
jer Linie gelegenen beutihen Staaten in einen Verein zufammentreten, deffen 
nationale Verbindung mit dem norddeutſchen Bunde der näheren Verftändi: 
gung zwijchen beiden vorbehalten bleibt. Art. III. Se. Maf. der Kaifer von 
Defterreich überträgt auf Se. Maj. den König von Preußen alle feine im 
Miener Frieden vom 30. October 1864 erworbenen Rechte auf bie Herzog: 
thümer Holftein und Schleswig, mit der Maßgabe, daß bie Bevölkerungen 
ber nördlichen Tiftrifte von Schleswig, wenn fie durch freie Abſtimmung 
ben Wunſch zu erkennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an 
Dänemark abgetreten werben follen. Artikel IV. Se. Majeftät der Kailer 
bon Oeſterreich verpflichtet fich, behufs Deckung eines Theiles der für Preußen 
aus dem Kriege erwachlenen Koften, an Se. Maj. den König von Preußen 
bie Summe von 40 Millionen Thalern zu zahlen. on biefer Summe fol 
jedoch der Betrag ber Kriegskoften, welche Se. Mai. der Kaifer von Oeſter⸗ 
reich Taut Art. 12 des gebachten Wiener Friedens vom 30. Oct. 1864 noch 
an bie Herzogthlimer Schleswig und Holftein zu fordern hat, mit 15 Mil. 
Thalern, und als Nequivalent der freien Verpflegung, welche bie preußilche 
Armee bis zum Friedensſchluſſe in den von ihr occupirten öſterr. Landes⸗ 
theilen haben wird, mit 5 Millionen in Abzug gebracht merben, jo daß nur 
20 Mill. baar zu zahlen bleiben. Art. V. Auf den Wunſch Sr. Maj. des 
Kaifers von Oeſterreich erflärt Se. Maj. der König von Preußen fid) bereit, 
bei den bevorftehenden Veränderungen in Deutfchland den gegenwärtigen Ters 
ritorialbeftand des Königreich8 Sachen in feinem bisherigen Umfange beſte⸗ 
ben zu laſſen, indem er ſich dagegen vorbehält, den Beitrag Sachſens zu ben 
Kriegskoften und bie Fünftige Stellung bes Königreihs Sachſen innerhalb 
bes norddeutſchen Bundes durch einen mit St. Maj. dem König von Sachſen 
abzufäließenden bejonbern Friedensvertrag näher zu regeln. Dagegen ver- 
ſpricht Se. Maj. ber Kaiſer von Oefterreih, bie von Sr. Maj. dem König 
von Preußen in Norbdeutichland berzuftellenden neuen Cinrichtungen, ein- 
ſchließlich der Zerritorialveränderungen, anzuerkennen. Art. VI. Se. Maj. 
der König von Preußen macht fich anheiſchig, die Zuftimmung feines Vers 
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bündeten, Sr. Maj. des Königs von Italien, zu ben Friebensopräliminarien 
und zu dem auf biefelben zu begründenden Waffenſtillſtande zu bejchaffen, 
fobald das venetianifche Königreich dur Erklärung Str. Maf. bes Kaijers 
der Franzofen zur Dispofition Sr. Maj. des Königs von Italien geftellt fein 
wird. Art. VII Die Ratificationen ber gegenwärtigen Uebereinfunft werden 
binnen längſtens 2 Tagen in Nidolsburg ausgetaujht werben. Art. VIII 
Gleich nach erfolgter und ausgetaufchter Ratification der gegenwärtigen Uebers 
einfunft werben Ihre beiden Majeftäten Benollmächtigte ernennen, um an 
einem noch näher zu beftimmenden Orte zujammenzufommen unb auf ber 
Bafis des gegenwärtigen Präliminarverirages ben Frieden abzuſchließen und 
über bie Detailbedingungen besjelben zu verhandeln. Art. IX. Zu biefem 
Zwecke werden die contrabirenden Staaten, nach Feſtſtellung dieſer Prälimis 
narien, einen Waffenſtillſtand für die Faiferl. dfterr. und k. ſächſiſchen Streits 
fräfte einerjeits und die F. preußifchen anderfeits abſchließen, deſſen nähere 
Bedingungen in militärifcher Hinfiht fofort geregelt werben ſollen. Diefer 
Waffenſtillſtand wird am 2. Auguft beginnen und bie im Augenblide beftes 
bende Waffenrube bis dahin verlängert. Der Waffenſtillſtand wird gleichzeis 
tig mit Bayern bier abgefchloffen und ber General Frhr. v. Manteuffel bes 
auftragt werden, mit Württemberg, Baben und Heflen:Darmftadbt einen am 
2. Auguft beginnenden Waffenſtillſtand auf ber Grundlage bes militärifchen 
Beſitzſtandes abzuſchließen, fobald bie genannten Staaten es beantragen. 
Karolyi m. p. v. Bidmard m. p. Brenner m. p.* 

Waffenftilltandsconvention von demſelben Tage, zwiſchen bem 
TZM. Grafen Degenfeld für Defterreih und dem Generalitabschef chen. 
v. Moltke für Preußen abgeichloffen: Die erften 5 Artikel berjelben betreffen 
bie Demarcationslinie, bie Etappenftraßen unb bie Benützung ber Eiſenbahnen, 
ber Lands und Wafferwege. Bezüglich ber Demarcationslinie iſt Folgendes 
beftimmt : „Die preußifchen Truppen behalten einen Rayon, ber weſtlich von 
einer Linie Eger, Pilfen, Tabor, Neuhaus, Zlabings, Znaim begrenzt wird, 
die vorbenannten Ortfchaften mit inbegrifien. Südlih macht die Thaya bie 
zu ihren Einfluffe in die March, öſtlich der letztgenannte Fluß aufwärts bie 
Napagebi und von hier eine gerabe Linie aufwärts nach Oberberg bie Grenze”. 
Art. 6 trifft Vorforge für bie preußifchen Verwundeten, die in ben in Folge 
ber Abgrenzung von ben preußifchen Truppen zu verlafienden Lanbestheilen 
zurüdbleiben. Dem Art. 7 zufolge „geichieht die Verpflegung ber preußiſchen 
Zruppen Seitens ber von ihnen beiehten Landestheile. Gelbcontributionen 
werben preußifcherfeits nicht erhoben." Art. 8 beftimmt, baß „Laiferliches 
Staatseigentbum, inſoweit ſolches nicht ſchon vor Eintritt des Waffenftillitans 
bes in Defig genommen war, preußifcherjeits nicht mit — belegt wer⸗ 
ben” fol. Im Art. 9, dem letzten ber Convention, verheißt bie kaiſerliche 
Regierung, ihre Eivilbeamten baldigſt auf beren Poſten zurüdzufenden, um 
bei ber Verpflegung ber preußiſchen Armee mitzuwirken. 


26, Juli. (Defterreih), Der Belagerungszuftand wirb über Wien 
verhängt, um bie Discuffion der innern Fragen abzufchneiben, im 
Uebrigen indeß jehr milbe gehanbhabt. 

„. » Qiecdtenftein) Das Bundescontingent bes Ländchens zieht 
80 Mann ftark unter feinem Oberlieutenant nad Tyrol aus. 

» » (Bundestag) Sachfen- Meiningen zeigt dem Rumpf: Bundess 
tage in Augsburg feinen Austritt aus dem Bunde an. 

27. „ (7. u 8. Bundesarmeecorps). Die Preußen beſchießen bie 
bayerifhe Feſte Marienberg. Abſchluß einer 24ſtündigen Waffen 
ruhe. | 

„ mn Württemberg und Heſſen⸗Darmſt adt). Die Minifter 
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Varnbüler und Dalwigk gehen nach Nickolsburg, um einen Waffen⸗ 
ſtillſtand mit Preußen zu erzielen. 


27. Juli. Das preuß. Reſervearmeecorps unter dem Großh. v. Mecklenburg 


„ 


„ 


28, 


2 


” 


29. 


beſetzt Bayreuth. 


u Die von der preuß. Regierung gebildete ungarifche Legion unter 


_ General Klapka erhält bei Neiffe ihre Fahnen. 

„ Württemberg) Berfammlung von 73 Mitgliedern ber 
IL. Kammer auf ergangene Einlabung, ſich über bie gegenwärtige 
Rage des Vaterlandes zu befprehen. Mittheilungen des Minifters 
Barnbüler als ritterfchaftlihen Abgeorbneten. Während der Debatte 
darüber entfernt fi) ein anſehnlicher Theil ber VBerfammlung Bon 
53 Mitgliedern wirb ſchließlich beſchloſſen: 

„Die Berfammlung, nachdem fie die Mittheilungen bes Frhrn. v. Varn⸗ 
büler entgegengenommen bat, beichließt bis zu erlangter näherer Kenntniß 
von bem eben jeßt bevorftehenden Ausgang der Unterhandlungen, welche über 
ben Abſchluß eines Waffenftillftands und über Friebenspräliminarien einge: 
leitet find, und an benen auch unfere Regierung im Verein mit unferen 
Bunbesgenofjen fich betheiligt, von einer weitern öffentlichen Kundgebung zur 
Zeit abzuftehen.” 

Tür die beantragte Erflärung: 

„1) Es ift Aufgabe ber Regierung, in Gemeinfhaft mit ben Regierungen 
ber beiden Nachbarſtaaten Verhandlungen zur Einftelung der Feindjeligfeiten 
und Herbeiführung bes Friedens, nöthigenfalls auch ohne Oeſterreich, ſchleu⸗ 


niggſt einzuleiten. 2) Die polit. Scheidung ber jübweftdeutichen Staaten vom 


beutichen Norden wäre ein politifches und volfswirthichaftfiches Unglüd. Es 
ift Aufgabe ber Regierung, zu beffen Abwendung alles aufzubieten, und auf 
Grundlage des von Preußen vorgefhlagenen Parlaments für Herftellung 
einer nationalen, bie Freiheitsrechte des Volks fichernden Bundesverfaſſung 


- mit Außerftem Nahbrud einzutreten.” 


ftimmen: zu 1) bloß 15 Abgeordnete, zu 2) bloß 11 bg. 
„ (Bayern) [hließt in Nickolsburg einen Waffenftillftand mit Preu⸗ 
Ben ab, der aber erſt vom 2. Auguft an beginnen fol. Doch ver- 
heit Preußen mündlich, feine Truppencommanbanten am Main tele: 
graphifch anzumeifen, „‚fernerhin keine Entſcheidung durch die Waffen 
mehr zu ſuchen.“ 
„ (Württemberg). Neue Berathung von Abgeordneten in Stutt- 
gart über die Lage des Landes. Es finden. fi nur 55 Abgeorb-, 
.nete ein, von benen 15 fidy wieber zurüdziehen. Duvernoy bringt 
mit Berufung auf das einfeitige Abkommen Defterreih8 mit Preu⸗ 
Ben und den vorausfichtlihen Austritt Defterreihs aus dem Bunde 
ben Antrag einer Erklärung gegen bie politifche Trennung des beut- 
Then Südens vom Norden ein (ähnlih wie ihn am Tage vorher 
Hölder, Römer, Wächter und Genoffen geftellt haben). Ueber einen 
Beſchluß kann man fih nicht einigen. 
„ (Baden) Neubildung des Minifteriums: Matthy, Jolly, 
Freydorff. | 
„ Ein bayerijches Bataillon wird bei St. Johann nutzlos zufammen- 
: gehauen. eo 
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29. Juli. (Frankfurt). Ein Xelegramm bes Könige von Preußen be 


30. 


ruft den Senator Müller nah Nidolsburg und filtirt inzwiſchen 
alle Zwangsmaßregeln Kehufs Kintreibung ber Gontribution von 
25 Mill. 

»„ (Bürttemberg) Dritte Berfammlung von Wbgeorbneten in 
Stuttgart. Es nehmen 70 Abgeordnete daran Theil. Duvernoy 
wieberholt feinen Antrag vom 28. d. Mts. Derfelbe wirb mit 50 
gegen 20 Stimmen abgelehnt und dagegen beichlofien: 

„Su Erwägung, daß bie württembergifche Regierung in Verhandlungen 
über den Trieben begriffen ift, Hält bie heutige Verſammlung ber Abgeorb- 
neten eine öffentliche Kundgebung in biefem Augenblid ben Intereſſen bes 
Landes jür nicht enifprechenb.” 

„ Die öfterr. Regierung ladet eine Anzahl Wiener Bankiers zu 
einer Conferenz und zur Mithülfe ein behufs fchleunigfter Dedung 
ber an Preußen zu zahlenden Kriegscontribution, 
„ (Bayern). Vollsverfammlungen in Lindau, Kempten und Mem⸗ 
mingen erflären ſich lebhaft dafür, bie Losreifung Süddeutſchlands 
von Norbdeutichland, als den nationalen und volkswirthſchaftlichen 
Intereſſen zumwiberlaufend, burd Eintritt Bayerns und feiner Ber: 
bünbeten in ben zu fehaffenden Geſammtbund zu verhüten. 


- „ Der König von Preußen verläßt Nidolsburg, um nad Berlin 


zurüdzufehren. 


„ (Reuß j. 8) Der Landtag in Gera genehmigt das Bundniß 
mit Preußen. 
„ (Baben) beſchließt feinen Austritt aus dem Bunbe. 

Vortrag des Minifteriums ber ausw. Angelegenheiten 
an den Großherzog; „Der Bund bat ſich thatfächlich und ſtückweiſe aufs 
gelöft. In der Bundestagefigung vom 14. Juni d. 36. hat die Mehrzahl 
der Bundesverfammlung einen von Preußen zum Voraus als Kriegserflärung 
bezeichneten Beſchluß gefaßt und in folge befien bie F. preußifche Regierung 
ihren Austritt erflärt; zahlreiche Staaten bes nördlichen und mittlern Deutſch⸗ 
lands find ihr darin raſch Bintereinander gefolgt. Unb wenn bann aud 
Defterreih, die ſüddeutſchen Staaten und einige durch die Striegsereigniffe 
thatfächlih einer Regierungegewalt entkleidete Souveräne bis in bie jüngfte 
Zeit an ber grundjäßlichen Unauflöslichkeic feftgehalten haben, fo ift doch ber 
Beſtand des Bundes mehr und mehr nur zur rechtlichen Fiction geworben. 
Aber auch diefe Fiction iſt erlofhen. Nach durchaus glaubhaftem Vernehmen 
bat ſich die Präſidialmacht Oefterreich in Folge ungünftiger kriegeriſcher Er⸗ 
eigniffe veranlaßt gefehen, ihr völliges Ausfcheiben aus dem Bunb als Haupt⸗ 
punft von Friebenspräliminarien zuzugeſtehen; andere Regierungen find, jebe 
für fi, in gleichen Verhandlungen begriffen; jo bilden aljo faft nur noch bie 
Vertreter der Minderzahl ber deutichen Bunbesftaaten, zugleich ber minder 
bebeutenden berfelben, und darunter thatfächlich ihrer Negierungsgewalt ents 
fleideter Regierungen, außerhalb des bunbesgefeglichen Sites, das Organ bes 
vormaligen beutfchen Bundes. Die Regierung Eurer T. Hoh. bat fich Bis 
zum legtem Augenblid dem bisherigen einheitlichen Bande ber deutſchen 
Stämme nicht entzogen, obgleich fie beffen Mangelhaftigkeit Iebhafter ale 
vielleicht mand andere Regierung längft anerkannt hatte. Sie hoffte Bis in 
bie Ictte Zeit, in bem Bund wenigftens einen ——— zu einer ge⸗ 
nügenden nationalen Geſtaltung zu finden. Bei gegenwärtiger Sachlage kann 
fie aber dieſe Ausficht nicht mehr feſthalten. Man vermag ſchon auf bem 
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Grund ber jet worliegenden, wenn auch unvollfändigen, doch authentiſchen 
Nachrichten, und noch mehr nach vollftäubigerem Einblid in die in ber letzten 
Zeit gepflogenen und gegenwärtig ſchwebenden Verhandlungen nachzuweifen, 
baß ein Theil der bisher verbündeten Megierungen durch Separatverhandluns 
gen und Separatverträge, von benen jelbft nad erfolgtem Abſchluß Eurer 


- 8 Hob. Regierung noch feine Kenntniß gegeben ward, ben babiihen Staat 


in bie bringendfte Gefahr gebracht haben. Eurer E. Hob. Regierung war 
veranlaßt, Angefichts biefer Gefahr das Heer aus ben Reihen bes 8. Bundes: 
armeecorps zurüdzugiehen, bamit es nicht in bie Lage Fomme, mit den Trups 
pen weniger Verbündeten ſchließlich allein einem übermächtigen Gegner preis: 
gegeben zu fein. Gegenüber biejen Thatfachen handelt es ſich für die großh. 
Regierung nicht fowohl um einen Austritt aus dem Bund, als vielmehr um 
ben formellen Ausſpruch, daß ber beutiche Bund nicht mehr beftehe. Diefer 
formelle Ausſpruch fcheint Eurer f. Hoh. Regierung im Intereſſe bes Landes 
unb Volles dringend geboten.“ 


: Aug. (Helien- Darmftabt) fließt in Nidolsburg einen Waffen: 


ſtillſtand mit Preußen, v. 2. Aug. an, ab. 
„» Die Preußen rüden in Mannheim unb SHeibelberg ein. 


„ (Hannover) Eine Erklärung gegen bie drohende Annerion 
findet, obwohl ihr die preuß. Behörden hinbernd in ben Weg tre 
ten, faſt 30,000 Unterſchriften. Di 

„ (Braunfhweig) Auf das Gerücht, daß ber Herzog bie Re⸗ 
‚gierung zu Gunſten des Kronprinzen von Hannover nieberlegen 
wolle, bejchließt eine Bürgerfammlung, das Herzogthum wolle, fo 
lange ber Herzog lebe, unter deſſen Regierung in ber mit bem 
Bundesftaat verträglihen Selbſtändigkeit bleiben, dann aber feine 
kleinſtaatliche Eriftenz nicht fortfegen, fondern in Preußen aufgehen. 
„ Die Waffenruhe zwifchen Defterreih und Stalien wird bis zum 
10. Aug. verlängert, um einen Waffenftillftand zu ermöglichen. 

„ Preußen labet die fübdeutfhen Staaaten zu Eröffnung von Frie: 
densverhandlungen nad Berlin ein. 

„ Württemberg). Abſchluß des Waffenftillftandes zwiſchen Preußen 
und Württemberg in Nidolsburg. 

» (Bundestag). Baden zeigt feinen Austritt aus dem Bunde an. 
„ Baden). Ein großberzogliches Decret unterftelt das Gouver⸗ 
nement ber bisherigen Bunbesfeftung Raftatt dem badiſchen Kriegs: 
miniftertum. 

„ (Hannover). Beide ftädtifhen Collegien der Reſidenz beſchlie⸗ 
ßen eine Adreſſe an König Georg um Abdankung zu Gunften des 
Kronprinzen. 

„ (Baden) fchließt in Nidolsburg einen Waffenftillftanb mit Preußen. 
„» Breußen) Der „Staatsanzeiger" bringt eine officielle Dar: 
Vegung gegen bie irculardepefhe des hannover'ſchen Minifters 
Platen vom 6. Juli und bie Anjchuldigungen desfelben gegen 
Preußen. 
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3. Aug. (Raffau). Die bisherigen Chefs ber Negierungsbepartements 


4. 


werben von den preußifchen Gewalthabern befeitigt und durch an- 
bere mehr im Sinne ber äffentliden Meinung und bes öffentlichen 
Nutzens erlebt. 

„ Ankunft des Könige vor Preußen in Berlin. 


„ Preußen richtet eine Circulardep. nebit dem Entwurf eines Bünb- 
niffes an bie unter dem 16. Juni (ſ. d.) eingelabenen norbdeutfchen 
Staaten: 

„Circulardepeſche: „...Nur zwei biefer Staaten haben bie Eins 
labung der kgl. Regierung abgelehnt: Sachſen-Meiningen und Neuß ältere 
Linie. Nachdem mit ben übrigen Staaten der über bie einzelnen Punkte ges 
führte Schriitwechfel in ber zweiten Hälite des vorigen Monats feinen bs 
ſchluß gefunden, befindet ſich die kgl. Regierung nunmehr in ber Lage, ihrer 
Zuſage durch die Vorlegung bes angefhlojjenen Bündnißvertrags zu entipres 
hen. Derſelbe beſchränkt fi) darauf, bie Vorauoſetzungen und Zuficherungen 
ber ibentilchen Note vom 16. Juni d. J. im bie vertragsmäßige Form zu 
erheben, und die Fol. Regierung gibt fi beihalb der Erwartung bin, daß 
der im Intereſſe der Verbündeten liegende Abſchluß recht bald flattfinden 
werde. Die beſondern Verabredungen, welche der Biinduißvertrag offen Hält 
und weldye mit einzelnen Regierungen bereitd vorbereitet find, würden nad 
dieſſeitigem Vorſchlage in einem Zuiagartifel zum VBertrage mit ben betrefs 
fenden Regierungen zu erwähnen fein und den Abfchluß des Bündnißvertrags 
nicht zu verzögern brauchen. Ew.... wollen von ber gegenwärtigen Depeſche 
die Regierung... in Kenntniß feßen und bie baldige Ermädtigung bes 
bortjeitigen Gejandten in Berlin oder eines beſondern Bevollmächtigten zum 
Abſchluß des Bündnißvertrags angelegentlih befürworten.“ 

Entwurfeine® Bündnißvertrages: „Um ber auf Grundlage 
ber preußifchen identifchen Noten vom 16. Juni 1866 ins Leben getretenen 
Bundesgenoffenihaft zwifhen Preußen, Deelenburg- Schwerin, Sachſen⸗ 
Weimar, Medienburg:Strelig, Didenburg x. einen vertragsmäßigen Ausdrud 
zu geben, haben bie verbündeten Staaten ben Abſchluß eines Bünbnißvers 
trages befchlojjen und zu diefem Zwed mit Vollmacht verfehen: Se. Mai. 
ber König von Preußen... Se. tal. Hoh.,... welche, nachdem fie... 
über nachftehende Artikel übereingefommen find: Art. 1. Die Regierungen 
von... ſchließen ein Offenſiv⸗ und Defenjivbündniß zur Erhaltung der Uns 
abhängigkeit und Integrität, fowie ber innern und äußern Sicherheit ihrer 
Staaten und treten fofort zur gemeinfchaftlichen Vertheidigung ihres Beſitz⸗ 
ftandes ein, welchen jie ſich gegenfeitig durch dieſes Bünbniß garantiren. 
Art. 2. Die Zmede bes Bünbnifjes follen definitiv durch eine Bundesverfaſ⸗ 
jung auf der Buſis der preußifchen Grundzüge von 10. Juni 1866 ſicher⸗ 
geftellt werden, unter Mitwirkung eines gemeinfchaftlich zu berufenden Pars 
laments. Art. 3. Alle zwiſchen den Verbündeten bejtchenden Verträge unb 
Mebereinfünfte bleiben in Kraft, foweit fie nicht Ducch gegenwärtiges Bünbniß 
ausdrücklich mobifieirt werden. Art. 4. Die Truppen ber Berbünbeten ftehen 
unter dent Oberbefehl Sr. Maj. bes Könige von Preußen. Die Leiftungen 
während bes Kriegs werben durch befondere Verabrebungen geregelt. Art. 6. 
Die verbündeten Regierungen werben gleichzeitig mit Preußen bie auf Grund 
bes Reichswahlgeſetzes vom 12. April 1849 vorzunehmenden Wahlen der Abs 
georbneten zum Parlament anordnen und letzteres gemeinfchaftlih mit Preus 
Ben einberufen. Zugleich werben fie Bevollmächtigte nad) Berlin jenden, um 
nah Maßgabe ber Grundzüge vom 10. Juni d. 3. ben Yunbesverfafjungss 
entwurf fetzuftellen, welcher dem Parlament zur Berathung unb Vereins 
barung vorgelegt werben fol. Art. 6. Die Dauer bes Bündniſſes ift bis 
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zum Abſchluß des neuen Bundesverhältniſſes, eventuell auf ein Jahr, feſt⸗ 
geſetzt, wenn der neue Bund nicht vor Ablauf eines Jahres geſchloſſen ſein 
ſollte. Art. 7. Der vorſtehende Bündnißvertrag ſoll ratificirt und die Rati⸗ 
ficationsurkunden ſobald als möglich, ſpäteſtens aber innerhalb drei Wochen, 
vom Datum des Abſchluſſes an, in Berlin ausgewechſelt werben.“ 


4. Aug. Verfammlung des Ausichuffes bes deutſchen Handelstags, ber 


ftändigen Deputation bes volkswirthſchaftlichen Congrefjes, die fich 
durch Einladungen an eine Anzahl von Mitgliedern auf 50 — 60 
verftärft hat, des Ausſchuſſes des Nationalvereins, endlich einer 
Anzahl politifcher Männer aus verichiedenen norbbeutihen Staaten, 
befonders Oldenburg, Hannover, Sadhfen, Thüringen und Braun: 
ſchweig in Braunfchweig. 

Die einzelnen Kreife tagen zuerſt geſondert, dann gemeinfam. In ber 
Verſammlung der Mitglieder des volkswirthſchaftlichen Congreſſes beantragt 
Braun aus Naffau, daß ziwar bie wirthichaftliche Einigung auch mit ben 
außerhalb des Bundes ftehenden Staaten aufrecht erhalten, jedoch bie Ver⸗ 
waltung der Zollvereins:Angelegenheiten unbedingt ber Gentralgewalt im 
Bundesftaate, die Gefeßgebung eben diefer Angelegenheiten dem Bundesſtaats⸗ 
parlament anheimgegeben werben follte, in welchem letztern bann zu bie: 
ſem beftimmten Zwed auch Abgeorbniete ber Südſtaaten nach Verhältniß ber 
Bevölkerungszahl mitzuftimmen hätten. Ein Unterantrag dazu — von Als 
breit aus Hannover — will biefes letzte Recht den Südftaaten nicht ein⸗ 
räumen, biefelben alfo nur an ben wirtbfchaftlichen Wohlthaten bed Zoll: 
vereins, aber nicht an der Verwaltung und Geſetzgebung befjelben theilnehmen 
laffen. Ein weiterer Antrag, von Biedermann aus Leipzig, dem fich Faucher 
aus Berlin und auch Braun ſelbſt anfchließen, gebt dahin, daß das von 
Braun vorgefchlagene Abfommen nur bis höchſtens 1870 gelten, dann aber 
ben Süddeutſchen nur bie Mahl bleiben folle, entweder ohne Weiteres dem 
Bunbesftaat beizutreten, ober aber aus dem Zollverein auszuſcheiden. Nach 
langer und lebhafter Debatte werben alle dieje Anträge mit großer Mehrheit 
zum Beſchluß erhoben. In ber gemeinfamen Perfammlung erflärt der Aus: 
ſchuß bes Handelstages jeine Zuftimmung zu biefen Beichlüffen. 

„» (Sabjen-Altenburg). Die Landihaft (Landtag) beichliekt 
bezüglich des Bünbniffes mit Preußen einftimmig: 

„1) Zu dem von der Staatsregierung unterm 21. Juni db. 3. mit ber 
Krone Preußen abgeichloffenen Bündniß nachträglich bie verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen; 2) ihr Einverfländniß dazu zu erflären, daß 
bie Wahlen zu dem feinerzeit zu berufenden Parlament nach Maßgabe ber 
Beſtimmungen bes Reichswahlgeſetzes vom 12. April 1849 ausgejchrieben 
werden; 3) bie Staatsregierung im Voraus zu ermächtigen, ben mit bem zu 
berufenden Parlament noch näher zu vereinbarenden neuen Bundesvertrag 
unter vorausertheilter landſiändiſcher Zuftimmung abzufchließen; 4) bei ber 
Mangelhaftigfeit der in dem Bündnißvertrag vorgelegten Verfaſſungsgrund⸗ 
züge an bie Staatsregierung — ohne jedoch bie sub 3 ertheilte Ermädtigung 
biedurch zu bedingen — das Erſuchen zu richten, ihrerſeits dahin zu wirken, 
baß bei den bevorfiehenden PBarlamentsverhandlungen nicht bei den mitgetheil- 
ten Grundzügen des Bündniſſes werde ftehen geblieben werben, fondern durch 
Vereinbarung mit bem Parlament ein viel umfaffenderes, ben gerechten For: 
derungen bes beutfchen Volks entfprechendes Verfaſſungswerk, insbejondere 
babin zu Stande gebradyt werde, daß a) Preußen mit feinem gelammten 
bisherigen Staatsgebiet in den neuen Bundesvertrag eintrete, und daß au 
Schleswig bemfelben einverleibt werde, b) unter ben im Art. I des Bündnif- 
vertrags erwähnten k. niederländifchen Lanbestheilen das Großherzogthum 
Luremburg nicht mitverftanden, Yebteres alſo Deutfchland erhalten werde, 





Benifälen). 158 


€) nach dem Vorgang der beutfchen Neichöverfafiung von 1849 eine einheit⸗ 
liche Grecutivgewalt des Bundesflante geichaffen und in bie Hände bes mäch⸗ 
tigften Bundesgenoffen, Preußens, gelegt werbe, endlich d) dieſer Exrecutiv⸗ 
gewalt ber ausfchliegliche Dberbefehl über bie gefammte Land⸗ und Seemacht 
des Bundesſtaats übertragen werde, wobei jedoch ausbrädiih zu bemerken, 
baß ber oben rückſichtlich Luremburgs ausgeiprochene Wunſch nur unter der 
Vorausfetzung gelten fol, baß die Erhaltung biejes Gebietstheils bei Dentſch⸗ 
he Ya Loderung des Bundesſtaats in feinen übrigen Beftandtheilen th:ns 
1 . 

4. Aug. (Bundestag). Prinz Karl von Bayern legt fein Commando 
über das 7. u. 8. Bundesarmeecorps nieder. Braunſchweig zeigt 
feinen Austritt aus dem Bunde an. Es wird beichloffen, ben 
Abzug ber norbbeutichen Truppen aus ben Bundesfeſtungen nidt 
weiter zu hindern. 

» nn Bundestag). Die Bundescommiflion in den hohenzollerſchen 
Fürftenthümern ftellt ihre Thätigfeit ein und ber frühere preußiiche 
DOberamtmann übernimmt wieder bie Verwaltung. 

5. „ (Preußen). Eröffnung des Landtages. Thronrebe bes Könige 
(j. Preußen). 

„—8. Aug. (Hannover). Der Erblandmarfhall Graf Münfter ver: 
ſucht umfonft in Berlin die Annerion abzuwenden. 

„» n» Beginn der öfterreichifcheitalienifchen Unterhandlungen über einen 
Waffenſtillſtand in ber iftrifhen Stabt Cormons am Iſonzo. 

6. „ Glückwunſchadreſſe der ftäbtifchen Behörden von Berlin an ben 
König und Antwort besfelben. 

„» nn Die mit dem 8. Bundesarmeecorps verbundene öoͤſterreichiſche Bri⸗ 
gabe kehrt wieder nach Defterreih zurüd. Anſprache ihres Befehls: 
habers, Gen. Neippergs, bei Ansbach an biefelbe. 

7 „ Der franzöſiſche Botichafter in Berlin, Benebetti, theilt dem Grafen 
Bismard eine Verbalnote des Hrn. Drouyn be l'Huys mit, burd 
welche gegenüber ben beabfichtigten umfaffenden Annerionen Preußens 
diefem zugemuthet wirb, durch eine Compenfation zu Qunften Frank⸗ 
reichs ber aufgeregten öffentlihen Meinung Frankreichs zu genügen. 
Preußen lehnt die Zumuthung ab. Benebetti geht in Yolge davon 
(am 9, Aug.) perfönlih nah Paris. 

‚» on (Breußen). Gen. Manteuffel geht in bejonderer Miſſion nad 

St. Petersburg ab. 

„ Die Württemberger und Heflen räumen Mainz. 

„ & Bundesarmeecorps) Ein Tagsbefehl des Prinzen 

Alexander von Heffen verfünbet in Nördlingen die Auflöſung bes 

Corps. Nur die Nafjauer bleiben zwifhen Ulm und Günzburg 

einftweilen noch cantonnirt. 

”„" n» (Hannover) Graf Platen erläßt aus Wien eine Circular⸗ 
bepefche, der eine ausführliche Denkſchrift über bie Politik Hannovers 
vor dem Kriege zur Widerlegung ber Behauptungen bes preußifchen 
„Staatsanz.” v. 3. Aug. beigegeben ift. 


2 


* 
® 
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8, Aug. (Heſſen⸗Darmſtadt). 26 Mitglieder ber II. Kammer ſprachen 
fih in einer offenen Erklärung fehr entf&hieden gegen eine Trennung 
Deutſchlands nad der Mainlinie aus, 

vn Die Waffenruhe zwifchen Defterreih u. Italien wird nochmals, aber 
nur um einen Tag, bis zum 11. d. M., verlängert. 

9. „ Die Friedenspartei gewinnt im italienifchen Gabinet die Oberhand: 
Stalien verzichtet für den Abſchluß eines Waffenſtillſtands auf das 
Princip uti possidetis und bamit auf das Trentino, jo baß ber 
Waffenjtilitand abgejchloffen werben Tann, 

10. „ Beginn der Friedensunterhandlungen zwiſchen Defterreih unb 
Preußen in Prag. 

11, „ Abſchluß des Waffenftillitandes zwiſchen Defterreih und Stalien. 

Die italienifhe Armee geht Hinter die Grenzen Venetiens zurüd. 

„(GReuß ä. L.). Da die Regierung auf ihrem Wiberftande gegen 

Preußen beharrt, fo wird das Ländchen von zwei preuß. Compagnien 

beſetzt. 

13. „ (Preußen) Die Regierung legt dem Landtag den Entwurf 

eines Wahlgeſetzes für den Reichstag des norbbeutihen Bundes vor. 

(Württemberg) ſchließt in Berlin Frieden mit Preußen (ſ. Anh.). 

(Bayern) Eine Volksverſammlung in Münden ſpricht fi 
gegen bie Trennung Deutſchlands durch die Mainlinie und für 
den Eintritt der ſüddeutſchen Staaten in den norbdeutfchen Bunb 
aus, 

14. „ (Preußen). Die Regierung legt dem Landtage einen Geſetzes⸗ 
entwurf bez. Sindemmitätsertheilung für. das bubgetlofe Regiment vor 
und verlangt von demſelben einen außerorbentlihen Credit von 
60 Dill. Thlrn. 

— „ Frankreich läßt die Compenfationsibee gegenüber Preußen fallen 
und verftändigt darüber das Berliner Cabinet. Benebetti fehrt (am 
18.) wieder nad Berlin zurüd. | ne 

— u. (Hannover) König Georg lehnt die ihm zugemuthete Abdan- 
fung zu Gunſten des Kronprinzen ab. 

— „ (Hannover), Die Kitterfchaften beſchließen eine Adreſſe an 
den König von Preußen für „Erhaltung der angeftammten Dynaftie 
und des gegenwärtigen Zerritorialbeftandes des Königreichs.” 

— ,„ DRaffau) Im Gegenfaß gegen eine Adreſſe von Jnduftriellen 
um Einverleibung in Preußen richten die Adeligen des Ländchens 
eine Adreſſe um Erhaltung der Dynaftie an ben König von 
Preußen. | 

— . (Bayern). Die gefhäftsführende Commiffion der Fortſchritts⸗ 
partei in Bayern erläßt eine Anſprache An die Mitglieder: 

| „... In Folge biefer Ereigniffe wird unjer Programm nunmehr lauten 
müſſen: Einigung des gefammten auferöfterreichifchen Deutihlands im Bun: 

. besftant und im Parlament, Leitung ber militäriichen Angelegenheiten und 
bes Verkehrs mit bem. Auslande durch die an Prenßen zu übertragende 
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Centralgewalt. Der Kampf für bie Intereſſen ber Freiheit, welcher den libe⸗ 
ralen Parteien in dem fo -gebilbeten Yundesflaat und feinem Parlamente 
bevorfteht, wird kein leichter jein, dieſe Betrachtung aber barf uns um fo 
weniger abjchreden, da wir durch große und raſche *2*— der politiſchen 
Entwicklung im eigenen Lande wahrlich nicht verwöhnt find.“ 


. Aug. (Preußen). Botihaft des Könige an ben Landtag bez. Ein: 


verleibung von Hannover, Kurheflen, Naffeu und Frankfurt (ſiehe 
Preußen). 

„ (Hannover). Der König von Preußen empfängt bie hannoverſche 
Deputation (gegen bie Annerion). Anrebe bes Spredhers, Minifter 
a. D. dv. Mündhaufen, an ben König, Antwort des Könige, Er⸗ 
wieberung bes Sprechers. 

(Baden). Abſchluß des Friedens mit Preußen zu Berlin. (ſ. Anhang.) 

„  Definitiver Abſchluß des Bündniſſes der norbbeutihen Staaten, 
Medlenburg ausgenommen, mit Preußen nad bem Entwurfe vom 
4. Auguft. 

„ &ayern). Erklärung einer Anzahl von Mündener Vürgern 
gegen bie Beſchlüſſe der Münchener Volksverſammlung vom 13. Aug. 
„ Breußen) Her v. Patow, der ehemal. Yinanzminifter im 
Minifterium Auerswald, übernimmt bie Stelle eines Eivilcommiflärs 
für Naffau und Frankfurt, fowie für Die occupirten Theile von 
Heflen uub Bayern. 

„ (Heffen-Darmftadt). Eine größere Anzahl von Mitgliedern 
ber Ortsvorſtände ber bedeutenden Städte und Ortichaften bes 
Landes, namentlih Darmftadt, Mainz, Bingen, Worms, Alzey, 
Offenbach, Mittelftadt u. ſ. w., beſchließt einftimmig, daß fie fich 
bei ber gegenwärtigen politifchen Lage für verpflichtet erachteten, 

„mit aller Entichiebenpeit, unter Anfhluß an bie Erklärung der 30 heſ⸗ 
fiihen Abgeordneten vom 8. Auguft auszufprehen, daß fie nur in ber Aufs 
nahme in ben zu bildenden norddeutihen Bund die Intereſſen des Landes 
ſowohl in politiſcher als volfswirthichaflliher Beziehung gewahrt jehen und 
jede andere politijche Geftaltung für verwerflih baltcn und daß zur Durch 
führung diefer Politik ein Wechſel des jetzigen heſſijſchen Minifleriums unabs 
weisbar nöthig erjcheint.” 


„ (Württemberg). Preußenfreundlide Verfammlung in Plo⸗ 
hingen, preußenfeindlide am 18. in Heilbronn und am 19. in 
Mühlader. 


un (Medlenburg) Der preußiſch⸗norddeutſche Bündnißvertrag 


vom 4. Ang. wird auch von Medienburg unterzeichnet, doch nur 
unter Vorbehalt. 
» (Bayern). Abſchluß des Friebens mit Preußen zu Berlin. (ſ. Anh.). 


u Abihluß bes Friedens von Prag zwijchen Defterreih und Preußen 


(ſ. Anhang). 

„Frankreich fchließt mit Defterreih eine Uebereinfunft bezüglich 
Benetiens. Die Fiction einer Ceflion von Seite Defterreihs an 
Frankreich wird dadurch aufrecht erhalten: Die Uebergabe ber Feftun- 
gen und bes Gebietes des lombardiſch⸗venetianiſchen Königreichs foll 
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durch ben Bfterreichiichen Commiſſaär zunähft an ben franzäftichen 
Commiflär erfolgen, der fih dann feinerjeits mit den Behörben 
Benetiend wegen Uebertragung des Befitrehts verftändigen wirb. 
Die Bevölkerung foll zur Entſcheidnng über ihr Schickſal berufen 
werben. 

24. Aug. (Bundestag) Lebte Sibung bes Rumpfbundestages in 
Augsburg. 








IL, 


Preußen 
und 
(vom 24. Auguſt an) 


die norddentſchen Bundesſtaaten. 


9. Jan. Der rheiniſche Civilſenat des Obertribunals entſcheidet in der 

Stellvertretungsfrage, jedoch nur mit einer Stimme Mehrheit und 
in Abweſenheit eines Mitgliedes, zu Gunſten des Fiecus. 
„Eröffnung des Landtags im weißen Saale des kgl. Schlofles. 
Es finden fi nur wenige Abgeorbnete außer ben Mitgliedern der 
feubalen Partei dazu ein. Der König eröffnet den Landtag nicht 
in Perfon. Graf Bismard verliest bie Thronrede: 

„In ber letzten Sitzungeperiode ift, wie in ben Borjahren, in Ermange: - 
ung ber nothwenbigen Webereinfiimmung ber Häuſer bes Landtags unter 
einanber und mit der Krone das im Art. 99 ber Verfafſungsurkunde vorges 
fehene Etatsgefer nicht zu Stande gefommen. Es hat baber au im 
abgelaufenen Jahr die Staatsverwaltung ohne ein ſolches Geſey geführt wers 
den müfjen. Vie Nachweifung ber Einnahmen und Ausgaben, welche ber 
Finanzverwaltung bes verflofienen Jahre ale Ricktfchuur gedient hat, ift amt- 
lich zur öffentlichen Kenntniß gekradt worden. Der Staatehauehaltscigtar 
für das laufende Jahr wirb dem Landtag unverweilt vorgelegt werben. Aus 
bemfelben werben Sie bie Ueberzeugung gewinnen, baß unfere Finanzen fi, fort 
dauernd in günftiger Lage kefinden. Bei ken meiften Berwaltungszmei 
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abzuänberndben Grundlagen gegeben worben. Nach mehrjährigen fruchtlos 
gebliebenen Verhandlungen über Geſetzesvorſchlaäge, welche eine Erleichterung 
und Abkürzung ber Dienftzeit in ber Landwehr, fowie eine gerechtere Vertheis 
lung ber Kriegsbienftpflicht überhaupt bezwedten, kann bie Regierung 
Sr. Muj. bes Königs von ber Wiederholung folder Vorſchläge für jept ein 
erſprießliches Reſultat nicht erwarten. Sie wirb es daher bei ben geltenden 
gejeßlichen Beſtimmungen über bie Verpflichtung zum Kriegsdienft einflweilen 
belafjen müflen. Indem bie Regierung bieje ihr abgebrungene Entichließung 
bebauert, bleibt fie von ber Nothwendigkeit durchdrungen, bie jeßige, unter 
Mitwirkung ber früheren Landesvertretung ind Leben gerufene, jeitbem praf: 
tiih bewährte und nach ben beftebenben Geſetzen zuläjlige Einrichtung 
bes Heerweſens aufrecht zu erhalten und die dazu nöthigen Gelbmittel 
auch ferner zu fordern. Wie im Vorjahre, fo hält auch jegt die Regierung 
Sr. Maj. des Könige an bem Beftreben fet, bie jchnelle und Träftige Entr 
widlung ber preußiihen Scemadt zu fördern. Für die Gründung 
dnormelener Hafenetabliffements, für die Beichaffung von Schiffen und beren 
Bewaffnung bleibt bie Verwendung außerordentliher Mittel unerläßlih. Ein 
deßfallſiger Geſetzentwurf wird daher dem Landtag von neuem vorgelegt wers 
ben, zumal durch bie inzwilchen eriolgte Regelung ber Befigverpältnifte von 
Kiel die weſentlichſten der im vorigen Jahr der Vorlage entgegengeitellten 
Bebenten ihre Erlebigung gefunden haben. Die Beziehungen Preußens zu 
allen auswärtigen Staaten find befriedigender und freunbjchaftliher Natur. 
Nachdem durch ben in Gaſtein und Salzburg abgefchloffenen Vertrag Se. 
Mai. ber Kaijer von Dejlerreich feinen Theil an ben Souveränetätsrechten 
über das Herzogthum Lauenburg an Se. Maj. ben König abgetreten bat, 
ift dasſelbe mit der Krone Preußen vereinigt worden, und es ift ber Wille 
Sr. Maj., biejes Herzogthum alle Vortbeile bes Schutzes und ber Pflege, 
welche biefe Bereinigung ihm bietet, unter Schonung ſeiner Eigenthümlichkeit 
genießen zu laſſen. Die fchließfiche Entfcheidung über bie Zukunft ber an- 
dern beiben Elbherzogthümer ift in bemfelben Vertrag einer weiteren Verſtän⸗ 
digung vorbehalten; Preußen aber bat in bem Beſitz Schleswig unb ber 
in Holftein gewonnenen Stellung cin ausreihend«s Pfand bafür erhal⸗ 
ten, daß dieſe Enticheidung nur in einer den deutichen Nationalinterefjen und 
den berechtigten Anſprüchen Preußens entiprehenden Weile erfolgen werbe. 
Geſtützt auf die eigene, durch das Gutachten der Kronſyndici beftärkte recht: 
liche Meberzeugung ift Se. Maj. der König entſchloſſen, dieſes Pfand bis zur 
Erreichung des angebenteten Ziels unter allen Umſtänden feſtzuhalten, und 
weiß jich in biefem Entſchluß von ber Zuſtimmung feines Volks getragen. 
Um’ bie Ausführung bes Canals vorzubereiten, weldher die Oſtſee mit ber 
Nordſee verbinden ſoll, beabfichtigt die Staatsregierung durch eine bejondere 
Borlage bie Mitwirfung der Landesvertretung in Anſpruch zu nehmen. Die 
Bebeutung, welche biefes Werk und mit ihm die Entwidlung ber vaterländis 
ſchen Seemadt für bie Stellung Preußens und für deren Verwertdung im 
Gefammtintereffe Deutfchlands hat, verleiht der Regierung St. Maj. bes 
Königs von Neuem die Zuverficht, daß bei Erwägung ber betreffenden Bor: 
Ingen die Meinungsverfchiedenheiten über innere tragen und bie Parteiftel: 
lungen fi ber Pflicht gegen das gemeinfame Vaterland unterorbnen, und 
daß beide Häufer des Lundtags ber Krone einmüthig und rechtzeitig bie 
Hand bieten werben, um bie Löſung ber nationalen Aufgaben förbern zu 


| belfen, weldye dem preußifchen Staat vermöge feiner Beziehungen zu ben Elbs 


—— in verſtärktem Maß obliegen. Durch die den Hafen von Kiel 


“betreffenden Beftimmungen bes Gafteiner Vertrags ift der Fünftigen 


deutſchen Flotte der bisher mangelnde Hafen gejichert, und es wirb bie 
Aufgabe der preußiſchen Landesvertretung fein, bie Staatsregierung in bie 
Lage zu verfegen, Verhandlungen mit ihren Bunbesgenofjen auf einer Preu⸗ 
bens. würbigen Unterlage eröfinen zu Tönnen. Im Laufe bes verfloflenen 
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Jahro bat Se. Maj. ber König in vier Provinzen bie erneute Huldigung 
der Bewohner folder Lanbestheile entgegengenommen, welche vor einem hal⸗ 
ben Jahrhundert mit der preußiſchen Monarchie neuvereinigt, oder ihr wies 
bergewonnen wurden. Der Geift, in weldyem überall biefe ubelfeier begans 
gen worben ift, bat Zeugniß gegeben von bem erhebenden Bewußtſein 
unjeres Volkes, wie großes Gott an bem preußiſchen Staat gethan, wie viel 
Segen und Gebeihen auf allen Gebieten der öffentlichen Wohlfahrt unferm 
Vaterland in jenem Zeitraum beichieden war. Mit Begeiiterung bat die Bes 
völferung jener Provinzen ihre Dankbarkeit für bas treue lanbesväterliche 
Walten unjerer Fürften befundet, und von neuem gelobt, auch ihrerſeits bie 
Treue zu balten. In Dank gegen Gott und mit dem Gelöbnik, die glück⸗ 
lichen Zuftände aller Landestheile auch fernerhin fördern zu wollen, bat Se. 
Majeftät die erneute volle Zuverficht ausgelprochen, daß ein Band bes Vers 
trauens Fürst und Volk für jegt und für alle Zukunft umfchließen, und bag 
über Preußen Gottes ſegnende Hand auch ferner walten werde. Die Regie⸗ 
rung Er. Maj. trägt das Bewußtiein in fi), daß ihr ber Wille nicht feblt, 
ihrem königlichen Herrn nach dieſem feinem Sinn zu bienen. Sie lebt ber 
Ueberzeugung, baß bei einer unbefangenen, leibenfhaftslofen und 
rein ſachlichen Prüfung deffen, was ihr zu erreihen verr 
gönnt gewefen, wie beffen, was fie mit Hülfe der Landes: 
vertretung noch erftrebt, genug ber Awede und Ziele gefun— 
ben werden müßten, in benen alle Barteien fi eins wiffen. 
erden Sie, meine Herren, von dem Wunſch getragen, dieſe Einigungopunkte 
au — und feſtzuhalten, ſo wird Ihren Berathungen Segen und Erfolg 
nicht fehlen.“ 


16. Jan. Abg.Haus: Gemeinſame Vorberathung bes linken Centrums 


17. 


und ber Fortſchrittspartei Über die Frage der diesjährigen Behand: 
lung des Budgets. Es findet Feine Abftimmung ftatt, das Ergeb 
niß geht indeß dahin, daß die weit überwiegende Mehrheit für eine 
Detailberathung des Budget wie bisher und ohne Rüdficht auf das 
practifche Reſultat geneigt ift. 

„ Abg.-Haus.: Grabem wird mit 192 Etimmen (24 Stimmen 
ber feubalen Fraction fallen auf v. d. Heydt) zum Präſidenten, 
v. Unruh und v. Bodum:Dolffs werden zu Vicepräfidenten gewählt. 
Rede Grabow's bei Antritt feines Amtes: 

„Das in ber letzten Seſſion aufgerollte Bilb über bie innere Lage bes 
Staates hat fi ſeitdem noch mehr verfinftert. Beim Lanbtagsichluß wurde 
dieſes Hans beſchuldigt, die höchſte Richtſchnur aller Parteien, das Wohl bes 
PVaterlandes, dem politifden Meeinungsfanıpfe gegenüber preisgegeben zu ha⸗ 
ben. Die reactionäre Preffe und ſelbſt Geiſtliche durften fich die gehäffigiten 
Angriffe und Schritte maßlofefter Ueberhebung gegen ben zweiten, gleichberech: 
tigten Factor der Gefekgebung erlauben, während ein Feſt am Rhein, durch 
welches das freifinnige Bürgertum Rheinlands und Weſtphalens die viels 
verhöhnten und nemafregelten Volfsvertreter zum Dank für vierjährigen aus: 
dauernden Kampf für die beichiworene Verfafjung ehren wollte, durch bewaff⸗ 
nete Macht verhindert wurde. Ter aus ber gefeglich nicht geordneten Armee- 
reorganifation entſprungene Verfaſſungsconflikt it chroniih geworden ohne 
Verſchulden dieſes Haufes, weldyes nur fein verfaffungsmäßiges Budgetrecht 
vertheidigt, niemal® aber feine Hand nad ihm nicht zuftehenden Rechten aus: 
geftredt bat. Der politifhe Theil der Geſetzgebung ift gänzlih zum Still: 
ftand gebradit, und vergebens hofft bas Land noch immer auf Geſetze über 
Minifterverantwortlichfeit und über bie Einrichtung und bie Befugniffe ber 


‚ Obersehnungsfammer, ohne welche bie Verfaſſung Teine Wahrheit iſt, vers 
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gebens auf eine von freifinnigen Grunbfähen getragene Unterrichts⸗, Ge: 
werbe:, Kreis: und Provinzial:Drbnung. Die Verwaltung bes Staates ift 
von freifinnigen Grundläpen gänzlich entkleidet; die freifinnigen Blätter, 
Bereine und Berfammlungen, bie liberalen Gemeindebeamten und Staats- 
bürger werden gemaßregelt. Nimmermehr aber werben Preußens Bolt und 
befien Vertreter auf die Forderung der rüdhaltslofen Anerkennung und gewiſſen⸗ 
haften Ausübung feines beſchwornen Rechts verzichten. Nur eine barauf gegrüns 
bete Freiheit wird unter Achtung bes Selbitbeftimmungsrechtes ber beutichen 
Bruderftimme zu moraliihen Eroberungen und zu einer befriedigenden Löſung 
ber durch die Gaſteiner Mebereinkunft noch mehr verwidelten ſchleswig-holſtei⸗ 
niihen Frage und zur bundesftaatlihen Einigung Deutſchlands führen. 
Möge greußen in Erfüllung feines beutfchen Berufes einen ſolchen freijinnis 
gen Entwidelungsgang einjchlagen, ehe es durch einen möglidyer Weife ber 
Freiheit günftigen Verlauf ber Verfafjungsfrijis in Defterreich überholt, und 
ehe es überhaupt zu fpät wird! Dann wird Deutichlands einftige Vertre⸗ 
tung bie Zukunft bes beutfchen Vaterlandes mit Freuden in ben mächtigen 
Hänben unjerer Könige gefihert jehen.” 


49, Kan. Abg.Haus: Der Finanzminifter bringt das Budget für 1866 


21, 


26. 
29. 


ein. Ein Antrag Tweſtens, dasſelbe biefmal ohne Ueberweifung 
an eine Budgetcommillon fofort im Haufe zu berathen, wird mit 
Mehrheit abgelehnt und das Budget wie bisher einer Budgetcom⸗ 
miffton überwiefen. Die Regierung Hat fi darin, fünf Punkte 
(worunter namentlih ben Militäretat und ben Preßfonds) ausge: 
nommen, genau an alle vom Abg.-Haus in der vorhergehenden Gef: 
fion gefaßten Befchlüffe gehalten. 


„ Abg.-Haus: Der Vertreter der Regierung verweigert in ber Bubgel- 


commifjion jede weitere Erklärung über den im „Staatsanzeiger“ 
veröffentlichten „Nachweis über bie Einnahmen und Ausgaben. für 
das Jahr 1865” (das von der Krone einjeitig erlaflene Bubget) 
und über den Verbleib des Geldes aus bem Geſchäft der Negierung 
mit der Köln: Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. Die Commiſſion be- 
Ichließt, dem Haufe zunächſt wieder wie im Vorjahre einen Vor: 
bericht über das Budget zu erjtatten und bezeichnet ben Abgeord⸗ 
neten Virchow zum Referenten. 


„ Dep. Bismards an ben Gefandten in Wien bez. der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Frage (1. Deutichland). 


„ Ein Beichluß des Obertribunals ftellt den Art. 84 der Berfaffung 


bez. Nebefreiheit der Abgeorbnieten in Frage. 

Der Abg. Frentzel hatte in einer Nebde im Abg.-Hauſe Aeußerungen über 
ben Regierungspräfidenten in Gumbinnen gethan, worin biefer bem Haß und 
ber Verachtung preisgegeben fein follte, jo daß bie Staatsanwaltichaft den 
Nebner deßhalb gerichtlich belangte. Sowohl das Kreisgericht von Gumbinnen 
als das App.⸗Gericht von Inſterburg hatten jedoch bie Klage mit Rückſicht 
auf jenen Artikel der Verfaſſung abgemwiefen, Tetteres noch unter ausbrüd: 
licher Beziehung auf einen Plenarbeihluß des Dbertribunal® vom 12. Dec. 
1853 und einen Beſchluß des Eriminalfenats vom 11. San. 1865. Dagegen 
geht nun ber Beichluß bes Obertribunals: 

„Schon ber Plenarbeſchluß bes. k. Obertribunale vom 12. Dec. 1853 bes 
fagt in feinen Motiven: daß nicht alle Aeußerungen eines Abgeorbneten in 
der Kammer ber firafgerichtlichen Verfolgung durch Art, 84 ber Verfaſſungs⸗ 


preußen. 161 


urkunde entzogen worden find, und einer dieſer Falle muß auch dann als 
vorliegend erachtet werden, wenn es ſich um ſolche Behauptungen, resp. Ver⸗ 
breitung von Thatſachen handelt, die nach ben Vorſchriſten des G 156 und 
bes Abſatzes 2 bes F 102 des Strafgeſetzbuchs als eine Verleumdung, bez. 
eine Beleidigung mit dem Charakter einer Berleumdung erfcheinen. Der 
Art. 84 ber Berf.-Urk. v. 31. Jan. 1850 ift eine Ausnahme von ber allgemeinen 
Regel, nach welcher alle Angehörigen bes Staats ben beftehenden Strafgeſetzen 
unterworfen find. Der Grund hierzu Liegt in ber Stellung, welche bie Mitglieder 
ber Kammern nad den Beftimmungen der Verf. Urk. einnehmen. Dieje ihnen zus 
gebilligte Ausnahme aber muß im entitehenben Zweifel nach ben Interpre⸗ 
tationsregeln ber SG 46, 54—57 ber Einleitung zum allgemeinen Landrecht 
jo ausgelegt werben, wie fie am wenigſten zum Nachtheil Dritter gereicht, 
„am nächiten mit den Vorjchriften des gemeinen Rechts und dem Hauptend- 
zwed des Staats übereinſtimmt“, und wie ihr Wortlaut nach bem einfachen 
und gewöhnlichen Sprachgebrauch aufzufallen if. In letzterer Beziehung ift 
Folgendes in Betracht zu ziehen. Der erite Abſatz bes Art. 84 a. a. O. 
ſchreibt wörtlih vor: Sie (nämlich die Mitglieder beider Kammern) können 
für ihre Abflimmungen in ber Kammer niemals, für ihre barin ausgelpros 
henen Meinungen nur innerhalb ber Kammer, auf Grund ber Gejchäftes 
ordnung, zur Rechenſchaft gezogen werben. Es fragt fi) daher: in mwelcder 
Weile ber Ausdrud „Meinungen“ aufzufafien ift? Nah dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch verfteht man hierunter lediglich die Reſultate bed Denkver⸗ 
mögens, im Gegenfat zur Behauptung und Verbreitung von Thatſachen. 
Selbitredend können Meinungen auch auf thatfächlichen Borausfetungen bes 
ruhen, fowie fie in ber Regel zugleich eine nähere Begründung bes biekfällig 

ewonnenen Enbergebniljes umfafjen werben; allein felbft dann tragen fie 
ihrem inneren Weſen nad bie Eigenihaft von Thatſachen nicht an fich. 
Daß nun ber Art. 84 a, a. D. unter Meinung nur ben fo eben hervorgeho⸗ 
benen Begriff und nicht auch bie Behauptung ober Verbreitung von eigents 
lichen Thatfachen verftanden hat, ergibt feine Entſtehungsgeſchichte. Die Mes 
gierungsvorlage vom 20. Mai 1848 an bie damalige Rationalverfammlung 
lautete im F 57: Die Mitglieber der Kammer können weber für ihre Abs 
flimmung in ber Kammer, noch für ihre darin ausgefprochenen Meinungen 
zur Mechenichaft gezogen werben. Das Geſetz vom 23. Juni 1848 dagegen 
befagte im F 1: Kein Mitglied ber Verſammlung kann für feine Abftimmuns 
gen, oder für bie von ihm in feiner Eigenſchaft als Abgeorbneter ausgelpros 
henen Worte und Meinungen in irgendeiner Weiſe zur Rechenſchaft gezogen 
werben. Die Beſtimmung diejes Gejeßes hatte fomit einen größern Umfang 
als die erwähnte Negierungsvorlage und ber Art. 84 der Verf.⸗AUrk. vom 
31. San. 1850. Der $ 79 des Commiflions:Entwurfs einer Verf.Urk. ber 
damaligen Nationalverfammlung ging noch weiter, indem es bort heißt: Sie 
fönnen für ihre Abflimmungen, oder für die in ihrer Eigenſchaft ale Abges 
ordnete abgegebenen jchriftlicden oder mündlichen Aeuperungen nicht zur Mes 
henfchaft gezogen werben. Die oetroyirte Verf.⸗Urk. v. 5. Dec. 1848 adops 
tirte diefe Faſſung in ihrem Art. 83 nicht, fondern beftimmte, gleichwie bie 
frühere Regierungsvorlage v. 20. Mai 1848: Sie können weder für ihre 
Abflimmungen in ber Kammer, noch für ihre darin ausgeſprochenen 
Meinungen ızur Rechenſchaft gezogen werben. Bei ber Reviſion dieſer 
Berfaffungs: Urkunde empfahl nun die Commiffion der zweiten Kammer 
folgende Beftimmung: Sie können für ihre Abflimmungen in den Kammern 
niemals, für ihre darin ausgefprochenen Dteinungen nur innerhalb ber Kam⸗ 
mer, auf Grund ber Gefhäftsorbnung, zur Rechenſchaft gezogen werben, ins 
bem hervorgehoben wurde: daß nicht angenommen werben Tönne, als ſei jebe 
Disciplin in ber Kammer unftatthaft. Weitergehende Anträge: dem Ausbrud 
„Meinungen“ den ber „Aeußerungen” zu fubftituiren, wurden abgelehnt, und 
ſo dat ber Art, 84 ber Verf.⸗Urk. v. 31. Jan. 1850 feine jegige Geftalt ers 
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halten. Nach dieſen Vorgängen iſt nicht in Zweifel zu ziehen, daß unter 
„Meinungen“ nicht überall dasjenige zu verſtehen, was der allgemeinere Aus⸗ 
druck „Aeußerungen“ in ſich ſchließt, indem man abſichtlich dieſe Faſſung des 
Art, 84 a. a. D. vermieden bat. Dem ſteht auch ber innere Grund, ben 
bie Gejeßgebung hierbei vor Augen gehabt, zur Seite, indem es zum Schuß 
ber ben Abgeoroneten zuzubilligenben Redefreiheit nicht als nothwendig er= 
ſchien, benfelben auf mögliche Ausjhreitungen in unbeftimmter und ſchranken⸗ 
Iojer Weife auszudehnen.“ Der Beſchluß verbreitet ſich hierauf über bie Be- 
ziehung diejer gegenwärtigen Auslegung zu F 38 des Preßgefehes, welder 
die Berichte von ben Kammerfitungen betrifft, und fommt dann auf bie Be- 
flimmungen des Strafgeſetzbuchs. „Nach der vorfiehenden Ausführung hat 
e8 aber, joweit e8 fi) um Verleumdungen im Ginne bes F 156 des Straf: 
gefegbuche, oder um Beleidigungen mit dem Charakter der Verleumdung 
handelt, wie fie ber Abſ. 2 des $ 102 des Strafgeſetzbuchs vorausfieht, 
nicht angenommen werben können, daß fie durch ben Art. 84 ber Verf.Urk. 
gefhügt find. Denn das Weſen diefer Vergehen beruht gerade in der Be- 
hauptung oder Verbreitung unwahrer, dem Haß oder der Verachtung aus⸗ 
ſetzender Thatſachen, auf die fich, wie gezeigt, der Art. 84 a. a. D. nicht be: 
zieht, und deren Vorhandenſein bie Anflage behauptet. Bei bloßen Beleidi— 
gungen, ober in ben Fällen des G 158 des Strafgefeßbudys bagegen, in denen 
bei dem erbrachten Beweis der Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten 
Thatfahen doch noch das Vorhandenfein einer bloßen Beleidigung übrig 
bleiben fann, muß ber Art. 84 a. a. O. mit voller Wirfung als eintretend 
erachtet, und bie gerichtliche Verfolgung als unzuläfjig angejehen werden, 
weil eine bloße Beleidigung ohne verleumderifchen Charakter ihrem That: 
beſtand nach allerdings in die Kategorie von Meinungen fällt. Solcergeftalt 
bat von dem frühern Plenarbefchluß des kgl. Obertribunals von 12. Dec. 
1853 wider Aldenhofen und dem ſich lediglich auf dieſen ftügenden Beſchluß 


der erften Abtheilung des Griminaljenats des k. Obertribunals v. 11. San. 


3.5 


1865 wider Lyskowski abgegangen werben müffen, und hieraus folgt die Aufs 
hebung bes burch bie gegenwärtige Beſchwerde angegriffenen, auf jene Vor⸗ 
entiheidung fich gründenben Beichlufjes des Griminaljenats des k. Appellations- 
gerihts zu Snfterburg vom 3. Det. 1865. Inder Sache ſelbſt konnte 
aber noch nicht fofort befunden werben, weil das gedachte Appellationsgericht 
in feinem dießfälligen Beſchluß ausbrüdlicy erflärt hat: von einer thatſäch⸗ 
Iihen Prüfung ber Anklage gänzlich abfehen zu müſſen, indem es bazu 
nad Art. 84 a. a. DO. nicht berechtigt fei. Da nun biefer Grund rechtlich 
nicht zutrifft, mußte die Sache zur anderweiten Erwägung und Beſchluß— 
fafjung an das erwähnte Appellationsgericht surildgeisielen iverden.” 

Die öffentliche Meinung will alsbald wiffen, daß ber Beſchluß nur mit 
einer Stimme Mehrheit und Tebiglih durch Mitwirfung zweier Hülfe- 
richter gefaßt worben fei, indem bie Mehrheit aus 6 Mitgliedern des alt: 
ländifchen Senats, 1 Mitglied des rheinischen Senats (Prof. v. Daniels) und 
ben 2 Hülfsrichtern, bie Minderheit dagegen aus ſämmtlichen 7 anbern Mit: 

liebern des rheinischen Senats und 1 Mitgliede des altländifchen Senats 
Goldtammer) beſtanden habe. 


ebr. Abg.-Haus: dv. Hoverbef und 162 Senoffen bringen einen 
Antrag gegen den Beichluß des Obertribunals vom 29. v. M. ein 
und verlangen fofortige Schlußberathung über ihren Antrag Das 


Haus geht darauf ein, ernennt v. Hoverbeck zun Referenten in ber 


Trage und beſchließt eine Aufforderung an ben Juſtizminiſter zur 
Theilnabme an ber Verhandlung. 
Kriegsminifter v. Roon bringt eine Vorlage „betreffend - einen 
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außerorbentlihen Bedarf für bie Marineverwaltung“ ein und bezieht 
fi) dabei auf die vorjährige Motivirung ber damals abgelehnten 
Vorlage, 
Das Haus erllärt auf den Antrag Virchows und auf den von 
Tweſten eritatteten Gommiflionsbericht mit 251 gegen 44 Stimmen 
„bie Bereinigung bes Herzogthume Lauenburg mit der Krone Preußen 
für redhtsungültig, —— nicht die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung beider 
Häuſer erfolgt ſei.“ 
6. Febr. Der rheiniſche Civilſenat bes Obertribunals entſcheidet noch⸗ 
mals und zwar wiederum mit der Mehrheit von nur einer Stimme, 
aber dießmal unter Mitwirkung eines Hülfsrichters in der Stellver⸗ 
tretungsfrage zu Gunſten des Fiscus. Die Frage iſt damit definitiv 
gegen bie liberalen Beamteten im Abg.-Haus für die ganze Monarchie 
entſchieden. — 


8. , Herrenhaus: die Regierung legt dein Haufe einen Geſetzesentwurf 
bez. Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vor, der dieſe Ge 
noffenfhaften von ihrer Erlaubnig abhängig machen will. 

9—10. Febr. Abg.Haus: Debatte über ben Antrag Hoverbed u. Gen. 
gegen den Beſchluß des Obertribunals vom 29. Jan. Erklärung 
des Juſtizminiſters, Reben Bismards, Gneiſts, Tweſtens, Simſons 
und Waldecks. In namentlicher Abſtimmung wird der Antrag mit 
263 gegen 35 Stimmen zum Beſchluß erhoben: 

„In Erwägung, daß bie gerichtliche Verfolgung der Abgeordneten Tweſten 
und Frentzel wegen Reben, bie fie im Abg.-Hauſe gehalten haben, von ber 
Staatsanwaltjchaft beantragt, von den Gerichten erfter und zweiter Inſtanz 
zwar abgelehnt, von dem Straffenate des Obertribunals aber zugelaſſen iſt, 
im Widerjpruche mit entgegenftehenben Entſcheidungen diefer Behörde aus 
den Sahren 1853 und 1865; in Erwägung, daß ber Art. 84 ber Verfaffung 
anordnet: „„Sie (die Mitglieder beider Kammern) können für ihre Abjtims 
mungen niemals, für ihre darin ausgefprochenen Meinungen nur innerhalb 
ber Kammer auf Grund ber Geſchäftsordnung (Art. 73) zur Rechenſchaft 
gezogen werden““; in Erwägung, daß bierburh zum Schute ber für bie 
Wirkſamkeit des Landtags unentbehrlichen Redefreiheit jeder Behörde außers 
halb bes Landtages irgend eine Befugniß, wegen Reden der Landtagdmitglies 
der gegen biejelben einzufchreiten, unzweideutig abgejchnitten iſt; daß folglich 
ber Staatsanwaltihaft und ben Gerichten Feine Ausbeutung, Teine Cenſur 
bes Inhalts der Reden ber Volfävertreter zuiteht; in Erwägung, daß jeder 
Angriff diefer Art das Berfaffungsleben in feinen Wurzeln untergräbt —: 
erklärt bas Haus ber Abgeordneten: 1) ber Antrag ber. Staatsanwaltichaft 
auf gerichtliche Verfolgung der Abg. Tweſten und Frentzel wegen ihrer Reben 
im Abgeordnetenbaufe, ſowie die Zulafjung biefes Antrags von Seiten bes 
Strafienats des höchſten Gerichtshofes enthalten eine Weberfchreitung ber amt⸗ 
lichen Befugniffe der Staatsanwaltſchaft und einen den Art. 84 der Verfaſ⸗ 
fung verleenden Eingriff in die Rechte des Abgeordnetenhaufes ; 2) das Haus 
ber Abg. erhebt zur Wahrung feiner Rechte und der Rechte bed nad) Art. 83 
ber Verfaffung von ihm vertretenen ganzen Volkes Proteft gegen diefen Ein- 
griff und gegen die Rechtsgiltigfeit eines jeden Verfahrens und jeder Ver: 
urtheilung, welche in Folge biefes Antrags und ähnlicher Anträge ber Stants- 
anwaltichaft gegen feine Mitglieder ergehen möchte.” 

12, „ Derfammlung des Nord-Oftfee-Canalcomite’$ unter. dem Vorſitze 
des: gew. Minifters v. d. Heydt. Der Handelsminijter erklärt fi geneigt, 
11* 
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von ben auf 28,100,000 Thlr. veranfchlagten Koften 12 Millionen 
Actiencapital für den Staat zu übernehmen und Hiefür an dem Er: 
trage des Unternehmens nicht eher betheiligt zu fein, als bis dem 
Actiencapital. eine Verzinfung von 4 Proc. gelichert fein würde. 
Das Comits erklärt biefe Propofitionen der Regierung für durchaus 
ungenügend, um das Unternehmen zu Stande zu bringen, 

13. Febr. Abg.-Haus: Die Regierung bringt eine Vorlage ein behufs 
Aufhebung bes Arbeitercoalitionsverbots und der Einzugsgelder. 

14, „ Das SKriegsminifterium ordnet in weiterer Ausführung der 
Armeeorganifation die Errichtung von zwei neuen Cavallerieregimen: 
tern an. 

— „ WVolksverſammlungen in Königsberg, Magdeburg, Breslau, Köln, 
Berlin u. |. w. gegen den Obertribunalsbeihluß v. 29. Jan. Die: 
jenigen in Königsberg und Berlin werben polizeilich aufgelöst. 

15. „ Mehrere Zeitungen in Königsberg werben wegen eines bloßen 

Telegramms, bas fie |. 3. über bie Depefche Ruſſels bez. des Ga- 

jteiner Vertrags gebracht hatten, „megen Verletzung ber Ehrfurdt 
gegen den König” gerichtlich verurtheilt. 
„ Abg-Haus: Debatte über das von ber Regierung verhinderte 
Klner Abgeordnetenfeſt. Das Haus beichließt auf den Antrag ber 
Juſtizcommiſſion über die Beſchwerde des Hrn. Claſſen-Kappelmann 

und Genofjen mit allen gegen bie Stimmen ber Feudalen und 
Katholiken: 

„1) Die amtlihen Maßregeln, welche auf das Verbot und bie Verbinder 
rung bes im Juli 1865 von einer Anzahl von Einwohnern der Rheinlande 
nnd Meftphalens unternommenen Feſtes zu Ehren von Abgeordneten gerichtet 
waren, ftehen im Widerfpruch mit dem Art. 29 der Verf.:Urf. und dem da⸗ 
zu erlafjenen Geſetze v. 11. März 1850, betr. die Ausübung bes Berfamms 
lungs⸗ und Bereinigungsredhtes. 2) Der Minifter des Innern bat feine 
Pfliht dadurch verlegt, bag er auf die Beſchwerde v. 11. Juli 1865 feinen 
Beicheib ertheilt bat. 3) Es war bie Pflicht des Minifters des Innern, bie 
geſetzwidrigen Maßregeln ber ihm untergeordneten Beamten zu verhindern. 
4) Der Oberprocurator ift verpflichtet, - auf Grund bes F 315 des Straf: 
gefegbuchs gegen den Negierungspräfidenten v. Möller und den Polizeipräſi⸗ 
benten Geiger zu Köln, fowie gegen bie Bürgermeifter Eich zu Longerich und 
Schaurte zu Deutz wegen Mißbrauchs ber Amtsgewalt bie ftrafrechtliche Vers 
folgung berbeizuführen.“ 

417. „ Abg.Haus: Die Bubgetcommiffion lehnt den Antrag Tweſtens 
auf einfache Ablehnung des Budgets mit 19 gegen 16 Stimmen ab. 

18. „ Die Staatsregierung lehnt die Annahme von drei Befchlüffen des 
Abg.Hauſes ab und fchidt diefelbe einfach dem Präfidenten bes 
Abg.-Haufes zurüd. 

Schreiben bes Minifterpräfidenten Grafen Bismard: 
„Nachdem das F. Staatsminifterium von Em. Hochwohlgeboren gefälligen 
Schreiben vom 3., bem 10. u. 16. d. M. burdy mich Kenntniß erhalten, hat 
basfelbe beichlofjen, bie Annahme dieſer Schriftftüde abzulehnen, weil bie 
darin mitgetheilten Befchlüffe in ber dem Haufe der Abgeordneten buch bie 
Verfaſſung beigelegten Competenz nicht nur Teine Begründung finden, fondern 
verichiebene Artikel der Verfaſſung ausbrüdlich verlegen. Das. Haus ber Abz 


16, 
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geordneten ift weber berechtigt, einen von Sr. Maj. bem Könige geſchloſſenen 
Staatsvertrag für rechtsungiltig zu erflären, noch richterliche Urtheilsiprüche 
anzufechten, noch ben Beamten ber Selen Borfchriften zu ertbeilen. 
Der Beihluß bes Haufes von 3. d. M. verleht ben Art. 48, ber vom 10. 
b. M. ben Art. 86, ber vom 16. 5 M. den Art. 45 ber Verfaffung. Die 
k. Regierung vermag über rechtswidrig gefaßte Beſchlüſſe Leine amtliche Mit: 
tbeilung von dem Präſidium des Haufes entgegen zunehmen, und bechre ih 
mid daher, Ew. H. bie überreichten Ausfertigungen der Beſchlüſſe, betr. 
das Herzogthum Lauenburg, ben Antrag bes Frhrn. v. Hoverbed und 
A Petition bes Herrn Elaffensftappelmann in den Anlagen wieber zuzu⸗ 
ellen.“ 


20. Febr. Abg.Haus: Die Marinecommiſſon beſchließt, die Vorlage der 


21. 


22. 


23. 


Regierung neuerdings abzulehnen. 


„ Abg.-Haus: Die Budgetcommiffion genehmigt den an bas Haus 
zu erftattenden Vorbericht Virchow's über das Budget für 1866 
und mit allen gegen 4 Stimmen eine Reihe daran gefnüpfter Res 
folutionen.- 

Die auf einen Antrag des Abg. Laster niebergefebte Commiſſion 
bez. des Gefchäftes der Regierung mit der Köln-Mindener Eifen- 
bahngeſellſchaft beſchließt, darauf amzutragen, ben bießfalls abge 
Ihloffenen Vertrag für verfaflungswibrig und baher für rechtsungil⸗ 


. tig gu erklären. 


„  Ag.-Haus: Debatte über das Meinifterialichreiben v. 18. d. M. 
Das Haus bejchließt darüber mit allen gegen die Stimmen ber 
Teudalen und eines Theiles der Katholiten die einfache Tagesorb- 
nung, nachdem bie beiden großen Fractionen ber Oppofition ſich in 
Borverfammlungen darüber geeinigt hatten. 

Das Haus lehnt den Antrag Reichenfpergers auf Erlaß einer 
Adreffe an die Krone mit allen gegen die Stimmen der Tatholifchen 
Traction ab. 

Eine k. Botſchaft verfündet den Schluß der Seſſion ganz uner- 
wartet auf ben folgenden Tag und eine zweite vertagt ben Landtag 


augenblicklich bis dahin, um alle weiteren Beſchlüſſe unmöglid zu 
machen, obgleih das Budget für 1866 noch gar nicht in Angriff 


genommen und überhaupt bis jeßt noch gar Feine legislative Maß: 
regel zu Stande gekommen ift. Schlußrebe Grabows: 

. Wir können bie heutige Sitzung nur mit bem Iebhaften Wunſche 
fließen, baß, da nach meiner Veberzeugung in jeber Hinficht ein weiteres 
Berfahren eintreten wirb, das preußifhe Volt Hinter -feinen Abgeordneten 
ftehen und die Verf.-Urk. wie bisher heilig halten werde. Die Maßnahmen, 
die vieleicht in Folge unferer Vertagung und unferer Schließung eintreten 
werben, fie haben ſich im Laufe le on Speriode ſchon angekündigt; 


| id) glaube aber, daß wir, bie wir für R efeß und Verfaſſung bisher 


mit allen unfern —— eingetreten Far dieß auch ferner unſer Stre⸗ 
ben ſein laſſen wollen . 

Auf das ſchüeßlich vom Präfidenten auf ben König ausgebrachte 
Hoch ſtimmen nur die Feudalen und Katholiken ein. 
un ber. Seflion bes Landtags im weißen Saale bes est. 
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Schloſſes. Fu der Felerlichkeit findet ſich Feiner der Vräftbenten des 
Abg.-Hauſes und von den Mitgliebern nur die Feudalen und einige 


Katholiken ein. Bismarck verliest die Thronrede: 


„Die Fönigl. Regierung hatte die Landtagsjeflion nicht in der Erwartung 
einer unmittelbaren Löſung bee ſchwebenden Verfajlungsitreites, aber doch in 
ber Hoffnung eröffnet, daß das im preußilhen Volfe lebende Verlangen nad 
Ausgleihung auch in ber Landesvertretung binreichenden Widerhall finde, um 
ein Zufammenwirfen ber Staatsgewalten zur Herftellung nüglicher Geſetze 
zu ermöglichen und durch gemeinfame Thärigfeit im Dienfte des Vaterlandes 
die Schroffheit des Gegenfages zu mildern, worin das Haus ber Abgeorbs 
neten zur Krone und zum Herrenhanſe gerathen if. In bdiefer Hoffnung 
eröffnete die Staatsregierung gemäß dem Föniglihen Willen ben Landtag, 
ohne bein Zerwürfnifje ihrerfeits neue Nahrung zu geben, oder die Grund— 


‚ lagen fünftiger Verfländigung zu beeinträchtigen. Die erſte Kundgebung, bie 
. im Abgeorbnietenhaufe erfolgte, war die Rede des Präſidenten, worin berjelbe 


ber feindfeligen Stimmung ber Mehrheit des Haufes durch grundlofe und 
herausforbernde Vorwürfe gegen bie Füniglihe Regierung Auedrud gab. 
Diefem Vorgange entiprach die fernere Thätigfeit des Hauſes; dieſelbe war 
nicht dem Frieden, fondern dem GStreite zugewandt, nicht ben Geſetzesvor⸗ 
lagen, jondern dem Beftreben gewidmet, zu Angriffen auf die Regierung auf 
Gebieten Anlaß zu ſuchen, welche dem Wirfungsfreife ber Landesvertretung 
durch die Landesverfaffung nicht überwieſen find und wo bie Thätigfelt des 
Haufes deßhalb unfruchtbar - bleiben mußte. In diefem Sinne wurde bie 
von bem ganzen Lande freudig begrüßte Vereinigung mit Lauenburg und 
dadurch bas verfaffungsmäßige Recht bes Königs angefochten, Staatsverträge 


abzuſchließen, die dem Lande Feine Laften auflegen. In biefem Sinne er: 


folgte durch Beſchluß vom 40. Februar der verfaffungsiwidrige Angriff auf 
bie durch $ 86 der Berfaffungsurfunde verbürgte Unabhängigkeit ber Gerichte, 
verbunden mit dem Verſuche, das wohlbegründete Anfehen ber preußiſchen 
Rechtspflege im Volke zu erfcküttern und die Ehre cines Richterftandes öffente 
lich anzutaften, beifen Unparteilichfeit noch heute wie feit Rahrhunderten dem 
Baterlande zum, Nuhme gereicht. Durch einen weiteren Beſchluß verletzte Das 
Abgeordnetenhaus den $ 45b der Verfaffungsurfunde, fi die dem Könige 
allein zuftebende Befugniß der vollziehenden Gewalt beilegend, indem «8 
unternabm, Beamten Vorſchriften betreffs ihrer Tienfipflicgten zu ertheilen. 
Angefichts diefer Uebergrifſe müßte die Staatsregierung ſich die Frage vor- 
legen, ob von ber, Fortjeßung der Verhandlungen cin gedeihliches Ergebniß 


- für die Wohlfahrt und den Frieden des Landes überhaupt zu erwarten jet. 


Se. Maj. der König wollte die Beantwortung biefer Trage ausgeſetzt wifjen, 
bis die Berathung des Haufes über einen Antrag erfolgt fein würde, in wel: 


chem bie vermittelnden Beftrebungen einer Minderheit ihren Ansdruck gefuns 


ben batten. Der Verlauf diefer Berathungen vermochte bei ber Staatsregie⸗ 
rung bie Beforgniffe nicht zu heben, daß auf dem vom Haufe eingefchlagenen 
Wege bas Land erufteren Zerwürfniffen entgegengeführt und eine Ausglei- 
Hung ber beftehenden aud für bie Zukunft erfchwert werden würde. Dies 


zu verhüten, hat Ee. Maj. der Künig befohlen, die Sikungen bes Landtags 


zu fchließen. Im allerhöchſten Auftrag erfläre ich den Landtag ber preußis 
ihen Monardie für gejchloffen.” 


Die Regierung läßt fih nah dem Schluß des Landtags mit ge: 


ſuchter Rüdfichtslofigkeit fofort die Räume des Abg.Hauſes und alle 


24.8 


Landtagsmaterialien übergeben. 


ebr. 52 Mitglieber des Herrenhaufes (32 Vertreter bes fog. alten 
gefeftigten Grundbeſitzes, 12 Iebenslängliche und. nur 8 erbliche Mit- 
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glieder) richten an ben König durch Vermittlung bes Vicepräſidenten 
des Haufes eine Dankadreſſe: 

.. In den letzten Tagen haben Richter, die von Ew. kgl. Majeſtät ernannt 
worden und in Ew. fgl. Majeftät Namen Recht ſprechen, ben höchſten Ges 
richtshof ſchwer angegriffen, unter beffen Discipfin fie ftehen,, und fein Ans 
fehen durch bie Ntichtigfeitserflärung eines Ausſpruchs angetaftet, befien 
Wortlaut noch nicht einmal vorlag, in einem Ton und Geilt, ber bie treuen 
Untertdanen Ew. Majeſtät mit Entrüftung erfült bat, Die Beranlaffung 
war, daß das höchſte Gericht für Recht erachtet hatte, daß Ew. kgl. Majeftät 
gegen Majejtätsverbrechen und Hochverratb und Ew. fol. Maj. Diener und 
Unterthanen gegen Berlenmdungen auch dann burch die Geſetze geſchützt feien, 
wenn ſolche Frevel von Landtagsmitgliedern in ihrer Verfammlung begangen 
werben. Ew. fol. Majeftät haben aber bas Echwert von Gott empfangen 
zur Strafe über bie Uebelthäter, und nicht ohne Verwirrung bes Rechts⸗ 
bewußtſeins bes ganzen Landes, nicht ohne ben Verluft feiner Freiheit, nicht 
ohne die Gewißheit feines Untergangs würden Allerhöchftdiefelben der Uebung 
biejer Pflicht durch Aller höchſtderen Gerichte und deren unparteiiſche Rechts⸗ 
pflege ſich entziehen können“ 

Unter den Unterzeichnern der Adreſſe findet ſich auch der Präſident des 
Obertribunals Herr Uhden und der Vicepräſident deſſelben Herr Götze. 


27. Febr. Die „Rheiniſche Ztg.“ wird confiscirt, weil fie den fertigen aber 


noch nicht ausgegebenen Vorbericht ber Budgetcommiſſion veroͤffent⸗ 
licht hat. 


— März. In Berlin werden die ſämmtlichen nicht beſtätigten Stadträthe 


16. 


22. 


von ber Stabtverorbnetenverfammlung wieder gewählt, von ber Ne: 
gierung jedoch abermals nicht beſtätigt. Das DVorfleheramt ber 
Königsberger Kaufmannihaft erklärt auf eine Wahl im Commerz- 
und Abmiralitätscolleg gänzlich zu verzichten, fofern die Regierung 
auf ihrem Befehl beharre, den nicht beftätigten Kaufmann Berent 
feinenfall8 wieder in Vorſchlag zu bringen und überhaupt feine 
„iungeeigneten Perſonen“ zu wählen, ba font eine Aufhebung oder 
Umwandlung des College in Betracht gezogen werden würde. 

„ Das Obertribunal ftellt in einem Urtheil bez. die Disciplinar: 
ftrafbarfeit der Beamteten den Eat auf: „Ein. Beamteter verftößt 
gegen die Disciplin, wenn er bei der öffentlichen Kundgebung feiner 
politiſchen Anfihten Mapregeln der Staatsregierung hindernd ent: 
gegentritt.“ 

„ Kine Schrift des Prof. Zachariä in Göttingen gegen das Urtheil 
des Obertribunals vom 29. Januar wird in Berlin mit Beſchlag 
belegt. 

„ Angeblihe Unterhandlungen der Regierung wegen Verlauf ber 
Saarbrüder Kohlenbergwerte. 

„ Geburtstag des Königs. Das Vorfteheramt der Kaufmannſchaft 
von Königsberg befchließt die übliche Ausflaggung und Yllumination 
des Börfengebäubes dießmal zu unterlafien. Es wird deßhalb eine 
Unterfuhung eingeleiet, Bei der Neuwahl eines Dritteld bes Amtes 
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werben alle bisherigen Mitgliever wieber gewählt bis auf zwei, bie 
durch entichiebenere Charaktere erſetzt werben. 

24. März. Depeiche Bismards an bie deutfchen Mittelftaaten. (ſ. Deutſchland.) 

25. u Beginn der Friebenspetitionen, Friedensadreſſen und Reſolutionen 
gegen einen Krieg mit Oeſterreichs um einer gewaltſamen Annexion 
Schleswig-Holſteins willen. (ſ. Deutſchland.) 

27. „ Im Wien glaubt man (irrthümlich), daß an dieſem Tage bie 
Allianz mit Stalien in Berlin abggſchloſſen worden fei. 

Anm. Die Allianz ift bisher nicht ner enltihkiverken. auch nicht vom italie= 
nifhen Grünbuche. Doch ergibt fi) aus ben von biefem mitgetheilten Alten 
ftüden, daß fie jedenfalls erft nach dem 3. April (vielleicht, wie behauptet 
wird, am 8. April) abgeichloffen wurde. 

28. Eine fol. Ordre befiehlt, die Armee in Kriegsbereitſchaft zu 
ſetzen. 

. „Juuſtizrath Wagener, der Führer ber feudalen Fraction bes Abg.- 
Haujes, wird zum geheimen Regierungsrathe und vortragenden Rathe 
im Staatsminifterium ernannt. . 


2 


ne] 


. April. Dep. an Oefterreih. (ſ. Deutfchland,) 

„ Preußen trägt in Frankfurt auf Reform der Bundesverfaflung 

an und auf Einberufung eines Parlaments aus bireften Wahlen 

und allgemeinem Stimmredt. (ſ. Deutſchland.) 

15. „ Dep. an Oeſterreich. (ſ. Deutichland.) 

21. „ Dep. an Oefterreih. (ſ. Deutfchland.) 

26. „ Die Bartei der Altliberalen tritt auf einer Verſammlung in Halle 
in dem Conflict mit Defterreich zuerft entjchieden auf Seite ber 
‚Regierung. (I. Deutſchland.) 

27. „ Sommation an Sachſen. (f. Deutichland.) 

» mn irculardep. an die bdeutfchen Regierungen bez. Bundesreform. 
(ſ. Deutfchland.) 
30. „ Dep. an DOefterreih. (ſ. Deutfchland.) 


4. Mai. Der König erläßt endlich die förmliche Mobiliſirungsordre — 
3., 4., 5., 6., 8. und des Garde-Armeecorps. 


—F Mißlungenes Attentat Blinds gegen Bismarck. Die öffentliche 
Meinung verwirft ſelbſtverſtändlich das Attentat, aber eine dem 
Premier dafür gebrachte Ovation fällt doch ſehr ſchwach aus. 


„ Der Rundfchauer ver Kreuzztg., Hr. v. Gerlach, erklärt fi in 
berfelben jehr eindringlich gegen die Politif Bismards und die durch 
fie bewirkte innere Auflöfung der confervativen Partei in Preußen. 
„ Auch das 1. und 2. Wrmeecorps, fowie das 7. werben mobilifirt, 
alfo die gefammte Armee Preußens auf Kriegsfuß gefekt. 

„ Eine kgl. Verordnung ſpricht auf Grund eines Erpofe des Ge: 
ſammtminiſteriums die Auflöfung bes Abgeorbnietenhaufes aus. 

©. das Erpofe des Minifteriums Ergänzungsheft S. 66. 


©) 
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10. Mai. Auch die Landwehr ſämmtlicher 9 Armeeeorps wird auf Kal. 
Befehl mobil gemacht. 

12. „ Preußen remonftrirt in Hannover und Kaffel gegen die von beiden 
Regierungen getroffenen militärifhen Vorfichtsmaßregeln und bringt 
auf abiolute Neutralität auf dem Friedensfuße des Militärs. 

Eine kgl. Berorbnung hebt mit Rüdfiht auf den durch die Mo- 
bilmadjung ber ganzen Armee eingetretenen allgemeinen Nothſtand 
die bisherigen Wuchergejeße proviforiih auf. _ 

Der Abgeoronete Frentzel wird vom Kreisgerichte Gumbinnen 
troß des Beichluffes des Obertribunals v. 29. Yan. neuerdings auf 
Grund des Art. 84 der Berfaflung freigeiprochen. 

14. „ Eine tgl. Cabinetsordre orbnet ausgedehnte Truppenconcentrationen 
namentlih in Sachſen und Schlefien an, welche bis zum 15. Suni 
vollendet jein follen. 

15. „ Hannover und Kurheſſen erflären ſich zu einer neutralen Haltung 
in bem ausgebrodhenen Konfliete zwilchen Oefterreih und Preußen 
bereit, doch nur unter Vorbehalt allfälliger Bundesbeſchlüſſe. 

—  ,„ Die Bewegung für Friedensadreſſen hat jo ziemlich in allen Bro: 
vinzen ihren Fortgang, während bie Einberufung der Landwehr durch 
bie Regierung auf großen Wiberwillen ftößt und an vielen Orten 
im Dften wie im Weſten der Monarchie zu argen Exceſſen von 
Eeite der Einberufenen führt. Nur der Magiftrat und bie Stadt⸗ 
verorbneten von Breslau erlaffen eine kriegeriſche Adreſſe an den König. 

18. „ Die Regierung erläßt eine auf Grund bes Art. 63 der Ber: 
faſſung octrohirte Verorbnung über die Gründung öffentliher Dar: 
lehenscafjen „zu Abhülfe bes Creditbedürfniſſes“ und bie Ausgabe 
von Darlehenscaffenfcheinen im Betrage von 25 Mill. Thlrn. 

49. „ Der König beantwortet die Breslauer Adreſſe jehr freundlich, bie 
Triedensadreflen bleiben dagegen vorerjt ganz unbeantwortet. 

22. „ Eine Dep. Bismards an Württemberg wirft demfelben vor, neben 
Deiterreih und Sachſen zuerft gegen Preußen gerüftet und bantit 
bie ganze jebige Berwidelung mit verfchulbet zu haben. (ſ. Deutfchland.) 

24. „ Eine Reihe von Stabtverorbnetenverfammlungen richtet Friedens: 
adreſſen an den König; 17 Hanbelsfammern von Rheinland und 
Weftphalen verftändigen fi über einen gemeinfamen Schritt in 
bemjelben Sinne. 

30. „ Preußen nimmt die Einlabung ber neutralen Mächte zu Be 
Ihidung eines Friedenscongreſſes in Paris feinerfeits an. 


1. Juni. Oeſterreich bringt den ſchon für gefichert betrachteten Friedens⸗ 
congreß durch feinen Antrag am Bunde bez. Schleswig-Holitein und 
durch bie Bedingungen, die es feinerfeitS an die Beihidung des 
Congreſſes Tnüpft, zum Scheitern. (ſ. Deutfchland.) 

2. „ .. Der Finanzminifter v, Bodelſchwingh tritt zurüd und wird durch 
v. d. Heydt erſetzt. 
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3. Juni. Preußen proteftirt in einer Dep. an Defterreich gegen ben Antrag 


4, 


5. 


deſſelben am Bunde vom 1. Juni und erklärt denſelben für einen 
Bruch der Gaſteiner Convention. (}. Deutſchland.) 

„ Kine Circulardep. Bismarcks ſieht den Krieg als eine in Wien 
befchloffene Sache an und jpridt fi über Defterreih ohne allen 
Rückhalt aus. (ſ. Deutfchland.) 

»„ Der Staatsanzeiger veröffentlicht ald Beweis, daß Oeſterreich durch 
feinen Antrag am Bunde vom 1. Juni den (geheimen und bis jest 
nicht befannten) DBertrag zwilchen Defterreih und Preußen vom 
16. Januar 1864 und damit auch die Gaſteiner Convention ges 
brochen habe, den Art. 6 jenes Vertrages. 

„walls es zu Zeindfeligfeiten in Schleswig kommt, behalten fich Preußen 
und Deiterreih vor, die künftigen Verhältniſſe ber Herzogthlims rt nur im 
gegenjeitigen Einverſtändniſſe feitzuftellen. Sie werden gleihfals bie Erb— 
folgeirage in ben Herzogthümern nicht anders als im gemeinſamen Einver⸗ 
ſtändniſſe entſcheiden.“ 

Die Wahlen zum Landtag werden durch kgl. Verordnung auf den 
25. Juni und 3. Juli angeſetzt. 

„ Der preußifche Gouverneur von Schleswig, Gen. v. Manteuffel, 
notificirt dem öfterr. Statthalter von Holftein, FML. v. Gablenz, 
daß jeine Regierung die Gafteiner Convention dur die Erflärung 
Defterreihs am Bunde v. 1. d. M. für dahin gefallen betrachte 
und daß er demgemäß den Auftrag habe, feine Tinppen auf Orunb- 
lage des früheren Condominats ſchon am folgenden Tage in Holftein 
einrüden zu laſſen. 

„ Die Preußen rüden in Holftein ein und befeßen Rendsburg, 
Kiel und Itzehoe. Der öſterreichiſche Statthalter v. Gablenz pro— 
teſtirt und zieht ſich mit ſeinen Truppen (circa 3000 Mann gegen 
ca. 20,000 Preußen), ber Landesregierung, und dem Herzog Fried—⸗ 
rih nad Altona zurüd, 

Die Stabdtverordneten von Berlin befchließen wiederholt, daß bie 
Darlehenscaſſenſcheine von den Stadtcaffen nicht angenommen werben 
bürften unb erflären ben Magiftrat für verantwortlid für elalagen 
Schaden bei Annahme verjelben. 


„ Mit Ausnahme Altonas wird ganz Holjtein von den Preußen 
beſetzt. 

„Nach einer Bekanntmachung des Miniſters des Innern hat ber 
König befohlen, die ſaäͤmmtlichen Friedensadreſſen wie folgt zu be: 


antworten: 

„Der König hat in biefen Vorftellungen ungern den Ausdrud ber Hin- 
gebung und Opferwilligfeit vermißt, weldye andere Kundgebungen der letzten 
Zeit, namentlich die Adreſſe der Vertreter der Stadt Breslau euthalten. Se. 
Maj. hat in dem bekannten Erlaß auf dieſe letztere klar und eindringlich 
ausgeſprochen, daß Niemand ſchmerzlicher, als Allerhöchſtdieſelben, die Schwere 
der Opfer, welche der Krieg dem Vaterlande auferlegen würde, empfinden, 
Niemand das Bedürfniß lebhafter fühlen könne, daß dieſelben von Herrſcher 
und Volk in ungetrübter Eintracht getragen werben. Se. Maj. hat feierlich 
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erklart, ſein Volk nur zu ben Waffen gerufen zu haben, um Preußen und 
feine bedrohten heiligiten Güter zu vertheidigen, Mit Bezug auf ben Wunſch 
aber, daß die Wiederderitellung bes vollen Einklangs zwiſchen Regierung 
und Volk ber nationalen Begeifterung bie rechte Grundlage und Weihe geben, 
bat Se. Maj. von Neuem verkündet, daß die Berftändigung mit bem Lands 
tage das Ziel feiner Wünſche und feines eifrigen Strebens fei. In bdiejen * 
allerhächiten Verfiherungen haben daher auch bie Urheber und Unterzeichner 
jener anberweitigen Adreſſen die der Würde der Krone, wie den Intereſſen 
des Vaterlandes einzig angemeſſene Erwiderung und Beſcheidung zu finden. 
Angeſichts der drohenden und täglich wachſenden Gefahren erwartet ber König, 
daß das geſammte preußiſche Volk, eingedenk der Traditionen einer großen 
Vergangenheit, eine einmüthige patriotiſche Hingebung für die höchſten und 
heiligſten Futereffen des Vaterlandes von Neuem rückhaltlos bewähren werde.“ 


9. Juni. Der Abg. Tweſten wird vom Berliner Stabtgericht trotz des Be: 
ſchluſſes des Obertribunals vom 29. Januar auf Grund des Art. 84 
ber Verfaffung neuerdings freigefprodhen. 

10. „ Preußen erläßt eine Girculardep. an bie deutſchen Regierungen 
mit einem neuen DBunbesreformentwurf, der auf gänzliher Nuss 
ſcheidung Defterreihs bafirt, dagegen Bayern in Süddeutſchland 
eine überwiegende Stellung in Ausſicht fekt. 

» Die Preußen räumen bie Bunbesfejtungen Raftatt und Mainz. 

„— 11. Suni. Der Zufammentritt der von Oeſterreich einberufenen 

holſteiniſchen Ständeverfammlung wird von den Preußen gewaltfam 

verhindert. Gen. Manteuffel übernimmt dur Proclamation auch 
die alleinige Regierung in Holftein für Preußen. 

„Oecſterreich klagt gegen Preußen am Bunde wegen feines gewalt: 

ſamen Borgehens in Holftein und trägt auf Mobilmahung fämmt- 

liher Bunbesarmeecorpe mit Ausnahme der preußifhen und auf 

Ernennung eines Bundesfeldheren an. Die Abftimmung und Ber 

Ihlußfaffung darüber wird von der Bundesverfammlung auf ben 

14. d. M. anberaumt. (ſ. Deutfchland.) 

12. „ Defterreih weicht in Holftein ohne Echwertihlag. Die fämmt: 
lichen öfterreihifhen Truppen und mit ihnen der Auguftenburger 
gehen über bie Elbe und ziehen ſich über Hannover und Kaffel zurüd. 


14. „ Die Bundesverfammlung in Frankfurt nimmt den Antrag Defter: 
reihe vom 11. d. M. mit 9 gegen 6 Stimmen an. Der preuf. 
GSefandte erklärt den Beihluß für einen Bruch der Bunbesverfaffung 
und den Bund dadurch für aufgelöst und verläßt den Saal. Aus: 
bruch des Krieges. (ſ. Deutichland.) 


15. „ Preußen richtet Sommationen an Sachſen, Hannover und Kur⸗ 
heſſen, mit ifm auf Grund ber Bundesreformvorfhläge v. 10. Juni 
ein neues Bündniß zu fchließen. Alle drei Ichnen bie Zumuthung 

ab. Der König von Sachſen Täßt feine Armee an die böhmifche 
Grenze rüden und geht mit ihr auf öfterreichiiches Gebiet über, 

ber König von Hannover zieht mit feinen Truppen nad Göttingen, 

um bon bort aus eine Verbindung mit ben Bayern zu fuchen, ber 


11. 
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- Kurfürft von Heſſen fenbet bie feinigen nah Süben zum Anſchluß 
an bie Bunbestruppen. 

16. Juni. Die Preußen rüden unter Gen. v. Bayer in Kurheflen, unter 
ben Generalen Bogel v. Falkenftein und Manteuffel in Hannover 
unter General Herwarth v. Bittenfeld in Sachſen ein. 

„» « Preußen ladet die norbbeutihen Staaten zum Abſchluß eines 
neuen Bundes unter feiner Führung auf Grund der Vorfchläge 
vom 10. d. M. ein und inzwilchen ihre Truppen zur Verfügung 
bes Königs von Preußen zu ftellen. Der Herzog von Coburg-Gotha 
ift der erfte, ber diefer Aufforderung entſpricht. Nah und nad 
folgen auch die übrigen. Am meiften fperren fih Medlenburg und 
Hamburg, geben aber endlich ebenfalls nad. (ſ. Deutichland.) 

17. „ Die Preußen rüden in die Etadt Hannover ein. 

18. „ Die Preußen befeben Dresden. 

19. „ Die Preußen befeßen Kaſſel. 

22./23. Juni. Die Preußen beginnen unter dem Kronprinzen von Schlefien, 
unter dem Prinzen Friedrich Karl und bem Gen. Herwarth v. Bitten: 
felb von Sachſen aus fi gegen Böhmen in Bewegung zu fegen 
und rüden zunädft ohne ernten Widerftand in daſſelbe ein. 

26.—29. Juni. Kämpfe mit den Defterreihern unter Clam Gallas, 
Gablenz und Ramming und mit der fächfifchen Armee. Die Preußen 
debuchiren glücklich aus den Defildes, die Defterreicher werden überall 
geihlagen und Benedek ſieht fid) gezwungen, die Linie der Ser auf: 
zugeben und fih auf ber ganzen Linie gegen Königgräb zurüdzu: 
ziehen. Die brei Armeen ber Preußen bewerfitelligen ihre Ber: 
einigung. 

28. Juni. Die hannoverſche Armee, bei Rangenfalza von den Preußen ein- 

geichloffen, capitulirt. 

„Erſte Siegesnachrichten in Berlin. Der König und Bismard 

werben gefeiert. 

30. „ Der König geht zur Armee ab. 


29. 


1. Juli. Eine Dep. Bismards an den preuß. Gefandten im Haag führt 
aus, baß die preußiiche Bejabung in Luremburg nicht nur als Bunbes: 
bejagung bort jei, ſondern auf Grund der internationalen Verträge 
ziwiichen Preußen und ben Niederlanden von 1816 und 1856. 

2. „ Die bolländiiche Regierung erklärt Preußen, baß fie ihre Aus: 
führungen in ber Depefhe vom 1. d. M. nicht acceptiren könne, 
daß die endgültige Löſung der Iuremburgifchen Trage noch verichoben 
werben könne, daß fie aber jchon jetzt ihre dießfälligen Reformationen 
und Protejte kundgebe. 

3. „ Schlacht von Königgräb. Sieg ber Preußen. Benedek fammelt 
bie Reſte feiner Armee in Olmüb. 

Landtagswahlen. Die bisherige Oppofition erleidet ſchwere Nieder⸗ 


— 


> 


10. 


11. 


13. 


14. 


16. 


17. 


18. 
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lagen. Die Regierung fett faft für bie Hälfte des Abg.⸗Hauſes 
regierungsfreundliche Candidaten durch. 

Juli. Oeſterreich tritt Venetien an Frankreich ab. Napoleon übernimmt 
die Vermittlung zwiſchen den kriegführenden Mächten. Vreußen 
nimmt dieſelbe an und ſtellt ſeine Bedingungen. (ſ. Deutſchland.) 
„ Die Abficht ber öſterreichiſchen Ceſſion Venetiens an Frankreich iſt miß⸗ 
lungen. Italien hält feſt an dem preußiſchen Bündniß, die italieniſche 
Armee ergreift trotz jener Ceſſion wieder die Offenſive und geht 
unter Cialdini über den Po. 

„ Sen. v. Falkenſtein hat die Bayern unter dem Prinzen Karl in 
wiederholten Gefechten zurüdgebrängt. Gefecht bei Kifjingen. Die 
Bayern gehen nah Schweinfurt zurüd. Gen. Bogel v. Falkenſtein 
läßt fie dort ftehen und wendet ſich gegen bie Reichsarmee unter 
bem Prinzen Aler. v. Hellen. 

„ Preußen beharrt auf feinen Bedingungen für ben Abſchluß eines 
Maffenjtillftandes: Annahme von Yriebenspräliminarien von Seite 
Defterreihs, Ausſchluß Oeſterreichs aus Deutichland, beflere Ber: 
bindung zwiſchen feinen Oft: und Weſtprovinzen. Minifterrath in 
Paris. Napoleon entjcheidet gegen eine active Unterftübung Oeſter⸗ 
reichs unb geht unter der Bebingung einer Ausſcheidung Süddeutſch⸗ 
lanbs aus dem neuen Bunde der beutihen Staaten unter Preußen 
auf bie preußifhen Forderungen ein. Preußen nimmt ben Ber: 
mittlungsvorſchlag Frankreichs an und biejes übermittelt benfelben 
nah Wien. 


„ Die Oefterreiher ziehen alle ihre Truppen, mit Ausnahme ber 
Befabungen des Feſtungsvierecks und Venedigs aus Venetien heraus, 
um Wien gegen die Preußen zu jhüben. Erzh. Albrecht übernimmt 
den Oberbefehl über die geſammte öfterreichifche Armee. 

„  Defterreih nimmt im Princip bie friedenspräliminarien nad) bem 
Vermittlungsvorſchlage Frankreichs an. 

General Vogel v. Falkenſtein hat die Reichsarmee bis Aſchaffenburg 
zurückgedrängt. Gefecht bei Aſchaffenburg. Die Reichsarmee geht 
über den Main zurück und Gen. Vogel v. Falkenſtein wendet ſich 
in Eilmärſchen gegen Frankfurt. 

Die Reſte des Bundestags ſiedeln von Frankfurt nach Augs⸗ 
burg über. 

„ Die Preußen ziehen in Frankfurt ein, Gen. Bogel v. Falkenſtein 
erflärt den Senat und ben gejeßgebenden Körper für aufgeldit unb 
legt der Stadt eine Contribution von 6 Mill. Gulden auf. 

»„ Die Preußen befegen Rundenburg und die Linie der Thaya, bie 
Defterreiher haben ſich gänzlich auf bie Linke Seite der Donau zu: 
rüdgezogen. 

„ Die Preußen befegen Darmftabt und Wiesbaden. Der Groß: 
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herzog von Heilen- Darmftabt verläßt fein Land und ebenfo der 
Herzog von Naſſau. 

Eine kgl. Ordre aus Brünn beruft ben Landtag der Monardie 
auf den 30. d. M. zufammen. 


419, Juli. Gen. Vogel v. Falfenftein wird von der Mainarmee abberufen. 


Gen. v. Manteuffel tritt an feine Etelle. 


20.24. Juli. Harte Behandlung Frankfurts duch die Preußen. Gie 


verlangen eine neue Contribution von 25 Mil, Der gejebgebende 
Körper verweigert fie wieberholt. Bürgermeiſter Fellner erhängt ſich. 


22. Juli. Abſchluß einer fünftägigen Waffenruhe mit Defterreidh, binnen 


welcher fich diefes über Annahme oder Ablehnung der Friedens: 
präliminarien entjcheiden foll. 


23.—27. Juli. Gefechte zwifchen der Mainarmee unter Gen. Manteuffel 


26. 


aT, 


29. 


34, 


und dem 7. und 8. Bundesarmeecgrpe. Die Preußen drängen beibe 
zurüd und bejdießen bie bayer. Feſte Marienberg. 
„Abſchluß der Friedenspräliminarien und eines Waffenſtillſtands 
mit Defterreih in Nidolsburg. Oeſterreich wird dabei genöthigt, 
feine deutſchen Verbündeten ganzlih im Stich zu laſſen. 
„Preußen gewährt dem bayerifchen Unterhänbler v. d. Pforbten 
einen Waffenftillitand, der aber erſt am 2. Aug. anfangen foll und 
benüßt bie Zwiſchenzeit, um durch das Reſervecorps unter dem Groß: 
herzog von Medlenburg ein gutes Stück bayriichen Gebiets bis 
Nürnberg zu befeßen. 

Ein Refeript des Königs aus Nickolsburg verfchiebt die Eröff- 
nung des Landtags bis zum 5. Auguft. 
„ Ein Telegramm des Königs beruft den Senator Müller nad 
Nickolsburg und filtirt inzwiſchen alle Zwangsmaßregeln behufs Ein- 
treibung der Contribution von 25 Mill. 
„ Der König verläßt Nidolsburg, um wieder nad) Berlin zurüdzufehren. 


A. Aug. Die Preußen bejegen Mannheim und Seibelberg. 


2. 
3. 


Abſchluß eines Waffenſtillſtands mit Heſſen-⸗Darmſtadt. 
„Abſchluß eines Waffenſtillſtands mit Württemberg: 

„  Abfchluß eines Waffenftilljtands mit Baden. 

Graf Bismard ladet die ſüddeutſchen Staaten zu Friedensunter⸗ 
handlungen in Berlin ein. Ä 
» Der König trifft wieber in Berlin ein. 

Eine Circulardepefche des Grafen Bismard! ladet die beutfchen 
Staaten nörblicd) des Mains zu einem Bündniß behufs Gründung 
eines norbbeutfchen Bundes ein und übermittelt ihnen den Entwurf 
eines ſolchen. (ſ. Deutſchland.) 

„ Eröffnung des Landtags. Thronrede des Könige: 

„Indem id) bie Vertretung des Landes um mic, verfammelt fehe, drängt 
mid mein Gefühl, vor Allem auch von biefer Stelle meinen unb meines 
Volkes Dank für Gottes Gnade auszufprechen, welde Preußen geholfen hat, 
mit fchweren, aber erfolgreichen Opfern nicht nur bie Gefahren feindlicher 
Angriffe von unferen Grenzen abzuwenden, fondern in raſchem Giegeslauf 
bes vaterländifchen Heeres bem ererbten Ruhme neue Lorbeern hinzuzufügen 
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und ber nationalen Entwidfung Deutſchlands bie Bahn zu ebnen. Unter 
bem fihtbaren Segen Gottes folgte die waffenfähige Nation mit Begeifterung 
dem Rufe in den heiligen Kampf für die Unabhängigfeit des VBaterlandes und 
ſchritt unſer heldenmüthiges Heer, unterftüßt von wenigen, aber treuen Bundes⸗ 
genofjen, von Erfolg zu Erfolg, von Sieg zu Sieg, im Oſten wie in Welten. 
Biel theures Blut ift gefloffen, viele Tapfere betrauert das Vaterland, bie 
fiegesfroh den Heldentod ftarben, bis unfere Fahnen fih in Einer Linie von 
den Slarpatben bis zum Rhein entfalteten. In einträhtigem Zus: 
fammenwirfen werden Regierung und Volfsvertretung die 
Frühte zur Reife zu bringen haben, bie aus der blutigen 
Saat, follfienidt umfonft gefät fein, erwadjen 
müffen Liebe Hrreen von beiden Häufern des Landtags! Auf 
die Finanzlage des Staates kann meine Regierung den Blid mit Befriebi: 
gung wenden. Durch ſorgliche Vorſicht und gewiffenhafte Sparſamkeit ift fie 
in den Stand gejeßt, die großen finanziellen Schwierigkeiten zu überwinden, 
welche bie gegenwärtigen Zeitverhältniffe in naturgemäßem Gefolge haben. 
Obwohl ſchon in ben legten Jahren durch ben Krieg in Dänemark der Staats: 
fafje beträchtliche Opfer auferlegt worden find, tft es doch gelungen, bie bis⸗ 
her erwachfenen Koften bes gegenwärtigen Krieges aus den Staatseinnahmen 
und vorhandenen Beftänden ohne andere Belaftung bes Landes, als bie durch 
bie gejeglichen Natural=Leiftungen zum Kriegsziwede erwachſenden, bereit zu 
fielen. Um fo zuverfichtlicher hoffe ih, daB die Mittel, welche zur erfolgs 
reichen Beendigung bes Krieges und zur Bezahlung der Natural-Lieferungen, 
bei Aufrechterhaltung ber Ordnung und Eicherheit in den Finanzen, nöthig 
find, von Ahnen bereitwillig werben gewährt werben. Ueber bie Feſtſtellung 
des Staatshaushalts:Etats hat eine Vereinbarung mit der Landesvertretung 
in ben lebten Jahren nicht herbeigeführt werben können. Die Staatsausgaben, welche 
in biefer- Zeit geleiftet worden find, entbehren baber der geſetz lichen 
Grundlage, weldhe ber Staatshaushalt, wie ich wiederholt anerkenne, nur 
durch das nach Art. 99 der Verfafjungsurfunde alljährlich zwiichen meiner 
Negierung und ben beiden Käufern bes Landtags zu vereinbarende Gefek 
erhält. Wenn meine Regierung gleichwohl ben Staatshauehalt ohne diefe geiegliche 
* Grundlage mehrere Jahre geführt hat, jo ift dieß nad) gewifjenhafter Prüfung in 
ber pflichtmäßigen Meberzeugung geichehen, daß die Fortführung einer geregelten 
Berwaltung ben gejeglichen Verpflichtungen gegen die Gläubiger und bie 
Beamten bed Staates, bie Erhaltung des Heeres und der Staatsinftitute 
Griftenzfragen des Staates waren und daß daher jenes Verfahren eine ber 
unabweisbaren Nothwenbigfeiten wurde, denen fih eine Regierung im 
Intereſſe bes Landes nicht entziehen Fann und barf. Sch hege das Ver: 
trauen, daß bie jüngften Greigniffe dazu beitragen werden, die unerläßliche 
Verftändigung in jo weit zu erzielen, daß meiner Regierung in Bezug auf 
bie ohne Staatshaushaltsgejeß geführte Verwaltung die $ndemnität, um 
welche bie Landesvertretung angegangen werben foll, bereite 
willig ertheilt und damit der bisherige Eonflict für alle Zeit um fo 
fiherer zum Abſchluß gebradt werden wird, als erwartet 
werben barf, daß die politifche Lage des Vaterlandes eine 
"Erweiterung ber Grenzen bes Stan.es und die Einrichtung 
eines einheitlihen Bunbesheeres unter Preußens Führung 
geftatten werde, deſſen Laften von allen Genofjen des Bundes 
gleihmäßig werben getragen werden. Die Vorlagen, welde in 
diefer Beziehung behufs Einberufung einer Volfsvertretung der Bunbesftaaten 
erforderlich find, werben dem Randtage unverzüglich zugehen. Meine Herren! 
Mit mir fühlen Sie, fühlt das ganze Vaterland die ganze Wichtigfeit bes 
. Augenblides, ber mich in bie Heimath zurüdführt. Möge die Vorfehung 
ebenfo griadenreich Preußens Zukunft fegnen, mie fie fichtlich bie- jüngjte 
-Bergangenbeit fegnete! Das malte Gott I“ 
6. Aug. Magiftrat und Stabtverorbnete von Berlin begeben fi vom 
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Rathhaus aus in corpore nad dem Palaft, um bem König eine, 
mit thatſächlich angenommener Beifeitfegung ihres früheren Beichluffes, 
einftimmig angenommene gemeinfchaftlihe Adreſſe zu überreichen: 

„+. So fieht ſich Ew. Maj. färkiter Feind gezwungen, die Grundlagen 
eines Friedens anzunchmen, welcher bie politifche Geſtaltung Deutichlands von 
bem bemmenben Druck der Intereſſen bes öſterr. Kaiferhaufes befreit und 
unter Enter Maj. Herrichaft und Führung ein neues Staatsweſen erftehen 
läßt, deſſen gefchlofjene Kraft auch die Gefahren, welche die Zukunft bringen 
fönnte, erfolgreich beitehen und die Erkenntniß immer weiter verbreiten wird, 
daß nur Preußen die politiihen Schäden heilen kann, an benen Deutichland 
feit Jahrhunderten franft. So frönen bie Erfolge dieſes Krieges die Thaten 
des großen Kurfürften, bes einzigen Friedrich! Die Gefchichte wird es wür⸗ 
digen, baß bie, unferm Staate für bie politiihe Kräftigung Deutſchlands, 
für die Erhaltung feiner Culturgüter geftellte Aufgabe von Eurer Königlichen 
Majeftät, wie von Ihren glorreichen Ahnen, mit hohem Sinn erfaßt, mit 
entichloffenem Muthe erfüllt worben ift... .“ 

Antwort bes Königs: „... Selten ift Gottes Segen und Gnabe 
fo fichtlih mit einem gewagten Unternehmen gewejen, als in ben legten 
Wochen. Preußen mußte das Schwert ziehen, als es fich zeigte, daß es bie 
Erhaltung feiner Selbftänbigfeit galt; aber auch zur Neugeftaltung Deutjch: 
Iands hat es fein Schwert gezogen; Erſteres ift erreicht, Letz eres möge mir 
unter Gottes fernerem Segen gelingen.” 


7. Aug. Frankreich erhebt in einer Depeſche des Hrn. Drouyn de l'Huys, 


[2 


10, 


11. 


n 


bie der Botjchafter Denebetti dem Grafen Bismarck vorliest, gegen: 
über der beabfidhtigten Vergrößerung Preußens Compenfationsforbe: 
rungen. Preußen lehnt biejelben entſchieden ab. Frankreich beruhigt 
fi) Dabei. 
„ Gen. v. Manteuffel geht in befonderer Miffion nad St. Peters: 
burg ab. 

Preußen übernimmt wieder die Regierung ber hohenzollern'ſchen 
Türftenthümer. 
„ Grabow erflärt, im Intereſſe einer Verſöhnung zwiſchen bem 
Landtag und ber Regierung auf eine Wiederwahl zum Präfidenten 
des Abg.-Haufes zu verzichten. | 

Abg.- Haus: Nach Verzichtleiftung Grabow’s wird v. Forkenbeck 
mit 170 Stimmen (v. Arnim-Heinrichsdorf, der Candidat der Con⸗ 
fervativen erhält 136, Graf Schwerin, derjenige der Alt-⸗Liberalen 
22 Stimmen) zum Präſidenten, v. Stavenhagen und v. Bonin 
werben zu Vicepräfibenten gewählt. Zahlreihe Entwürfe zu Ant: 
wortsabreflen werden eingegeben: ber Altliberalen, ber Confervativen, 
Waldecks, Gneift:Grabomw’s, Virchow's, Neichenfperger’s, Graf Be: 
thuſy⸗Huc's, Groote's u. |. w. 
„ Die „Köln. Ztg.“ erflärt den Streit um bie Armeereorganijation 
nunmehr für ein bloßes Mißverſtändniß. 
» (Hannover). Der preußiiche Civilcommiflär trifft Anordnungen, 
damit die einige Tage vor dem Einzug der Preußen nad) England 
in Sicherheit gebrachten circa 21 Millionen Thaler als „dem Lande 
gehörige bez. ald Domanialvermögen mit bem Lande unzertrennlich 


u 
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verbundenen Beſtände“ demfelben nicht entfremdet werben: fo weit 
der Betrag in verſchiedenen Staatsobligationen au porteur beitebe, 
follen weder Zinszahlungen noch Rüdzablungen an Capital erfolgen 
und demnächſt das gerichtliche Verfahren eingeleitet werben. 


11. Aug. (Reuß ä. 2). Das Ländchen wird von 2 Compagnien PBreus 


13. 


14, 


17. 


Ben beſetzt. 
„ Ag. Haus: Die Regierung legt demfelben ein Wahlgeſetz für 
den Reichstag des norddeutſchen Bundes vor. 
„ Friedensſchluß mit Württemberg (ſ. Anhang). 
„ Abg.-Haus: Die Regierung legt demfelbn ein fürmliches Indem: 
nitätsgefeb für die Zeit des bubdgetlojen Negimentes vor und ver: 
langt einen außerorbentlihen Crebit von 60 Mil. Thalern. 

Der Finanzminiſter bemerft zu bem erftern: „Wenn die Staatsregierung 


auf ber einen Seite fich deſſen bewußt fei, daß fie bei ber Fortſetzung des 


Staatshaushalts einer in ihrer Stellung liegenden dringenden Pflicht genügt 
und bei Verwendung ber Staatsgelder fih auf das, was im Intereſſe bes 
Staates als unerläßlich geboten war, befchränft habe, fo bege fie auf ber 


andern Seite den bringenden Wunſch, ben Conflikt balbigft zu 


löſen und ihn auf alle Zeiten zu befeitigen. Sie bethätige 
ihrerjeits ein Entgegenfommen, indem fie ben Gejeßentwurf dem Haus übers 
reihe, und vertraue zuverfichtlich auf beffen Annahme.” Aus ber Darlegung 
bes Minifters bez. ber zweiten Vorlage ergibt ſich, daß von ben 60 Mill. 
22 dazu verwendet werden follen, den Staatsihat wieder zu füllen: „denn 
das babe die Erfahrung gelehrt, daß zu einer Friegsbereiten Armee auch ein 
friegsbereiter Schatz gehöre.” 
„  Botichaft des Königs an beide Häufer des Landtags bezüglich 
Einverleibung von Hannover, Kurhefien, Naffau und Frankfurt. 
„Botihaft bes Königs: „Wir Wilhelm von Gottes Gnaden ꝛc. ꝛc. 
thun fund und fügen biermit zu wiffen: Die Regierungen bes Königreichs 
— des Kurfürſtenthums Heſſen, des Herzogthums Naſſau, ſowie der 
reien Stadt Frankfurt haben ſich durch ihre Theilnahme an dem feindlichen 
Verhalten des ehemaligen Bundestags in offenen Kriegszuſtand mit Preußen 
geſetzt. Sie haben ſowohl die Neutralität, als das von Preußen unter dem 
Verſprechen der Garantie ihres Territorialbeſtandes ihnen wiederholt und noch 
in legter Stunde angebotene Bündniß abgelehnt, haben an bem Kriege 
Oeſterreichs mit Preußen thätigen Antheil genommen und bie Entſcheidung 
bes Krieges über fih unb ihre Länder angerufen. Tiefe Entſcheidung tft nad 
Gottes Rathſchluß gegen fie ausgefallen. Tie politifche Notwendigkeit zwingt 
ung, ihnen die Regierungsgewalt, deren fie durch das fiegreihe Vorbringen 
unferer Heere entfleidet find, nicht wieder zu übertragen. Die genannten 
Länder würben, falls fie ihre Selbftänbigfeit behielten, vermöge ihrer geogras 
philchen Lage bei einer Feindſeligkeit, oder auch nur zweifelhaften Stellung 
ihrer Regierungen ber preußifchen Rolitit und militärifchen Action Schwierig: 
feiten und Hemmniſſe bereiten Tönnen, welche weit über das Maß ihrer thats 


ſächlichen Macht und Bedeutung hinausgehen. Nicht im Verlangen nad) 


Ländererwerb, fondern in ber Pflicht, unfere ererbten Staaten vor wiederkeh⸗ 
senden Gefahren zu fhüten und ber nationalen Neugeftaltung Deutſchlands 
eine breitere und feftere Grundlage zu geben, Tiegt für uns bie Nothwendig⸗ 
feit, das Kimigreich Hannover, das Kurfürftenthbum Heffen, das Herzogthum 
Naſſau, jowie die freie Stadt Frankfurt für immer mit unferer Monarchie 
zu vereinigen. Wohl wiffen wir, daß nur ein Theil ber Bevölkerung biejer 
Staaten mit ung die Ueberzeugung von jener Nothwenbigfeit theilt. Wir ach: 
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ten und ebren bie Gefühle ber Treue unb Anhänglichkeit, welche bie Bewoh⸗ 
ner derſelben an ihre bisherigen Fürftenhäufer und ihre jelbjtändigen politifchen 
Einrichtungen knüpfen; allein wir vertrauen, baß bie Tebendige Betheiligung 
an ber fortichreitenden Entwidlung des nationalen Gemeinlebens in Verbin: 
dung mit einer fchonenden Behandlung berechtigter Eigenthümlichkeiten ben 
unvermeidlihen Uebergang in die neue größere Gemeinſchaft erleichtern 
werde. Die beiden Häufer des Landtages fordern wir auf, die verfaffungs: 
mäßig eriorberliche Genehmigung und Cinwilligung zu ertheilen, und Tafjen 
ihnen zu diefem Behufe den beiliegenden Geſetzentwurf zugehen.“ 

Gefetesentwurf: „Art. 1. Wir übernehmen für Uns und Unfere 
Nachfolger auf Grund des Art. 55 der Verfaſſungs-Urkunde für den preußi: 
Ihen Staat bie Regierung über das Königreih Hannover, Kurfürſtent hum 
Helfen, Herzogtum Nafjau und die freie Stadt Frankfurt. Art. 2. Die 
definitive Regulirung ber Beziehungen dieſer Länder zu dem preußiſchen Staats: 
gebiete auf Grund des Art. 2 der Berf.:Urf. erfolgt mitteljt befondern Ge⸗ 
jebes. Art. 3. Das Staatsminifterium wird mit der Nusführung bes gegen: 
wärtigen Geſetzes beauitragt.” 

Motivirung: „Die Regierungen bes Königreihs Hannover, des Kur: 
fürftentbums Heffen und bes Herzogthums Naſſau, forwie die freie Stabt 
Frankfurt haben durch ihre beharrliche Ablehnung der von Preußen vorge: 
ſchlagenen Reform bes Bundes und durch ben offenen, mit bem Zweck der 
Vereitelung berfelben unternommenen Krieg bewiefen, daß auf ihre Mitwir⸗ 
fung zur Befriedigung der nationalen Bebürfniffe und berechtigten Wünſche 
bed dentſchen Volkes nicht zu rechnen ift. Sie haben damit ihren Fortbeitand 
unmöglich gemacht, indem jie gezeigt haben, daß berielbe mit der Erreichung 
befriedigender AZuftände der deutfchen Nation unvereinbar if. Neben dieſer 
Unverträglichfeit mit einer Reconftruction Deutfchlands auf nationalen Grund: 
lagen würde der Fortbeſtand dieſer Staaten eine fortbauernde Gefahr für 
Preußen in fich ſchließen. Die lekten Ereigniſſe haben gezeigt, wie groß biefe 
Gefahr ift, indem Preußen fich genöthigt gefehen hat, im Augenblid eines 
bie ganze Kraft ber Nation in Anfpruch nehmenden Srieges gegen eine eben= 
bürtige Großmadt, einen bedeutenden Theil feiner Kräfte zur Dccupation 
jener, es im Rüden und von ber Seite bebrohenden Länder zu verwenben. 
Diefer Zuftand darf nicht wieberfehren. Er muß für immer befeitigt wer: 
ben. Se. Maj. ber König Hat fich daher entjchloffen, zur Sicheritellung der 
eigenen und der übrigen beutfchen Lande von dem durch die Vorfehung ihm 
verliebenen Mechte Gebrauch zu machen und die Negierung über die gegen 
wärtig von preußiſchen Truppen occupirten und in preußiicher Verwaltung 
befindlichen Zerritorien bes Königreichs Hannover, des Kurfürſtenthums Heſ— 
jen, des Herzogtums Naffau und der Stadt Frankfurt a M. mit ihrem 
Gebiet auf Grund des Art. 55 der Verfaffung zu übernehmen. Die Herzog: 
thümer Holftein und Schleswig hat Se. Maj. ber König bisher in gemein- 
jamem Recht mit Sr. Maj. dem Kaifer von Defterreih auf Grund bes 
Wiener Vertrages v. 30. Det. 1364 bejeffen. Nachdem Se. Maj. der Kaiſer 
fich bereit erflärt Hat, alle ihn aus dieſem Vertrage zuftehenden Rechte auf 
Se. Maj. den König zu übertragen, wirb Se. Maj. der König, fobald ber 
Friede mit Oeſterreich ratifizirt fein wird, die Regierung auch biefer beiden Her: 
zogthümer definitiv übernehmen. Wenn die nördlichſten Diſtrikte des Herzogs 
thums Schleswig in freier Abftimmung den Wunſch ausfprechen follten, mit dem 
Königreich Dänemarf vereinigt zu werben, fo wird Se. Maj. ber König bie: 
ſem Wunfche ftattgeben. Die individuellen Verhältniſſe und Befonberheiten 
ber neu erworbenen Länder und Lanbestheile werben eine vielfache Berüdjich- 
tigung erfordern, beren Tragweite ſich noch nicht überjehen läßt. Es ift ber 
Mille Sr. Maj. des Königs, den wirflihen Bebürfniffen gerecht zu werden 
und bie billigen Rüdfichten auf berechtigte Eigentbümlichkeiten mit ben For: 


derungen bes allgemeinen Stantswohls und ber Gerechtigkeit gegen alle feine 


Preußen. 179 


Untertanen auszugleichen. Deßhalb konnte die fofortige Aufnahme biefer 
Länder in das preußifche Staatsgebiet nicht erfolgen, vielmehr muß e8 einer 
boffentlih nahen Zufunft vorbehalten bleiben, die fämmtlichen unter ber Herr: 
Ichaft des Königs befindlichen Lande in ein Ganzes zu vereinigen, fobald bie 
neu erworbenen Länder durch das jebt einzurichtendbe Uebergangsftadium bazu 
vorbereitet fein werben. Die dahin zielenden Vorlagen werden, nah Maß: 
gabe des Art. 2 der Berfafjungsurkfunde, bem Lanbtage feiner Zeit gemacht 
werbei. 


Anm. Durch bie Einverleibungen fol Preußen (ohne Schleswig-Holftein) 
folgenden Zuwachs an Land und Leuten erhalten: 
Hannover . . . 69 Qu.⸗Meilen. 1,923,492 Einwohner, 
(Dez. 1864.) 
Kuchen . . . 174 F 845,063 P 
Naſſau.... 85 468,311 n 


Sranffutt . . . 2 ö 91,180 * 
959 Qu.:Meilen. 3,228,046 Einwohner. 
Hiezu Preußen . 5,058 = 19,552,139 F 


Nunmehriger Staat 6,017 Qu.Meilen. 22,480,185 Einwohner. 


Bemerkung des Miniſterpräſ. zu der Vorlage: „Nachdem ber 
König felbft zu Ihnen über die Sache geiprochen, wird es mir nicht geziemen, 
in dieſem Augenblide meine eigene Auffaffung näher zu entwideln und den 
föniglihen Worten eigene hinzuzufügen. Ich erlaube mir nur Ihre Auf: 

. merfjamfeit darauf zu Ienfen, daß der Inhalt des Gefekentwurfs den jetzt zu 
ſchaffenden Zuftand auf ber Bafis bes Art. 55 als einen Uebergangszuftand 
harakterifirt, ber nicht als der definitive gedacht wird. Die Tönigl. Staats- 
tegierung hält einen ſolchen Uebergangspunft für zweckmäßig, um bie völlige 
Einverleidbung diefer Länder in bie preußiſche Monardie in derjenigen ſcho⸗ 
nenden Weije vorzubereiten, welde die königliche Botſchaft in Ausficht ftellt. 
Wir glauben, baß bie Bewohner jener Länder ſelbſt fi in Kurzem, wenn 
die Entſcheidung ber Föniglichen Staatsregierung in ber Art feftgeftellt fein 
wird, wie es buch ein foldhes Geſetz geichieht, mit bem Gedanken noch voll: 
ſtändiger beireunden werden, als bieß bisher gefchehen ift, und baß ber Land⸗ 
tag mit Vertrauen in bie Hand Sr. Maj. die Machtvollkommenheit werde 
legen wollen, in jenen Ländern diejenigen Modificationen ihrer bisherigen 
Einrihtung und Verfaffung einzubringen oder zu geſetzmäßiger Entſcheidung 
vorzubereiten, welche ihre Verfchmelzung mit dem preußiſchen Staate werben 
erleichtern Fönnen. Ueber dic Herzogthümer Schleswig und Holftein ift in 
biefem Gefegentwurf nichts gejagt, weil ihre Cinverleibung bedingt ift durch 
die Ratification des mit Defterreich in gegenwärtigen Augenblick verhandelten 
Friedens, und wir werden eine Vorlage darüber erſt machen können, wenn 
der Friede ratificirt ift, ebenfo wie über andere Gegenftände, deren Geſchick 
im Augenblid nody von ben riedensverhandlungen mit ben übrigen fübbeuts 
ſchen Staaten abhängt. 

17. Aug. (Hannover). Der König empfängt eine hannoverſche Deputation, 
beitehend aus dem Staatsminifter a. D. v. Münchhauſen, dem Vice: 
präfibenten des Dberappellations-Gerihts v. Schleppegrell und bem 
Schatzrath v. Röfling. 

Eingabe ber Deputation: „. In diefem Umſtand nun glauben 
wir eine genügende Nechtfertigung zu finden, wenn wir noch einmal in aller 
Ehrfurcht den Verſuch wagen, für ben Ausdrud ber in ber unendlichen 
Mehrheit unferer Mitbürger berrichenden Stimmung ein gnäbiges 
Gehör uns zu erbitten. Ew. Maj. bürfen überzeugt fein, daß unter biefen — 
welches auch früher ihre Stellung zur fogenannten deutſchen Frage gewefen 
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fein mag — nad ben fiegreihen Erfolgen ber preußifchen Waffen fein Zweifel 
mehr darüber berricht, daß Preußen und nur Preußen zur Vormacht 
in dem neu zu errichtenben Bunde berufen, und daß ihm als folder bereit- 
willigft und rückhaltslos in reihem Maß die Befugniffe einzuräumen 
feien, die e8 zu wirkfamer Durchführung dieſes feines welthiftorifchen Berufes 
für erforderlich erachten mag. Daß e8 aber dazu auch des Opfers ber Eriftenz 
unferes, feldft in ſolcher Beihränfung feiner Souveränetät noch febensfräftigen 
Staates bedbürfte, will ber Bevölferung des letzteren nicht einleuchten, und 
auch den oft gehörten Ginwand fürchtet fie nicht, daß cine alſo beichränfte 
Krone Hannover für die Krone Preußen ein unzuverläfliger Nachbar fei. 
Würden doch die jedenfalls auf diefe übergehenden militärhoheitlichen Befug⸗ 


niſſe genügen, jede etwa drohende Gefahr zu befeitigen wenn nicht, nachdem 


die deutſche Frage gelöst, jchon durch die geographiiche Lage beider Länder, 
durch die Aehnlichkeit ihres Volfscharafters, durch bie Gleichartigkeit ihrer 
wirthſchaftlichen Snterefien eine völlig ausreichende Garantie für die Bundes⸗ 
treue bes ſchwächeren Nachbars gegeben wäre. Sollie übrigens gleichwohl 
in ber Perfon des gegenwärtigen Trägers ber hannoveriſchen Krone feine 
genügende Gewähr für eine zuverläffige Bundesgenoffenfchait gefunden werben, 
fo hat fich derjelbe, wie das Ew. Maj. Regierung nicht unbekannt geblieben 
ift, ſchon bereit erffärt, zu Gunften feines Thronfolgers ber Krone zu 
entfagen.“ 

Antwort bes Königs: „Sch fehe Sie gern bier, meine Herren, benn 
Sch kann e8 nur achten und anerkennen, wenn deutſche Männer mit Treue 
fefthalten an der Diynaftie, deren Verbindung mit ihnen Jahrhunderte lang 
beftanden und die Früchte ber gegenfeitigen Anhänglichfeit und Hingebung 
gereift bat. Ich würde bie Hannoveraner minder jhäten, wenn fie feinen 
Schritt bei Mir gethan hätten, welcher das innige Tefthalten an ihrem an— 
geltammten mir nahe verwandten Negentenhaus bethätigte. Dadurch ehe Sch 
mich veranlaßt, Ihnen ausführlich die Gründe darzulegen, welche wahrlich 
gegen Meine urfprüngliche Abficht und nad wiederholten ſchweren Kämpfen 
mit Meinem Wunſch: die Selbjtändigleit Meiner früheren Genoffen im deut: 
fen Bund fortbeftehen zu laſſen, zu dem jeßt bereits in der Ausführung begrifs 
fenen und ſomit unwiderruflihen Beihluß genöthigt haben, Annerionen 
vorzunehmen. Bereits bei dem Gintreten in meine jetzige Stellung habe id 
e8 ausgefprochen, daß Meine zum Heile Preußens und Deutſchlands gehegten 
Abfichten dahin gerichtet feien, Feine anderen als moralijde Er: 
oberungen zur Ausführung zu bringen ; es ijt dieſes Wort vielfach be= 
lächelt, belpättelt, ja gehöhnt worden, und boch ertheile Ih Ahnen noch heute 
bie feſte Verſicherung, daß Meine Plane darüber nie hinausgegangen find, und 
bag — wenn Sch als 7Ojähriger Mann zu gewaltthätigen Eroberungen über: 
gehe — Ich dieß nur thue gezwungen durch bie Macht der Berbältniffe, 
duch die unabläfligen Anfeindungen Meiner angeblichen Bundesgenofjen und 
durch die Pflichten gegen das meiner Führung anvertraute Preußen. Schon 
bei Bildung bes beutichen Bundes wurde von denjenigen Staaten, welche 
buch Preußens fchon damals erfennbaren geiftigen Aufſchwung Gefahren für 
bie Erhaltung ihres Einfluffes befürchteten, dafür Sorge getragen, daß das 
Bundesgebiet Preußens durch jelbftändige Staaten getrennt bleibe. Viele 
Lage wurbe feit bem Beltehen des Bundes durch fortwährend erneuerte Ans 
feindungen, vorzugsmweife genährt durch öfterreichiichen Einfluß, durch Erfaufen 
ber beutfchen, der franzöfiichen, ber englifchen Preſſe benugt, um bet biefen 
Staaten flete Bejorgniffe vor Preußens Uebergriffen und Eroberungsgelüften 
anzuregen und wach zu erhalten und ben, brei preußilche Megierungen hin⸗ 
burch mit Eifer, aber unter Achtung aller Rechte fortgefegten Bemühungen, 
bem beutfchen Bund Einigkeit und Auffhwung in materiellen und geiftigen 
Intereſſen einzuflößen, beharrlichen Widerftand entgegenzujeten. Dieje Be⸗ 
firebungen find nicht ohne Erfolg geblieben, ſie haben zu einer, faft nur wähs 
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vend ber Regierung bed Königs Ernſt Auguft innigeren Beziehung Platz 
machenden unfreundlihen Stellung Hannovers zu Preußen geführt, welde 
während der politiiden Complicationen ber lebten Jahre häufig in eine feind⸗ 
felige übergegangen ift, ohne daß dazu von preußilcher Seite Veranlaffung 
gegeben worden wäre. So fanden die Sachen, als Meine Stellung in Hols 
ftein duch Defterreih immer und immer wieder angegriffen und gejtört 
wurde bis zu einem Grab, welchen Preußen zu ertragen nicht länger im 
Stanbe mar. Bevor Ich Mich jedoch zum äußerſten zu entichließen gezwungen 
wurde, gelang es, bie Gefahr noch einmal durch Abſchließung des Gafteiner 
Vertrags nicht zu befeitigen, jondern nur hinauszufchieben, denn während der 
Mirkfamfeit biete Vertrags fiel eine Hülle nach der andern, welche bie Abſicht 
Oeſterreichs bis dahin verfchleiert Hatte, den längſt als drohend nnd ſteis 
mehr und mehr für unvermeidlich erachteten Kampf mit Preußen nunmehr 
thatfählih zu beginnen — den Kampf um den überwiegenden Eins 
fluß in Deutfhland Diefer Einfluß ift Preußens Lebens⸗ 
element, den Kampf um denselben nidt annehmen hieß Preu—⸗ 
Bens Eriftenz opfern — die bolfteinifche Frage war damit in den Hinters 
grund — Zur Durchführung dieſes großen Kampfes bedurfte es 
zweier Grundlagen: 1) der Ueberzeugung von der Gerechtigkeit ber preußiſchen 
Anſprüche, welche allein den Schuß des Höcften durch Verleihung des in 
jeiner Hand liegenden Kriegsglüds hoffen laſſen fonnte; 2) des Inftruments, 
womit berjelbe geführt werben mußte, ber preußilchen Armee. Daß das Ins 
jtrument tüchtig fei, darüber war Ach nicht im Zmeifel, denn Mein ganzes 
Leben war ber Entwidlung ber preußifchen Armee gewibmet gemwejen und 
Ich durfte Mir ein Urtheil über deren Leiftungsfühigfeit zutrauen. Daß 
Preußens Forderungen gerecht feien, fchien Mir dadurch erwiefen, daß Preußen 
ohne deren Erfüllung nicht fortbeftehen und fich gebeihlich entwideln könne, 
und fo entichloß Ich Mich ſchweren und fchwerften Herzens zum enticheidenden 
Kampf, deſſen Ausgang Gott anbeimftellend. Und die von Mir in folder 
Ausdehnung nicht vorgeahnten, felten oder nie in ber Geſchichte dageweſenen 
Ergebnifje eines Exiſtenzkampfs zweier mädtigen Staaten in jo kurzer Zeit 
find eine ſichtbare Fügung der Vorfehung, ohne die aud bie geſchulteſte 
Armee ſolche Refultate nicht erfämpien kann. Die Stellung ber Regierung 
Ihres Landes vor und während ber Entwidlung biefer Ereigniffe ift Ihnen 
befannt, das Votum vom 14. Juni, welches jeder Begründung durch das 
Bundesrecht entbehrte, das nur eine Erecution fennt — eine Execution, welcher 

ch — falls fie beichloffen wäre — Mid zwar nicht Hätte fügen Fönnen, 
welche aber doch ben Bundesbruch im preußenfeinblihen Sinne für Hannover 
minder offenbar gemacht haben würde. Sie fennen bie Griltenz gepflogener 
Neutralitätsverhandlungen, Meine wiederholte vergebliche Aufforderung zum 
Nordbünduiß in der Nacht vom 14. Juni, den Zug ber hannoveriſchen Armee 
mit ihrem König, die Katafttophe von Langenfalza, bei welcher Ich Mich 
zwar nicht als Sieger hinſtelle, welche aber in ihren Folgen zur Vernichtung 
ber hannoveriſchen Armee geführt bat. Auch nach den überrafchend großen 
Erfolgen, welche Mir freie Haud in ben von Mir zu treffenden Beftim- 
mungen verfhafft haben, würde es weber einer Adreſſe noch einer Deputation 
bedurft haben, um Mir ben Ernſt des Schrittes Mar zu machen, welden 
Sie vermieden zu fehen wünſchen. Dennoch wieberhole Jh Ihnen Meinen 
Dank, daß man fich freimüthig ausgeſprochen hat; ja, es iſt Mir dieß lieber 
als das Gegentheil, weil es für die Zukunft reellere Verhältniffe prognoſticirt. 
Und dennoch hat bie reiflichfte, wegen Deiner verwandtſchaftlichen Verhältnifie 
zum Haus Hannover fehmerzlichfte Prüfung Mid zu dem Beihluß ber Ans 
nerion fommen laffen, als einer Pfliht: Mein Preußen für bie von ihm 
gebrachten fhweren Opfer zu entſchädigen, und die wahrſcheinliche Wiederkehr 
der burch bie unfreundliche Stellung Hannovers auch in Zufunft zu befor: 
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genden Gefahren zu beſeitigen. Ich hoffe, daß gegenſeitiges Vertrauen dereinſt 
zur Zufriedenheit führen wird.“ 

Erwiedberung bes Führers ber Deputation, Miniſter v. Münchhauſen: 
„... Von heute an bleibt dem loyalſten und beſonnenſten Hannoveraner, falls 
Ew. Maj. Entſchließung unwiberruflich fein jollte, Teine andere Aufgabe als 
ber Verſuch, die durch die Annerionsabfichten erzeugte theilweiſe erbitterte 
Aufregung in bie Empfindung boffnungslofer Ergebung in bie unvermeid⸗ 
lihen Fügungen ber Vorſehung binüberzuleiten.” 


18/21. Aug. Abſchluß des Bündnifvertrages mit den norbbeutichen Klein: 


19. 


22, 
23. 


1 


ſtaaten nach dem Entwurf vom 4. Aug. (ſ. Deutſchland.) 


„ Hu v. Patow, Finanzminiſter im Miniſterium Auerswald, über: 


nimmt das Civilcommiſſariat über Naſſau, Frankfurt, Oberheſſen 
und die von Preußen beſetzten Theile des bayeriſchen Frankens unter 
der Autorität des Oberbefehlshabers der Mainarmee. 


„Friedensſchluß mit Bayern. (ſ. Anhang). 


„Abſchluß des Prager Friedens zwilchen Preußen und Oeſterreich. 
(j. Anhang.) 


„ Abg.-Haus: Adreßbebatte: 


17. Aug. Situng der Adreßcommifjion, Die Commiffion vereinigt fi 
mit zwei Drittheilen ber Stimmen im MWefentlihen auf den Entwurf von 
Waldeck und Virchow. Votum bes Minifterpräfidenten Graf Bismarck: 
„Weber. bie in ber beutihen Nolitif zu exftrebenden Ziele ift wenig 
Meinungsverjchiebenheit, weder zwiſchen den einzelnen Antragftellern ber 
Adrefjen, noch zwifchen der Negierung und ber Landesvertretung. Es fragt 
fih nur, auf welchen Wege und mit welden Mitteln biefe Ziele jich erreichen 
laſſen. Die f. Regierung bat ſich bie Grenze des Möglichen ftellen müffen, 
db. 5. beifen, was fi erringen läßt ohne zu große, unverhältnißmäßige 
Opfer und ohne die Zufunft zu compromittiven. Das hätten wir aber ges 
than, wenn wir über bie unferer Politif jegt geftellte Linie "hinausgegangen 
wären. Die Zufage aber, welche wir in biefer Beziehung gegeben, müſſen 
wir halten und fo vor Allem den Glauben an unfer Wort befeftigen. Wir 
glauben aber auch nicht, daß es nützlich gewefen wäre, jet weiter zu geben. 
Wir haben auch in der preußifchen Regierung fo viel Ehrgeiz, daß er eher 
der Mäßigung als ber Stimulirung bedarf, Nah ben Friedenepräliminarien 
ift Die Regelung ber nationalen Beziehungen bes füddeutichen Bundes zu dem 
norddeutſchen vorbehalten. Sie ift alfo nicht ausgeichloffen und die Art ber: 
jelben wird wefentlih davon abhängen, ob bag Bebürfniß dazu von 
Süddeutſchland fowohl in feinen Regierungen, wiein feinen 
Bölferfhaftenlebhafterempfunden wird, als wie bieß gegen: 
wärtig der Fall ift, wo wir fehen, daß preußifche Militärs, bie ſich jen- 
feit8 der Demarcationslinie zeigen, den Ausbrüchen der Volfswuth ausgefeht 
find. Zunächſt fam e8 uns daraufan, dem neuen Bunde fefte Grund: 
lagen zu geben. Sch glaube, daß fie um fo weniger feft ausfallen würden, 
je ausgebehnter berfelbe wäre; wir fünnten unmöglich einem Staate, wie 
Bayern, ſolche Zumuthungen ftellen, mie wir fie im Norden jetzt erheben 
müffen. Die erfte biefer feften Grundlagen ſuchen wir in einem ftarfen 
Preußen, fo zu fagen in einer ftarfen Hausmadht des leitenden Staa- 
tes, ben wir deßhalb in feinem direkten Beſitz erheblich verſtärkt haben. 
Das Band bes engern Bundes, dur das wir außerdem Nordbeutichland 
verfnüpfen wollen, wird dagegen fo feſt wie bie Einverleibung nicht ausfallen. 
Indeß gab es, um ber Wiederkehr ſolcher Dinge vorzubeugen, baß befreun⸗ 
bete und verwandte Volksſtämme, durch ihre Regierungen gendthigt, uns im 
Rüden unferer Heere entgegentreten Fonnten, nur zwei ober eigentlih brei 
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Methoden. Die eine iſt eben die Cinverleibung und bie vollkommene 
Verſchmelzung mit Preußen ſelbſt bei widerſtrebender Bevölkerung, namentlich 
widerſtrebendem Beamten⸗ und Offizierſtande, die ſich durch ihre Treue an 
die früheren Regierungen gebunden fühlen. Die Regierung denkt die 
Schwierigkeiten derſelben auf deutſche Art zu überwinden, durch Schonung 
der Eigenthümlichkeiten und allmähliche Eingewöhnung, nicht, wie es bei 
romaniſchen Völkern üblich iſt, mit einem Schlage. Die zweite Methode iſt 
die Theilung ber Hoheitsrechte, fo daß es gewiſſermaßen einen Mi⸗ 
litärherrſcher und einen Givilherricher gibt; dur die Umſtände genöthigt, 
werden wir biefe Methode in Sachſen verfuhen müſſen. rüber batte ich 
eine lebhafte Neigung für dieß Syftem. Nach ben Eindrüden aber, die mir 
bei Gelegenheit dev Aufftellung ber Tebruarbedingungen gegenüber von 
Schleswig : Holftein geworben, befürchte ih, daß ein —* Syſtem eine 
dauernde Quelle von Verſtimmungen bilden wird, eine Quelle, die länger 
fließen dürfte, als die Abneigung gegen den neuen Herrſcher bei wirklich 
annectirten Ländern. Bei jener Gelegenheit hielt man mir das einſchnei⸗ 
dende Wort entgegen: „wir wollen nicht Preußen zweiter Klaſſe ſein!“ Aber 
ganz abgeſehen von ſolchen Empfindungen, hat dieß Syſtem den Nachtheil, 
daß der eine der beiden Herrſcher, der Militärherrſcher, der fremde, immer 
nur mit Anforderungen kommt, während alle wohlthätigen Einflüſſe der 
Civilverwaltung in ben Händen bes alten Landesherrn bleiben. Ich bedaure, 
bag wir, wie gelagt, genöthigt fein werben, dieß Erperiment in Sachſen zu 
maden. Die dritte Methode endlich wäre die Zerreißung bes bisher 
beftanbenen Gemeinweſens; das haben wir verfhmäht, ein fehr ver- 
Heinertes Hannover, Sachſen, Kurheſſen u. ſ. w. Mit diefem Syſtem haben 
wir 1815 in Sachfen trübe Erfahrungen gemadt. Zwar jind bie an Preußen 
gefommenen Theile völlig mit dieſem Staate verwachſen, aber in bein felbs 
ftändig geblichenen Theile bat fih von da ab eine entfchiedene Abneigung 
gegen Preußen erhalten; deßhalb haben wir dieß Syftem, das uns fuppebitirt 
wurde, diesmal völlig befeitigt, wir haben das Intereſſe der Regierten über 
das der Dynaſtien geftellt. Cs ift wahr, es macht dieß vielleicht den Cin⸗ 
drud der Ungerechtigkeit, aber bie Politik hat nicht die Aufgabe ber 
Nemeſis, die Rache ift nicht unfer, fondern wir haben zu thun, was für ben 
preußiichen Staat eine Nothwendigkeit ift, und deshalb haben wir uns durch 
fein dynaſtiſches Mitgefühl Ieiten faffen. Und beshalb haben wir aus biejen 
Ländern feldft ſchon Anerkennung gefunden, Hannoveraner haben fi mir 
gegenüber fo ausgeſprochen: „erhalten Sie uns unfere Dynaſtie; wenn Das 
aber nicht möglich ift, dann zerreißen fie wenigftens nicht unfer Land, jondern 
nehmen uns ganz." Was unfere Bundesgenoffen betrifft, fo haben wir nur 
deren wenige und ſchwache gehabt, aber es ift nicht bloß eine Pflicht, ſondern 
ebenfo gebietet es die Klugheit, auch dem kleinſten unfer Wort zu halten. 
Se rüdhaltlofer Preußen zeigt, daß es feine Feinde von ber Landkarte weg» 
fegen fann, um fo pünftlicher muß es feinen Freunden Wert halten. Gerade 
in Süddeutſchland wird diefer Glaube an unfere politifche Redlichkeit von großem 
Gewicht fein. Was bie Reichsverfaffung angeht, fo tft auch fie nur eine ber 
Formen, in ber das von mir angebeutete Problem gelöft wird. Ich gebe 
zu, daß fie das, theoretifch genommen, ſchärfer und richtiger thut, als unfer 
Bundesprofect, indem fie die Fürften gewilfermaßen zu Untertbanen, zu Va⸗ 
fallen bes Kaiſers macht; biefe werben aber vielmehr geneigt fein, einem 
Mitverbilndeten, einem Beamten bes Bundes Rechte einzuräumen, als einem 
eigentliden Kaifer und Lehensherrn.“ 

19. Aug. Die Verhandlungen ber Budgetcommiſſion betreffen Hauptjächlich 
bie Frage, ob in der Abreffe eine Hinmeilung auf bie Reichsverfaſſung auf: 
genommen werbe, ferner ob und wie das Budgetrecht des Hauſes gewahrt 
werden fol. Mit Mehrheit wird das erſtere und bezüglid bes letztern 
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beichloffen, den betreffenden Paſſus aus dem Entwurfe Reichenſperger (Kath.) 
aufzunehmen: 

Abſatz IV: „Gegenüber ber Thatſache, daß feit einer Reihe von Jahren 
bie Staatsausgaben ohne einen zur geleglicden Feitftelung gelangten Staats: 
haushaltsetat und theilweife im Widerfprud mit den Beſchlüſſen bed Abge- 
ordnetenhauſes geleiftet worben find, gereicht e8 beim legteren zur großen Ge⸗ 
nugthuung, daß Ew. Maj. feierlich auszufprechen geruht haben, daß bie in 
jener Zeit geleifteten Geldausgaben ber geſetzlichen Grundlage entbehren, weil 
diejelbe nur durch das nach Art. 99 der Verf.⸗Urk. alljährlich zu Stande zu 
bringenbe Etatsgefeß erlangt werben fann. Im Hinblid auf bies k. Wort, 
welches die Nothiwendigfeit eines nur unter Zuftimmung des Abg.:Haufes 
ins Leben tretenden jährlichen Staatshaushalts:Gefepes, Jowie bemgemäß bie 
Nothwendigkeit einer für die Vergangenheit zu erwirfenden Indemnitäts- 
Erflärung ber beiden Häufer bes Landtags anerfennt, ift das Vertrauen ber 
Landesvertretung gerechtfertigt, daß Tünftighin durch bie rechtzeitige Feſtſtel⸗ 
lung bes Staatshaushalts-Geſetzes vor Beginn bes Etatsjahres jeder Conflikt 
verhütet werde. Dann werben Ausgaben, welche bas Abg.-Haus im Staates 
baushalts. Etats abgeſetzt bat, nicht dennoch aus Rüdfichten auf das Staats: 
wohl eintreten Fünnen.“ 

Abjag VII: „Das zu vollbringenbe Werf ber bunbesftaatliden Einigung 
Deutſchlands wird fih am Sicherſten der Unterftübung der Nation erfreuen, 
wenn bie jchwierige Arbeit anf der Grundlage der Neichsverfafjung v. 1849 
begonnen und biefe der neuen Lage ber Dinge entſprechend geftaltet wirb. 
Preußen wird dann Fräftig genug fein, um als flarfe Schirmmadht bie deut⸗ 
ſchen Grenzen unverjehrt zu erhalten und jede Einmiſchung des Auslandes 
bei der Ordnung unſeres neuen Staatswejens abzuwehren.“ 

Schließlich wird der ganze Adreßentwurf feftgeitellt und für benfelben im 
Plenun des Hauſes eine Majvrität von 10 Stimmen gehofft, vorausgejegt, 
daß bie polnijche Fraction fi der Abflimmung enthält und die kath. Fraction 
für ben Entwurf der Commiſſion ftinmt. 


Die Adreßcommiſſion legt ihren Entwurf vor. General Staven: 
hagen bringt einen andern, ziemlich farblofen ein, ber mehr Aus: 
fidyt auf Annahme. hat und dem aud bie Adreßcommiſſion beitritt. 
Sacoby und Reicheniperger beharren auf ihren Entwürfen. Schließ- 
lih wird der Entwurf Stavenhagen faft einftimmig angenommen. 
Nur Jacoby, einige Katholiken und bie Polen flimmen dagegen. 


24. Aug. Ende des Bundestages. 


25. 


„ Der König empfängt die Deputation des Abgeorbnetenhaujes 
und nimmt bie Adreſſe desfelben entgegen. Antwort des Königs: 
„Er ſpreche zunächſt feinen Dank aus und beauitrage jeßt den Präfidenten 
v. Forkenbeck, dem Haufe Allerböchftieinen Dank für die Adreſſe auszufpres 
hen. Er nehme biejelbe entgegen als einen Ausdrud nicht nur ber Majo: 
rität bes Haufes, fondern auch des gefanımten Landes. Mit Recht hebe bie 
Adreſſe zunächſt die großen Erfolge ber preußifchen Waffen hervor. Nächſt 
dem allmächtigen Gott gebühre der Armee bafür ber Tanf bes Paterlandee. 
Wohl noch nie fei ein Greigniß, wie das vorliegende, in ber Weltgefchichte 
vorgefommen, noch nie könne bie Gefchichte davon erzählen, daß ein Land 
von ber göttlichen Vorfehung fo hoch begnadigt, wie Preußen; noch nie fei 
in fo kurzer Zeit und auf folde Meife ein Krieg beendet worden. Es fei 
erfreulich und erhebend, daß gerade Preußen und er, ber König jelbit von 
ber göttlihen Gnade dazu auserjehen fei, ein ſolches Werf zu vollbringen, 
ein Werk, welches fo Viele, auch fein in Gott ruhender kgl. Bruder, erftrebt, 
benen aber nicht vergönnt worben fei, bie Verwirklihung ihres Strebend zu 
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erleben; barım jede er, ber König, bie Ereigniffe ber Neuzeit als eine beſon⸗ 
dere göttliche Gnade an. Zugleich aber freue ſich ber König, baß biefer 
Krieg deu Beweis für bie Tüchtigkeit ber Heeresorganifation, welche er: ſelbſt 
ins Leben gerufen, gegeben babe. Ohne diefe Organijation wäre das Kriegs: 
heer, bei fei der König feft überzeugt, nicht im Stande gewelen, folde Stra= 
pazen und Leiden zu ertragen, wie es biejelben ertragen habe. Hinſichtlich der 
Erfolge bes Krieges fei mit Recht in ber Adreffe hervorgehoben worden , daß 
noch größere Schwierigkeiten zu überwinden fein. Er, der König, hoffe jedoch, 
auch dieje mit Gottes Hilfe zu überwinden. Wenn bie Adrefje ferner der Sins 
demnität erwähne, welche die Staatsregierung von ber Landesvertretung gefors 
dert, jo jei in biefer Korderung etwas ausgelprochen worden, was Er und 
feine Regierung fetd im Auge gehabt habe. Das Recht ber Geldbewilligung 
fei niemals in Abrede geftclit worden. Es fei feine, des Königs, Pflicht ges 
weien, zu einer Zeit, wo fein Etratsgefch zu Stande gefommen, fo einzus 
treten, wie er e8 yethban. So babe er handeln müſſen und werde 
immer fo handeln, wenu fih ähnliche Zuftfände wiederholen 
follten. „Aber, meine Herren, e8 wird nicht wieder vorlommen.“ 


25. Aug. Das Abg.Haus ertheilt der von ber Regierung beantragten Er⸗ 


30. 


'w 
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“ auf die ſeit dem Beginn des Jahrs 1862 ohne geſetlich fe 


böhung des Bankfcapital® um 5 Mill. Thlr. feine (im vorigen Jahr 
verweigerte) Zuftimmung. 

„ Die Preußen bejehen die bisherige Bunbesfeftung Mainz, nachdem 
die Bayern, Heflen u. f. w. diefelbe größtentheils geräumt haben. 

„» (Meiningen) Berfammlung von Bertrauensmännern in Ein: 
feld. Diefelben verlangen mit Nachdruck den Eintritt des Ländchens 
in ben norbdeutfhen Bund. 

„ Ag-Haus: Der Präfident v. Forkenbeck erſtattet dem Haus 
feinen (authentijhen) Bericht über die Antwort bes Könige auf bie 
Adreſſe des Haufes. 

„ (Kurdeffen). Die turbeffifhen Truppen kehren aus Mainz 
wieder in ihre Heimath zurüd. 

„ Gen. v. Manteuffel trifft von feiner Miffion nad St. Petersburg 
wieder in Berlin ein. 

„ Austaufh der Natificationen des Prager Friedens zwiſchen Preus 
Ben und Oeſterreich. 

„» (Raffan) Prinz Nikolaus von Naſſau ſchließt mit Preußen 
eine Uebereinkunft über bie Rückkehr der naflauifhen Truppen in 
ihre Heimathb ab. . 

» (Sadfen). Die Etabiverorbneten von Dresden erflären ſich 
für das Mahlgefeb vom 1848. 


3. Sept. Abg.-Mus: Debatte über das Indemnitätsgeſetz. 

Antrag ber Sommiffionsmehrheit: „Art. 1. Die dem gegen 
wärtigen Gejeß als Anlagen beigefügten Ueberfihten ber Staatseinnahmen 
und Ausgaben jollen für die Jahre 1862, 1863, 1864 flatt ber verfaffungss 
mäßigen und alljährlich vor Beginn des Etatsjahrs zu vereinbarenden Staates 
baushaltetats als Grundlagen für die Rechnungslegung und bie Entlaflung 
der Staatsregierung dienen. Art. 2. Die Staatsregierung wirb in Bezug 
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Landtags über bie Entlaſtung der Staatsregierung nach Vorlegung ber Jah⸗ 
resrechnungen, Indemnität ertheilt, dergeſtalt, daß es rückſichtlich der Verant⸗ 
wortlichkeit der Staatsregierung ſo gehalten worden ſoll, wie wenn die Ver⸗ 
waltung in ber erwähnten Zeit auf Grund geſetzlich feſtgeſtellter und recht: 
zeitig publicirter Staatshaushaltsetats geführt worden wäre. Art. 3. Die 
Staatsregierung wird für das Jahr 1866 zu den Ausgaben ber lauſenden 
Berwaltung bis zur Höhe von 154 Mil. Thlm. ermädtigt. Art. 4. Die 
Staatsregierung ift verpflichtet, eine Nachweilung über bie Stantseinnahmen 
und Ausgaben des Jahrs 1866 im Laufe des Jahrs 1867 vorzulegen.” 
MindberhHeitsantrag: „Unter zeitweiliger Verweigerung der Indemnität 
nachfolgende Reſolution zu faffen: Es bleibt der Staatsregierung überlaffen, 
die geforderte Indemnität nachzuſuchen, fobald ber verfaffungsmäßige Zuſtand 
durch die Feſtſtellung und Publifation des Staatshaushaltsetats für 1867 
eingetreten iſt.“ 

-Commiffionsberidt Tweftens: „... Für die Annahme bes 
Geſetzes wurde geltend gemacht: bie mit ber Nachſuchung ber Andemnität 
erfolgte Rückkehr der Regierung in verfaffungsmäßige Babnen; die Zufiches 
rung ber rechtzeitiger Vorlage des Stantshnushalfsetats; die Beſeitigung des 
materiellen Streitpunftes, der Militärorganifation, ‚durch den Kriegszuftand ; 
bie Vergrößerung des Staats und die bevorftehende Weberweifung der Mi: 
Titärangelegenheiten an das deutſche Parlament, jowie der Wunſch bed Lan= 
des, welches wenig Sinn für den Budgetitreit babe, nach Beendigung bes 
Eonflifts und Verſöhnung mit der Krone. in Theil der Commiljionsmit: 
glieder erklärte fi zwar zur Bewilligung des nachgefuchten Credits bereit, 
um ein. thatfächliches Entgegenfommen zu beweiſen und einen verfafjungs: 
mäßigen Zuftand wieber anbahnen zu helfen, glaubte aber die Indemnität 
zur Zeit nicht 'ertbeilen zu Fünnen, inbem die Thaten ber Armce nichts mit 


dem Budgetrecht zu thun hätten, und das innere Landesrecht, troß aller aus⸗ 


wärtigen Erfolge, feitgehalten werden müffe, wodurch man allein das übrige 
Deutichland gewinnen könne. Wenn man aud) einen Strich durch bie Rech⸗ 
nung der Vergangenheit machen wolle, dürfe man doch nicht billigen, was 
geſchehen, nicht ungefeßliche Schritte, wie bie Reorganifation der Armee, 
für die Zukunft genehmigen, nicht die Grundfäge verleugnen, nicht die Rechte 
ber Volfsvertretung preisgeben. Ein jcheiribarer Friede nüße nichts, fondern 
nur bie wirkliche Herftelung des Rechts. Das Wort Indemnität babe an 
fih feinen großen Werth; erſt die wirkliche Feititellung eines Staatshaus⸗ 
haltsgeſetzes ftelle den verfaflungsmäßigen Zuſtand her, bann Fünne man pace 
tiven. Das AZuftandefommen bes Budgets für 1867 müſſe baber jedenfalls 
abgewartet werden, um jo mehr, als dasjelbe wiederum buch das Herrenhaus 
vereitelt werben fünnte, und es ſich dann fragen würde, ob bie Regierung 
deſſen Widerſtand brechen oder zurüdtreten würde, um das Budget verfaj- 
jungsmäßig zu Stande zu bringen. Dem biefer Auffaffung entiprechenden 
Antrage gegenüber erflärte ber Jinanzminifter: daß bie Regierung In⸗ 
bemnität und Credit nicht trennen könne, vielmehr das ganze Geſetz als ver: 
worfen betrachten werde, falls die Indemnität verfagt würde. Die Regierung 
fühle ſich keineswegs bedrängt, fei vielmehr auch finanziell in ſehr freier 
Lage, und durchaus nicht zur Nachgiebigkeit gegmwungen; fie wünſche aber 
dringend den Gonflift zu bejeitiaen und die bubketmäßige Verwaltung wie⸗ 
berherzuftellen; der auswärtigen Politik wegen und bem zweifelhaften europãi⸗ 
ſchen Verhältniſſen gegenüber ſei Einigung und Verſtändigung nöthig; nach⸗ 
bem fo großes erreicht worden, möge man nicht um ber Vergangenheit willen 
bie bargebotene Hand zurüdmweilen, nicht buch Vermeifung anf fünftige Zeit 
ben Frieden vereiteln. In Folge deſſen entfchieb fich die Commiſſion, unter 
Ablehnung der von ber Minderheit beantragten Reſolution, mit 25 gegen 8 
Stimmen für fofortige Ertheilung ber Indemnität. Die Mehrheit ging 
dabei von ber Anficht aus, ba, wenn man ben jebigen Miniftern, welche jo 
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lange verfaffungewibrig gehandelt, überhaupt bie Inbemnität nicht verfagen 
wolle, nicht abzufehen fei, warum biefelbe jeßt ein Aufgeben bes Bet, 
ein Preisgeben der Grundſätze enthalten, dagegen nad) ber erften Feſtſtellung 
bes Staatehaushaltsetats zuläffig fein ſolle. Dieſe einmalige Feſiſtellung gebe 
feine weitere Garantie für bie Zufunit. Maßgebend möüfje das Wieder⸗ 
betreten bes verfafiungsmäßigen Weges fein. Im Februar babe die Budget⸗ 
commifjion ausgeiprochen, daß nur während ber Dauer des verfaljungss 
widrigen Zuflandes die Indemnität nicht ertheilt werden könne. Inconfequent 
fei e8, Erebit zu gewähren und Indemnität zu verweigern. Nach den aus: 
wärtigen Erfolgen fei es politifch nicht nur rathſam, den Gonflift zu bes 
endigen, ſondern Pflicht ber Landesvertretung, fi) pofitiv an ben bevorftehenben 
Arbeiten des Staats zu beiheiligen. Das werde buch bie Annahme bes 
. Gefeßes ermöglicht, wenn damit auch nicht das Syſtem ber inneren Rolitit 
befeitigt und der Weg ermünfchter Neformen gefichert werbe. ine Billigung 
bes verfafjungsmwidrig Geſchehenen enthalte die Indemnität nicht, auch feinen 
Berzicht auf die geſetzliche Regelung der Militärfrage; aber nad) ben Greigs 
niffen diefes Jahrs werde fchwerlich Jemand im Ernft glauben, einen Minifter 
wegen ber Reorganifation und ihrer Koflen zur Verantwortung ziehen zu 
können. Werde jebt der Conflikt beendet, fo fei eine Wieberfehr in ähnlicher 
Weiſe nicht fo bald zu fürchten, da der verfaffungswidrige Anftanb auch für 
bie Regierung unbequem fei.” 


Dor der Debatte erklärt der Finanzminifter v. d. Heydt, daß 
bie Regierung bem Amendement der Commillion beiftimme. 

„Graf Bismard: „Je aufrichtiger bie Regierung ben Trieben wünſche, 
um jo viel mehr Bielten fich ihre Mitglieber für verpflichtet, fich bes Eingehens 
auf eine retrofpective Kritik zu enthalten, fei es abmehrend, fei es angreifend. 
Keiner babe ben andern zu überzeugen vermocht, jeder habe geglaubt, mit 
bem, was er gethan, im Recht zu fein. Auch im auswärtigen Verbältniß 
werde ein Friedensſchluß jchwerlich erfolgen, wenn ber eine Theil, von bem 
andern das Anerfenntniß verlange, daß er im Unredt geweſen fei. Vie 
Regierung wünfche Frieden, nicht weil fie kampfunfähig geworben ſei, ſondern 
im Gegentheil, weil fie fühle, daß bie Fluth immer mehr zu ihren Gunſten 
fliege. Auch fürchte bie Regierung nicht bie Folgen eines Minifterverant⸗ 
wortlichfeitsgefetes. Er glaube nit an einen Anklagebeſchluß, noch 
weniger an eine Verurtheilung. Man babe dem Weinifterium viele 
Bormürfe gemacht, aber nicht ben ber Furchtſamkeit. Das Minifterium 
wünſche Frieden, weil das Vaterland deffelben in höherem Grab bebürfe als 
früher. Es wünſche und fuche ihm deshalb, weil es glaube, ihn zu finden; 
e8 würde ihn früher gefucht haben, wenn es hätte hoffen können, ihn zu 
finden. Man glaube ihn jeßt zu finden, weil bie Megierung ben Aufgaben 
nicht fo fern ftehe, wie man vor Jahren gedacht habe. Auch fuche bie Re⸗ 
sierung den Frieden ehrlich, Sie babe die Hand geboten und er hoffe, daß 
das Haus wie feine Commiſſion fchließlich die Hand einfchlagen werde, um 
bann gemeinjchaftlich die Aufgaben zu löſen, welche noch zu löſen find, wobei 
die Berbefferung ber Innern Verwaltung, Herftellung des Verfaffungsausbaues, 
in feiner Weile ausgeſchloſſen bleibe. Denn es fei ber aufrichtige Wunſch 
ber Regierung, gemeinfam bem Baterlanb zu bienen. Die Armee babe 
allerdings glänzende Erfolge errungen, „aber noch haben wir Fein gewonnen 
Spiel, und je feiter wir zufammenbalten, deſto ficherer find wir, zu gewinnen. 
Lefen Sie bie Wiener Zeitungen. Sehen Sie auf das Verhalten ber füb- 
beutjhen Staaten. In ganz Europa werden Sie feine Macht finden, welche 
bie Conftitwirung des norddeutſchen Bundes in mohlmollender Weile zu 
fördern bereit wäre, ober auch nur Sachſen verſchmerzen könnte. Deßhalb 
ift unfere Aufgabe nicht gelöftz fie erfordert bie Einigkeit bes gefammten 
Landes, unfere volle Thatkraft, damit wir Einbrud auf das Ausland machen, 
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und ſich das Sprüchwort nicht erwahre: daß das, was bis Schwert gewonnen, 
bie Feder wieder verberbe.” Meinifter bes Innern Graf zu Eulenburg: 
„bie Megierung wünſche von ber auf ihr laſtenden Verantiwortlichfeit befreit 
u werden und babe ein Friedensbedürfniß. Wenn die Regierung nicht ſchon 
über die Indemnität nachgeſucht, fo erkläre fich bieß daher, daß fie ben 
Moment dazu noch nicht für gefommen erachtet. Nur das Bewußtlein, 
für eine gute Sache zu Tämpfen, habe ber Regierung ben Muth gegeben, 
vier lange Sabre im beftigften Kampf mit biefem Haus auszubarren. Der 
Minifterpräfident fei der Anſicht geweien, daß das Machtgebiet Preußens 
einer Rectification bebürfe. Allerdings habe Graf Bismurd vor vier Jahren 
alles das, was eingetreten, nicht vorausgeiehen, aber das Ziel ſei in bem 
Willen der Regierung gelegen. Sie war feft bavon überzeugt, daß bie - 
Stellung, welche Preußen einnahm, unbaltbar geworben war. Wir waren 
von einem gewiſſen Großmachtskitzel ergriffen. Die Gelegenheit, welche jich 
barbot, wurde benüßt. Was der Abgeordnete Lasker in Bezug auf die Eicher: 
beit als nothivendiges Requiſit der Freiheit gejagt Hat, das kann ih nur 
anerfennen. Wenn Graf Bismard vor einem Jahr die Forderungen ber 
Dppofition erfüllt hätte, wäre er befiegt geweien. Heut ift die Regierung 
nicht befiegt, fondern fteht ba flärfer al® zuvor, und bietet dennoch bie Hand 
zum Frieden. Wer von dem Bewußtſein gelcitet wird, daß die Regierung 
nur jo gehandelt bat, um bie VBerfaffung zu verlegen, mag die Indemnität 
verweigern. Ich hoffe aber, Sie werden bie Veberzeugung gewonnen haben, 
daß bie Sache nicht fo fteht. Die Regierung bat einen verbotenen Weg be: 
treten, um auf fürzerem Weg ben rechten zu gewinnen; fie bat einen Form⸗ 
fehler begangen. Die Zuftände im Lande find nicht fo ſchwarz wie fie ge 
fchildert werben. Dan fpricht von kleinlichen Pladereien und ich fpreche von 
berechtigter Abwehr. Man verlangt thatfächlihe Garantien. Aber dann 
bieten Sie doch die Hand zu einer gemeinſchaftlichen Arbeit auf geſetzlichem 
Boden. Bewilligen Sie uns Crebit und Indemnität und Sie binden bie 
Negierung moraliih mehr, als es auf anderm Weg möglich ifl. Die Ne: 
gierung will nicht bloß für den Augenblid Waffenftillitund, fonbern bie 
Sindemnität, welche fie fordert, fowie bie Zuficherungen, welche fie ertheilt 
bat, Sollen PBräliminarien eines wahren und bauerhaft fruchtbaren Frie⸗ 
bens fein.“ 

Rede Jacobys gegen die Indemnität, Reſumé Tweſtens für 
biefelbe. Bei der Abftimmung ergeben ſich 230 Stimmen für, 
75 (die Polen, die Katholifen und etwa 30 Mitglieder der Yort- 
ſchrittspartei) gegen die Indemnitätsertheilung. 

Anın. Nah den Provinzen gehören von ben 75 Stimmen Rheinland 
und Meftphalen 47, ber Provinz Preußen 14, Schlejien 4, Sachſen 3, Poſen 2, 
Pommern 1, Berlin 1 an. 

1. Sept. Abbruch der Unterhanblungen mit Sadhjen-Meiningen. 

3. u Friedensſchluß mit Heflen-Darmftadt. (ſ. Anhang.) 

5. „ Das Gros der preußifhen Armee beginnt feinen Rüdzug aus 
Defterreih auf fünf Etappenitraßen. 

»  » Herrenhaus: Die Regierungsvorlage bez. Aufhebung der Wuders 
gejebe wird mit 40 gegen 36 Stimmen abgelehnt. 

7., Abg.Haus: Debatte über die Annerion von Hannover, Kurheſſen, 
Naſſau und Frankfurt. 

Antrag ber Sommiffton: „S. 1. Das Königreich Hannover, das 
Kurfürſtenthum Heffen, das Herzogthum Naffau und bie freie Stadt 
Frankfurt werben in Gemäßheit des Art. 2 der Verfaffungs-Urfunde für 

den preußifchen Staat mit ber preußifhen Monardie für immer vereinigt. 
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F. 2. Die preußifhe Verfaſſung tritt in dieſen Lanbestheilen am 1. Olt. 1867 
in Kraft. Die zu diefem Behufe nothwendigen Abänderungs-:, Zuſatze und 
Ausführungsbefimmungen werben burch beiondere Geſetze feitgeitellt.” 

Beriht der Commiſſion: „....Die Commiffion erkannte in ber 
k. Botſchaft den Beginn eines neuen Abſchnitts nationaler Entwidelung unb 
nahm die k. Botſchaft und bie Geſetzesvorlage mit hoher Befriedigung auf. 

„Die General⸗Discuſſion verbreitete fich über folgende Punkte: 1) Ueber 
das Recht des preußilchen Staates auf bie Vereinigung von Hannover 2c. 
mit ber preußifhen Monardie. 2) Ueber die politiſche Nothwendigkeit ober 
Püslichkeit diefer Vereinigung. 3) Ueber bie Schonung ber rechtlichen Eigen 
tbümlichfeiten ber mit Preußen zu vereinigenden Länder. 4) Ueber bie 
Nothwendigkeit eines Uebergangszuſtandes bis zur vollfiändigen Einverleibung, 
insbefondere a) über die Nachtheile einer Perfonal: Union, b) über die Bes 
denken gegen bie jofortige Geltung der preußiſchen Berfaffung. 5) Ueber 
etwaige Garantien bed Rechiszuftandes in den zu anneltirenden Ländern bie 
zu beren Eiuverleibung. 

„I. Schon bie bereits erwähnten, bem Abgeordnetenhauſe eingereichten 
Petitionen machten bie Prüfung ber Frage nach bem Recht des preußiichen 
Staates auf Einverleibung jener Länder für die Gommifjion unvermeidlich. 
Der Herr Minifterpräfident nahm das feiner Anficht nach völferrechtlih ans 
erkannte Recht der Eroberung mit volfter Wirkung für Preußen in 
Anlprud. Aus dem Schooße ber Commiſſion wurbe entgeynet, baß ber 
preußifche Staat ſich nach einem andern Rechtstitel als dem ber Eroberung 
umfehen müſſe. Das fei die nadte Gewalt, weiche in ber Gegenwart 
zur Rechts⸗ und Staatsbildung nicht mehr ausreiche. Kein neuerer Völker⸗ 
rechtslehrer vertrete diefen antiquirten Standpunkt. Die Friebenspräliminarien 
von Nidolsburg gewährten doch ber im dünifchen Kriege unterworfenen Bes 
völferung der nördlichen Diltricte von Schleswig das Recht freier Abftimmung. 
Die Sanction des beutichen Volkes, zur Zeit allerdings nur repräjentirt in 
dem fünftigen Reichstag bes norbdeutihen Bundes, fei jemen Nechtstitel ber 
Eroberung zu legitimiren im Stande. Der Herr Minifterpräfident verwahrte 
fich gegen den Vorwurf ber nadten Gewalt und rechtfertigte bie Eroberung 
mit bem Recht ber deutſchen Nation, zu erifticen, zu athmen 
und ſich zu einigen, zugleich aber mit dem Recht und ber Pflicht 
Preußens, biefer deutſchen Nation bie für ihre Eriflenz nöthige Bafıs zu 
liefern. Sobann bob er hervor, daß biefe Angelegenheit nicht noch Wochen 
und Monate in der Schwebe bleiben dürfe und dag im Fall friegeriicher Ver⸗ 
widelungen der Parlamentsébeſchluß von feinem Nuten fein würde. Die 
Commiſſien in ihrer Mebrheit verfannte nicht, baß jo lange ber Krieg aud) 
bas Recht ber Eroberung beſtehe. So lange beutiche Staaten gegen einander 
mobil machten und die Entiheibung des Kriegs anriefen, hätten fie bie 
Folgen bdeijelben zu tragen. Das Banb bes Friedens, mit weldem bie 
Bundesafte bis zum 14. uni db. %. die beutfhen Stämme verbunden, hätten 
bie preußenfeindlihen Regierungen zerriffen; Preußen babe durch fein Eins 
treten für bie nationale Reform dem Kriege eine höhere Weihe gegeben. Der 
Gedanke, dieſen Rechtstitel durdy eine allgemeine Abftimmung zu vers 
färfen, fand in der Commiſſion Teinen Anklang, weil man ſich fagte, daß 
biefelbe mehr Schein als Weſen fei. Aber auh die Zuſtimmung bes 
Reichstages bes norbdeutichen Bundes hielt man weder für erforderlich, 
noch für angemefjen, da derjelbe zur Zeit noch nicht eriftire, dazu nicht com⸗ 
petent, auch überdies wegen feiner überwiegend preußifchen Zuſammenſetzung 
zu einem derartigen Verdift nicht geeignet fei. Was bie völferrechtliche Wirz 
fung der Eroberungen für bie inneren Rechtszuſtände ber eroberten Länder 
anbetrifit, jo erflärte die Fönigl, Staatsregierung ſich dahin, daß fie bie bis 
herigen Berfaffungen und bie durch fie begründeten ſtaatlichen Eins 
richtungen in ben eroberten Ländern als erlojchen betrachte; Berfafjung unb 
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Dynaftie feien von einandek untrermbar, in Hannover bie Dynaftie viel älter 
als die Verfaſſung; mit jener fei auch diefe bejeitigt. Auch die neue Toctrin 
bes Völkerrechts hält nur das. Privatrecht bes Volles und bie bamit 


‚zufammenhängenden Einrichtungen unbedingt aufrecht. Die Commiſſion 


ſchloß fih im ihrer Mechrheit ber Anficht der Staatsregierung an. Don ben 
in ber Minderheit ver Commiſſion befindlichen Mitgliedern behauptete Eins, 


daß bis zur Einverleibung die alten Verfafjungsgefege wenigftens proviforijche 


Geltung: hätten. Zwei aubere Mitglieder machten gegen jene Wirfung bes 
Sroberungsrechtes geltend, daß die preußifche Regierung wiederholt erklärt 
babe, daB fie nur gegen bie Regierungen und nicht gegen bie Bevölkerungen 
Krieg führe. Namentli wurbe auf bie Proclamation des Commandeurs 
ber preußifchen Truppen, Generalmajor v. Bayer, an bas Turbefjiiche Volk 
vom 21. Suni b. J. und bie Bekanntmachung bes preußijchen Weilitärs 
gouverneurs v. Werber und des Abminiftratgrs des Kurfürſtenthums 
v. Möller, betreffend bie einftweilige Uebernahme der Regierung v. 28. Juni 
befjelben Jahres, Bezug genommen. Die Staatsregierung erklärte Hierauf, 
daß die Proclamationen eines Generals in feindlichem Lande fein bindender 
Staatsact ſei, und daß biefelbe ebenfo wie die Bekanntmachung bes Militär: 
gouverneurs und des Civilcommifjärs ſich auf bie Dauer bes Kriegszuſtands 
beſchränke, welchen durch die negemwärtig angeftrebte gefeßliche Regelung ein 
Ende gemacht werden folle. Die Commiſſion erblidte in den erwähnten Er: 
Härungen ber T. Staatsregierung und ihrer Organe minbeftens eine ernfte 
ethifhe VBerpflihtung, jenen DBevölferungen einen verfaffungsmäßig 
geficherten, fie beiriedigenden Rechtszuftand wiederzugeben. Ein Recht (jus 
quaesitum) der bisherigen Lanbesvertretungen auf Mitwirfung bei ber 
Entjheibung über bie Einverleibung hielt bie Commiſſion 
mit dem Untergange ber ftaatsredhtliden Selbftänbigfeit 
biejer Länder nicht vereinbar. 

„U. Die Bereinigung Hannovers 2c. mit Preußen erihien ber Commiſſion 
politifch nothivendig und vortheilhaft. Man erkannte an, bag die Einverlei- 
bung ebenfo jehr im preußifchen, als im Intereſſe der mit biefem zu ver: 
einigenden Länder und im Intereſſe bes deutſchen Vaterlandes ſei. 

„III. Auch in der von ber k. Staatsregierung zugefiherten Schonung der 
berechtigten Eigenthümlichkeiten ber einzuverleibenden Länder erfannte und 
würdigte die Commifjion eine in ber Gefchichte Preußens bewährte Regie: 
rungsmarime. Sie verhehlte fih nicht, daß bie cinzuverleibenden Länder 
zum Theil vortreffliche Einrichtungen bejäßen, welche nur befruchtend auf bie 
preußiſchen Zuftände zurückwirken könnten; beifpielsweife Hannover jeine 
Juſtiz, Kurheffen fein freies Gemeindeweifen. In welchem Umfange 
bieje Einrihtungen jenen Ländern zu erhalten feien, lafje 
fih zur Zeit nicht beſtimmen. 

„IV.... Man verfannte nicht, daß die Perſonalunion zwifchen benachbars 
ten Staaten derjelben Ration im Laufe ber Zeit zu inniger Verbindung im 
Wege ber Realunion gebrängt werde und war auch ber Gejchichte unſeres 
Königshaufes wohl eingebent, welches den Gedanken ber Staatseinheit in ben 
Mittelpunft feiner Politik geftellt Hatte. Deſſenungeachtet faßte man bie Ge⸗ 
fahren einer — auch nur zeitweife in Ausjicht genommenen — Perjonal: 
union für bie inneren und für bie auswärtigen Angelegenheiten, namentlich 
im gegenwärtigen Augenblid ſcharf ins Auge. Als folche wurden hervor⸗ 
gehoben: 1) durch Schaffung einer bloßen Hausmacht werde die Krone un 
abhängiger von dem Gelbbewilligungsrecht des Hauſes; biefes verliere an 
Werth) und Gewicht; 2) die Krone könne durch bie preußifche Landesvertre- 
tung nicht gehindert werben, die erworbenen Landeshoheitsrechte weiter zu 
cediren. Selbſt die Zurüdführung ber entthronten Opnaftien ſei ftaatsredht: 
lich möglich, ba bie Beftimmung bes Artifel 53 ber preußiſchen Verfaſſung 
über bie Thronjolgeordnung fehle; 3) ohne eine 'entgegenftehenbe flare 
Beitimmung erwachſe ber Zweifel, ob bei bloßer Perlonalunion nicht 
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bie alten Luandesverfoffungen in den mit ber preußiſchen Krone zu 
vereinigenden Ländern von rechtlichem Beſtand geblieben jeien, woburd 
particulariftifchen Beſtrebungen in Lie Hand gearbeitet werde; 4) werbe 
bie Handhabung eines für die Wohlfahrt diefer Länder erfolgreichen Regimen⸗ 
tes ber k. Staatsregierung erheblich erichwert und allerhand Mißgunſt zwis 
ſchen ben einzelnen Ländern hervorgerufen werben; 5) fei überhaupt ein bers 
artiges völferrechtliches Provijorium bem Auslande, ben entihronten Dynas 
ftien, den neuen Landestheilen und ben feindfeligen inneren Strömungen 
gegenüber in ber gegenwärtigen politichen Lage boppelt bedenklich. 

„An biefe Auseinanderiegung reibte fi der Vorſchlag, der Leberfchrift 
bes Geſetzes ſich anfchließend: in bem bispofitiven, allein mit Geſetzeskraft 
verjehenen Theil der Regierungsvorlage (F 1) den Grundjaß ber Bereinigung 
der neuen Länder mit ber preufilhen Monarchie auszufprehen. Ter Herr 
Minifterpräfident hob hervor, daß es fi) Hier um eine über jeder Parteifrage 
ftehende, die Größe Preußens betreffende Geſetzesvorlage handle. Die Per: 
fonalunion fei für die preußijche Regierung auf die Dauer nicht wünſchens⸗ 
werth und zur Cntwidlung wahrer nationaler Kraft nicht geeignet. Wenn 
bei Lauenburg die Form der Perlonalunion gewählt worben, fo fei bies ein 
Act der Courtoifie gegen biefen Erſtling preußifher Erwerbungen gewejen, 
aus welchem feinerlei Unbequemlichfeiten für ben preußifchen Staat hätten 
erwachſen fünnen. Völlig unausführbar aber jei eg, einfchließlih Schleswig: 
Holjteins mit ſechs verichiedenen Ländern von bedeutender Ausdehnung und 
jehr verfchiedenen Eigenthümlichleiten eine Perfonalunion auf längere Zeit 
fortzuführen; das jet eine unregelmäßige Schöpfung, welche zur Stärkung Preu⸗ 
Bens nicht geeignet fei. Was den gemachten Abänderungsvorſchlag anbetreffe, 
fo babe ber demjelben zu Grunde liegende Gejichtspunft bereits im’ Staats⸗ 
minilterium Vertretung geiunden. Die dagegen mit Erfolg geltend gemady: 
ten Bedenken hätten darin beftanden, daß eine fofortige Einführung der Ver: 
fafjung die Rechtseigenthümlichkeiten der mit Preußen zu vereinigenden Län⸗ 
ber zerftören und bie Regierung in bem folgenden Uebergangsftadium allzujehr 
beengen würde. Während deſſen müſſe diejelbe eine Art Dictatur beuns 
ſpruchen; den einfachften Ausdrud für bie Hierzu erforderliche k. Machtvoll⸗ 
Tommenheit babe man in bem Art. 55 der preußischen Verfaffung zu finden 
geglaubt. Im meitern Verlauf ber Discuffion erfannte der Miniiterpräfibent 
Namens ber Staatsregierung den Abänberungsvorichlag als eine Verbefferung 
ber Regierungsvorlage an. Der $ 1 berjelben könne allerdings ber Aus: 
legung Raum bieten, als ſolle die Uebernahme ber Regierung in ben neuen 
Zanbestheilen mit bem Rechte bes Vorbeſitzers erfolgen, was, wie gefagt, nicht 
in der Abficht Tiege. Der Ausdrud „Vereinigung“ liche dieſe Borausfegung 
aud.... 

„Es wurde bemerkt, daß es vor allen Dingen darauf ankomme, fo fhleunig 
wie möglich in den mit Preußen zu vereinigenden Ländern, wo nad ber 
Theorie des Eroberungsrechtes alle öffentlichen Rechtsverhältniſſe erloſchen fein 
ſollten, einen öffentlichen Rechtszuſtand wieder herzuſtellen und die Bevölke⸗ 
rungen durch Gewährung der Grundrechte einem unbegrenzten Abſolutismus 
zu entziehen. Zur Unterftüßung biefes Standpunftes berief fich ein Mitglied 
darauf, daß zu einer förmlichen Dictatur ein Bedürfniß nicht vorhanden ſei. 
Die Beftinnmungen ber Berfaffung Art. 63 über das vorläufige Gefeßgebunges 
recht und bes Art. 111 in Verbindung mit den Geſetz v. 4. Juni 1851 
über den Berlagerungszufland böten für erceptionelle Fälle während bes 
Uebergangsfiadiums ber Negierung die erforberlihe Macht in hinreichender 
Fülle. So lange in der innern Politif bei uns eine Wendung nicht einges 
treten — bemerfte ein anderes Mitglied — fei die Anerfennung einer Dice 
tatur für bie VBolfsvertretung eine Unmöglichleit. Der Minifterpräfident ers 
Härte, baß bie fo fortige Einführung ber Verfafſung in ben neuen Landes⸗ 
theilen umausführbar fei. Tie f. Staatsregierung wünfche für die Zwi⸗ 
ſchenzeit nicht blos das Recht königl. Verordnungen, wie fie auf Grund ber 
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Verf.⸗Ark. innerhalb Prenßens flatthaft feien, zu erlaflen, fonbern eine ehrliche 
Dictatur, das beißt das Recht, anzuordnen, was im Weberleitungsftabium 
zum Beften jener Länder nothivendig jei, und zu befeitigen, was biefem Beſten 
widerſpreche. Bor allen Dingen müſſe die preuß. Militärverfafjung 
zur Ausführung gebracht werben, um die Wehrkraft ber eroberten Länder für 
Preußen verwerthen zu Tönen. Daß die Verfaſſung ihr geftatte, einzelne 
Artikel außer Kraft zu jegen, biete der Regierung keinen wünfchenswerthen 
Ausweg. Es würde ein Geſtändniß ber Unficherheit darin Tiegen, wenn nad 
oder gleichzeitig mit der Einführung ber Verfaſſung fofort Ausnahmemaß: 
regeln oder die theilweife Suspenfion ber Verfaflung in jenen Rändern ver: 
fügt werde. Endlich wurde noch geltend gemacht, daß bie Einführung ber 
Berfaffung bie Bevöfferung für Preußen gewinnen und vor Rarticularismus 
beivahren würbe. Tagegen wurde von verjchiedenen Mitgliedern, welche 
hervorragenden Männern ber preußenfreunblich nationalen Partei jener Län: 
der nahe fiehen, übereinflimmend bezeugt, baß ein großer Theil ber Bevöl⸗ 
kerung dajelbit die folortige Einführung ber preuß. Verfaffung gerabezu bes 
Hagen würbe, weil fie davon eine Schädigung ihrer realen Intereſſen und 
rechtlichen Eigenthümlichkeiten beforge. 

„V. Tie Commiſſion, welde in ihrer Mehrheit ſich zwar gegen bie fo- 
fortige Einführung der Verfaffung in den zu annectirenben Pändern ausr 
jprehen und ber Regierung vorläufig freie Hand laffen zu müfjen glaubte, 
as fich andererfeits für verpflichtet: a) ben Zeitraum bis zur Geltung ber 

erfafjung durdy Beiftinnmung eines feften Endtermins zu begrenzen, b) über 
bie Grunbfäße, von welden die Megierung in ben neuen Qanbestheilen wähs 
rend dieſer Zeit fich Feiten Taffen werde, weitere beruhigende Grflärungen zu 
erlangen. Au a: Ein fefter Termin macht bie Geltung ber Berfaffung — 
namentlich des Tit. 2 von ben Rechten der Preußen — von dem Zuſtande⸗ 
fommen bes, mannichfachen Mechiekfällen unterworfenen, in $ 2 verheißenen 
Geſetzes unabhängig, feßt allen Hoffnungen und Beſorgniſſen ein Ziel unb 
würde — fo bofit die Commiſſion — auch auf unfere neuen Mitbürger in 
ben annectirten Staaten ihre beruhigende Mirfung nicht verfehfen. Zu b: 
In Bezug auf bie formalen politiichen Rechte der neuen GStaatsangehörigen 
verficherte ber Hr. Minifterpräfident, daß biefelben jedenfalls zu bem Reiche: 
tag bes nordbeutichen Bundes wählen würden. Was dagegen bie befonderen 
Volksvertretungen biefer Länder betreffe, jo Fünne er, ohne bies gerade befinis 
tiv abzulehnen, doch eine Verpflichtung zu deren Berufung auch nur mit bes 
ratbender Stimme nicht eingehen. Der Minifterpräfident beutete ferner an, 
daß es fich vielleicht empfehlen könnte, mit einem vereinigten Ausihuß aus 
ben zu annectirenden Ländern über bie neuen Drganifationen fi in Vers 
bindung zu ſetzen. Endlich ftellt er beftimmt in Ausficht, daß die Regierung 
in den annectirten Ländern eine Commiffion von höheren Beamten unter 
Borfig eines preußifchen Beamten zur Beratbung barüber zufammentreten 
Iaffen werbe, wie bie verjchiedenen Nechtszuftände auszugleichen und bie Ver⸗ 
ſchmelzung anzubahnen ſei. Ingleichen würden zur Unterflüßung bes Minis 
fteriums fachverftändige Männer aus ben neuen Lanbestheilen nad Berlin 
berufen werben... ." 

Reden von Kirchmann [Wir haben den Heinen Etaaten, die mit 
uns an bem Kriege Theil nehmen wollten, viel zu voreilig ihren 
Territorialbeftand zugefichert, deren Hilfe jehr unbedeutend war und 
meift erft nach gefallener Entſcheidung eintraf.e Im Intereſſe der 
Einheit Deutfchlands ift das fehr zu beflagen, und für Preußens 
Macht wäre es gewiß befler, wenn ganz Norddeutſchland einjchließ- 
lich Sachſens zu Einem preußiſchen Staate erhoben werben Tönnte.] 


Gneift [Die Keine Souveränetät der Einzelftanten ift in Deutſch⸗ 
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land das Unhiſtoriſche, das durch den Rheinbund und Napoleon Ge: 
machte und Aufgebrungene. Das Rückgängigmachen biefer willkür⸗ 
lihen Schöpfungen ift eine Annerion, fondern Reunion] und 
Löwe-Kalbe. Der Commiflionsantrag wird mit 273 gegen 14 
Stimmen (meift von der Äußerjten Linken) angenommen; bie Polen 
enthalten fi der Abftimmung. 

Graf Bismard legt dem Haufe einen Gefehesentwurf bez. Ans 
nerion von Schleswig-Holjtein vor und wünſcht „rajche Erledigung 
besjelben, etwa durch ſummariſche Behandlung in ber Schluß. 
berathung.” 

Entwurf bes Geſetzes: „SG 1. Die Herzogtbümer Holftein und 
Schleswig, mit Ausnahme eines durch Vertrag mit bem Großherzog von 
Dibenburg näher zu beftimmenben Gebietstheils, werden mit der preußifchen 
Monarchie auf Grund ber am 30. October 1864 zu Wien zwifchen Preußen 
und Defterreich einerfeits und Dänemark andererfeits und am 23. Auguft 
1866 in Prag zwiſchen Preußen und Oeſterreich abgefchloffenen Friedensver⸗ 
träge vereinigt. $ 2. Die preuß. Verfaffung tritt in biefen Lanbestheilen 
am 1. Oct. 1867 in Kraft. Die zu dieſem Behufe nothwendigen Abänbes 
rungs⸗ und Zufagbeflimmungen werben durch bejondere Geſetze feftgeftellt.“ 


. Sept. Das Herrenhaus nimmt einftimmig den ©efetesentwurf über 


die Indemnität an, nachdem Herr v. Kleiſt-Retzow den eingejchlas 
genen Weg zur Ausgleichung des Conflict bedauert hatte, 

» @raffau). Der Herzog erläßt in Günzburg einen letzten Tages 
befehl zum Abſchied an feine Truppen. Diefelben Tehren in ihre 
Heimath zurüd, 

„Abg.-Haus: Die Anleihe-Commiflion des Haufes beſchließt mit 
11 gegen 8 Stimmen, auf PVerwerfung ber Crebitforberung ber 
Regierung von 60 Mil. Thlen. anzutragen und der Regierung 
Vebiglih die Ausgabe von 25 Mil, Thlrn. Schatzſcheinen zu beivil- 
ligen. Der Finanzminijter erflärt ben Antrag für durchaus unan⸗ 
nehmbar, beharrt auf der Füllung des Staatsſchatzes und appellirt 
von der Commiſſion mit Zuverfiht an das Plenum des Haufes. 

» Das Herrenhaus genehmigt das Annexionsgeſetz mit allen gegen 
1 Stimme; 

„ Abg.-Haus: Debatte über das Neihswahlgefek. Die Commiſſion 
beantragt, in 6 1 ftatt „zur Bereinbarung” zu ſetzen „zur Bera⸗ 
tbung”, um bem preußiichen Landtag bie Zuflimmung oder Ableh: 
nung ber Beichlüffe des Reichstags zu wahren. Koſch trägt auf 
einen Zufab bez. Wahrung der Rebefreibeit, Schultze-Delitzſch auf 
einen ſolchen bezüglih Diäten an. 

Beriht der Commiffion: „... Es wurbe nicht verfannt, baß ein 
wirklich bundesftantlihes Verhältniß nur im nörblichen Deutſch⸗ 
land bei der Präponberanz Preußens, namentlich wenn die neugewonnenen 
Länder in bie preußifche VBerfaffung eintreten und ber preußilhe Landtag 
dann um fo mehr die allgemeinen Intereſſen flir Das ganze nördliche Deutſch⸗ 
land vertritt, kaum durchführbar erjcheint und daß fich Ichwer in Bild 
von einer eigentlichen norddeutſchen Verfaffung neben ber preußiihen gewins 
nen läßt; es wurde auch bie Befürchtung ausgeſprochen, daß aus ber Vers 
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vielfältigung ber parlamentarifchen Körperfchaiten und aus bem Ausicheiden 
einzelner Angelegenheiten, namentlich bes Militärbubgets, aus dem Wirkungs⸗ 
freie des preußiichen Landtages eine Schwähung ber Verfaſſung und eine 
Stärfung bes Abfolutismus he möchte; indeffen wurde andererjeit8 
geltend gemacht, daß die Gejchichte eine correcte bundesfiaatlihe Vers 
faffung unter Monarchien überhaupt nicht Fenne, und baß ein Bun: 
besitaat unter monarchiſchen Staaten faft nur möglich erfcheine, wenn der 
eine Staat fo mädtig, daß die übrigen Staaten faſt media— 
tifirt feien. Ferner warb darauf bingewiejen, baß ein Reſultat der Bar: 
lamentsverhandlungen faft hoffnungslos erfcheinen müffe, wein die Vorlagen 
ber Megierungen nicht einfach angenommen würden, und bann über die 
Beſchlüſſe mit ſämmtlichen Regierungen einzeln verhandelt werben follte. Es 
ward der Wunjch ausgefprochen, baß bie preußilche Negierung dem Parlament 
gegenüber vertragsmäßig als Mandatar ſämmtlicher Regierungen auftreten 
möge; jedenfalls müfje ben im feindlichen Lager gewelenen Regierungen im 
Triebensvertrage die Unterwerfung unter bie zwiſchen der preußiſchen Regie⸗ 
rung und bem Parlament zu treffenden Vereinbarungen auferlegt werden, 
wenn ben verbündeten Regierungen gegenüber von vertragsmäßigem Abkom⸗ 
men nicht abgeſehen werben könne. Ebenſo Schwierig erjcheint bie Löſung ber 
Aufgabe den Vollövertretungen der einzelnen Staaten gegenüber. Darüber 
wer in ber Commiſſion feine Meinungsveridiedendeit, daß die preußiiche 
Berfaffung und Gefebgebung in feinem Falle anders, als auf dem Wege der 
preußiſchen Verfaffungsurfunde, alfo unter Zuſtimmung beider Häufer 
bes Landtags abgeändert werden kann. Wenn es biernach nothwendig 
ift, daß bie Bundesverfaflung, infofern fie Aenderungen ber preußifchen Ver: 
faffung und Gejeggebung involvirt, erit dem preußiichen Landtage zur Ans 


- nahme und Genehmigung vorgelegt werben muß, fo erhält ber Reichstag 


allerdings zunächſt nur eine beratbende Stellung. Indeſſen kann eine Unter: 
bredung der Rechtscontinuität, eine Veränderung der Berfaffung außerhalb 
ber Beſtimmungen berfelben unter feinen Umſtänden zugelaffen werden. In 
Betreff des Wahlgeſetzes ſelbſt erklärten bie Vertreter der k. Staatsregierung, 
das Neichswahlgeleg vom 12. April 1849 jei ber Conformität wegen zum 
Grunde gelegt worden; an ben weientlihen Grundfäßen des Gefehes laſſe 
fi wegen ber Vereinbarung mit den Verbündeten nicht wohl etwas änbern, 
wenn auch ber Berathung feine Grenzen zu ziehen, fei e8 doch wünſchens⸗ 
wertb, Aenderungen und Zuſätze möglihft zu vermeiden; es handle fih nur 
um das Wahlgejeg für eine ad hoc berufene Berfammlung, und Principien 
bes Wahlrechts follten bier Teineswegs ein= für allemal erledigt werden. Sn 
ber Commiſſion waren bie Anfihten über bie Principien des Mahlgefetses, 
das allgemeine, gleiche, directe Wahlrecht mit geheimer Abftimmung, getbeilt.“ 
Es folgt hierauf eine Zufammenftellung ber verſchiedenen über birecte und 
indirecte Wahlen in der Commiffion zur Geltung gefommenen Anſichten. 
Der Bericht fließt: „Deflenungeachtet erhob fich Feine Stimme für bie Ab- 
lehnung bes ganzen Gefetes; vielmehr einigte fih die Commiſſion in Be⸗ 
tracht, daß das Mahlgefeß nur für eine einmalige, conſtituirende Verſamm⸗ 
lung zu erlafien, ohne eine eingehendere Discuſſion ber Principien eines 
bauernden Wahlvechts bahin, daß man fih um ber Gemeinfamfeit mit ben 
übrigen Staaten willen und um nicht die ganze Sache zu vereiteln, an bie 
weientlichen Beſtimmungen ber Vorlage Halten und fih auf unumgänglich 
nothwendig erjcheinende Amendements beichränfen müſſe.“ 


Bismarck erflärt, die Regierung wolle der Weglafjung der Worte 
„und Vereinbarung” nicht entgegentreten, um nicht Mißtrauen zu 
erregen, fie lehne aber die Verantwortung für die Meiterungen, bie 
aus dem Aufgeben des Vereinbarungsprincips hervorgehen könnten, 
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von fi ab: wie die preußifche, jo könnten auch bie anbern Landes⸗ 
vertretungen ihre Zuftimmung vorbehalten und dieß würde bem 
Einigungswert große Schwierigfeiten bereiten. Bei ber Abftime 
mung wird $ 1 mit großer Mehrheit, die Beltimmnngen über das 
allgemeine directe Wahlrecht gegen 13, der Antrag Koſch für voll: 
ftändige Sicherung der Rebefreibeit in namentliher Abftimmung 
mit 141 gegen 134 Stimmen angenommen, bagegen ber Antrag 
auf Diäten mit 152 gegen 124 Stimmen verworfen. 19 pol: 
nifche Abgeordnete erklären, 

„baß die burch das angeführte Wahlgejeg in Ausjicht genommene Incor⸗ 
poration bes Großherzogthums Pojen und Weftpreußens in ben zu conflis 
tuirenden norbdeutjhen Bund gegen ihren Wunſch und Willen gefchehen 
würde, und legen hiermit —* Proteft ein gegen bie Compeienz des 
Haufes ber Abgeorbneten, internationale Verträge durch Beſchluß einjeitig 
umzuftoßen, wie auch gegen jeben politiihen Act, welcher bie Polen der ehes 
mals polnischen Landestheile im preußilhen Staate zu Deutichen ftempeln 
und bie verbürgte nationale Exiſtenz ſtaatorechtlich vernichten fol.“ 


12. Sept. (Frankfurt). Der preußifche Kivilcommiffär verzichtet Angefichts 


17, 


des zu erwartenden MWiberftandes auf bie bereits angefagte Beeidi⸗ 
gung der Mitglieder des 5ier College und der gefeßgebenden Ver: 
fammlung. 


» Herrenhaus: Debatte über das Reichswahlgeſetz. Die Commif: 
fion trägt auf Annahme des Geſetzes in der Faſſung des Abg.⸗ 
Haufes doch mit Beifügung einer Refolution an. Der Regierungs: 
commiffär (Wagener) erklärt, die angeregten Mobificationen wären 
zwar eine Verbeflerung, aber das Scheitern des Geſetzes würde bie 
Regierungspolitit durchkreuzen. Bei der Abftimmung wirb bie Vors 
lage angenommen mit ber Refolution: 

„Die k. Staatsregierung aufzuforbern, bei Vereinbarung ber Verfaffung 
für ben nordbeutfchen Bund Fürſorge zu treffen, bie Bedenken, welche bie 
Anwendung bes allgemeinen gleichen Stimmrechts zur Bilbung ber Fünftigen 
Bunbesvertretung hervorrufen würbe, burch eine andermeite Zufammenfegung 
berfelben zu bejeitigen, und in ber Beziehung in Betracht zu ziehen, inwiefern 
bieß durch die Wahl von ber Hälfte der Abgeordneten durch die Höchſt⸗ 
befteuuerten ber Wahlkreiſe, ſowie dadurch zu erreichen fein möchte, daß bem 
Abg.⸗Haus ein Staatenhaus, nach Analogie des durch ben Verfaffungsentwurf 
v. 26. Mai 1849 $ 86 vorgefehenen, zur Seite gelegt wirb.” 

Die Polen ftimmen gegen das Gele unter derfelben Motivirung 
wie im Abg.Hauſe. 

„ Wieberanfnüpfung der biplomatiihen Beziehungen mit Defterreich 
von Seite Preußens. Der Kaifer von Defterreih nimmt die neuen 
Grebitive des preußifhen Geſandten v. Werther entgegen. 

„ (Kurheffen). Der Kurfürft von Heffen verſtändigt ſich zu Sicherung 
feines Hausvermögens mit Preußen, entbindet feine Unterthanen bes 
Eides und verläßt Stettin. 


„Feierlicher Einzug der Truppen in Breslau. 


u. Das Abgeordnetenhaus lehnt den Beſchluß des Herrenhauſes in 
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Betreff der Wuchergefebe einftimmig ab unb genehmigt bie Tönigl. 
Berorbnung v. 12. Mai mit großer Majorität. 

419, Sept. (Sahfen-Meiningen). Die Preußen rüden in Sadhjen-Mei- 
ningen ein, um den Widerſtand des alten Herzogs zu brechen und 
die Differenz endli zum Austrag zu bringen. 

„» rn Das Mbg.-Haus lehnt die Vorlage der Regierung bez. Genehmi⸗ 
gung ber kgl. Verordnung zu Gründung von Darlehenskaffen und 
Auszahlung von Darlehenskaffenfcheinen im Betrag von 25 Mill 
Thlr. mit 146 gegen 142 Stimmen ab. 

„» „ übel). Die Bürgerfhaft genehmigt das neue Gewerbegeſetz 
mit Gewerbefreiheit. 

20.— 21. Sept. Oroßartige Feier des Einzugs der Truppen in Berlin. 
Anſprache des Bürgermeifters an ben König. Toaſt des Königs, 
Große Feldmeſſe aller Culte. Amneftieerlaf. 

„ nn Der König genehmigt das Annerionsgefeg nah den Beichlüffen 
beider Häufer bes Landtags. 

v» »n (Sadhfen: Meiningen). Abdankung bes alten Herzogs. Der 
Erbprinz folgt ihm in ber Regierung. 

22, „ (Hannover). eier des Geburtstags des Kronprinzen in Wien. 
Eine Deputation aus Hannover überreicht dem König Georg eine 
Loyalitätsadreſſe mit zahlreichen Unterfchriften. Feſtmahl und Toaſt 

des Könige. 

23. „ (Hannover). König Georg richtet von Wien aus eine Prote- 
ftation gegen die erfolgte Einverleibung Hannovers in Preußen an 
alle Eabinette Europa’s (|. Anhang). 

24—25. Sept. Das Abg-Haus lehnt den von der Regierung geftellten, 
von der Commiflion unterftüßten Antrag auf Genehmigung bes 
Verkaufs der weitphäliichen Staatseifenbahn an die bergiſch-märkiſche 
Eifenbahngefelihaft mit bedeutender Mehrheit ab, nachdem ber ge: 
wejene Minifter v. Bodelſchwingh, der den Verkauf abgefchloffen bat, 
jeßt felbft die Opportunität desfelben bezweifelt. 

Debatte über ben 60 Mill.-Erebit: 

Antrag ber Commiſſion: unter Verwerfung ber Regierungsvorlage 
bie —— zur Ausgabe von 25 Mill. Thlrn. in Schatzanweiſungen 
u ertheilen. 

. Amendementsantrag Michaelis (unterftügt von Mitgliedern ber 
Yortichrittspartei, des linken Centrums unb ber Fraction ber Altliberalen): 
die Regierungsporlage mit den Abänderungen anzunehmen, daß bie nöthigen 
Gelbmittel bis zur Höhe von 60 Mil. im Wege deg Erebits zu befchafien 
find, daß ber Staatsſchatz aus ben Kriegsentfhädigungsgeldern zunächſt mit 
27% Mil. wieder zu botiren ift, daß dem Staatsſchatz, fobald er über 
30 Mill. verfügt, weitere Ucherfchüffe aus den Staatseinnahmen nur mit 
befonderer Zuftimmung ber beiden Häufer des Landtags überwiefen, und daß 
bis zur Höhe bed ganzen Credits verzinslihe Schatanweilungen, auf ein 
Jahr lautenb, ausgegeben werben Fünnen, wobei e8 ber Regierung jedoch 
freigeftellt wird, bie Hälfte buch eine Staatsanleibe zu .beihaffen. Unters 
amenbent Lasker dazu: „joweit über biejelben nicht als Dedungsmittel 
im Staatshaushaltsetat des betreffenden Jahrs ober anderweitig unter Zu⸗ 
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fiimmung ber beiben Käufer bes Lanbtags verfügt wird, find fie zur Tilgung 
ee ee zu verwenden und an bie Staatsfchulbentilgungsfafle abs 
zuführen.” 

Rede bes Kinanzminifters [Die Hauptfache fei jet bie finanzielle 
Löſung. Preußen müfle jeden Augenblid bereit fein, bas volle Gewicht 
feiner militärifhen Macht in die Wagfchaale zu werfen, obne Zögern, ohne 
Zaudern, ohne Rüdfiht auf bie Finanzen. Diefe Gewißheit finde fi nur 
in einem gefüllten Schatz. Berpafje man ben rechten Augenblid, fo Tönne 
die Aufgabe Preußens leiht um viele Jahre hinausgeſchoben werben, während 
der Kryſtalliſationsproceß fi möglicherweiſe bei geordneten Verhältniſſen 
leicht in einigen Wochen, Monaten vollziehen köͤnne. Um bie Lage ‚bes 
herrſchen zu können, müſſe Preußen ftets die Hand am Schwert halten. 
Die Regierung, welde Werth darauf lege, in voller Uebereinftiimmung mit 
dem Haufe zu handeln, werbe dag Amendement Michaelis, falls dieſes bie 
Majorität erhalten follte, nicht zurückweiſen, weil es ihre Abſicht fei, bie 
norddeutſchen Staaten zu einem verhältnigmäßigen Beitrag heranzuziehen. Auch 
mit dem Amendement Lasfer fei die Regierung eiuverhanben. Nede bes 
Minifterpräfidenten [er könne dem Drange nicht wiberfichen, dem 
Haus bie Bitte vorzulegen: bie Vorlage weniger vom Standpunkt eines 
Nechenerempels als vom politifhen. Standpunft aus zu beurtbeilen; bem 
Haufe die Frage vorzulegen, ob e8 Vertrauen zur Führung ber auswärtigen 
Politit, ob es Zeugniß davon ablegen wolle, baß es bereit fei, bas Gewon⸗ 
nene feftzubalten und, wenn es noth thue, zu vertheibigen]. 

Bei der Abftimmung wirb der Commiffionsantrag mit großer 
Mehrheit verworfen, dagegen das Amendement Michaelis unter 
namentliher Abftimmung mit 230 gegen 83 Stimmen (die Polen, 
bie Katholiken und ein Theil ber Yortichrittspartei) nebit dem 
Unteramendbement Laster angenommen. 


26. Sept. Mg. Haus: Die Commiffion trägt auf Genehmigung ber 


n 


Regierungsvorlage bez. Annerion von Schleswig: Holftein an, mit 
ber Rejolution, die Regierung aufzuforbern, „dem Landtag bei 
feinem nächſten Zufanmentreten einen Gefeßentwurf betr. die Ver: 
einigung Rauenburgs mit dem preußifchen Staatsgebiet, in Gemäßheit 
bes Art. 2 der Berfaflung vorzulegen.” 


„ (Medlenburg). Eröffnung eines außerordentlihen Landtags in 
Schwerin. Thronrebe des Großherzogs. Die Regierung legt dem 
Zandtage den Art. 6 des Bünbnifvertrags mit Preußen v. 21. Aug. 
und den Entwurf eines Wahlgefeßes für ben norddeutſchen Reichs⸗ 
tag vor. ö 


„ Triebe mit Reuß ä. 8: 

Art. 1. J. D. die Fürfiin- Regentin, indem fie die Beſtimmungen bes 
zwifhen Preußen und Sefterreih zu Nidolsburg am 26. Juli 1866 abge⸗ 
ſchloſſenen Präliminarvertrags, foweit fie fih auf die Zufunft Deutſchlands 
bezichen, anerkennt und acceptirt, tritt ihrerfeits für das Fürſtenthum 
Reuß ä. 2. den Art. 1 bis 6 des am 18. Aug. d. J. zu Berlin zwilchen 
Sr. Maj. dem König von Preußen einerfeit6 und Sr. k. H. dem Großherzog 
von Sadhfen- Weimar und andern norbbeutichen Megierungen anbererjeits 
geſchloſſenen Bündniſſes bei, und erklärt diefelben für fi und das Fürſten⸗ 
thum Neuß &. L. verbindlih, fowie Se. Maj. ber König von Preußen bie 
barin gegebenen Zufagen auf das Fürftentbum Reuß ä. 2. ausdehnt. 
Art. 2. Se. Mai. der König von Preußen veripricht alle militäriſchen 
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Mäßregeln gegen das Furſtenthum Neuß &. 2. ſofort aufzuheben und ge⸗ 


nehmigt die ungehinderte Rückkehr bes in Raſtatt befindlichen fürſtlich 
reußiſchen Contingents mit Waffen in die Heimath. Art. 3. J. D. die 
Fürſtin-Regentin verpflichtet ſich binnen ſechs Monaten nach erfolgter Aus: 
wechslung der Ratifikationen dieſes Vertrags zu dem auf Befehl Sr. Maj. 
des Königs von Preußen gebildeten Fonds zur Unterſtützung der invaliden 
Offiziere und Soldaten ber preußiſchen Armee, ſowie ber hinterbliebenen 
MWittwen und Waifen die Summe von 100,000 Thlrn. zu zahlen.“ 


27, Sept. BVertagung des Landtags bis zum 12. Nov. 


29. 


Die Regierung hebt die vom Abg.-Haufe nicht genehmigten Dar⸗ 
lehenskaſſen wieder auf. 

Die preußiihen Befeftigungen Düppel-Alfen find nach amtlicher 
Anzeige nunmehr vollendet. 


4. Det. (Hannover). Etwa 70 Mitgliever der ſtädtiſchen Collegien 


— 


aus allen Landestheilen außer Oſtfriesland und 39 Abgeorbnete der 
legten Stänbeverfammlung treten in Hannover zufammen und be 
ſchließen einftimmig eine Eingabe an das kgl. Staatsminifterium 
in Berlin mit der Bitte, 

„baß bei Weberleitung unferer Zuftände in die neuen Verhältniffe außer 


. ben Beamten, preußiſchen wie vormals hannoverſchen, aud in nicht zu 


geringer Anzahl andere Perfonen zu Rath gezogen werben möchten, unab⸗ 
bängige Männer, welche zufolge ihrer bisherigen Stellung im öffentlichen 
Leben als Vertrauensniänner des Landes erfcheinen würden.“ 

Die 39 Abgeordneten bejchließen zugleich eine öffentliche Erklä⸗ 
tung, in ber fie bie beſchloſſene Einverleibung in Preußen als un: 
widerruflih annehmen, die nutzloſe Agitation dagegen beklagen und 
einläßlich darlegen, was fie im Intereſſe des Landes von ber preuß. 
Regierung in einer Reihe beitimmt formulirter Beziehungen er: 
warten: 

n... Vergeblich waren in ber letzten hannoverſchen Ständeverſammlung unfere 
auf eine andere Entwidlung ber deutſchen Einheit gerichteten Bemühungen. 
Unfere Appellation an bie Pflichten gegen Deutjchland, unfere Mahnungen 
an das Anterejfe bes Landes, unfere Warnungen wurben nicht gehört. Jeder 
Bereitwilligkeit, von nuplofen Souverainetätsrechten zu Gunjten bes großen 
Vaterlandes auch nur das Geringfte zu opfern, jede Erkenntniß ber Noth- 
wendigfeit, fi zu den neuen Aufgaben in das rechte Verhältniß zu ſetzen, 
fehlte. So wurde ber von uns angeftrebte Bunbesftaat für unfer Land uns 
möglih und nad bem Siege ber preußifchen Waffen über bie öfterreichifchen 
De bie Ginverleibung bed Landes in Preußen eine unabwenbbare Thats 
ache....“ 


(Sachſen). Die Adreſſen der Communalbehörden an ben König 
um endliche Verſtändigung mit Preußen werden immer dringender. 
Der preußiſche Generalgouverneur überträgt die Einquartierungslaſt 
ausſchließlich auf die Hausbeſitzer. Der Bau der Befeſtigung Dres⸗ 
dens kann als beendigt angeſehen werden. 


41.- 2. De. (MMecklen bur g). Landtag: Debatte über bie Vorlage ber 


Regierung bes. ber norbbeutichen Bundesfrage. 
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‚ Antragber Mebrheitber&ommiffion: „Den beiben Regierungen 
bie Ermädtigung zu ertheilen, ſich an ber Feſtſtellung eines Bundesverfaſſungs⸗ 
entwurfs zu betheiligen und benfelben bem zu berufenben Parlament zur Berathung 
vorzulegen, jeboch mit dem Vorbehalt und ber Bedingung, daß bie aus foldher 
Berathung bervorgehenden Ergebniffe demnächſt ben Ständen zur Abgabe 
ihrer verfaffunasmäßigen Erflärung darüber vorgelegt werben.” Diefem Ans 
trage find elf Wünfche zu Handen ber Regierung angefügt: „daß bie officiell 
nicht vorliegenden Gründe ber bier fefgeftellten Trennung Deutichlands nicht 
dauernd ber Einigung Deutichlands entgegenwirken werden; daß jedenfalls 
wenigſtens ſämmtliche norbbeutiche Staaten an ber zu gründenden Bundes—⸗ 
verfafjung unter Mitwirfung eines zu berufenden Parlaments theilnehmen, 
ehe der Beitritt Medlenburgs für bindend erkannt wird; daß bei ber geringen 
Ausdehnung des Bundesgebiet und bem Vorwiegen bed preußiihen Staats 
bie in den Grundzügen ber Competenz ber Bunbesgewalt, beziehungsweife 
bes Parlaments, überwiejenen Gegenftände bas Marimum biefer Sompetenz 
bilden werben; daß überhaupt grundfaggemäß dem Parlament Teine Eins 
wirfung auf bie Berfaffungsverhältniffe ber Einzelftaaten zuzuerkennen 
fei ; daß mithin bie Frage wegen des Anfchluffes Mecklenburgs an ben Zoll: 
verein u von ber freien ftändiihen Vereinbarung und Zuftimmung 
abhängig bleiben müffe, daß einzelne ber Grundzüge durch die veränderten 
BVerhältniffe an Bedeutung verloren haben, andere an Unklarheit leiden; baß 
das allgemeine und direkte Wahlrecht namentlih in Bezug auf bie 
definitive Volksvertretung ungeitgemäß fei; daß die Frage wegen ber Zoll 
und Handelsgejeßgebung (Yreizügigleits:, Heimaths- unb Ans 
fiedlungsverbältniffe) zu großen Bedenken Anlaß gebe und daß bier 
bas Derfalfüngsmäßige Recht zu wahren fei; daB die abgeichloffenen Verträge 
wegen der Elbſchifffahrt in Kraft bleiben müßten; daß bie gemeinfame Eivils 
proceßorbnung bie einheimiſche Gerichtsorganifation nicht berühre und baß 
bei ben Leiftungen der Uferitanten für die Kriegsmarine ber Laftengehalt 
ber Hanbelsmarine bes betreffenden Stants zum Maßſtab genommen werde.“ 

Die Motivirung bes Antrags geht von ber Erwägung aus, daß 

„es fi) gegenwärtig nicht mehr um bie Grundzüge ber neuen politiihen Ges 
ftaltung Deutfchlande, fondern nur noch um bie nothwendigen Folgen bereits 
feftftehender Thatſachen Handelt, auf welde den minder mächtigen Staaten 
jede Einwirfung benommen war, ferner auf Grund der ber Commiſſion zur 
Kenntnißnahme zugegangenen vertraulichen Mittheilungen, aus welchen bie 
Mitglieder nur die Beflätigung der zwingenden Nothwenbigs 
Teit des Beitrittö zu den von Preußen geftellten Bedingungen entnommen 
haben, infofern hierdurch die Großherzoge die Unabhängigkeit und Integrität 
bes Landes bewahren“ unb fchließt mit ber Bemerfung: „Der Zwed bes von 
ben allerhöchften Landesherrn eingegangenen Bünbnißvertrages, welcher aus⸗ 
drücklich auf die Erhaltung ber 5 nicht nur, ſondern auch der inneren 
Sicherheit des Landes mit gerichtet iſt, läßt erwarten, daß auch die Landes⸗ 
verfaffung, auf deren Yortbeftehen die innere Sicherheit des Landes wejentlich 
berubt, erhalten bleibe. Um bies beflo ficherer zu erreihen, bürfte an bie 
allerhöchften Landesherren bie Bitte zu richten fein, daß Allerhöchitbiefelben 
bei der definitiven Seftftellung ber Bundesgewalt die Garantie ber be⸗ 
ſtehen den Landesverfaſſung durd die Bundesverfaffung in geeigneter 
Weiſe herbeizuführen geruben wollen.“ 

Antrag der Commiffionsminderheit: „Der Landtag wolle ben 
Regierungen ein weiteres Vorgehen auf Grund ber Artikel 2 und 5 des 
Vertrages vom 21. Auguſt 1866 widerrathen.“ 


Die Dorfrage, ob die Ritterfchaft als befonberer Stand oder 
gemeinfam mit der Landſchaft verhandeln folle, wird von ber Ritters 
Ihaft mit 187 gegen 44 Stimmen zu Ounften ber leßteren Bes 
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handlung entfchieben und ber Antrag ber Commiffisnsmehrheit nad; 


regelloſer und oft fehr heftiger Debatte dur‘ Zuruf angenommen. 


3. Of. Der König von Preußen erläßt ein Patent behufs Befignahme 


bes bormaligen Königreih8 Hannover, Kurfürftenthums Heflen, Her: 
zogthums Naffau und ber freien Stabt Frankfurt und erläßt Pros 
clamationen an bie Einwohner berfelben: 


Proclamation an bie Hannoveraner: „....Wenn Ihr Euch nicht 
ohne Schmerz von den früheren Euch liebgeworbenen Verhältniſſen Tosfagt, 
fo ehre ich diefen Schmerz und würdige benfelben als eine Bürgfchaft, daß 
Ihr und Eure Kinder auh Mir und Meinem Haufe mit Treue angehören 
werdet. Ihr werdet bie Nothwendigkeit des Gefchehenen erkennen. Denn 
follen die Früchte des ſchweren Kampfes und ber blutigen Siege für Deutfch- 
land nicht verloren fein, jo gebietet e8 eben jo die Pflicht der Selbfterhaltung 
als die Sorge für die Förderung ber nationalen Intereſſen, Hannover mit 
Preußen feft und dauernd zu vereinigen. Und — wie ſchon mein in 
Gott rubender Herr Vater e8 ausgefprohen hat — nur Deutſchland hat 
gewonnen, was Preußen erworben. Dieſes werbet Ihr mit Ernſt 
erwägen, und fo vertraue Ich Eurem deutfhen und reblihen Sinne, baß 
Ihr mir Eure Treue eben fo aufrichtig geloben werdet, wie Ich zu Meinem 
Volle Euch aufnehme.* | 


„ (Medlenburg). Schluß des Landtage. Der Lanbtagsabichieb 
gibt fih mit dem ftändifchen Beſchluſſe bez. des norddeutſchen Bundes 
zufrieden, belobt die Stände für ihre „vertrauensvolle, einfichtige und 
patriotifche Haltung” und verfpridht, daß auch bie ausgefprochenen 
„Wünſche“ nad erlangter „Ueberzeugung von ihrem Grunde uub 
ihrer Ausführbarkfeit" von ber Regierung thunlichft werben berüd- 
fichtigt werben. 


» (Hannover). König Georg proteftirt in einer Proclamation an 


feine Unterthanen von Hiebing bei Wien aus gegen die Befigergreifung 
feines Landes durch Preußen: 


„Wir erflären hiermit vor allen Unferen Unterthanen laut und feierlich 
biefe Einverleibung des Unferm königlichen Haufe angeftammten Königreichs 
Hannover in bie preußifche Monarchie für null und nichtig und demgemäß 
alle Akte der Souveränetät, welche der König von Preußen in Unſerm Lande 
vornehmen möchte, mit allen daraus hervorgehenden Kolgen für Uns und 
Unfere Nachfolger in der Regierung für rechtsunverbindlid... Wie der All⸗ 
mächtige vor nun fechzig Jahren es gefügt, daß daffelbe Unrecht, von der⸗ 
felben Seite ber, feinen Beitand baten durfte... fo begen Wir nun aud das 
unerfchütterliche Vertrauen, daß er jet ebenfalls das Necht wieber zum endlichen 
Siege bringen und bie Vereinigung Unferes Föniglichen Haufes mit Unferem 
treuen, heißgeliebten Volfe wieder herbeiführen wird. Der Kampfesmuth ber 
Braven von Langenfalza bat dem Beiſpiele ber Vorfahren würbig entiprocen ; 
aud die übrigen Tugenden ihrer Väter, die unerſchütterliche Treue, die ruhige 
Belonnenbeit, die zähe Ausdauer leben fort in Unferem Volke und verbürgen, 
daß es nicht Laffen werde von Unferem Föniglichen Haufe, welches durch bie 
Geſchichte faft eines Jahrtauſends in Freude und Leid unzertrennlih mit ihm 
verwachlen if. Auszubarren im Unglüd fir eine befiere Zukunft; zu ver: 
trauen auf den allgerechten Gott und Uns zu bewahren bie alte Liebe, das 
hoffen und erwarten Wir von Unferen theuren Unterthanen für bie Zeit Uns: 


ſerer Trennung..." 
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6. DOM. (Hannover). König Georg entbindet die Civilſtaatsdiener ihres 
Eides unter Vorbehalt feiner Rechte. 

Bekanntmachung ber General:Secretäre ber fol. Minifte 
rien: „.. In landesväterlicher Erwägung ber peinlichen, bie Gewiſſen bes 
ängftigenden Rage, in welche hiedurch viele der getreueften Unterthanen gerathen, 
baben Se. Maj. König Georg V. im Voraus gerubt, unter Verwahrung 
Allerhächftihrer Rechte, alle Untertbanen im Königreiche und insbefondere alle 
im fönigl. Givildienite, im geiftlichen und Lehramte Angejtellten von ben im 
Unterthanenverbande oder im Dienft und Amt begründeten, durch Huldigungss 
oder Tienfteid befräftigten Verpflichtungen gegen Allerhöchſtſie und Ihre fucs 
ceffionsberechtigten Nachfolger für ben nunmehr eingetretenen Fall eines Wider⸗ 
fireites diefer Verpflichtungen mit den Anforderungen, welche von Seiten 
Str. Maj. des Königs von Preußen geftellt werden, in ſoweit Allergnädigft 
zu entbinden, als die Erfüllung folder Anforderungen mit der Einhaltung 
biefer Verpflichtungen unvereinbar ijt, unter Vorbehalt jedoch eines Wieder⸗ 
auflebens ber Ießteren auf bie Zeit, wo Ge. Maj. der König Geora V. 
ober einer Ihrer ſucceſſionsberechtigten Nachfolger zur Ausübung der Regie 
rung im Königreiche wieder gelangen würde.“ 


» n Die während bes Krieges gebildete ungarifche Legion wirb wieber 
aufgelöst und die Legionäre werben nad) Defterreich inftrabirt. 


8. „ Friedensvertrag mit Sachſen⸗Meiningen: 
„Art. 1. Se. Hoheit der Herzog von Sadfen:MeiningensHildburghaufen, 
indem er die Beftimmungen des zwiichen Preußen und Defterreich zu Nidoleburg 
, am 26. Juli 1866 geſchloſſenen Präliniinarvertrages, foweit jie ſich auf bie 
Zufunft Deutfchlands beziehen, anerfennt und acceptirt, tritt Seinerſeits und 
. für das Herzogtfum ben Artikeln 1 bis 6 des am 18. Aug. b. 3. zu Berlin 
zwilhen Sr. Maj. dem Könige von Preußen einerfeits und Sr. Kol. Hoh. 
bem Großherzoge von Sachſen⸗-Weimar und anderen norddeutſchen Megierungen 
andererſeits abgeichloffenen Bünbnifjes bei und erflärt biefelben für Sich und 
das Herzogtum Sachſen-Meiningen-Hildburghauſen in allen ihren Beftims 
mungen verbindli, fo wie Se. Maj. ber König von Preußen die in biejen 
Artifeln enthaltenen Zufagen ebenfalls auf Seine Hoheit den Herzog von 
Sadfen : Meiningen - Hilbburghaufen ausbehnt. Art. 2. Die zwiſchen den 
hohen contrabirenden Theilen vor dem Ausbruche ber Feinbfeligfeiten beſtan⸗ 
benen Verträge und Webereinfünfte, namentlih bie Zollvereinigungsverträge 
vom 27. Juni 1864 und vom 16. Mai 1865 und bie bamit in Verbindung 
ftebenden Vereinbarungen treten vom Tage bes Austaufches ber Ratificationen 
des gegenwärtigen Vertrages wieder in Kraft, jo weit und jo fange fie nicht 
durch die im Art. 1 erwähnten Beftiimmungen, durch den Autritt Sr. Hoheit 
des Herzogs zum norddeutſchen Bunde und durch bie in leßterem einzufüh⸗ 
renden Einrichtungen berührt ober abgeändert werben. Art. 3. Ge, Hoheit 
ber Herzog erflärt Sih im Voraus mit den Abreden einverftanden, welche 
Preußen mit bem fürfllihen Haufe Taxis wegen Bejeitigung bes Thurn und 
Tarisſchen Poftwefens trifft. In Folge deffen wird das geſammte Poſtweſen 
im Herzogthum Meiningen an Preußen übergeben. Art. 4. Se. Hoheit 
ber Herzog räumt ber Töniglich preußiſchen Regierung in allen Gebietstheilen 
des Herzogthums das ausſchließliche Recht zur unbeichränktten Anlegung unb 
Benußung von Telegraphen-Linien und Telegraphen-Stationen ein.“ 

11. „ Kine königl. Cabinetsorbre beftehlt die Bildung von brei neuen 
Armeecorps für die neu erivorbenen Landestheile und regelt zugleich 
bamit bereits auch die Einfügung ber zukünftigen Bundescontingente 
theild in biefe neuen, theils in bie ſchon beſtehenden preußifchen 
Armeecorps. 
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14. 
15. 


26. 


27. 


Prenßen und die norddeniſchen - Oundcohanien, 


Dem 4; preußiſchen Armeecorps (Brandenburg) und dem 7. (Weftphalen) 
it je em Regiment Bundescontingent zugetheilt. Zu bem 9. (Schleswig: 
Holftein) treten 6 Megimenter Yunbescontingent, alſo über eine Divifion 
Sjnfanterie; zu dem 10. (Hannover) 4 Bataillone und 1 Regiment; zu dem 
11. (Helfen, Naffaı und Frankfurt) 4 Regimenter Bundescontingent. 


. Dc. Kine kgl. Verordnung führt für diejenigen Landestheile, welche 


durch das Geſetz vom 20. Sept. der preuß. Monarchie einverleibt 
worben find, fowie für die Herzogthümer Schleswig und Holftein 
die allgemeine Wehrpflicht nach Maßgabe der für bie übrigen Bro: 
vinzen bes preuß. Staats giltigen Beltimmungen ein. 

» (Kurbeffen). Das bisher Furhefliihe Militär Leiftet dem König 


: von Preußen den Fahneneid. 


„ Der bisherige Generalgouverneur von Kurheſſen u. ſ. w, v. Wer: 
der, wird abberufen und gebt die Verwaltung in bie Hände ber 
Givilbehörden über. An die Spike der Verwaltung von Kurheſſen 
tritt als Givilabminiftrator der NRegierungspräfident v. Möller, an 
bie Spite der Verwaltung von Naſſau zujammen mit der Stadt 
Frankfurt in gleiher Kigenidhaft der Staatsminifter a. D. v. 
Patow. Die Civifadminiftratoren haben im Mefentlihen bie 
Tunctionen eines Oberpräfidenten in ben alten Provinzen auszuüben. 
Für Hannover tritt dagegen biefelbe Veränderung noch nicht ein. 

„ Der König fchenft dem Herzog Ernft von Coburg-Gotha, weil 
er zuerjt auf Seite Preußens getreten ift, den Schmalfaldener Wald 
von 38,000 Aedern, im Werth von etwa 2 Mil. Thlrn. ale 
Privateigenthum unter einigen Bebingungen. 


- „» (Sahfen-Meiningen). Der Landtag genehmigt einftimmig 


den Eintritt bes Herzogthums in den norddeutſchen Bund, 


. „Endlicher Abſchluß des Friebensvertrages zwiſchen Preußen und 


Sachſen zu Berlin (ſ. Anhang). 
„ NRaffau). Der Reſt des naſſauiſchen Militärs leiſtet dem König 
von Preußen den Fahneneid. 


. „ Vierundzwanzig Abgeordnete aus den Fractionen ber Foriſchritts⸗ 


partei und des linken Centrums (worunter v. Bockum-⸗Dolffs, Twe⸗ 
ſten, v. Unruh u. ſ. w.) erlaſſen eine Erklärung über die von ihnen 
zur Regierung eingenommene Stellung, ber fie „in ihrer auswär: 
tigen Politik den vollen Beiftand ber Landesvertretung zu verſchaffen“ 
ſuchen wollen, während fie zugleich bezüglich der innern Verwaltung 
bes Landes noch immer „bie Pflichten einer wachlamen und loyalen 
Oppofition auf fi ruhen fühlen“, 

»„ (Sadfen). MUebergabe der Feſtung Königftein an eine preußifche . 
Beſatzung. 

„ (Sadfen). Der König kehrt aus Oeſterreich wieder nad) 


Sachſen, zunächſt nad Pillnitz zurüd. Proclamation an feine Sad: 


fen. Auflöfung der fog. Landescommillion. 
„Abſchluß eines Verirags mit dem Großherzog von Oldenburg, 
unter Vorbehalt der Ratification des Landtags: 


— 
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„Art. I. Se, k. Hoheit ber Großherzog von DOlbenburg, indem Sie in 
Folge ber Verträge zu Wien ben 30. Oct. 1864 und zu Prag ben 23. Aug. 
1866 Se. Maj. ben König vd. Preußen als alleinigen rehtmäßigen Souverän 
und Landesherrn ber Herzogthümer Schleswig u. Holftein anertennen, verzichten 
für fih und als Repräfentant ber im Großherzogthun Oldenburg regieren: 
ben jüngern Linie bes jchleswig-holfteinsgottorp’ihen Haufes auf alle Nechte 
und Anſprüche in Betreff ber Erbfolge und Souveränetät in den Herzog: 
thümern Schleswig und Holftein, weile von Ahnen und Ihrem Haufe, gr 
e3 aus eigenem Recht, fei e8 in Folge der durch Seine Majeftät den Kaifer 
Alerander II. v. Rußland gefchehenen Uebertragung ber Rechte und Anfprüde 
der ältern gottorp’jchen Linie bisher erhoben und bei dem frühern deutſchen 
Bunde geltend gemacht und vertreten worden find, zu Gunſten Sr. Maj. des 
Königs von Preußen und Allerhöchftdefjen Nachfolger für jegt und für alle 
Zeiten. Art. II. Se. Maj. der König von Preußen verpflichten Sich dagegen 
für Si und Allerhöchſt Ihre Nachfolger zu folgenden Gegenleiftungen: 
1) zum Zwede einer angemeffenen Arrondirung des Fürſtenthums Lübed 
cedirt Se, Maj. der König Er. f. Hoheit bem Großherzog das Holfteinifche 
Amt Ahrensböck, fowie bie lübiſchen Piltricte und bie Staatshoheit über den 
Dickſee mit Einfhluß der auf bemfelben haftenden Domanialgerechtſame. 
2) Se. Maj. ber König fagt Sr. k. Hoh. dem Großherzog bie Aufrechthal⸗ 
tung der ben berzogl. fchleswigsholitein:gottorp’fchen Fideicommißgütern — 
fowohl den ältern, wie ben jüngern — zuftehbenden Privilegien in ihrem 
gegenwärtigen Umfange in der Weife zu, daß biefelben nur gegen eine ange: 
meſſene Entihädigung aufgehoben werben jollen. Die beiben hohen contras 
birenden Theile find babei einverftanden, buß bie, bielen Fideicommißgütern 
nad) ben Verträgen v. 22. April 1767 und 1. Zuni 1773, ſowie nad der 
Vereinbarung v. 1. Dec. 1843 zuftehende Steuerfreibeit fih auch auf bie 

- fogenannte Halbprocentfiener, und zwar fowohl für bie hohe Fibeiconmiß- 
herrſchaft felbft, als für die Gutsuntergebörigen, eritredt. 3) Se. Maj. ber 
König zahlt außerdem Sr. k. Hob. dem Großherzog von Dlbenburg eine 
Summe von I Mill. preuß. Thlrn., weldhe, vom Tage der Ratification dies 
jes Vertrags an gerechnet, innerhalb 6 Monaten zu erlegen find. Der Zub: 
lungsmodus und die Effecten, in weldyen biefe Summe überwiejen werben 
fol, wird noch näher feitgeftellt werben. Art. III. Vorflehender Vertrag ſoll 
ratificirt und die Ratificationen jollen binnen 3 Wochen nad ber Unterzeichs 
nung in Berlin —— werden.“ 
28. Oct. (Sach ſen). Die ſächſiſche Armee beginnt aus Oeſterreich wieder 
im Lande einzutreffen. 
29. „ Gachſen). Der König erläßt eine allerh. Verordnung behufs 


Ausführung bes NAmneftieparagraphen des Friebensvertrage mit 
Preußen. 

» u General v. Bonin übernimmt den Oberbefehl über die preuß. 
Truppen in Sadjen. 


3. Nov. (Sachſen). Yeierliher Einzug der königlichen Yamilie in 
Dresben. 

5. „ Das Kammergericht beftätigt in zweiter Inſtanz trotz bes Be⸗ 
ſchluſſes des Obertribunals vom 29. Januar d.%. die Freifprechung 
Tweſtens megen feiner Aeußerungen als Abgeordneter. 

6. „ Das App.Gericht von Snfterburg beftätigt troß des Befchluffes 
bes Obertribunals v. 29. Yan. d. 38. bie Freiſprechung Frentzels 

wegen: feiner Neuerungen als Abgeordneter. ai 
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preuen and die nerbdentichen Sundestanten. 


$- Nov. (Lauenburg). Der Landtag genehmigt die Vorlagen ber Re- 


” 


+ 


9. 


” 


12. 
43. 


15. 


gierung bez. des Parlamentswahlgefeges und bezüglid Einführung 
ber allgemeinen Wehrpflicht. 

n Der neue öſterr. Geſandte Graf Wimpfen überreiht dem König 
feine Beglaubigungsfchreiben. 

» (Hannover). Derfammlung von Mitgliedern fait ſämmtlicher 
8 Ritterſchaften des Landes. Lebhafte Discuffion. Es werben 
ihlieglich folgende Refolutionen beſchloſſen und unter circa 130 An⸗ 
wejenden von 110 unterzeichnet: 

„Die Unterzeichneten, Mitglieder verſchiedener Ritterſchaften, haben fich 
zu folgender Erflärung geeinigt und folde zu veröffentlichen -befchlofien: 
I) Nachdem unter Nichtbeachtung der Rechte des angeflammten Königshaufes 
und bes Landes und gegen deſſen bringendfte Wünſche zu ihrem tiefften 
Schmerze die Cinverleibung des Königreichs Hannover in Preußen ausgeſpro⸗ 
hen ift und jetzt die Ausführung berjelben bevorfteht, welcher das Land, Durch 
bie Macht genöthigt, fich bei genügender Wahrung feiner Rechte und Anterefe 
jen wird beugen müſſen: — fo glauben bie Unterzeichneten, ausgehend von 
dem unbezweifelbaren Rechtsſatze, daß mit ber Eroberung bes Landes feines: 
wegs das gefammte öffentliche Necht desſelben Hinfällig geworden, und fid 
ftüßend auf das k. Wort ber thunlichften Schonung bes Beftehenben und ber 
verbeißenen Derathung als unabweisbare Rechtsforderung ausfprehen zu 
müſſen: 1) daß in dem öffentlichen Rechtszuſtande des Landes nichts weiter 
geändert werde, als was fi als eine unvermeidliche Folge ber Annerion 
darftellt, und daß auch bie bier noch nöthigen Veränderungen nicht ans 
bers .al8 unter Mitwirfung einer wahren Vertretung bes Landes geichehen. 
2) Als zu einer foldhen Vertretung berechtigtes Organ vermögen fie feinen: 
falls eine Verfammlung einfeitig nah Auswahl der königlichen preußiſchen 
Regierung zu berufender Perjonen zu erfennen, vielmehr betrachten fie als 
jolde Organe die allgemeine Ständeverfammlung des Königreichs Hannover 
und die beftehenden Provinzial-Landſchaften. 3) Sie find zugleich der Anficht, 
bag, nachdem die F. ypreuß. Regierung bereits mit einzelnen wejentlichen 
organifatorifchen Einrichtungen Verweiſung der Juſtizſachen, der Eiſenbahn⸗, 
Poſt- und Zollverwaltung an die Miniſterien in Berlin) und zwar einfeitig 
vorgefchritten iſt, die möglichſte Beſchleunigung ber u einer Landes⸗ 
vertretung zum Zwed ber Mitwirfung, auch in bejonderer Rüdficht auf Er: 
haltung der Ruhe bes Landes und bie Gewinnung einiger Zufriedenheit mit 
ber Art ber Ueberleitung, ein dringendes Bebürfniß ift.“ 

„» Anhalt) Das Wahlgefeß für den norddeutſchen Bund wird 
bon der Regierung publicirt, ohne die Genehmigung des Landtags 
einzuholen. 

„ (Hamburg) Die Bürgerihaft genehmigt das ihr vom Senate 


vorgelegte Parlamentswahlgefeß, doch mit bem Zuſatze einer Bes 


ftimmung bez. Diäten. Der Senat erklärt, barauf wicht eingehen 
zu fünnen. 

„ Wiederzufammentritt des Landtags. Die Regierung legt bemjelben 
fofort das Budget für 1867 vor. 

„ Das Abg.-Haus befchliegt mit 105 gegen 90 Stimmen, bie Bor: 
berathung des Budgets für 1867, ohne basjelbe einer Commiſſion 
zu übermweifen, jofort im Haufe jelbft vorzunehmen., 

„ sn Berlin bilbet fih ein Tiberales Central⸗Wahlcomité für bie 
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Wahlen zum norbbeutihen Reichstag unter bem Vorſitze des Abg. 
Löwe⸗Calbe und erläßt einen Aufruf. 


15.Nov. (Sach ſen). Eröffnung des Landtags, Thronrede des Könige: 


16, 


„eo. . Unerfchütterlich tren und von weijer Befonnenheit Hat fich die ſäch⸗ 
ſiſche Bevölkerung aller Klaſſen bewieien und fo ber Welt gezeigt, baß bie 
Anhänglichkeit an ein angeſtammtes Fürftenhaus noch immer mehr als ein 
leeres Wort if. Durch die Begebnifje der Ichten Zeit ift das Band gelöst 
worden, weldyes bisher bie deutihen Stämme umſchloß und an bem ich bis 
zu Ende treu gehalten habe. Sachſen tritt nunmehr in ein neues Bunbess 
verbältniß ein, deſſen Seftaltung in Kurzem unter Theilnahme eines PBarlas 
ments aus ben betheiligten Staaten feftgeftellt werben wird. So wie es 
mein fefter Entfchluß ift, dem norbdeutfchen Bunde, der unter Breußens 
Leitung ſich bilbet, und allen eingegangenen Verpflichtungen biefelbe Treue zu 
bewahren, bie ich dem alten Bunde gehalten babe, fo wird es auch nunmehr 
unfere gemeinfame Aufgabe fein, biefem neu ſich bildenden 
Verbältniffe mit frifhem Muth, mit Offenheit und afler 
Redlichkeit entgegenzufommen und für feine günftige Geftaltung 
auch anberweite Opfer nicht zu fcheuen.. .. Die in Folge ber veränderten 
Bundeseinrichtungen nöthig werbenden Umänderungen ber Verf.⸗Urkunde und 
bes Wahlgejeges unfers engern VBaterlanbes, fowie bie definitive 
Feſtſtellung unſers Staatshaushalts hängen jo eng mit der Organifation bes 
norbbeutichen Bundes zufammen, daß fie nicht eher bei ber Ständeverſamm⸗ 
lung zur Berathung kommen fünnen, als bis man über jene Organijation 
im Klaren ift...” 

» (Säleswig-Holftein). Die frühern Beanteten unter bem 
dänischen Regimente, Etatsrath Schulte, Kammerberr v. Rofen und 
Juſtizrath Griebel werden wieder als Regierungsräthe angeftellt. 
„Abg.-Haus: Die Regierung legt den Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend bie Verleihung von Dotationen in Anerkennung hervor: 
ragender, im lebten Kriege erworbener DVerbienite, vor: 

„Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. verordnen mit 
Zuftimmung beider Häufer des Landtags ber Monarchie wie folgt : Zur Verleihung 
von Dotationen an preußifche Heerführer, welche zu dem glüdlihen Ausgang 
des letzten Kriegs in hervorragender Weile beigetragen haben, wird die Summe 
von Einer und einer halben Mil. Ihlrn. aus den eingehenden Kriegsent⸗ 
ſchädigungen bereit geftellt. Die Verwendung biefer Summe bleibt fgl. Bes 
fiimmung -vorbehalten.” Motive: „In Phalen, welde nach entſcheidenden 
Kämpfen eine neue Wendung im.Leben ber Völker einleiteten, iſt jeberzeit 
ber Drang empfunden worden, benjenigen Männern den bleibenden Dant bes ' 
Baterlandes darzubringen, welche durch ruhmvolle Thaten bie Bahn einer 
höheren Entwidlung eröffnet haben. In diefem Gefühl haben bes hochfeligen 
Königs Friedrich Wilhelm III. Maj. nach fiegreiher Beendigung bes Ber 
freiungsfampfes von 1813 und 1814 benjenigen preuß. Heerführern, welde 
fi) auf das Hervorragendite ausgezeichnet hatten, in Anerkennung ihrer Vers 
bienfte Dotationen zu verleihen gerubt. Der legte Krieg hat ben preußifchen 
Namen mit nenen unvergänglihen Ehren verherrliht und ber Monarchie 
eine Erweiterung ihrer Madtitellung eingetragen, welche von feinen frühern 
Erfolgen preußiſcher Großthaten übertroffen wird. Auch in dieſem Kriege 
haben preuß. Heerführer in Hingebung und Ausdauer vorangeleuchtet und 
durch beldenmüthiges Ringen und Voübringen fih ein Andenfen geftiftet, 
welches bie Nachwelt in treuer Verehrung bis in die fernften Zeiten beiwahren 
wird. Diefen Männern ben Danf ihres kgl. Herrn und bes Vaterlandes zu 
bethätigen, wirb in vollen Vertrauen bes bereiteften Entgegenfonmens ber 
Landtag um feine verfafjungsmäßige Mitwirkung angegangen, An ihn ers 
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$ ht buch bie gegenwärtige: Vorlage bie Wufforberung zur Bewilligung 
er Mittel, weldye bie Krone in den Staub ſetzen werden, durch Verleihung 
von Dotationen nad) dem Borgange einer früheren großen Zeit Verdienſte, 
welche der Gejcichte angehören, auf eine der Gegenwart wuͤrdige Weiſe zu 
ehren.“ 


16. Nov. GSachſ en). I. Kammer: Ein Alntrag des Abg. Eiſenſtuck und 
15 Gen 
„Die Kammer beichließt, die hohe Staatsregierung zu erſuchen, bie gegen= 
wärtige Ständeverfammlung fofort aufzulöjen, und auf Grund bed Wahl: 
geſetzes von 15. Nov. 1848 eine verfaffungsmäßige Bolfsvertretung jchleunigft 
einzuberufen“ 


wird mit 48 gegen 17 Etimmen abgelehnt. 

18. „ (Hannover). Die zum Vortheil der Krone ausgefchiedenen Domä- 
nen, eine Hauptbeſchwerde des Landes, werben von dem preußilchen 
Givilcommifjär dem Staatsgute wieber eingefügt. 

419. „ Die Oberſtaatsanwaltſchaft erhebt die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen. 
die Freilprehung Tweſtens vom 5. d. M. 

20. „ Ein Minifterialerlaß hebt die Beſchränkungen der Nieberlaffung 

Ä und des Gewerbebetriebs in den neuen Provinzen auf: 

Der Erlaß geht von dem Grunbfaß aus, daß bie Vereinigung der neuen 
mit ben alten Landestheilen „bie gefonderte ftaatliche Eriftenz” ber neuen 
Lande aufgehoben und damit "zugleich „den auf dieſer gejonderten Eriftenz 
begründeten Staatsangehörigfeiten oder Unterthanenverhältnifien ein Ende 
gemacht“ Hat. Tiefer Wirkung, wird dann weiter ausgeführt, thut die Hinaus⸗ 
rüdung des Termins für die Einführung ber Verfaſſung keinen Eintrag, 
denn fie enthält nur bie Suspenſion der preußiſchen, nicht die Fortdauer ber 
bannover’ichen, Furheffiihen, naſſauiſchen und Franffurter Verfaffung. Die 
rechtliche Exiſtenz ber letzteren iſt als erloſchen zu betrachten, und es kann 
mithin die Fortdauer einer abgeſonderten hannover'ſchen u. |. w. Staats⸗ 
angehörigkeit nicht angenommen werden. Es ſind daher alle Beſtimmungen, 
welche die Geſetze der verſchiedenen Gebiete der alten wie der neuen Provin⸗ 
zen auch über die Befugniß der eigenen Angehörigen zur Nieberlaffung 
und zum Gewerbebetriebe enthalten, „ohne Weiteres und von Nechts wegen“ 
auf die Angehörigen jedes andern Gebiets anzumenden. 

”» » (Hannover). Eine kgl. Cabinetsorbre fordert bie Dfficiere und 
Militarbeamteten der vormaligen hannover'ſchen Armee auf, fi bie 
zum 1. Januar 1867 entweder zum Eintritt in bie preußiiche Armee 
zu melden ober ihre Benfionirung nachzuſuchen. (König Georg hat 
das Militär zur Zeit noch nicht des ihm geleifteten Eides entbunden. 

- GStreitfrage über die Tragmeite unb Sültigteit der Capitulation von 

Ä Langenſalza vom 28. Juni d. J.) 

24. „ Preußen abet die Staaten des norbbeutihen Bundes ein, auf 
den 15. December Bevollmächtigte nach Berlin zu fenben behufs 
Vereinbarung der Borlagen an den Reichstag des Bundes. 

vn Mg-Haus: Beginn der Debatte über das Budget für 1867. 
Raster trägt darauf an, bie Negierung aufzuforbern, den Bertrag 
mit der Köln-Diindener Eifenbahngefelfchaft dem Landtag zur ver- 
faffungsmäßigen Genehmigung vorzulegen. Der Antrag wird mit 
429 gegen 122 Stimmen zum Beſchluß erhoken. 
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23. Nov. Abg.:Haus: Budgetdebatte. Die Poſition: Diopoſitions fonds für 


allgemeine politiſche Zwecke 31,000 Thlr. wird mit 146 Stimmen 
(die beiden conſervativen Fractionen, die Altliberalen und zwei Mit⸗ 
glieder des linken Centrums) gegen 126 bewilligt. Acußerungen bes 
Minifters des Innern Graf Eulenburg. 

„ (Hannover). Die preuß. Regierung ergreift Beſitz von allen 
Schlöſſern und fonftigen der Krone gehörigen Gebäuden u. f. w. 

» (Hannover). Preußen Tegt auch auf das Privatvermögen bes 
Königs Georg Beichlag. 

„ (Hannover). König Georg zieht feine Geſandtſchaften an ben 
auswärtigen Höfen ein. Der bisherige Geſandte Hannoverd am 
Hofe von Wien übergibt fein Abberufungsichreiben. 

„ Abg.-Haus: Um eine Verfländigung mit ber Regierung zu er: 
möglichen, wird beichloffen, daß die ferneren Sigungen ber Dotations- 
commiflion nicht mehr öffentlich fein follen. 

„» (Hannover). Die Unterofficiere und Soldaten ber vormaligen 
bannover’ihen Armee werben auf ben 10. Dec. einberufen, 


„ Abg.-Haus: Bubgetbebatte, Etat des Finanzminijteriums. Das 
Poftulat von 300,000 Thlen. zu umvorbergejehenen Ausgaben wird 
mit 142 gegen 141 Stimmen (bie Redte, die Altliberalen und 
der Abgeordnete Michaelis vor ber nationalen Fraction) auf ben 
Antrag von Bodum-Dolffs nur unter der Bedingung bewilligt, daß 
die nachträgliche Genehmigung bes Haufes vorbehalten bleibe. 

„ Kine kgl. Cabinetsordre verfügt die Einführung ber preußifchen 
Militäritraf und Disciplinargefege in ben neuen Landestheilen. 

v„ Abg-Haus: Budgetdebatte. Auf den Antrag Dunders wirb in 
namentlicher Abftimmung mit 156 gegen 137 Stimmen beichloffen, 
daß nicht bloß die zu Aufbeflerung der Gehalte der unteren Be: 
amteten von ber Regierung geforderten 980,000 Thlr., fondern 
auch bie zu bemjelben Behufe für die höheren Beamteten geforderten 
50,000 Thlr. den niederen Beamteten zugewendet werden follen. 

» (Hannover). Die Lüneburgijhe Provinziallandicgaft lehnt den 
Antrag bes Kammerraths v. d. Deden, auszuſprechen, daß „die Pro: 
binz Lüneburg und das ganze Königreih nur mit tiefftem Schmerz 
bie Entthromung ihrer Dynaſtie als Thatſache hinzunehmen ſich ge 
müfligt fehen“ mit allen gegen 7 Stimmen ab und befchließt nad 
dem Antrage des Ausfchufles: 

„den Generalgouvernement vorzutragen, bag man den ortbefland 
ber Landſchaft als ſelbſtverſtändlich anſehe, eine Provinzialvertretung für 
Hannover zur Fortbildung ber erhaltenswerthen Einrichtungen und zur Vers 
waltung eines aus bem bisherigen Staatsvermögen auszuſcheidenden Theile 
für provinzielle Zwecke für wünſchenswerth und die Anhörung von Landess 
vertretern über die Fünftige Geftaltung für nütlih und nothivendig halte.“ 

„ (Sadfen). Die II. Kammer genehmigt nach lebhafter Debatte 
einftimmig den Friedensvertrag mit Preußen. 
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29. Nov. (Hannover), Die Regierung läßt feine "Verfammlungen von 
Unteroffizieren über die Frage des Eintritts in die preußijche Armee 
zu. Zwei Unteroffiziere gehen nad; Wien ab, um fi mit König 
Georg zu benehmen. 

„ » (Sadjen) Die IL Kammer genehmigt einftimmig das Mahl: 
gejeb für das norddeutſche Parlament. 

30, „ Abg.-Haus: Budgetdebatte, Budget des Juſtizminiſteriums. Abg. 
Lasker greift in einer umfafjenden Rede die gefammte Thätigkeit des 
Juſtizminiſters Graf zur Lippe an. 

„„ (Sadjen). II. Kammer: Die Regierung legt derſelben ein 
. neues Militärgefeh, auf Grund allgemeiner Wehrpflicht und mit 
dreijähriger Dienſtzeit in der Linie wie in Preußen, vor. 
„ „CCoburg-Gotha). Der Geſammtlandtag nimmt das ihm von 
ber Regierung vorgelegte Reichswahlgeſetz an, doch mit 13 gegen 
7 Stimmen mit einem Zujaße bez. Diäten. Die Regierung 'erflärt, 
fie fönne das Wahlgeſetz mit dem Zuſatz nicht veröffentlichen, ba 
fie vertragsmäßig gebunden fei. Ueber die Diätenfrage werde am 
15. December in Berlin verhandelt werben. Das Reichswahlgeiek 
werde daher hier dem genehmigten Bunbesreformbertrag gemäß auf 
bem Verordnungsweg veröffentlicht werben. 


— Dee. (Hannover). König Georg betrachtet fih noch immer als 
Kriegsherr der hannoverihen Armee, trifft Ernennungen und ver: 
theilt Orden, Chrenzeihen u. dgl. — Rechtsgutachten bes Prof. 
Zachariä in Göttingen bez. der Anfprüche der hannoverſchen Offiziere 
nad ber Gapitulation von Langenfalza. 

1. „ Abg.-⸗Haus: Budgetdebatte. “Debatte über bie revolutionäre Po- 
litik nach außen, die conferbative nad) innen. 

2, „ Abg.-Haus: Die Dotationscommilfion trägt darauf an, der Dotations- 
vorlage der Regierung nur unter Nennung beftimmter Namen zu> 
zuflimmen, bagegen bie Bertheilung ber Gefammtjumme bem Er- 
meſſen des Königs zu überlaflen. 

3. „ (Hannover). Kgl. Erlaß bez. „Vorfchriften im Intereſſe bes 
öffentlichen Dienftes und der öffentlihen Ordnung“ an ben General- 
gouverneur, Gen. v. Voigts-Rhetz: 

„Ich ermächtige Sie hiedurch, jeden Beamten der Ihrer Bertwaktung ans 
vertrauten Provinz, jobald Sie es im Intereſſe Meines Dienftes für erfors 
berlich halten, ohne weitere Rüdfrage vom Amte au j uspenbiren. Bon 
biefer Ermächtigung haben fie unverzüglid Gebrauch zu machen in Betreff 
aller derjenigen Beamten, auf beren rüdfbaltloje Mitwirfung Behufs 
Ausführung Meiner Ihnen bekannten Inſtructionen Sie nicht glauben 

. rechnen zu können; für bie proviſoriſche Vertretung der ſuspendirten Beamten 
ift Sorge zu tragen und Behufs Deiner befinitiven Entſcheidung über bie 
Frage der Dienftesentlafjung an das Staatsminifterium zu berichten. Dies 
jenigen ber ehemaligen Hannover’jhen Armee angehörigen Militärperz 
fonen, welche fih an Agitationen und Demonflrationen gegen Meine 
Regierung mittelbar oder unmittelbar beibeiligen, haben Sie unverzüglid 
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nah ber Feſtung Winden abführen zu Laffen, damit gegen biefelben bie 
weitere Triegärechtliche Unterfuhung eingeleitet werben kann. Solche In⸗ 
bividuen, welche fih Beleidigungen gegen uniformirte Milttärperfonen, letztere 
mögen fih im Dienfte befinden oder nicht, zu Schulden fommen laffen, haben 
Sie fofort aufzugreifen und nach Minden abführen zu laſſen, woſelbſt fie 
bis zu Meiner weiteren Verfügung, eventuell bis zu befinitiver Orbnung ber 
Berhältniffe zu betiniren fein werden. Für bie fofortige und pünktliche Aus⸗ 
führung Meines Befehls mahe IH Sie perjönlih verants 
wortlich.“ 
3. Dec. (Sach ſen). Die J. Kammer nimmt den Friedensvertrag mit 
Preußen auch ihrerſeits einſtimmig an. 
„ » (Medlenburg). Die Parlamentswahlkreiſe werben von ber 
Regierung troß bed allgemeinen Stimmrechts rein ſtändiſch conftruirt. 
„ C(CCoburg-Gotha). Der Geſammtlandtag zieht die Diätenfrage 
für den norddeutſchen Reichstag nochmals in Erwägung, entfernt 
den Zufaß wieber aus dem Reichswahlgeſetz unb vereinbart mit ber 
. Regierung, daß ben Abgeorbnneten zum Reichstag Reiſekoſten und 
Diäten aus Staatsmitteln bezahlt werben follen. — Die von ber 
Regierung dem Lande proponirte Zuwendung der Hälfte des Rein: 
ertrags der von Preußen bem Herzog geſchenkten Schmalfalbener 
Forfte wird mit ehrerbietigem Dank anzunehmen beichloffen. 
„ Abg.-Haus: Bubgetdebatie, Budget des Minifteriums bes Innern, 
Die Pofition von 35,000 Thlrn. geheimer Ausgaben wird (in folge 
ber Aeußerungen des Minifterd am 23. v. Mts.) mit 153 gegen 
150 Stimmen geitrichen. 
„ » (Sadjen) Die I Kammer nimmt das Reichswahlgefeh un: 
verändert nad) dem Beſchluſſe der IL. Kammer an. 


5. Abg.⸗Haus: Debatte über die Dotationsfrage. 

Nah dem Bericht ber Commiſſion Haben gleich in ber erſten ges 
beimen Sommifjionsfigung die Minifter fi für ermächtigt erflärt, bie Generale 
v. Roon, Kehren. v. Moltke, Herwarth v. Bittenfeld, v. Steinmetz und Vogel 
v. Falkenftein als diejenigen zu nennen, denen bie Dotationen verliehen werben 
jolten. Die Stagtsregierung müſſe fi aber dagegen ausſprechen, baß biefe 
Namen im Gefeb genannt würden, fie habe ben dringenden Wunſch, baß 
das Gefeß in feiner urſprünglichen Faffung angenommen werde. Als bie 
Mehrzahl der Mitglieder der Commiſſion fi” wiederholt dafür erklärte, daß 
bie Rennung ber Namen im Gefepe unerläplich erfcheine, äußerten bie Wis 
nifter fih dahin: „Die Staatsregierung mülfe e8 ablehnen, für die Nennung 
der Namen in bem Geſetze bie Initiative zu ergreifen und abwarten, ob bie 
Commifjion bie von ber Regierung genannten Namen in das Gefeß einfligen 
werbe.“ Die Mehrheit ber Sommiffion acceptirte Hierauf zunädft bie von 
der Staatsregierung genannten fünf Namen; es wurbe babet aber von mebs 
teren Mitgliedern geltend gemacht, daß es geboten erſcheine, an erfier Stelle 
unter den zu botirenden Perjonen ben Minifterpräfibenten Grafen v. Bismard 
zu nennen, unb ein barauf bezüglicher Antrag wurde von ber Mehrheit ans 
genommen. 


Ein Antrag von Hoverbed, nur die Generale Moltfe, Herwarth, 
GSteinmeß und Falkenftein zu botiren, wirb abgelehnt und ber Ans 
trag der Commiſſion mit 219 gegen 80 Stimmen angenommen, 
we (Medienburg) Landisg: Ein Antrag von ManedesDuggens 

14 


4. 
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Toppel auf Aufhebung des Handelsvertrags mit Frankreich (die haupt: 
ſächlichſte Schtwierigfeit für ben Eintritt Mecklenburgs in ben Zoll: 
verein) wird verworfen. 

6. Dec. (Schleswig:Holftein.) Der Oberpräfibent v. Scheel-Plefjen 
erläßt eine Bekanntmachung betr. bie einftweilige Organifation ber 
bolfteiniihen Gentralverwaltung: 

„Von den feither von dem Oberpräjibium wahrgenommenen Gefchäften 
bleiben diejenigen, welche fih auf Zol:, Poſt⸗ und Telcgraphenwefen beziehen, 
der unmittelbaren Leitung bes Oberpräfibenten vorbehalten; außerdem gehören 
die die Beamten und Angeftellten bei der bolfteiniihen Gentralverwaltung 
betrefienden Angelegenheiten zu feiner ausſchließlichen Gompetenz. Die übrigen 
Geſchäfte werben unter bie drei neuernannten (ehemaligen bänifchen) Sections: 
chefs v. Roſen, Stiebel und Schulße vertheilt.” 

„ x (Sadjen). II Kammer: Debatte Über ben Antrag Koch unb 
Gen. bez. Reform des Wahlgeſetzes. 

Antrag ber Deputation: „im Hinblid auf die in ber Thronrebe 
noch für gegenwärtigen Landtag angefündigten Vorlagen über bie Umände- 
rungen ber Berfafjungsurklunde und bes Wahlgeſetzes auch ihrerſeits ber 
Ueberzeugung von ber Nothwendigkeit Ausdrud zu geben, daß dieſe Geſetz⸗ 
entwürfe den Grundſätzen ber fünftigen Berfaffung des norbbeutfchen Bundes, 
fowie ben berechtigten Wünfchen nad zeitgemäßer Zufammenfegung ber Volks⸗ 
vertretung entiprechen.” 

Antrag Eijenftud: „In Erwägung 1) daß nur eine verfafjungsmäßig 
auf Grund des Wahlgeſetzes von 18483 einberufene VBolfsvertretung geeignet 
und berechtigt ift, ben innern Eonflict zu loͤſen und die Wünſche der Antragjteller 
zur Geltung zu bringen; in Erwägung 2) baß, abgejehen hiervon, ein ben 
Rechten bes Volkes wahrhaft entiprehendes Wahlgeſetz nach ben gemachten 
Erfahrungen von ben jegigen octroyirlen Stänbelammern ganz unbezweiielt 
fofort zurüdigewiejen wirb; in Erwägung 3) daß bei Annahme bed Antrags 
von Koh und Genofjen bie von dem Bolfe nicht anerkannte Rechtsbeftändig- 
teit der jebigen Ständeverfammlung vorausgefebt iſt, beichlieht die Kammer 
ben Antrag der Abg. Koch und Genofjen auf ſich beruben zu lafien und zu 
ertiären, daß nur bie Rückkehr zum verfaffungsmäßigen Wahlgeſetz von 1848 
dem Lande Frieden und Beruhigung, dem ſächſiſchen Bolt feine verlorenen 
Rechte zurüdgeben Tann.“ 

Der Antrag von Eiſenſtuck wirb mit 37 gegen 18 Stimmen 
abgelehnt und ber Antrag ber Deputation mit berfelben Mehrheit 
angenommen. 

7. „ (Medlenburg). Der Landtag bewilligt die Mobilifirungskoften, 
bo nicht ohne Vorbehalt. 

8. „ (Hannover). Oberſt Graf Kielmannsegge unb einige andere 
Berjonen werden wegen Umtrieben gegen bie neue Ordnung ber 
Dinge auf Grund des kgl. Erlajjes vom 3. d. Mis. nach Dlinden 
abgeführt. 

„» „ (Sadfen). I Kammer: Das neue Militärgefeß wirb einftimmig 
en bloc angenommen. 

410. „ Abg.Haus: Bubgetdebatte, Militäretat. 

Refolutionsantrag bes linken Gentrums und ber Fortſchrittspartei: 
Bevor das Haus ber Abgeordneten in bie Berathung bes Militäretats für 
das Jahr 1867 eintritt, erflärt baffelbe: 1) daß biefer Stat einen wefentlich 
pꝓroviſoriſchen Charalter an ſich trägt, indem er bie bem preußiſchen Staat 
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neu einverleibten Lanbesgebiete und bie Staaten bes norbbeutichen Bundes 
nicht mit umfaßt, beren Hinzutritt nothivendig einen maßgebenden Einfluß 
auf bie künftige Feitftellung des Militäretats ausüben muß; 2) daß bie Be⸗ 
willigung der in biefem Etat geforderten Summen nicht eine Genehmigung 
aller vemjelben zu Grunde liegenden thatjſächlichen Einrichtungen in fi 
jchließt, vielmehr daran fefigehalten werden muß, daß in Gemäßbeit ber 
Art. 34 u. 35 ber Verfaffungsurfunde das Gefeb vom 3. Sept. 1814 bis 
zum verfafjungsmäßigen Zuſtandekommen eines neuen Organiſationsgeſetzes 
bie gefetlihe Norm für bie Dauer ber Dienftzeit im ftehenden Heer und für 
das Verhältniß ber Landwehr zu bemielben bildet; 3) daß die nah F 3 bes 
Geſetzes vom 3. Sept. 1814 nad ben jedesmaligen Staatsverhältniffen zu 
beftimmende Stärke bes ftehenden Heeres nur unter Zuftimmung ber Landes⸗ 
vertretung feitgefeßt werben kann. 

Antrag Virchow-Värſt: Bewilligung eines Paufchquantums von 
44,071,479 Thlrn. 

Antrag Reichenheim (nationale Fraction): „den Etat ber Militärs 
verwaltung zu bemwilligen, wie folgt: IX. Kriegsminifterium Cap. 54 für 
Zwecke ber Militärverwaltung für 1867 fortdauernde Ausgaben 41,574,348 
Thlr., darunter fünftig wegfallend 118,221 Thlr.“ 

Rede Laskereé fentwidelt die Anficht feiner Parteigenoffen dahin, baß 
an ber beftchenden Heereseinrichtung im Hinblid auf bie politifche Lage Eu⸗ 

ropa's nicht gerüttelt werden bürfe. Auf ber andern Seite wolle man aber 
weber jeinen heutigen, noch feinen Tünftigen Rechten etwas vergeben. In 
biefer Lage müſſe man ben Ausweg ergreifen, daß man die Forberungen 
unter dem Vorbehalt der Rechtefrage bewillige, alfo die Bewilligung nur Mr 
ein Proviforium gemähre, und bie Regelung der gefehlihen und definitiven 
Berhältnifie dem Parlament überlafie.] Rede bes Kriegsminifters 
ſwünſcht feinen Streit über Principien aufzurütteln. Die Beforgniß, daß 
eine ordentliche Bewilligung bes dießjährigen Etats zugleich eine Anerkennung 
aller bisher ftreitig gewefenen Rechtsfragen in fich jchließe, fei eitel. Cinige 
Einrihtungen würden dadurch allerdings als gejeglich anerkannt, aber nicht 
ale. Auf Specialitäten wolle er nicht eingeben. Der Antrag Virchow auf 
Bewilligung eines Baufhquantums fei unannehmbar.] Abftimmung: Zunächſt 
wird ber Rejolutionsantrag mit 165 gegen 151 angenommen, bann in 
namentlicher Abftimmung der Antrag Virchow-Värſt mit 163 Stimmen (ber 
Gonfervativen, ber Altliberalen und 10 Mitgliedern bes Tinten Gentrums 
und ber nationalen Fraction) gegen 153 Stimmen verworfen unb ber Ans 
trag NReichenheim angenommen. Ebenſo wird das Extraordinarium mit 
2,497,131 Thlrn. bewilligt. 

10. Dec. (Hannover). Eine kgl. Verordnung erflärt die von ber frü⸗ 

heren Regierung nah England geflüchteten Staatspapiere für ver: 

nichtet und genehmigt bie Anfertigung neuer Documente, 

„ Abg-Haus: Budgetdebatte. Der Marineetat wird im Ertraorbi- 

narium mit 6,623,000 Thlr., im Ordinarium mit 1,836,657 Thlr. 

bewilligt. 

12. „ Abg.:Haus: Budgetdebatte. Gonverfation über bie Angelegenheit 
ber Saarbrüder Kohlenwerke. Ausweichendes Verhalten des Hans 
belsminifters Grafen Itzenplitz. 

13. „ Abg.Haus: Die Regierung bringt eine Vorlage ein bez. Auf: 
hebung des Salzmonopols und Erſetzung besfelben burdy eine Salz: 
fteuer, eventuell auch ohne Zuftimmung der ſüddeutſchen Regierungen. 
Bubdgetbebatte: das Haus fpricht fi für Aufhebung bes Zeitungs- 
ſtempels aus, bie Regierung erklärt fi) dagegen. 


11. 
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‚ 413. Dec. Wahlaufruf der altliberalen Partei. 

„» » (30TlIpverein). Die preußifche Regierung geht auf die Anre: 
gung Oeſterreichs bezüglih Unterhandlungen über Erneuerung resp. 
Erweiterung bes Handelsvertrages zwiſchen dem Aollverein und 
Deiterreih ein und labet die übrigen Zollvereinsregierungen zu bieß- 
bezüglichen Vorſchlagen ein, | 

„ » (Hamburg) Die Bürgerfhaft beharrt in ber Frage bes Par⸗ 
laments wahlgeſetzes auf ihrem Beichlufle bez. Diäten. 

14. „ Braunfdweig) Der Landtag fpriht fih in einer ein- 
flimmig angenommenen Abrefje an den Herzog folgendermaßen 


aus: : 

„Wie wir, bemüthig vor Gott, in den gewaltigen Ereigniffen des abſchei⸗ 
denden Jahrs eine höhere Ordnung verehren, welche durch die bewunbernss 
würdigen Erfolge ber preußijchen Waffen der einheitlihen Machtentwidlung 
Deutſchlands die große Bahr geöffnet Hat, jo mögen wir uns auch der ern= 
fien Erkenntniß nicht verfchließen, daß für die Neugeltaltung ber flaatss 
rechtlichen Berbältniffe Deutichlands Opfer ber eigenen Autonomie gebracht 
werben müſſen. Aber, einig, wie wir bisher in ber Auffaffung der politiichen 
Lage und Bebürfnifje mit Erw. Hoheit Landesregierung geweſen find, werben 
wir bie unvermeiblichen Bejchränfungen einer unverbürgten ſtaatlichen Selbit: 
fändigfeit gern verjchmerzen, und ben Fürften, wie die Stätte unjerer glüd: 
lihen Heimath nur noch inniger lieben, wenn bafür bem Namen „Braune 
ſchweig“ ein Antbeil gewonnen wird an ben Ehren und Siegen ber gebieten 
den Macht bes geeinigten Deutſchlands. Iſt diefelbe zur Zeit noch verküm⸗ 
mert von bem eiferjüchtigen Neid bes Auslands, und das Werk kaum äußerlich 
balb vollendet, jo kann nur im engften Anſchluß an bie Thatkraft Preußens 
ba8 hehre Ziel vollitändig erreicht werben.“ 

45. „ Morddeutſcher Bund). Eröffnung ber Situngen der Be 
vollmächtigten der Regierungen bes norbbeutihen Bundes in Berlin. 


Rede Bismards: 

„Im Auftrag bes Königs, meines allergnädigften Herrn, babe ich bie 
Ehre, die Conferenzen zur Berathung ber Verſaſſung bes norbdeutihen 
Bundes zu eröffnen, und den Herren Bevollmächtigten ben Entwurf einer 
Verfaſſung bes Buntes mitzutbeilen, welchen die f. Regierung ben verbünbeten 
Staaten zur Annahme empfiehlt. Der frühere beutfhe Bund erfüllte in zwei 
Richtungen bie Zwede nicht, für welche er gefchloffen war; er gewährte feinen 
Mitgliedern die verfprochene Sicherheit nicht, und er befreite bie Entwidlung 
ber nationalen Wohlfahrt des deutfchen Volkes nicht von ben Feſſeln, welde 
bie biftorifche Geftaltung der innern Grenzen Deutfchlands ihr anlegten. Soll 
bie neue Berfaflung biete Mängel und die Gefahren, welche fie mit fid 
bringen, vermeiden, fo ift es nöthig, die verbündeten Staaten durch Herſtel⸗ 
hung einer einheitlichen Leitung ihres Kriegsweſens und ihrer auswärtigen 
Politik fefter zufammenzufhliegen und gemeinfame Organe ber Geſetzgebung 
auf dem Gebiete ber gemeinfamen Intereſſen ber Nation zu ſchaffen. Diefem 
allfeitig empfundbenen und durch bie Verträge vom 18. und 21. Aug. bekun⸗ 
beten Bedürfniß hat bie Fgl. Regierung in dem vorliegenden Entwurf abzu⸗ 
helfen verfucht. Daß derſelbe ben einzelnen Regierungen weſentliche Bes 
ſchränkungen ihrer particularen Unabhängigkeit zum Nutzen ber Geſammiheit 
zumuthet, ift jelbftverftändlich und bereitd in ben allgemeinen Grundzügen 
dieſes Jahrs vorgefehen. Die unbefchränfte Selbſtändigkeit, zu welcher im 
Laufe der Geſchichte Teutichlands bie einzelnen Stämme und bynaftiichen 
Gebiete ihre Sonderftellung entwidelt haben, bilbet den weſentlichen Grund 
ber politijchen Unmacht, zu welcher eine große Nation -verurtheilt war, weil 
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ihr wirkſame Organe zur Heritellung einheitlicher Entſchließungen fehlten, 
und die gegenfeitige Abgeſchloſſenheit, in welcher jeber ber Bruchtheile des 
emeinfamen Vaterlands ausfchließlih feine Iocalen Bebürfniffe ohne Rück⸗ 
—* für die des Nachbars im Auge behält, bildete ein wirkſames Hinderniß 
der Pflege derjenigen Intereſſen, welche nur in größern nationalen Kreiſen 

ihre legislative Förderung finden können. Selbſt die ſegensreiche Inſtitution 
des Zollvereins hat dieſem Uebelſtand nicht abzubelien vermocht, weil einmal 
ihre Wirkſamkeit auf bie Zollgeſetzgebung beſchränkt war, und auch bie Forts 
entwicdlung biefer kaum anbers als in ben Krifen ber Eriftenz, welche fi 
von 42 zu 12 Jahren vollzogen, bewirkt werben konnte. Die königliche 
Regierung bat fi bei dem vorliegenden Entwurf der YBunbeeverfaffung 
auf die Berüdfihtigung ber alljeitig erfannten Bebürfniffe beſchränkt, ohne 
über biefelben Hinaus bie Bunbesgewalt in bie Autonomie ber einzelnen 
Negierungen eingreifen zu laffen. Nichtsdeftoweniger verfennt bie Tönigs 
liche Regierung nicht, daß die Durchführung ber wejentlihen Aenderungen 
gewohnter Zuftänbe, weldhe von ben beabfihtigten Reformen ungzertrennlich 
find, für die einzelnen Regierungen eine fchwierige Aufgabe bilden, unb baß 
die Opfer, welche mit ber Herftellung gleicher Pflichten und Rechte aller 
Theile ber Bevölkerung bes gemeinfamen Baterlands verbunden jind, überall 
ba ſchwer werden empfunden werben, wo bie bisherige Ungleichheit ber Lei⸗ 
flungen locale Privilegien zum Nachtheil der Geſammtheit mit fick. brachte, 
Die k. Regierung zweifelt aber nicht, daß ber einmüthige Wille der verbüns 
beten Fürſten unb freien Städte, getragen von bem Berlangen des beutjchen 
Bolks feine Sicherheit, feine Wohlfahrt, feine Machtſtellung unter ben euro⸗ 
päilhen Nationen durch gemeinjane Snflitutionen bauernd verbürgt zu fehen, 

. alle entgegenftehenden Hinderniſſe überwinden werbe.“ 

16—19. Dec. Beſuch des Königs von Sachſen und des Kronprinzen in 
Berlin, 

„ Dec. (Hannover). Eine kgl. Cabinetsordre löst das bisherige han⸗ 
nover'ſche Minfterium des k. Haufes auf. 

417. „ Abg.Haus: Die fogenannte Annerionscommillion beräth über den 
Vertrag mit dem Großherzog von Oldenburg vom 27. October. 
Bismard erflärt ihr, daß bie Regierung auf unveränderte Annahme 
um fo mehr beftehen müſſe, als der DVertrag über die Abtretung 
des Amts Ahrensböck bereits vollzogen und die dortige Bevölkerung 
ſchon oldenburgifch geworben fei. Die Commiſſion verfteht ſich da⸗ 

zu mit 13 gegen 7 Stimmen. 

418. „ Das Abg.Haus nimmt das Budget für 1867 in befinitiver Ab: 
flimmung faft einftimmig an.» Graf Bismard erflärt, obwohl das 
beſchloſſene Budget wefentliche Negierungsforderungen zurüdweife, fo 
werde die Regierung es verſuchen, damit durchzukommen, wm ihre 
Achtung vor dem Budgetrecht des Haufes zu bethätigen. 

v» » (Sadfen) I. Kammer: Debatte über das neue Militärgefeb. 
Der Bericht ber Deputation fpricht den beitimmten Wunſch auf 
Einführung der zweijährigen Dienftzeit aus. Auf den Antrag bes 
Abg. Riedel wird einftimmig beſchloſſen, die Regierung aufzuforbern, 
mit allen Mitteln dahin zu wirken, baß in ber Kriegsverfaſſung 
bes norbbeutfchen Bundes nicht bie breis, ſondern nur die ziweijährige 
. Dienftzeit als Regel angenommen werbe. Die Vertreter ber Regie 
rung erklären, daß es ihr „nach Lage ber Verhältniffe" unmöglich 
fei, darauf einzugehen. 
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18. Dec. (Medlenburg). Landtag: Alle irgendwie im Sinne einigen 
Fortſchritts gemachten Vorlagen der Regierung ftoßen auf unüber- 
fteiglihen MWiderftand. Ein Ausgleih in der Erbpädterfrage wirb 
mit 40 gegen 30 Stimmen verworfen. 

19. „ Das Herrenhaus weicht dem Drud ber Regierung unb nimmt 
bie (früher abgelehnte) Aufhebung der Wuchergefege mit 59 gegen 
48 Stimmen nunmehr an. 

20. „ Abg.-⸗Haus: Debatte über die Cinverleibung von Schleswig: 
Holftein. Rebe Bismards über das Verhältniß zu Frankreich. Bei 
der Abftimmung erflärt ſich nur eine geringe Oppofition (alle 
Polen, ein Theil der Katholiken und einige Mitglieder der Linken) 
Dagegen. 

”„» » (Hannover). Eine Befanntmahung des eneralgouverneurs 

verlängert die Frift für die Entſcheidung der Offiziere der ehemali- 

gen hannover'ſchen Armee vom 1. bis zum 15. San. 1867. 

„» (Sadfen) Die I Kammer tritt dem Beichluffe ber IL. Kam⸗ 
mer bez. Verfaflungsrevifion und Wahlgeſetz mit 28 gegen 10 Stim⸗ 
men bei, 

21. „ Das Abg.Haus genehmigt die Vorlage der Regierung bez. Ab: 
änderung bes Art. 96 ber Verfaffung und Vermehrung ber Zahl 
der Abgeordneten um 80 für die erft annectirten Landestheile. 

„ (Medlenburg). Landtag: Der Antrag der Commiffion, bie 
von der Regierung geforderte Landeshülfe für den Bau ber Neuftabt- 
Greifswalder Eifenbahn abzulehnen, wird mit 73 Stimmen gegen 
22 verworfen und bie Landeshülfe bewilligt. 

„ Das Herrenhaus genehmigt das Budget für 1867, wie es aus 
ben Beihlüffen bes Abg.-Haufes hervorgegangen ift. ine von 
den Ultras (v. Kleiſt-Retzow u. { m.) verjuchte Refolution bagegen 
fcheitert an ben fehr bejtimmten Neußerungen der Minifter v. d. Heydt 
und Bismard. 

v» » (Hamburg) Der Senat läßt feinen bisherigen Widerſtand 
bez. der Diätenfrage im Parlamentswahlgefeß auf einen Wint von 
Berlin hin fallen. 

23. „ Die Bevollmächtigten der Regierungen bes norbdeutfhen Bundes 
vertagen ihre Situngen bis nad) Neujahr, ohne daß bis jebt irgend 
welche Beichlüffe gefaßt worden wären. 

24. „ Der König unterzeichnet die Dotationen an bie vom Abg.Hauſe 

bezeichneten Staatsmänner und Generale und das Geſetz bez. Ein: 
verleibung von Schleswig-Holſtein. 

n Die Deutichen ber Provinz Pofen vereinigen fich gegenüber ben 

Anftrengungen der Polen zu einem gemeinfamen Wahlaufruf ohne 
Unterfchieb der Parteien. 

26. » (Hannover). Eine nah Wien zu König Georg gegangene Df- 
fiziersdeputation kehrt nad) Hannover zurüd: König Georg hat nach: 
gegeben und bevollmächtigt den General v. Arentsjchilb, allen Offi⸗ 


22. 
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zieren, Unteroffigieren und Soldaten, welche ihre Entlaffung wün- 
hen, biejelbe in feinem Namen zu ertheilen. Diejenigen, welde 
bereit8 in bie preußiſche Armee eingetreten find, werben ihren Ab⸗ 
ſchied ohne Weiteres zugeſchickt erhalten. 

28. Dec. (Lüb eck). Die Kaufmannfchaft befchließt mit 125 gegen 109 
Stimmen die Zuläfligleit eines Antrags für Eintritt in ben Zoll 
verein. 

30. » (Frankfurt). Durd eine kgl. Verorbnung werben dem jogen. 
Hier Colleg alle Befugniffe ber gefeßgebenden Verſammlung beige: 
legt, um bis zum Erlaß einer befinitiven Gemeindeordnung bie 
communalen Angelegenheiten mit bem Senat allein zu orbnen. 


IV. 


Die fühdentihe Stantengruppe 


(feit dem Ende des Bundestags) 
24. Auguft. 


27. Aug. (Bayern). AZufammentritt bes Landtags. Die Regierung 


28. 


29. 


legt demfelben den Friebensvertrag mit Preußen und eine Crebit- 
forderung von 30 Mil. Gulden vor. Rebe v. d. Pfordtens zu 
Begründung der Vorlagen in ber IL. Kammer. 


» (Bayern). II Kammer: Die vereinigte Linke (42 Mitglieder) 


beihließt, ihr bisheriges Programm in Beziehung auf die beutfche 
Trage folgendermaßen zu ergänzen: 

„i) Wir verwerfen die Zerreißung Deutſchlands nad Nord und Süd 
und bie Bildung bes fübmeltdeutjchen Bundes. Wir erftreben ein unter Par⸗ 
Iament und einheitlicher Gentralgemwalt geeinigtes Vaterland mit Autonomie feiner 
Glieder in ihren bejonderen Angelegenheiten und mit geficherten Freiheiten 
bes Volkes. 2) Um einen Anbaltspunft zur Erreihung dieſes Zieles zu 
— werden wir uns, wenn auch die Geſetze und Einrichtungen des im 

orden Deutſchlands in ber Gründung begriffenen Bundes ſich anfänglich 
noch als mangelhaft darſtellen und ihre Verbeſſerung erſt erkämpft werden 
muß, dadurch nicht abhalten laſſen, ſobald der Eintritt der Südſtaaten in dieſen 
Bund überhaupt möglich fein wird, auf den Eintritt Bayerns zu dringen. 
3) So lange eine organifche politifche Verbindung des Südens mit dem 
Norden nicht erreicht ift, erachten wir bie Herftellung eines engen Bünbnifjes 
mit Preußen für bie dringendfte Aufgabe ber bayeriſchen Politif und ver- 
langen bie Erhaltung bes Zollvereins unter Unigeflaltung feiner Verjaſſung 
mit Gewährjchaften für die Stätigfeit und Entwidelung feiner Einrichtungen. 
4) Ungefchmälerte Erhaltung bes beutichen Gebietes und Abwehr aller Ein= 
mifchung des Auslandes ift Pflicht bes bayerilchen wie jedes beutichen Staates. 
Sollte eine auswärtige Macht beutfches Gebiet bedrohen, fo verlangen wir 
fofortigen Anſchluß an bie norddeutſche Kriegsmacht behufs gemeinjchaftlicher 
Bertheibigung unter preußifcher Yührung.“ 
» (Bayern). Die IL Kammer nimmt den Friedensvertrag mit 
Preußen einftimmig an. Referat des Reichsraths v. Harleß. 
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30. Aug. (Bayern). Die II Kammer genehmigt ben Friedensvertrag 
mit Preußen mit allen gegen 1 Stimme (des ultramontanen bg. 
Ruland). Zum Gefehentwurf die Dedung ber an die Krone Preußen 
zu leiftenden Kriegskoſten-⸗Entſchädigung betr. ftellen befonbere An- 
träge: | 

Hohenabel und Eonf. (Centrum): „Wenn auch die Unflarheit über 
bie Geftaltung bes beabfichtigten norbbeutichen Bundes einen Eintritt Bayerns 
in benjelben ohne Gefahr für beifen verfaflungsmäßige Freiheit nicht wün⸗ 
ſchenswerth erfcheinen läßt, gleihwohl bahin wirfen zu wollen, baß durch 
einen engen Anſchluß an Preußen ber Weg betreten werde, welcher zur Zeit 

- allein dem angefirebten Endziele entgegenführen Tann: Deutichland unter 
Mitwirfung eines freigewählten Parlaments zu einigen, die nationalen In⸗ 
terefien wirffam zu wahren und etwaige Angriffe bes Auslandes erfolgreich 
abzuwehren.” 

Völk und Eon. (Linke): „Se. Majeftät wolle auf jeden Verſuch ber 
Bildung eines ſüdweſtdeutſchen Bundes verzichten, dagegen eine organijche 
politifche Verbindung des Südens und des Nordens mit einheitlicher Cen⸗ 
tralgewalt und gemeinfamem Parlamente zum Zielpunft ber bayeriiden Po: 
litik machen, bis zur Erreichung biejes Ziele8 aber ein enges Bündniß mit 
Preußen abfchließen und für Erhaltung des Zollvereind mit der erſorderlichen 
Reform feiner Verfaffung wirken laſſen.“ 

Um eine Verfländigung zwifchen ben Antragftellen beider Anträge herbeis 
zuführen, ba biefelben in ber Hauptfache doch übereinfiimmen, beantragt 
Abg. M. Barth (Linfe): es wolle von dem Antrage Hohenadel’s der erite 
Abſatz wegbleiben und ber Antrag bann lauıen: „Se. Maj. ber König wolle 
geruhen, dahin wirken zu laffen, daß durch einen engen Unſchluß an Preußen 
der Weg betreten werbe, welcher zur Zeit allein dem angeſtrebten Enödziele 
entgegenführen Kann: Deutſchland unter Mitwirkung eines freigewählten Bar: 
laments zu einigen, bie nationalen Intereſſen wirkſam zu wahren und etwaige 
Angriffe des Auslandes erfolgreich abzumehren. 


Rede v. d. Pfordtens gegen die Bildung eines ſüddeutſchen 
Bundes. Die Kammer genehmigt die Vorlage wiederum mit Ken 
gegen bie 4 Stimme bes bg. Ruland und erhebt ben Antrag 
Barth mit dem Amendement des Abg. Weis, nah dem Worte 
„freigewählten“ einzufchalten „und mit den erforderlichen Befugniſſen 
ausgeftatteten”, gegen 11 Stimmen zum Beſchluß. Yerner wird 
mit allen gegen 5 Stimmen auf den Antrag von Völk und Con. 
bez. ber inneren Fragen beſchloſſen. 

„Se. Maj. ber König wolle bem bayeriihen Volfe den gebotenen ort: 
fhritt in ber Entwicklung ber inneren ftaatlihen Einrichtungen, namentlich 
die Reform ber Heeresverfaflung, eine gejetliche Megelung des Schulwejens 
auf freifinniger Grundlage, fowie Sicherung voller Gemwifjersfreiheit gemähren 
und die ungeläumte Vorlage der Entwürfe zu ben focialen Gejegen anordnen.” 

31, „ (Bayern). I Kammer: Debatte über bie Dedung ber Kriege: 
foftenentihäbigung an Preußen. Der Ausihuß der Kammer be: 
antragt, bie bez. der deutſchen Frage daran gefnüpften Rejolutionen 
der II. Kammer abzulehnen und dagegen zu bejdließen: 

„Bir wünſchen, daß Se. Maj. ber König im Fall eines Angriffs bes 
Auslands auf beutjches Gebiet mit allen Kräften des Volks und bes Heers 
biefem Angriff entgegentreten werbe.“ 


Rede des Fürften Hohenlohe für die Reſolutionen ber IL. Kammer, 
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Bei der Abſtimmung werden dieſelben mit 30 gegen 4 Stimmen 
(Fürſt Hohenlohe, Graf Fugger-Babenhauſen, Graf Pappenheim und 
Fürſt v. Oettingen-Wallerſtein) abgelehnt und mit 21 gegen 13 
Stimmen dem Antrage des Ausjhuffes zugeftimmt. Dagegen wirb 
ber Rejolution ber II. Kammer bez. der inneren Reformen mit 
Mehrheit zugeflimmt (dagegen ſtimmen fämmtlide in der Kammer 
ſitzende kath. Prälaten). 

II. Kammer: Der Beitritt zu dem Beſchluſſe der J. Kammer 
(bez. des Verhältniſſes zu Preußen oder vielmehr bez. eines Angriffes 
des Auslandes auf deutſches Gebiet) wird einſtimmig abgelehnt. 

Vertagung der Kammern. 


2. Sept. (Bayern) Auflöſung ber mobilen Armee; Abſchieds⸗ 
proclamation des Prinzen Karl. 
3. u (Heſſen). Friedensvertrag mit Preußen. (ſ. Anhang.) 
6. „ (Bayern) Die Organifation der Landwehr in den Land⸗ 
gemeinden wird ſiſtirt. 
47. „ (Heſſen). Rückkehr des Großherzogs. Proclamation deſſelben 
„an ſein treues Volk“: 
„... Wir haben nicht bloß bie Wunden zu heilen, welde ber Krieg unſerem 
Hefjen geichlagen bat, wir haben auch mit der Neugeftaltung unferes 
gemeinfamen beutfhen Baterlandes in einer die gerechten 
nationalen Anfprüche befriedigenden Weile zu beginnen. Der alte 
Rechtsboden, auf dem wir hätten fortbauen können, iſt zuſammengebrochen. 
Mir müffen nun die Vervollkommnung bed turd die Macht der Thatſachen 
gefchaffenen neuen Rechtszuſtandes zum Gegenflande unjerer Sorge maden. 
Mein eifriger Wunſch war, den Bund, welder dbermalen ben 
Norden Deutſchlands umfaßt, auf bas ganze große Pater: 
land ausgedehnt zu ſehen. Nüdfichten, deren Bejeitigung nicht in 
meiner Macht liegt, fanden bis jegt ber Erfüllung meines Wunſches ent⸗ 
gegen. Aber wie ich ſtets feit meinem Regierungsantritte neben dem Wohle 
meines befjiihen Landes das Glück und die Größe des gemeinfamen beutfchen 
Baterlandes und die Kräftigung bes baffelbe umſchlingenden Bandes ans 
geftrebt babe, fo werde ih auch für die Zukunft dieſes Ziel nicht aus dem 
Auge verlieren. Ich rechne dabei auf das Vertrauen und die Unterflüßung 
meines guten und bewährten Volkes.“ 


19. „ (Heffen). Der Großherzog ertheilt eine Amneftie für die im 
Jahr 1849 verübten politiihen Vergehen und Verbreden. 


25. „ (Württemberg) Zufammentritt bes Landtags: Eröffnungsrebe 
bes Minifters des Innern v. Geßler: Ä 
„Bor wenigen Monaten wurden Sie berufen, um bie Mittel zu einem 
Kriege zu bewilligen, ben die Regierung wie Gie für Deutfchlande Sache 
führen zu follen glaubte, Die Sache, für welche wir eingetreten, ift unters 
legen. In drangvoller Lage bat die Regierung Waffenſtillſtand und Frieden 
geichloffen und zum Theil vollzogen; fie ift ſich ihrer verfaflungsmäßigen 
Verantwortlichfeit Ihnen gegenüber bewußt und wirb Ahnen bem ent« 
ſprechende Vorlage machen. Nah ber Erledigung biejer Fragen werben Sie 
bemnädhft ſich mit ber Organifation zu beichäftigen haben. Sn ber Recht s⸗ 
pflege wie in ber Verwaltung gilt es, ben Grundſatz ber Deffentlichfeit und 
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Munblichkeit wie ber Thellnahme bes Volks zur Durchführung zu bringen. 
Der Natur der Sache entiprechenb ift zuerfi bie Organifation ber Rechtspflege 
und bie Regelung ihres Verfahrens in Angriff zu nehmen. Ginzelne ihrer 
Beflimmungen find bebingenb für ben Gebietsumtang wie für das Verfahren 
im übrigen Staatsleben. An fie bat fi daher die Organijation ber 
Berwaltung, vor Allem bie bes Departements bes Innern anzujclichen. 
Die Grumbzüge ber lektern werben ben Ausgangspunkt für die Reform 
ber Verfaſſung wie der materiellen Geſetzgebung zu bilden haben, für 
welche beibe eine burdgreifendbe Reiorm als ein Bebürfniß zu erkennen ift. 
Tas nähere Eintreten auf bie für bie Durchführung biefer Reiorm im Einzelnen 
erforberlich werbenben (Hefebe wirb daher burd ben Gang unb bie Entwickelung 
biejer Borarbeit, neben welcher. ben Beiimmungen ber Berfaffung entiprechend, 
ber Finanzhaushalt zu regeln it, bedingt fein. Die Regierung erkennt es 
aber als ihre Pflicht, bie biefür erforderlichen Arbeiten an ihrem Theil fo 
ſehr zu fördern, als dieß der Umfang der Aufgabe, der Gang Ihrer Arbeiten 
und die äußeren Berhältniffe geſtatten; fie wird beftrebt fein, bie dringendſten 
biefer Geſetze, insbefondere binfichtlih der Revifion ber Verfajiung, noch auf 
biefem Landtag zur Verabſchiedung zu bringen.“ 

26. Sept. (Württemberg). II. Kammer: Präfident Weber ermahnt in 
feiner Antrittsrebe, bei der Neugeitaltung der beutihen Verhältniffe 
bie Gefühlspolitik wegzulafien und vielmehr ben Thatfachen Rechnung 
zu tragen. Mehrere Abgg. proteftiren fofort bagegen, baß bie Anficht 
bes Präfidenten auch diejenige der Mehrheit der Staınmer fe. Die 
Regierung legt den Friedensvertrag mit Preußen vor und verlangt 
bie Verwilligung ber an Preußen zu leiftenden SKriegsconiribution. 

In bem erläuternden Vortrage bazu gibt die Regierung folgende 
Tarlegung ber Waffenftillftandsunterhandlungen mit Preußen: „Tem vom 
2. Auguft einſchließlich laufenden Waffenſtillſtande, welcher zwiſchen Defterreich 
und Preußen auf den Grund von Friedenspräliminarien abgeichloffen wurde, 
ging eine zehntägige, von Franfreih vermittelte Waflenruße voran, eine 
Waffenruhe zunähft auf fünf Tage aßgeihloffen und dann um fünf Tage 
verlängert, Der Schwerpunkt ber bezüglidden Berhandlungen lag in bem 
preußiichen, gegen alle Nichtberufene ftrenge abgefchloffenen Hauptquartier, ein 
Umftand, welcher den geheimen Gang ber Verhandlungen und die Thbatſache 
erflärt, daß Feiner ber vom 18. bi 22. Juli in Münden verfammelten Mis 
nifter ber ſüddeutſchen Staaten von dem Stanbe ber Tinge unterrichtet war. 
Am 22. Juli, unmittelbar nad Abſchluß der Waffenrube, erhielt ber württems 
bergifche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten aus Wien die telegrapbifche 
Nachricht, daß dieſe Maffenruhe auf die ſüddeutſche Bundesarmee fih nicht 
beziehe. Ta an bie fünftägige Waffenrube ſich der Waffenftillitand anknüpfen 
folte und man nad bem Wejen bes Bunbesverhältnifies zu Defterreidh, fowie 
nad vieljah gemachten Zuſagen berechtigt war, anzunehmen, daß der Waffen⸗ 
ſtillſtand auch für die Yundesgenoffen Oeſterreichs gelten würbe, fo hatte 
jene Ausfchließung von der fünftägigen Waffenruhe, fo überraichend- fie fein 
mußte, feine großen Bebenten für Württemberg, infofern nad ber militä- 
riſchen Lage eine feindliche Occupation württembergifcher Landestheile inner⸗ 
halb fünf Tagen nicht denkbar war. Als aber am Tage bes Ablaufs ber 
erften fünftägigen Waffenrube an ben königl. Minifter bes Aeußern die tele 
graphifche Nachricht gelangte, daß bie Walfenruße um fünf Tage verlängert 
und wieber nicht auf das achte Armeecorps ausgebehnt worben fei, reiste berfelbe 
fofort nad Wien ab, um an Ort und Stelle bie gefährbeten Intereſſen 
Württembergs felbft zu vertreten. Vergeblich hatte berfelbe eine förmliche 
Einladung zu ben — früher zu erlangen geſucht. In Wien 
angelangt, überzeugte fich ber Minifter, daß in Nidolsburg allein bie Ents 
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fcheibungen fielen, unb reiste deßhalb mit St. königl. Hoheit dem Prinzen 
Friedrich fofort babin, beifen hohe Perfon die Reife durch bie militärifchen 
Linien leichter ermöglichte. Indeſſen Hatte ber k. bayer. Minifter des Aus: 
wärtigen, Schr. v. d. Pfordten, bafelbit zwar einen Waffenftillitand für 
Bayern auf ber Bafis bes uti possidetis abgeſchloſſen und mit anerkennens⸗ 
wertber Bunbestreue ben Regierungen bes 8. Armeecorps: einen folden auf 
gleicher Baſis gefihert; allein bie Ausdehnung der Waffenrube hatte er fo 
wenig für Bayern, als bie Länder des 8. Urmeecorps erreichen fönnen. Unter 
folhen Umftänden war es dringend geboten, baß ber Waffenitillitand vom 
2. Auguft an für Württemberg abgefchlojfen werde, und da deſſen Abſchluß 
bem preuß. Obercommandanten der Dlainarmee zugemwiefen war, fo reiste 
ber f. Minifter nad einer längern Beiprehung mit dem Grafen v. Bismard 
nah Würzburg zu dem Awede, um den Waffenitillftand mit dem General 
v. Manteuffel abzuſchließen. Vergegenwärtigt man ſich, daß die preußifche 
Mainarmee in jener Zeit nicht mehr fehr entfernt von ber Grenze Württem⸗ 
bergs ftand, und baß fie während ber Waffenftillftandsverbandlungen unſere 
Grenze bereits überjchritten hatte, fo wird es wohl von felbft Klar, daß der 
württemb. Regierung durdy die Snterefjen des Landes geboten war, ben 
Maffenitillftand auf ihre Verantwortung ohne jtänbifche Zuftimmung definitiv 
abzuihließen. Bon preuß. Seite wurde nur eine dreiwöhige Dauer des 
Maffenftillftandes, v. 2. Aug. an gerechnet, eingeräumt, während der Waffen: 
‘ ftillftand mit Defterreih 4 Wochen dauern ſollte. Dieſe Beitimmung hatte 
die Bedeutung, daß bie ſüddeutſchen Staaten, falls der Frieden mit Oeſter⸗ 
reich nicht zu Stande füme, ber preuß. Heeresmacht allein gegenüberfünden, 
und daraus erklärt fi) das Gewicht, welches die preuß. Unterhändler auf eine 
möglichſt ſüdlich gerüdte Demarcationslinie legten.” 


Sept. (Württemberg). TI. Kammer: Wahl ber X Ver Adreß— 
commifjion. Niederlage der preußenfreundlichen Partei. 

»„ (Bayern). Eine kgl. Verordnung ſetzt die Landwehr in ben 
Landgemeinden befinitiv wieder in die „ruhende Activität“. 


» Bayern). Die Regierung erläßt eine neue Verordnung über 
die Bildung der Schullehrer, durch welche biefelbe gehoben und bie 
Mängel der bisherigen Cinrichtungen befeitigt werben follen, ohne 
jedoch das bisherige Verhältnig der Schule und der Schullehrer zur 
Kirche anzutaften. 


6. Oct. (Heſſen). Eine allerhöchfte Entſchließung des Großherzogs 


— 


ſetzt die „vorläufige Uebereinkunft zwiſchen der großherzogl. Regierung 
und dem Biſchof von Mainz in Betreff der Regelung der Verhält— 
niffe des Staats zur katholiſchen Kirche von 1854” mit Zuftimmung 
bes Biſchofs von Mainz außer Wirkſamkeit. Bis zum Zuftande: 
fommen eines Geſetzes über dieſen Gegenftand foll nad) ben Grund: 
fäßen verfahren werben, auf welchen ber ben Ständen im Jahre 
1862 vorgelegte Geſetzentwurf „bie rechtliche Stellung der Kir- 
hen und kirchlichen Dereine im Gtaate betr.” beruht, infoweit 
diefe Grundſätze durch übereinftimmende Befchlüffe der beiden Stände: 
fammern Anerfennung gefunden haben. 

„ (Hellen). Ein großherzogl. Edict verfügt die Auflöfung ber 
bisherigen Stänbeverfammlung, in welcher ber Regierung in ber 
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H, Kammer eine compacte Oppofitionsmehrheit enigegenflanb und 
ordnet Neumahlen an. 

9. Det. (Baden). Wieberzufanmentritt bes Landtages. II. Kammer: 
Minifter v. Freydorf legt ben Friebensvertrag mit Preußen vor. 
[Bitterer Ausfall gegen Oefterreih und Bayern wegen einfeitigen 
Waffenruben und Waffenftilftänden und gegen Bayern insbejonbere 
wegen der verheimlidten und wahrſcheinlich in Artikel 7 gegen 
Baden gerichteten Convention mit Oeſterrrich vom 14. Juni: „ber 
Himmel, der ſchon viele Kluge Berechnungen zu nichte gemacht, hat 
gewollt, daß nicht unfere Verbündeten, ſondern unfere Gegner fieg- 
ien, unb weder Defterreih noch Bayern bie Macht behielt, den 
Art. 7 zur Geltung zu bringen“. Miniſter Jolly legt einen Ge: 
jeßesentiwurf über die Ausgleihung ber Kriegslaften vor unb ver: 
langt einen Steuerzuſchlag für 1867 und einen Grebit von 
1,066,000 fl. für Hinterladungsgewehre [Erflärung über die Stel 
lung ber jetigen Verwaltung zur frühern; ber Perſonenwechſel bes 
beute nicht einen Wechjel ber innern Politil. Die jetzige Regierung 
fet mit den von ber frühern an die Stände gemachten Vorlagen 
im weſentlichen einverftanden; fie glaube aber, daß jeßt nicht ber 
rechte Zeitpunkt fei zur Berathung fo tief ins ſtaatliche Leben ein- 
greifender Gefche; fie wünſche darum beren Vertagung bis zum 
nächſten Lanbtag.] 


10—13. Oct. (Württemberg). IL Kammer: Die Abdreßcommiſſion 
trägt auf Genehmigung bes Friedensvertrages mit Preußen an und 
legt den Entwurf einer Adreſſe an den König vor. 

Rede bes Minifters des Auswärtigen v. Barnbüler: „... Ih mußte 
mir nad der Schlaht von Königgräß fagen, baß bie Sache eine ſchlechte 
Wendung nehmen, und daB es ſehr bald zu einem Friedensſchluß kommen 
fönne, und ich babe deßhalb ſchon am 5. Juli und wiederum am 10. Juli 
nach Paris, und habe vom 9. Juli an fortlaufend nah Wien gefchrieben, 
daß unfere Regierung erwarte, daß fie zu etwaigen Friedens: und Waffen: 
ftilftandsverhandlungen zugezogen werde. Ter fatale Umftand, daß wir 
von biefen Verhandlungen ausgefchloffen worden find, Tann alſo nicht mir 
zugeichrieben werden. Wir haben uns num gefragt, ob wir nicht darauf 

“ hin von dem Bündniß mit Oeſterreich zurüdtreten follten, wir haben bieß 
aber für ein Unrecht gehalten, aber auch für eine Unflugbeit, infofern als 
damals der Kampf vor Wien noch bevorftand, welcher möglicheriweije günſtig 
hätte ausfallen Fönnen: in diefem Fall aber hätten wir die Nachtheile von 
beiden Seiten gehabt... .* 

Der riedensvertrag wird von ber Kammer mit 86 gegen 
1 Stimme (Hopf) genehmigt. Adreßdebatte: 

Abreßentwurf der XVer Comiſſion: „Ew. f. Maj. haben bie 
Stände bes Landes zu berufen gerubt, nachdem feit ihrer legten Verſamm⸗ 
lung bie jchweriten Ereignifje über Deutfchland hereingebrochen find. Ein 
furzer aber blutiger Krieg hat zur Auflöfung bes deutfchen Bundes, zum Aus⸗ 
ſchluſſe Deiterreihe aus der Verbindung mit dem übrigen Deutichland, zur 
Bergrößerung Preußens geführt, und mit der Gründung eines norbdeutichen 
Bundes follen bie fühweftlichen Staaten Deutſchlands fi felbft überlafien 
werben. Wenn auch die Rede, mit welder im Namen Ew. k. Maj. bie 
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Situngen ber Stände eröffnet wurben, Teine Anſicht über bie allgemeine 
Lage kundgibt, in welche wir durch die Vorgänge ber legten Monate verfekt 
find, fo hält fih doch die Kammer der Abg. für verpflichtet, bierüber ſich 
auszufprechen. Eurer E. Maj. Regierung felbft wird der Anjicht der Landes⸗ 
vertretung nicht entbehren wollen, das Volk aber kann von der Kammer er: 
warten, daß diefe die Grundſätze offen barlege, welche fie in ſolchen Zeiten 
ber Umwälzung bes Bejtehenden leiten werden. So möge benn vor Allem 
rüdgaltlos von uns ausgefprochen fein, daß ber Wechſel der Ereigniſſe bie 
Meberzeugung von Recht und Unrecht, wie wir fie vor Beginn bes Krieges 
gehegt, nicht ändern kann. Und wenn bie friegerijchen Eriolge die Erreihung 
bes von uns bisher eritrebten Zieles ſelbſt als unmöglich darſtellen jolten, 
fo muß uns body unverwehrt fein, daran zu erinnern, daß die Einigung bes 
ganzen Deutſchlands feit einem halben Jahrhundert der Wahlſpruch deuticher 
Batrioten war und daß die höchſten been einer Nation barum noch wicht unters 
geben, weil ihnen in einem bejtimmten Momente bie Verwirklichung. verfagt zu 
fein fcheint. Aber wir fteben als bie Befiegten unter der Macht ber Thatjachen, 
und bie Pflicht fordert von ung, auf dem gegebenen Boden für das Beſte 
bes Volkes zu forgen. Wir müffen e8 hinnehmen, daß mit ber gegenwärtis 
gen Geftaltung Deutichlands ber Schu des einzelnen Staates gegen außen 
eine unverkennbare Einbuße erlitten bat; hoffen wir, daß dennoch jeder An 
griff auf beutfches Gebiet die Nation zur einmüthigen Abwehr bereit finden 
werde. Dem norbdeutfhen Bunde uns anzujchließen, wären wir nicht im 
Stande, jelbft wenn wir es wollten, weil Preußen fih nicht in der Lage be⸗ 
findet, e8 zu geftatten. Für uns fällt mit demfelben Gewichte, wie bie Ver: 
bindung Deutichlands zur mächtigen Einheit gegen außen, die Freiheit des 
Bolfes in die Wagfchale; wir find ihm ſchuldig, nach Kräften bie Rechte zu 
fihern, die fhon bieher des Schußes der Verfafjung genofjen und ungehemmt 
ihrer weitern Ausbildung entgegengeführt werden Fünnen. Darum fann nur 
auf einer Grundlage, welche bie bereihtigte Selbtbeftiimmung des Einzeln⸗ 
ftantes mit der nothwendigen Einheit bes Geſammtſtaates verjühnt und bie 
freie Entwidlung des conititutionelen Lebens gewährleiftet, eine Verbindung 
von Nord: und Süddeutſchland im befriedigender Weife hergeftellt werben *). 
Mir fuchen vergeblich auf ber Seite jenes Bundes nad) ben Garantien, welde 
unfer Recht zu ſchützen und ben Fortſchritt auf der Bahn ber Freiheit zu 
fihern geeignet wären. Wir können es daher auch für jet nicht als unjere 
Aufgabe betrachten, den Anſchluß an ben norbdeutichen Bund zu erjireben. 
Tern von jeder Teindjeligfeit von Preußen und obwohl wir bie Trennung 
bes deutſchen Südens und Nordens für bie Dauer durchaus verwerfen, könn⸗ 
ten wir es bei den nach jeder Richtung unfertigen Verhältniffen nur als 
einen Fehler der ſüddeutſchen Staaten erfennen, wenn fie in Haftiger Flucht 
vor der drohenden Iſolirung eine Stellung zu dem Norden Thon jegt neh⸗ 
men wollten, deren Bedeutung ſich unter ben gegebenen Umftänden gar nicht 
beftimmen läßt. Die augenblidliche Lage der füdlihen Staaten, welde wir 
allerdings als eine haltbare nicht anzufehen vermögen, ließe fi) durch ihre 
engere Verbindung unter einander mit gemeinfamer parlamentarifcher Vers 
tretung geftalten. Sollte diefer Bund zur Zeit auf unüberwinbliche Hinbers 
nifje ftoßen, fo ift boch die Einigung jener Staaten über bie wichtigfte Angelegen: 
heit des Schußes nad) außen und daher insbejondere über bie Kriegsverfafjung 





*) Deffner und Mohl möchten biefen letztern Sa nicht allgemein ausſprechen, 


weil dur bie von Preußen ausgegangene Zerreißung Deutſchlands der 
Südwelten feinen nothwendigen Rückhalt an Defterreich verloren und daher 
eintretenden Falls zu erwägen habe, ob er in ber Lage fei, bie Integrität 
anderer beuticher Staaten mit Erfolg und ohne feinen eigenen Ruin vertheis 
digen zu können. 
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fo ſehr durch bie Natur ber Sache geboten, daß Taum einer berfelben fi 
bagegen zu fträuben gemeint fein bürfte. — Sobann ift e8 ber raſche Ausbau 
der innern Einrichtungen, welchen die gegenwärtige Lage gebieteriich fordert. 
Bir glauben une in voller Ucbereinflimmung mit Ew. k. Maj. zu befinden, 
wenn wir davon ausgehen, daB nur ein in jeinen beredhtigten Wünichen bes 
friedigtes Volk, deffen Kräfte durch eine zweckmäßige Organijation gelammelt 
und nutbar gemacht werden, ben kommenden Ereigniffen mit der Beruhigun 
welche bei den zerrütteten Verhältniffen Deutfchlands überhaupt möglich ik 
entgegengeführt werben fönne Wir erlauben uns daher wiederholt, um bie 
möglichſte Beförderung ber Vorlagen über die Aenberungen in ber Organis 
fation ber Verwaltung und über die Neiorın ber Berfafjung in Unterthänigs 
feit zu bitten. Die Aenvderung ber Verfaſſung insbelondere erfcheint in mans 
Gen Theilen als eine der bringenbiten Autgaben, in andern als bie zuver⸗ 
läſſigſte Maßnahme, um das Vertrauen zwiſchen Volk und Regierung zu 
befeitigen. ine nicht minder dringende Forderung bes Volle gebt auf bie 
Ambderung unferer Kriegeverfaffung. Es bedarf Heute Feiner Recht ſertigung 
mehr, bas unter Beſeitigung bes Looſes und ber Stellvertretung”) bie ganze 
Wehrkrait des Volkes zur Entwidlung zu bringen ill. Aber es gilt micht 
bloß eine Nachahmung anderwärts beftehender Ginrichtungen, welche das 
Bolt mit unerträglihen Laften bedrohen würben, vielmehr ifi die allgemeine 
Wehrpflicht mit ben Anforderangen bes bürgerlichen Yebens und ber Steuer: 
Traft bes Landes in das richtige Verhältniß zu fegen. Diele Aufgabe, fo 
ſchwer fie erjcheint, ift nicht unlösbar, und fie mug in der nächſten Zeit ibre 
2öfung finden, wenn ben Fleineren Staaten überhaupt noch eine Bedeutung 
zufommen fol. Wir glauben aud in biefer Hinficht einer baldigen Vorlage 
uns erfreuen zu dürfen. Möge die Vorſehung bie Entichließungen Ew. tgl. 
Fee daß fie zum Wohle bes engern, wie bes weitern Vaterlands 
gedeihen. 

Nah dem Bericht ber Abreßcommiſſion hat in einer Commiffionss 
ſitzung der Minifter des Aeußern über bie gegenwärtige Stellung ber vier 
ſüdweſtdeutſchen Staaten zu einander bie Erklärung gegeben, daß - eins 
leitende Schritte gefchehen feien, um bie frage ber Bildung eines fübbeut- 
Ihen Bunbes zur Verhandlung zu bringen, baß aber eingehende Berathuns 
ge barüber fchon der Kürze ber Zeit wegen noch nidt hätten flattfinden 

nnen. 

Gegenentwurf ber preußenfreundbliden Fraction Hölber 
und Gen.: „Ter deutſche Bund ift aufgelöst, Oeſterreich hat auf bie Betheis 
ligung an der Neugeftaltung Deutſchlands verzichtet, Preußen hat fich vers 
größert und Deutfchland nörblih vom Main unter feiner Führung vereinigt. 
Damit ift da8 Mebergewicht Preußens in Deutſchland entihieden, und zwar 
nicht etwa bloß vorübergehend, fondern nach unferer Ueberzeugung bleibend. 


ng 


) Deffner und Mohl glauben bem, was bie Adreffe in biefen Abſatz fagt, zu 
Vermeidung jebes Mißverſtändniſſes über ihre Anficht beifügen zu dürfen, 
daß fie einen Bund ber ſüddeutſchen Staaten mit bem Norden nur dann als 
ber nothwendigſten Garantien theilhaitig zu erkennen vermöchten, wenn ein 
entfprechendes Gleichgewicht ber Macht⸗ und Stimmenverbältnifie zwiſchen 
bem Süben und bem Norden flattiände. Ta aber Preußen hierin weit 
überwiege, fo lange Defterreih aus Deutſchland ausgeſchioſſen bleibe, fo 
Tönnte ein Bunbesverhältnig mit Preußen infolange einen andern Charakter 
ald den eines über Vaſallen herrſchenden Staates tragen, — ein Verhält⸗ 
niß, welches weit ſchlimmer als ber jetzige Zuftand ber Sonberftellung 
* ſüdweſtlichen Deutſchlands und für die Dauer wahrhaft uneriräglich 

re. 
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Die find die thatfächlihen Verhältniſſe. Sie bilden ben gegebenen Boben, 
auf welchem wir für das Belte des Volks zu forgen haben. Diele Sachlage 
weist mit Nothwendigkeit auf das politifhe Ziel Hin, deſſen Erftrebung uns 
von der nationalen dee, wie von ben matericllen Intereſſen geboten wird. 
Es ift die Einigung des ganzen außeröfterreihiihen Deutichlands in einen 
Bundesitaat, in welchen die Gentralgewalt in die Hand des Oberhauptes des 
preußiſchen Staates gelegt iſt, bie Freiheitsrechte ber Nation durch ein mit 
ben eriorderlihen Befugniſſen ausgeftattetes Parlament gejichert find und bie 
berechtigte Selbitbeitiimmung des Kinzelnjtaats gewahrt iſt. Der fofortigen 
Erreichung diejes Ziels treten zwar noch Hinberniffe entgegen. Die preußijche 
Regierung bat den Eintritt ſüddeutſcher Staaten in ben norddeutjchen Bund 
zur Zeit abgelehnt. Auch ift der norddeutiche Bund erit in feiner Entwick⸗ 
lung begriffen und läßt bei feinen unfertigen Verhältniſſen noch nicht erkennen, 
ob die unveränderte Uebertragung jeiner Verfaſſung auf ben beutichen Bundes⸗ 
ftaat die erforderlihen Garantien für bie Freiheitsrechte des Volkes bieten 
würde. Wenn aber au die bundesflaatlihe Einigung des ganzen außer⸗ 
Öjterreichiichen Deutfchlands erft im fpäterer, hoffentlih nicht ferner Zeit zu 
erreichen lt, fo fteht doch nichts im Weg „ biejelbe fofort durch bie in den 
Triedensverträgen geiwährleijtete nationale Verbindung bes deutjchen Südens 
mit Norbdeutichland anzubahnen und fo weit möglich zu erfegen. Zu biefer 
nationalen Verbindung, deren Pflege im gemeinfamen Intereſſe beider Theile 
liegt, gehört auch die Sorge für Erhaltung des Zollvereins und für die Ent» 
wicklung feiner Verfajjung. Welches aber auch der Erfolg biefer Beitrebungen 
jein mag, eines ſteht in unferer Ucherzeugung feft: bie Verpflihtung aller 
beutfhen Staaten, gegen einen Angriff auf deutjches Gebiet zu einmüthiger 
Abwehr zufaınmenzuftehen. Gegen bie Gründung eines Bundes der ſüddeut⸗ 
jhen Staaten müfjen wir uns in gleiher Weife, wie jo viele Stimmen in 
ben Nachbarftaaten entjchieden ausſprechen. Er könnte, wenn er überhaupt 
ausführbar wäre, leicht zu einer bleibenden Sceidewand gegen ben deutichen 
Norden und zu einem Stüßpunft für das Ausland werben. Was endlich 
unfer Verhältniß zu Defterreich betrifft, jo erachten wir die Pflege enger 
internationaler Beziehungen mit dem Kaiferftaate, mit welchem wir durch fo 
viele Bande verfnüpit find, für dringend geboten. Sollte im Laufe der Zeit 
in Zolge weiterer politifcher Ereigniffe der Gintritt von Deutſch-Oeſterreich 
in den beutfchen Bundesftaat möglich werben, jo wäre bieß nur als ein 
Gewinn für die Nation anzujehen.“ 

Rebe des Minifters Varnbüler [erflärt, daß er in bie Berathung 
ber Adreſſe fo wenig als möglich eingreifen werbe, glaubt, daß bie 
Politik Württembergs zunächft eine zuwartende fein müſſe und hofft, 
daß der abgejchloflene Friedensvertrag nicht blos ein formeller jei, 
fondern auch Verſöhnung bringe, denn ohne Verſöhnung würde ber 
nationale Gedanke nicht zur DBerwirflihung kommen] Schließlich 
werben alle. Amenbementsanträge der preußenfreunblichen Partei mit 
64 gegen 21 und mit 61 gegen 24 Stimmen verworfen und ber 


Commifjionsentwurf mit 61 gegen 25 Stimmen genehmigt. 


41. Oct. (Bayern). Miopification des königl. Cabinets. Staatsrath 


12. 


Pfiftermeifter tritt als Chef desjelben auf den 1. Dec. aus und 
wird durch den gem. Minifter v. Neumayr erjebt. Auch die kgl. 
Gabinetsfecretäre Lug und Leinfelder werben entlaflen. Das Mini: 
ſterium entfcheidet fi gegen die Ernennung des Chefs des königl. 


. Kabinets zum Miniſter ohne Portefeuille, 


v» Bayern). Officielle Erwiberung ber „Bayer. Ztg.“ auf ben 


Siventfge SBtanieusruppe. 223 


Ausfall des badiſchen Miniſters Yreyborf gegen Bayern wegen 
feiner Convention mit Defterreih v. 14/30. Juni d. %. 


14. Det. Eine Anzahl der Fortirittspartei angehörige Lanbtagsabgeorbs 


16. 


17. 


18. 
19. 


20. 


22. 


nete aus Bayern, Württemberg, Heflen und Baben treten in Stutts 
gart zufammen, conftatiren bie Uebereinftiimmung ber von ber Fort⸗ 
fhrittspartei in ihren reſp. Kammern vertretenen Programme und 
erzielen eine burchgreifende Berjtändigung über ihre weitere Chätigs 
feit auf Grund jener Programme, namentlich aud in ber beutichen 
Frage. 
„ Bürttemberg). Der König nimmt die Adreſſe der IL. Kammer 
enigegen. Antwort des Könige: 

Ich dante Ihnen für den offenen Ansbrud Ihrer Gefinnungen; es ift aud 
Ahnen nicht entgangen, baß unmittelbar nah dem Umſturz geichichtlicher 
Verhältniffe Württemberg mit ber Stellung, welde es in Deutidhlanb 
nehmen will, der Entwidlung ber neuen Geſtaltungen zu folgen 
bat. Wenn nad bem blutigen Kampf in Deutfchland ber Geift aufrichtiger 
Berföhnung zur Herrſchaft gelangt, dann bürfen wir hoffen, baß zum Wohl 
Europa's und feiner Gefittung fi uniere nationale Idee verwirklichen werbe, 
Ihre Wünſche für bie inneren inrichtungen unferes Baterlanbes werben 
Gegenſtand Meiner forgfältigften Prüfung fein, Wie Sie aus ben Erfläs 
tungen Meines Minifteriums entnommen baben, find bie erforberlichen Ein» 
leitungen bierzu, namentlid zur Revifion ber Verfaffung, bereits getroffen.“ 
„ (Bürttemberg). IL Kammer: Debatte über die Kriegführung. 
Die Commifjion trägt darauf an, die eingelaufenen Petitionen ber 
Regierung einfah „zur Kenntnißnahme“ zuzuweiſen, Hölber „bie 
Regierung um vollftändige und genaue Erforfhung der Mißftände 
und Tehler, welche ben unglüdlihden Verlauf und Ausgang vers 
urſacht Haben, zu bitten. In namentlidher Abftimmung wird der 
Antrag Hölbers mit 63 gegen 24 Stimmen verworfen unb ber 
Eommiflionsantrag angenommen. 
„ (Bürttemberg). Der Landtag wirb auf unbeftimmte Zeit 
vertagt. 
» (Bayern). Der Rebacteur des Volksboten, Zander, wirb wegen 
feiner Angriffe auf General v. d. Tann als Generalftabschef im 
lebten Kriege vom Schwurgerichte freigeiprochen. 
» (Baden). Die II Kammer bejhließt nah dem Antrage ihrer 
Sommiffion einftimmig, den Großherzog durch eine Adreſſe um ger 
ſetzliche Sicherheit der Nebefreiheit für die Volksvertreter und um 
mehrfahe Aenderungen ber DVerfaffung bez. Erweiterung der Wahl: 
berechtigung und ber Wäbhlbarkeit zur II. Kammer zu bitten. Die 
Regierung erflärt fi damit einverftanden. 
» (Bayern). Prinz Karl legt alle feine militärifhen Würden 
in Bayern und jelbft feine Inhaberſtellen von Regimentern auss 
wärtiger Staaten nieber. 


23.—24. Oct. (Baden). IL Sammer: Debatte über den Friedens⸗ 


vertrag mit Preußen und über bie beutiche Trage. 
Anttag der Gommiffionsmehrheit: für ben „Eintritt ber fübdeutfchen 
15 








5 ftelung eine 
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Staaten in,. ne Verbindung der norddeutſchen &ugaten, zur 'mögfigen Her- 
Geſammt- Deutſchlands,“ unter auggrüdliher Wahrung ber 
biemit verträglichen Selbſtändigkeit der ‚Eingefftaaten in ihren inneren vey⸗ 
faſſungsmäßigen Zuſtänden. 
Antrag der Eommiſſionsminderheit: für einen bebingten Eintritt 
in den norddeutſchen Bund d. i. auf Grund ber Reiheneriafiung. von 1849 
famınt Grundrechten. 


Rede des Miniſters des Auswãrtigen Freydorf sen bie Bilbung 
eines ſüdweſtdeutſchen Staatenbunbes: . 

. Es ift ſchon vorgekommen, daß man Staaten, — einen. ————— 
Bund oder mit Aufgeben eines Theils ihrer Souveränetätsrechte einen Bundes⸗ 
flaat eingegangen waren, wider ihren Willen in ſolchem Bunde feſtgehalten 
hat. Aber der Verſuch wäre neu unb ohne Beifpiel in ber Geſchichte, einen 
jouveränen Staat zur Cingehung eines. Bundes. .nöthigen zu wollen, ber 
zuvor nicht beftanden Hat und jebt nicht beſteht. Es find nun ehva drei 
Monate her, daß die Idee dieſes Südbundes das Licht der Welt erblickt hat; 
es ſind wohl ſeither gelegentliche Anfragen über ben Stand der Sache und 
über unfere Abfichten geftellt worben, aber 28 it niemand eingefallen, uns an 


‚eine etwaige Verpflichtung zur Eingehung eines Südbunds gu mahnen... 
Sie Tennen, meine Herren, die Hindernilje, welde zur Zeit bes Abichluffes 


bes zriedenvertrags dem fofortigen Anſchluſſe an. ben norbbeutichent Bund 
entgegenftanden. Diefe Hinhernifje beftehen noch heute und wir müſſen auch 
und Zurüdhaltung auferlegen, wollen wir nit unnöthig und vorzeitig Ges 


. fahren beraufbeichwören. Ich ſage unnöthiger Weiſe, deun es wird eine Zeit 


kommen, in der, was jetzt mit Gefahr, ‚nicht nur, für ung, ſondern jür das 
Ganze verbunden in, ſich durch dei natycnotivenbigen Gang der Dinge und 
Ereignifje von felbft gibt. Wir müſſen biefe Zeit abwarten und ein Mittel, 
bieje Zeit näher heranzurücken, liegt in der Hand ber ſüddeutſchen Bevöfferungen... 


| ‚ Die Zeit für dieſe Sinigung de8 ganzen Deutſchlands wind, wenn: nicht uner- 
wartete — niſſe uns zu einem frühern raſchen Handeln. brängen, dann gefommen 


fein, wenn die ſüddeutſchen Bevölkerungen! dunkle, unbegründete Autipathien 


- abgelegt und zur Haren Erkenntniß ihres eigenen Vortheils und ber 
:. Grunbbebingung.. ber. fünftigen Größe und Macht 


utſchlands gefommen 
fein werden, wenn fie biefe Erkenntniß ausſprechen und darnach Handeln... 

Für uns iſ ber Anſchluß an Norddeutſchland eine Exiſtenzirage, er iſt zuben 
der einzig mögliche Weg zur Rettung ber Einheit Deutichlands, reußen 
und ber norddeutſche Bund können ohne uns exriſtiren, find vielleicht ſogar in 


der Vertheidigungsſtellung ohne uns ſtärker als mit uns. Wenn, wir un⸗ 
annehmbare Bedingungen ſtellen, wird man ma einfach abtweilen, ober wenn 


bie Zeit danach angethan und, wie mit einigen norddeutſchen Staeten ge⸗ 
ſchehen iſt, uns gegen unſern Willen dem Ganzen unterorbnen, .." u 


Vor der Abftimmung conftatirt Minifter Jolly die Freude ber 


Regierung, daß nicht über die Nothwendigkeit und nationale Pflicht 
hinſichtlich des Eintritts in den norddeutſchen Bund, ſondern ledig⸗ 


lich in Bezug auf die Modalitäten der Eintritts eine Verſchiedenheit 
in der Kammer beſtehe; die Chancen des gefürchteten Einheitsſtaats 


würden indeſſen zunehmen, je. weniger entſchieden bie ſüddentſchen 
"Staaten in den unter Preußens Führung ſich bildenden Bundesſtaat 


eintreten würden. Der bedingte Eintritt in den norddeutſchen Bund 
wird mit allen gegen 9 Stimmen abgelehnt und der Commifjion& 


mehrheitsantrag mit allen gegen 11 Stimmen angenommen. 


28. Oct. eſ. fen). Die Führer der, liberalen Partei und ber bisherigen 


u: 
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‚Meiorität in ber II. Kammer treten in Frankfart zuſammen und 
erlaflen eine Anfprahe an das Volt mit Rüdficht auf die bevor: 
ftehenden Neumahlen zur zweiten Sammer, 


29.Dct. (Baden). Die IL, Kammer lehnt die Forderung ber Regierung 


30. 


31, 


auf einen Steuerzuſchlag für 1867 troß alles Widerftandes bes 
Minifters Matthy mit allen gegen 1 Stimme ab. 


„ (Baden). Die II. Kammer beſchließt, daß ber von ber Re 


gierung geforderte Aufwand für Hinterlabungsgemwehre theils durch 
Erfparniffe am Kriegsbudget, theils durch einen außerorbentlichen 
Credit beftritten werben folle und erklärt zu Protokoll, daß bie 
Kammer bie zur gleihförmigen Ausrüftung erforberlihen Mittel 
gerne bewilligen werde, ſobald durch Uebereinfunft Die organifche 
Verbindung des badiſchen Armeecorpe mit bem großen deutſchen 
Heer feftgeftellt fei. Die Vertreter der Megierung weilen auf bie 
Möglichkeit Hin, daß mahrfcheinlich in Bälde eine Militärconvention 
mit Preußen zu Stande Tommen werde. — Bericht der Schul: 
commiffion über den Stand ihrer Arbeiten; die Sammer bewilligt, 
da das Schulgeſetz ſelbſt, wie es ſcheine, feine Ausſicht habe, noch 
zur Berathung zu kommen, ber Regierung einen Abminijtrativerebit 
behufs Aufbellerung der Schullehrergehalte, Iehnt dagegen einen An⸗ 
trag ber Linken, zu Protokoll den Wunſch zu erflären, baß bie 
Regierung wo möglich noch in biefer Sigung das ganze Schulgejeß 
zu Ende führe, mit 30 gegen 24 Stimmen ab, — Bertagung ber 
Kammer auf unbejtimmte Zeit. 


„ Baden). I Kammer: Commiſſionsbericht Bluntſchlis über 


ben Friedensvertrag mit Preußen und bie beutiche Trage. Anträge 
der Commiſſion: 

„Die großberzogliche Negierung wolle: 1) ben Eintritt ber fübdeutichen 
Staaten und insbejonbere Badens in bie Verbindung mit ben norddeutſchen 
Staaten zur Wiederherſtellung eines Geſammtdeutſchlands im Anſchluß an 
Preußen entfchieden anftreben und babei darnach trachten, baß bie mit ber 
Einheit und: Wohlfahrt bes ganzen Reichs verträgliche Selbfländigfeit und 
bie verfaffungsmäßigen Zuſtände ber Einzelflanten neuen Schuß und vers 
färkte Garantie erhalten. 2) Wenn dieſer Anſchluß zur Zeit noch nidt 


durchzuführen fein follte, fo wolle doch großherzoglihe Megierung: a) ein 


Schu: und Trutzbündniß Badens mit Preußen abzufchließen- verjuchen; b) 
bie zur Wirkſamkeit eines folden Bündniffes und für ben Schub Deutſch⸗ 
lands und Badens nöthigen militärijchen Verabredungen unb Verträge mit 
Preußen einleiten; c) auf möglichſt baldige Verwandlung bes kündbaren 
Zollvereins in eine unkündbare und einheitlich oryanifirte Zollvereinigung 
unb d) auf eine wirthichaftlicde Gefammtverfafjung, aud mit Bezug auf das 
Gifenbahns , Telegraphen= und Poſtweſen, binarbeiten; e) die nationale Ges 
meinschaft der Deutfchen in ben Norbdfiaaten und in den Südſtaaten durch 


"Ausbildung eines gemeinfamen beutjhen Staatsbürgerrehts zu flärken und 


zu entwideln verſuchen.“ 

Rebe Bluntfhlis: „Die Zeit wird kommen, in welcher bie ganze 
beutiche Nation, foweit fie von bem einen politiſch nationalen Geifte erfüllt 
ift, eimbeitlih in dem Einen mächtigen deutſchen Staate fih zufammens 
ſchließen unb zufammengefaßt werben wirb. Sch betone biejes Wort „eine 
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- beitlich”, und ba möchte ich mich nicht. mehr ber Illuſion bes Bunbesflaate 


bingeben, in ber Hauptfache it bdiefer ficherlich vorbei. Täuſche man fich 
daher nicht länger über ben fogenannten Bundesftaat ; der Bundesſtaat ohne bie 
wejentliche Gleichheit ber einzelnen Staaten und ohne Trennuug ber Bunbes= 
regierung von ben Cinzelregierungen- it nie bagemejen, wenigſtens bisher, 
in Deutihland nicht mehr möglid. Für die beutiche Neugokaltung ift bie 
Einheit des leitenden preußilchen Staates enticheibend geweien. Einheit muß 
in dem Reiche fein, und diefe kann für Deutfchland nur in der Einen 


' Monarchie beiteben, nicht in einer föberativen Republif, jet es ber Kürften 


ober ber Völker; dieſe deutſche Föderativrepublif ift einer ber tollſten Träume 
ber politiihen Unreife, die e8 gibt. Molte man im Süden bamit Emft 
maden, fo würde man bald erfahren, daß dadurch nur ein großes Unheil 
und eine ungeheure Verwirrung über den Süden herbeigeführt würde.“ 

Die Anträge 2 a) und b) werben mit allen gegen 3 Stimmen, 


- fämmtlihe übrige Punkte einftimmig angenommen. 


6. Nov. Im Namen einer Anzahl württembergiſcher, bayeriſcher und 


10. 


11, 


badiſcher Parteiführer wird „im Namen des gefährdeten Vaterlandes“ 


zu einer großbeutfhen Verſammlung auf den 11. d. M. nad Stutt- 


gart eingeladen: 

„Deutſchland ift durch die Politik von Eifen und Blut vorläufig in brei Theile zers 

riffen. . Bitterer Kummer über die der Nation und ihrem Rechte auf Einheit und 
freie Selbfibeftimmung angethbane Schmach laftet auf.ben Gemüthern aller Vaters 
landsfreunde; bamit dieſer Gram nicht in Verzweiflung übergeht, die ſich allmählig 
mit bem ſchlimmſten vertraut madht, thut vor Allem Vereinigung aller Wohldenken⸗ 
bennoth... DieWiederherftellung eines die ſämmtlichen deutſchen Volfsftäinime ums 
fafjenden politifchen Bundes Tiegt ebenfo im Sinterefje bes Nordens wie bes Südens; 
allein fie Fann nur auf föderativer Grundlage, unter Sicherſtellung ber be: 
rechtigten Selbftändigfeit und der freien conftitutionellen, Entwidelung ber 
Einzelftanten erfolgen, wie fie bereit in der Neicheverfafjung von 1849 mit 
ben Grundrechten bes beutichen Volkes einen Ausdrucd gefunden bat. Bis 
u biefer allfeitig anzuftrebenden Wiebervereinigung ber ganzen Nation dürfen 
jedoch die deutichen Südfiaaten mit ihren neun Millionen Bewohnern ebenfos 
wenig in ihrer jeitherigen ohnmächtigen Iſolirung verharren, wenn fie nicht 
einzeln das Opfer bes nächſten europäiſchen Conflict® werden und jo ben 
biftorifchen Kern echt nationalen Deutſchthums für immer preisgeben wollen. 
Nur durch treues Zufammenmwirken in einem auf freibeitliher Grundlage 
berufenen, durch die volle Wehrfraft des Volkes geſchützten Verein Fönnen fie 
die Wahrung ihrer Ehre, ihrer ftaatlichen Eriftenz unb aller Intereſſen ihrer 
Bürger finden ...“ 


v„ (Bayern). Die „Kronader Ztg.“ (Franken) wird wegen ihrer 


Angriffe auf General v. d. Tann als Generalftabschef im letzten 
Kriege vom Schmwurgericht freigefprochen. 

„. Großdeutſche Verjammlung in Stuttgart. Debatte und Annahme 
eined® Programms. Zur Einleitung einer vorganifirten Thätigkeit 
für .die Erftrebung der beſchloſſenen Ziele wird ein proviſoriſcher 


Ausſchuß gewählt, deſſen Vorſitz Welder in Heidelberg mit A. Röckel 


als Secretär übernimmt. Diefelben machen über die gepflogenen 
Berathungen und die gefaßten Beſchlüſſe folgende Mittheilung : 
„Unfere frieblihen Beftrebungen, bie feudale Zerrifienheit Deutichlands und 
bie VBerfümmerung ber Volksrechte durch eine freie einigenbe Nationals 
verfafjung zu bejeitigen, wurde plöglich gewaltfam unterbrochen, Die Kraft unferer 
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Dertheibigung bes Rechts und bes frieblichen Reformwegs wurbe baburdh 
gelähmt, daß bie dynaſtiſche Gewaltpolitif zu ihrer Unterflübung ben Glauben 
zu erweden fuchte, fie felbit bezwede den freien nationalen Bunbesftaat ; vor⸗ 
züglich aber auch dadurch, Laß bie ihr gegenüberfiehenden Megierungen in ihrer 
alten dynaſtiſchen Verblendung bie dringendften allgemeinen Forderungen bes 
Volks nad Befreiung und Mitwirkung aller Volfäfräfte in ber Vertheibigung 
bes Rechts unverantwortlid mißachteten. Mit glänzenden Erfolgen befeitigte 
nun bie fiegende Macht, wenigſtens vorübergehend, wirflihe und fcheinbare 
Hinbernifje unferer deutfchen Einigung. Dennoch aber blieben und entflanden 
‘ für deren Vollendung große Schwierigkeiten, größere als, vom Giegesglanz 
geblendet und in das Lager ber Gewaltherrichaft übertretend, viele uns übers 
reden möchten, größere fogar noch jept als früher ber ganzen Veftrebung auf 
rehtlihen Weg entgegenjtianben. 

„Die neue Politik warf uns in unfern Beitrebungen für Freiheit und 
Recht und für bie nur auf biefen Grundlagen mögliche geüdliche und dauernde 
Einigung weit zurüd und bereitete vor allem uns Süddeutſchen die tiefften 
Kränfungen und bie ſchwerſten innern wie äußern Gefahren. 

„Rur anbeutend erinnern wir an bie Art ber Herbeiführung und Be: 
endbigung bes Bruderkriegs; an bie Zerreikung ber beutichen Nation in brei 
theils ganz ausgeſtoßene, theils völlig ilolirte Bruchftüde berfelben; an bie 
Vernichtung fogar ihres Namens wie ihrer Gefammitvertretung unter ben 
Nationen; ferner an die boppelte fremde Mitwirkung zu all diefem, durch 
beren Annahme ber fiolze Sieger in beffagenswürbigfter Weife ſich für bie 
Miederherftellung ber Nation die Hände band; an die gewaltfamen ins 
perleibungen endlih und an bie Fortbauer der traurigen Anfeindung bes 
Ihmerner Freiheiten, welde immer allgemeiner vor einer politifhen Einigung 
unter jenem Scepter zurüdichredt. / 

„Dieſe Thatjachen begründeten bie ſchon in ben beiden Einladungsfchreiben 
zur Stuttgarter Verſammlung bargelegren Ueberzeugungen, namentlich aber 
die Ueberzeugung, daß alle —88 welche ihres in der Weltgeſchichte 
ehrenvollen Namens noch werth ſein wollen, in ſolcher heilloſen Lage des 
Vaterlandes für die Rettung ſeiner Ehre und Eriſtenz energiſch zuſammen⸗ 
wirken müſſen. 

„Im Gegenſatze gegen feigherzige Verzweiflung am Vaterland, wie im 
Gegenſatz gegen rechtsverachtende Gewaltpolitik, im Gegenſatze ferner einer 
einſeitigen ſchimpfenden Parteiwuth und vollends einer verabſcheuungewürdigen 
Aufſtachelung des Haſſes unter deutſchen Bruderſtämmen, wodurch man hier 
für Freiheit, dort für Einheit, hier für ein Groß⸗, dort für ein Klein⸗, bier 
für Nord-, dort für Süddeutſchland wirken will — im Gegenſatze zu allen 
ſolchen Einſeitigkeiten entfaltet die wahrhaft deutſche Partei in verſöhnendem 
Geiſt ihr Banner für die rechtliche Befreiung und Einigung des theueren 
Vaterlandes. 

„Nimmermehr dürfen würdige beſonnene deutſche Männer es dulden, daß 
. bie Stimme für Freiheit und Recht in Deutſchland verſtumme und daß 

Beide Heiligthümer der Macht und ihren Gelüjten Teichtfertig preisgegeben 
: werben, fowie e8 jett, durch Siegesrauſch wie durch Macht: und Cinbeite- 
ſchwindel verwirrt, viele öffentlich zu fordern wagen. Insbeſondere aber 
bedürfen wir vorzugsweife gefränften und gefährdeten Sübbeutfchen, für bie. 
Rettung ber nationalen und unferer eigenen Criftenz und Ehre, ber Hülfe 
ber göttlichen Kräfte des Rechts und ber Freiheit. Des Mannes und bes 
Volkes wejentlichite Ehre, wie das höchſte Gut und die flärkfle Kraft der 
Staaten find ihre Freiheit und ihr Recht. Mit dem Hingeben ihrer 
Freiheit werfen beibe auch ihre Ehre hinweg. Selbft nicht einmal den 
Mohlitand kann man in dem heutigen Wettfampf freier Völker ohne die⸗ 
felben bewahren. 

„Viele der ebelften unferer norddeutſchen Brüber, welche mit politifchem 
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Verſtand bie Gefahr überlanger Dauer einer leichtſinnig zugelaffenen militär⸗ 
deſpotiſchen Mechts- und Freiheitsunterbrildung in großen Einheitsftaaten, 
gleichwie in Rußland und Franfreih, zu würdigen wiſſen, und melde mit 
uns beren Schande und ihre unfelige Entjittlihung für die Bürger verab⸗ 
fcheuen, mahnen jest uns Sübdeutiche, daß wir, Durch unfere Befonderen Ver: 
bältniffe und: Pflichten vorzugsmeife dazu berufen, ihnen brübetlich mithelfen 
zur Bewahrung und Ausbildung des höchſten nationalen Guts, der Freiheit. 
Mir reihen ihnen freudig bie Bruberhand zu folder Grundlegung einer 
würdigen und dauernden Wiedervereinigung. Sie allein kann in ben furdht: 
baren Stürmen, welche höchſt wahrfcheinlih die unfelige Gewaltpolitik für 
Europa heraufbeſchwor, uns vor dem entjeßlichiten Unheil bewahren. 

„Solde Erwägungen und Gefinnungen leiteten bie am 11. Novbr. in 
Stuttgart aus allen vier ſüddeutſchen Staaten verfammelten beutichen Männer 
in ihrer Vereinbarung und in den Beichlüffen über das nachfolgende Pro- 
gramm für biefelbe [Sab 1, 3, 4 des Programms wurbe einftimmig, 
Sag 2 durch Mehrheitsbeſchluß genehmigt]: 

„1) Angefihts der durch die jüngften Ereigniffe berbeigeführten Zerreißung 
Deutichlands erflären wir e8 für eine heilige Pflicht aller beutfchen Negie- 
rungen und Stämme, mit allen Mitteln eine Wiebervereinigung unb Ges 
fammtverfafjung bes Vaterlandes anzuftreben. 2) Nicht der Einheitoſtaat, 
fondern nur der Bundesſtaat auf freiheitliher Grundlage, wie ein folder 
5 bereit8 in der Reichsverfafjung vom Jahr 1849 mit den Grundrechten einen 

geſetzlichen Ausdrud gefunden hatte, ift die rechtlich mögliche Form jener 

Miebervereinigung. 3) Im Hinblid auf die Kinderniffe, welche einer folchen 
MWiebervereinigung bis jeßt entgegenftehen und ba bem Nortbunde zur Zeit 
noch jede Verfaffung mangelt, welde eine freiheitliche und parlamentariſche 
Entwidlung ber Einzelftaaten wie bed Bundes gemährleiftete, erflären wir 
. es filr eine dringend gebotene Aufgabe ber fübdeutihen Staaten, daß fie im 
Intereſſe ihrer Selbfterhaltung wie des freibeitlihen und nationalen Forts 
ſchritts ſich unter einander verbinden. 4) Die freie Entwidfung ber innern 
Verfaſſungsverhältniſſe in den ſüddeutſchen Staaten muß bie wefentlihe Grund: 
lage ihres Bundes bilden; in&befondere muß berfelbe durch Einführung eines 
auf allgemeiner Wehrpflicht und kurzer Präfenzzeit beruhenden, wenigſt Toft: 
ſpieligen Wehrigftems fih die Möglichkeit jchaffen, im rechten Augenblid feine 
durch das allgemeine nationale Intereſſe gebotenen Bedingungen einer Ber: 
einigung mit dem übrigen Deutſchland thatfräftig vertreten zu können.“ 
17. Nov. (Württemberg). Der afademiihe Senat der Univerfität 
| Tübingen bejchließt mit 21 gegen 12 Stimmen, dem Prof. Pauli 
wegen eines ſehr rüdfichtslofen Artikels in den preußifchen Jahr: 
büdern über Schwaben und den ſchwäbiſchen Volkscharakter feine 

Mißbilligung auszufprechen, Dagegen bie Regierung zu erfuchen, Feine 

weiteren Mafregeln gegen bdenfelben eintreten zu laffen. 

2.u (Bayern) Die FKempt. Zig. (Schwaben) wird megen, ihrer 

: Angriffe auf Gen. v. d. Tann als Generalftabschef im lebten Kriege 

vom Schwurgericht freigefprocdhen. | | 
24, „ (Bayern). Die Regierung hebt durch Refeript an ben Biſchof 
. von Regensburg ein von bemfelben im bortigen Schottenflofter er: 

richtetes Convict von (aus Italien vertriebenen) Jeſuiten als verfaffungs- 
und concorbatswidrig auf. Der Biſchof fügt fih „um ber Regie 
rung unter den gegenwärtigen Umftänden feine weiteren Verlegen: 
heiten zu bereiten“. Die Jeſuiten erhalten Aufenthaltslarten und 
“bleiben weiter unangefohten -— | | 
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— Rei: (Bayern). Wunbreife ses Konige ia Franken. Derfelbe iſt 
go bei Mitgliebern des neuen kgl. Cabinetd; Neimayr, Feilitzfch 
und Elſenhard begleitet und wird überall, namentlich in’ Nürnberg, 
ne aufs lebhaftiſte gefeiert. — 

— a J Pa: Era a : . ' . i 

4. Dec. (Bayern). Der Rebacteur bes Vollebuten, Sander, wird 

., wegen feines MWiberftandes gegen das von ber Regierung im Mi⸗ 
niſterium des Innern errichtete allgemeine offizielle Berichtigungs⸗ 
bureau (Dietrih) in erjter Inſtanz freigeiprochen. 

10. „ (Bayern). NRüdfehr bes Königs von feiner Rundreiſe in 

.. Franken. Bon ber Pfordten gibt feine Entlaffung ein. 

15... (Geſſen). ‚Allgemeine Landtagswahlen. Nieberlage ber bisher 

: an die II. Kammer bominirenden. (nationalvereinlihen) Fortſchritts⸗ 

partei... Das Reſultat der Wahlen ergibt 20 Confervative, 13 Li⸗ 
beral-Confervative, 13 Mitglieber ber Fortſchrittspartei und 2 Dems⸗ 
kraten (Mainz wählt ganz demokratiſch). > 

20. „ (Württemberg). Prof. Pauli in Tübingen wird zur Strafe 

von ber Regierung an ein niebered evangeliſches Eeminar verjeht 

und gibt feine Entlaffung ein. 

„ (Helfen). Eröffnung des Landtags. Eröffnungsrede bes Mi⸗ 

nifterpräfidenten Dalwigk: 

„Die Friegerifchen Ereigniffe bes verfloffenen Sommers unb bie benfelben 
gefolgten Friedensſchlüſſe haben bie politiihen Zuſtände unſeres deutſchen 
Baterlandes vollkommen umgeftaltet. Ocfterreich ift aus Deutichland aus: 
gejchieden. Der Norden ift von ben Staaten ſüdlich des Maines getrennt, 
der Staatenbund, welchen Deutichland fünfzig Jahre des Friedens und ber 
materiellen, wie der geiftigen Entwidlung verdankte, befteht nicht mehr. Aber 
der Gedanke eines großen und gemeinfamen Vaterlandes, das Band, weldes 
bie beutfchen Herzen umfaßt, kann nie untergehen unb barin wurzelt unfere 
Hoffnung, daß der Tag kommen wird, an dem Deutfchland zu neuer Einheit 
und Größe erfleht... Der Friedensvertrag vom 3. September laufenden 
Jahrs beitimmt, daß die nördlich des Mains gelegenen Tanbestheile dem 
nordbeutfhen Bunde beitreten. So ſehr e8 zu wünſchen gemwefen 
wäre, daß nicht bloß ſämmtliche Theile dieſes Landes, ſondern auch ſämmt⸗ 
liche deutſche Staaten dieffeit® des Maines in ben Bund hätten aufgenonmen 
werden fünnen, fo ſtellten fich doch der Erfüllung dieſes Wunſches unüber: 
fteiglide Hinderniffe entgegen. Es wirb zunächſt unfere Aufgabe fein, 
neben der treueften und eiftigften Erfüllung ber übernommenen neuen Bunbess 
pflichten dafür zu forgen, daß durch die eigenthümliche Stellung ber nörblich 
vom Dtain gelegenen Landestheile der einheitliche verfaffungsmäßige Zufammen: 
bang ber verfchiebenen Beltandtheile bes Großherzogthums und die Rechts: 
gleichheit der drei Provinzen nicht wejentlich alterirt werde.“ 

24. „ (Bayern). Die Regierung wirb mit ihrer Klage gegen den 
Bollsboten wegen bes offiziellen Berichtigungsbureau’s aud in zweiter 
Inſtanz abgewiejen. 

25. „ (Bayern). Das neue kgl. Cabinetsfecretariat wird ſchon wieber 
entlaffen und App.-Ger.-Rath Lu vom früheren Cabinetsfecretariat 
neuerdings zum Chef beffelben ernannt, Herr Pfiftermeifter in ben 
erblichen Adelsſtand des Königreihs erhoben. 
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29. Dee. Miniſter v. d. Bforbten erhält bie nachgeſuchte Entlaffung. 

30. „ (Württemberg) Das Lanbescomite der beutichen (preußens 
freundlichen) Partei erläßt eine Anſprache an das Volk, in ber es 
auf beichleunigte Reviſion der Verfaflung bringt ‚und Wiederher⸗ 
ftellung bes Geſetzes vom 1, Juli 1849 (bez. einer conitituirenben 


Lanbesverfammlung) forbert: 

.Nachdem das Land durch bie Ereignifle bes Jahrs 1866 von dem 
Bann erlöst ift, in welchem es feit fechszehn Fahren niedergehalten worden 
war und ſeine Freiheit erhalten hat, bie Inneren Staatseinrichtungen nad 
eigenem Ermeſſen zu orbnen, erachten wir es auf das bringenbfte geboten, 
von biefer Freiheit Gebraud zu machen und die Wieberherftelung bes Ges 
jeges vom 1. Juli 1849, welches bem württembergiſchen Bolt widerrechtlid 
und gewaltfam entjogen worben iſt, zu verlangen. Bei der bevorſtehenden 
Reviſion der Verfaffung ſoll die fönigliche Gewalt das Volt gut zu regieren 
nicht beeinträchtigt, fonbern fie jol im Gegentheil dur Befeitigung mancher 
Hinberniffe, deren größtes ber Adelsſtand ift, geftärkt, aber zugleich der König 
der Gefahr einer Mißregierung entrüdt werben.“ ·“· 


31. „ (Bayern) Fürſt v. Hohenlohe wird zum Minifter bes Aus: 
wärtigen und bes kgl. Haufes ernannt. 
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V. 
Oeſterreich. 


San. (Venetien). Oeſterreich entſchließt ſich gegenüber der Bevöl⸗ 
kerung Venetiens zu einem Schritte der Verſöhnung. Ein kaiſerl. 
Handſchreiben an den Staatsminifter geſtattet ben ſehr zahlreichen 
fog. freiwilligen Auswanderern (Flüchtlingen) feit 1859 die ftraf: 
freie Rückkehr und die Hinausgabe ihres bisher mit Sequeſter be: 
legten Vermögens. 

„ (Oberöfterreid). Landtag: Die Regierungsvorlage bez, einer 
neuen Xerritorialeintheilung bes Kronlandes wird mit 34 gegen 
8 Stimmen abgelehnt als zur Competenz des (filtirten) engeren 
Reichsraths gehörig. Auch die Lanbtage von Niederöſterreich, Steier: 
‚mark und Kärnthen erklären fidy in ber Trage für incompetent. 

» (Siebenbürgen) Ein kaiſ. Rejeript in Antwort auf bie 
Adreffe des Landtags ertheilt die Zuſtimmung dazu, daß bie Revifion 
ber auf die Union zwiſchen Ciebenbürgen und Ungarn bezüglichen 
Gefeßesartifel in Peſth durch bie ungariſchen und fiebenbürgifchen 

Deputirten gemeinſchaftlich verfucht werde, daß aber, bis ein ſolcher 
Beſchluß oder Vergleich zu Stande komme, der die Sanction bes 
Kaiſers zu erlangen geeignet fei, ber einberufene fiebenbürgifche 


- Landtag nicht aufgelöst, fondern bloß vertagt werde. Das Nefeript 


wird dem Landtage bloß verlefen und keine Discuffion darüber 
geftattet. 


nn Miederöfterreih). Der Landtag beſchließt mit allen gegen 


5 Stimmen eine (erledigte) Wahl in den Reichsrath vorzunehmen. 
Die Regierung erhebt Feine Einſprache dagegen. Cardinal Raufcer, 
Biſchof Feßler und Rector Jäger erſcheinen nicht in der Sitzung, 
Schmerling und eine Anzahl Beamteter entfernen ſich vor der Ab⸗ 
ſtimmung. Mehrere andere Landtage der —— Kronlander fol⸗ 


— gen dem Beiſpiele Riederöſterreichs. 
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8. Jan. (Benetien). Oeſterreich verfucdht gegenüber Venetien einen 
weiteren Schritt der Verföhnung: Die Diftrictscommiffariate follen 
aufgehoben und bie Stabt Venedig, von ber Provinz Venedig ab- 
gelöft, ein eigenes Statut erhalten, eventuell die Competenz ihrer 
Repräfentation erweitert werben. 

9. „ (Böhmen) Landtag: An die Stelle der ausgetretenen frei- 
finnigen Großgrundbeſitzer, Zürft Auerfperg u. Gen., werben lauter 
(czechiſch geſinnte) Feubale gewählt, wodurch bie deutſche Partei am 
Landtag definitiv in bie Minderheit geräth. 

10. „ (Ungarn). Landtag: Der Fürft:Brimas überreiht dem Land- 
tage bie Vorlagen ber Regierung bez. Octoberpatent unb Februar⸗ 
verfafjung und bez. bes Verhältnifjes ber Länder ber ungarijchen 
Krone unter einander. f 

13. „ (CTyrol). Landtag: Der Regierungscommiffär ftellt aud für 
Wälſchtyrol eine ähnliche Amneftie wie für Venetien in Ausficht. 

16. „ (Borarlberg). Die Adreſſe des Landtags vom 16. Dechr. 
1865 (f. dort) wird vom Kaiſer nicht angenommen. ‚Der Landes: 

. hauptmann v. Froſchauer wird (6 Wochen vor vollendetem 40ſten 

Dienſtjahre und damit dem Rechte auf volle Penſion) mit zwei 
Drittheilen feines Gehaltes penftonirt. ‘Gegen mehrere Gemeinde 
räihe wird um ihrer Dank: und PVertrauensadreflen ar ben Landtag 

willen Unterfuchung eingeleitet „wegen Verbrechens ber Störung ber 
öffentlichen Ruhe”. Weitere Adreſſen werben’ ald politifche Agitation 
von ber Stanaltere: aufs Strengfte verboten. 

18. „ (Böhmen) Der Kaijer beftätigt das fog. Sprachengefeß bes 
vorigen Landtags, das bie deutſchen Schüler der Mittelſchulen zwingt, 
fich aud das czechiſche Idiom arizueignen. 

19. „ (Venetien) meist die Eonceffionen bom 8. d. M. zurück, ber 
Stabtrath und die Provinzialcongregation von Venedig lehnen bie 
Sonderftellung der Stadt ab. Die Centralcongregation von Venetien 

gebt nur bedingungsmeife darauf ein. 

„ &yron. Der Landtag beſchließt, gegen die nicht — 
Deputirten von Wälſchtyrol durch Neuwahlen einzuſchreiten. 

25. „ (Galizien). Landtag: Graf Goluchowski ſtellt ben liberalen 
- Antrag auf unbebingte Grundbeſitzfähigkeit der Juden. , Der, Antrag 
wird gegen die Stimmen ber. maſuriſchen Bauern und ber Ruthenen 

an eine Commiſſion gewieſen. 

26., Eine Depeſche bes Grafen Bismard unterzieht das ganze pobe 
tiſche Regierungsiyften Oeſterreichs in Holſtein vom Standpunkte 
der preußiſchen Regierung aus einer einſchneidenden Kritik und ſtellt, 

wofern Oeſterreich darauf beharre, einen Bruch ber bicherigen Allian⸗ 

in Ausſicht (ſ. Deutſchland). 

—9— C(Eroatire m).n Lanbtag: Der Abreßentwurf der (uational geſinn⸗ 
len) Commiſſionsmehrheit wird bet Abreßdebatte mibn 140gegen 


21. 
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. 7. Stimmen zu Grunde gebeit; "46: (magyccriſch gefimtte) Mitglieder 
— ſich der Abſtimmung. 

29. Jan. Das Kaiferpaar geht nah Ungarn unb wird in Bei ‚aufs 
Glanzendſte empfangen. 

30, - » Der Kaifer fanctienirt die von der proteftantifchen Synode von 
1864 beſchloſſene Kirchenordnung, doch mit der Modifieation, daß 
der Kaiſer nicht bloß als „Schirmherr“, ſondern als „Oberhaupt der 

Kirche“ anerkannt werden ſoll. 

31. „ (CTrieſt). Der Landtag erklärt fich mit allen gegen 1 Stimme 
für die Ausbehnung bes öſterr. ey mit Eardinien auf 
das ganze Königreich Italien. 


2, Febr. Das ganze Minifterium wird zu einem Miniſterrath nach 
Ofen beſchieden, um ſich über eine Antwort auf die preußiſche 
Depeſche vom 26. Januar bez. Schleswig-Holſtein ſchlüſſig Ju machen. 

3 „ (Tyrol) Der Landtag genehmigt mit 39 gegen 11 Stimmen 

.. bie Vorlage der Regierung, wonach alatholifhe Gemeinden mit dem 
Recht der Ausübung . des öffentlichen Gottesbienftes von ben com: 
petenten Behörden „nur im Einverftänbniß des Landtags“ bewil- 
ligt d. h. vorerft verhindert werben follen und beichließt weiterhin 
mit 33 gegen 17 Stimmen eine Adrefje an den Kaiſer gegen bie 
Erlaubniß zum Gütererwerb und zur Anjäfligmahung von Nick 
Tatholifen und für „bas hohe Glüd der Glaubenseinheit”, 


T: „ Kine Depeſche bes Grafen Mensdorff an Preußen weist bie 
in ber preußiſchen Depeſche vom 26. Januar enthaltene fürmliche 
Anklage der öſterr. Politik in Holftein entſchieden zurüd unter ber 
Andeutung, daß Defterreih, felbft auf die Gefahr eines Bruches 
ber Allianz mit. Preußen, bei derjelben zu beharren entſchloſſen fei 
(ſ. Deutſchland). 

9. „ (Croatien). Der Landtag nimmt ein die Union mit Ungarn 
bezielenbes Amenbement zur Adreſſe mit 99 gegen 94 Stimmen an. 

10. „ (&roatien). Landtag: Die nad dem Beſchluſſe vom vorher: 
gehenden Tage dualiſtiſch amendirte Adreffe wird mit 78 Stimmen 
ber Magnatenpartei unb ihrer Verbündeten gegen 22 Stimmen ber 
Fraction bes Biſchofs Stroßmayer angenommen. 92 Stimmen ber 
jelbftändig nationalen. Bartei enthalten fit der Abftimmung. Die 
letztere Partei verlangt, daß ihr Adreßentwurf wenigftens als Bei- 
Inge zu ber beichloffenen Adreſſe bem Kaiſer unterbreitet Here fann 

es jedoch nicht. zur Abftimmung barüber bringen. 

12. „ (Krain). Der Landtag geht über einen Antrag ver ſloveniſchen 
Partei auf Regelung der Unterrichtoſprache an ben Volks⸗ und 

Mittelſchulen in ihrem Sinne nach leidenſchaftlicher Debatte mit 18 
gegen 13 Stimmen zur Tagesorbnung über, 

an 5 : (Sreatien). Der Banus wird durch Telegramm von ber 
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-.. Megierung aufgeförbert,; dem Kaifer auch bie Adreſſe der. Minderheit 
zu unterbreiten. 

12, Gebr. Der Gemeinderath von Venedig lehnt bie von ber Regierung 
geforderte Unterftügung des Theaters Fenice ab unb nimmt in cor- 
— — Entlaſſung; Graf Bembo verlangt feine Demiſſion ale 

odeſta. 

13. „ (Ungarn). Landtag: Das Oberhaus faßt in einer Anwandlung 
von Selbſtändigkeit mit 136 gegen 53 Stimmen den Beſchluß, eine 
eigene Adreſſe an bie Krone zu erlaffen. 


„ Mähren) Landtag: Der Antrag der czechiſchen Partei, daß 
Aenderungen an ber Wahlordnung aud noch, während der folgenden 
fehsjährigen Landtagsperiode mit abfoluter, ftatt mit Drei-Biertel: 
Stimmenmehrheit beihlofjen werden können, wird von ber beutfchen 
‚Partei mit Hülfe ber entſcheidenden Eleinen Mittelpartei durch Ueber: 
gang zur Tagesordnung abgelehnt. 


„ » (rief). Der Landtag Iehnt ven Antrag auf ausſchließlichen 
Gebraud der italieniſchen Sprache in ber Gtabt Trieft in ben 
Schulen und im amtlihen Verkehr mit allen gegen 3 Stimmen 
dur) motivirte Tagesorbnung ab. 


15. „ Die Regierung verfuht einen Schritt ber Annäherung an 
bag FKönigreih Italien: Graf Mensdorff macht in einer Dep. 
Tranfreih und England die Anzeige, daß Defterreih den ſämmt⸗ 
lihen Provenienzen aus den italieniihen Staaten die Rechte ber 
. meiftbegünftigten Nation auf dem Boden des Handels: und Schiff: 
fahrtövertrages mit Sardinien von 1851 beigelegt babe und fpricht 
die Erwartung aus, die Regierung bes Königs Victor Emanuel 
werde die entiprechende Verfügung treffen. Andernfalls werbe Defter: 
reich feine Maßregel wieder zurüdziehen, bie es allein zur Belebung . 
bes Handelsverfehrs zwiſchen zwei benachbarten Nationen getroffen 
babe. Das politiiche DVerhältnig zu ber Regierung bes Könige 
Victor Emanuel werde durch die obige Verfügung nicht berührt. 
Eine Verordnung bes Handelsminifters an die Zollbehörben ertheilt 
ihnen bie bießbezüglichen Weijungen. 

2. Febr. (Ungarn). Unterhaus: Adreßdebatte. Entwurf ber 
Adreßcommiſſion (Majorität der Bartei Deak). Ein von dem Serben 
Stratimicovie gejtellter und von den nicht-⸗magyariſchen Abgeorbneten 
lebhaft unterftüßter Antrag ftatt „Nation” zufagen „Nationen Un⸗ 
garns“ wird verworfen. Bartal (Nicepräfident ber‘ Statthalteret) 
und Apponyi beantragen ein Amenbement, wonad der Landtag ſich 

- "mit der theoretifchen Anerkennung ber Redtscontinuität von ‚Seite 

- ber Regierung begnügen und erft bie Reviſion der 48er Geſetze 
vornehmen ſollte, bevor dieſelben practifch eingeführt würden, ziehen 
aber nach zweitägiger heftiger Debatte barüber ihren Antrag plötzlich 
gurüd, worauf der Entwurf faft einftinunig angenommen. wird: . 


14. 
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„... 44. Ew. Maj. wollen uns nit mit Ihrer abfoluten fürftlichen 
Gewalt eine neue Berfafjung octroyiren, und wir, die wir durch die rechtlich 
beitehenben Grundgeſetze ber ungariſchen Verfaſſung gebunden find, wären 
zur freiwilligen und ungezwungenen Annahme einer jolden octroyirten Vers 
fafjung auch nicht berechtigt. Ew. Maj. richtet an uns,’ von ber pragmatis 
ſchen Sanction ausgehend, . bie Aufforderung auf verfaffungsmäßigen Weg 
zu ändern, was in unſern Gejeßen fehlerhaft, zu ergänzen, was mangelhaft 

ift. Aber das Land fteehbt auch jest fortwährend unter abjolus 
ter Regierung. Unfere Verfaſſung, auf deren Grundlage wir bas Geſetz⸗ 
gebungsrecht auszuüben hätten, it in ihren wejentlichen Theilen auch jebt 
noch fuspenbirt. Unſere janctionirten Gefete, von denen Ew. Maj. felbft 
gnädig anerkennen, daß gegen ihre formelle Gejeplichkeit feine Ginwendung 
gemacht werben Fann, werben factilch als nicht vorhanden betrachtet; hingegen 
werben folche Verorbnungen, welche mit Befeitigung unferer Grundgeſetze, 
ja gegen biefelben erlafjen wurben, und welche die Heiligften Intereſſen ber 
Staatsbürger, ja ſogar den innern Frieden ber einzelnen Religionsgenofien= 
{haften fortwährend ftören, auch jegt noch zum großen Theil aufrecht erhals 
ten; wir baben feine parlamentarifhe Regierung, feine verantwortlichen 
Minifter; bie Mumnicipien, Gomitate, Diftrifte, Städte haben ihre verfaſſungs⸗ 
mäßige Stellung noch jegt nicht zurüderlangt, unb in allen Zweigen ber Ab: 
miniftration berricht das abjolute Syſtem. Zwei von einander unabhängige 
Beaıntenförper führen auf bem Gebiet unfers Vaterlands bie Verwaltung, 
und feiner von beiden ift verfaſſungsmäßig, ja ber eine ift überdieß fogar 
fremb, indem berjelbe von ber ungariſchen Megierungsgewalt durchaus unab- 
hängig iſt. 45. Rechtscontinuität erbitten wir baher von Ew. Maj. im 
Sinn unſerer Geſetze, insbefondere parlamentarifhe Regierung, verantwort⸗ 
lihes Minifterium und die verfafjungsmäßige Wieberheritellung der Muni⸗ 
cipien. Wir verlangen nur die Bollziehung des Geſetzes, denn 
das nicht vollgogene Geſetz ift ein todter Buchſtabe; ohne Rechtscontinuität 
ift die Verfafjung leblos. Wir bitten um feine politifche Unmöglichkeit; es 
. If nicht unfere Abſicht, die Sicherheit bes Meichs zu gefährden, oder bie 

. gefeglichen Rechte unfers Monarchen zu beeinttächtigen, und ſtets werden wir 
die gerechten Anſprüche ber verbündeten Länder würdigen. Auch wir betrach⸗ 
ten bieje als hochwichtige öffentliche Intereſſen, aber wir find überzeugt, baß 
bie Ernennung der verantwortlihen ungarischen Minifter und die verfafjungss 
mäßige Wieberherftelung ber Municipien mit ben hochwichtigen öffentlichen 
Intereſſen nicht collidiren. 46. Wir wifjen,. daß nad) dem, was feit fiebzehn 
Jahren ohne unjern Einfluß geichehen, bie lebergangsperiode viele Schwie⸗ 
rigfeiten bieten werbe; wir willen, baß bie factifche Uebernahme und Eins 
richtung mehrerer Zmeige ber Abminiftration längere Zeit beanfprucht und 
vielleicht aud mit manden Verwidlungen verbunden ift, deren Applanirung 
große Vorficht erheilchen wird. Mber auch biefe Rüdfichten machen bie fernere 
Aufrechthaltung bes abjoluten Syſtems nicht ‚zur. unabweislihen Nothwendig⸗ 
feit, und fchließen die Möglichkeit beifen nit aus, daß unfere Berfafjung 
. thatfächlich leben folle auh in der Zwilchenzeit, während welcher wir über 
die Abänderung ber einzelnen Geſetze berathen. 47. In einer Webergangss 
periode kann bas Vorgehen bes verantwortliden Minifteriums nicht 
in allem fo ftreng regelvecht fein, al8 im regelmäßigen Verlauf bes nie ges 
trübten und nie unterbrochenen conftitutionellen Lebens. Unfer Landtag wirb 
biefes immer vor Augen halten und wird. das Verfahren bes verantwortlichen 
ungariihen Miniftertums als einer parlamentariichen Negierung binfichtlich 
alles bejjen, was die Bewirfung bes Ausgleichs auf conftitutionellem Weg, 
bie Uebernahme und zeitweilige Leitung ber Verwaltung betrifft, anitatt mit 
Strenge, mit rüdjichtsvoller Nachficht beurtheilen; ja er wird bereit fein, 
das nach diefen Zielen gerichtete aufrichtige Streben nad) Möglichkeit zu 
unterftügen. 48. Auf dieſe Weiſe werden bie eiwa auftauchenden Schwierig: 


keiten Befeitigt werben können, und fie werben gewiß vermieden werben, wenn 


auch bie k. Macht Ew. Majeſtät das eifrige Streben bes Landtags in biejer 
Hinfiht gnäbigft unterftüßt. . Die Wieberheritelung diefes wejentlichen Theils 
unſerer Berfaffung wird’ das Vertrauen ber Nation ftelgern, unb wird jene 


: ‚ Bebenfen. zu nichte machen, welche den erjehnten Erfolg am meiſten vereitelm 


fönnten. Das verantwortliche Miniſterium wirb vermöge feiner Ernennung 
bas Vertrauen Ew. Maj. bejiten, es wirb aber auch als parlamentarijche 
Regierung das ‚Vertrauen ber Nation befigen. Auf Grund diefes doppelten 
Vertrauens, in immermwährender Berührung mit beiben Theilen, wird es da⸗ 


ber dur feine Mitwirkung den Gang ber Bergleihhöverhandlungen bes 


Reichstags erleichtern, e8 kann mit feinen Aufffärungen viele Zweifel im 
vornhinein beheben und es kann die abweichenben Meinungen einander näher 
bringen; ja, ba e8 vermöge jeiner amtlichen Stellung häufiger mit den Staats= 
männern ber übrigen Länder Ew. Maj. in Berührung kommt, kann es auch 
in diefer Hinfiht die Köfung vieler fchiwierigen ragen befördern. 49. Wenn 
bingegen Ew. Maj. biefe unfere gerechte und billige Bitte nicht erfüllen und, 
das abiolute Regierungsſyſtem auch ferner aufrechthaltend,, uns bie Wieber: 
herſtellung der parlamentarijchen ‚Regierung und des verantivortlichen Minis 
fteriums verweigern follten, jo würden ſchwere Beforgniffe wieber unfere Ges 
müther erfüllen, und unjere erichütterte Hoffnung würde die Bewahrung 


. unferer Seelenrube erjchweren, welche wir doc, bei ber Löfung der und vor: 


gelegten fchwierigen Fragen jo jehr vonnötben haben. Dieſer gegenwärtige 
Landtag wurde einberufen auf Grund ber auch durch die pragmatifche Sanc⸗ 
tion garantirten Verfaffung. Seine Aufgabe ift: einige wejentlihe Punkte 
unjerer Gefege zu mobdificiven, den König von Ungarn - zu krönen, und bie 
glüdlicdere Zukunft bes Vaterlands zu begründen, Möge nun Ew. Mai. 


gnädigſt berücfichtigen, was bas für eine Rage wäre, wenn das Land gerade 


” 


‚da, wo es burd) feine Vertreter dieſes verfaſſungsmäßige Recht ausübt, in 


glem übrigen außerhalb ber Verfaffung flündel 50. Nächſt "der parlamen= 


== tarifchen Regierung und bem verantwortlihen Minifterium iſt die gefeß: 


lihe Autonomie ber Municipien, ber Gomitate, Diftricte 


und Städte das. zweite mwejentliche Erforberniß unjerer Verfaffung, und 


diefe beiden ftehen in unzertrennbarem Zufammenhang mit einander. 51. Alle 


Inſtitutionen Ungarns durchweht der Geift der Selbſtregierung; dieſer ver- 


einigt: bie beiten Sträfte zur Unterftüßung der Regierung; dieſer jegt ben 


‚gelegwidrigen Veberfchreitungen der amtlichen Gewalt Schranten ; bieler hat 


während unfres conititutionellen Lebens unfer Vaterland vor dem bureaufra- 
tifchen Syflem bewahrt, welches zu den Inſtitutionen, dem öffentlichen Leben 
und ben Gewohnheiten bes Landes in offenbarem Widerfprud ſteht. 52. In⸗ 
jolange jene Selbfiregierung ber Bebörden nicht wiederhergeftellt wird, welche 


bie Verfaſſung ihnen zugewieſen bat, fo lange kann das conftitutionelle 


Wirken des Volke nicht dev Regierung zur Hülfe dienen; in Grmangelung 


u 2 ber Oeffentlichkeit wird auch bie Controle mangelhaft fein, und barunter leibet 


am meiften das Vertrauen zu ben Beamten; die Verwaltung aber wird auf 
anderm Weg mit jolher Koftenerfparnig kaum zwedmäßig eingerichtet werben 


- tönnen. Die Autonomie der Municipien ift ein Hauptbeitandtheil ber Selb: 


fländigfeit der innern Regierung bes Landes, weiche ja auch Ew. Majeflät 


gnädigſt anzuerkennen gerubt hat. 53. Jedermann wünſcht es aufrichtig, 


daß die. objchwebenden wichtigen Fragen zur allgemeinen Zufriedenheit aus⸗ 


= : geglihen werden mögen. Die allgemeine Zufriedenheit aber fann man auch 


hei zwedmäßigen Veränderungen nur dann mit Gewißheit erhoffen, wenn bie 
Ideen auch beim Bolfe durch bie Kenntniß des Gegenflands und der Situation 
reif werden; biejes aber wird durch nichts Leichter bewirkt, die Befangenbeit 
und bie unbegründete Furcht vor bem Unbelannten wird burch nichts fchneller 
befiegt, als durch den öffentlichen Speenaustaufh. Was in biefer Richtung 
bie Preſſe feiften kann, das ift mehr theoretiſcher Natur und jedenfalls auf einen 





kleinen. Kreis bejcgränft, während bingegen jene Qeffentlichleit, welche mit bem 
conſtitutionellen Leben ber Municipien verbunden iſt, die Menſchen aus vers 
ſchiedenen Gegenden auf practiſchem Gebiet zufammenführt und bie durch ben 
Austauih der been geläuterten Begriffe üben in ihrer weitern Verzweigung 

. ihre Wirfung auch auf bie untern Schichten bed Volls aus... Wir find baber 
‚überzeugt, daß jene allgemeine Befriedigung, ohne welche ber Ausgleich nicht 
ſegenbringend fein Tann, durch nichts mehr befördert werben wird, als durch 
bie -Wiederherftellung ber gefegligen Autonomie ber Municipien. 54. Wir 
glauben auch nit, daß durch biefe Wieberherftelung ber Municipien auch 
nur zeitweilig weſentliche Schwierigfeiten für die Regierung bes Reichs ents 
ftehen könnten; benn wir find überzeugt, daß ber Reichsſtag auch mittlerweile 
bereit fein wird, bem verantwortlichen ungarischen Minifterium Ew. Majeſtät 

. jene Macht unb jene Mittel zu verleihen, welche zur Beleltigung folder 
- Schwierigleiten erforderlich fein werden. 55. Demzufolge hoffen wir zuver⸗ 
fihtlih, dag Ew. Majeftät diefe unjere Bitten guädigft erfüllen werten, ba 
fie durch die Beftinnmung unſerer Grundgefege, die Intereffen ber Verwaltung 

und durch bie politifche Opportunität im gleicher Weife begründet find.“ 
18. Febr. Sämmtlihe Minifter werben neuerdings zum Kaifer nad Peſth 
ı befieden, um bie Antivorten auf die ungarifhe und bie croatiſche 
Adreſſe feitzuftellen. 

20. „ (Croatien). Der Landtag bejäließt eine NRepräfentation an 
den Kaifer, die in GCroatien und Slavonien bereitS angedrbnete 
Recrutirung zu filtiren, bis ber Landtag die bezüglihen Beſtim⸗ 
nungen feitgejeßt haben werde. — Die Deputirten ber Militärgränge 
müfjen auf Befehl bes Kaiſers wieber nad) Haufe entlaffen werben. 

„» m Netheil in dem Stantsprocefle gegen bie Theilnehmer des Zriauler 
Putſches: 55 werden zu fünfjährigem ſchwerem Kerfer verurtheilt, 
12 von ber Inſtanz entbunden, 156 begnadigt, 3 für ſchuldlos 
erklärt, 


21. „ (Benetien). Die Demiffion bed Pobefla und ber Munts 
. eipalität von Venedig wird vom Kaifer angenommen. 


22. „ (Ungarn). Das Oberhaus nimmt den vorgeföhlagenen befons 
deren Abreßentwurf an, ber jedoch im Princip mit demjenigen bes 
Unterhauſes übereinjtimmt. | 

„.» ‚(Ervatien). Die Deputation bes Landtags überreicht dem 
Kaifer auf der Burg zu Dfen bie Adreſſe. Antwort des Kaifers: 
n... Die Erfüllung meiner Abjihten erwarte ich von bem freien eigenen 
Verftändnig, dem fich die getreue Nation in ihrem patriotiſchen Streben und 
bei leidenſchaftslos ruhiger Meberlegung nicht verſchließen wird. Alle gragen, 
welche das Intereffe bes Landes berühren, werben in. bem gegenwärtigen 
Augenblide durch die gewichtige und unabweisliche Forderung weit überragt, 
bie im Rechte begründeten gegenfeitigen Beziehungen ber unter ber heiligen 
Stephansfrone vereinigten Länder zu regeln und ihre innige ungertvennliche 
Berbindung mit meinem Gejammtteide in einer den Bebürfnifien ber Zeit 
- entfprehenden Weife zu fihern. Deßhalb hege ich ben lebhaften Wunſch, 
baß die zur Verftändigung mit der Vertretung meines Königreichs Ungarn 
führenden vorbereitenden Schritte von Seite bes croatijchen Landtags ohne 

- Zögern erfolgen mögen.“ 


2A, .B. (® Ö hmen). Die, Univerfität Prag richtet ‚gegen den: im. Land⸗ 
sg: von Rieger geſtellten und. von ber Majorität der Commiſſion 


unterſtützten Antvag auf Czechiſtrung ber Univerfität eine Denkſchrift 
an bie Staatsregierung, in ber ſie bie Frage für eine Reichs⸗ 
amgelegenheit erklärt. £ 
26. Febr. Laue Feier des Jahrestage der Februarverfaffung in den meiſten 
Kronländern. In Wien geht der Tag ganz fill vorüber. Nur in 
Prag wird er von ben Deutihen mit Nachdruck begangen. . 
n " Böhmen) Judenhetzen in verſchiedenen Theilen des König⸗ 
reihe.  -- 
27. „ (Ungarn). Der Katfer nimmt in Dfen bie Abreſſen beider 
Häufer des Landtags entgegen. In feiner Antwort. erwartet. er von 
ben Magnaten, daß fie „getreu ihrer trabitionellen Miffton dag 
Gewicht ihrer weifen Mäßigung geltend machen werben“, bem Unter: 
haufe erklärt er, daß er an ben Grundprincipien ber Thronrebe 
(j. 14. Dec. 1865) im Intereſſe der gefammten Völker Defterreich 
entſchieden feithalten müſſe. Nach der Antwort verläßt der Kaijer 
raſch den Saal und die Deputation zieht fich betroffen .ohme ben 
leiſeſten Eljenruf zurüd. Ar 
un (Srvatien). K.Antwortsrefeript auf die Adreſſe des Landtags: 
„Mit Befriedigung haben wir Euerer Adreffe entnommen, daß Ahr, ben 
negativen Standpunkt bes Jahres 1861 verlaflend, die durch bie Großmachts⸗ 
ftellung der Monarchie geforderte gem einfameBehanblungbergemeinfamen 
Angelegenheiten des Reiches, wie bieß in unferem Diplome vom 20. Oft. 1861 
als Grundgedanke ausgeiprohen wurbe, im Principe anerfennt, Da Ihr 
euch ſodann vollflommen bereit erflärt, zur Löfung der flaatsrechtlichen Fragen 
: im einer bie Machtftellung des Reiches fichernden Weiſe mitzuwirken, unb ba 
Ihr dieß am Zweckdienlichſten im Vereine mit bem Königreiche Ungarn thun 
zu Tönen vermeint, fo mögen wir Euch, damit bie Erledigung biefer 
dringenden Frage nicht durch formelle Bebenfen in bie Länge gezogen werbe, 
mit aller Wärme biemit aufgefordert haben, im Hinblicke auf bas in den 
Adreffen der beiden Häufer bes ungariſchen Landtages bereits Tundgegebene 
bereitwillige Entgegenkommen jofort zur Wahl einer Deputation zu ſchreiten, 
welche mit einer Deputation bes zu Peſth tagenden ungarifhen Landtages 
über das gegenjeitige ftantsrechtliche Verhältniß ſowohl, als über jenes zum 
Reihe in Unterhandlung zu treten hätte, wobei e8 Euch freifteht, unter 
„ Wahrung Eurer berechtigten Autonomie unb Durch Vorbehalt ber Beiltimmung 
. Eures eigenen Landtages Binlängliche Garantien für die Aufrechterhaltung 
Euerer nationalen. Intereffen zu gewinnen. Auf diefe Weife wirb es früher 
gelingen, ein das ſtaatsrechtliche Verhältniß ber Länder ber h. Stes 
phanskrone umfafjendes Inauguraldiplom zu Stande zu bringen und zu bem 
von uns und Euch gleich warm erjehnten Krönungsacte zu fchreiten. Eure aller: 
unterthänigfte Bitte um Vereinigung Dalmatiens mit Eroatien und Slavonien 
belangend, fehen wir uns wiederholt veranlaßt, Euch wegen ber vielen erft 
zu löjenden, bereitS in unferem f. Refceripte vom 8. Novbr. 1861 genau 
erörterten Vor fragen zu bedeuten, daß wir, an ber in unferem k. Refcripte 
vom 2. Nov. d. J. gegebenen Erklärung feithaltend, e8 ganz beſtimmt a b> 
- Sehnen müffen, vor Feſtſtellung des ſtaatsrechtlichen Verhältnifies Croatiens 
und Slavoniens zu Ungarn einerjeit3 und anbererfeits zur Gefammtmonardjie 
in eine weitere Erörterung biefer Frage einzugeben. So bereitwillig wir 
endlich anerfannt haben und wieder anerkennen, baß das gegenwärtige Gebiet 
der croatiſch⸗lavoniſchen Militärgränge einen integrivenden Theil diefer Ko⸗ 
nigreiche bilbet, jo bedauern wir dennoch, Cuch mit Entſchiedenheit erklären zu 
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müflen, baß bie Rückſicht auf die Wehrkraft unferer Gefammtmonardie es 
ung nicht geftattet, die beſtehende Verfaſſung ber Militärgränge durch fattifche 
Bereinigung berjelben mit bem Mutterlande unter einer gemeinfchaftlichen 
Provinzialadminiſtration aufzuheben, weil bei ber unbebingt nothwendigen 
Aufrechterhaltung ber Wehrkraft bie Inſtituirung von Givilautoritäten nur 
zu für ben Dienſt und bie Ordnung abträgigen Gollifionen führen wilrbe, 
Wir Tönnen mit um fo größerer Beruhigung für unſer väterliches Gewiſſen 
bei dieſem Beichluffe beharren, ald wir uns bewußt find, ſolche Fürſorge und 
ſolche Verbeſſerungen ſchon getroffen zu haben und noch treffen zu tollen, 
welche den Zuftand der Militärgränge weit mehr als einen Segen, benn als 
eine Beſchwerde fiir feine getreuen und tapferen Söhne erjcheinen laſſen. Wir 
geben uns ber auverfichtlichen Hoffnung Hin, daß Ihr mit politifchem Ver⸗ 
ſtändniß und mit der altbewährten Treue und Anhänglichfeit am unfere 
Perſon die Größe und bie Wichtigkeit des Womentes und bes Gegenftanbes 
erfalfen, unferem väterlihen wohlmeinenden Rathe nachlommen und nur 
bas Mögliche und praktiſch Grreichbare anftreben werbet. Dringend forbern 
wir Euch deßwegen auf, mit Vermeidung aller Nebenrüdfichten unb Beſei⸗ 
tigung aller Hinderniffe, und um auch dem ohnehin fchwer belafteten Lande 
nicht noch größere Opfer aufzubürben, zu ben bie Löjung ber für alle Völker 
unfered Reiches gleich wichtigen flantsrechtlichen Fragen bebingenden Maßs 
nahmen ungeſäumt zu fchreiten.“ 

Ein weiteres kgl. Refeript an ben Landtag lehnt feine Bitte um 
Einftelung der Recrutirung ab. 


Der Landtag proteftirt einjtimmig bagegen, daß Fiume und beffen 

Bezirk ohne Einwilligung des croatifchen Landtags in ein Separat⸗ 
verhältnig zum Königreich Ungarn treten könne. 
28. Febr. (Ungarn). Das Unterhaus Hört mit tiefem Schweigen den 
Beriht über ben Empfang der Adreßdeputation durch ben Kaifer an, 
Deak beantragt die Niederjegung einer 67er Commiſſion (52 Ungarn 
und 15 Siebenbürger) behufs Feſtſtellung ber gemeinfamen Reiche: 
angelegenbeiten. 


4. März. (Böhmen) Landtag: Univerfitätsfrag. Majoritätsantrag 
der Commillion (für Czechiſirung nad) Rieger), Minoritätsantrag 
(Befragung ber Univerſität). Erklärung bes Regierungscommiffärs. 
Der Minoritätsantrag wird mit 121 gegen 101 Stimmen verworfen. 


2. „ (Böhmen) Landtag: Univerfitätsfrage Es wirb ein vermit- 
telnder Antrag des Grafen Leo Thun angenommen, dahin gehend, 
baß es den Profefloren und Docenten der Univerfität Prag in Zu: 
funft frei ftehen folle, deutſch oder czechiſch vorzutragen und baß 
bie Eramina und Staatsprüfungen auch in czechiicher Sprache ſollen 
abgelegt werben können. Die Czechen, ber Abel und ber Clerus 
ftimmen dafür, nur die beutfche Partei dagegen. 

3, „ (Ungarn) Ein fehr einläßliches Reſcript des Kaifers in Ant: 
wort auf die Adreſſe des Landtags lehnt die Yorberungen befjelben 
ab und beharrt auf ben bisherigen Begehren der Krone im In⸗ 
terefle ber Gefammtmonardie: 

16 
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„Wir haben ſelbſt jenen Ländern unſeres Reiches, welche bieher Feine 
verfaſſungsmäßigen Rechte beſaßen, ſolche verliehen. Es liegt uns daher bie 
Forderung ferne, daß Ungarn feine verfaſſungemäßige Selbſtändigkeit und 
geſetzliche Unabhängigkeit zum Opfer bringe. Wir erwarten jedoch, und im 
Vertrauen auf bie Einfiht und klare Auffaſſung ber. Intereſſen des Landes 
fünnen wir es auch mit Necht erwarten, baß Ungarn feine verfafungsmäßige 
Selbftänbigfeit, beren nothwendige Grenzen wir in unſerer Thronrede im 
Geifte der pragmatiſchen Sanction vorgezeichnet haben, nicht zur eigenen Iſo⸗ 
Tirung, bie nur zur Schwäche führt, fondern als. Mittel zur Geltendmachung 
feiner wahren und bauerndben Intereſſen benliken wolle und werde. Die 
Ausübung bes berechtigten Einfluſſes auf bie gemeinfamen Angelegenheiten 
bildet einerfeits bie ficherfte Gewähr der geſetzlichen Selbftändigfeit des Landes, 
währenb andererfeits bie wohlthätige Wirkung dieſes Einfluffes fih aud in 
Bezug auf bie Wohlfahrt, Eicherheit und Macht des Neiches unverfennbar 
bethätigen wird. Mit Befriedigung werben wir baher ben Beginn ber bieß> 
bezüglichen Berathungen wahrnehmen und wir bezweifeln es nicht, daß im 
Berlaufe der eingehenden Berathung biefer Fragen auch bie Nothwendigkeit 
einer einbringligen Prüfung und zwedmärigen Modification der 1848er 
Geſetze von jeldft bervortreten ‚wird, Die Löſung der Trage ber gemeine 
famen Angelegenheiten findet nicht bloß in ber Feſtſtellung berfelben ihren 
befriedigenden Abſchluß, ſondern bedingt nothwendiger Weiſe auch deren ein- 
heitliche, gegen jebes Hemnmiß geficherte Behandlung, jo wie bie Begründung 
eines übereinſtimmenden Zuſammenwirkens jowobl ber gejeßgebenben, ale 
auch der vollziehenden Gewalt. Eine berartige felbftändige Behandlung ber 
bierauf bezüglichen NRegierungszweige, wie bieß ber 3. Gejegartifel vom 
Sabre 1848 ohne bem erforderlichen organiſchen Zuſammenhang beftimmte, 
ſchließt die Möglichkeit einer erfolgreichen Behandlung der — An⸗ 
gelegenheiten aus. Die Modification dieſer Geſetze iſt übrigens, wie wir 
dieß ſchon in unſerer Thronrede erklärten, auch aus dem Grunde nothwendig, 


weil einige Beſtimmungen bes 2., 3. und 4. Geſetzartikels vom Jahre 1848 


geradezu gegen unſere koͤniglichen Herrſcherrechte verſtoßen. Die Durhführ- 
barkeit ber im‘3. Geſetzartikel aufgeſtellten Regierungsform iſt durch ben im 
2. Artikel erwähnten, mit königlicher Vollmacht ausgeſtatteten Stellvertreter 
bedingt. Der Grundſatz ber durch die pragmatiſche Sanction begründeten Ein: 
heit der Monarchie, die darauſ beruhende Aufgabe unſeres Herrſcheramtes 
ebenſowohl als jene perſönlichen Gefühle, welche wir für unſer Königreich 
Ungarn in unſerem väterlichen Herzen hegen und welche una bewegen, dieſes 
unfer verfajjungsmäßiges Herrfcherrecht ummittelbar auszuüben, geftatten une 


nicht, in bie Beitellung eines ſolchen Stellvertreters jemals einzinvilligen ; 


gleihwie wir uns aud mit jener Beitimmung des 4. Gefehartifels nicht 
einverftanden erklären können, nach welcher bie Auflöfung bes Landtages 
vor ber Feſtſtellung bes Budget richt bewerfftelliget werben könnte. Wir 
wollen nicht bezweifeln, daß bie. Beweggründe, welche bie Anhänglichkeit des 
Landes an feine verfafjungsmäßigen Rechte zu einem jo hohen. Grabe ber 
Pietät fteigern, bafjelbe auch bort leiten werden, wo es fih um bie Unvers 


letzlichkeit der Rechte und Autorität der Krone handelt, welche ber Scylußftein 


ber Verfaffung find.” 


Weiter wird auf bie Schwierigkeiten aufmerkſam gemacht, welde ber 
fofortigen Wieberherftellung bes Municipalfyitems ſchon aus dem Grunde 
entgegenftehen, weil ohne die höchſte Gefährbung ber Bebürfniffe ber inneren 
Verwaltung bie provijorifhen Veftimmungen bes 16. und 17. Gefekartifels 
von 1848 nicht durchgeführt werben können. Die Gefete von Jahre 
41848 Haben, indem fie bie Geftaltung der Landesverwaltung veränberten, 
ohne biefelbe mit bdiefer altehrwürbigen Inflitution (dem Municipalſyſtem) 
in Einklang zu bringen, einen principiellen Gegenfab geſchaffen, deſſen Aus⸗ 
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‚gleihung nur auf Grund ber einbriuglichfien Prüfung und einer teiflichen 
Erörterung zu gewärtigen iſt“. Als ein folder Gefebartifel von 1848, deſſen 
Aufbebung „unabweisbar notwendig“, wird ferner ausdrücklich ber 22. 
über die Nationalgarde bezeichnet. „Winjchenswerth ericheint es außerdem 
— fährt hierauf das Reſeript fort — daB alle jene Beilimmungen ber Ges 
fee vom Jahre 4848, welche bisher dur uns nicht in Wirkſamkeit geſetzt 
worden find, jorgfältig geprüft werben. Dieje Geſetze, bie unter bem Drude 
ber damaligen welterkhütternden Ereigniſſe entitanben find, tragen ben Cha⸗ 
rakter der Weberftürzung an fih, wie benn bieß nicht nur aus ber theores 
tiſchen Prüfung berfelben hervorgeht, ſondern auch durch bie praftiiche Ers 
fabrung, 3. B. in Betreff des Wahlgeſetzes beſtätigt wird, beifen Anwendun 

nun ſchon zweimal verjucht worden ift. Hieraus folgt ſelbſtverſtändlich, ba 
wir in eine thatſächliche Wiederheritellung biefer Gefege, melde auf Grund 
ber Rechtscontinuität beanſprucht wird, im Gefühle unjerer NRegentenpflicht 
nicht willigen können, bevor biefelben forgfam überprüft, ben Anforderungen 
ber faktiichen Verhältniffe angepaßt und nach ben Lehren ber Erfahrung vers 
vollfommmet werben. Nicht eine nıomentane Befriedigung, jondern das Zus 
ſtandekommen bauerhafter und zwedentiprechenber Einrichtungen ift ber Wunſch 
unjeres väterlichen Herzens. Unſer Herrfcperberuf, fowie die Pflichten gegen 
alle unjere Völker verbieten es uns, vor Begründung ber zufünftigen Ord⸗ 
nung ber verichiebenen Zweige bes öffentlichen Dienftes ben beftehenben 
Organismus dem Aerfalle zuzuführen, bie Räder ber Staatsmaſchine zu 
hemmen, einen propiforiihen Zuftand mit einem andern proviſoriſchen zu 
vertaufchen und bieburch die begonnene Beruhigung der Gemüther in weis 
teren Kreijen zu erjchüttern. Die Vertreter des Landes fühlen gleichfalls bie 
Schwierigkeiten biefes Ueberganges und erflären fi in Betracht berjelben 
anftatt der Geltendmachung ber Anforderungen firenger Geſetzlichkeit zu einer 
billigen Berüdfichtigung ber Verhältniffe bereit. Yon ihnen hängt es ab, 
die Schwierigkeiten zu vermindern, welche unferem väterlichen Streben nad 
Wiederherſtellung ihrer Verfaſſung entgegenftehen, wenn fie geneigt find, ein 
erhöhtes Maß biefer Billigkeit der Beurtheilung ber gegenwärtigen Zuftände 
zuzuwenden. Niemand, mehr benn wir war von dem Gewichte dieſer Schwie: 
rigleiten und Hinberniffe durchdrungen, welche fit bem von uns begonnenen 
Werke ber Berftänbigung nicht bloß in Einer Richtung entgegenftellten. Dennoch 
haben wir mit Selbjiverleugnung und feſtem Gaticluffe begrüßt und ber 
gleitet von ben vertrauenspollen begeifterten Kundgebungen bes Landes, biejen 
Boden betreten, auf welchem wir mit Zuverficht ber bereitwilligen Unter: 
ftügung ber Stände und Vertreter bes Landes zu begegnen hoffen, fowie wir 
die Ehre des Erfolges mit dem Lande theilen werben, aud) das Gewicht ber 
Verantwortung das Land wie uns treffen wird. Unter ben bermaligen außer« 
gewöhnlichen Umftänden jehen wir bie alleinige Möglichkeit einer praftiichen 
Anwendung ber Rechtscontinuität darin, daß die Abänderung ber Gejege nur 
auf Grund einer Tanbtäglichen Vereinbarung zu geſchehen babe, berem Zus 
ftandefommen da8 Zufamntenwirfen ber berechtigten Zaftoren ber ungarijchen 
Geſetzgebung vorausjekt; einer Vereinbarung, gerechtfertigt durch das 
Zeugniß der Geſchichte, deren Blätter wiederholt lehren, daß unter ähnlichen 
Verhältniſſen ein gleiches Verfahren eingehalten wurde. Dieſer Vorgang 
erſcheint um ſo nachahmungswerther, je mächtiger die Erſchütterung war, 
deren bedauerliche Folgen zu beheben das Ziel unſerer gemeinſamen Beſtre⸗ 
bungen iſt. In dieſer Weiſe kann die Verſtändigung zu Stande kommen, 
können die Schwierigkeiten beglichen und alle jene Verhältniſſe geordnet 
werden, welche ins Reine gebracht und geregelt werden müſſen, wenn wir 
die Quelle künftiger Verwickelungen dauernd verſchließen wollen. Tief em⸗ 
pfinden auch wir das Gewicht der auf uns laſtenden Pflichten. Wir fühlen 
die ſtaatsrechtliche Bedeutung ber königl. Salbung und die Heiligkeit des 
Eides, mit welchem ber gefrönte König die unverbrüchliche Aufrechterhaltung 
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ber Berfaffung gelobt. Aber chen weil wir bie Krönung nicht bloß für eine 
feierliche Geremonie halten, fünnen wir in die Wieberheritellung ſolcher geſetz⸗ 
lichen Beitimmungen nicht willigen, beren unverlepte Aufrechterhaltung mit 
unſerm Eibe zu befräftigen, uns unfer religiöfes Gefühl und demmach bie 
Stimme unſers Gewiſſens verbietet. Wir find überzeugt, daß in biefen uns 
fern religiöfen Gefühlen bie lanbtäglich verfammelten Stände und Vertreter 
bie fiherfte Gewähr für ben verfaflungsmäßigen Beſtand bes Landes erkennen 
werben.” Der nächſte Abſatz enthält die nicht ganz wirverklaufulirte Zuſage 
einer Amneftie nach der Krönung. „Nachdem diefer feierliche Act hoffentlich 
zugleich ben Schwankungen des politiihen Lebens ein Ende machen wirb, 
werden wir... obne Gefährdung der öffentlichen Orbnung das edelſte unfrer 
fgl. Rechte in vollem Maße ausüben können“. In Betreff ber Ergänzung 
bes Landtags aus Croatien, Fiume ꝛc. zc. wird beren „eingehende Verhand⸗ 
fung” dem Zeitpunkte vorbehalten, wo die Reſultate ber Verhandlungen bes 
croatifchen Landtags in Folge des k. Reſcripis v. 27. Febr. vorliegen werben, 
„da bieje Frage mit der glüdlichen Löſung ber ſchwebenden ftantsrechtlichen 
Verhältniſſe Croatiend und Slavoniens in enger Verbindung ſtehen“. Die 
Zuſicherung des Landtags wegen ber gegen alle Klaffen ber Bevölferung ohne 
Unterfchieb der Religion unb Sprache zu übenden Gerechtigkeit und Billigfeit 
wird „mit Vergnügen” gutgeheißen und bereitwilligfte Förderung ber dahin 
zielenden legislativen Beftrebungen zugelagt, worauf das Mejcript mit fol⸗ 
genden Worten fließt: „Von ber energiihen Thätigfeit und weiſen Fürſorge 
ber lanbtäglid) verfanmelten Stände und Vertreter hängt es nunmehr ab, 
jenen Zeitpunkt zu beichleunigen, wo uns ſolche Entwürfe unterbreitet werben 
Können, welche mit unjern Diajeftätsrechten, den berechtigten Anforderungen 
unfers Reiches und ben billigen Anſprüchen ber Nebenländer im Einklange 
ſtehen. Wir werben jenen Moment zu den glüdlichften unferes Lebens zäh: 
Ien, in welchem wir das berubigende Bewußtjein fchöpfen werben, baß wir 
durch bie k. Beftätigung biefer Entwürfe bie wahre Wohlfahrt Ungarns und 
aller unjerer Völker befördert und den Grunbftein niebergelegt baben, auf 
bem ſich die erhöhte Wohlfahrt, die Kraft und Sicherheit, P wie die Macht 
unjerer Monarchie dauernd erheben Tann.“ 


3. März. (Siebenbürgen) Die fähfiihe Nationsuniverfität beſchließt 


5. 


in Webereinftimmung mit ihrer Nepräfentation vom 6. November 
1865 eine neue Repräfentation an ben Kaifer, unter ausführlicher 
Darlegung ihrer Rechtsbedenken und Rechtsverwahrungen dahin 
gehend: 

„Se. Maj. möge ben geſetzlichen Einfluß Siebenbürgens auf bie verfaſ⸗ 
ſungsmäßige Rechtsgeſtaltung des Reiches ungeſchmälert wahren, und die 
über die Vereinigung Siebenbürgens und Ungarns obſchwebenden Fragen der 
verfaſſungsmäßigen abgeſonderten Berathung und Schlußfaſſung des ſieben⸗ 
bürgiſchen Landtags nach deſſen geſetzlicher Competenz vorbehalten.“ 
„C(Croatien). Der Landtag weist das k. Reſcript vom 27. Febr. 
an eine Commiſſion. Die Unioniften, 39 Stimmen, wollen fofort 


nah Peſth wählen. 
„ Das Kaiferpaar Fehrt von Peſth-Ofen wieder nah Wien zurld, 


7—13. März. Sibungen des Marſchallsraths unter dem Vorſitze des 


Kaifers. Einberufen find zu demfelben: die Commandanten aller 
4 Armeen und jämmtliher 12 Armeecorps, mit wenigen durch per- 
jönlihe Verhältniffe begründeten Ausnahmen, die Adjutanten und 
GSeneralftabschefs diefer Armeen und Armeecorps, endlich einige in 
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Wien befinblie militäriſche Motabilitäten, wie ber alte Yelbmarfchall 
Heß unb mehrere Offiziere des großen Generalſtabs. 

8. März. (Croatien). Landtag: Debatte über das königliche Reſcript 
vom 27. Februar. Es wird beſchloſſen, zu den Unterhandlungen 
mit Ungarn eine Deputation von 12 Mitglievern abzufenden, je- 
doch nicht mit unbebingter Vollmacht, fonbern mit gemefjenen In: 
ftructionen. 

9. „ (Ervatien). Landtag: Debatte über bie Smftructionen für 
bie Deputation nad Peſth. Es wirb barin mit 64 gegen 56 St. 
beichloffen: 

„Strenges Feilbalten an bem Grundſatze, daß das breieinige Königreich 
in dem für die Behandlung der gemeinſchaftlichen Reichsangelegenheiten zu 
ſchaffenden Lentralorgan direct und als beſondere politifche Individualität 
vertreten ſein ſoll.“ 

Die unioniſtiſche Partei enthält ſich in Folge dieſes Beſchluſſes 
der Theilnahme an der Wahl der Deputation. 

11. „ Einer allerhöchſten Entſchließung zufolge ſollen vom Jahre 1866 
an bis 1870 einſchließlich Werbungen für das öſterreichiſche Frei- 
willigencorps in Merico ftattfinden. Die Anzahl ber anzumwerbenben 
Mannſchaft wird alljährlih nah Maßgabe des Bedarfs feftgefebt 
werben, barf jedoch 2000 Mann nicht überfteigen, nrit Ausnahme 
des gegenwärtigen “Jahres, für welches dieſes Marimum verboppelt 
"it. Damit die günftige Jahreszeit zur Ueberſchiffung nad) Merico 
(der Anfang des Monats Mai) nicht verfäumt werbe, follen in 
biefem Frühjahr vorläufig nur 1000 Mann angeworben werden. 

14, „ Auch nah dem Schluffe der Sibungen bed Marſchallsrathes 
dauern bie militärifchen Conferenzen zu Wien noch fort, weshalb 
auch der Ehef der ital. Armee, FZM. Benedek, feine Wieberabreife 
von Wien verfchiebt. 

15. „ Das ungarifhe Landescommando erhält Befehl, fofort einen be 
trächtlichen Theil der Pefth-Dfener Garnifon nad Böhmen abzu: 
jenden. Auch aus anderen Provinzen werben Truppen nad Böhmen 
beorbert. Bereits heißt es, daß FZM. Benedek beſtimmt fei, den 
Dberbefehl über eine in Böhmen aufzuftelende Armee zu über: 
nehmen. 

Oeſterreich entichließt fid) zu einem neuen Schritt der Annäherung 
an Stalien, indem es ben Conſuln ber einverleibten italienifchen 
Staaten bezüglih aller Provenienzen aus bein Königreich „Italien 
die Befugniß entzieht, die Confulargerichtsbarkeit über Fahrzeuge, 
Mannichaften, Baflagiere und Waaren auszuüben. 
„ (Eroatien). Der Landtag beichließt, den Proteftanten . in 
Croatien und Stavonien Religionsfreiheit zuzugejtehen. 

16. „ Kine Eireularbepefhe an bie öſterr. Geſandten bei mehreren 

daeutſchen Höfen ſtellt für den Fall, daß eine an das k. preußiſche 
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16. 


17. 


19. 


20. 


21. 


22. 
24. 


Geſtecreich. 


Cabinet zu richtende Anfrage über deſſen kriegeriſche Abſicht nicht 


befriedigend ausfallen ſollte, eine Anrufung des Bundes mit Rück⸗ 
ſicht auf den Art. 14 der Bundesacte in Ausſicht und ſtellt derſel⸗ 
ben zur Erwägung anheim, inwiefern für den Fall, daß mit einer 
Bedrohung des Bundesfriedens burdy Preußen bie Vorausſetzung 
bes Art. 19 der Wiener Schlußacte eintreten follte, bie Kriegs- 
bereitichaft der Bunbescontingente in Ausfiht zu nehmen fei (fiehe 
Deutſchland). 


März (Böhm en). In Folge der mehrfach ausgebrochenen Juden⸗ 


crawalle wird in den betreffenden Bezirken das Standrecht pro⸗ 
clamirt. 

„ Anfrage in Berlin bez. Gaſteiner Convention. Antwort Bis⸗ 
mards. Die deutihen Regierungen werben telegraphiſch verftänbigt, 
daß Defterreih weitere Schritte am Bunde einjtweilen filtirt babe. 
u (Ungarn). Der Landtag wählt auch feinerfeitS bie Deputation 
behufs einer Berfländigung mit Croatien, bejchließt aber, ll 
feine betaillirten Inſtructionen zu ertheilen. 

„ (Böhmen). Landtag: Debatte über die Frage einer Aoreffe 
on ben Kaifer mit ber Bitte um Aenderung ber Landtagswahl: 
ordnung (zum Nachtheil des beutichen Clementes). Der Antrag ber 
deutſchen Minorität der Commillion wird mit 119 gegen 110 ©t. 
abgelehnt. 98 deutſche Abgeordnete legen Proteſt ein, baß bie 


Frage mit bloß abfoluter Mehrheit entfchieben werben dürfe, indem 
dafür verfaffungsmäßig vielmehr eine Dreiviertelömehrheit erforber- 


lich ſei. 

„(Ungarn). Das Unterhaus beſchließt in namentlicher Abſtim⸗ 
mung einſtimmig eine Antwort auf das k. Reſcript v. 3. d. Mts., 
in welcher verſprochen wird, den Theil des Reſcripts, der ſich auf 
Die gemeinfamen Verhältniſſe und auf bie Revifion einiger heile 
ber 1848er Geſetze bezieht, gleichzeitig mit dem auszuarbeitenben 
Entwurfe über bie gemeinfamen Angelegenheiten eingehend zu behan: 
bein, beharrt dagegen auf der Forderung factifcher Anerkennung ber 
Rechtscontinuität. 

„ (Böhmen) Landtag: Die Woreffe an den Kaifer bez. Abän- 
berung der Landtagswahlordnung wirb mit 119 gegen 98 Stimmen 
genehmigt. Erklärung bes Oberſtlandmarſchalls, daß die Dreiviertel: 
mehrheit in biefer Frage feine Anwendung finde, 

„ (Ungarn). Das Oberhaus jebt bie Berathung der vom Unter: 
haus befchloffenen und ihm „zur Zuftimmung“ übermachten Antwort 
auf das Reſcript vom 3. d. M. erft auf den 16. April an. 

„ (Ungarn). Der 67er Ausihuß für bie Bemziniomen Angelegen: 
heiten conftituirt ſich. 

„ Preußen richtet eine Cireulardepeſche an die beutfehen Regierungen 


mit ber Anfrage, „ob unb in welchem Maße es auf ihre Unter: 
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ſtützung zu rechnen babe für ben Fall, daß es won Defterreih an 
‚gegriffen, ober durch ungweibeutige Drohungen zum Kriege genöthigt 
werde“. Keine derſelben entfpricht dem Anfinnen Preußens. Die 
meiften verweilen dasſelbe einfach an ben Bund (ſ. Deutichland). 

27. Be (Salizien). Landtag: Debatte über den Antrag, an ben 
Kaifer die Bitte um Cinfeßung eines galiziihen Hoflanzlers zu 
richten. Die Ruthenen, an. ihrer Spibe ber Erzbiſchof Litwinopic, 

‚ erflären fi entſchieden bagegen und verlaflen ben Saal, Die 
Adrefje wird von ben zurüdgebliebenen 84 Mitgliebern einftimmig 
beichloffen und eine Deputation zur Ueberreichung berjelben an ben 
Kaiſer gewählt. 

28. „ Kine Cabinetsorbre des Königs von Preußen befiehlt, die preitß. 
Armee in Kriegsbereitſchaft zu fehen. 

28: „ (Ungarn). Landtag: Die 67er Commiſſion befchließt, bei Bes 
rathbung ber Trage über bie gemeinfamen Angelegenheiten nur bie 
prineipiellen Grundlagen feftzuftellen, dagegen auf Detailerörterungen 
fih nicht einzulaflen. 

31. „ Eine Depefhhe bes Grafen Mensborff an bas preußiſche Cabinet 
proteftirt, daß „den Abfichten des Kaiſers nichts ferner Tiege, als 
ein offenflves Auftreten gegen Preußen“, erflärt, daß Oeſterreich „feft 
entichloffen fei, ſich feinerfeits nicht in Widerſpruch mit den Beftim- 
mungen bes Art. 11 der Bunbesacte zu ſetzen“ und wünſcht, daß 
Preußen „ebenfo beitimmt und unzweideutig“ ben Verdacht eines 
beabfichtigten Friedensbruches zurückweiſen möge (|. Deutſchland). 


6. April. Eine Depeſche des Grafen Bismarck erklärt in aller Form, 
daß „den Abſichten Sr. Maj. des Königs nichts ferner liege, als 
ein Angriffskrieg gegen Oeſterreich“ (ſ. Deutſchland). 

7. „ In Antwort auf bie preußiſche Depeſche vom 6. d. M. verlangt 

nunmehr Defterreih von Breußen, daß basfelbe die am 28. v. M. 

erlaffene Mobilifirungsorbre zurüdnehme. 
©. Ergänzungsheft ©. 32. 

(Tyrol). Der Beſchluß bes Landtags vom 3. Febr. bes. pro: 

a her Gemeinden wird vom Kaifer fanctionirt. 

9, „ Preußen trägt in Zranffurt auf eine Reform ber Bunbesverfaflung 

- an (f. Deutſchland). 

11. 5 Benetien) Graf Bembo wird in Venedig neuerbinge mit 
großer Mehrheit zum Podeſta gewählt. 

15. „ Preußen verlangt von Oeſterreich, daß dieſes, welches zuerſt ge⸗ 
rüſtet habe, auch zuerſt abrüſte (ſ. Deutſchland). 

18. „ Oeſterreich erklärt Preußen, daß es zuerſt abrüſten wolle, wenn 
Preußen am gleichen ober doch am nachfolgenden Tage ebenbasfelbe zu 
thun ſich verpflichte (ſ. Deutichland). 

S. Ergänzungsheft S. 40. 
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18. Apr. (Ungarn). Das Oberhaus ertheilt der Abreſſe des Unterhauſes 

an den Kaifer vom 19. März mit 106 gegen 102 Stimmen ſeine 
Zuſtimmung. Die Belleität der Magnatentafel, gegenüber dem 
Unterhauſe eine eigene Politik ee zu wollen, nimmt damit 
ein. Ende, 

u rn (Salizien). Landtag: Der Ausſchuß trägt auf Verwerfung 

der Regierungsvorlage bez. Theilung des Landes in zwei Gtatt- 
haltereigebtete unter einem Generalgouverneur an. Die NRuthenen 

‘ erflären fi für die Megierungsporlage und fehr heftig gegen ben 
Ausſchußantrag. Der Antrag wird jedoch von ben Polen mit Mehr: 
beit zum Beſchluß erhoben. 

21. „ Preußen geht auf den Vorſchlag Defterreiche v. 18. d. M. bez. 

“gleichzeitiger Abrüftung nicht unbedingt ein (ſ. Deutſchland). 

22. „ Die Regierung befchließt plötzlich, die italienifhe Armee zu ver: 
ftärfen und auf den Kriegsfuß zu feben. 

„.:n (üngarn:Eroatien) Beginn ber Verhandlungen ber fog. 
Regnicolarbeputation über das Tünftige Verhältniß zwilchen Ungarn 
und Croatien in Peſth. Diejelben werben in beutiher Sprade 
geführt. 

24. „ Der Kaifer erläßt auf Grundlage des Septemberpatents ohne 
Zuſtimmung des Reichsraths ein Geſetz, wodurch der Finanzminiſter 
ermächtigt wird, gegen Verpfändung der Domänen ein Anlehen im 

. Rominalbetrage von 60 Mil. fl. in Pfandbriefen abzuſchließen. 

26. „ Defterreih ſucht in einer Depefche des Grafen Mensborff an 
Preußen feine Rüftungen gegen Italien zu rechtfertigen und hofft, 
daß Preußen dennoch abrüften werde, indem es bemfelben nochmals 
eine Löſung ber fchleswig-holfteinifchen Frage innerhalb des bisheri- 
gen Bundesrechts vorſchlägt, zugleich aber mit der Drohung, im 
Fall einer Ablehnung die ganze Angelegenheit dem Bunde zur Ent: 
ſcheidung zu überantworten und Holftein felbft durch Einberufung 
feiner Stände daran zu betheiligen (j. Deutjchland). 

» » (Ungarn). Der Kaifer nimmt die neue Adreſſe des Landtags 
vom 19. März entgegen und ermahnt in feiner Antiwort, die Unter: 
breitung der Bereinbarungen bez. ber gemeinfamen Angelegenheiten. 

: = 3% befchleunigen. 

30. „ Preußen erklärt in einer Depefche des Grafen Bismard nur 
dann abrüften zu Können, wenn Defterreih auch gegen Italien wie⸗ 
ber abrüfte (ſ. Deutſchland). 


3. Mai. Brand auf der Fregatte Novara in Pola. Es ergibt fi, bag 
das Feuer durch Italiener angelegt worden ift. 

„ (Ungarn). Landtag: Die 67er Commiflion wählt für die ge: 
meinfamen Angelegenheiten eine 1der Subeommilflion. 


x 


S 
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4. Mai. Eine Depeſche des Grafen Mensborff an Preußen lehnt bie 


Oz 


11. 


12. 


n 


Abrüftung gegen Italien entſchieden ab (|. Deutichland). 

„ Preußen mobilifirt jett wirklich den größten Theil’ feiner Armee. 
„ Erzherzog Albrecht geht nach Verona ab, um ben Oberbefehl 
über bie italienifhe Armee an der Stelle Benebels zu übernehmen. 
» Der Kaifer erläßt auf Grund des Septemberpatents ohne Zu: 
flimmung des Reichsraths ein Geſetz, giltig für das ganze Reich 
mit Ausnahme DVenetiens, wonach der Staat von ber Nationalbant 
die Noten zu 1 fl. und zu 5 fl. im Betrage von 112 Mill. über: 
nimmt, biejelben für Staatsnoten erflärt und ihnen Zwangscurs 
gibt. Die Nationalbant bat biefen Betrag dem Staate fofort in 
Banknoten höherer Appoints zu vergüten. Die neue Schuld wirb 
unter bie Ueberwachung der Commiflion zur Controle ber Staats: 


ſchuld geftellt und fol nicht über den Betrag von 150 Mil, erhöht 


werden. DBegründet wirb die Mafregel im Eingange bes Geſetzes 
bamit: 

„Um beu Staat in die Lage zu jeßen, ben buch bie Außern Verwidluns 
gen und Ktriegsbedrohungen gefteigerten Anforderungen an die Finanzen in 
einer Weiſe Genüge zu leiften, baß einerfeits Meinen Völkern eine Vermeh⸗ 
tung der Steuerlaften nicht aufgebürdet werde, andererſeits die bisherigen, 
mit großen finanziellen und volfswirtbichajtlihen Opfern erzielten Erfolge 
in Anbahnung einer feiten Landeswährung thunlichſt erhalten bleiben.“ 

Die officidfe Preſſe jucht zu bemweilen, baß durch biefe Maßregel 
bie Bankacte vom 3. Ian. 1863 nicht verlebt fei. Die öffentliche 
Meinung fpriht dagegen überwiegend bie Ueberzeugung aus, baß 
bieß der Fall und baß die Herftelung der Valuta bamit wieber 
auf unbeftimmte Zeit hinausgefchoben fei. 

„ Der Kaifer befiehlt, die ganze öſterreichiſche Armee auf ben 
Kriegsfuß zu feben und die Norbarmee an ber böhmifchen und 
ſchleſiſchen Gränze zu concentriren. 


„ Die Staatsfhuldencontrolcommiffion beſchließt einftimmig, einen 
ſehr energifchen Beriht an den Kaifer zu richten, in dem fie bie bie: 
herigen Finanzoperationen des Grafen Lariſch einer herben Kritik 
unterzieht und dahin fchließt: 

„Wenn fich fchon hierdurch die Weberzeugung aufbrängen mußte, baß in 
Defterreich die Mitwirkung der Volfövertretung, deren Wirfjamfeit von Em. 
Maj. ohnehin nur zeitweilig fuspenbirt wurde, bei ber Verwaltung der Reichs: 
finanzen durch längere Zeit ohne bie fchwerften Nachtheile nicht mehr entbehrt 
werben Fönne, fo wird dieje Weberzengung geradezu unwiderftehlid Ans 
gefichts der Verwidlungen, welche gegenwärtig ben Frieden bebrohen, und 
ber im Drange ber Verbältnifje ergriffenen finanziellen Maßregeln.“ 

„ FZM. Benedek hifft in Wien ein, übernimmt ben Oberbefehl 
über die Nordarmee und erläßt feinen erften Tagsbefehl. 

„ In Folge eines aus Wien eingetroffenen Befehls wirb bem 
franzöfiihen Dampfer Tampico bie Einſchiffung ber äfterreichiichen 
Freiwilligen nah Merico (im Widerſpruch mit der kaiſerl. Ent: 
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‚föließung vom 11. März) — ——— von — 
unterſagt. 


17. Mai. Der Siadtrath von Prag beſchließt gegenüber ben feiegerifcjen 


18. 


20. 


22. 
24. 


25.3 


26. 
37, 


Ausſichten einſtimmig (Deutſche und Czechen), eine Loyalitaͤtsadreſſe 
an den Kaiſer zu richten. 
„ Bei Florisdorf ſind 20,000 Arbeiter mit der Errichtung von 
Erdforts und eines befeftigten — zum Schutze der 
Hauptſtadt beſchäftigt. 
„Beginn des Aufmarſches der Nordarmee und Einſtellung aller 
Eiſenbahnzüge in Böhmen zu dieſem Behufe. 
„ Kaiſer Ferdinand ſiedelt von. Prag nad Innsbruck über, 
„» Die Amfignien der böhmiſchen Krone werden von Prag nach 
Wien gebracht. 

Ein auf Grund des Septemberpatents octroyirtes Geſetz erhöht 
den Betrag ber Münzſcheine zu 10 kr., gegen das Geſetz vom 
17. Nov. 1863, von 4 wieder auf 12 Mil. fl. — Um das von 


ber Notenfabrication nicht betroffene Venetien in Mitleidenschaft zu 


ziehen, wird demſelben ein Zmwangsanlehen von 12 Mil. Gulden 
aufgelegt. 
„ Das ganze Hauptquartier Benedek's geht von Wien nad DI 
müß ab, 
„ Der Finanzminifter fieht ſich genöthigt, den Bericht der Staats⸗ 
Ihulden-Gontrolcommiflion vom 11. d. M. zur Beröffentlihung ge: 


langen zu laſſen. Die officielle „Wiener Ztg.“ begleitet denſelben 


28. 
29. 


mit Bemerkungen, wobei fie dem Ruf der Commiflion nad Her: 
ftellung ber Februarfaſſung mit der Erklärung begegnet: 

„Was die Controlsgommiffion anzuführen unterließ, Toll bier ausgeſpro⸗ 
hen "werben, bay nämlich die Möglichkeit eines Tebensfähigen Verfaſſungs⸗ 
zuſtandes nur durch die Einigung der Völker ‚gegeben und dieſe nimmer: 
mehr dur ein Zurüdgreifen auf Formen erzielt wird, welche thatjächlich 
den Zwieſpalt unter ben Völkern nenährt haben.” 

„ (Ervatien) Die Stabtrepräfentang von Agram richtet Ange: 


fihts der Kriegsgefahr eine Loyalitätsadreffe an den Kaifer. 


'» (Ungarn). Der Bürgerausfhuß von Vefth richtet Angefihts ber 


— ———— eine Loyalitätsadreſſe an den Kaiſer. 


1. an Defterreihh überantwortet die Entſcheidung ber fchleswig-hol: 


fteinifhen Verwickelung dem Bundestage und Tnüpft feine Theil— 
nahme an ber von den neutralen Großmächten vorgejchlagenen 
Friedensconferenz an Bedingungen, die einer Ablehnung gleichfommen. 
Die neutralen Großmächte erklären auch wirklih, in Folge ber 
Haltung Oefterreihs auf ihren Plan verzichten zu wollen. 

©. bie Erklärung Defterreihs am Bunde und bie erfte Oepeſche an bie 
ee RE im Ergänzungsheft S. 90 u, 92, bie awerte Depeiche 
vorn 
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2. Juni. Der öfter. Statthalter in Holſtein ruft. die dortige Ständever: 


7. 


9. 


ſammlung auf ben 11. d. M. nach Itzehoe zuſammen. 


„Die Breußen rücken mit großer Uebermacht in Holſtein ein, 


Die Defterreicher räumen Kiel. und concentriren ſich unter Proteſt 
um Altona. 

„ Ein kaiſerl. Handſchreiben an den Fürſten Colloredo-⸗Mannsfeld 
drückt, unter Bezugnahme auf den Vortrag der Staatsſchulden⸗ 
Controlcommiſſion vom 11. Mai, die Befriedigung des Kaiſers aus 
über die Ordnung im Staatsſchuldendienſt, will es der patriotiſchen 


Abſicht der Commiſſionsmitglieder zu gut halten, daß ſie geſetzlich 


10. 


11. 


12. 


14. 


1 


or 


fanctionirte Finanzmaßregeln in Erörterung gezogen und politijche 
Erwägungen baran geknüpft hätten, und ſichert das Necht der Böl- 
fer zu, durch ihre legalen DBertretungen bei ber Geſetzgebung und 
Tinanzgebahrung beichließend. mitzuwirken. Die off. „Wiener Ztg.“ 
veröffentlicht gleichzeitig einen Vortrag des Finanzminiſters an ben 
Kaifer, buch welchen er fi gegenüber der ſcharfen Kritif ber 
Staatsfhulden-Controlcommijjion in ihrem Beriht vom 11. Mai 


zu rechtfertigen ſucht. 


„ Der preußifhe General in Holitein übernimmt die Verwaltung 
auch dieſes Herzogthums, löſt die bisherige Landesregierung auf 
und verhindert mit Gewalt den Zufammentritt der Ständeverſamm⸗ 
lung in Itzehoe. 

„Der öſterreichiſche Statthalter in Holjtein erllärt, baß er ber 
Gewalt weiche. Defterreih klagt am Bunde gegen Preußen wegen 


“ gewaltthätiger Selbfthülfe in Holftein und trägt auf Mobilmachung 


ber ganzen Bunbesarmee, die preuß. Bunbesarmeecorps allein aus: 
genommen, nad Art. XIX der Wiener Schlußacte an. 

©. bie — Gablenz und den Antrag Oeſterreichs im Ergän⸗ 
zungsheft S. 

Die en räumen. bie Bundesfeftungen und Frankfurt. 
n Die Defterreicher räumen Holſtein. Defterreih ruft feinen Ge— 
jandten in Berlin ab und ftellt dem preuß. Gefandten in Wien 
feine Päſſe zu. 
» Der Bundestag erhebt mit 9 gegen 6 Stimmen ben Antrag 
Deiterreihs zum Beſchluß. Preußen erklärt denjelben für bunbes: 
widrig und ben Bund dadurch für gebrochen und verläßt die Bun- 
desverſammlung. Abſchluß einer. befondern Militärconvention mit 
Bayern, durch welche fich bie öſterr. Regierung ausdrücklich verpflich- 
tet, Feine einfeitigen Friedensverhandlungen mit Preußen zu führen, 
vielmehr folche Verhandlungen nur unter Theilnahme eines Bevoll⸗ 
mächtigten Bayerns einzuleiten und im Einverftändniffe mit biefem 
abzuſchließen“. (S. ben vollitändigen Wortlaut ©. 91). 
„ Der Gemeinderat von Wien erläßt eine Royalitätsabreffe an ben 
Kaiſer. Kriegeriſche Antwort bes Kaiſers. 
„Preußen richtet Sommationen an Sachſen, Hannover und Kur⸗ 





17. 


18, 


bunbeögetreuen Regierungen ansbrädtid ihren Befibitand garantire 
und läßt fih auf tie Klage Sachſens gegen Breußen mit Bayern 
beauftragen, die preußiſche Bergewaltigung Sachſens „mit Gewalt 
zurüdzinveilen und zu einem jolchen Borgehen ohne Aufſchub das 
Nöthige vorzulchren”. 


„ Kriegemanifeft des Kaifers an feine Bölfer. (Siehe dasſelbe 


€. 102). 


„ (Groatien). Tie ceroatiihe Deputation verläßt Peith wieder, 


ohne einen Ausgleih mit den Ungarn zu Stande gebracht zu haben. 
Ter bem Yanbtag erflatite Beriht der Deputation beginnt mit 
einer Aufzählung ber Punkte, bei denen in Bezug auf die frühern ſtaatsrecht⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen Ungarn und Groatien die Anfichten der beiden 
ee ber Teeputation auseinandergegangen, unb jährt ſodann fort, wie 
olgt: „Tiefe Unterfchiebe, jo groß fie auch fein mögen, find nidyt enticheibend, 
dba wir auch beim Vorhandenſein derfelben auf Grundlage vollfommener 
Gleichberechtigung mit ber ungarifchen Deputation verhandeln konnten und 
gegenwärtig factifch jene geleblichen Rechte ausüben, welche uns jür bie Ver⸗ 
gangenheit abgelprochen werben. Dagegen find folgende Puncte entſcheidend: 
1) Wir fagen, daß für das bdreinige Königreich in jedem Falle eine feparate 
Krönungsurfunde verabredet werben muß; bie ungarifhe Teputation jagt, 
daß nur eine und gleihlantende Krönungsurkunde vorhanden fein darf, welche 
indeffen in einer befondern Ausfertigung auch für bas breieinige Königreich 
ne werden kann. 2) Wir fügen, Fiume ift ein integrirenber Be⸗ 
andtheil des breieinigen Königreichs, und dieſe Hafenftabt Tann nur durch 
dieſes Königreich mit ber ungariſchen Krone verbunden werden; die ungariſche 
Deputation will dieß aber keineswegs anerkennen. 3) Wir haben gewünſcht, 
daß dieſe Frage vertagt werde, bis die Hauptſache gelöſt iſt; auch bie unga⸗ 
riſche Deputation Außerte den Wunſch, daß dieſerwegen ber Faden ber Ver: 
handlungen nicht abgebrochen werde. Dabei betonte fie aber ausbrüdlicd, 
baß fie weber felbft anerkennen, noch bem Landtage zur Anerkennung empfeb: 
len kann, daß Fiume zu Groatien gehört. 4) Mir fagen ſchließlich, daß unfer 
Verhättnig zu Ungarn fo lange nicht geregelt werden Tann, bis nicht bie. 
Veziehungen aller Sönigreihe und Länder der ungarifchen Krone gegenüber 
ber Sefanımtmonardhie geregelt find. Unſer Präſident bat bei der erften 
Zuſammenkunft der ungariſchen Deputation eröffnet, daß biefe zwei Fragen 
ungzertrennlich feien unb daß wir bewegen wünfchten, uns mit Ungam zu 
verſtändigen, um gemeinfchaftlich bei der Loſung diefer Fragen mitzuwirken; 
bie ungarifhe Deputation fagte, daß fie mit uns nur dahin verhandeln 
könne, auf welche Art wir im ungariihen Landbtage vertreten fein wollen, 
was nach unferer Anficht fo lange nicht fein kann, bis unfere Beziehungen 
egenilber Ungarn nicht gänzlich geregelt und ins Heine gebracht worden 
find. Die hängt aber wieder, wie ſchon gejagt, von ber Negelung ber Bes 
ziehungen gegenüber ber Geſammtmonarchie ab. In biefen wichtigen Puncten 


delerteich | 258 


bifferirend, Tonnten ſich die RegnicolarsDepntationen nicht einverſtehen, noch 
fonnten wir die Verhandlung zu Enbe führen, welde uns durch den Land⸗ 
tag zur Aufgabe gemacht mar.“ 


18. Juni. Der Bundestag in Frankfurt beichließt, da nun auch Kurheffen 


24, 


25. 


und Hannover gegen Preußen klagen und Hülfe verlangen, daß 
nicht bloß Defterreih und Bayern, fondern alle in ber Verſamm⸗ 
lung vertretenen Regierungen verpflichtet jeien, dem gemaltthätigen 
Vorgehen Preußens entgegenzutreten. 

„ Die Armeen Preußens fegen fih von Schleſien und Sachſen aus 
gegen Defterreih in Bewegung und überfchreiten ohne Wiberftand 
die böhmiſche Grenze. 

„ Die Italiener unter bem Oberbefehl bes Königs Victor Emanuel 
und Gen. Lamarmora ald Chef des Generaljtabs gehen über die Etich. 
Schlacht von Euftoza. Sieg der Defterreiher unter dem Erzherzog 
Albrecht. Die Italiener ziehen ſich wieber über die Etſch zurüd, 
Ein damit combinirter Angriff der Italiener am untern Bo unter 
Cialdini unterbleibt in Folge bes Ausgangs ber Schlacht von Cuſtoza. 


„ (Ungarn). Der hohe Clerus lehnt in einer Conferenz in 
Dfen eine in Vorſchlag gebrachte erfledlihe Anleihe an den Staat 
mit Rüdfiht auf das Concorbat, das jede Veräußerung vom Kirchen: 
gut ohne die Genehmigung des heil. Stuhles verbietet, ab und bes 
ſchränkt fih auf eine Ergebenheitsabrefle an ben Kaifer und eine 
Spende von 200,000 fl. für bie Verwundeten. 

(Ungarn). Unterhaus: Das 15er Subcomitd des 67er Aus: 


ſchuffes ſchließt ſein Operat in einem Mehrheits- und einem Minder⸗ 


heitsantrag: 

Diejenigen Artikel des Mehrheitsantrags, welche die Behandlungsweiſe der 
gemeinſamen Angelegenhe iten betreffen, lauten: 

21. Dieſer Pact und dieſe Feſtſtellung kann dergeſtalt erfolgen, daß einer⸗ 
ſeits die Vertretung der Länder der ungariſchen Krone, andererſeits bie Ver⸗ 
tretung (gyülöse) ber übrigen Länder St. Majeſtät jede von ihrer Seite 
eine gleich große Deputation wählen. Diele zwei Drputationen werden hei 
Einflußnahme ber betreffenden verantwortlichen Minifterien einen mit Details 
unterftügten Vorſchlag bezüglich ber erwähnten PBroportion ausarbeiten. 

22. Dieſen Vorſchlag unterbreitet jedes Miniſterium bem betreffenden 
Neichstage, wo berjelbe orbnungsgemäß behandelt wird. Kin jeber Reichstag 


theilt feine Beichlüffe im Wege ber betreffenden Minifterien bem anderen 


Reichstage mit und die bergejtalt zu bewirfenden Feſiſtellungen beider Theile 
werden Sr. Majeftät zur Sunctionirung unterbreitet werden. 

23. Sollten beide Deputationen bezüglich des Vorſchlages fich nicht einigen 
fönnen, jo wird das Gutachten eines jeden Theiles beiden Reichstagen vor⸗ 
vorgelegt. Sollten jedoch beide Reichstage ſich nicht einigen Können, dann 
wird Se. Majeſtät auf Grund ber unterbreiteten Daten die Frage löſen. 

24, Die bezüglich ber Proportion abzufchließende Vereinbarung kann fich 
bloß auf eine beflimmte Zeit erfireden, nach Ablauf berjelben findet neuers 
dings auf dieſelbe Weije eine neue Vereinbarung ftatt. 

26. Voraus ſchicken wir, daß, wie immer bie Feſtſtellung bes Reichstags 
bezüglich der gemeinfamen Angelegenheiten und des Mobus ihrer Behandlung 
beichaffen jei, biejelbe, unferer Anjicht nach, factiſch infolange nicht ind Leben 
treten kann, als die Verfaflung des Landes nicht ihrem ganzen Umfange nad) 
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factifch wiederhergeſtellt wird. Und dies iſt die Eine ber Grundbedingungen 
unjeres Borjchlages. 

29, Ein gemeinlames Meinifterium muß für die Gegenftände errichtet 
werben, welde, al8 in der That genteinfam, weder unter die gefonberte Ad⸗ 


‚miniftrative ber Länder der ungariſchen Krone, noch der übrigen Länder St. 


Majeltät gehören. Diefes Miniftertum darf neben den gemeinfamen An⸗ 
gelegenheiten die befonderen Aomintjtrativ = Angelegenheiten weder bes einen, 
noch des anderen Theiles führen, noch auf diefelber Einfluß üben. Berant: 
wortlich wird ein jedes Mitglied dieſes Minifterinms Sezüglich alles deſſen fein, 


. was in fein Bereich gehört: verantiwortlich wird aber auch das ganze Mi⸗ 


nijterium gemeinjhaitlid bezüglich feiner derartigen amtlichen Verfügungen 
fein, welche e8 gemeinfchaftlich feitgeitellt hat. 

30. In Betreff jenes Theiles der gemeinfamen Angelegenheiten, welcher 
nicht rein zur Aominijtrative gehört, halten wir weber einen vollen Reiche: 
rath, noch ein wie immer zu benennenbes gemeinjames ober Central-Par⸗ 
lament für zwedmäßig und nehmen feines derjelben an, ſondern wünfchen, 
daß, nachdem auch nach der Allerhöchſten Thronrede Sr. Majeftät die Prag: 
matische Sanction unfer gemeinfamer Ausgangspunft ift, einerfeits bie 
Länder der ungariihen Krone zuſammen. anbererfeitd bie übrigen Länder und 
Provinzen Sr. Majeftät zufammen als zwei gejonderte und ganz gleich be⸗ 


rechtigte Theile angejchen werden mögen. Folglich Halten wir die vollfom- 


mene Paritüt der beiden Theile bet Behandlung der gemeinfamen Angelegen- 
heiten für eine unerläßliche Bebingung. 

31. Diefem Principe der Parität zufolge möge ſeitens Ungarns der unga= 
riſche Reichstag eine Delegation von beftimmter Mitgliederzahl wählen, und 
zwar aus beiden Häuſern des Neichdtages. Gleihermaßen mögen auch die 
übrigen Länder und Provinzen Sr. Majeſtät auf conititutionellen Wege eine 
Delegation aus ebenjo vielen Mitgliedern von ihrer Seite wäblen. 

32. Dieje Delegationen find bloß auf Ein Jahr, das it auf eine Sigungs- 


. periode des. Reichstags zu wählen, und mit Ablauf des Jahrs oder bem De: 


‚ginn einer neuen Seffion bört bern Wirfungsfreis vollitindig auf. Die 


Mitglieder derjelben können indeſſen auch aufs Neue gewählt werben. 

33. Jede der Delegationen wählt gefonbert aus ihrer Mitte frei ihren 
Vorſitzenden und Schriftführer und, foweit fie noch ein anderes Amtsperjonale 
bedarf, fämmtliche Mitglieder deſſelben und ſtellt ſelbſt ihre Geſchäftsord⸗ 


‚nung feft. 


34, Die Delegationen werden jederzeit durch Se. Majeſtät für einen 
beftimmten Termin einberufen und zwat abwechlelnd in bem einen Jahre 
nach Peſth, in dem andern nad) Wien, oder falls die Vertretung ber übrigen 
Länder und Se. Majeftät es wünjchte, in irgend einer anderen - Hauptitabt 
dieſer Länder. 

35. Jede Delegation hält geſonderte Sitzungen und beſchließt in den⸗ 
ſelben mit Abſtimmung nach Köpfen und der abſoluten Stimmenmehrheit 
ſämmtlicher Delegationsmitglieder und was die Majorität beſchloß, iſt als 
Beſchluß ber ganzen Delegation anzuſehen. Eine Sondermeinung können 
die einzelnen Mitglieder wohl zu ihrer eigenen Rechtfertigung in das 
Protokoll aufnehmen laſſen, doch ſchwächt dies die Kraft des Beſchluſſes nicht. 

36. Die beiden Delegationen dürfen miteinander in einer gemiſchten 
Sitzung nicht berathen, ſondern jede theilt ihre Anfichten und Befchlüffe ber 
anderen fchriftlich mit, und im alle einer Meinungsbdifferenz befireben fie 
ſich gegenfeitig durch gefchriebene Nuncien aufzuflären. Dieſe Nuncten fertigt 
jene Delegation in ihrer eigenen Sprache an, indem fie zugleih aud eine 
authentifche Ueberſetzung anfchließt. 

47. Wenn es durch diefen Schriftenmechfel nicht gelänge, bie Anſichten ber 
beiden Delegationen in Einflang zu bringen, dann halten bie beiden Dele⸗ 


gationen eine gemeinfchaftliche Sitzung, jedoch ausfchlieglich_ nur zum Behufe 
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einer einfachen Abftimmung,: In biefer gemeinichaitlichen Sitzung präfibiven 
bie Präfidenten ber beiben Delegationen gemeinihaitlih miteinander, ihr 
Wirkungskreis erftredt ſich jedoch auf nichts anderes, als auf Ueberwachung 
des Abſtimmungsactes und auf das Ausſprechen bes Majoritätsvotums, Zur 
Beſchlußfaſſung ift die abfolute Majorität ſämmilicher Mitglieder beiber Des 
legationen erforberlih. Das Protocol wird durch bie Schriftführer beider 
— in der Sprache eines jeden Theiles geführt und gemeinſchaftlich authen⸗ 
tificitt, 


26. Juni. (Ungarn). Ein k. Reſcript verisgt ben Landtag mit Rückſicht 


"n 


a. 


28. 


29. 


auf die eingetretenen Kriegsereigniffe auf unbeftimmte Zeit. 


„ Die dfterreihifhe Norbarmee beginnt ben preußifhen Armeen 
unter dem Kronprinzen, dem Prinzen Friedrich Karl unb dem 
General Herwarth v. Bittenfelb bei ihrem Austritte aus ben böh- 
miſchen Defilden und ihrem meiteren Borrüden wie ihrer Der: 
einigung in Böhmen Widerſtand entgegen zu ſetzen. Die Oeiter: 
reicher unter Clam:Öallag werden von ben Preußen unter bem 
Prinzen Friedrich Karl bis Münchengräß zurüdgemworfen. Die 
Preußen unter dem Kronprinzen nehmen Nachod. 

„ Die Defterreicher unter Ramming verſuchen umfonft, die Preußen 
unter dem Kronprinzen daran zu verhindern, aus, bem Defile zwiſchen 
Nachod und Skalitz hervorzubrechen. Die preußiihe Elbarmee unter 
General Herwarth v. Bittenfeld bewerkitelligt ihre Vereinigung mit 
ber Armee des Prinzen Zriedrid Karl. 


n „ Der Bundestag in Frankfurt ‚überträgt ben Oberbefehl über 


ſämmtliche Bundesarmeecorps dem Prinzen Karl von Bayern in ber 
Weile, daß „bie oberfte Leitung ber Operationen ber vereinigten 
Armeen Defterreihs und. des beutichen Bundes auf Grund eines 
zwifchen dem faiferlichen Oberbefehlshaber und dem Prinzen Karl 
zu verabrebenben Plans von dem dfterr. Obercommandanten FZM. 
Benedek auszugehen habe”. 

„ Die Preußen. unter bem Prinzen Zriebrih Karl — Münden: 
gräß und drängen die Defterreicher unter Clam:Gallas bis Gitſchin 
zurüd; bie Preußen unter dem Kronprinzen nehmen Trautenau und 
Burgersborf gegen bie Oeſterreicher unter Gablenz und ebenfo 


Skalitz ‚gegen die Defterreicher unter bem Erzherzog Leopold. 


„ Der König von Hannover capitulirt mit feiner Armee bei Langen 
ſalza. Den Preußen ſteht damit in Norddeutſchland kein Feind 
mehr gegenüber. Die Kleinen norbdeutihen Staaten beginnen nad 
und nah alle, fih an Preußen anzufdließen, in Frankfurt ihren’ 
Austritt aus: bem bisherigen beutichen Bunde anzuzeigen und ihre 
Truppen dem König von Preußen zur Verfügung zu ftellen. 

„ Die Preußen unter dem Prinzen Friedrih Karl nehmen Gitſchin 
gegen die Oeſterreicher unter Clam⸗Gallas und vereinigen ſich mit 
ber Armee bes’ Kronprinzen. Die Oeſterreicher find ur ber ganzen 
Linie in vollem Rückzuge gegen Königgrüß. F 
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30. Juni. Benebel geſteht in einem Telegramm aus Dubenec, daß er ſich 
genöthigt gefehen habe, ben Rückzug in der Richtung von Königgräg 
anzutreten. Große Eonfternation in Wien, wo bisher fälſchlicher 
Meile nur günftige Nachrichten vom Kriegsſchauplatz verbreitet wor: 
ben waren. 


2, Juli. Beginn der Armirung der auf bein rechten Donauufer bei 
Slorisdorf zum Schutze Wiens aufgeworfenen Schanzen. 

3. „ Schlacht von Königgrätz. Entſcheidende Niederlage ber Defter: 
reicher unter Benedek. Benedek jammelt die Trümmer der Nord: 
armee unb zieht fich mit denjelben gegen Olmütz zurüd. 

4. „ Graf Mensborff geht ſelbſt nah Königgrätz, um ſich von ber 

Sage der Dinge zu überzeugen. Gegen bie Generale Benedek, 
Henikſtein, Krismanic und Clam-Gallas wird eine Unterſuchung ein- 
geleitet. 

5. „ Der franzöfiihe Moniteur verfündet, daß ber Kaiſer von Defter: 
reich Denetien an den Kaifer der Franzofen abgetreten und daß biejer 
die Vermittlung nicht bloß zwiſchen Oeſterreich und Stalien, fondern 
auch zwiſchen Defterreih und Preußen übernommen habe. Diefe Ver: 
mittlung wird jedoch von Italien fofort nur unter Berufung auf jeinen 
Allianzvertrag mit Preußen zugeflanden, nachdem es feinen ein: 
feitigen Frieden mit Defterreih einzugeben befugt jei, mährend 
Preußen bie Bermittlung nur unter Bebingungen annimmt, bie 
dahin zielen, Defterreih aus Deutſchland vollitändig auszuſchließen 
und ganz Deutichland der Leitung Preußens zu unterftellen. 

„ n Ber Wiener Gemeinberath verhandelt in vertrauliher Sitzung 
über bie Möglichkeit einer Invafion ber Preußen. Der Silberſchatz 
der Bank wird nah Komorn zu ſchaffen angefangen. 


„» » Der Frankfurter Bundestag beichließt, den Bundesregierungen auf 
das Eindringlichte zu empfehlen, durch Organifation von Milizen, 
Landwehren und felbft auch Freicorps alle Wehrkräfte der in ihrer 
Selbſtändigkeit bebrobten beutichen Bundesſtaaten in Fluß zu bringen 
und durch Anmenbung aller zu Gebote ftehenden Mittel die Side: 
rung eines ehrenvollen Ausgangs zu erzielen. 


7. „ Ein Manifeft des Kaijers an die Völker des Königreichs Ungarn 
erwartet, daß „die Fampftüchtigen Söhne Ungarns, vom Gefühle 
angeftammter Treue geleitet, freiwillig unter die Fahnen eilen wer- 
ben“. Die Erwartung geht nicht in Erfüllung und das Manifeft 
bleibt fo zu fagen gänzlich erfolglos. (ſ. Seite 129.) 

Der Kaijer ermädtigt den Finanzminijter, 200 Mill. ©. durch 
freiwilliges Anlehen oder durch Stantsnotenvermehrung zu beichaffen. 
Bis die Beſchaffung möglich, hat bie Nationalbank bie nöthigen Gelb: 
mittel, vorläufig bis 60 Mill, in Banknoten vorzuſchießen. 
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Der Gemeinderath von Salzburg verlangt vom Kaiſer die ſo⸗ 
fortige Einberufung des Reichsrathes. 

8. Juli. Die Preußen beſetzen Prag. 

9. „ Benedek langt mit feinem Hauptquartier in Olmütz an. 

10. „ Verhandlungen in Paris über die Grundlagen eines Waffen⸗ 
ftillftands mit Yriedenspräliminarien. Ein eigenhändiges Schreiben 
des Königs von Preußen an Napoleon beharrt auf der von Bis: 
marck bereits aufgeftellten Bedingung des vollftändigen Ausfchluffes 
Defterreihs aus Deutichland. 

„nr Ein Manifeit. des Kaifers an feine fämmtlihen Völker erklärt, 
baß er nie in ben Abjchluß eines Friedens willigen werbe, der bie 
Örundbebingungen der Machtſtellung bes Reichs erſchüttern würde, 
und mahnt zur Ausdauer. (ſ. Seite 131.) 

u Erd. Mbreht wird zum Commandanten, FML. v. John zum 

Gerneralſtabschef der jämmtlichen operirenden Armeen Oefterreiche 
ernannt. 

„» » Der Bürgermeijter von Wien brüdt in einer Audienz dem Kaifer 
die Bejorgniffe der Reichshauptitadt aus. Der Kaijer erflärt, daß 
Wien nicht der Gegenftand der Vertheibigung fein werde und durch 
die Berfhanzungen und bie neue Aufftelung der Armee nur dem 
Uebergang des Feindes über die Donau gewehrt werben folle. 

vn Der Oemeinderatb von lab beichließt, den Kaijer in einer 
Loyalitätsadreſſe nicht nur um Wiedereinführung ber fiftirten Ber: 
feffung, fondern um Veränderung des ganzen Regierungsiyftems zu 
bitten. 

„ n» Die DOefterreiher beginnen Venetien mit Ausnahme des Feitungs- 
viereds und der Stadt Venedig zu räumen. Die Feſtungswerke von 
Rovigo werben von ihnen in bie Luft gejprengt. 

v» n»n Minifterrath in Paris. Kaifer Napoleon entjcheidet gegen eine 
active Unterſtützung Oeſterreichs. DVerjtändigung mit Preußen über 
die Grundlage eines Waffenſtillſtands mit Friebenspräliminarien 
zwiſchen Defterreih nnd Preußen: Preußen nimmt die franzöftfchen 
Vorſchläge an. Frankreich übernimmt es, biefelben in Wien zu 
empfehlen. (j. Seite 133.) j 

11. „ Armeebefehl des Erzherzogs Abreht an die Südarmee. (j. Seite 
134.) Die erjten Truppen derfelben treffen in Wien ein. 

„ Der Frankfurter Bundestag befchließt, feinen Sih vor ben an: 
rüdenden Preußen proviſoriſch nach Augsburg zu verlegen. 

12. „ Die Preußen rüden in Brünn ein. 

12./13. Juli. Eine von Frankreich zwiſchen Defterreih und Preußen 
vermittelte Waffenruhe fommt nit zu Stande. (j. Seite 135.) 

13. „ Die Preußen find bis zur Thayalinie vorgerückt. Erzherzog 
‚Albrecht langt in Wien an und erläßt feinen erften QTagsbefehl. 

„» „ Ein franzöfiiher Cabinetscourier überbringt bie zwiſchen Frankreich 
und Preußen vereinbarten Friebensbebingungen nah Wien. 
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14. Juli. Die Preußen rücken bei Jetzelsdorf ins Erzherzogthum Oeſter⸗ 
reich ein. 

a Oeſterreich entſchließt ſich, die franzöſiſch-preußiſchen ee 
bedingungen im Princip anzunehmen. 

15. „ Benedek verläßt mit dem Reft feiner Armee Olmütz, um fie mit 
der unter dem Erzherzog Albrecht an ber Donau aufgettellten Armee 
zu bereinigen. 

16. „ Die Preußen rüden in Frankfurt ein. 

17. „ Die Preußen befeben Lundenburg, den Knotenpunkt der Wien⸗ 
Brünner und Wien-Olmützerbahn. Eine Abtheilung derfelben geht 
bei Horig über die Mar auf ungarischen Boden, Keine größeren 
öfterreihifchen Truppenmaflen ftehen mehr auf dem Iinfen Donau: 
ufer gegen bie Preußen. Dagegen langt ein Regiment der italieni- 
[hen Armee um das andere zum Schuß ber Donaulinie an, ebenfo 
das ſächſiſche Armeecorps von Linz her. Aufgebot des Landſturms 
in Nieberöfterreih, Oberöſterreich, Kärnthen, Krain und Steyermark. 
Die Bevölkerung remonftrirt dagegen. Der Gemeinderath von Wien 
befchließt, eine Bürgerwehr von 20,000 Dann (Steuerzahler und 
Beamtete) zu errichten; die Regierung genehmigt den Beichluß fo: 
fort. Die Adreffe des Wiener Gemeinderaths erklärt bem Kaifer 
unummwunden, 

„daß bie tiefernfte Rage des Reichs weniger durch bie lebten Mißerfolge 
ins Feld, als durch die unglückliche Politik herbeigeführt worden ſei, welche 
die Rathgeber der Krone zum Theil ſchon ſeit einer langen Reihe von Jahren 
ſowohl im Innern als nach Außen verfolgt hätten“ 
und verlangt nicht bloß eine Aenderung des Regierungsſyſtems, 
ſondern auch einen Wechſel der Perſonen der Regierung. Ein 
Manifeſt des Kaiſers ruft alle waffenfähigen Männer Tyrols zur 
Vertheidigung des Vaterlands gegen Italien auf. 

„„C¶Ungarn)y). Ein Artikel (Deaks) im „Pefli Naplo“ präcifirt 
die Stellung und die Forderungen Ungarns gegenüber der bedrängten 
Lage des Reichs auf Grund des Reſultats einer bei Baron Kemeny 
abgehaltenen Konferenz ber hervorragendſten Führer des Unter: 


haufes: 

.. Während wir bieß ausſprechen, müſſen wir zugleich erklären, daß es 
ſelbſi vingeſichi⸗ der trüben Zukunft der höchſte Wunſch der Nation fei: ſich 
auf den Boden ber Verträge zu ftellen, im Recht und im Geſetze jene Kraft 
zu finden, welche dem Bunbeöverhältniffe Kraft, dem Baterlande Sicherheit 
zu bieten vermag. Diefer Wunſch aber verlangt raſche Befriedigung. Vie 
gefährliche Lage der Monarchie geftattet Fein Zögern. Ein beträchtlicher Theil 
bes Reiches ift von feindlichen Heeren überſchwemmt, nur Ungarn fteht noch 
frei da. Aber Ungarn ift tobt. Mit Ungarn Ffann Alles, oder mindeſtens 
Vieles gethan werden. Uber Ungarn felber kann nichts thun, benn ihm find 
bie Hände gebunden. Was feine Hände frei machen, ihm wieber Leben ein= 
hauchen kann, das iſt einzig und allein eine parlamentarifche Regierung. 
Menn Ungarn für die Monarchie, für die Verträge noch etwas thun fann, 
fo ift dieß nur dann möglich, wenn ihm bie —— der Action wiedergege⸗ 
ben, wenn an ſeine Spitze eine Regierung geſtellt wird, welche der Ausfluß 
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bes Nationalwillens ift und in welcher bie Nation eine Garantie ihres Bes 
ſtandes unb ihrer Rechte erblidt.” 

18. Juli. Die Preußen befeßen Darmftabt und Wiesbaden. Der Groß 
berzog von Heflen und ber Herzog von Naſſau fliehen. 

„ » (Ungarn) Deal in Wien unterhandelt mit ber Regierung 
über das Zugeſtändniß eines eigenen Minifteriums an Ungarn. 

19. „ Benedek hat ſich mit dem Reſte der Norbarmee glücklich nad Un- 
garn burchgeichlagen. 

21. „ Seetſchlacht bei Liſſa. Glänzender Sieg ber öſterreichiſchen Flotte 
unter Tegethoff über die viel ftärfere italienifche unter Perfano, 

22. „ Letztes Gefecht zwilchen Preußen und Defterreihern bei Blumenau 
unweit Preßburg. Die preußifche Armee bat fih auf dem March⸗ 
feld gegen Wien concentrirt; das Hauptquartier bes Königs von 
Preußen ift in Nidolsburg. Außerordentlihe Gonferenz in Wien 
unter bem Borfiße bes Kaifers: e8 nehmen daran Theil bie Könige 
von Sachſen und Hannover, der Großherzog von Heſſen, die Krons 
prinzen von Sachſen und Hannover, bie öfter. Minifter Frand, 
Mensborff und Eſterhazy, und die mittelftaatlihen Miniſter Beuſt, 
Platen und v. d. Pfordten. Abſchluß einer fünftägigen Waffenrube, 
während welcher ſich Defterreih über Annahme oder Verwerfung 
des von Preußen ihm angebotenen Waffenjtillftandes nebſt Friedens⸗ 
präliminarien entfcheiden fol. Die deutihen Bundesſtaaten find in 
die fünftägige Waffenruhe nicht eingeſchloſſen und mögen direct mit 
Preußen über eine ſolche unterhandeln: Oeſterreich iſt genöthigt, ſie 
im Stiche zu laſſen. 

23. „ Degenfeld, Karolyi und Brenner treffen öfterreichiicherfeits in 
Nickolsburg ein, um über die Friedenspräliminarien al8 Bedingung 
für einen Waffenftillftand zu unterhandeln. 

„  Mebergabe ber Adreſſe bes Wiener Gemeinderaths an ben Kaiſer. 
Ungnäbige Antwort besjelben (ſ. Deutichland). 

24, „ Neue Aubienz bes Bürgermeijters von Wien beim Kaifer (ſ. 
Deutſchland). 

25. „ Abſchluß einer Waffenruhe zwiſchen Oeſterreich und Italien. 

26. „ Abſchluß des Waffenſtillſtands und der Friedenspräliminarien 
zwilchen Defterreih und Preußen in Nidolsburg (j. Deutſchland). 
„ Um die Discuflion der innern Fragen abzufchneiben, wird ber 

Belagerungszuſtand über Wien verhängt, indeß fehr milde ges 
handhabt. 

30. „ Die Regierung ladet eine Anzahl Wiener Bankiers zu einer 
Conferenz und zur Mithülfe ein, behufs jchleunigfter Dedung ber 
an Preußen zu zahlenden Kriegscontribution. 


1. Aug. Die Waffenrube zwiſchen Defterreih und Italien wird big 
10. d. M. verlängert, um den lin 5 eines Waffenſtillſtauds zu 
ermöglichen. 
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5. Aug. Beginn der fürmlichen Unterhandlungen mit Italien über einen 
Waffenſtillſtand in der iftrifhen Etabt Cormons am’ Iſonzo. 

6. „ Die bisher mit bem 8. deutſchen Bundesarmeecorps verbundene 
diterr. Brigade kehrt nad) Oeſterreich zurück. 

„ Die Waffenruhe mit Italien wird nochmals, aber nur um einen 
Tag, bis zum 11. d. M. verlängert. 

9. „ Stalien wird weder von Preußen noch von Frankreich in feinen 
Anjprühen auf das Trentino unterftüßt. Die Friedenspartei gewinnt 
im italienifhen &abinet die Oberhand: Italien verzichtet auf das 

Princip uti possidetis, fo daß der Waffenftillftand mit demſelben 

abgeſchloſſen werden Tann. 

10. „ Beginn der Friedensverhandlungen mit Preußen in Prag auf 
Grundlage der Friebenspräliminarien v. 26. dv. M. 

11. „ Abſchluß des Waffenftillftandes mit Stalien; die ital. Armee 
räumt das Trentino und gebt hinter die Gränzen Venetiens zurüd. 

23. „ Abſchluß des Friedens mit Preußen in Prag (f. Anhang). 

24, „ Ende des Rumpfbunbestages in Augsburg. 

„» » Vertrag zwifchen Defterreih und Franfreih über die Abtretung 
Denetiens: die Uebergabe ber Feſtungen und des Gebiets des lom— 
bardiſch-venetianiſchen Königreihe ſoll von Seite des öſterreichiſchen 
Commiſſärs an den franzöfiihen Commiſſär ftatt haben, melch eb: 
terer fich alsbann mit den Behörden (Municipien) Venetiend wegen 
Mebertragung bed Beſitzrechts verfländigen werde, worauf die Be: 
völferung ſelbſt zur Entſcheidung ihres Schickſals berufen werben 
olle. 

Anmerk. In Italien will man wiſſen, daß das Datum des Vertrags, 
24. Ang., nur ein fingirtes und derſelbe in Wahrheit erſt am 27. Aug. ab⸗ 
geichloffen worden fei. Als General Menabrea fich [päter in Wien über ben 
mit dem Prager Frieden vom gleichen Tage in Widerſpruch flehenben öfterr.: 
franz. Vertrag beſchwerte, hätten ihm Mensborff und Efterhazy geantwortet, 
baß Defterreich bereit gewejen fei, bie Ceſſion Venetiens an Frankreich zu 
ignoriren, baß aber Frankreich auf feinen durch die Eeflion erlangten Rechten 
beitanden habe, 

25. „ DOefterreih tritt nunmehr auch feinerfeit8 dem Genfer Bertrage 
bez. Neutralifirung der Verwundeten ꝛc. bei. 


„ „ Ein auf Grund des GSeptemberpatents octroyirtes Finanzgeſetz 
bejtimmt, daß von dem Reſte bes Anlehens vom 7. Juli im Betrage 
von 140 Mid. 50 Mil. in 5proc, Staatsſchuldverſchreibungen zu 
emittiren und für 90 Mil. Staatsnoten zu 1 und 5 fl. auszugeben 
fein. Dadurch fteigt der Geſammtbetrag der Staatsnoten mit 
Smangscurs auf circa 300 Mill., weldher Betrag nur in dem Yall 
bis auf 400 M. gebracht werden foll, wenn die in den ſog. Salinen- 
ſcheinen dargeſtellte ſchwebende Schuld unter das gefeglich normirte 
Marimum von 100 Mill. herabgehen follte. 

30. „ Austauſch der Ratificationen bes Prager Friedens zwifchen Oeſter⸗ 
reih und Preußen. 
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— Sept. Die Erzherzoge verzichten auf bie Inhaberſtellen preußifcher 


10. 


11. 


43. 


N 


Regimenter und ebenfo wird verfügt, daß biejenigen öſterr. Regi⸗ 
menter, welche bisher bie Namen bed Königs von Preußen, : ber 
preußifhen Prinzen, des Großherzogs von Baben u. f. m. trugen, 
in Zufunft nicht mehr nad diefen Namen benannt werben follen. 
„  SKriegsminifter FML. Franck wird entlaffen und FML. v. Sohn, 
Generalftabschef des Erzh. Albrecht, proviforifch mit den Functionen 
eines Kriegsminifters betraut. 

Eine Berfammlung beutfc-öfterreihiicher Randtagsabgeorbneter in 


„ 


Außee (Steyermarf) erklärt fih für den Dualismus des Reichs, 


aber begränzt durch die Anerkennung rund gemeinfame parlamenta- 
riihe Behandlung wirklich gemeinfamer Angelegenheiten, unb gegen 
bie föderaliſtiſchen Tendenzen, wie gegen eine abſchließende Verein⸗ 
barung mit Ungarn durch die Vertretungen der einzelnen Länder, 
ba dieſe nur durch die legale Gefammtvertretung ber nicht zur un: 
garifhen Krone gehörigen Länder bes Reiche zuläffig erjcheine. 
„FMð. v. Gablenz wirb in Disponibilität verſetzt. 

„ Ersh. Albrecht wird zum bleibenden Gencraliffimus ſämmtlicher 
öſterr. Truppen ernannt. 

„ (Galizien). Graf Goluchowski wird zum Statthalter Galiziens 
ernannt. Befriebigung ber Polen; Beforgniffe der Ruthenen. 

„ (Böhmen). Unordnungen in Prag gegen die aus Italien ver: 
triebenen und vom Garbinal-Erzbiihof in Prag aufgenommenen 
Sefuiten. 

Die Regierung inhibirt ven Beſchluß bes Wiener Gemeinberaths, 
auf eigene Koſten ein Lehrerſeminar behufs Hebung des Unterrichte- 
wejens zu gründen, „bis zur meritorifchen hohen Beichlußfaflung auf 
Grund der beftehenden Geſetze“ (Concordat). 


" 


Det. Admiral Tegethoff, ver Sieger von Liſſa, wird in Disponibilität 
verſetzt. 

„Friede von Wien zwiſchen Oeſterreich und Italien (ſ. Anhang 
Nr. VIII). 

» Der unmittelbar nad dem Abſchluß der Nickolsburger Prälimi⸗ 
narien mit Preußen über Wien verhängte, übrigens fehr milde ge: 
hanbhabte Belagerungszuftand wird wieber aufgehoben. 

Erfte Berfammlung centraliftifchgefinnter deutſcher Landtagsabge⸗ 
orbneter beim Abg. Skene in Wien. 

"„ Austaufh der Ratificationen des Friedens von Wien zwiſchen 
Deiterreih und Italien und Uebergabe ber eifernen Krone der Lom- 
barbei an den ital. Friedensunterhändler Gen. Menabrea. 

Handſchreiben des Kaifers an den Staatsminifter Belcrebi. Der 

Kaifer ſpricht darin feine „dankbarſte Anerkennung für die Beweife 

ber Treue und eblen Aufopferung feiner Völker“ aus und beauftragt 
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‘den Shaatsminifter, den Vertretern ber Koͤnigreiche unb Länder bei 
ihrer nächſten Verſammlung davon Mittheilung zu machen. Der 
Zukunft, namentlih ber Verfaflungsfrage wird in bem Handſchreiben 
mit Feiner Silbe gebadht. 

13. Oct. Der Kaifer richtet ein Genugthuungsihreiben an Clam-Gallas 
und anerfennt die „vollftändige Schuldloſigkeit“ desſelben. : 


id. „ Der Kaifer beruft fämmtlihe Landtage auf den 19. November 
zufammen mit einziger Ausnahme bes ungarijchen (und fiebenbürgifchen) 
angeblich wegen ber in Ungarn nod) herrſchenden Cholera. 

16—18. Dct. Zweite Berfammlung centraliftifih gefinnter beutjcher 
Randtagsabgeorbnieter beim Abgeorbneten Stene in Wien. Dieſelbe 
einigt fich über ſechs Programmpuncte zur Characterifirung ber 
Partei und eine von Hasner entworfene, diefe Puncte erläuternde 
Denkſchrift: 

„1) Feſthalten an dem Rechte ber Reichsverfaſſung; deßhalb Ablehnung 
jedes Abweichens von ihren legalen Bahnen in Delegirienverſammlungen und 
Landtagsvoten. 2) Feſthalten an dem Maße der in der Reichsverfaſſung ge⸗ 
gebenen gemeinſamen Angelegenheiten und deren gemeinſamer parlamentari⸗ 
ſcher Verhandlung und Beſchlußfaſſung in einer regelmäßig wiederkehrenden 
Verſammlung ter Reichsvertretung. 3) Jenfeits der Grenze ber letztern loyale 
Bereitwilligkeit zu Zugeſtändniſſen, wo dieſelben in einer bis auf unſre Tage 
fortlaufenden Geſchichte ihren Ausgangspunct nehmen. 4) Sofortige Ein⸗ 
berufung des Reichsrathes. 5) Fortbildung der verfaſſungsmäßigen Inſtitu⸗ 
tionen in wahrhaft conſtitutionellem Geiſte. 6) Klare und entſchloſſene Füh—⸗ 

. zung einer durch das Vertrauen der Staatsbürger getragenen Regierung, bei 
raſchem, thatkräftigem Erfaſſen der Nothwenbigfeit einer volitändigen Reform 
ber- Berwaltung im Sinne der heutigen Cultur und Freiheit auf dem Gebiet 
ber geiftigen wie ber materiellen Intereſſen.“ 

418, „ Der Kaifer tritt eine Rundreife nah Böhmen und Mähren an. 

19. „ Der Gemeinderath von Wien erklärt fih mit allen gegen 3 
(geiftlihe) Stimmen gegen bie Niederlaflung der Sefuiten in Wien. 

» « (Ungarn). Der Carbinal:Primas von Ungarn GSzitoweli T 
in Gran. ' 


21. „ Das Militärverorbnungsblatt bringt die einfache Benfionirung 

Benedeks, Henikſteins und Krismanics. 

„C(Croatien). Durch kaiſerliches Reſcript wird auch der am 

21. April vertagte croatiſche Landtag auf den 19. November wieder 

einberufen. 

24. „ Feierlicher Einzug des Kaiſers in Prag. Derſelbe wird von ber 
Bevölkerung mit eifiger Kälte empfangen. 

26. „ (Böhmen). Der Abgeorbnete Hasner legt fein Landtagsmandat 
nieber. 

28. „ Sämmtlide Miniſter merben vom Kaiſer telegraphilch zu einem 
Minifterrathe nach Prag befchieben. 

29. „ Ein Rundichreiben des Staatsminifters Belcredi an bie Statt- 
halter und Lanbeschefs der verjchiebenen Kronlänber bringt auf Be 
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feitigung ber ziemlich unnüben ofjiciellen Kronlandszeitungen und 
wünfcht die Reduction derfelben auf einfahe Kundmachungsblätter, 
dagegen behufs Verbreitung der Anſchauungen ber Regierung „Keine 
Tagblätter, welche als amtlihe Blätter ohne Stempel und daher um 
einen geringern Preis als die concurrirenden Privatblätter ähnlicher 
Kategorie ausgegeben werben können, wie bieß mit günftigem Erfolg 
in Wien, Prag und Graz zu einem Kreuzer das Blatt bereits ins 
Merk gefebt worben fei.“ 

30. Oct. Fehr. v. Beuft wird zum Minifter des Auswärtigen, FML. 
v. Sohn definitiv zum Sriegsminifter ernannt; Graf Eſterhazy, der 
bisherige ungarifhe Miniſter ohne Portefeuille, wird ohne befondere 
Anerkennung entlaffen. 

»„ » (Üngarn). Der ungariihe Landtag wird nun bod, auch auf 
den 19. Nov. einberufen. 


2. Nov. Erfte Eircularbepefche Beufts: 

Se. Majeftät ber Kaifer haben mich zu allerhöchſtihrem Minifter ber 
auswärtigen Angelegenheiten zu ernennen gerubt. Durchdrungen von unbes 
grenzter Dankbarkeit für biefen hohen Beweis von Vertrauen, babe ich feinen 
andern Ehrgeiz, als mich besfelben würdig zu machen und mein ganzes 
Leben bem Dienfte Er. Maj. zu weihen. So fehr es mein Wunſch iſt, bie 
auf einem andern Felde der Thätigfeit gefammelten Erfahrungen biefem 
Dienfte nußbar zu machen, fo betrachte ih mich gleichwohl als von meiner 
politiihen Vergangenheit von dem Tage am getrennt, wo ich nad) dem Willen 
St. kaiſ. apoftol. Majeſtät Defterreicher werbe, und ich will davon in meine 
neue Stellung nur das Zeugniß eines tiefverehrten Fürſten binübernehmen, 
dem ich mit Eifer und Treue gedient zu baben mir bewußt bin, Namentlid 
würde es beißen, mir bei bem Beginne meiner neuen Laufbahn ein feltfames 
Vergeſſen meiner Pflichten zutrauen, wollte man mid, für fähig halten, Vor: 
liebe oder Groll hineinzutragen, wovon id mid übrigens vollfommen frei 
fühle. Ich bitte Ew., nicht in meinem eigenen Intereſſe, jonbern in bem 
bes Tail. Dienftes, ſich von biefer Anſchauungsweiſe wohl zu burddringen 
und biejelbe in den Unterredungen hervortreten zu laſſen, zu denen Ihnen in 
diefem Puncte Anlaß gegeben werden könnte. Die Tail. Regierung, bie heute 
alle ihre Anftrengungen bahin richten muß, bie Spuren eines unbeilvollen 
Krieges verſchwinden zu machen, wird, daran möge man nicht zweifeln, jener 
Politik des Friedens und der Verföhnlichfeit treu bleiben, bie fie jeberzeit 
geübt hat. Wenn aber ber unglüdlihe Ausgang eines jüngfibeftandenen 
Kampfes ihr daraus eine Nothwendigfeit macht, jo legt ihr berjelbe zugleich 
bie Pflicht auf, mehr als je fih auf ihre Würde eiferfüchtig zu zeigen. Die 
kaiſ. Miffionen, befjen bin ich gewiß, werden biejelbe bei jeder Gelegenheit 
in Adtung zu ſetzen wiffen, und fie werben an mir eine Stütze finden, bie 
ihnen nie fehlen wird...“ | 


4—6. Nov. Die Regierung veröffentliht nad einander in ber officiellen 
„Wiener Abendpoſt“ eine Art von Programme bez. der Berfaffungs: 
frage, ber beabfichtigten SHeeresreform und der Regelung ber Finanzen. 
Das Iebtere Programm macht mit feinen Verfprechungen ben ge: 
ringften, dasjenige bez. der auf bie allgemeine Wehrpflicht zu grün: 
denden Heeresreform dagegen den meilten Einbrud, zumal es barin 


heißt: 


Ockerieil. 


„... In noch höherem Maße muß bie Sorge ber oberfien Militärbehörben 
ben geiftigen Intereſſen ber Armee zugewenbet bleiben, benn ber Geiſt 
ift die wirkſamſte Wafie des Menſchen; im Heere fowie allerwärts 

ebührt dem Willen als ber unentbehrlihen Grundlage bes Könnens bie 
Schfte Achtung und Pflege. Tie allgemeine Wehrpflicht wird gebildete oder 
minbeftens bildungsfähige Elemente in höherem Maße als jetzt dem Waffen: 
bienfte zuführen, eine entiprechende Berbejjerung der Militärbilbungsanftalten 
unb Zruppenfhulen, namentlich die im Plane liegende Errichtung von Offizier: 
fhulen bei ben Brigaden und Tivifionen, jol das militäriihe Wiſſen im 
Heere allgemeiner verbreiten und zeitgemäß erweitern. Die überhaupt mit 
allen Mitteln anzujtrebente Bermehrung ber Sntelligenz in der Armee wird 
jelbe dann auch zur Förderung des Volksunterrichts beitragen lafjen, wie fie 
berufen erſcheint, eine Schule zu fein der Ordnung und Genügſamkeit, bes Ge- 
horfams und ber Achtung vor bem Gefeß, der treueften Anhänglichfeit an ben 
Monarchen, endlih bes Bewußtfeins der Zufammengehörigfeit ber verſchie⸗ 
benen Stämme unjeres weiten Vaterlandes. Durch ftrenge Prüfungen ber 
Offiziers: und Stubeofjiziere-Afpiranten wird man ſich Tünftig thunlichfte 
Bürgihaft für deren Befähigung zur angeftrebten Stellung zu verihaffen 
ſuchen; ein neues Beförberungsgefeg muß bei billiger Berückſichtigung bes 
Dienftalters dem Verdienſte gerecht werben und, mit gleichem Maße für Alle, 
nur bem vollfommen Geeigneten den Weg zu höherem Wirkungskreiſe er⸗ 
dfinen, damit bie Führung unferer tapferen Armee in tüchtigen, verläßfichen 
Händen liege, ber Staateihag aber nur mit wohlverbienten Verſorgungs⸗ 
gebühren in Anſpruch genommen werbe...“ 


8.Nov. Eine Dep. bes Herrn v. Beuft an das preußiſche Cabinet be- 


19. 


antragt mit Bezug auf Art. 13 des Prager Friedens die Eröffnung 
von Verhandlungen über bie Nevifion bes zwiſchen Oeſterreich und 
bem Zollverein abgeſchloſſenen Handels- und Zollvertrages vom 
4141. April 1865 zum Zweck einer größeren Erleidhterung bes gegen: 
feitigen Verkehrs. 

„ Nüdlehr des Kaifers aus Böhmen und Mähren nah Wien. 

„ Herr dv. Beuft wirb durch kaiſ. Handfchreiben auch zum Miniſter 
des kaiſ. Haujes ernannt. 
» Das Armee:VBerorbnungsblatt veröffentlicht eine vom Kaifer fanc: 
tionirte Reorganiſation bes Oeneralftabs. 


„  Borbefpredung von Landtagsabgeordneten ber deutſchen Provinzen 
in Wien. &8 wird beichloffen, barauf hinzumirfen, daß Adreſſen 
und Feine Reſolutionen erlaffen werben; daß in den Adreſſen ein 
Petitum Aufnahme finde, weldhes bie fofortige Einberufung bes 
Reichsraths fordert; es jet Ungarn gegenüber jede Polemik zu ver- 
meiden, ſondern es follen alle Angriffe auf bie Septemberpolitif 
eoncentrirt werben. Die meiften der Anweſenden ſprechen fi für 
einen gemäßigten Dualismus aus. 

» (Tyrol). Bei ben Abgeordnetenwahlen im Trentino werden bie 
Negierungscandidaten überall mit entſchiedener Mehrheit gejchlagen 
und wie bisher italieniſch Gefinnte gewählt. — 
„ Eröffnung ſämmtlicher Landtage des Reichs mit einziger Aus: 
nahme besjenigen von Siebenbürgen. Denfelben wirb bas Hand: 
reiben des Kaifers an Belcredi vom 13. Det. mitgeteilt, Die 
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Vorlagen der Megierung finb meift nicht von fehr eingreifender Be⸗ 
beutung, theilweife fogar höchſt geringfügiger Art. Bedeutſam ift 
allein dag Reſcript an den ungarifhen Landtag. 

19. Nov. (Ungarn). Landtag: Reſcript des Kaifers an benfelben. Tas: 
felbe kommt den Anſchauungen und Forderungen bes Landtags wieder 
um einen gewichtigen Schritt entgegen: indem es in dem Entwurfe 
des 1der Subcomite des 67er Ausfchuffes bez. der gemeinjamen 
Angelegenheiten die geeigneten Antnüpfungspunfte für das Zuftande: 
fommen bes verfaflungsmäßigen Ausgleichs erkennt: 

„...Um den raſchen und befriedigenben Erfolg ber biesjälligen Berathungen 
noch mehr zu fihern, erachten Wir es für zwedmäßig, jene Hauptgelicht es 
punkte anzudeuten, bezüglich deren es zum Behufe einer zu treffenden Abs 
grenzung der gemeinfamen Angelegenheiten geboten erſcheint, baß benjelben 
von Seite ber reihstäglich verfammelten Stände und Vertreter eine bejons 
bere Aufmerkſamkeit zugewendet werde. Was wir unumginglib wahren 
müffen, das ift bie Einheit de8 Heeres, welde nebit der Einheit ber 
Führung und ber fahgemäßen inneren Organifation deſſelben aud noch 
eine Uebereinftimmung der Grundſätze in ben Veftimmungen ber Tienſtzeit 
und ber Heeresergänzung unzweifelhaft erfordert. Ebenſo unabweielich ers 
heiſcht es die berzeitige Entwidlung bes internationalen Verkehrs, ſowie bie 
Xebensbedingungen ber Induſtrie, daB das Zollwefen und folgeridtig bie 
auf die gewerblihe Production einen wefentlihen Einfluß nehmende in: 
birecte Befteuerung, wie nicht minder das Staatsmonopols » Wefen 
auf vereinbarter,, gleichartiger Grundlage geregelt werben. Endlich erfordern 
die Staatsſchulden und das innerfte Weſen bes damit fo innig vers 
bundenen Staatscrebditeg bie einheitliche Behandlung derſelben, wer 
die Intereſſen bes Geldverkehres, welche in allen Theilen des Reiches gleich 
tief in das Leben eingreifen, vor den fo verhängnikvollen Schwanfungen 
bewahrt werben ſollen. Wir wünſchen, durch das Nefultat ber auf biejer 
Grundlage fortichreitenben reichstäglihen Verhandlungen eheftens in ber Tage 
zu fein, bie Schwierigkeiten in Bezug auf jene Garantien bes gefammtftaat: 
lichen Verbandes, weiche Wir als unmittelbaren Ausflus ber pragmatijchen 
Sanction vor jeder Gefährdung bewahren müflen, als grundfäglich behoben 
anfeben zu können, fobin auch Unfererfeits zur Erfüllung ber in ben allers 
untertbänigften Adreſſen ber reichstäglich verfammelten Stände und Vertreter 
in ben Bordergrunb geitellten Wünſche beizutragen und durch die Ernen⸗ 
nung bes verantwortlidhen Minifteriums, fowie bie Wieder: 
beritellung ber municipalen Selbftverwaltung ben conftitutios 
nellen Anjprücen ber Völker Unferes geliebten Königreiches Ungarn gerecht 
zu werden. Indem wir entſchloſſen find, das verantwortliche Regierungs⸗ 
ſyſtem nit bloß in Ungarn, fondern allgemein zur Geltung zu 
bringen, behalten wir Uns vor, bie betaillirte Anwendung und Vers 
wirflihung der in Bezug auf bie gemeinfchaftlichen Angelegenheiten vereins 
barten Grundſätze, fowie die Mobification jener Beftimmungen ber Gejeße 
vom Jahre 1848, hinſichtlich welcher Wir Unfere Bedenken in lnferem 
Föniglichen Neferipte vom 3. März d. %. eröffnet haben, im Wege ber von 
Uns zu 'ernennenden verantwortlichen Minifter und im Einvernehmen mit 
ben reichstäglich verſammelten Ständen und Vertretern zu bewerfitelligen. 
Mir geben uns ber Hoffnung bin, daß bie reichstäglich verfammelten Ver: 
treter und Stände linferes geliebten Stönigreiches Ungarn bie offene Dars 
legung bdiefer Unferer väterlichen Abfichten mit unbelängenein Gefühle ent: 
gegennehmen und bie durch Uns bervorgehobenen Geſichtspunkte zum Gegens 
ſtande ihrer eindringlicden, zugleich aber auch dem Mahnrufe ber Zeit ents 
jprechenden Berathungen machen und hiedurch bie Erfüllung Unſeres innig⸗ 
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Hau Wyruied, dao uölebentreten bes conflitutionellen Organismus 
Mαν VRRRIELCE ihrerſeits beihlennigen werden. Das Land ſteht 
Nanucdı an der Schwelle ber Erfüllung feiner Bünfde Die 
nungen, welche Uns bejtimmten, bie mit richtiger Erkenntniß feiner 
riefen zu teeffende Gnticheidung über befjen eigene Zufunft in feine 
Bünde zu legen, baben fich nicht geändert. Mit Zuverfiht glauben Wir, 
daß es dem fegensreihen Zufammenwirfen bes beiderfeitigen guten Willens 
gelingen werde, biejer Zukunft eine Grundlage zu geben, welche geeignet ift, 
die ehrwürdigen Traditionen ber Vergangenheit mit ben Anforberungen ber 
Gegenwart in Ginflang zu bringen und hierdurch beren ernenertes Aufblühen 
dauernd zu ſichern.“ 


19. Ron Miederdfterreih). Landtag: Der Antrag von Prato- 


berera auf Erlaß einer Adreſſe an den Kaifer wird mit allen gegen 
3 Stimmen genehmigt. 


»„ (Tyrol). Landtag: Die neugewählten Abgeorbneten aus Wälfch- 


tprol ericheinen wiederum nicht im Landtag. 


2U—28. Nov. (Niederdfterreich). Landtag: Adreßdebatte. Rede 


Kuranda's über das Verhältniß zu Deutfhland. Schmerling er: 
klärt, fi der Abjtimmung enthalten zu wollen. Der Entwurf ber 
Adreßcommiſſion wird ſchließlich mit 44 gegen 8 Stimmen ange: 
nommen: 


„+. Wenngleih, bei unparteiifcher Erwägung ber Ereignifje, das demü⸗ 
thigende Ende bes lekten Krieges der durch mehrere Mitglieder des geygenz 
wärtigen Minifteriums veranlaßten Siftirung des verfaſſungsmäßigen Lebens 
nicht allein zugefchrieben werden kann, fo vermag doch nicht verfannt zu 
werden, baß die feit der Siftirung wachſende Zerflüftung und 
Shwädhung Oeſterreichs und ber in der Bevölferung immer 
weiter greifende zerjeßende Pejlimismus von unferen Feinden 
ſchlau benußt wurden, und daß man insbefondere durch diefe Politik fich bei 
ſchon drohender Gefahr jenes Organs felbft beraubte, welches vorzugsweiſe ge: 
eignel und berufen gewefen wäre, bie Begeiiterung ber VBölfer zum Kampfe für 
Recht und Freiheit, zur allgemeinen Erhebung und zur unwiderſtehlichen 
Abwehr bes ungerechteiten Angrifjes wachzurufen. Sowie Eure Majeität in 
Ihrem Manifefte von 17. Juni d. $. ben Mangel einer in biefem ernften 
Momente um Ihren Thron verfammelten Vertretung Ihrer getreuen Völker 
bedauerten, fo hat e8 auch bas Land mit patriotifhem Kummer empfunden, 
bag, während die Vertretung Ungarns bis zum 26. Juni tagte, bie vers 
faflungsmägige Gefammtvertretung ber Länder dieſſeits ber Leitha gegenüber 
ber dem Baterlande drohenden Gefahr in thatenlofem Schweigen verharren 
mußte... Die folgenſchwerſte und fchmerzliche Bedingung des Friedens war ber 
Ausſchluß Deflerreihs aus Deutihland... Auch bier Tiegt «8 
ferne von uns, jenen Räthen ber Krone die langjährige Schuld früherer Re: 
gierungen aufzubürden; baß aber die Befeitigung bes verfaſſungs— 
mäßigen Lebens bie Sympathien Deutihlands für Deiter- 
reich erfhüttern, ben legten Slauben an feine innere Kraft 
und feinen Führerberuf in Deutfhland vernichten mußte, 
und daß dieſe Erfenntniß den begeifterten Aufſchwung ber beutjchen Der: 


- bünbdeten für ihre und Defterreihs gute Sache lähmte, ift wohl nicht zu 


bezweifeln. Die Zerrüttung der Finanzen mußte bei einer num über 
ein Jahr währenden bubgetlofen und controlfreien Regierung in erichredender 
Progrefiion wachſen, ba Gredit= Operationen bei bem völligen Abgange ber 
beichliegenden Mitwirfung einer Volfsyertretung immer unüberfteiglichere 
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Hinderniffe entgegenftehen, und man baher zu dem Tetten Mittel, ber Staats⸗ 
notenpreffe, fchritt. Die Unficherheit ber ftantswirtäfchaftlichen und politifchen 
Zuftände blieb nicht ohne empfindliche Rückwirkung auf bie Volkewirthſchaft, 
unb felbft ber fcheinbare Auffchwung einzelner Probuctionszweige ruht nicht 
auf einer gefunden Srundlage. Kein freiheitlicher Fortichritt auf dem Ge: 
biete der Geſetzgebung, Berwaltung und Juſtizpflege belebte auch nur einen 
Moment die Zobdtenftille der Siſtirungo-Aera. Die fo ſehnlichſt herbei⸗ 
gewünfcte Verſtändigung mit Ungarı, bas Ziel, welchem das Mini: ; 
fterium das Verfaffungsrecht der cisleithanifchen Länder zum Opfer brachte, 
fie wurde burch dieſes Opfer in Sahresfrift um kein Atom gefördert, wohl 
aber haben Entmuthigung und Miftrauen gegen bie auf freier Bahn thatens 
loſe Regierung immer verderblicher gewuchert. a, jene Mitglieder des Mi⸗ 
nifteriums Haben fich durch die Gonfequenzen ihrer Siftirungs- Politik jo ſehr 
die Hände gebunden, daß fie num, ohne Vertrauen, ohne Unterftükung dies⸗ 
und jenfeits der Peitha, gar nicht mehr im Stande find, in bie verfafjungs« 
mäßige Bahn wieder einzulenfen... Allein nicht bloß ber materiellen Hilfe 
bedürfen bas Land wie das Reich. Die Nothivendigkeit, bie Ichwindenden 
Kräfte des Reiches zu fammeln, bie volfswirthichaftliche Arbeit zu ermuntern 
und ben Glauben an eine wahrhaft conftitutionelle Geftaltung bes Staates 
und damit das Vertrauen auf feine Zukunft wieder zu beleben, ſchwebt allen 
treuen Unterthanen Eurer Majeftät vor Augen, und nur in ber ſchleu⸗ 
nigften Wiederberftellung der verfaffungsmäßigen Zuftänbe 
erbliden fie ben Weg ber Rettung und bie Möglichkeit zur Erreichung ber 
väterlichen Abfihten Eurer Moajeität. In den Rändern der ungariihen Krone 
gerubten Eure Majeſtät ſolche bereits anzubahnen; allein das Stammland 
Nieberöfterreich und mit ihm bie Länder biefjeits der Leitha, fie harren noch 
mit Sehnſucht der Wiederbelebung ihres von Eurer Majeſtät felbft ge⸗ 
währten Berfaffungsrecgtes. Der treugehorfamfte nieberöfterreichifche Landtag 
muß nun, wo bas Mandat feiner Mitglieder zu Ende gebt und er zum 
legtenmale in biefer Wahlperiode das hohe Glück bat, zu feinem Herrn 
und Kaifer zu fprechen, biefer Geſinnung edrerbieligft Ausbrud verleihen. 
Befeelt von der innigften Ueberzeugung, daß nur auf diefem Wege die inneren 
Wirren auf rechtlicher Grundlage gelöft zu werden vermögen, erlaubt 
fh der treugehoriamfte Landtag in Chrfurdt bie dringenbite und unter: 
tbänigfte Bitte: Eure Majeftät wollen geruben, ben verfaffungsmäßigen 
Zuftand wieberherzuftellen und zu biefem Ende nah Schluß ber Landtags⸗ 
teffion die Einberufung bes Reichsraths auf Grund ber Ders 
faffung allergnädigft anzuordnen.“ 


2I. Nov. (Mähren). Landtag: Ein Antrag der czechiſchen Partei bez. 
Revifion ber Landtagswahlordnung (zum Nachtheil des beutjchen 
Elements) wird mit Hülfe der Mittelpartei von 46 gegen 45 Stim: 
men abgelehnt. | 


1. Dec. (Croatien). Der Landtag fpricht ſich neuerdings für Auf: 
hebung ber Militärgränze und Kinverleibung Dalmatiens in das 
breieinige Königreich aus. 

3.—4. Dee. (Oberöfterreid). Landtag: Adreßdebatte. Entwurf 
der Commiſſion: 

„Die Fortdauer ber Siftirung, bie rafch nachgefofgten unglüdtichen, ja 
verhängnißvollen Greigniffe und deren höchſt traurige Folgen, an welchen 
bie Siftirung wejentlih Schuld trägt, machen es dem oberöfterreidi: 
hen Landtage zur unabweislihen Pflicht, Eurer Majeftät bie 
volle und ungejhmintte Wahrheit über bie lauten nicht mehr 
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zurückzudrängenden Wünſche des Volkes vorzutragen. Sie gehen 
auf Rückkehr zu dem verfaſſungsmäßigen Rechte dies- und 
jenfeits ber Leitha; auf die hiedurch allein mögliche Vereinbarung 
unter Rabrung der Einheit des Reiches, wenit dauernd der in— 
nere Frieden und das Anfehen bes Reiches nah Außen bergeltellt werben; 
auf die endlihe durchgreifende Umgeftaltung Oefterreihs in 
einen freien Eulturftaat ber Neuzeit. Der letzte unglüdfiche 
Krieg bat die europäiſche Machtitellung des Reiches tief erſchüttert. Schmerz⸗ 
lid vor Allem berührt uns als Deutſche die Kostrennung Defterreihs von 
Deutfihland, das Zerreißen des engen taufendjährigen Verbandes mit dem 
großen deutſchen Wolfe, als deffen Theil wir uns der Abſtammung, Sprache, 
Sitte und Eultue nach fühlten und fortan fühlen werben. Oberöſterreich 
hält e8 dennoch für feine Auigabe und Pflicht, einem freien Defterreich an⸗ 
zugebören und dafjelbe zu fürdern. Es Tann wohl erwarten, daß bem 
deutſchen Elemente in Deflerrei die gebührende Stellung gewahrt 
bleibe und es eine Zurückſetzung nicht mehr erfahren werde. Schwer haben 
bie Völker die Fehler der Diplomatie und ber Kriegführung empfunden. Die 
wirthichaftlihen und finanziellen Schäden des Neiches, das durch die Wider⸗ 
jaher des Fortſchritis verfchuldete Zurüdbleiben Defterreihe auf 
geifiigem Gebiete, insbefondere im Volksunterrichte, murben 
für Jedermann offen an den Tag gelegt. Die Zerrüttung bes Geldweſens, 
das verderbliche Anwachſen der thatſächlich jeder wahren Controle ſich ent⸗ 
ziehenden Staatsſchuld; die damit verbundene, kaum erſchwingliche Zinſenlaſt, 


„lafien an ber all der Staatsfinanzgen und am Gedeihen der volfswirth: 


ſchaftlichen Verhältniſſe nahezu verzweifeln. Handel und Gewerbe liegen 
darnieder ; Steuerzahlungen ftoden; die VBerarmung greift in erichredender 
Weile um fih; Muthlofigfeit, der fchlimmite Feind bes Aufraffens eines 
Volkes zu neuer Thätigkeit, ftellt fich ein. Die Annalen der Gelchichte Defterreiche 
weijen feine Zeit nad), in welcher die Herzen ber Völker von fo tiefer Trauer 
erjhüttert, duch den Verluſt der theuerften Angehörigen und durch zerjtörtes 
Familienglück beimgefucht wurden. Nicht die traurige Lage bes Reiches und 
Landes allein ift es, die mit banger Beſorgniß erfüllt; tiefe Betrübniß herrſcht 
auch darüber, baß bie feierlich zugeficherte Mitwirkung und Zuflimmung ber 
Bolfsvertretung bei ber Gefeßgebung, bei Regelung und Controle des Staates 
haushaltes, für deren Thätigfeit Eure Majeſtät wiederholt volle Anerfennung 
ausſprachen, flatt zur Wahrheit geworben zu fein, unterbrochen, wir wollen 
nicht jagen, befeitigt wurde. Es wird als eine große Gefahr für die Zufunft 
des Reiches empfunden, daß es hiedurch zur Unmöglichkeit wirb, bie un 
fertigen Berfaffungszuftände fchliegliher Ordnung entgegenzuführen und 
mangelnde freiheitlihe Snftitutionen, welche ein unabweisliches Bebürfniß 
find, zu ſchaffen und zu fihern. Tief beflagt das Volk die auch bier zum 
Berberben des Reiches bis jetzt fich Fundgebende Rath- und Thatloſig— 
feit der Räthe der Krone Wenn jene Rüthe Euer Majeſtät ver: 
meinten, das Verföhnungswerf mit Ungarn duch Siſtirung ber verfaffungss 
mäßigen Rechte der Länder dieſſeits ber Leitha zu fördern, fo haben fie ſich 
eines fchweren Irrthums fhuldig gemacht. Gerade dadurch wurde das Ver: 
trauen in beiden Theilen bes Reiches geihwächt, die Lölung ber Aufgabe 
wurbe weſentlich erfchivert und mas vor Allem bedauert werben muß, es 
wurde zwifchen ben Völkern dieſſeits der Leitha durch biefe Siftirung die un: 
zweifelhaft fchon beftandene verfafjungsmäßige Verbindung gelodert, zwiſchen 
ihnen neue Zwietracht gefäet. Alles zeigt das Verfehlte dieſes 
Syſtems und die Nothwenbigleit, die bisher betretene Bahn 
raſch und vollftändig zu verlaffen. Die Fortdaner ber über bie 
Volksrechte fih hinwegſetzenden Regierung, welche mit ber Verfaffungsfiftirung 
begonnen bat, müßte Krone und Reich den allergrößten Gefahren zuführen, 
‚Geruben daher Eure Majeftät, vor allem das volle unverfümmerte 
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verfafſſungsmüßige Recht ber Länder diesſeits und jenſeits ber Leitha ins 
Leben zu ſehen und den für die Länder diesſeits der Leitha verfaſſungsmäßig 
beſtehenden Vertretungskörper einzuberufen.“ 

Bei der Abſtimmung wird ber Entwurf mit 34 gegen 8 Stimmen 
angenommen. _ ' 

4. Dec. Kine kaiſerliche Entſchließung an ben Kriegsminifter nimmt ben 

Beſchluß des oberſten Militärjuftizfenats, gegen F3M. v. Benedek 
und die FML. v. Henikftein und v. Krismanic wegen ihres Verhal: 
tens im lebten Feldzug eine kriegsgerichtliche Unterfuchung zu ver: 
hängen, zur Kenntniß, verordnet jedoch die Ablaffung von weiterem 
gerichtlichen Verfahren gegen bieje ober andere wegen ähnlicher Ver: 
ihulden 'angeflagte Generale und Stabsoffiziere. Commentar ber 
amtlihen „Wiener Ztg.” zu diefer Entſchließung. 

4—6. Dec (Mähren) Landtag: Adreßdebatte. Entwurf ber 
(ezechiſchen) Mehrheit und der (deutſchen) Minderheit. Bei der Ab: 
flimmung werben durch die Mittelpartei beide Entwürfe abgelehnt und 
befhloffen, an den Kaifer lediglich eine Loyalitätsadreſſe zu "richten. 

6—7. Dec. (Böhmen). Landtag: Adreßdebatte. Entwurf der (czechiſchen) 
Majorität und(beutichen) Diinorität der Commiſſion. Bei ber Abftimmung 
wird ber Majoritätsentwurf mit 126 gegen IL Stimmen angenommen. 

„ » (Salzburg) Der Landtag nimmt den Entwurf einer Adreſſe 
an ben Kaiſer ohne Debatte einjtinmig an: 

„... Ber im Jahre 1865 verfammelte jalzburgifche Landtag hat — bie 
Rückwirkung der durch das allerh. Manifeft v. 20. Sept. v. Is. erfolgten 
Siftirung ber Wirkſamkeit der Neichsvertretung auf das Wohl bes Landes 
erwägend — in der am 9. December v. 3. einhellig beichloffenen Adreffe 
Ew. Maj. „um baldmöglichite volle Wieberherftchung ber verfafjungsmäßigen 
Zuftände” gebeten. Die ſeither in der Lage Defterreichs eingetretene Vers 
jchlimmerung enthält bie leider nur allzu ernſte Mahnung, auf die vorjährige 
ehrfurchtsvollſte Bitte zurüdzufommen. Das Reich bedarf bes äußern und 
bes innern Friedens, denn es muß alle feine. geiftigen und materiellen Kräfte 
fammeln und nachhaltig anfpannen, um das zu werben, was es fein kann 
und fol: mädtig nah Außen, glüdlih nah Innen. Dazu ift vor Allem 
nöthig, „die rettende That zur rechten Zeit”, bevor bie wachlende Verwirrung 
in ben ragen ber Berfafjung und Unjicherheit des öffentlichen Rechts, bevor 
der Stillftand in den mehr als je dringend nothwendigen Iegislativen Res 
formen im Bereiche der Rechtspflege, ber Verwaltung, der volfswirtbfchaft- 
lihen Intereſſen, bevor endlich bie bedrohlih für ben Gteuerträger, ben 
Stantsgläubiger und das allgemeine Wohl fortfchreitende Zerrüttung bes 
Geldweiens und ber Etaatsfinanzen fich für das Reich felbit zu einer unheil⸗ 
baren Krankheit gefteigert haben. An der Schwelle des Kriegs haben Ew. 
Mai. den Mangel einer um ben allerh. Thron verjanmelten Vertretung 
Ihrer getreuen Völker fehmerzlich bedauert, und das dem jekt verjammelten 
Landtage mitgetheilte Allerhöchſte Handfchreiben gibt neuerlich Zeugniß, welche 
bohe Bedeutung e8 habe, in tieferuflen Momenten Monarch und Volt Eines 
Einnes zu wiſſen. Ew. Maj.! Ter Ernjt ber Lage buuert fort. Verſam⸗ 
meln Sie bie Vertreter des Reiches um den kaiſerl. Thron und, treuergeben, 
ben Vertrauen mit Vertrauen lohnend, werden fie mit loyalem Rath, mit 
opferfreudiger That der Weisheit Ew. Maj. bei der Durchführung Allers 
böchflihrer landesväterlichen Abjichten zur Seite fieben. Ohne die Reichs— 
vertretung, ber bie befchließende Mitwirkung Bei Berfaffungsveränberung 
allein zufteht, Tann der Ausbau ber Verfaſſung auf der gejicherten Grunds 
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lage bes Rechtes und insbelondbere bie Herftellung bes innern Frie— 
bens buch den Ausgleih mit ben Ländern der ungarifdhen 
Krone nicht erzielt werben; ohne fie mangelt dem Fortſchritte und 
ber Reforn der gefeblihe Weg, und ohne fie läßt ſich eine fefte Ordnung 
im Staatshaushalte ſchon deshalb nicht erwarten, weil nur burd fie dem 
Etaatecrebite der umentbehrlihe Aufſchwung werden kann. Die vom treu: 
gehorſamſten Landtage ehrfurchtsvollft erbetene baldigfte Wieberherftels 
lung der verfaffluugsmäßigen Thätigfeit der Reichsſvertre— 
tung wird in dem franfen Staatsförper bie Lebensthätigkeit, ohne die jeb- 
wedes Heilmittel unwirkſam if, von innen heraus erweden, das Vertrauen 
bes Volkes auf die Zufunft und bie Opferiilligfeit new beleben und jene 
freie Bahn eröffnen, auf welder allein das in feinen Grunbfeften erfchütterte 
Baterlanb feine äußere Machtitelung und innere Wohlfahrt wiedergeiwinnen 
unb dauernd befeftigen Tann.” 


6. Dec. (Oalizien). Landtag: Adreßdebatte. Der Adreßenwurf der 


Polen ſpricht fi) gegen die Februarverfaſſung, derjenige der Ruthenen 


für diefelbe aus: 

Entwurf ber Polen: „... Wir leben ber Ucherzeugung, baß, wenn 
die buch das October:Diplom anerfannten Rechte und hiſtoriſchen Trabi: 
tionen ber Länder zur vollen Berüdfichtigung gelangen, und bie durch ben 
freien Ausſpruch der Tegalen Vertreter abgegebenen Erklärungen der Völker 
Geltung gewinnen werden, baß bann für immer das Syftem ber 
Gentralilation unmöglich fein werbe, welchesdie Lebenskraft 
her Völfer lähmte unb Damit bie Macht bes ganzen Reidhes 
untergrub. jenes verderbliche Syſtem ift die Quelle unferer- Niederlagen 
unb Leiden — Oefterreich aber ſoll flarf und mächtig fein... Aus eigener, 
tiefinnerer Veberzeugung geben wir uns bem berzerhebenden Glauben bin, 
daß Ocfterreih, um zu beftehen und fich herrlicher denn je zu erheben, feiner 
Beftimmung und ber Macht der Thatfachen gemäß, nach Innen der Fräftigfte 
Ausdrud ber Achtung der Freiheit, nah Außen aberder Schild fein 
werbe zur Bertbeibigung ber Givilifation bes Weftens, 
der Rechte der Nationalität, der Humanität und ber Gerechtigkeit. Das 
eigene Wohl, wie bas Gewiflen ber andern Völker, bie von ber bee ber 
chriſtlichen Givilifation durchdrungen, wirb es nicht zugeben, daß Defterreich 
allein ftehe im ber Erfüllung dieſer Miffion. Diefe Miffion war aud 
bie unfere viele Jahrhunderte lang. Ohne Belorgniß, unfern natios 
nalen Trabitionen abtrünnig zu werben, im Glauben an die Miffion 
Defterreihs.unb im Vertrauen in bie Unabänderlichfeit ber Entichließuns 
gen Ew. Maj., erklären wir demnach aus ber Tiefe unfers Herzens, zu Ew. 
Maj. zu halten und Halten zu wollen.” 

Entwurf ber Ruthenen: „...Da nun bei uns bie von Ew. Maj. 
gewährleiftete Gleichberechtigung nod nicht allfeitig ins Leben gerufen 
ift, fo nahen wir in Demuth bem Throne Ew. Majejtät mit der Bitte, daB 
bie Vertretung bes Reiches auf Grund bes Detoberdbiploms und 
ber Februarverfaffung einberufen, baß bei berfelben beide Nationali: 
täten Galiziens durch Vertreter eigener Wahl repräfentirt und auch in Land⸗ 
tage bie nationalen Angelegenheiten durch geſonderte Eurien und Aus: 
fhüffe beiber Nationalitäten vertreten und das Patent v. 26. Febr. 1861 in 
biefer Richtung abgeändert werbe, auf baß die durch bie Weisheit Ew. Mai. 
geihaffene Harınonie bie Bewunderung ber Welt errege unb ber Name Ew. 
Majeſtät mit unauslöfchlihen Lettern verzeichnet werde im Buche ber Ges 


ſchichte.“ 
Der Areßentwurf der Polen wird in dritter Leſung mit 84 
gegen 40 Stimmen angenommen. 
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7. Dec. (Ungarn). Unterhaus: Vorläufige Debatte über bie Antworts⸗ 


adreſſe auf das Refeript vom 17. Nov. Tisza beantragt Namens 
der Linken, in der. Adreſſe zu erklären, daß, nachdem das kgl. Re 
fpript die in ben frühern Adreſſen niebergelegten Bitten um Ser: 
ftelung der Rechte und Geſetze des Landes nicht erfüllt habe, ber 
Landtag ohne Verletzung der Rechtscontinuität nicht weiter vorgehen 
könne; Deak beantragt, daß das Haus zwar auf Grund ber frü- 
heren Adreſſen neuerdings die fofortige Wieberherftellung ber Ber: 
fafjung erbitten und urgiren, aber zugleich erklären möge, baß es 
bie im 8. Refeript enthaltenen Bemerkungen ſ. 3. bei Behagblung 
ber Anträge der 67er Commiflion mit Chrfurdt und gebührenber 
Aufmerkſamkeit in Erwägung ziehen werde. Bei der Abjtimmung 
wird mit 227 gegen 107 Stimmen beſchloſſen, eine Adreſſe im 
Sinne Deaks zu erlaffen. 


10. „ (Steyermarf). Der Landtag nimmt den Noreßentwurf ber 


44. 


Commiſſion (Kaiſersfeld) ohne Debatte faſt einſtimmig an: 

„... Mit tieffter Ehrfurcht, aber auch mit aller Offenheit, welche bie 
Treue gebietet, muß der Landtag e8 ausipredhen, daß bie Bahnen jener Po: 
tif vollftändig verlaffen werben müffen, welde Ew. Majeftät 
Regierung mit dem Patente v. 20. Sept. betreten hat. In ber conititutigs 
nellen Mitwirkung der Völfer mit ber Regierung, daber in ber MWieberhers 
jtelung ber verfaſſungsmäßigen Zuſtände in jebem Theile bes Reiches, in 
dem rückhaltloſen Aufgeben bes Abfolutismus und in ber 
aufrichtigen Hingebung an bas parlamentariihe Syftem in 
jeder Sphäre der Gefeggebung und bes ftaatlihen Lebens, 
in der Sicherung gegen noch weitere Zerjplitterung durch die zu Träftigenbe 
Gejammtvertretung ber Länder biesfeitd ber Leitha, in einer vorurtbeilsfreien, 
von Nebenzielen nicht getrübten, bem Fortichritte zugemwendeten und in einer 
ſolchen Bolitif, welche Frieden Hält mit allen Mächten und nirgends Miß—⸗ 
trauen wachruft — ift der Weg vorgezeichnet, der gegangen werden muß. 
Ew. Maj. werben biejen Weg, wie ber Landtag zuverfichtlich hofft, muthig 
betreten, unb dann wirb auch Defterreich wieder jich erheben aus dem tiefen 
VBerfalle, in welden das Mißgeſchick und verbängnißvolle Mißgriffe es 
geftürzt haben. Die Lage, in welcher Oefterreich ſich in dieſem Augenblide 
befindet, und die Gefahren, welche fich noch immer wie Gewitterwolfen aufs 
thürmen, und welde den Beſtand bes Reiches ebenfo von Außen wie bon 
Sinnen bedrohen, dulden aber Keinen Fängern Auſſchub. Der Landtag kann 
baber nicht abjehen von ber Löſung ber einen Frage, bie allein bie Löſung 
aller andern in fich fließt. Daß über bie ſtaatsrechtlichen Ver hält—⸗ 
niffe Ungarns und bes Reiches endlich verfaffungemäßig entfchieden 
werde, barauf vor allen Dingen möge bie Aufmerkjamfeit und die Thatkraft 
Ew. Maj. gerichtet fein. Nicht wie biefe Angelegenheit erfolgen foll, aber 
daß es im höchften Intereſſe der Monardie und jedes Landes, das trem zu 
biefer hält, liege: daß fie jchnell erfolge, das fühlt ſich der treugehorſamſte 
Landtag gedtungen, ehrfurchtsvoll auszuſprechen. Ter Streit fommt nur 
ben äußern Feinden Oeſterreichs und den zerjegenden und eben deßhalb fo 
gefährlichen Elementen zugute, die e8 in feinem Innern birgt. Oeſterreichs 
Kraft bleibt gebrochen, jo lange biefer Streit nicht ausgeglichen ift, und ein 
wahrer Conftitutionalismus Tann nirgends herrſchen, fo lange verfaffungss 
mäßige Auftände nicht überall befteben.. . .* 


„ (Bulowina). Landtag: Adreßdebatte. Entwurf ver Majorität 


und der Mingrität der Commiſſion. 
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Der Entwurf ber Commiſſionsmehrheit knüpft an das Fol. 
Nefeript vom 17. Nov. an den ungarijchen Landtag an, acceptirt ben dadurch 
angebahnten Dualismus des Reichs und fährt dann fort: „Wenn aber bei 
ben gegebenen Verhäftniffen als nothwendiges Collerar des Eonftitutionalis- 
‘mus ber verantivortlichen Regierung in ben beiden Reichshälften für bie 
jeber berfelben gemeinfamen Angelegenheiten eine gefonderte Vertretung zur 
Seite fliehen muß, jo könnte nur durch eine genaue Begrenzung ihrer Be⸗ 
fugnijje und durch die entſprechende Erweiterung ber landtägigen Wirffam: 
teit der Hiftorischen berechtigten Eriftenz ber einzelnen Königreiche und Ränder 
jowie ihrer unbebinderten nationalen Entwidlung Genüge geleiftet werben. 
Tief in unferm Innern wurzelt die Neberzeugung, daß nicht burch eine Alles 
abtöbtende und beichränfende Gleichförmigkeit, wohl aber durch bie Garantien 

Ber freiheitfihen und materiellen Entwidlung, vor allem durch Vereinsrecht, 
Selbftverwaltung, Gefchwornengerichte und durch eine den natürlichen Pro: 
ductionsperhältnijjen entſprechende Finanzpolitik, die Zufammengebörigfeit ber 
Völker gefeftigt, und daher bie Macht des Staates erhöht werde. Das fol: 
hergeftalt in feinem Innern gefräftigte Defterreich wird feinen Gegnern Ach: 
tung gebieten, in ben flammpverwandten Nachbarvölkern mächtige YBunbes- 
genofjen erlangen, feine provibentielle Aufgabe, ein Völkerreich zu fein, und 
ſich als ſolches fortzuentwideln, mit Sicherheit erreichen.” 

Entwurf der Commiffionsminderheit: „... Der treugebor- 
famfte Landtag Hält es für feine gebieterifche und unabweisbare Pflicht, dem 
Gedanken freimüthig Ausdrud zu geben, daß in erfter Linie die baldigſte 
Wiederhberitellung verfafiungsmäßiger Zuflände unb zu= 
nächft bie Einberufung einer Reihsvertretung bie Heilung ber 


ſchweren Wunden, unter denen das Reich darniederliegt, ermöglichen, bie 


Beichleunigung eines, alle Theile des Reiches gleich befriedigenben Ausgleichs 
mit ben Ländern ber ungarifchen Krone erleichtern, ein Wiederaufblühen ber 
einzelnen Königreiche und Länder, ein Gebeihen bes ganzen Neiches herbei⸗ 
führen werde. Sind einmal auf diefem Wege die zur Erhaltung ber Macht⸗ 
ftellung bes Staates nach Außen, bie Einheit bes Reichs bedingenden, einer 
Decentralifation unjähigen Momente feſtgeſtellt, ift einmal biefer Grundpfeiler 
ber Berfaffung zur bejriedigenden Löſung ber allfeitigen Intereffen im Wege 
ber freien Vereinbarung aller betheiligten Länder und ber Krone gewonnen, 
jo wird der conftitutionelle Weiterbau ber Berfafjung bei erweiterter Auto⸗ 
nomie ber einzelnen Königreihe und Länder Feiner bedeutenden Schwierigfeit 
auf ben vorhandenen Grundlagen unterworfen fein, und es fann der treus 
geborfamfte Landtag ber Bukowina nur wieberholt feinen ehrfurchtsvolliten 
Wunſch an den Stufen des Allerhöchſten Thrones nieberlegen, daß dann auch 
dem Kronlande Bukowina eine umfafjenbere Autonomie zu Theil: werde, welche 
ihm geftattet, auf dem Gebiete ber Kirche, Schule und Gemeinde fidh felbft: 
tätig, Individuell, nah dem Grundſatze der Gleichberechtigung fortzuents 
wideln. 

Bei der Abftimmung wird der Entwurf der Mehrheit abgelehnt 
und derjenige ber Minderheit, ber die Miederherftellung ber fiftirten 
Vebruarverfaffung ausbrüdlih fordert, mit 15 gegen 11 Stimmen 


angenommen. | 


11. Dec, Abſchluß des Handelsvertrags mit Frankreich. 


„ (Kärnthen) Landtag: Adreßdebatte. Mit 28 gegen 3 Stim⸗ 
men wird der Entwurf der Commiljion angenommen: 
„... Durch bie Folgen bes Krieges Tosgelöjt aus dem taufendjährigen 
Berbande mit Teutichland, und mit dieſem Mutterlande nur noch verbunden 
durch die geiftigen Bande ber Stammes: und Sprachgemeinfchaft, ber gleichen 
Gefittung und Eultur, muß das alte deutfche Reichsland Kärnthen um fo 
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größeres Gewicht darauf legen, daß das Staatoweſen und bie Verfaffung bes 
Kaiferreihes fih im Sinne wahrer Treibeit und "aufrichtigen entfchiedenen 
Fortſchritis thatfächlich entwidle. Die Bahnen, welche zu biefem Ziele füh- 
ren, liegen allerdings abfeit8 von denjenigen, die Ew. Maj. Regierung mit 
dem Allerhöchften Patente v. 20. Sept. 1865 betreten bat — fie find anfchei= 
nenb weniger frei, weil innerhalb ber Echranfen bes Geſetzes fich bewegenb 
— fie werden aber dafür die Völfer zur Freiheit führen und ermöglichen, 
daß der Staat zur früheren Machiſtellung gelange. Der treugehorfamite 
Landtag hält feft an der Rehtscontinuität ber Verfaffung vom 
26. Febr. 1861 und ift überzeugt, daß biejelbe dem Ausgleihe mit Ungarn 
nicht im Wege fein wird, weil alle den Beftand des Geſammtreiches nicht in 
Frage ftellenden Aenderungen auf verfaflungsmäßigem Wege vorgenommen 
werden können und weil nach ber dermaligen Lage des Reichs das Intereſſe 
ber weitlichen Länder nicht entgegenftehbt, die Autonomie Ungarns in jenen 
Punkten anzuerkennen, welche zur Aufrechtgaltung bes Selammtftaates nicht 
mit Nothwendigkeit als gemeinfame betrachtet werben müfjen. Die ges 
meinfhaftlihe parlamentarifhe Behandlung der gemeins 
famen Angelegenheiten mit einem verantwortliden Mini— 

ſterium ift nit blos unerläßlihe Vorausſetzung für bie 
conftitutionelle Freiheit bes Reiches, fondern gerabezu 
eine unabweislidhe Nothwendigkeit fürben Jortbeftand des— 
jelben. Ohne längerın Auſſchub muß cine parlamentarifche Regierung es 
unternehmen, geftüßt auf bie conflitutionelle Mitwirkung bes Neichsrathe, 
jene ſtaatlichen Einrichtungen ind Leben zu rufen, welde perfünliche, bürger- 
liche und politifche Freiheit Schaffen und fihern und buch eine volks⸗ und 
ftantewirtbfchaftliche richtige Führung des Neiches auch bie materielle Wohlfahrt 
ber Völker zu heben und dauernd zu begründen vermögen. Nur bie alfo- 
gleide Cinberufung bes Reichsraths und die aufridhtige 
Durchführung einer wahrhaft conflitutionellen Regierungs® 
form würde die Neberzeugung geben, daß Oeſterreichs Heil dort gefucht wird, 
wo es einzig noch zu finden it, daß unjern zerrütteten Finanzverbältniffen 
und dem gejunfenen Staatecredite wieder aufgeholfen werde, und baß jene 
— behalten, welche den Untergang unſeres Vaterlandes als bevorſtehend 
anſehen.“ 

— Dec. (Borarlberg). Der Landtag verzichtet auf den Erlaß einer 
Adreſſe an ben Kaifer, nachdem bie vorjährige zu Gunften der 
Tebrunrverfaffung von bemjelben zurüdgemwiefen wurde. Dagegen 
bringt der Landtag feine unveränderten Anſchauungen in bem Bericht 
feines Ausſchuſſes Über den Rechenſchaftsbericht des Landesausſchuſſes 
neuerdings zum Ausdrud. 

15. „ (Ungarn). Das Unterhaus nimmt den Ubreßentwurf ber Com: 
mifjion (Deals nad feinen Vorſchlägen v. 7. d. M.) mit überwie: 
gender Mehrheit an. 

16. „ (Trief). Der Landtag genehmigt den Antrag auf Errichtung 
einer juridiſchen Facultät mit ital, Unterrichtsſprache. 

17. „ (Erovatien). Landtag: Beginn der Adreßdebatte. 

Der gemeinfame Entwurf ber vereinigten felbftänbig-natio: 
nalen und ber national:liberalen Partei verlangt im Weſent⸗ 
lichen: Abbrehen ber Verhandlungen mit Ungarn unb ſelb— 
ſtändiges Vorgehen in ber Regelung ber ftaatsredtlidhen 
Beziehungen mit ber Krone; Feithalten an bem fanctionirten Art. 42 
vom Sabre 1861 bezüglich bes ftaatsrechtlichen Verhältniffes zu Ungarn; 
Anerfennung ber Gefammtfiaatsangelegenheiten im Sinne 


18 
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bes Octoberdiploms und gemeinſamer Gefehgchung für dieſelben, vor⸗ 
behaltlich der Eintreibung und Abführung der entfallenden Stenerquote für 
bas Land; Feititelung ber Form zur Behandlung der Geſanmiſtaatsangele⸗— 
genheiten im Wege der Vereinbarung nach dem Sinne des Septemberntunis 
teftes; Ablehnung ber Februarverfaſſung; endlich fordert fie Garantien für 
eine vollfommene ftaatlihe Landesautonomie. Als Priucipien fir bie 
einheitliche Staatsorganifation werben aufgeftellt: Berantmwortliches Gefanımt: 
ftaatsminifterium; Ginfanmerfyften; alljährliche Feſtſtellung und Prüfung 
des Gefanmtitaatsbudgets durch die Stantsvertretung über Vorſchlag ber 
verantwortlichen Regierung. Als Borbedingung für das weitere Vor: 
geben auf Grund diefer Jirincipien wird bingeftelt: Stanrlihe und territo= 
riale Reintegrirung des breieinigen Königreichs durch Aufhebung der Diilitär- 
gränze und Bereinigung Dalmatiena im Wege verfaffungsmäßigen Cinver: 
nebmens, wie auch der quarneriichen Inſeln mit Groatien und Slavonien; 
endlich Abftelung der gegenwärtigen Ticafterial- und Einführung einer ver: 
antiwortlichen Landesregierung. 


18. Dec. (Steyermard). Der Landtag lehnt einen Antrag auf Parität 


„ 


„ 


R 


ber jlovenifhen mit der deutſchen Sprade in ben Volksſchulen ab. 
»„ (KRärnthen). Der Landtag übermweist die Petitionen ſloveniſcher 
©emeinden, die im Gegenſatz gegen ihre ©eiftlihen und Lehrer bie 
Einführung ber deutſchen Spradye in ihren Schulen verlangen, em: 
pfehlend der Regierung. 

„ (Scälefien). Der Landtag erklärt fih einmüthig gegen eine 
Einführung der Sefuiten in Schlefien. 

„ (Salizien). Der Kaifer beftätigt das vom frühern Landtage 
beſchloſſene Geſetz, betreffend die Aufhebung der Statthalterei-Com⸗ 
million in Krafau und die Sentralifirung Galiziens. Galizien ift 
damit in 74 unter ber unmittelbaren Verwaltung des GStatthalterei: 
präſidiums in Lemberg ftehende Kreife eingetheilt. ine große An— 
zahl bisheriger Beamteter, namentlich Deutſcher, wisd buch das 
Geſetz außer Thätigfeit geſetzt. F u 
v» (Croatien). Landtag: Specialbebatte über die Anträge ber 
jog. Regnicolar-Deputation bez. das Verhältniß zu Ungarn als 
Eubitrat des Adreßentwurfs. Es wird beichlofien: 

1) Ter Art, 42 vom Jahre 1861 bleibt immerwährenb als unveränber: 
lihe Grundlage und Richtſchnur in der flaatsrechtlichen Beziehung des brei: 
einigen Königreicy8 gegenüber von Ungarn. 2) Tas breieinige Königreich 
hat mweber Rechte noch Pflichten und auch feinen gefeglidhen Modus, in ben 
ungariſchen Landtag einzutreten, welcher nach Peſth auf den: 10. Dec: 1865 
und beziehungsmeife auf den 19. Nov. 1866 einberufen if. 3) Das drei⸗ 
einige Königreich hält dafür, es ſei Fraft feines Staatsrechts befugt und vers 
pflichtet, felbjtändig mit der Sirene ins Cinvernehmen zu treten. 4) Eelßft: 
ftändige Regelung des ftaatsrechtliden Nerhältniffes direct mit ber Krone 
und ohne Ungarn. 5) Principielle Feſtſtellung und einheitliche Behandlung 
ber aus ber pragmatiihen Sanction rejultirenden allg. Reichsangelegenheiten. 
6) Feſtſtellung der Behandlungsnorm berfelben im Vereinbarungswege, Ver: 
wahrung gegen ein jolches Gentralorgan,, das ohne Zuftimmung des breis 
einigen Königreihs zu Stande käme, endlich 7) als Vorbebingung das Peti⸗ 
tum der Landesreintegrirung durch Aufhebung der Militärgränze und Ber: 
einigung Dalmatiens, und 8) einer verantwortlichen Landesregierung. 

. Der erfte Artifel wird faft einftimmig, alle folgenden werben 
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theilweiſe in namenklicher Abſtimmung, mt zwei Drittel aller 
Stimmen ‚gegen ein Dritttheil (der unioniftifhemagyarijchen Partei) 
angenommen. 


49, Dee. (Ervatien). Landtag: Annahme ber reife an der‘ Kaifer 


" 


- auf Grund der am vorhergehenden Tage gefaßten Beichlüffe. 


vn (Zyrol). Landtag: Adreßbatte. Der Entwurf ber Majorität 


knüpft an einen energijchen Proteft gegen bie Umtriebe für Los: 
reißung Wälſchtyrols die wiederholte Bitte um Auftehthaltung der 


+ Blaubenseinheit, während bie Verfaſſungsfrage birect gar nicht bes 


rührt wird, vielmehr beiläufig dem Septemberpatente (Siftirung ber 
debruarverfaffung) zugeſtimmt wird. | 

« Ber teugebiorfamfte Landtag erlaubt ſich aber, Yon diefer unter: 
ihanigten Bitte Anlaß zu nehmen, um das Augenmerk Ei; Maj. ehrfurchts⸗ 
vollſt auch auf die Ei ——— des Landes und auf die inneyen Bes 
bingu no feiner Eingei zu lenken, von denen für alle Zufunft die Erhaltung. 
ſeiner Kraft abhängt. Zu ben GigentHümlichfeiten Tyrols gehören im erfler 
Reihe der fromme Glaube und bie reine Sitte ber Väter und bie Wehrkraft 
bes Volkes; fie ftehen im Wechſelwirkung und in ihnen beraubt. wejentlich der 
alttyroliſche Geiſt, welcher bag Land zu einem uneinnehmbaren Bollwerke ber 
Monarchie gegen Süden und Welten madt. Ew. Maj. haben in dem Patente 
v. 20. Sept. 1865 auszufprechen geruht, daß die Mannichfaltigfeit ber ver: 
ſchiedenen Ränder bes Reiches beachte, und ihre gefchichtliche Rechtsentwicklung 
gefichert werden müfje ‚m Bertranen: auf dieſes Faiferl. Wort, erlaubt fich 
daher ber treugehorjanfte Landtag ehrfurchtsvollſ bie Hoffuung auszuiprechen, 
daß nebft ber Einheit auch die Eigenthümlichkeit deßs Landes in alle Zukunft 
werbe gewahrt bfeiben.“ 

Die liberale Minderheit verlangt den Webergang zur Tagesord⸗ 
nung. Dasſelbe wird mit 40 gegen 18 Stimmen verworfen, worauf‘ 
bie Minorität erklärt, am Zuftandefommen einer ſolchen Adreffe in 
feiner Weiſe mitwirken zu können und daß fie ſich demnach ber 
Abftimmung enthalten werde. Alle anweſenden Liberalen verlaflen 


ben Saal, Die zurüdgebliebene a iſt nicht meh beſchluß⸗ 


fähig. 
20/21. Der. Beſuch des Minifters v. Beuſt in Begleitung bes ungar. 


n 


Hofkanzlers in Peſth. 
(Böhmen) Landtag: Anteag des Grafen Leo Than, dem 
Kaiſer als Landesgeſetz zur Sanction zu unterbreiten. 

„Die etſte Alinea bes F 54 der Landtagswählordnung v. 26. Febr. 1861 
riet außer Kraft und es hat der F 54 zu lauten: So wie während der 
Dauer der erften Landtagsperiode können auch während der Dauer ber zwei⸗ 
ten Anträge auf Aenderungen ber Beſtimmungen ber Landtagswahlordnung 
dureh abfolute Stimmenmehrheit bes nad $ 38 der Landesordnung überhaupt 


befchlußfähigen Landtags beidyloffen werden.“ 


Die deutſche Partei erhebt gegen einen Beſchluß ſchriftlichen Proteft 
und erflärt, an ber Berathung des Antrags keinen Antheil zu nebs 


. men, worauf bie czechiſche Partei denſelben ohne ‘Debatte zum Be 


ſchluß erhebt, 

„ (Tyrod). Landtag: Die Maforität weigert ſich, auf bie beab- 

ſichtigte Abreffe zu verzichten und beichließt, biefelbe neuerdings auf’ 
18* 
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die Tagesordnung zu ſetzen. Die Liberalen verlaſſen hierauf wie⸗ 
derum den Saal, worauf der Landeshauptmann den Schluß der 
Seſſion verkündet. 

21. Dee. (Mähren) Landtag: Ein Antrag ber czechiſchen Partei auf 
Abänderung des F 54 der Wahlordnung, wie im böhmilhen Land: 
tag, wirb durch die Mittelpartei mit 49 gegen 46 Stimmen zu Fall 


gebracht. 

„ „» (Galizien) Landtag: Der Antrag auf Vermehrung ber 
ſtädtiſchen Vertreter im Landtag um 12 (im polnifhen Intereſſe) 
wirb in erfter Lefung verworfen, indem fih nur 82 (alfo nit 
zwei Drittel) gegen 42 Stimmen bafür erklären. Kin Ruthene 
verläßt den Saal: zweite Lefung und Annahme des Antrags mit 
82 gegen 41 Stimmen. ‘Der Ruthene Tehrt zurüd und ber An- 
trag wirb in britter Leſung wieber verworfen. 

23. „ Der Kaifer empfängt bie ungarifche und die croatifche Adreß⸗ 
deputation. 

27. „ GGalizien). Landtag: Frage bes Unterrichtsrathes. Die Ru- 
thenen protefliren gegen ben von ben Polen angeftrebten Beſchluß 
und verlafjen den Saal. 

29. „ (Krain). Landtag: Schlußfigung. Da der Landtag mit Rüd- 
fiht auf die in ihm herrſchende Parteifpaltung zwiſchen ber beutjchen 
und ber flovenifhen Partei keine Adrefje erlaffen hat, fo ſucht Graf 
Auersperg (Anaft. Grün) diefelbe durch eine umfaſſende Rede über 
die großen Tragen bes Reichs zu erjeßen. 

30. „ Der Kaijer erläßt auf Grund bes Schtemberpatents das Yinanz- 
geſetz für 1867. | 

Die Staatsausgaben find darin mit 433,896,000 fl., die Staatseinnahmen 
mit 407,297,000 fl. beziffert, Es wird aljo ein Deficit von 26,599,000 fl. 
und mit den aus bem Bienft bes Vorjahres noch zu beftreitenden Ausgaben 
von 51,034,000 fl. von im Ganzen 77,633,000 fl. vorausgefehen, zu befjen 
Dedung jene Gelbmittel im Betrag von 79,495,000 fl. zu verwenden feien, 
welche aus der auf Grund der Geſetze vom 5. Mai, 25. Mai und 25. Aug. 
d. J. eingeleiteten Crebitoperationen ber Finanzverwaltung noch zur Ders 
fügung ftänden, jo daß nad) Erledigung fämmtlicher Verbindlichfeiten aus ben 
Sabren 1865 u. 1866 am Schlufle des Jahrs 1867 noch 1,862,000 fl. übrig 
bleiben ſollen. 

Der begleitende Bericht bes Jinanzminifters Grafen Lariſch ver 
breitet fi hauptſächlich über bie befchloffenen Erfparniffe (ſämmtliche Staats: 
ausgaben, bie für das Jahr 1866 auf beinahe 598 Mill. Gulden veranfchlagt 
waren, figuriren im Budget für 1867 nur mit circa 434 Mill. fl. und ber 
Militäretat ift z. B. von 88 auf 73 Mill, herabgeſetzt), über das „ertreme 
Mittel" der Papiergelbemilfion, und über bie an die Nationalbank geleifteten 
Abzahlungen, jo daß der Staat ber Banf nichts mehr fchulde, als die für 
bie Dauer ihres Privilegiums bei ihr inveftirten unverzinslichen 80 Mil. fl. 
und den ebenfalls unverzinslichen Vorſchuß von 60 Mi. fl., der im Geſetz 
vom 25. Aug. d. J. feine Dedung finde. Der Bericht fchließt dahin: „Bei 
einem Deficit, welches nur deßhalb bie Ziffer von 26 Mill. fl. erreicht, weil 
ber Einnahme⸗Etat weit unter bem wirklichen Erfolg ber zwei letzten für bie 
Steuerverhältniffe fehr ungünftigen Friedensjahre 1864. und 1865 angefekt 
worben ift, Tann bei einer beſonnenen und leibenfchaftslofen Erwägung ber 
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Sachlage nicht verkannt werben, baß das beharrlich angeſtrebte Ziel ber Her⸗ 
ſtellung eines völligen Gleichgewichts zwiſchen Einnahmen und Ausgaben 
bereits nahe gerückt iſt. Zwar wird es noch großer Anſtrengungen, vieler 
Opfer und Entſagungen bedürfen, bis dieſes Ziel erreicht iſt, aber es iſt ers 
reichbar, wenn alle Hebel der freien Entwicklung, der geiſtigen und materiellen 
Kräfte angeſetzt werden, wenn ber äußere Friede, welchen Oeſterreich ebenſo 
aufrichtig wünſcht, als es ihn nothwendig braucht, erhalten bleibt, wenn durch 
eine glückliche Verſtändigung in ber großen innern Verfaſſungéfrage die ers 
fehnte Befriedigung eintritt, das Vertrauen wieberfehrtt und Sparſamkeits⸗ 
mapregeln und Finanzreformen buch die Mitwirkung einer im Völkerleben 
wurzelnden legalen Vertretung ihre volle Kraft und Nachhaltigkeit erlangt 
haben werden.“ 

31. Dec. Ein faiferl. Handbfchreiben an ben Kriegsminifter genehmigt ben 
Entwurf eines auf die allgemeine Wehrpflicht gegründeten Wehr: 
gefeßes, deſſen definitive Annahme zwar ber verfaflungsmäßigen Bes 
handlung besfelben vorbehalten wird, deſſen wichtigſte Beſtimmungen 
aber Thon jetzt proviforifh ins Xeben treten jollen. 

„ » (Oalizien) Landtag: Debatte über ein neues Schulgeſetz. 

Nah dem Entwurf jollen in den Volksſchulen beide Landesſprachen, 
in ben Mittelihulen aber allein bie polnifhe Sprade anerfannt 
werben. Die Ruthenen legen gegen biefen Grundſatz ben entſchie⸗ 
benften Proteft ein und verlaffen ben Saal, um die Verſammlung 
beſchlußunfähig zu machen, worauf der Schluß der Seflion verfün- 
bet wird. 

„ (Eroatien). Der Landtag nimmt ben Entwurf einer Landtags: 
wahlordnung nad kurzer Debatte an, verwahrt fich gegen bie 
Octroyirung einer folhen und beichließt, jenen Entwurf durch Re⸗ 
präfentation dem Kaiſer zu unterbreiten. 


„ 


VL 
Anhang. 
Die Iriedensſchlüſſe) 


I. 


Stiedensvertrag von Prag zwifchen Preußen und Oeſterreich 
vom 23. Augufi 1866. . 


Im Namen ber Allerheiligften und Untheilbaren Treieinigleit. Se. Maj. ber 
König von Preußen und Se. Maj. ber Kailer von Tefterreih, beleelt von dem 
Wunſch, ihren Ländern bie Wohlthaten bes Friedens miederzugeben, haben befchloffen, 
die zu Nidolsburg am 26. Juni 1866 unterzeichneten Präliminarien in einen bes 
finitiven Friedensvertrag umzugeftalten. Zu dieſem Ende haben Ihre Majeſtäten 
zu ihren Bevollmächtigten ernannt unb zwar der König von Preußen Karl Frhrn. 
v. Werther 20. und ber Kailer von Defterreih Adolf Maria Frhrn. v. Brenner: 
Felſach 2c., melde in Prag zu einer Gonferenz zufammengetreten find und nad 
Auswehslung ihrer in guter und richtiger Form befundenen Vollmachten über nach⸗ 
ftehenbe Artikel fich vereinigt haben. Art. 1. Es fol in Zukunft und für beſtändig 
Friede und Freundfchaft zwilchen Sr. Maj. dem König von Preußen und Er, Mai. 
dem Kaifer von Defterreich, fowie zwifchen deren Erben und Nachkommen und ben 
beiberfeitigen Staaten und Unterthanen herrfchen. Art. 2. Behufs Ausführung bes 
Art. 6 der in Nidolsburg am 26. Juli diefes Jahrs abgeſchloſſenen Friedens: 
präliminarien, unb nachdem Se. Maj. der Kaifer ber Franzofen durch feinen bei 
Sr. Maj. dem König von Preußen beglaubigten Botfchafter amtlich zu Nidolsburg 
am 29. Juli ejusdem hat erklären laſſen: „Qu’en ce qui concerne le Gouver- 
nement de l’Empereur la Vendtie est acquise & l’Italie pour lui ötre remise & 
la paix“ — tritt Se. Maj. der Kaifer von Defterreich biefer Erflärung auch ſeiner⸗ 
feit6 bei unb gibt feine Zuftimmung zu ber Vereinigung des lombarbo:venetianifchen 
Königreihs mit bem Königreich Stalien ohne andere Yäftige Bedingung als bie 
Liquidirung berjenigen Schulden, welche als auf ben abgetretenen Lanbestheilen 
haftend werden erkannt werben, in Uebereinflimmung mit bem Vorgang des Tractate 
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von. Zutich. Art, 3. Die Kriegsgefangenen werben beiberfeits ſofort freigegeben 
werben. Art. 4. Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich erkennt bie Auflöſung 
bes bisherigen deutſchen Bundes an, und gibt feine Zuſtimmung zu einer neuen 
Geſtaltung Deutſchlands ohne Betheiligung des öfterreichiichen Kaiſerſtaats. Ebenſo 
verſpricht Se, Ma}. das engere Bundeéverhältniß anzuerkennen, weiches Se. Maf. 
der König von Preußen nördlich von ber Linie des Mains begründen wird und ers 
Aaet ſich damit einverſtanden, daß die ſüdlich von dieſer Linie gelegenen deutſchen 
Smaten in einen Verein zuſammentreten, deſſen nationale Verbindung mit dem 
norddeutſchen Bunde der nähern Verſtändigung zwiſchen beiden vorbehalten bleibt, 
und ber eine internationale unabhängige Eriſtenz baben wird. Art. 5. Se. Ma}. 
der Raljer von Oeſterreich überträgt auf Se. Maj. ben König von Preußen alle 
jeine im Wiener Frieden vom 30. Oct. 1864 erworbenen Rechte auf die Her ? 
thumer Holftein und Schleswig mit der Maßgabe, daß die Bevdlferungen ber nör ⸗ 
lichen Diſtricte von Schleswig, wenn ſie durch freie Abſtimmung den Wunſch zu 
erkennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemark abgetreten werden 
ſollen. Art. 6. Auf den Wunſch Sr. Maj. des Kaiſers von Oeſterreich erklärt 
Se. Mol. der König von Preußen fich bereit, bei den bevorftehenden Veränderungen 
in Deutihland ben gegemeärtigen Territorialbeftand des Königreichs Sachſen tn 
feinem bisherigen Umfang beftehen zu laffen, indem er fi) dagegen vorbehäft, den 
Beitrag Sachſens zu ben Kriegsfoflen und bie Fünftige Stellung des Königreichs 
Sachen innerhalb bes morbbeutfchen Bundes durch einen mit Sr. Maj. dem König 
von Sachſen abzufhließenden bejonderen Friedensvertrag näher zu regeln. Dagegen 
verfpricht Se. Maj. der Kaifer von Defterreich bie von Sr. Maf. den König von 
Preußen in Norddeutſchland berzuftellenden neuen Einrichtungen, einfchließlich ber 
Territorialveränderungen, anzuerkennen. Art. 7. Behufs Auseinanberfegung über 
das bisherige Bundeseigenthum wird binnen Iängfiens ſechs Wochen nach Ratifi⸗ 
cation des gegenivärtigen Vertrags eine Commiſſion in Frankfurt a. M. zufammen= 
treten, bei welcher fämmtliche Forderungen und Anſprüche an ben beutfhen Bund 
anzumelden unb binnen ſechs Monaten zu Tiquidiren find. Preußen und Oeſterreich 
werden ſich in biefer Commiſſion vertreten laſſen, und es fteht allen übrigen Bunbes- 
regierungen zu, ein gleiches zu thun. Art. 8. Oeſterreich bleibt berechtigt, aus 
ben Bunpdesfeftungen das Taiferliche Eigentyum und von bem beweglichen Bundes⸗ 
eigenthum den matricularmäßigen Antheil Defterreihs fortzuführen ober fonft bar: 
über zu verfügen; baffelte gilt von dem gefammten beweglichen Vermögen bes 
Bundes, Art. 9. Den etatsmäßigen Beamten, Dienern und Benfioniften bes 
Bundes werben bie ihnen gebührenden beziehungsweife bereits bewilligten PBenfionen 
pro rata der Matrifel zugefichert; jedoch übernimmt bie königl. preußiiche Regie⸗ 
rung bie bisher aus ber Bundesmatricularcaffe beftrittenen Penfionen und Unter: 
ftüßungen für Offiziere ber vormaligen fchleswig-holfteinifchen Armee und deren 

interlaffene. Art. 10. Der Bezug der von ber kaiſ. öfterreichifchen Statthalterichaft 
in Holftein zugeſicherten Penſtonen bleibt den Intereſſenten bewilligt. Die noch in 
Gewahrfam ber kaiſ. öſterreichiſchen Regierung befindliche Summe von 449,500 Thin. 


daniſcher Reichsmünze in Aprogentigen bänifchen Staatsobligationen, welche den 


bolfteinifchen Finanzen angehört, wird benfelben unmittelbar nach ber Ratification 
bes gegenwärtigen Vertrags zurüderftattet. Kein Angehöriger ber Herzogthümer 
Holftein und Schleswig und fein Unterthan Ihrer Majeftäten bes Könige von 
Preußen und des Kaiſers von Defterreih wird wegen feines politifchen Ber: 
baltens während ber legten Creigniffe und bes Krieges verfolgt, beunruhigt ober in 
feiner Perſon oder feinem Eigenihum beanftandet werben. Art. 11. Se. Maf. ber 
ber Kaifer von Defterreich verpflichtet fi, behufs Dedung eines Theils ber für 
Preußen aus dem Kriege erwachlenen Koften, an Se. Mai. ben König von Preußen 
bie Summe von 40 Millionen preußiſcher Thaler zu zahlen. Bon biefer Summe 
jo jeboch der Betrag der Kriegefoften, welche Se. Maj. ber Kaijer von Defterreich 
laut Artikel 12 des gebachten Wiener Friedens vom 30. Oct. 1864 noch an bie 
Herzogthümer Schleswig und Holflein zu fordern hat, mit 15 Millionen preußifcher 


‚ 


Thaler und als Aequivalent ber freien Verpflegung, welde bie preußiſche Armee 


Aukeng. 


Zrwmennädrie im icn ven ihr occupirten Öfterreichifchen Lanbestbeilen haben. 
ar 3 Wil perntikher Thaler in Abzug gebracht werben, fo baß nur 
3 Sr bonn zeugt Ibeler boot zu zahlen bleiben. Die Hälite biefer Summe 
nn sc zu: um Kuttauſch ber Ratificationen bed gegenwärtigen Vertrags, 
a nn Si ma Near jmiter zu Oppeln baar berichtigt werden. Art. 12. 
> x = ne na vun GBuigl. preußiihen Truppen bejegten öͤſterreichiſchen Tex⸗ 


an mir rtat drei Moden nad) ben Austaufch ber Ratificationen bes 


Snupaurtrage no&zen jein. Bon bem Tage bes Ratificationstaufches an werben 
ee Sowrratgemoernements ihre Zunctionen auf ben vein militäriichen 


Sirtunac. 
en — F gegenwärtigen Vertrags bildet. Art. 13. Alle zwiſchen ben 
Aaron areraghahenden Theilen vor dem Kriege abgejchloffenen Verträge und Webers 
eintunik WAUR, injofern diefelben nicht ihrer Natur nach durch die Auflöfung bes 
unæer Sxerbältniſſes ihre Wirkung verlieren müſſen, hiemit neuerdings in 
al *8 Inebeſondere wird die allgemeine Cartell-Eonvention zwiſchen ben 
— ihre Gültigkeit zwiſchen Preußen und Oeſterreich behalten. Je⸗ 
ur at Ne taiſerl. öfterreichifche Regierung, baß ber am 24. Yan. 1857 abge: 


verſehen. So gelchehen in Prag am 253. Tage des Monats Auguft in Jahre bes 

nr aöstzehndundertfedhpigunbdfeche, (L. 8.) gg. Werther. (L. S.) ge. 
venner. 

Angelegt find ein Protofoll, betreffend die Auslieferung der Kriegs⸗ 

gefangenen unb bie Räumung bes Faifer!. königl. öfterreichiichen Terri⸗ 

toriums durch die königl. preußifhen Truppen, und bie folgende Er: 


Märung: 

Die Regierungen von Preußen und Defterreih, von bem Wunſche geleitet, bie 
Eifenbahnverbinbungen zwilchen ihren beiderfeitigen Gebieten zu vermehren, haben 
aus Anlaß ber Kriebensverhanblungen bie unterzeichneten Bevollmächtigten beauftragt, 
nachſtehende Erklärung abzugeben, welche am heutigen Tag in boppelter Ausfertigung 
unterzeichnet und ausgewechſelt wurde: 1) Die Fönigl. preußiiche Regierung ver- 
pflichtet fih, bie Herftelung einer Eifenbahn von einem geeigneten Punkt ber ſchle⸗ 
fiihen Gebirgsbahn bei Landshut nach ber öſterreichiſchen Gränze bei Liebau in ber 
Richtung auf Schadowitz zuzulaffen und zu fördern, wogegen bie kaiſerl. öfter 
reichiſche Megierung ihrerfeits bie Herftelung einer Eiſenbahn von einem geeigneten 
Bunft ber Prag:Brünner Eifenbahn bei Wildenfchwert bis zur preußifchen Gränze 
bei Mittenwalde in der Richtung auf Glas in gleicher Weile geitatten und fördern 
wird. 2) Die kaiſerl. öfterreichiice Negierung wird, wenn bie fönigl. preußiiche es 
in ihrem Intereſſe finden follte, bie Führung ber ſchleſiſchen Gebirgsbahn nad) 
Glatz über Braunau geftatten, ohne eine Einwirkung auf bie Leitung des Betriebs 
ber in ihrem Gebiet belegenen Strede dieſer Bahn in Auſpruch zu nehmen, wobei 
jedoch bie Ausübung aller Hoheitsrechte vorbehalten bfeibt, 3) Die zur Ausführung 
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biefes Eiſenbahnen erfotderlichen Cinzelbeſtimmungen werben in einem befenbern 
Staatsvertrag zufammengefaßt werben, zu weldem Behuf Benollmächtigte beiber 
Regierungen in Fürzefter Friſt, an einem noch näher zu vereinbarenden Ort, zus 
fammenireten werben. Prag, 23. Aug. 1866. (gez) Werther. (gez.) Brenner, 


IT. 


Friedensvertrag von Berlin zwilchen Preußen und Württemberg 
a. d. 13. Auguſt 1866. 


Ihre Majeftäten ber König von Württemberg und ber König von Preußen, 
geleitet von dem Wunjche, ihren Völfern die Segnungen des Friedens zu fihern, 
haben beichloffen, Sich über bie Beitinmungen eines zwifchen Ihnen abzuichliegenden 
Triebensvertrages zu verftändigen. Zu biefem Zweck Gaben Ihre Majeſtäten zu 
Ihren Bevollmächtigten ernannt ꝛc. x. Die Bevollmächtigten haben ihre Vollmachten 
ausgetaufcht und find, nachdem biefe in guter Ordnung befunden worben waren, 
über nachiolgende Vertragsbeitimmungen übereingefonmen. 

Art. 1. Zwilchen Seiner Wajeftät dem Könige von Württemberg und Seiner 
Majeftät bein Könige von Preußen, beren Erben und Nachfolgern, deren Staaten 
und Untertbanen fol fortan Friede und Freundſchaft auf ewige Zeiten befichen. 
Art. 2 Seine Majeftät ber König von Württemberg verpflichtet ſich, Behufs 
Dedung eines Theils ber für Preußen aus bem Kriege erwachlenen Koiten, an Seine 
Majeftät den König von Preußen die Summe von — Acht Millionen Gulden — 
binnen zwei Monaten zu bezahlen. Durch Bezahlung dieſer Summe entlcbigt fi 
Seine Majeftät der König von Württemberg ver in den FF. 9 und 10 bes Waffen: 
ftillftandsvertrages de dato Eijingen bei Würzburg ben 1. Auguft 1866*) übere 
nommenen Entihäbigungsverbindlichfeiten. Art. 3. Seine Majeftät ber König von 
Württemberg leiftet für die Bezahlung biefer Summe Garantie dur Hinterlegung 
34-procentiger und Asprocentiger Württembergiicher Staatsobligationen bi8 zum Bes 
trage der zu garantirenden Summe. Die zu beponirenden Papiere werben zum 
ann berechnet unb bie Garantiefumnme wird um 10 Proc. erhöht. Art. 4. 
Seiner Majeität dem Könige von Württemberg .fteht bas Recht zu, obige Ent: 
ſchädigung ganz oder theilweife unter Abzug eines Disconto ven 5 % per Yahr 
früber zu bezahlen. Art. V. Unmittelbar nad geleifteter Garantie in Gemäßheit bes 
Art. 3., oder nad erfolgter Zahlung ber Kriegsentfhädigung wird Seine Majeftät 


*) Diefe SS. lauten: F. 9. Die Hohenzollern’ihen Lande werben jo ſchnell wie 
möglich und fpäteftens bis zum 8. Auguft e. von ben k. württembergiſchen 
Beamten und Truppen, von jenen unter Uebergabe bed Dienfles an die bes 
treffenden k. preußiichen Beamten verlaffen und alles Stants- wie Private 
Eigentbum, joweit bafjelbe eine Beſchädigung durch württembergiſche Beamte 
oder Truppen erlitten haben follte, vollſtändig reftitwirt werden, F. 10. Die 
k. württembergifhe Regierung verpflichtet fich, denjenigen Untertbanen bes 
Königreichs Preußen und der mit ihm verbünbdeten Staaten, welde nad dem 
Abzuge der k. preußiichen Truppen aus ber Zeitung Mainz ausgewielen unb 
dadurch in ihrem Eigenthum beſchädigt wurben, biefür zu ihrem entſprechenden 
Theile Entſchädigung zu leiſten. . 
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ber Almig von Preußen Seine Truppra ans ben Württembergiiden Sebleie zırränfe 
ziehen. Die Berpflegung ber Truppen bei ihrem Rüdnari erfolgt nach dem bis⸗ 
Getigen Ban egumgs-Reglement. Urt. 6. Die Anuseinanderiegung ber durch 
ben itfiberen bentihen Bunb begründeten Gigenthbumsverhälmiife bleibt beſonderer 
Dereindarung vorbehalten. Art. 7. Tie hoben Gontrabenten werben unmittelbar 
nad —** bes Friedens wegen Regelung bed Zollvereinsverhältniſſe in Verhand⸗ 
fung treten. Einfiweilen ſollen ber Zollvereinsvertrag vom 16. Mai 1865 und 
bie mit ihm in Verbindung ftehenden Vereinbarungen, welche durch den Ausbruch 
bes Krieges außer Wirkſamkeit gefebt jmd, vom Tage des Austaufches der Rati⸗ 
ficationen des gegemwärtigen Vertrages an, mit der Maßgabe wieder in Kraft treten, 
daß jebem der hohen Gontrahenten vorbehalten bleibt, bieielben nach einer Ankün⸗ 
bigung von fed;s Monaten außer Wirkſamkeit treten zu lafien. Art. 8. Tie boben 
Gontrahenten werben unmittelbar nad SHerftellung des Friedens in Deutichland ben 
Anfammentritt von Gommiflarien zn bem Zwecke veranlaſſen, um Normen zu vers 
einbaren, welche geeignet find, den Perſonen- und Güterverfehr auf ben Gijenbahnen 
möglihft zu fördern, namentlich die Concurrenzverhältniſſe in angemejjener Meife 
zu regeln und ben allgemeinen Verkehrsintereſſen nachtheiligen Beftrebungen ber ein⸗ 
zelnen Verwaltungen entgegenzutreten. indem bie hoben Gontrabenten darüber 
einverflanden find, baß bie Herftellung jeder im allgemeinen Intereſſe begründeten 
neuen Cifenbahnverbindung zugelaffen und fo viel als thunlich zu fördern iſt, werden 
fie durch bie vorbezeihneten Commiſſarien auch im dieſer Beziehung die durch die 
allgemeinen Verkehr. intereffen gebotenen Grundſätze aufitellen Tajjen. Art. 9. Seine 
Meajenät ber König von Württemberg erkennt die Beitimmunrgen bes zwilchen Preußen 
und Deflerreih zu Nidolsburg am 26. Juli 1866 abgefchloffenen Rräliminarver: 
trages an und tritt denfelben, fomeit fie die Zukunft Deutfchlands betreifen, auch 
Eeinerfelts bei. Art. 10, Die Ratification bed gegenwärtigen Vertrags erfolgt big 
fpäteftens zum 21. Auguft d. J. 

Zu Urkund deſſen haben bie Eingangs genannten Bevollmächtigten biefen 
Vertrag in doppelter Ausfertigung am heutigen Tage mit ihrer Namensunterfchrift 
und Ihrem Stegel verfehen. So gefchehen, Berlin den 13. Auguft 1866. 


III, 


Stiedensvertrag von Berlin zwifchen Preußen und Baden 
4 d. 17. Auguſt 1866. 


Art. 1. Zwiſchen Sr. kgl. Hoheit dem Großherzog von Baben und Sr. Maj. 
bem Könige von Preußen, deren Erben und Nachfolgern, deren Staaten und Unter: 
thanen fol fortan (Friede und Freundſchaft auf ewige Zeiten beftehen. Art. 2. Ge. 
fol. Hoheit ber Großherzog von Baden verpflichtet ſich behufs Deckung eines Theile 
ber für Breußen ans bem Kriege erwachſenen Koften an Se. Maj. den König von 
Preußen bie Summe von 6 Mill. Gulden binnen zwei Monaten zu bezahlen. Durch 
Bezahlung diefer Summe entlebigt fi Se. fol. Hoheit ber Großherzog von Baben 
ber im $. 7 des Waffenſtillſtandsvertrags, d. d. Würzburg, ben 3. Auguſt 1866, 
übernommenen Cutihäbigungsverbindlichkeiten. Art. 3. Se. k. Hoh. ber Groß: 
bergog von Baden Ieiftet für die Bezahlung biefer Summe Garantie durch Hinter 
8 von badiſchen Staatspapieren ober durch Beibringung ber Bürgſchaft ber 
Diveetion ber Discortos®efelichaft dahier. Ait.4. Sr. & Hoh. dem Großh. von Baben 
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ſteht das Mecht zu, obige Gwifhäbigung ganz ober theilweiſe unter Abzug eines 
Discontos von 5 Prorent per Jahr früher zu bezahlen. Art, 5. Unmittelbar nad 
geleifteter Garantie in Gemäßheit des Art. 3 ober mach erfolgter Zahlung ber 
Kriegsentihäbigung wird Se. Mai. ber König von Preußen jene Truppen aus 
bem badiſchen Gebiet zurückziehen. Die Verpflegung ber Truppen bei ihrem Rück⸗ 
marſch erjolgt nah dem bisherigen Bunbes:Berpflegs: Reglement. Art. 6. Die 
Auseinanderſetzung der buch den frühern beutfchen Bund begründeten Eigenthums⸗ 
verhältniſſe bleibt beipnderer Vereinbarung vorbehalten. Art. 7. Die hoben Con⸗ 
trabenten werben unmittelbar nad) Abfchlup des Friebens megen Regulirung 
ber Zollvereind:VBerbäftniffe in Verhandlung treten. inftweilen ſollen der Zoll⸗ 
vereinigungssQertrag vom 16. Mai 1865 und bie mit ihm in Verbindung ſtehenden 
Bereinbarungen, welde durch ben Ausbruch des Krieges außer Wirfjamfeit gefegt 
find, vom Tage des Austaufches der Ratificationen des gegemwärtigen Vertrages 
an mit ber Maßgabe wieder in Kraft treten, daB Jedem ber hoben Gontrahenten 
vorbehalten bleibt, diejelben nah einer Auffündigung von ſechs Monaten außer 
Wirffamfeit treten zu laffen. Art. 8 Die hohen Contrahenten werden unmittels 
bar nach Herftellung bes Friedens in Deutichland den Zufammentritt von Com⸗ 
milfarien zu dem Awed veranlaffen, um Normen zu vereinbaren, welche geeignet. 
find, ben Perſonen- und Güterverkehr auf ben Eiſenbahnen möglichſt zu fürbern, 
namentlich die Eoncurrengverhättniffe in angemeffener Weile zu regeln und ben alls 
gemeinen Berfehrsintereffen nachtheiligen Beitrebungen der einzelnen Verwaltungen 
entgegenzutreten.. Indem bie hoben Eontrahenten darüber einverjtanden find, daß 
bie Herftellung jeber im allgemeinen JIntereſſe begrünbeten neuen Eiſenbahnderbin⸗ 
dung zuzulaſſen und foviel als thunlich zu fördern ift, werden Sie durch die vor⸗ 
bezeichneten Commiſſarien auch in dieſer Beziehung die dur bie allgemeinen Bers 
fehreintereflen gebotenen Grundſätze aufitellen laſſen. rt. 9. Die hoben Comra⸗ 
benten werben vom 1. Januar 1867 ab bie Erhebung der Schifffahrtsabgaben auf 
bem Rhein und zwar ſowohl ber Sciffegebühr — Tarif B. zur Uebereinfunft vom 
31. März 1831 — als auch des Zolles von ber Ladung — Bufabartifel 16 und 
und 17 zu ber Webereintunit vom 31. Mär; 1831 — völlig einitellen, ſo⸗ 
fern bie übrigen deutſchen Uferſtaaten bes Rheins gleichzeitig die gleiche Maßregel 
treffen. Art. 10. Se. kgl. Hoh. ber Großherzog von Baden erfennt bie Beſtim⸗ 
mungen bes zwilchen Preußen und Defterreih zu Nidoldburg am 26. Zuli 1866 
abgeichlofienen Präliminarvertrags an und tritt denfelben, jo weit fie die Zukunft 
Deutihlands betreffen, auch feinerfeits bei. Art. 11. Die Ratificetion bes gegen 
wärtigen Vertrags erfolgt bis fpätefiens zum 24. Auguft d. J. 


IV. 


Friedensvertrag non Berlin zwiſchen Preußen und Bayern 
d. d. 22. Anguſt 1866. 


.Art. 49. Zwiſchen Seiner Majeſtät, dem Könige von Bayern unb Seiner 
Majeſtät dem Könige von Preußen, beren Erben und Nachfolgern, beren Staaten 
und Unterthanen ſoll fortan Friede und Freundſchaft auf ewige Zeiten beftehen. 
Art. 2: Seine Majeftät ber König don Bayern: verpflichtet fi, behufs Dedung- 
eines Theils ber fiir Preußen aus dem Kriege erwachſenen Koſten an Seine 
Maistät den König non Preußen bie Summe von Dreißig Millionen. Gulden in 
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Silberthalern ober Silberbarren zu bezahlen. Davon“ werben zehn Millionen -bei 
Austauſch ber Ratificationen bes gegenwärtigen Bertrags, unter Vergütung eines 
Disconto auf zwei Monate nach dem Satze von 5 pCt. per Jahr, ir Millionen 
innerhalb breier Monate und zehn Millionen innerhalb fechs Wronaten nah ber 
Ratification gezahlt. Die Iehten beiden Naten werden von Anfang bes britten 
Monats nach der Ratification an mit 5 pCt. verzindt. Art. 3. Seine Majeftät 
ber König von Bayern Teiftet für bie Bezahlung biefer Summe Garantie buch 
Hinterlegung von Gprocentigen Bayeriichen Staats⸗Kaſſen⸗Anweiſungen, beziehungss 
weile von Bayerifchen oder Württembergifchen Staats» Obligationen und Wechſeln 
eriter Häufer auf die Bank in Nürnberg, welde mit dem Giro ber Königlichen 
Seehandlung verfehen find. Die IYprocentigen Staatsobligationen werden dabei 
zum Curſe von 70 pCt., bie Aprocentigen von 80 pCt., die Alprocentigen von 
90 p&t, bie Öprocentigen von 95 pCt. berechnet. Art. 4. Nach eriolgtem Aus⸗ 
tauſch der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages wird das Füniglich preußifche 
zweite Mejerve-Eorps ben Rückmarſch aus Bayern antreten und mit thunlichſter Bes 
fchleunigung das bayerifche Gebiet räumen. Unmittelbar nach geleifteter Garantie 
in Gemäßheit bes Art. 3, ober nach erfolgter Zahlung ber Kriegsentichädigung, 
wird Seine Majeftät der König von Preußen Seine ſämmtlichen übrigen Truppen 
ans dem bayeriichen Gebiet zurüdziehen und diefelben "werben dieſes Gebiet mit 
möglichfter Beileunigung ganz verlaffen. Die Verpflegung der Truppen bei ihrem 
Rüdmarih erfolgt nah dem bisherigen Bundes-BerpflegungseHeglement. Art. 5. 
Seine Majeftät der König von Bayern erfennt bie Beitimmungen bes zwifchen 
Preußen und Defterreih zu Nickolsburg vom 256. Zuli 1366 abgefchkoffenen Prä⸗ 
liminarvertrags an und tritt denfelden, joweit fie die Zukunft Deutſchlands betreffen, 
auch Seinerfeits bei. Art. 6. Die Auseinanderfeßung der buch ben früheren deut⸗ 
Ihen Bund begründeten Gigenthumsverhältniffe bleibt bejonbderer Vereimbarung vor: 
behalten. Art. 7. Die hoben Eontrabenten werden unmittelbar. nah Abſchluß des 
Friedens wegen Regelung ber Zollvereinsverhäftnifje in Verhandlung treten. Einſt⸗ 
weilen jollen ber SZollvereinigungsvertrag vom 16. Mai 1865 und bie mit ihm in 
Verbindung ſtehenden Vereinbarungen, welche durch ben Ausbruch des Krieges außer 
Wirkſamkeit geießt find, vom Tage bes Austaufhes ber Watificationen bes gegen 
wärtigen Vertrages an mit der Mafgabe wieder in Kraft treten, daß jebem ber 
hohen Kontrahenten vorbehalten bleibt, biefelben nach einer Ankündigung von ſechs 
Monaten außer Wirkiamfeit treten zu laffen. Art. 8. Alle übrigen zwilchen ben 
hohen vertragichließenden Theilen vor bem Kriege abgefchloffenen Verträge und Ueber⸗ 
einfünfte werden biemit neuerbings in’ Kraft gejebt. Art. 9. Die hoben Contra: 
benten werden unmittelbar nach Herftellung des Friedens in Deutichlanb ben Zus 
fammentritt von Commiffarien zu dem Zwecke veranlaffen, um Normen zu verein⸗ 
- baren, welche geeignet find, ben Perfonen: und Güterverkehr auf ben Eifenbahnen 
möglichſt zu fördern, namentlich die Concurrenz-Verhältniſſe in angemefjener Weile 
zu regeln und ben allgemeinen Verkehrsintereſſen nachtheiligen Beitrebungen ber 
einzelnen Verwaltungen entgegen zu treten. Indem bie hoben Contrahenten barüber 
einverftanden find, daß die Herftellung jeder im allgemeinen Intereſſe begründeten neuen 
Eifenbahnverbindung zuzulaffen und fo viel als thunlich zu fördern if, werben Sie 
durch bie vorbezeichneten Commiffarien auch in biejer Beziehung, die durch bie alls 
gemeinen Verkehrsintateſſen gebotenen Grimbfäge mufftellen laſſen. Yet: 10. Die 
boben Contrahenten werben vom 1. Januar 1867 ab bie Erhebung der Schifffahrts- 
Abgaben auf dem Rheine, und zwar ſowohl ber Sthiffögebühr Tarif B zur Ueber: 
einfunft vom 31. März 1831, als auch bes Zolles von der Ladung — Zuſaßtz⸗ 
Artifel 16 und 17 zu der Webereinkunft vom 31. März 1831 — völlig einitellen, 
fofern bie übrigen beutichen Wferftnaten bes Rheines gleichzeitig bie gleiche Maßregel 
treffen. Die hohen Gontrahenten übernehmen biefelbe Verpflichtung bezüglich ber noch 
beſtehenden Schifffahrts-Abgaben auf dem Main. Net. 11. Die innerhalb des Ges 
bietes bes Norddeutſchen Bundes und des Großherzogtkums Hefjen belegenen baye- 
riſchen Telegraphen-Stationen gehen auf Preußen über. Die Zurüdgiehung ber ges 
hten Stationen, fowie ber. bayeriichen Telegraphenflation in Mainz wirb biunen 
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lugſtens ſechs Wochen vom Tage bed Austaufches ber. NRatificationen bes gegen» 
wärtigen Vertrages erfolgen. Das Berriebsmaterial biefer Telegrapben bleibt Eigen⸗ 
tum Bayerns. Art. 12. Die in bem königlich bayerifchen Archive zu Bamberg 
befindlichen, im Wege commiffariicher Verbandlung zu bezeichnenden Urkunden und 
fonjtigen Archivalien, welche eine bejondere und ausichließlihe Beziehung auf bie 
ehemaligen Burggrafen von Nürnberg und bie Markgrafen von Brandenburg 
fränfifcher Linie haben, werben an Preußen ausgeliefert. Art. 13. Da von Seite Preus 
Bens Eigenthums⸗Anſprüche an bie früher in Duͤſſeldorf befindlich geweſene, fpäter nad 
München gebrachte Gemäldegallerie erhoben werben find, jo wollen bie hohen Contra⸗ 
benten die Entſcheidung über diele Anſprüche einem Schiedögerichte unterwerfen. Zu 
diefem Behufe wird Bayern brei beutiche Appellationsgerichte nambaft maden, unter 
welchen Breußen dasjenige bezeichnet, welches ben Schiebsfprud) zu fällen bat. Art. 14. 
Nachdem zur Wahrung ftrategiiher und Verkehrs⸗Intereſſen eine Grenzregulitung 
als erforderlich befunden worden iſt, tritt Seine Majeſtät der König von Bayern 
bas Bezirksamt Gersfeld und einen Bezirt um Orb nad anliegender-Grenzbeſchrei⸗ 
bung, ſowie bie zwifchen Saalfelb uud bem preußifchen Landfreis Ziegenrüd ge⸗ 
Iegene Enclave Caulsdorf an Seine Majeftät den König von Preußen ab. Die 
hohen Eontrabenten werden fofort nach bem Austaufch ber Ratificationen bes gegen 
wärtigen Vertrages Commiljarien ernennen, welche bie Regulirung der Grenze vor: 
zunehmen haben. Die Uebergabe ber vorgenannten Lanbestheile erfolgt innerhalb 
vier Wochen nach ber Ratification biefes Vertrages. Art. 15. Unmittelbar nach ber 
Ratification biefes Vertrages wird alles weggeführte ober zurüdbehaltene Material 
ber Staats: und Privat-Eiſenbahnen frei gegeben und nöthigenfalls in Hof, Lichten: 
jel8 oder Aſchaffenburg abgeliefert werben. « Art. 16. Alle Sriegsgefangenen werden 
innerhalb acht Tagen nah Auswechslung ber Ratificationen gegenwärtigen Vertrages 
in Hof oder Aſchaffenburg freigegeben und Foftenfrei dahin befördert werben. “Bei 
Kraufen oder Berwundeten erfolgt biefe Freilafiung, ſobald fie genejen find. Zur 
Uebergabe und Uebernahme werben beiderfeits Offiziere in Hof und Aſchaffenburg, 
fo lange nöthig, flationirt werben. Art. 17. Die aus ber Bruderſchafts⸗Caſſe in 
Kilfingen, einem Unterftüßungs: Vereine armer Sulinenarbeiter, durch bie Föniglich 
preußiihen Truppen entnommenen Obligationen im Betrage von 33,000 fl. werben 
jofort an die königlich bayeriſche Regierung zurüdgegeben oder erſetzt werben. 
Art. 18. Die Ratification bes gegenwärtigen Vertrages erfolgt ſpäteſtens binnen 
zwölf Tagen von heute an und es wirb für bieje Zeit der Waffenſtillſtand und bie 
Geltung ber verabrebeten Demarcationslinie verlängert. 


‚Nebereintunft vom nämlichen Tage zum Friedensvertrag. 


... 4) Inbem Preußen das Telegrapbenwejen im Großberz. Heffen über: 
nimmt, fichert es der Föniglich bayeriichen Regierung das Recht zur direften eigenen 
telegraphiichen Verbindung mit ber Mbeinpfalz nad ihrem Bebürfniffe zu, wogegen 
Bayern feine bisherigen Telegraphenftationen im Großherzogthum Helfen zurüdzieht. 
6) Soweit bie im Art. 2 ftipulirte Kriegstoftenentihäbigung in Silberbarsen ents 
ridtet wird, wollen die hohen Contrahenten bas Pfund fein Silber zu neunund⸗ 
zwanzig Thaler fünfundzwanzig Silbergrofchen berechnen. Für ben Transport des 
zur Abtragung ber Kriegskoſtenentſchädigung beflimmten gemünzten und ungemüngzten- 
Silbers wird. auf preußiſchem Territorium Portofreiheit bewilligt. 7) Tie Föniglich 
bayerifche Regierung geitattet, baß bie gegenwärtig in Württemberg ftehenben tönigl. 
preußifchen Truppen ihren Rückmarſch durch Bayern nehmen. Die Verpflegung bers 
jelden erfolgt nah dem bisherigen Bundes:Verpflegungs:Reglement. 8) In Bes 
ziehung auf bie vormals naſſauiſchen und kurheſſiſchen Truppen, welche ſich zur Zeit 
noch auf bayeriichem. Gebiete befinden, werben folgende Abreden getroffen: Die ges- 
nannten Truppen werden bayerijcher Seit baldmöglichſt in ihre Heimathebezirke 
zurüddirigirt werben. Die Koften bes Rückmarſches biejer Truppen, welche, ſobald 
fie bie preußijhe Demarcationslinie berühren, fish ben Befehlen ber preußiſchen 
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eourareaden Gewerafe zu unterwerfen haben, trägt bie k. preußiſche Regietung. 
A Miteend ver Rülmariches ber ?. preußikchen Armee aus ben von ihr befesten 
&rerr. Panbesibeilen wird von bayerifcher Seite die Eiſenbahn Pilſen⸗Hof⸗Schwan⸗— 
dori far die betreffenden Wilieärtranaporte zur Verfügung geftellt, wobei ſelbſtver⸗ 
Min din zremfilcherieite volle Entihädigung erfolgt. Die k. bayer. Renierung wird 
un Gouderneur der ſeſtung Mainz, Grafen v. Nechberg, ven Befehl zugehen laſſen, 
am 5 M. bie Feſtung dem von Sr. Maj. bem König von Zune zu ernen⸗ 
wenden Geuverncur zu übergeben, feinerfeits aber an bemfelben Tage mit dei kgl. 
baperiichen Truppen die Feltung zu verlaffen. 10) Kein Untertban 3%. Majeftäten 
wird wesen jeines Merbaltens während bes Kriegs verfolgt, beunruhigt, ober in 
feiner Perſon oder feinem Gigenthum beanftandet werden. 411) Die Ratiftcation ber 
verichenden Webereinfunft fol als mit der Ratiflcation bes Friedensvertrages vom 
Yeutigen Tage erfolgt angefehen werben. 


V. 


Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und dem 
Großherzogthum Heſſen. 
d. d. 3. September 1866. 


Art, I. Zwiſchen Seiner Töniglihen Hoheit bem Großherzog bon Heffen 
und bei Rhein 2c. und Eeiner Majeflät dem König von Preußen, deren Erben und 
Nachſolgern, deren Staaten und Unterthanen ſoll jortan Friede und Freundſchaft auf 
ewige Zeiten befiehen. Art. 2. Se. Tal. Hoheit der Großherzog von Heffen und bei 
Rhein ꝛc. verpflidyten ſich, behufs Deckung eines Theils der für Preußen aus dem 
Kriege erwachſenden Koften an Se. Maj. den Klnig vor Preußett die Summe von 
Trei Millionen Gulden binnen zwei Monaten zu bezahlen. Durch Bezahlung biefer 
Summe entledigt fih Ce. Fol. Hoheit der Großherzog von Hejlen und bei. Rhein 2c. 
ber im $- 8 des Waffenftillſtandsvertrage d. d. Effingen bei’ Würzburg ben ?. Aug. 
1866 übernommenen Entihäbigungsverbindlichkeiten. Art. 3. Ge. kgl. Hoheit der 
Großherzog von Heffen und bei Rhein ꝛc. Teiftet für bie Bezahlung biefer Summe 
Garantie durch Hinterlegung von Obligationen großh. Hefftfcher Staatsohligationen, 
wobei bie Aproc. Obligationen zum Gurfe von 80 und die 3Ypree. zum Gurfe von 
70 angenommen werben. Art. 4. Sr. fat. Hoh. bem Großherzog von Helfen unb 
bei Rhein 2c. fteht das Recht zu, obige Entfhäbigung ganz ober theilweife, unter 
Abzug eines Disconto von 5 Proc. per Jahr, früher zu bezahfen. Art. 5. Unmit: 
telbar nad) geleifieter Surantie in Gemäßheit bes Art. 3 oder nach erfolgter Zahlung 
ber Kriegsentfhädigung wird Se. Maj. der König von Preußen feine Truppen aus 
bem großb. heſſiſchen Gebiete zurüdziehen. Die Verpflegung der Truppen bei ihrem 
Rückmarſch erfolgt nach dem bieherigen Bundesverpflegungsreglement. Art. 6, Die 
Auseinanderfeßung ber burch den frühern deutichen Bunb begründeten Eigenthums⸗ 
verhältniſſe bleibt befonderer Vereinbarung vorbehalten. Art. 7. Die hohen Eontra: 
benten werben unmitielbar nach Abjchluß des Friedens wegen Regelung ber Roll: 
vereinsverhältnife in Verhandlung treten. Einſtweilen jollen der Zollvereinsvertrag 
vom 16. Mai 1865 und die mit ihm in Verbindung ftehenden Vereinbarungen, 
welche durch den Ausbruch des Krieges außer Wirffamfeit- geſetzt ſind, vom Tage 
bes Austaufches ber Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages an mit ber Muß⸗ 
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gabe wieder in Kraft titten, daß jebem der baden Contrahenten vorbehntten bieibt, 
biejelben nach einer Ankündigung von ſechs Monaten außer Wirkſamkeit treten zu 
laſſen. Art, 8 Alle übrigen, zwifchen ben hohen Gontrahenten vor dem Stiege 
abgeichloffenen Berträge und Uebereinkünfte werben biemit wieder in Kraft geſetzt. 
Art. 9. Die Hohen Soutraßeuten werden unmittelbar nad Herftellung des Friedens 
in Deutichland den Anfaınmentritt von Gommiffarien zu bem Zwecke veranlaffeır, 
um Normen zu nereinbaren, welche geeignet find, ben Perfonen- und Güterverkehr 
auf ben Eiſenbahuen möglichft zu fördern, namentlih die Concurrenzverhältniſſe in 
angemeffener Weije zu regeln und den allgemeinen Verkehrsintereſſen rachtheiligen 
Beitrebungen der einzelnen Verwaltungen entgegenzutreten. Indem bie hohen Con⸗ 
trahenten darüber einverftanden find, daß bie Herftellung jeder im allgemeinen Inter⸗ 
eſſe begriindeten neuen Gifenbahuwerbindung zuzulaflen und ſoviel als thunlich zu 
fördern ift, werben fie durch die vorbezeichneten Commifjarien aud in dieſer Bezies 
bung die dureh bie allgemeinen Verkehrsintereſſen gebotenen Grundſätze aufftellen 
laſſen. Art. 10. Die großb. heſſiſche Regierung erklärt fih im Voraus mit den 
Abreden einverftanden, welche Preußen mit dem fürftlichen Haufe Taris wegen Bes 
feitigung des Thurn= und Taris'ſchen Poſtweſens trifft. In Folge beffen wird das 
gelammte Roftwejen im Großherzogthum Helfen an Preußen übergeben. Art. 11. 
Die großh. Hefliiche Regierung verpflichtet jih, in Mainz Teine andere als eine preu⸗ 
Biihe Telegraphenftation zu geftatten. In gleicher Werje räumt bie großh. Regie⸗ 
rung der preußifchen auch in deu übrigen Gebietstheilen des Großherzogthums das 
Recht zur unbeſchränkten Aulegung und Benutzung von: Telegrapbenlinien und Tele 
grapbenftationen ein. Art. 12. Die großh. hefliihe Regierung wird bie Erhebung 
ber Schifffahrtsabgaben auf dem Rhein und zwar ſowohl der Schifffahrtsgebühr — 
Zarif B zur Mebereinfunft v. 31. März 1831 — als auch bes Zolles von der La⸗ 
bung — Zuſatzartikel 16 u. 17 zu der Uebereinfunft vom 31. März 1831 — von 
bem Tage ab völlig einftellen, au weldem in den übrigen beutfchen Uferftaaten bes 
Rheins bie gleiche Maßregel zur Ausführung gebracht werben wird, Die hoben 
Eontrahenten übernehmen biefelbe Verpflichtung bezüglich ber. noch beftehenden E chiffe 
fahrtsabgaben anf bem Maine, Art. 13. &e.. fgl. Hoh. der Großherzog v. Helfer 
und bei Rhein ꝛc. erfennt die Beltinmungen bes zwilchen Prenfen und Oeſtirreich 
zu Nidoleburg am 26. Zuli 1866 abgeſchlafſenen Präliminamertrags an und tritt 
benjelben, joweit fie die Zukunft Deutſchlands betreffen, auch ſeinerſeits bei. Art. 14, 
Se. kgl. Hoheit ber Großherzog von Heflen..und bei Khein zc. tritt an Se. Maj. 
den König von Treußen mit allen SGouveränetätss und Tomänialrechten ab: I. Tie 
Landgrafſchaft Heſſen⸗Homburg, einſchließlich des Oberamtsbezirks Meifenheim, jedoch 
ausſchließ lich der beiden, in der f. preuß. Provinz Sachſen belegenen heſſen-hombur⸗ 
giſchen Eumänkuigüter. Höteusleben und Oeblstelde; IE. Folgende bldher zur Provinz 
Oberheſſen gehörigen Gebietstheile, nämlich: 1) den Kreis Biedenkopf; 2) den Kreis 
Vöhl, einjchlichlich ber Enclaven Eimelrod und Höringhaufen; 3) den norbweftlichen 
Theil des Kreiſes Gießen, welcher die Orte Frankenbach, Krumbach, Königsberg, 
Fellingshauſen, Bieber, Haina, Nodheim, Walgirmes, Naunbeim und Hermannflein 
mit ihren &emarfungen umfaßt; 4) den Ortsbezirk Mödelheim; 5) den unter großh. 
beil. Souveränetätfichenden Theil bes Ortsbezirks Nieberurfel. Mit Seinen. ſämmilichen 
nörblih des Mains liegenden Gebietstheilen tritt Se. f. Hoh. ber Großherzog von 
Hellen und bei Rhein 2. auf der Bafis ber in den Reformvorichlägen v. 10. Juni 
d. J. anfgeftelten Grunbjäge in ben Norbbeutihen Bund ein, indem Er ſich ver: 
pflichtet, die geeignete Einleitung für die Parlamentswahlen, dem Bevölkerungsver⸗ 
hältniſſe entiprechend, zu treffen. Das in Folge. deflen auszufondernde, zum nord⸗ 
beutichen Bunde gehörige großherzogl. heſſiſche Kontingent tritt unter Oberbefehl des. 
Könige von Preußen nad Maßgabe ber auf der Bafis der Bundesreformvorſchläge 
vom 10. Juni d. J. zu vereinbarendben Beflimmungen. . Art. 15. Se. Maj. ber 
König von Preußen tritt an Se. IgL Hoheit ben Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein behufs: Kerftellung: territorialer -Cinheit in der Provinz Oberheifen folgende 
Gebietstheile mit allen Somveränetäts: ımb Domtnialrachten ab: 1.) den vormals. 
kurheſſiſchen Diſſrikt Bnkeuberg; mit den Ortichaften Ohmes, Vockenrode, Ruhlkirchen 
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Gcbassert; 7) dab vormals Tuıkrfüide Kst Raubeim, mit ben fkmmuiliihken Ian: 
besherrlichen Gıscnifumsrchten uns den in Rınkeim benuicden Babrantılten umb 
Ealinen, iexie ben Citichaiien Terhem, Raıubem, Schra?heim und Risgen; 
3) 036 Ehiiy tavon belezene vormals nafizniide Amı Rachelöheim, mit den Zriichritene 
i im und Zernstienkeim; 4) Die vormals furh Euchzne Tteis au der Lumda; 
5; ben vormals furheil. zwiigen zen groſßh. hef ichen Irricaiten Altena und 
Bönkabt belegenen Tomänisiwalctiüriti; 6) bie vormals Araufiurtiihen Drtöbezirte 
Tertelwiil umd Fievererienbah; 7) ben vormals furhei. Crrsbezuf Maitenbeim; 
5) den vormals naijauiichen Irisbezirt Haarheim; 9) ben vermals Turhefjiichem, 
etwa 17009 Diorgen umisiienben Gebietſtheil bes Trisbezirts Viittel Grũubau. Dieſe 
«chietstheile (zu 19) treten im bie Provinz Oberheſſen wmb im bie für biefelbe 
geltenden Rastsrehtlihen Verhältniffe (Art. 13) aim. Nächndem wirb der auf bem 
linten Mainufer gelegene, vormals kurhefliidhe Gebietstheil mit dem Irte Rumpen- 
heim ebenfalls an Ce. f. Hoheit mit allen Souveränetäts- und Tomänialrecbten ab⸗ 
geireten, Tie beizefienden Orrenzbeidgreibungen liegen bei. Art. 16. Die Ausein- 
anderſe zung zwiſchen ben beiden hohen Gontrahenten bezüglich ber gegenfeitig abge⸗ 
tretenen Gebietstheile, ber Archive, ber Beamten, Diilitäre x. bleibt bejonberer 
Verfiändigung durch beiberfeitige Commifſarien vorbehalten. Art. 17. Die vor dem 
Sabre 1794 In ber Adiniſchen Tombibliothek befinblicdy geweienen, zur Zeit in bem 
grobh. Mufeum und ber großh. Bibliothek auibewahrten Bücher, Handſchrijten und 
andere Jnventarienftüde werben ber Regierung Er. Maj. bes Könige von Preußen 
flr das Kölner Tomcapitel zur Verfügung gelellt werben. Die Entſcheidung über 
bie Aubehörigleit ber einzelnen Stücke wirb durch einen Commiſſarius Str. Mai. 
bes Rönige von Preußen, in fireitigen Fällen burch einen von beiden zu wählenden 
unparteiiſchen Obmann, endgültig getroffen werben. Art. 18. Die großh. Regierung 
verpflichtet fih, ben zwiſchen einer Anzahl Babehausbefitern in Kreuznach und der 
probn. Saline Carls⸗Theoboro⸗Halle abgeichloffenen, bis zu dem Jahre 1872 Taufens 
en Contrakt wegen Lieferung von Eoole und Mutterlauge bis auf Weiteres, jeben: 
falls bis zu dem Zeitpunfte, zu welchem bie preußifche Regierung fich zudem Erwerb 
ber gebachten Saline veranlagt finden follte, mit ber fofort eintretenden Maßgabe 
zu verlängern, daß bie Stadt Kreuznach in Stelle der bisherigen Kontrahenten ben 
ndipigen Webarf ar Soole und Wutterlauge erhält. Auch wird großh. befliicher 
Sets bie Legung einer Möbrenleitung für ben Bezug ber Soole aus ben Salinen- 
brunnen nad der Stabi Kreuznach geftattet. Axt. 19. Tie Ratification bes gegens 
wärtigen Vertrags erfolgt bis fpäteftens zum 15. September b. 3. 


Spezialübereintunft vom nümlichen Tage zum Friedensvertrag. 


... Rt. 6. Man ift beiberfeits bamit einwerftanben, baß bei ben bezüglich bes 

Mofts und bes Telegraphenweſens zu treffenden befonberen Vereinbarungen ber Geſichts⸗ 
punkt mahgebenb Hein fol, baß bie beiden ſüdlich des Mains gelegenen großherzogfich 
uam Provingen Starkenburg und Rheinheſſen Hinfichtlich ber Verwaltung des 
ofls und Telegraphenweſens in basfelbe Verhältniß treten werden, welches für bie 
Provinz Oberheſſen auf Grund ber in bem norddeutſchen Bunbe geltenden Einrich⸗ 
aunget ftattfinden wird, Wit DVefeitigung des fürftlih Thurne und Taris’ichen 
Poſiweſens tritt bie k. preußiſche Megierung, in Bezug auf beitehenbe Verbindlich 
teilten, namentlich was bie Entrichtung bes Canons betrifft, an bie Stelle des fürſt⸗ 
lich Thurn⸗ und Tarie'ſchen Hauſes. Much follen wegen technifcher Ausführung ber 
im Abfap 2 bes Urt, 10 des Hauptvertrags enthaltenen Abrebe alsbald Verhand⸗ 
Lungen zutfchen beiberfeitigen Commiſſarien ftattfinden. Art. 8. In Beziehung auf 
das Wreußen — und ihm ausfchliehlich verbleibende Beſatzungsrecht in Mainz 
werben bie, bisher zwiſchen dem Bunde und ber Territorialregierung maßgebend 
geiwefenen Beſtimmungen auf bas Verhäliniß zwiſchen Preußen und ber Territorials 
vegierung Unwendung finden. Urt. 9. In Bezug auf ben Abjag 1 des Art. 11 des 
Sauptwertrage wird großhergoglich heſſiſcher Seite anerkannt, dag mit Rüdficht auf 
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die Brlakıntgsverhältiifie von Mainz: ber tetegraphiſche Verkehr daſelbſt ausfchkiehlich 
ber preußiſchen Regierung zuſtehen muß. Die Berwaltung umb ber Betrieb ber zum 
Dienſte ber Eifenbahnen beftimmten Bahntelegraphen wirb durch Art. 11 bes Haupts 
vertrags nicht berührt, wohluerftanden, foweit dies nach Umſtänden mit ber unbe 
bedingten Sicherung ber Feſtung vereinbar ift. 


VI. 


Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und Sachſen. 
a. d. 21. Ottober 1866. 


„Art. 1. Zwiſchen Sr. Maj. bem Könige von Preußen und Sr, Maj. bem 
Könige von Sachſen, beren Erben und Nachfolgern, deren Staaten und Unterthanen 
poll fortan Friede und Freundſchaft auf ewige Zeiten beflehen. Art, 2. Se. Mai. 
ber König von Sachen, indem er bie. Beſtimmungen des zwiſchen Preußen und 
Defterreih zu Nidolsburg am 26. Juli 1866 abgeihloffenen Präliminarvertrages, 
ſoweit fie fi auf die Zukunft Deutfchlandse und insbefondere Sachſens beziehen, 
anerfennt und acceptirt, tritt für fich, feine Erben und Nachiolger für das Königreich 
Sachſen den Art. 1—6 bes am 18. Aug. b. Is. zu Berlin zwilden St. Mai. bem 
König von Preußen einerfeits und Sr. k. H. dem Großherzog von Sachen: Weimar 
und andern norddeutſchen Regierungen andererſeits gejchloffenen Bünbniffes bei und 
erklärt dieſelben für fich, feine Erben und Nachfolger fir das Königreih Sadien 
verbindlich, fowie Se. Maj. der König von Preußen bie barin gegebenen Zuſagen 
ebenfalls auf das Königreih Sachſen ausdehnt. Art. 3. Die hiernach nöthige Mes 
organifation ber ſächſiſchen Truppen, welche einen integrirenden Theil ber norbbeuts 
[hen Bunbesarmee zu bilden und als folhe unten den Oberbefehl bes Königs von 
Preußen zu treten haben werben, erfolgt, jobald die für den norddeutſchen Bund zu 
treffenden allgemeinen Beftimmungen auf der Bafis ber Bunbesreformporjchläge vom 
10. Juni d. 38. feftgeftellt fein werden. Art. 4. Inzwiſchen treten in Beziehung 
auf die Beſatzungs-Verhältniſſe ber Feſtung Königftein, die Rückkehr ber ſächſiſchen 
Truppen nah Sachſen, bie nöthige Beurlaubung der Mannfchaften und bie vorläus 
fige Sarnifonirung ber auf den Friedensſtand zurückperſetzten ſächſiſchen Truppen bie 
leichzeitig mit dem Abichluffe des gegenwärtigen Vertrages getroffenen bejonberen 
Beflamungen in Kraft. Art. 5. Auch in Beziehung ne bie völkerrechtliche Vers 
tretung Sachſens erklärt bie ?. ſächſiſche Regierung fich bereit, biejelbe ihrerjeits nad) 
ben Grundſaͤtzen zu regeln, welche für ben norbbeuifchen Bund im Allgemeinen 
maßgebend fein werben.“ Art. 6 ſetzt bie Kriegskoſtenentſchädigung auf 10 Mill. Thlr. 
feft, die in brei gleihen Raten zu zahlen find. Art. 7u.8 enthalten Beitimmungen 
über die Sarantieleiftung für Bezahlung biefer Summe. Nach Betätigung des 
Vertrages tritt nach Art. 9 das preußiſche Militärgouvernement, fowie das preußilche 
Kivilcommifjariat in Dresden außer Wirkfamfeit und hört bie bisher geleiftete täg> 
lihe Zahlung von 10,000 Thlen. auf. „Art. 10. Die Auseinanderjegung ber durch 
ben frühern beutfhen Bund begründeten Cigenthumsverhältniffe bleibt befonderer 
Vereinbarung vorbehalten. . Insbeſondere behält fih Se. Maj. ber König von Sach⸗ 
fen einen Anfpruch auf über 200,000 Thlr., welche Sachſen anläßlich ber Bundes⸗ 
erecution in Holftein aufgewendet und liquibirt hat, ausbrüdlid vor. Art. 11. Bots 
behaltlich der, auf ber Baſis ber Bunbesreformvorjchläge. vom 10. Juni b. 38. in 
ber Verfaſſung des norbbeutfchen Bundes zu treffenden Beitimmungen über Zolls 
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and Handelsverhsliniſſe tollen einflweilen ber Zollvereinsverirag vom 16. Mai 1865 
und bie mit ihm in Berbinbung ftebenben Bereinbarungen, welche durch ben Aus: 
bruch des Krieges außer Wirkſamkeit gelegt find, unter ben Hohen Contrahenten, 
vom Tage des Austauſches ber NRarificationen des ‚gegenwärtigen Vertrages an, mit 
ber Maßgabe wieder in Kraft treten, daß jebem ber ‚hoben GSontrahenten ‚vorbehalten 
bleibt, diefelben nad einer Auffünbigung von ſechs Monaten außer Wirkſamkeit 
treten zu laffen. Art. 12. Alle übrigen, zwiſchen den hoben vertragsichließenben 
Theilen vor dem Kriege abgefchloffenen Verträge und Webereinfünfte werden hiemit 
wieder in Kraft gefebt, foweit jie nicht durch die in Art. 2 erwähnten Beſtimmungen 
und ben Zutritt zum norbbeutfchen Bunde berührt werden. Art. 13. Die hoben 
Contrahenten verpflichten fich gegenfeitig, bie Herftellung einer unmittelbar von Leipzig 
ausgehenden und bort in birectem Schienenanfchluß mit ber thüringijhen und ber 
Berlin: Anhaltifchen Bahn ftehenden Eiſenbahn — geeigneten Falles unter ſtreckenweiſer 
Mitbenükung einer ber beiden genannten Bahnen — über Pegau nach Zei zu ge⸗ 
ftatten und zu fürbern.. Se. Diaj. ber Känig von ESachten wire. bazenigen Ski. 
ſchaft, welche für ben im preußiſchen Gebiete belegenen Theil biefer Bahn die Eon: 
ceflion erhalten wird, biefe Ieteue auſh für bie, anf ſachſiſchem Gebiete gelegene Strede 
unter benjelben Bebingungen ertbeilen, welche in neuerer Zeit ben in Sachſen con« 
ceflionirten Privat⸗Eiſenbahngeſellſchaften überhaupt geftelt worden find. Die zur 
Ausführung diefer Eifenbahn erforderlichen Einzetbeftimmungen werben burd einen 
befondern Staatsvertrag geregelt werben, zu welchem Behufe beiberfeitige Bevollmäch⸗ 
tigte in fürzefter Frift an einem noch näher zu vereinbarenden Orte zufammentreten 
werben. Art. 14. Die Eontrabenten find übereingefommen, daß bas- Eigenthum 
ber fächfifhen Regierung an ber auf preußifchem Gebiete belegenen -Strede ber 
Goͤrlitz⸗ Dresdener Eifenbahn, einichließlich des antheiligen Kigenthumsrechtes an dem 
Bahnhof in Görlitz mit ber Ratification des gegenwärtigen Vertrages auf bie preuß. 
Regierung übergeben fol. Dagegen wird bie fächfifche Regierung vorläufig bis zum 
Ablaufe der im Art. 14 bes Stantövertraged vom 24. Suni 1843 — 
breißigjährigen Friſt und vorbehaltlich der alsdann zu treffenden weiteren Verſtän⸗ 
digung in ber Ausübung bes Betriebes auf ber Strecke von ber beiderſeitigen Landes⸗ 
grenze bis Goͤrliz und in der unentgeibliden Mitbenutzung des Bahnhofes in 
Gorlitz verbleiten. Ste wirb ben rechnungsmäßigen Reinertrag, welchen der Betrieb 
auf ber gedachten Strede ergibt, aljährlih an bie preußiſche Regierung abliefern. 
Die preußifche Regierung verpflichtet fich bei der von ihr Beabfichtigten Umgeftaltung 
bes Goͤrlitzer Bahnhofes bafür Sorge zu tragen, daß ber ſächfiſchen Bahnnverwaltung 
bie zur ungeftörten Fortſetzung ihres Vetriebes erforderlichen Räumlichkeiten und 
Ban eg in bem bem Bebürfniffe entiprechenden Maße auch fernerweit 
verfügbar gehalten werden. Art. 15. Um ber k. fächfilchen Regierung bie in dem 
Stantsvertrage vom 24. zul 1843 für den Fall ber fpäteren Abtretung ihres 
Eigenthums an ber Eifenbahnftrede von ber Landesgrenze bis Görlig und ihres 
Miteigentbums an dem Bahnhofe in Görlitz in Ausſicht genommene Entihäbigung 
zu gewähren, wollen Se. Maj. ber König von Preußen von ber im Art. 6 bes 
gegenwärtigen Vertrages feftgefehten Kriegskoſtenentſchädigung den Betrag von Einer 
MIN. Thalern ale eine Compenfation für die von Sr. Maj. dem König von Sachſen 
im Art. 14 des gegenwärtigen Vertrages zugeftandenen Cigenthumsabtretungen in 
Abrechnung bringen laſſen. Art. 16. Da nad Art. 6 unter 10 ber Reformvor⸗ 
fhläge vom 10. Juni db. J. das Poſtweſen zu benjenigen Angelegenheiten gehört, 
welche ber Geſetzgebung und Oberaufficht ber Bundesgewalt unterliegen, nun aber 
Se. Maj. ber König von Sachen auf Grund biefer Vorſchläge dem norbbdeutichen 
Bunde beitritt, jo verfpricht derfelbe auch ſchon von jeht an, weder durch Abſchluß 
von Verträgen mit andern Stanten, noch jonft etwas vornehmen zu laffen, wodurch 
ber befinitiven Orbnung bes Poftweiens im norddeuiſchen Bunde irgendwie vorge: 
griffen werben Tönnte. Art. 17. Die k. fächfifche Regierung überträgt ber k. preuß. 
Regierung das Necht zur Ausübung bes Telegrapbenweiens innerhalb bes Königreichs 
Sachſen in bemielben Umfange, in welchen biejes Net zur Zeit ber k. ſächfiſchen 
Regierung zuſteht. Soweit die kgl. fächfifche Regierung in andern Staaten Tele⸗ 
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nanftalten zu unterhalten berechtigt If, tritt dieſelbe ihre Rechte aus den 

ber. beftehenben Berträgen an bie k. preußiſche Megierung ab, welcher bie Vers 
bandlumgen mit ben betreffenden britten Regierungen über bie Ausübung biefer 
Rechte vorbehalten bleiben. Den Depeſchen Sr. Maj. des Königs von —*2 der 
Mitglieder des kgl. Hauſes, der k. Hofämter, der Miniſterien und aller ſonſtigen 
öffentlichen Behörden bes Königreichs Sachfen bleiben dieſelben Bevorzugungen vor: 
bebalten, welche den gleichartigen k. preußiſchen Depeichen zufieben. Den Eijenbahns 
verwaltungen im Königreich Sachſen bleibt ſelbſtverſtändlich die Benützung eines 
Betriebstelegraphen überlaffen. Zur Ausführung ſämmtlicher im gegenwärtigen Art. 
enthaltener Beltimmungen werben unmittelbar nad dem Nustaufch ber Ratificationen 
bes Friedensvertrages ' beiderfeitige Commifjarien zufanımentreten. Art. 18. Se, 
Maj. der König von Suchen erklärt ſich damit einverftanden, daß bas in Sachfen, 
wie in ber Mehrzahl ber übrigen bisherigen Zollvereinsſtaaten beftehende Salz: 
monopol aufgehoben wird, fobald die Aufhebung in Preußen erfolgt, und daß von 
bem Zeitpunkte diefer Aufhebung ab, bie. Befteuerung des Salzes für gemeinfhaft 
liche Rechnung ſämmtlicher betheiligter Staaten bewirft wird. Die näheren Beſtim— 
mungen bleiben weiterer Vereinbarung vorbehalten, Art. 19. Se. Maj. ber König 
son Sachſen erklärt, daß Feiner feiner Unterthanen, ober wer fonft ben ſächſiſchen 
Sefegen unterworfen if, wegen eines in Bezug auf bie Verbältniffe zroifchen Preu⸗ 
fen und Sacfen während der Dauer bes SKriegszuftandes begangenen Vergehens 
ober Verbrechens an bie Perfon Sr. Maj., oder wegen Hochve rraths, Staats: 
verratbs oder fonjt wegen einer bie Sicherheit des Staats gefährdendben Handlung, 
ober enblich. wegen feines politifchen Verhaltens während jener Zeit überhaupt ftraf: 
vechtlich, polizeilich oder. Disciplinarifh zur Verantwortung gezogen ober in feinen 
Ehrenrechten beeinträchtigt werben fol. Vie etwa bereits eingeleiteten Unterfuchungen 
biefer Art ſollen einjchlieglih der Unterſuchungskoſten niedergefehlagen werbeit. Se. 
Maj. ber König von Preußen - erflärt fi damit einverfianden, daß nach dieſen 
Grunbfägen auch binfichtlich berjenigen Verbrechen und Vergehen der oben gebachten 
Art verfahren werbe, welche währenb jener -Zeit in Sachen gegen bie Perſon Sr. 
Maj. des Könige von Preußen ober gegeh den preußiſchen Staat etwa begangen 
worden find. Die aus Sachſen entfernten und etwa noch in preußifcher Haft be= 
findlihen 'Berfonen jollen, jo weit bieß nad den preußiſchen Geſetzen zuläfſig if, 
aus berfelben ſofort entlafjen werben. Art. M. Se. Maf. ber König von Sadfen 
erfennt das unbejchränfte jus reformandi Er. Maj. bes Königs von Preußen in 
Betreff der Stifter Merfeburg, Naumburg und Zeit an, willigt in bie Aufhebung 
ber bisher ber Univerfität Leipzig zugeflandenen Berechtigungen auf gewifje Canonicate 
an biefen Stiftern und verzichtet auf alle Rechte und Anfprüche, welche ber königl. 
fächfiigen Regierung ober der Univerfität Leipzig aus ben Statuten ber Stifter oder 
aus früheren Verträgen und Conventionen, beren etwa entgegenftehenbe Beſtimmungen 
hiermit ausdrücklich aufgehoben werben, zufiehen möchten. Die Entfhäbigung ber 
Univerfität Leipzig für bie gänzliche Befeitigung ihrer Beziehungen zu ben Stiftern, 
fowie der jeigen Juhaber ad dies muneris übernimmt bie k. fächfiihe Regierung 
und macht ſich anheiſchig, bie Tal. preußiſche Regierung gegen alle Entſchädigungs⸗ 
anfprüche ber Untverjität ober einzelner Kacultäten und Brofefforen an berfelben zu 
vertreten. Art. 21. Se. Mai. ber König von Sadjen willigt in bie Auspfarrung 
(mebrerer namentlich aufgefährter bisher in fächfiihen Parochien eingepfarrter Ge: 
meinden) und zwar ohne Entſchädigung von preußifcher Seite, dergeftalt, baß bie 
von ben genannten ſächſiſchen Parochien zu erhebenden Entſchädigungsanſprüche 
lebiglich von ber T. fächfifchen Negierung übernommen werden. Art. 22. Inſoweit 
während bes Krieges in Sachen weggenommene, im Staatseigenthum befindliche 
Gegenſtände, welche nah ben beitehenden völferredhtlichen Grundſätzen nicht als 
Kriegsbeute anzuſehen find, noch nicht zurückgegeben fein follten, werben Se. Maj. ber 
König von Preußen Anordnung treffen, daß deren Zurüdgabe alebald erfolgt. Hiezu 
gehören insbeſondere bie auf ben Staatseiſenbahnen in Beſchlag genommenen Loco⸗ 
motiven, Tender, Wagen und Schienen, fowie bie auf den T. Hüttenwerken bei Frei⸗ 
berg. weggenummnenien Borräthe aus eblen Metallen und ſonſt verfünflichen Probucten. 
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Hinſichtlich ber lebieren ift bei. der barüher erforberlichen Auseinanderſetzung davon 
auszugehen, daß das barunier befimbliche Werfblei ber k. ſächſifchen Regierung gegen 
Erftattung bes Werthes des darin enthaltenen Bleies zurüdgegeben wird. Art. 23. 
Die Ratification des gegenwärtigen Vertrags erfolgt bis ſpäteſtens ben 28. biefes 
Monats und Jahres.” 

Die im Art. 4 des Friedensvertrages erwähnten „beſondern Beflimmungen“ 
lauten: „Se. Maj. der König von Sacdfen wird unverzügli und noih bevor. bie 
Ratificationen bes gedachten Friebensvertrages . ansgemechjelt werden, bie. Feſtung 
Königftein St. Maj. dem König von Preußen einräumen. 2) Die Beſetzung ber 
Feftung erfolgt in der Art, daß die daſelbſt befindliche königl. ſächſiſche Infanterie 
durch eine fgl. preußilche Infanterieabtheilung unter negenfeitiger militärifcher Ehren⸗ 
bezeigung abgelöft wird und der k. jächl. Gouverneur (Commandant) feine Functionen 
dem von Er. Maj. bem Könige von Preußen zu ernennenden Gouverneur (Com⸗ 
mandanten) übergibt. Die ſächſiſche Infanteriebeſatzung marfhirt mit Waffen und 
Gepäck ab, um fi zunächſt nach ben biefen Truppentbeilen zu bezeichnenden Stanbs 
quartieren zu begeben. 3) Alles auf der Keftung befindliche und noch dahin zu 
verbringende ſächſiſche Material an Geſchützen, Waffen, Munition und Ausrüftungss 
ſtücken, Vorräthen, Lebensmitteln und alles fonft fi dafelbft befindenbe Staatseigen⸗ 
thum verbleibt unbefirittenes Eigenthum ber königl. jächfilhen Regierung. Die Leg» 
tere behält demnach die freie und ungebinderte Verfügung über alle genannten 
Gegenftände, fo daß fie diefelben auf dem Königflein belaffen, oder von ba jederzeit 
zurüdziehen Tann. 4) Zur Bewahrung bes vorgebachten königl. ſächſiſchen Staats: 
eigenthbums verbleibt, jebod unter dem Befehl bes königl. preußiichen Gouvernements 
(Commandantur) das Fönigl. ſächſiſche Artilleriebetachement als Theil der Befabung 
in ber Feſtung; mit ihm ber Untercommandant, der Feſtungsingenieur, ber Abjutant, 
fowie alle Feltungsbeamten und Handwerker. Der Tal. Breubilchen Beſatzung ber 

eftung ſteht e8 frei, die bortigen Magazine und Vorräthe aller Art zu ihrem Unter⸗ 
alte gegen Abrechnung zu benüten. 5).Unmittefbar. nad) eriolgtem Austaufche ber 
atificationen bes riebensvertrages wird Se, Majefät ber König non Sachſen bei 
allen von St. Maj. nicht zur Friedenebeſatzung von Dresden beflimmten Truppen⸗ 
tbeilen, innerhalb der militärifch zuläfligen Grenzen, eine Beurlaubung in auoge⸗ 
dehntem Mafitabe, und zwar noch vor deren Rückkehr nach Sachen, eintreten laſſen. 
Die im Vebrigen noch nöthige Demobilifirung bei ben einzelnen Truppencorps erfolgt. 
unmittelbar nach deren Rückkehr nad Sachſen. Auch tritt dann die vollftänbige 
Beurlaubung aller entbehrlihen Mannfchaften ein. 6) Dresden erhält eine gemein: 
Schaftliche Beſatzung von preußifgen und fähfifhen Truppen. Die biezu beftimmten 
k. fächfifshen Truppen werden einen Präfenzitand von 2 bis 3000 Mann, erclufive 
ber Chargen, nicht überichreiten.. 7) In Beziehung: nuf bie nicht für die Garniſon 
in Dresben beftimmien FE, ſächſiſchen Truppentheife wird die erforderliche Unterkunft 
ihrer Cadres, Pferde, Waffen und Ausrüftung unter Vernehmung mit bem höchſt⸗ 
commanbirenden kgl. preußifchen General. in Sachen geregelt werben. Auch wird 
bemfelben fächfifcherfeits das Marfchtableau für die aus Defterreih zurückkehrenden 
k. ſächſiſchen Truppen rechtzeitig mitgetheilt werden. : 8) Sobald die einzelnen ſäch⸗ 
ſiſchen Truppentheile auf fächfiiches Gebiet zurückgekehrt fein werben, treten fie bis 
auf weitere Beftimmung unter ben Oberbefehl bes höchftcommandirenden k. preußi⸗ 
Shen Generals in Sachſen. 9) Für die Stabt Dresden und bie dort: angelegten 
Feſtungswerke ernennt Se. Majeſtät der König von Preußen ben Gouverneur, Se. 
Mai. der König von Sachſen den Commandanten. Das gegenfeitige Verhältniß 
diefer Behörden zu einander und zu ben beiderfeitigen Belabungscontingenten von 
Dresden wird vorläufig nad) Analogie her früheren Bundesfeitungen geregelt. . Die 
übrigen damit verfnüpften fragen bleiben dem weitern Ginvernehmen vorbehalten. 
10) Bis bie Reorganijation der fächfifhen Truppen im Weſentlichen durchgeführt 
und deren Einreihung in die Armee bes norbbeutichen Bunbes erfolgt fein wird, 
führt Preußen fort, die für die Beſatzung des Königreichs Sachen nötbige Anzahl 
von Truppen feinerfeits zu fielen. Die hieraus entjpringenben gegenfeitigen Ver⸗ 
pflihtungen werben zwiſchen ben beiden betheiligten hoben Regierungen buych 
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heionbere Vereinbarung aäher geregeit werben. Sämmilihe für bie Ausführung 
vorftehender Beſtimmungen fonft noch nöthige Anordnungen bleiben einer Berftän- 
bigung: zwiſchen ber königl. füchfifchen Megierung unb dem höchſtcommandirenden 
Eönigt. preußiſchen General überlafjen.“ 


Protokoll, 
gleidjzeitig mit dem Friedensvertrag unterzeichnet. 


Die königl. fächfifche Regierung, von bem lebhaften Wunfche befeelt, die voll- 
fommene Uebereinjtiimmung zu bethätigen, welche zwilchen ihr und bet Töniglich 
preußiichen Regierung bezüglic der von jegt an gemeinſam zu verfolgenden poli- 
tiihen Richtung befteht, ift bereit: a) fofort und bis zu bem Zeitpunfte, wo bie 
Trage wegen ber internationalen Nepräfeutation bes norddeutſchen Bundes in bes 
funitiver Weile geordnet fein wird, ihre eigene völkerrechtliche Vertretung bezüglich 
berjenigen Höfe und Regierungen, bei weldyen biejelbe gegenwärtig biplomatiiche 
Agenten nicht unterhält, auf die preußiichen Meiffionen zu übertragen und b) bas: 
felbe Verhältniß denjenigen Höfen und Regierungen gegenüber, bei weldyen bermalen 
ſächſiſche Miſſionen beftehen, in allen Fällen temporärer Vacanz auf beren Dauer 
eintreten zu laffen, ec) auch in dieſem Sinne die kgl. fächfilchen Vertreter im Auss 
land mit entſprechender Inſtruction zu verjehen, fo daß fih Sachſen im Geiſte bes 
mit Preußen abgeichloffenen Bündniſſes ſchon jetzt in internationaler Beziehung ber 
preußiihen Politik feft anichließt. Der königlich preußiſche Bevollinächtigte erklärt 
jeinerfeits, daß feine Regierung bereit ift, bie in Rede ftehende Vertretung zu übers 
nehmen unb biebei bie Suiereiten, ſowohl der königlich ſächſiſchen Regierung, ale 
auch die der Föniglich ſächſiſchen Staatsangehörigen, gleich wie ihre’ eigenen allents 
halben zu wahren. Scließlid waren bie — —— Bevollmächtigten dahin einig, 
daß durch vorſtehende interimiſtiſche Beſtimmungen das Recht Sr. Maj. bes Königs 
von Sachſen, in einzelnen re außerordentliche Benollmächtigte zu ſenden, in 
feiner Weiſe alterirt werben jolle. 


Vo. 


Proteft des Königs Georg von Hannover 
d. d. Hieting bei Wien 23. September 1866. 


„Wir Georg V. von Gottes Gnaden König von Hannover, Täniglicher Prinz 
von Großbritannien und Srland 2. 2. Am 15. Juni d. J. bat Se. Maj. ber 
König von Preußen, unfer Leiblicher Wetter und bis dahin unfer Verbündeter, unfer 
Königreich mit Verlegung ber Iegitimfien und heiligften Rechte feindlich überfallen 
lafien. Das Verhalten unferer Regierung während bes Conflict, ber zu unjerm 
tiefen Bedauern zwiſchen Oeſterreich und Preußen ausgebrochen war, Tonnte feinen 
Grund für. ein fo ungerechtes Vorgehen barbieten. Im Gegentbeil, von bem auf: 
richtigſten und ſehnlichſten Verlangen bejecht, bie entjtandenen Zerwürfniffe zwifchen 

n beiden mächtigften Gliedern des deutſchen Bundes beigelegt zu ſehen unb bes 
firebt, das Unglüd zu verbüten, das aus einem Krieg zwiſchen Dentichen hervor⸗ 
geben mußte, bat unjere Regierung alles, was in ihren Krälten ſtand, gethan, um 
in freundlichen. Beziehungen ſowohl zu Preußen als zu Defterreich und jo im Stande 
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ber Frage vergeflen, unb unferer Regierung eine Sommation vorkegen ließ, bie 
Beinesivege ben Zweck Hatte, uns zur befinitiven und gegenjeitigen Feſtſetzung ber 
Bebingungen ber Neutralität, die uns angeboten worben und bie wir im Princip 
acceptirt hatten, aufzuforbern, ſondern uns zu bewegen, uns gewiffer weſentlicher Präs 
rogative unferer Souveränetät zu Sunften Preußens, ferner eines Theile ber Uns 
obhängigfeit unferes Königreichs und- vieler legitimen Mechte unferer Unterthanen zu 
begeben, obwohl unjere Souveränetät und bie Unabhängigkeit unferes Königreichs 
von ganz Europa anerlannt und garantirt worben waren!) Mean ließ uns nur 
einen Tag Bedenkzeit, um unjern Entichluß zu fallen, und man bedrohte ung mit 
Krieg für den Fall, daß wir uns weigern follten, uns bem Willen Preußens zu 
unterwerfen. Nachdem. wir unjere Minifter vernommen, faßten wir auf ihren eins 
müthigen und unferer eigenen Anfchauungsweife entſprechenden Rath den Entichluß, 
bem Gefandten des Königs von Preußen erklären zu laffen, daß die Propofitionen, 
bie und eben vorgelegt iworden waren, unannehmbar feien; daß jedoch unjere Res 
gierung, in ber unerfchütterlicden Ueberzeuguug, daß das Bundesrecht jeden Krieg 
zwiichen Bundesgliedern verbiete, feine militäriſche Maßnahme ergreifen werde gegens 
über ber verbünbeten preußiſchen Regierung, infolange bie Grenzen Hannovers 
nicht angegriffen würben, und daß fie die Hoffnung nicht aufgebe, daß bie freund 
nachbarlihen Beziehungen, welche bis dahin zwiſchen den beiden Regierungen bes 
ſtanden Haben, auch fortan aufrecht erhalten blieben. Nachdem unfer Entfhluß bem 
Sefandten Prengens mitgetheilt worden, antwortete biefer mit einer Kriegserffärung, 
gegen welche unſer Dintfler des Auswärtigen umverzüglid, Proteſt einlegte. Dieß 
geihah um Mitternacht in ber Nacht vom 15. auf den 16. Juni db. J. Fünf Uhr 
Nachmittags defielben Tages, nämlich des 15. Juni, befand fi das Armeecorps bes 
Generals v. Mantenfjel in ber Umgebung von Harburg und nahm daſelbſt eine 
feindliche Stellung noch vor ber Kriegserflärung an. 

„Wir überweiſen dem Urtheil aller Nechtichaffenen biefes Vorgehen der preus 
Biihen Regierung, welde unfer Vertrauen täujchte, indem fie uns die Erlaubniß 
entlodte, ihre Truppen durch unſer Gebiet marjchieren zu laſſen, mit ber geheimen 
Abſicht, baffelbe mit Gewalt an fih zu bringen. : Wir überweilen bem Unwillen ber 
cioilifirten Welt diefen Angriff, verübt im vollen Trieben gegen das Land eines 
beireundeten, verwandten und nerbündeten Yürften, und wir find überzeugt, baß bie 
ganze Welt mit uns diefe ſchmähliche Verletzung der öffentlichen Moral, des Völker⸗ 
und Bertragsredhts und der Sitten ber in flaatliher Ordnung lebenden Nationen 
verdbammen wird. Wir find zugleich überzeugt, alle UnpartHeiifchen werben unfere 
Anſicht theilen, daß bie preußiſche Regierung ſchon geraume Zeit ben vorgefaßten 
und wohlbedachten Plan hegte, ſich unſeres Landes zu bemächtigen; daß der Vot⸗ 
ſchlag, neutral zu bleiben, der uns gemacht wurde, nur den Zweck hatte, uns in 
falſche Sicherheit zu wiegen; daß das Berliner Cabinet uns abſichtlich erniedrigende 
Allianzbedingungen ſtellte, wohl wiſſend, daß wir dieſelben nicht aunehmen könnten, 
und daß es ung ſchließlich — welche Haltung wir auch immer eingenommen hätten 
— ſehr fchwer, wenn nicht unmöglich geworden wäre, uns ben Gewaltthätigleiten 
ber preußifchen Regierung gu emtzieben. Bei ber Unmöglichleit, in ber fich uniere 
Armee befand, der Yrwafion ber preußiihen Wacht, welche in unfer Land — deilen 
Gränzen fie feit mehreren Tagen befeht gehalten — von allen Seiten hereinbrach, 
nachdrücklichen Widerftand zu leiſten, zogen wir unfere Truppen bei Göttingen zus 
fammen, um fie unverzüglich bem preußiihen Machtbereich zu entrüden. In ber 
Nähe von Eiſenach angelangt, traten wir in Unterhandlung wegen einer Waffenruhe, 
bie ung angeboten und dann vou beiden Theilen verabredet worben war. Allein 
ehe biefelbe noch abgelaufen war, faben ſich unfere Truppen von ber preußiichen 
Armee angegrifien in Folge eines Befehle, welchen biefe vom General Bogel v. Falcken⸗ 
flein erhalten hatte. Es war bieß eine zweite flagrante Verletzung aller Rechte und 
Gebräuche, welche bei civilifirten Völkern beiteben. Obwohl ſich unſere Armee auf 
bem Friedensfuß befanb und ihre Kräfte in Folge von Strapazen, Entbehrungen und 
forcirten Marſchen, benen fie fi während mehr als acht Tagen unterziehen mußte, 
jehr erſchöpft waren, errang fie dennoch bei, Langenſalza einen glänzenden Sieg über 


2 Amsasg. 


Me fireufen. ten näfen Morgen fahen wir fie wagfästfidierneike von cur vita 
überirgenen Modıt ıumjingelt unb da wir anf feine Hulie hoffen Tomnten, enticlofien 
wit ums eine Gapktulation anzunchmen, wm wit munüßerweile das Blat unjerer 
tapferen Soldaten zu vergiehen. Sobald ter Krieg zwilchen Oeſterreich und Preußen 
feinem Ende zuzugehen ſchien, begaben wir uns nach Wien, wo die Frieden 
humgen forbes' ciöfinet suchen umb victeten an ©e. Mai. bem Rönig von Perafen, 
ber fi in Nidoleburg befand, ein Schreiben, in welchem wir ihm unlern auf: 
richtigen Bf ausbrüdten, ımiererjeite im Friedensverhandlungen mit ihm zu 
treien. Gegen alle Gebraͤuche, welche zwiſchen Souveränen beſtehen, wurde unjer 
Schrriben ven Er. Maj. dem König von Preußen nicht angenommen. Tropbem 
verfußten wir uns die Erhaltung unjeres Königreihe durch alle Mittel, die im 

umierer Mockt fanden, zu fihen Wir waren ſogar geneigt, uns nnjerer könig⸗ 
len Reise zu Sumften unieres vielgeliebten Sohnes und Kronerben, St. tönigl. 
Soben des Prinzen Ernft Auguft, für ben Fall zu begeben, daß Preußen ihn un⸗ 
verrügkih in den Befitz der Krone des Königreichs Hannover jeßen würde. Anderer⸗ 
teits lieben umfere treuen Untertanen, bie muthig ber barien, willfürlihen und 
heinottichen welche ihnen die preußifche Verwaltung auferlegt hatte, Biber: 
Gent leiſteten, feine Gelegenheit vorübergehen zur Kundgebung ihres heißen 

Raurises, uwter einer Dynaſtie zu verbleiben, welche ihnen thener ift, bie mit ihmen 

ie samiend Jahten das Schicſal des Landes geiheilt und bie alle Anfirengungen 

wermnde bat, deſſen Gedeihen zu fihern und befien Wohlfahrt zu befeftigen. Vers 
sende Anftrengungen! Se. Maj. der König von Preußen bat, nachdem er unier 

Kimerad anf eine heimtückiſche Weiſe occupirt hatte, geglaubt, von demſelben befinitio 

"ehr crareiten zu können und hat es am 20. Sept. d. %. als jeinen Staaten eins 

wrieit erflärt. Ter einzige Grund, welchen bie preußifche Regierung zur Recht⸗ 

wwrzung biejed in ben Annalen der Geſchichte Deutſchlands unerhörten Actes ber 

Star anführt, ift derjenige, weichen fie in bem Rechte ber Eroberung zu finden 

Aue. Aber das Recht ber Eroberung fegt einen Krieg nach ben Principien bes 

Eeexrechts voraus. Allein es gab niemals zwifhen uns und bem König von 

Weeuhen einen folchen Krieg. 


Er fonnte auch, wie wir es ſchon oben gefagt, nach 
den Erundgeſetzen des beutfchen Bundes gar nicht fiatihaben und hätte moralifch 


weht fein follen von Eeiten eines nahen Berwanbten, eines befreundeten Sou⸗ 
meraind, eines deutſchen Fürſten. Wir befanden uns daher einfadh und Flar in dem 
u einer rechtmäßigen Vertheidigung gegen einen Angriff, den nichts rechtfertigte 
wab den wir nicht hervorgerufen haben. 
„Angefichte ber angeführten Thatfachen protefliren wir Tant und feierlich gegen 
wie nicht zu rechtfertigende Invaſion in wufer Land, bie fi bie Armeecorps bes 
Kinigd von Preußen am 15. Juni und den folgenden Tagen erlaubt haben; gegen 
Die Dccupation unferes Königreichs durch diefe Truppen; gegen die Ufurpation 
wnierer Rechte und Prärogative, welche bie Agenten Preußens verhbt Haben und 
woch weiter verüben fünnten; gegen bie Beichäbigungen an unferem Gigeuthum, 
unſeren Ginfüniten und Gütern jegliher Natur, welche wir und unfer tünigliches 
Haus von Preußen erlitten und noch weiter erleiden würden; gegen bie Beraubung, 
welche ber hannoverſche Staatsſchatz unter ber preußifhen Verwaltung erfahren und 
noch ferner erfahren würde; gegen die Verfolgungen, Verluſte und Benachtheili⸗ 
gungen, denen unfere treuen Unterthanen in Folge ber ungerechten und ungefeglichen 
Acte der Verwaltung des Königs von Preußen ausgeſetzt waren ober in ber Yolqe 
werden könnten; gegen die Sinberniffe, welche bie genannte Verwaltung auf brutale 
Weiſe ben Kunbgebungen unferer vielgeliebten Unterthanen für die Erhaltung unferer 
Dynaftie und ber Unabhängigfeit Hannovers in ben Weg gelegt hat, während fie 
buch die unlauterften Kunftgriffe Kundgebungen im entgegengejetten Sinne hervor⸗ 
gerufen und begünftigt — gegen ben boͤſen Willen bes Königs von Preußen, welcher 
bie Schritte — en bat, bie wir bei ihm oder feiner Regierung gemacht ober 
zu machen befohlen, um ben Frieben zwiſchen uns berzuftelen. Schließlich pro⸗ 
teftiren wir vor allem Ungefichts ber ganzen Welt gegen bie Befigergreifung unſeres 
Königreihe und beflen Einverleibung in Preußen, welche als endgültig volzogent 
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ben 20. ‚September dieſes Jahrs angefünbigt wurde, jowie gegen alle Folgen dieſes 
Acts, indem wir erklären, daß dieſe Einverleibung oder Annerion eine unwürdige 
Uſurpation, ein verbrecheriſcher und yerabſcheuungswürdiger Raub, eine flagrante 
Verletzung der europäiſchen Verträge, aller Grundſätze des Völkerrechts und der 
Unverletzlichkeit der Staaten und Kronen ill... ı — — 
„Diefe feierliche Erklärung, bie wir auch für unſere geſetzlichen Nachtfolger 
ablegen, hat vorzugsweiſe ben Zweck, jeden Angriff auj die Souveränetätsrechte abs 
zuwchsen, bie uns fraft des Erbjolgerehts gebühren und bie yo. allen Mächten 
Europas fanctionirt und garantirt wurden. Wir rufen die Unterftügung aller 
Mächte an, welche unfere Souverämetär und die Unabhängigfeit unferes Königreich 
anerfannt haben, is der Ueberzeugung, daß dieſe niemals Macht vor Recht gehen 
laffen werben, da ein derartiges. Princip, heute von Preußen angewendet, in Zufunft 
bie Griftenz afler Monardien und aller legitimen Staaten ber Welt bedrohen Fünnte, 
Wir erflären ſchließlich, daß wir niemals auf die Souyeränetätsyechte über uuſer 
Land verzichten werben, und daß wir ftets für ungeſetzlich, null und nichtig alle jene 
Acte. anfehen werben, welche: bie preußiſche Regierung gber ihre. Agenten bafelbit volls 
zogen haben oder noch vollziehen werden in Solge der Ulurpation, deren Perautz 
wortlichfeit wir auf benjenigen zurückwerjen, ber ihr Urheber iſt. Mögen fich alle 
biejenigen, die babei betheiligt fein Könnten, davon für benachrichtigt halten,. Wir 
jeben den Fünftigen Ereigniſſen mit vollem Bertrauen in bie Gerechtigkeit unſerer 
Sache entgegen und find von ber ſeſten Hoffuyng bejeelt, daß die göttliche Vorſehung 
nicht fäumen wird, ben arglifiigen Aniclägen, Ungerechtigfeiten und Gewaltacten 
ein Ziel zu fegen, beren Opfer mit uns und unferen tapferen Hannoveranern noch fo 
viele Staaten und jo viele Völker geworben find." , ’ u 


| VAL. EUER 
Stiedensvertrag von Wien zwiſchen Oeſterreich und Italien 
N d. d. 3. October 1866. — 


rt Namen der allerheiligſten und untheilbaren Dreieinigkeit. Machdem 
Se. Maj. der Kaiſer vom Oeſterreich und Se. Maj. ber König von Italien bes 
ſchloſſen haben, zwiſchen Ihren reipectiven Staaten einem aufrichtigen und bauer 
baften Frieden herzuſtellen: nachdem Se: Maj. ber Kaifer von Deflerrih Sr. Maj. 
bem Kaijer ber Franzoſen das lombardiſch⸗venetianiſche Königreich abgetreien: nach⸗ 
ben Se. Maj. ber Kaifer. der Franzoſen feinerjeits fig bereit 'erffärt haben, die 
Bereinigung : bes genannten Tombarbdifchwenetianiichen Königreihs mit ben: Staaten 
Sr. Maj. des Königs von Stalien, ımter Vorbehalt ber Zuſtimmung ber in ents 
ſprechender Weiſe befragten Bevölkerungen, anzuerkemen: So haben Se. Maj. der 
Koifer von Defterreih unb Se. Maj. ber König. von Italien zu Ihren Bevollmäch⸗ 
tigten ernannt unb zwar: Se. Maj. ber Kaifer von Oeſterreich den Hrn. Selir 
Grafen Wimpfien ꝛc. ꝛc. Se. Maj. ber König Yon Atalien: ben Hru. Lowis Fried⸗ 
rich Grafen Menabrea 2c. 2c., welche, nachdem .fie ihre bezüglichen Vollmachten aus⸗ 
getauſcht und im guter und gehöriger Form befunden haben, über. folgende Artikel 
übereingefommen find: SIE, a a 

Art. 1. Bom Tage bes Austwufches ber Natificationen bes gegenwärtigen Ber« 
trage wird zwiichen Sr. Maj. dem Kaiſer von Deflerreich: und: Sr. Maj. bem König 
von Italien, Ihren rveipoctiven Erben unb Rachfolgern, Ihren Staaten: unb Unter⸗ 
thanen für immerwährende Beiten Reiche uud. Breunbichait herrſchem. Art, 2. Die 
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derreichiſchen und ttafienifhen Kriegsgefangenen werben von beiben Theilen unver⸗ 
eg zurüdigegeben werben. Art. 3. Se. Maj. ber Käiler von Oeflerreich gibt 
ine Zuftiemung zur Bereinigung bes lombardiſch⸗ venetianiſchen Königreichs mit 
dem Königreiche Italien. Art. 4. Die Grenze bes abgetretenen Gebietes wird durch 
bie gegemoärtigen abminiftrativen Grenzen des Iombarbifch-venetianifchen Königreichs 
Befimmt. Eine von den zwei verfragichließenden Mächten eingeſe tzte Militärcoms 
mifjion wird beauftragt werben, bie Traeirung an Ort und Stelle in möglichſt 
kurzer Frift vorzunehmen. Art. 5. Die Räumung bes abgetretenen und im vorbers 
ehenden Artifel beftimmten Gebietes wirb unverzüglich nad, Unterzeichnung des 
Srieden beginnen und im möglichft furzer Friſt beenbigt werben, gemäß ben zwifchen 
ben biezu beilimmten Specialcommiffären getroffenen Bereinbarungen. Art. 6. Die 
Italtenifche Regierung übernimmt: 1) ben Theil bes Monte Lombarbo:Beneto, welcher 
auf Grund ber im Jahre 1860 zu Mailand in Soklziehung des Art. 7 des Züricher 
Tractates abgefchloffenen Convention bei Defterreich verblieb, 2) Die zum Monte 
Lombarbo-Beneto feit dem 4. Juni 1859 bis zum Tage bes Abichluffes des gegen: 
wärtigen Vertrags — Schulden. 3) Eine Summe von 35 Mill. 
Gulden öſterreichiſcher Wahrung in klingender Mänze für ben auf Venetien ent⸗ 
fallenden Theil des Anlchens vom Jahr 1854 und für den Werth bes nicht trans⸗ 
portablen Kriegomaterials. Die Art und Weife der Zahlung biefer Summe bort 
35 MIN. Gulden öſterreichiſcher Währnng in klingender Münze wird im Einklang 
mit bem Vorgang bes Züricher Traetats in einem Zuſatzartikel feitgelegt werben. 
Art. 7. Fine Commiſſion, zufammerigefegt aus Abgeordneten Defterreihs, Italiens 
und Frankreichs, wird fi mit der Liquibirung der verfchiebenen in ben zwei 
erftien Alineas bes vorhergehenden Artikels aufgeführten Kategorien befaflen, indem 
fie auf die flattgefundenen Amortifationen und auf bie ben Amortifationsfond bil: 
benden Güter, Eapitalien jeber Art Rüdjicht nehmen wird. Diele Eommiflion wirb 
die definitive Regelung ber Rechnungen zwiichen ben contrabirenden Theilen vors 
nehmen, wie auch ben Zeitpunft und die Mobdalität der Ausführung der Liquidation 
bes Monte Lombarbo:Veneto beftimmen. Art. 8. Die Regierung St. Maj. bes 
Könige von Ktalien tritt in die Rechte und VBerbindlicyfeiten ein, welche aus ben 
von ber öfterreihiichen Verwaltung für fpeciell bas abgetretene Gebiet betreffende 
Gegenſtände bes nn — Ser Pe lee ents 

rin Kt. 9. Die,äfterreichifche. Regierung. bleiet verpflichſet, ſaͤmmtliche von 
En nwohnetn des ee alien —X von din Omen, öffentlichen Anſtalten 
und religiöfen Körperichaften-bei .den öſterreichiſchen zffentlichen Eafien als Cautionen, 
Depofiten oder Gonfignationen erlegten Summen zurüdzuerftatten. In gleicher 
Weiſe follen ben öfterreichifchen Unterthanen, Gemeinden, öffentlichen Anftalten und 
geiftlihen Körperichaften, welche bei den Caſſen des abgetretenen Gebiets Beträge ale 
Tautionen, Depofiten oder Eonfignationen eingezahlt haben, biefelben von ber ita⸗ 
lieniſchen Regierung pünktlich wieber erſtattet werben. Net. 10. Die Regierung 
Sr. Maj. des Königs von: Italien anerkennt und beftätigt die von ber öflerreichi« 
ſchen Regierung auf dem abgetretenen Gebiet ertheilten Eifenbahnconceflionen im 
allen ihren Beſtimmungen und für beren ganze.Dauer, unb namentlich: bie von den 
anterm Id. März; 1856, 8. April 1857 und 23. September 1858 abgeſchloſſenen 
Berträgen hereührenden Gonceffionen. In gleicher Weile anerkennt und beflätigt 
bie italienifche Regierung bie Beſtimmungen der am 20. November 1861: zwifchen 
der öſterreichiſchen Stanteverwaltung und ‚bem Verwaltungsrath ‚der füdlichen 
Staats-, Lombarbosvenetianiihen und Gentralsitalienifchen Eiſenbahngejellſchaft abs 
geichloffenen Gonvention, wie auch die Convention, welche am 27, Febr. 3866 
zwifchen dem. kaiferl. Finanzs und Handelsminiſterium und ber Bftexreichiichen Süb> 
Buhngefeltichaft abgeichloffen worden if. Bon bem Moment ber Auswechslung ber 
Ratificationen bes gegenwärtigen Vertrags tritt die italienifche Negierung im alle 
Nechte und im alle Verbinblichkeiten ein, welche ber öflerreichiſchen Regierung aus 
ben voroitirten. Gonventiesien, foweit dieſelben bie auf bem abgetzetenen Gebiet bes 
findlichen Bifenbahnlinten betreffen, erwachſen find. - In er beffen wird bas ber 
Bflerreichikchen Regierung . biäher zuſtehende Heimfallsrecht mu biefe Ciſenbahnen auf 
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bie inalieniſche Regierung übertragen. Die Zahlungen, weiche auf bie dem. Staat 
von Seite der Eonceffionäre Imıt des Sontracts vom 14. März; 1856 ale Aequivalent 
ber Baufoften für bie gedachten Eiſenbahnen ſchuldige Summe noch zu entrichten find; 
werben vollzählig an ben Öfterr. Staatoſchatz gelelftet werben, Die Forderungen ber Baus 
unternehmer und Lieferanten, fowie bie Entfchäbigungen für bie Bodenerpropriationen, 
welche von ber Zeit herrühren, wo die fraglichen Eiſenbahnen anf Rechnung bee 
Staats verwaltet wurben unb welche noch nicht berichtigt worden wären, werben von 
ber Öfterreichifchen Megierung, und infoierne die Conceſſionäre Fraft ber Conceſſions⸗ 
acte hiezu verpfliägtet find, von dirfen. in Namen der öfterreichifchen Negierung aus⸗ 
gezahlt werben. Art. 11. Es verfteht fi, daß bie Eintreibung ber Korderungen, 
welche fich auf die FF. 12, 13, 14, 15 und 16 des Gontracts vom 14. März 1856 
gründen, Defterreich Fein Recht ber Gontrole und Ueberwachung bes Baues und 
Betriebs ber im abgetretenen Gebiet gelegenen Eifenbahnen geben könne. Die itas 
Kenifhe Regierung verpflichtet ſich ihrerfeits, alle Auskünfte zu ertheilen, welche 
bießfalls von der Öfterreihiichen Negierung verlangt werben fürmten. Urt. 12. Um 
auf die Eifenbahnen Venetiens bie Beſtimmungen des Art. 15 ber Convention vom 
27. Februar 1866 auszudehnen, verpflichten fih die hohen contrahirenden Mächte 
ehethunlichht im Einvernehmen mit ber öſterreichiſchen Südbahngejellichaft eine Con⸗ 
vention zum Behufe der abnıiniitrativen und ökonomiſchen Trennung ber venetia⸗ 
nifchen und öſterreichiſchen Eifenbahnaruppen zu ftipuliven. Kraft ber Convention 
vom 27. Febr, 1866 full bie vom Staat an bie öſterreichiſche Sübbahngejelichaft 
zu zahlende Garantie auf Grundlage bes Brutto-Erträgniffes der Gefammtheit aller 
venetianiichen und öfterreihiihen Linten, welche bas der Geſellſchaft bermal con⸗ 
ceffionirte Ne ber Öfterreihiihen Südbahnen bilden, berechnet werden. Es if ſelbſt⸗ 
verftändlih, daß bie italienifche Regierung ben verhältnißmäßigen Theil biefer Gas 
rantie, welcher ben Linien bes abgetretenen Gebiets entipricht, übernimmt, und baß 
zur Berechnung biefer Garantie base Geſammt-Brutto⸗Erträgniß der an bie gebachte 
Geſellſchaft conceffionirten venetianiſchen und öſterreichiſchen Linien wie bisher zur 
Grundlage genommen wird. Art. 130 Die Regierungen von Defterreih und 
Stalien, in dem Wunſche, bie Beziehungen zwifchen ihren Staaten zu erweitern, 
verpflichten fich, den Eiſenbahnverkehr zu erleichtern und die Errichtung neuer Linien 
zu begünftigen, um bie öfterreichiichen und italieniichen Bahnnege unter cinanber 
enge zu verbinden. Die Regierung Sr. k. f. apoftolifhen Majeſtät veripricht übers 
bieß, die Vollendung ber Brennerstinie, welche die Verbindung bes Eiſch⸗ mit bem 
Innthal zur Beſtimmung bat, fo viel als nıdglich zu beichleunigen. Art. 14. Die 
Bewohner oder Eingebornen bes abgetretenen Gebiets jollen währenb bes Zeitraumes 
eines Jahrs, vom Tage des Austaufches der Natificationen angefangen und auf 
Grundlage einer bei ber competenten Behörde abzugebenden vorläufigen Erflärung, 
die volle und unbeichränfte freiheit genießen, ihr bewegliches Eigenthum abgabefret 
auszuführen und fih mit ihren Kamilien in die Staaten Gr. k. k. apoftelifchen 
Majeſtät zurlidzuziehen, in welchem Tall denſelben die öſterreichiſche Staatsbürgers 
Ichaft gewahrt bleibt. Es fol ihnen frei fieben, ihr in bem abgetretenen Gebiet 
liegendes unbewegliches Eigenthum zu behalten. Dielelbe Freiheit wird gegenleitig 
ber aus bem abgetretenen Gebiet gebürtigen Individuen zugeftanden, weldye in ben 
Staaten Sr. Maj. bes Kaifers von Oeſterreich anfäffig find. Jenen Individuen, 
welde von ben gegenwärtigen Beltimmungen Gebrauch mahen, kann, aus Grund 
ber von ihnen getroffenen Wahl, weder von einer noch ber andern Seite an ihrer 
Perſon ober ihrem in ben betreffenden Staaten liegenden Eigenthum irgendeine Be⸗ 
belligung verurfacht werben. Die Frift eines Jahres wirb für jene Inbividuen, 
welche aus bem abgetretenen Gebiet gebürtig find, jedoch im Moment bes Austaufches 
ber Ratiftcationen des vorliegenden Vertrags ſich außerhalb bes Gebiets ber öfters 
reichiſchen Monarchie befinden, auf zwei Sabre ausgedehnt. Die Erflärung berfelben 
kann von ber nächſten äfterreichifhen Mifjion ober von ber Landesſtelle was immer 
für einer Provinz ber Monarchie entgegengenommen werben, At. 15. Die in bev 
Öfterreihifchen Armee bienenben Iombarboswenetianiichen Unterthanen werben ſogleich 
vom Militärbienft entlaffen unb in’ ihre Heimat, zurückgeſchikt. Es wirb ausbrücklich 
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beſticumt, ba denjenigen von iherren, welche erfikren, im Dienfte Gr. E. T. apoſtol. 
Maieſtät verbleiben zu wollen, dieß frei fiche, und daß biefelben aus diejene Grunde 
weber an iheer Perion, noch an ihrem Eigenthum behelligt werben jollen. Diejelben 
Bürgihaften werben ben aus bem lombarbo-venetinuiichen Königreich gebürtigen 
Givilbeamten zugefichert, welche die Abficht an ben Tag legen werben, in öflerreichis 
ſchen Dienften zn bleiben. Tie ans bene Iombarbo-venetianiichen Königreich gebürs 
tigen Civilbeamten werben bie Wahl haben, entweber in öjterreiiihen Dienften zu 
bleiben, ober in bie italienifche Abminifttation einzutreten, in welchem Fall die Re⸗ 
gierung Sr. Maj. bes Könige von alten fich verpflichtet, biefelben entweder im 
analogen Auftelungen mit benjenigen, welche fie inne hatten, unterzubringen, oder 
ihnen Penſionen auszuſetzen, deren Betrag nad ben in Teflerreid gültigen Gejegen 
und Beilimmungen iefigejeßt werben fol. Es veriteht fidh, das ſolche Beamte den 
Geſetzen und Disciplinarvorichrifien der ital. Verwaltung unterivorjen ſein werben. 
Art. 16. Die Officiere italienischer Abſſammung, welche dermal in öſterr. Dienſten 
ſtehen, jollen die Wahl haben entweder im Dienſte Sr. k. f. apoft. Maj. zu bleiben 
oder in bie Armee Sr. Maj. des Königs von Stalien mit dem Rang einzutreten, 
welchen fie in ber öflerr. Armee einnehmen, vorausgefebt, daß fie in ber Kriit von 
ſechs Monaten, von ber Auswechslung der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrags 
angefangen, dießialls das Anfuchen ftellen. Art. 17. Die regelmäßig ausbezahlten Eivils 
und Militärpenfionen, weldye auf die Staatscaffe des Iombardo-venetian. Königreichs 
angewieien waren, werben wie biöher ben Bezugsberechtigten und, nach Umjtänden, beren 
Wittwen und Kindern gewährleiftet und in Zukunft von der Regierung Zr. ital. Maj. 
ausbezahlt werden. Tiefe Beſtimmung wirb auj jene Eivil- und Militärpenfioniiten, 
fowie anf deren Wittwen und Kinder ohne Unterfchied bes Orts ihrer Geburt aus» 
gebehnt, weldye ihren Wohnfib in bem abgetretenen Gebiet beibehalten, und berem 
Bezüge bis zum Jahr 1814 von ber Regierung ber bamaligen lombardo⸗venetiani⸗ 
[hen Provinzen ausbezahlt wurden, ſodaun aber dem öſterr. Staatsihak zur Lafl 
gefallen find. Art. 18. Die Archive ber abgetretenen Zerritotien, welche die Eigen⸗ 
tbumstitel, bie abminiftrativen und civilg@ichtlichen Acten, ſowie die politiichen und 
biftorifchen Documente der alten Republik Benedig enthalten, werden in ihrer Voll⸗ 
ſtändigkeit ben zu dieſem Behuf zu ernennenden Sommifjären übergeben, welchen eben: 
falls bie bem abgetretenen Gebiet fpeciell zugehörigen Gegenflände der Kunit und 
Wiſſenſchaft eingehänbigt werben follen. Andererſeits werden die Cigenthumstitel, 
die abminiftrativen und civilgerichtlichen Acten, welche bie öſter reichiſchen Territorien 
betrefien und fi allenfalls in ben Archiven bes abgetretenen Gebiets befinden, voll⸗ 
ſtändig den Eommifjären Sr. k. k. apofl. Maj. übergeben werben. Die Regierungen 
von Oefterreih und Italien verpflichten ficy, einander, über Anjuchen ber höheren 
Berwaltungsbehörben, alle Documente und Auskünfte mitzutbeilen, welche ſich auf 
Geſchäfte beziehen, bie ebenfomohl das abgetretene Gebiet, als die angränzenden Län⸗ 
ber betreffen. Dieſelben verpflichten fich auch, authentiſche Abſchriften von hiſtoriſchen 
und politiihen Doeumenten nehmen zu laſſen, welche für die wechleljeitig im Beſitze 
ber andern contrahirenden Macht verbliebenen Länder ein Jutereſſe haben und welche 
im Intereſſe ber Wilfenfchaft von ben Archiven, zu benen fie gehören, nicht getrennt 
werben Tönnen. Art. 19. Die hoben contrahirenden Mächte verpflichten fi, dem 
Grenzbewohnern ber beiben Länder zur Benutzung ihrer Grundſtücke und zur Aus: 
übung ihrer Gewerbe gegenfeitig bie größtmöglichen Zollerleichterungen zu bewilligen. 
Art. 20. Die Tractate und Gonventionen, welche durch ben Art. 17 des in Zürich 
am 10. Nov. 1859 unterzeichneten Friedenstractats beftätigt worden find, treten 
proviforiich für ein Jahr in Kraft, und werben anf alle Länder . des Königreichs 
Stalien auegebehnt. Im Fall biefe Verträge und Eonnentionen drei Monate‘ vor 
Ablauf eines Jahrs, vom Moment der Auawechslung ber Ratificationen am gerech⸗ 
net, nicht gekündigt werben follten, bleiben biefelben in Kraft, und jo fort von einem 
Jahr zum andern, Jedoch verpflichten fich bie beiden hohen contrahirenden Theile, 
biefe Zractate und Gonventionen innerhalb eines Jahrs einer allgemeinen Reviſion 
ja unterziehen, wm darin im gemeinſchaftlichen Gismwerftändnig jene Medificationen 
eiatrelen gu laſſen, welche als dem: Intereſſe beider Länder angemeffen erachtet wer⸗ 


‚Anhang. s0f 


ben. Art. 21. Die beiden hoben contrahſtenden Mächte behalten fi) vor, ſobald es 
tbunlich fein wird, in Verhandlungen wegen Abfchlufjes eines Handels: und Schiffs 
— 8 auf breiteſter Baſis ENGE TEN, un! gegenfeitig ben, Verkehr zwiſchen 
bett bliden.Yändern zul erleihtern. Biodahln und Bruder in dem dorhergehenden 
Artikel feftgefeten Termin bleibt ben Handels: und Scifffahrtsvertrag v. 18. Det. 
1851 in Kraft und wirb auf bad ganje’ Gebiet bes Köitigreichs Italien angewendet. 
Art. 22. Die Prinzen und Prinzefjinnen des Haufes Defterreih, ſowie auch bie 
Brinzeflinnen, welche durch. Heirathen in die Taiferl. Familie eingetreten find, treten 
nah Geltendmachung ihrer "Anfprüche in ben vollen und ungeſchniälerten Beſitz ihres 
Privateigenthums, ſowohl bes beweglichen, als bes unbeweglichen, ein, und fie kön⸗ 
nen baffelbe genießen umd barliber verfügen, ohne auf was immer für eine Art in 
ber Ausübung ihrer Rechte gehört zu werben, Es bleiben jedoch alle im geſetzlichen 
Weg ‚geltend zu machenden Rechte des Staats und ber Privaten vorbehalten. 
Art. 23. Um mit allen Kräften zur. Berubigung der Gemüther beizutragen, ertdären 
und verfprechen 3% MM. der Kaifer von Oefterreih und der König von Stollen, 
daß in ihren beiberfeitigen Gebieten volle und gänzlihe Amneſtie für alle Indivi⸗ 
buen, welche aus Anlaß der auf ber Hulbinjel bis zu dieſem Zag .itottgehabten po⸗ 
litiſchen Greigniffe compromittict: find, gewährt werben wird. Demzufolge barf Teiw 
Individuum, welcher Klaſſe und welhen Stande e8 auch immer angehören mag, im 
feiner Berfon oder feinem Eigenthum, oder in ber Ausäburg feiner Rechte wegen 
feines Verhaltens oder feiner politiiden Meinungen verfolgt, beunrubigt oder. beittitigt 
werben. Art. 24. Der gegenwärtige Träctat wird ratificirt und ‚bie Ratificationen 
werben in Wien binnen einer Friſt von 15 Tagen ober nad) Thunlichkeit auch früher 
apsgewechſelt werden. 8*. 

Urkund deſſen haben die reſp. Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet und 
ihre Wappenſiegel beigedruckt. Geſchehen zu Wien, den dritten des Monats October 
im Jahre des Heils eintauſend achthundert ſechzig ſechs. 


Wimpffen m. p. Menabrea m,p. 


Abdbitionalariikel. 


Die Regierung Sr. Maj. bes Königs von Italien verpflichtet ſich, gegenüber 
ber Regierung Sr. k. F. apoft. Maj. die Zahlung der im Art, 6 des gegenwärtigen 
Tractates bebimgenen fünfundbreißig MI. Gulden öfter. Währung, entfprechend 
febenundachtzig Millionen fünfmalhunderttauſend France, in nachſtehend feftgefehter 
Weiſe und' Terminen zu leiften: Sieben Millionen werben mittelft fieben bem Be: 
vollmäctigten Sr. k. k. apoſtol. Majeſtät bei Answechslung der Matificationen zu 
übergebenden Anweilungen oder Schatzbons, Tautend an die Ordre der Taiferlichen 
Megierung, jeder über eine Million Gulden, zahlbar in Paris am Sitz eines ber’ 
erften Bankiers oder eines Krebitinftituts erſten Ranges, na Ablauf bes’ britten 
Monats vom Tage ber Unterzeichnung bes gegenwärtigen Tractats ohne Intereſſen 
in flingender Münze gezahlt werden. Die Zahlung ber übrigen achtundzwanzig 
Millionen Gulden wird in Wien in klingender Münze ftattfinden, mittelft zehn an 
bie .Orbre ber öflerr. Regierung Lautenden, in Paris mit je zwei Millionen achtmal⸗ 
Bunberttaufenb Gulden öſterr. Währung zahlbaren, nach je zıpei folgenden Monaten 
fällig werdenden Anweilungen oder Schätzbons. Diefe zehn Anweilungen oder Schatz⸗ 
bons werben bem Bevollmächtigten Sr. k. k. apoftol. Majeſtät gleichfalls bei Aus« 
wechslung der Ratificationen übergeben werden. Die erfte dieſer Anmweifungen ober 
Schapbons wird zwei Monate nad ber Zahlung der Anweifungen ober Schaphons 
über bie oben feitgefegten fieben Millionen Gulden fällig werben. Für diefen Termin 
wie für alle folgenden werben bie Intereſſen mit fünf von hundert vom erſten des 
anf den Austaufch ber Ratificationen des gegenwärtigen Tractats folgenden Monte 
berechnet werben. Die Zahlung ber Anterejfen wird in Paris bei Verfall jeber- 
Anmweifung oder Schakboug ftattfinden, Der gegenwärtige, Abditionalartikel wird, 
biejelbe Kraft und Wirkfamfeit haben, als wenn er Wort für Wort dem Tractat. 
vom heutigen Tage eingejchaltet wäre. —— 
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Depeſchen des den franzöſiſchen Kammern im Februar 1867 
vorgelegten Gelbbuches. | 


Nr. 43. Vicomte de Meloizes, franzöſiſcher Gefanbter in München, 

an ben Minifter bes Auswärtigen: : 
„Münden, 2. Aug. Herr Miniſter! Sch Habe geftern Hrn. v. d. Piordten 

bei feiner Rückkehr aus Nidolsburg: gefehen, und nachdem er mir bie Borkommuiffe 
feiner Reife erzählt Hatte, beauftragte er mich, Ew. Excellenz für die Mitwirkung 
zu danken, bie er in bet von ihm geführten Unterhaudlung von Seiten bes Herrn 
Benebetti erhalten bat. Der Waffenftiliftand beginnt heute und Hr. v. d. Pfordten 
wird ſich nach Berlin begeben. Wie Sie wohl ohne Zweifel ſchon willen, verlangt 
Preußen von Bayern bie Zahlung von 20 Millionen Thalern als Kriegscontribution 
und bie Abtretung einer Gebietsftrede mit wenigftens 500,000 Seelen im: Rorben 
ber Rhbeinpfalz und in Obere und Nieberfranten. In gerechter Aufregung: über 
feine Lage bat ber Minifterratb bes Königs beſchloſſen, unfere In⸗ 
tervention anzurufen (& invoquer notre Intervention), und Hr. v. Wendland 
Hat Befehl erhalten, in diefem Sinne Schritte bei Ew, Erc. zu thun. Genehmigen 
Sie x. (gez.) De Meloizes.“ 

Nr. 44. Der Minifter der Auswärtigen an ben franzditichen Bote 
ſchaſter in Berlin: 

' Baris, 14. Aug Mein Herr! Die Eabinette Süddeutſchlands, 
mit Ausnahme des von Karlsrube, haben fih an bie Faiferlide 
Negierung gewandt, um beren Unterftükung in ben zu Berlin eröffneten Unter: 
bandlungen zu erhalten. Sie Tannen die Gefinnungen, bie wir für biefe Staaten 
begen. Das Berliner Gabinet bat uns feinerfeitS wiederholt feines Wunfches vers 
fichert, diefe Staaten neben dem Nordbund eine wirklich Iebensfräftige (vraiment 
serieuse) Griftenz einnehmen zu ſehen. Wir nehmen feinen Anſtand, zu benfen, 
bat Preußen fi in ben auf die Wieberherftellung bes Friedens mit biefen Staaten 
bezüglihen Fragen verföhnlich und gemäkigt zeigen werde. Sie haben nicht direct 
in ben Unterhandlungen einzufcpreiten; Sie werben aber bem Hrn. Grafen Bismard 
nicht vorenthalten, welches die perfünlichen Gefühle des Kaifer für jene Höfe find, die 
fih an fein freundfchaftliches Wohlwollen gewandt haben. Genehmigen. Sie x. 
(gez.) Drouyn de l'Huys.“ 

Nr. 45. Der Miniſter des Auswärtigen an den franzöſiſchen Ge⸗ 
jandten in Münden: | 
„Paris, 23. Aug. Herr Vicomte! Frhr. v. Wendland bat nıir ben un 
ausgedrückt, daß die Falferliche Megierung neue Schritte bei dem Berliner Ho 
thun möge. Herr Benedetti war, wie ich Ahnen mitgetbeilt, mit Inſtructionen 
verjeben, die ihm geftatten, Herren v. d. Pfordten die Unterftükung unſerer guten 
Dienfte zu Teiften, und ich wußte bereits, daß er fich in ber für bie bayeriiche 
Regierung freundfchaftlichften Weile diefes Auftrags entledigt Hatte. Nichtsdeſto⸗ 
weniger bin ich dem Wunfch bes Hrn. v. Wendland nachgelommen unb babe ben 
Taiferlichen Botſchafter durch ben Telegraphen aufs neue an bas Intereſſe erin= 
nert, weldes Se. Majeftät der Kaiſer für den bayerifhen Hof hegt. 
Aus den Mittheilungen, bie mir ans Berlin zugehen, habe ich entnommen, baß 
unſre erften Bemühungen nicht erfolglos geblieben find. Ich bin erfreut, daß 
unfere legten Schritte gleichfalls nicht ohne Einfluß auf bas endgültige Ergebnik 
einer Unterhandlung geblieben find, bie fich im befriedigenberer Weiſe abichließt, als 
— u Eabinet anfangs gehofft hatte. Genehmigen Sie x. (gez.) Drouyn 
’ uys. J 


III, 


Anßerdenifhe Staaten. 


ee. 





T; portag al. 


2. Jan. Eröffnung der Cortes. Thronrede bes Könige. 

3. „ II Kammer: Die Bräfidentenwahl ergibt eine entfhiebene Ma: 
jonität für bie Regierung, beren Canbibat mit 82 gegen 67 GStim- 
men gewählt wird, 

8. „ II. Kammer: Debatte über das Verhältniß zu Spanien und den 
Aufſtand des General Prim. Dieſelbe legt eine entſchiedene Ab⸗ 
neigung ſowohl der Regierung als ber Volksvertretung gegen bie 
jog. iberiſche Union zu Tage. 

20. „ Gen. Prim tritt auf portugiefifches Gebiet Über, feine Truppe 
wird entwaffnet, er ſelbſt internirt. 


21. Febr. Gen. Prim erhält den Befehl, Portugal zu verlaffen, um alle 
Differenzen mit Spanien zu vermeiden. Kin Antrag in ber 
IL: Kammer, dieſe zu tabeln, wird mit großer Mehrheit 
verworfen. 


10. Mai. Umbildung bes Miniſteriums. 
17. Juni. Schluß der Seſſion der Cortes. 


14. Nov. Marſchall Saldanha geht mit Rückſicht auf die bevorſtehende 
Räumung Roms durch die Franzoſen wieder auf ſeinen Poſten als 
Vertreter. Portugals am päpftlichen Hofe ab, nachdem er denſelben 

- lange vacant gelafjen hatte. 
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2./3. Ian. . General Prim erhebt. an ber Spike einiger Regimenter bie 
Fahne bet Empörung im Nranjuez und Ocanna! * 
„Spanter! Der furchtbate Augenblick iſt gelommen, wo die Rehofution 
das einzige Hülfsmittel der Nation und bie erfte Pflicht jedes ehrbaten Mannes 
iſt! Sch habe mich an die Spike einer beträshtliden Macht von Soldaten 
und bewaffneten Landleuten geſtellt, die von allen Seiten herbeieilen um 
“unter meinem Befehle‘ für Freiheit und Vaterland zu ſtreiten. Meine Fahne 
if das jüngſte Manifeſt des progreſſiſtiſchen Centralcomitos, und mit. ber 
Energie, die man an mir gewohnt iſt, werbe ich fie: feit emporhalten gegen 
bie Regierung, bie ums im Auslande entehrt und im. Inlaude zu Grunde 
richtet, aus ung den Spielball der fremden Völker gemacht und ung an den 
Nand des Bankrottes gebradht bat. Soldaten, bie ihr unter meinen Vefchlen 
gefämpft babt, ihr wißt, daß ich euch niemals im Stiche ließ; ihr wißt, daß, 
wenn ihr mein ‚Beginnen unterflüßt, ich euch auf den Weg bes Sieges führen 
und eure Mühen belohnen werde. Ehrbare Bürger! Helft mir eine politifche 
Revolution glücklich durchführen, burch welche die ſchreckliche focigle Revo⸗ 
lution unmöglich gemacht werben ſell, die euch bedroht. Spanier! Es lebe 
die Freiheit! Es lebe das Programm des progteſſiſtiſchen Eentrakcomite’s. 
Es Teben bie conftituirenden Eortes! Juan Prim.“ 

Ein ähnlicher Berfuh der. Garniſen, van Alcala mißlingt. 
Gährung in Madrid und in Catalonien und Arragonien. Doch 
zeigt fih bald, daß die Empörung: micht bie allgemeine Untorſtützung 
findet, auf bie Prim gerechnet hat, ſelbſt nicht von Seite der pro- 
greſſiſtiſchen Partei, die ſich im allgemeinen ruhig verhält: Das 
Miniſterium verhängt ben Belagerungszuſtand über Madrid, Prim 

Wwendet ſich mit den aufgeſtandenen Megimentern' nach Süden. 
„Senat: Erklärung des Miniſterpräfidenten ODonnell über die 
Lage der Dinge: 

„... Die Regierung entzieht ſich nicht der Verantwortung für ihre Hand⸗ 
lungen, und wenn ſie heute auch noch keine näheren Aufſchlüſſe geben kann, 
ſo erflärt fie doch ſchon jetzt vor ben gefeßgebenden Körperjchaften, daß, ſobald 
Die gegenwärtigen fehwierigen Umftände gehoben und Ruhe und Orbnung 
wieber bergeftellt fein werben, fie ſelbſt über ihre Handlungen Rechenſchaft 


— 
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ablegen wird. - Alle Herren Seuatyren werben dann, im Wrwübung eines 
Rechtes, welches ihnen bie Regierung aufs bereitwilligfie zugeſteht, ihre Inter⸗ 


pellationen ſtellen und ihre etwaigen Beſchwerden vorbvingen fönnen, wenn 
ſie glauben ſollten, daß bie Regierung auf die eine ober bie andete Weiſe 
gegen ihre Pflicht verftoßen haben ſollte. Sie wird ji) in biefem Fall einem 


übereinftimmenben Ausfpruch ber Kammern unterwerfen (bajars Ja oabeza 
ante un acuerdo de las CAmaras). Heute aber muß fie barauf verzichten, 
in nähere Erörserungen einzugeben, weil fie es für ihre exjte Pflicht bäft, 


- bie Geſellſchaft zu retten, eine Pflicht, welche fie erfilllen wird, indem fie alle 


Berantivortung, die ihr daraus erwachſen Ffünnte, bereitwillig auf ſich nimmt.“ 


8. Jan. Der Minifter des Innern Poſada Herrera erläßt am die Gou⸗ 


verneure ber Proyinzen eine Ordonnanz, durch melde. 

1) alle politifchen Gejellichaften, bie unter dem Namen Gomite, Cirkel 
ober irgendwelcher Verfammilungen, die in den Städten oder Dörfern ihres 
Amtsbezirts beftehen, aufgehoben werden; 2) können nöthigenfalld ſämmt⸗ 
liche Acten, Documente und Papiere bezüglich der befagten Geſellſchaften einer 
firengen Unterfuhung unterworfen werben; 3) follen im Weigerungs- ober 
MWiderfeungsfall, oder wenn man heimlich ben Befehlen bes Gouverneurs 
ſich folte entziehen wollen, die Schuldigen verhaftet und den Gerichten übers 
liefert werben; 4) endlich wird ber Gouverneur aufgefordert, diefelben Daß: 
regeln zu. ergreifen, falls er glauben follte, daß Helfer ber Rebellion in 
feinem Amtsbezirk eriftiren. 2, 

Congreß und Senat begeben fid) in corpore zur Königin, um 
fie ihrer Treue und Loyalität zu nerfichern. - 


e 


„ Der Generalcapitän von Barcelona .unterbrüdt einen angeblichen 


Aufftandsverfuh mit Blutiger Streng. . 

v Prüm. geht mit. feiner Truppe, von ben Regierungstruppen mr 
jedoch immer in einiger Entfernung — verfolgt, über, die Guabiana 
und nimmt feinen Weg in der Richtung nah Portugal. 

„ Der Senat verfegt mit 140 gegen 1 Stimme, Prim in Aullage- 
zuftand. U u er — 
„Prim tritt mit ſeiner Truppe von ca. 600 Mann nah Portugal 
über und wird entwafnt. 
„ Allianz zwiſchen Peru, Chile und Ecuador und gemeinſame Krieg 
‚erflärung gegen Spanien. ann zz 


"u 


i. Febr. Congreß: Die Regierung legt Gejegesenttoürfe für Beſchränkung 


6. 
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„Königreichs Italien wird .mit 461 gegen. 25 ‚Stimmen: abgelchet 


ber Breßfreiheit yad. des Vereinswelens ‚por... 


„ Senat: Adreßdebatte. Ein Amendement gegen bie ‚erfolgte Anz 


ertennung . des Königreichs Italien wird mit 100 gegen 65 Stim⸗ 
men verworfen und .bie. Stelle bes Entwurfs ‚genehmigte. --  : 


‚„Rüdfihten hoher Politik ud üffentlicher Augemeſſenheit, bie allgemein 
empiunden werben, haben die Nothwendigfeit geſchaffen, das. Königreich 
Stalien anzuerkennen. Indem Sie biefen Entſchluß faßten, haben Sie bes 
wielen, daß man bie Liebe zum gemeinfamen Vater ber Gläubigen mit dem 

providentiellen Gange, ber. Ereiguifle in Cinklang bringen kann.“ . 


Congreß: Adreßdebatte. Ein Antrag gegen die Anerkennung des 


und die Stelle des Entwurfs genehmigt 7 
20* 


> 
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„Die Kammer weiß die Beweggründe zu würdigen, werde '&iv. Majeftät 
zur Anerkennung Staliens vermocht haben. Sie freut fi, dah Ew. Majeſtät 
Gefühle der Ehrfurcht und kindlichen Ergebenheit für den gemeinfamen Vater 
der Gläubigen nicht nachgelaffen haben, und daß dero feiter Entfhluß für 
bie Aufvechthaltung der weltlichen Macht des Papſtes Sorge zu tragen nicht 
erſchüttert worben iſt.“ 


2. März Der Congreß nimmt die Antwortsadrefle als Ganzes mit 
. 211 gegen 31 Stimmen an. 

17..„ Der Delagerungezuftand in Madrid wird wieder aufgehoben, nicht 

aber in Barcelona und einigen andern Punkten. 

„ Die ſpaniſche Flotte unter Abmiral Nunnez richtet an die Res 

gierung von Chile ein neues Ultimatum. Die Regierung lehnt 

baffelbe ab, worauf ber ſpaniſche Admiral bie Beſchießung Balpa- 

raifos auf ben 31. d. M. anzeigt. 

„ Die fpanifche Flotte unter Admiral Nunnez beſchießt die wehr- 

Iofe chileniſche Handelsſtadt Valparaiſo. Die Blofade der dhile: 

niſchen Häfen wird aufgehoben und die ſpaniſche Flotte wendet ſich 

nad Norden gegen Peru. 


24, 


31. 


pie 


. Mai. Die fpanifhe Flotte unter Armiral — beſchießt die 
peruaniſche Hafenſtadt Callao ohne großen Erfolg und erleidet ſelber 
empfindliche Verluſte. 

. „Die ſpaniſche Flotte verläßt die peruaniſchen Gewäffer und hebt 
damit bie Blokade thatfählih auf. 


DD 


1 
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11. Juni. Die Königin weigert fih, 35 neue Senatoren zu ernennen. 
Das Miniftertum gibt feine Entlaffung und erhält fie. Bildung 
eines entjchieden reactionären Minifteriums Narvaez: Narvaez Prä— 

. fiventfchaft und Krieg, Gonzalez Bravo Inneres, Barzanallana Finanzen. 

22. „ Eine Militärrevolte in Madrid wird von Narvaez unterbrüdt. 
Auch die Garnifon von Gerona empört fih, kann fih aber nit 
behaupten, marſchirt an bie franzoöſiſche Grenze, tritt über und wird 
entwaffnet. 

25. „ Thätigkeit der kriegsgerichte in Madrid. Taglich militãriſche 
Executionen. 


| 26. „ Das Minifterium verlangt bon den Gortes bie proviforifdye Sus: 


penbirung ber conftitutionellen Garantien. 
30. „ Der Senat bewilligt die Suspendirung ber eonftitutionellen Gas 
rantien mit 113 gegen 96 Stimmen, 


2, Juli. Der Congreß bewilligt auch ſeinerſeits die Suspenbirung der 
conftitutionellen Garantien, 

31, „ Cireular des Minifters des Innern ' 4 Brabo, an bie 
man ber Provinzen: 
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m; Dem Geiſte ber demolratiſch⸗ſocialiſtiſchen unb anarchiſchan Dinoritäten 
jeder Färbung gebeuft die Regierung ber Königin ben Geiſt ber großen 
veligiöfen, conftitutionellemonardiichen, ehrfamen und friebliebenden Majorität 
gegenüberzuſtellen, bie durch diefe revolutionären Zudungen in ihrem Gigens 
thum zu Grunde gerichtet und in ihrer Arbeit gelähmt wird... Durch Gewalt 
muß jede Art von Scanbal, von Drohungen und Aufruhrverſuchen niebers 
ehalten werden; jchonungslos müflen die gejeßwibrigen Vereine und Bers 
ammlungen verfolgt und alle, melde fie ins Leben rufen, einrichten unb 
leiten, mit änfßerfler Strenge gerichtlich belangt werben, unb man muß fo 
verfahren, daß jeder den durch Jeinen Rang ihm zuftebenden Roften einnehme. 
Die ſchlechten Gewohnheiten müſſen unterbrüdt, alle Pflichtvergeffenen gezüchs 
tigt und bie, welche bem Geſetz gehorchen und bie eingelette Obrigkeit achten, 
in ihrer rechtmäßigen Freiheit fichergeftellt werben. Die Regierung erwartet 
von Em. Excellenz eine thätine, einfichtsvolle, eindringlihe Mitwirfung, um 
endlich zu dem vorgejeßten Ziele zu gelangen. Sie ftellt Ew. Ercellenz bie 
moraliſchen und materiellen Mittel, welche die Ausführung ber in biefer Note 
enthaltenen Anordnungen fihern, zur Verfügung.” 


23. Sept. Das Kriegsgeriht verurtheilt wiederum 33 Perfonen zum 


Tode, 54 andere zur Deportation. 


29. „ ‚Ein königl. Decret veröffentligt ein Sefeh zur Derbinberung 


bes Negerhandels nach Art der in Frankreich und England barüber 
geltenden Gefege unter Vorbehalt der jpäteren Zuſtimmung ber 
Cortes, da der Congreß nicht mehr in beichlußfähiger Zahl vers 
fammelt ift. | 


2. Det. Ein kgl. Decret ſchließt die Seflion ber Eortes. 


9. 


4. 


„ Ein !gl. Decret bahnt einer totalen Umgeftaltung bes gefammten 
Unterrichtsweſens den Weg, indem ber oberjte Iinterrichtsrath in rein 
elericalem Sinne neu gebildet und bie Möglichkeit eröffnet wird, 
alle freifinnigen Schullehrer ihrer Stellen zu entſetzen. 

„ Die verfaffungsmäßigen Gefete über die Befugniffe ber Ges 
meinberäthe und der Provinzialräthe werben durch kgl. Machtvoll⸗ 
kommenheit abgeſchafft: 

„In Gemäßheit des Antrags des Miniſters des Innern und in Webers 
einſtimmung mit Meinem Miniflerrath verordne Ich was folgt: Es werben 
hiermit aufgehoben bie Geſetze über die Einrichtung und bie Amtsbefugnifie 
ber Municipalräthe, jowie über die Regierung und Qerwaltung ber Pros 
pinzen in der durch bie darauf bezüglichen Gelehesvorlagen ausgebrüdten 
Meile, welche Gefeßentwürfe als Staatsgeſetze bis zu ihrer Annahme durch 
die Kammern gültig fein ſollen, benen fie in ber nächften Seflion vorgelegt 
werben.” 

Motivirende Dentfhrift bes Minifters Gonzales Bravo dazu: 
„Die friedliebenden Leute find betrübt und halten ſich von jeber Betheiligung 
an ben Öffentlichen Angelegenheiten fern, wenn fie fehen, baß in einer guten 
Anzahl von Gemeinden bie Municipalitätsbeamten nur wegen ihrer auf ben 
Barricaden oder durch ———— von Aufruhr geleiſteten Dienſte ernannt 
worden ſind. Der gegenwärtige Stand der öffentlichen Meinung kann nicht 
länger zugeben, daß fi im Schooße ber Municipalitäten viele Leute befinden, 


« bie, durch bebauerlie Verirrung oder Selbfitäufhung fortgeriſſen, ihren 


Einfluß und bie ihnen buch das Geſetz verlichene Zuitintine zu andern 
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wecken mißbraucht unb mehr odet merkger ‘direct revolutionãre Verſchwö⸗ 
rungen begünſtigt: haben. Da aber die vollſtändige Erneurrung ber Muni⸗ 
palraͤthe nicht: ohne Verſtoß gegen das beſtehende Geſetz vor ſich geben kann, 
das, obwohl auf den:rattonelliten Ptincipien begründet, dennoch in einigen 
feiner Beſtimmungen einer Abänderung betraf, fo hält es bie Regierung, auf 
weldye jedenfalls die. Berantivortlichfeit baflıc vor. den Kammern zurückfällt, 
für zeitgemäß, bet dieſer Gelegenheit die von ben ſachverſtäudigſten Wännern 
als nothwendig erkannten Veränderungen vornehmen zu lafſen. Es ift 
‚gleichfalls zur. vollſtändigen Durchführung unſeres Megierungsplans uner⸗ 
laͤßlich, daß nicht allein die Provinzialdeputationen vollſtändig erneuert, ſon⸗ 
bern daß künftighin ihre Amtsbefugniſſe durch unübevichreitbare Grenzen 
eingeſchränkt werden, welche um jeden Preis ſo lange aufrecht zu erhalten 
ſind, als die Pläne und Beſtrebungen gewiſſer Parteien dieſelben bleiben und 
bis die Befähigung und Einſicht det Bevölkerung eine größere geworden iſt.“ 
Weitere Decrete verorbnen bie Totalerneuerung ber Gemeinde⸗ 
räthe, ſtatt einer Erneuerung zur Hälfte näch den Beſtimmungen 
bes Geſetzes, löſen die Provinzialdeputationen auf und verordnen Neu: 
wahlen auf den 25.—27. Nov. 
30. Det. Eröffnung ber aus 44 Mitgliedern, von denen bie‘ eine Hälfte ge= 
wählt, bie andere bom ber Regierung ernannt worden iſt, beftehenben 
U Numta der Antillen. "Die Regierung legt denfelben einen Geſetzes⸗ 
=" enttourf bez. Regulirung der Sklavenarbeit und Einführung chine⸗ 
"> fiſcher Knulis vor. ee 
— * 


3. Nov. Die Munipalwahlen fallen, wie immer, durchaus zu Gunſten 
der Regierung aus, da die Oppoſitionsparteien ſich an denſelben 
gar nicht betheiligen. — | 
dd, Junta der Antillen:: Die. Vertreter von Portorico verwerfen bie 
+ Mogierungsooriige und verlangen unverzüglide Entſchädigung ber 
„na Sklabenbeſitzer mit oder ohne Abſchaffung der Sklaverei, mit oder 

ohne Regulirung der Arbeit; die Vertreter von Cuba treten ihnen bei. 

„+. Shr Smancipationsprpject gebt auf die entihädigungsioje und unverzügs 

‚ lie Befreiung der Kinder unter drei Jahren und. der Sklaven über 60, 
ferner aller Neger, bie gegen die Verträge feit 1845 eingeführt wurden und 
beren e8 mehr als 100,000 fein ſollen, Losfauf aller andern Sklaven durch 
eine Entfhädigung an bie Herren, Aufhören der Sklaverei: in 5 Jahren. 
» > Um die Entfhädigung zu erzielen, wird unter: anderm vorgefchlagen, bie 
"+ Verwendung bes Zehnten, ber Zolleinnahmen, ber Gebühr für den Verkauf 
der Sflaven (im Betrag von jährlih‘ 2 Mill. res.) und bes Erirages ber 
päpſtlichen Bulle, der Eruzada, welche die Spanier an gewiffen Fafttagen bes 
Taflens entbinbet, eines Ertrags ber urfpringfi zu einem verwandten Zwed, 
zunm Loskauf von Gefangenen bei den Mauren beftimmt war. 
16. „ Unruhige Stimmung in Madrid. Narvaez läßt die Bahnhöfe 


durch fliegende Colonnen befeten. 
27, . . Die Regierung erlangt auch bei den Wahlen der Provinzialräthe 
. einen vollflänbigen Sieg, ba bie liberalen Oppofitionsparteien fich 
wiederum jeder Antheilnahme enthalten. | 


"3: Dee, Eine Proelamation Narvaez' fordert bie Soldaten auf, ber 
Politik fremd zu bleiben, 
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9,—16. Dec. Beſuch der Königin in Begleitung bes König-Gemaple 
und der fol. Kinder am Hofe von Liſſabon. 

20. Dee. Die Regierung fließt mit dem Barifer Haufe Fould ein 
Anlehen im Betrage von 90 Mill. Francs ab (Pagarès⸗Anlehen). 
Daſſelbe findet an der Pariſer Börſe keinen Anklang. 

28. „ 137 Deputirte zum Congreſſe unterzeichnen eine Adreſſe an bie 
Königin gegen dag Militärregiment des Marſchalls Narvaez. 
28./29. „ Tie Regierung, von der Demonftration ber Cortesmitglieder 
unterrichtet, laßt in aller Eile durch ein gl. Decret die Cortes 

auflöfen und auf den 30. März 1867 Neuwahlen anordnen. 

29. „ Staatsftreihd Narvaez: Rios Rojas, der Präfident des Congrefies 
und 4 andere hervorragende Mitglieder deſſelben und Führer ber 
liberalen Union, werben: verhaftet ynd dus Madrid abgeführt. 

30. „ Marſchall Serrano, der Präfident des Senats, macht der Königin 
in einer Aubienz Vorftellungen gegen die Öefahren bes von Narvaez 
‚geführten, Militärregimentes. Auf Befehl von Narvaez wird er ver⸗ 
Zul und ee bon Madrid abgeführt. . 


3. England. 


7. San. (Jamaica). Der von ber Regierung als außerordentli her 


15. 
28. 


Commiſſär behufs Unterſuchung der vorjährigen Negermetzeleien ab: 
geſandte Gouverneur von Malta, Sir H. Storks, langt auf der 
Inſel an und tritt ſofort ſeine Functionen an. 


„ Stadt und Grafſchaft Dublin werden wegen bes Fenianismus in 


Belagerungszuftand verfekt. 

„ Der auf die Einbringung bes Fenierhäuptlings Stephens von der 
Regierung ausgefebte Preis wird von 1000 auf 2000 Pfb. St. 
erhöht, auf Mittheilungen, die zu feiner Einfangung führen, 1000 Pfd. 
St. geſetzt und allfälligen Mitſchuldigen Pardon und 300 Pb. 
verſprochen. Die Maßregel bleibt gänzlich erfolglos. 


6. Febr. Eröffnung des neugewählten Parlaments. Die Königin wohnt 


ber Eröffnung zum erſten Mal mwieber bei, läßt aber bie Thronrede 
durch den Lordkanzler verlejen: 

„... Sie beflagenswertben Creigniffe, welche auf ber Inſel Jamaica 
vor ſich gegangen find, haben mich veranlaft, fofort eine unparteiiiche Unter: 
ſuchung anftellen zu Tafjen, und bie angemefjene Bewahrung der Autorität 
während jener Unterſuchung durch Ernennung eines verdienten Offiziere zum 
Gouverneur und Commandeur ber Truppen zu fihern. Ach babe ihm zwei 
fähige unb gelehrte Sommifjäre zur Seite gegeben, welche ihn im ber Unter: 
ſuchung betreffs des Urfprungs, des Weſens und ber begleitenden Unftände 
bes neulihen Ausbruch unb der im Laufe feiner Unterbrüdung gefaßten 
Mapregeln unterftüßen werben. Die Legislatur von Jamaica bat ben Bor: 
ſchlag gemacht, bie gegenwärtige politifhe Verfaſſung der Inſel durch eine 
neue Regierungsform zu erjeten. . . . Eine Verſchwörung, welche nicht min= 
ber ber Regierung als dem Eigenthum und ber Religion feindlich war, 
und gleicher Meife von allen mißbilligt und verurtheilt wurbe, bie ohne 
Unterfchieb bes Glaubens und Standes ein Intereſſe an der Aufrechthaltung 
ber Regierung, des Eigenthums und ber Religion hatten, ift unglüdlicher: 
weile in Irland zu Tage getreten. Die verfaffungsmäßige Befugniß ber 
gewöhnlichen Gerichtshöfe ift zu ihrer Unterbrüdung verwandt, unb bie Aus 
torität bes Geſetzes fe unb unparteiifch getvahrt worden, Ein Gejegvorichlag 
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detreffs biefer Angelegenheit wird Ihren Erwägung anheintgeſtellt ˖ marben... 

Ihre Aufmerkſamkeit wird auf die von den Barlamentsmitgliebern abgelegten 

Eide gelenkt werben, damit unndötbige Erflärungen und gebäffige Unterſchei⸗ 

bungen zwiſchen Mitgliedern verſchiedener religiöſen Gemeinſchaften in Anger 

""Iegenbeiten ber Geſetzgebung bermieben werben. Ich babe eine Unterfuhung 

behufs bes Stimmredhts bei ber Wahl von Barlamentswitgliebern für Graf: 

fchaften, Stäbte und Wahlfleden anftellen laſſen. Wenn diefe Unterfuchung 

., beenbigt ift, wirb bie Aufmerkſamkeit bes Parlaments auf bie erlangten Res 

ſultate gelenkt werben, um folche Verbefferungen im dem das Stimmrecht Bei 

der Wahl von Unterhausmitgliebern regelnden Geſetze zu treffen, 

. bie unjern freien SInflitutionen zur Vefeſtigung gereien, und die öffentliche 
Wohlfahrt befördern . . ." 

7—8, Febr. Unterhaus: Adreßdebatte. Der O Donoghue trägt auf ein 

Amenbement bez. - Irland an: 

„Wir beflagen iief,daß in Irland eine weitverbreitete Unzufriebenheit herrſcht, 
und ftellen Ew. Maj. unterthänigft vor, daß biefe weit verbreitete Unzufries 
benheit, bie Wirkung vieler Urſachen ift, welche Ihrer Maj. Minifter zu ptñ⸗ 
fen und zu entfernen haben.” 

Die liberalen iriſchen Parlamentsmitglieder ſprechen ſich überein- 
ſtimmend und nachdrücklich für die Befeitigung der Stantsfirhe in 
Irland und bie gefeplihe Beſchränkung bes Rechtes willfürlicher 
Austreibung von Ceite ber Grundherren gegen ihre Pächter als ihr 
Programm zur Befriedigung Arlands aus. Das Amendement wird 
mit 346 gegen 25 Stimmen verworfen. 


#» „ Das Minifterium Ruſſel-Gladſtone verftärft und confolibirt fid 
durch bie Ernennung Grey's (ſtatt Woods) als Staatsjecretär für 
Indien, Harringtons für den Krieg, Monjell’s als Virepräfibent 
bes Handelsamtes, Etansfelds als Unterftantsfecretärs für Indien. 

„Unterhaus: Die Regierung bringt ihre Vorlage für eine neue 
Formel bes parlamentariichen Eides ein: 

« „Sch ſchwöre, daß ih Ihrer Majeſtät ber Königin Victoria in Treue und 

Anbänglichkeit wahrhaften Gehorfam leiten will und fie nach beiten Kräften 

wider alle Berfhwörungen, welche gegen ihre Macht, Krone ober Würbe ans 

gezettelt werben Fönnten, vertheidigen werde.“ 

15. „ Unterhaus: Die Regierung bringt eine Bill ein bez. Veränderung 

ber Berfaflung von Jamaica auf brei Jahre. 

17. „ Außerordentliche Sitzung bes Ober: und Unterhaufes: Die Re 
gierung verlangt von benfelben zeitmeilige Eufpendirung ber Habeas⸗ 
Corpus-Acte für Irland. Die Forderung wird vom Oberhaufe ein- 
flimmig, vom Unterhaufe mit 364 gegen 6 Stimmen bewilligt und 
von der Königin noch am gleihen Tage fanctionirt. 

„ Dberhaus: Lord Lifford bringt die abnorme Etellung ber Staats⸗ 
fire in Irland zur Sprade, Spricht fi) dafür aus, daß das Ein- 
fommen biefer Kirche rechtmäßiger Meife zum Theil für Befolbung 
bes katholiſchen Clerus, zum Theil für allgemeine Volkserziehung 

‘ verwendet werben follte und fragt, ob die Regierung eine folde 
Maßregel beabfichtige. Graf Ruffel erwibert, daß er einen ſolchen 

Geſetzesentwurf nicht für rathſam erachte. 


13. 


26. 
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28. Febr. Eine von ber „allg. Reform-Liga” berufene Conferenz von‘ circa 
200 Depatirten ber verſchiedenen Reformvereine des Landes ſpricht 
RG einftimmig für allgemeines Wahlrecht: aller in einem Wahlbezirk 

‚angejeflener und eingetragener Männer von unbeſcholtenem Charakter 
> und für. geheime Abflimmung aus. — 

7. Marz. In Irland werden von der Regierung neuerdings. außer⸗ 

ordentlihe Rüſtungen gegen: bie feniihe Verſchwörung angeorbnet 
und dasjelbe findet gleichzeitig auch in Canada ftatt gegen einen er⸗ 
. warteten Einbrud der Yenier aus den Ver. Staaten. 

8, Unterhaus: Zweite Leſung ber Bi für einen neuen Parlamente: 

eid. DVermittelnde Erklärung Disraelis. Die Leſung erfolgt darauf 

mit 298 gegen 5 Stimmen. a 

10. „ . (Samaica). Schluß der Unterfuhung bez. ber Negermebelei. 

Es ergibt fih, daß 330 Neger hingerichtet und 105 gepeiticht und 
zum Theil zu ſchwerem Kerker verurtheilt worben find. 

12. „ Unterhaus: Der Schatzkanzler Gladſtone legt eine BIN für Bars 
— Tamentsreform vor: | 

Gleich in ber erften Cabmetsfigung nach Lord Palmerftons Tode fei bes 
Ichloffen worden, bie erforberlichen ftatiftifhen Aufnahmen machen zu laffen, 
um ohne Verzug zum Werfe zu ſchreiten. Es babe fih nun um ben Umfang 

ber Maßregel gehandelt. Zuerſt babe der Stand bes Wahlrehts in England, 
Schottland und Irland, dann die verwidelte Frage der Neuvertheilung ber 

+ + Barlamentsjige und ber Abgrenzung ber ftäbtifchen Wahlbezirke; enblich auch 

>. bie gefeglichen Beſtimmungen zur Verhütung von Wahlbeftechungen in Be: 
a tracht kommen müſſen. Es fei nicht zu erwarten gewelen, daß das Parlament 

diefen fämmtlichen Seiten der Reformfrage während ber laufenden Seflion 
feine Aufmerffamfeit würde widmen fünnen: Die Regierung beabfichtige bas 
ber, vorläufig nur die erfie Seite ber Frage vorzunehmen: die Ausdehnung 

‚des Wahlrecht. Ohne fich irgendwie zu verpflichten — bie Erfahrung zeige 

- ben geringen Nutzen folder Gelöbnifje, — überlaffe fie die Behandlung ber 
andern Seiten [pätern Gelegenheiten. Was nun bie parlamentarifche Ver: 
tretung ber Grafſchaften, d. i. ber ländlichen Wahlbezirke, betreffe, fo gebe 

ber Vorſchlag der Regierung dahin, ben Wahlcenjus von 50 auf 14 2. jähr⸗ 
lihen Miethzinfes für ein Haus — mit ober ohne Land — herabzuſetzen, 

was bie Zabl der ländlichen Wähler um 171,000 vermehren würbe. Hiebei 

. würde bie arbeitende Klaſſe faft gar nicht, bie Mittelflafie fehr überwiegend 
betheiligt fein. Ferner jollen bie in Städten und Wablfleden wohnenden 
Pächter den Zreifaffen folder Orte in Bezug aufihre Mablberechtigung gleiche 
geftellt werben. Wahlberechtigt folle ferner fein, wer für zwei Sabre hindurch 

- ein Depoſitum von mindeſtens 50 L. in einer Sparkaſſe nachweiſen Tann. 
Diefe Beſtimmung würde ihre hauptfächlihfte Wirkung auf dem Lande haben; 

ihr Umfang laſſe fih ſchwer abichägen, doch werbe er nicht bedeutend fein. 
In Bezug auf die ftädtifhen Wahlbezirke feien vier Klaffen unterſchieden 
worden: 1) die Bewohner befonterer Häufer, welche ihre Abgaben felbft 
bezahlen; 2) bie Bewohner befonderer Häufer, flir die ber Hauskigenthümer 
die Abgaben. gahlt; :3) bie bisher gänzlich unberückfichtigten Bewohner eines 
... abgefonberten Haustheiles ; 4) bie gewiffermaßen mit bem Hausherrn leben⸗ 
den Abmiether von Stuben. "Seit 1832 fei bie ſtädtiſche Wählerichaft von 
282, 090 auf 512,090 Köpfe geftiegen, ein ber Zunahme ber Bevölterung nicht 
proportionaler Zuwachs. Die arbeitende Klaſſe fei mit 26 Proc. betheiligt; 
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it imi Ihhre 4832 - aber ee die Acheiter 31 Proc. ber: Mahltörper ausges 
macht, daher müſſe jeht-eiwas geichehen zur Wiederherſtellung des Verhält⸗ 
niſſes. Was die beiden erſten Klaſſen betreffe, ſo ſollten vorab die Beſchraͤn⸗ 
kungsklauſeln in Betreff des Modus der Zahlung der Abgaben aufgehoben, 
und wenn ber Hanseigenthümer dieſelben abzutragen bat, der Name bes 
Hausbewohners, welcher die Lafterr doch In legten Inſtanz zu tragen hat, auf 
das Megifter geſetzt werden. Durch dieſe Neuerungen werben 60,000 Wahl: 
fiimmen mehr creirt werben. Der britten Klaffe, Inhaber eines Haustheils, 
welche Feine Abgaben für das Haus bezahlen fol, wenn fie fih Jahr um 
Jahr melden, das Stimmrecht verliehen werben ımter ber Bedingung, baß 
der Nachweis eines jährlichen Wohnungswertbes non 10 2. geführt werde; 
basjelbe gilt für bie vierte Klaffe, die Abmietber von Stuben, wobei jedoch 
bei ber Abſchätzung des Kahreswerthes von 10 2. das Mobiliar nicht zu ver: 
anſchlagen fer. Hiedurch würden bie arbeitenden Klaſſen fehr geringen Zu: 
wachs an Stimmberechtigten erlangen, mehr bie Mittelklaſſen. Wolle man 
nun, um bie arbeitende Klaffe zu gebührender Vertretung gelangen zu Iaffen, 
eine tiefere Cenfusftufe feftiegen, fo wiirde eine Herabfegung Auf 6 2. ben 
Zu jetzigen Arbeitern in den ftäbtiichen Bezirken 242,000 Arbeiter binzufügen, 
was biefer Klafje in ben Städten die Deajorität, die Zahl von 428,000 geben 
würde. Um einer berartigen plößlichen Verlegung bes Schwerpunftes vorzu: 
beugen und zugleich ber arbeitenden Klaffe gerecht zu werben, jchlage die Re⸗ 
gierung vor, einen Miethwerth von 7 L. zur Bafis zu nehmen, was eine 
Vermehrung ber wahlberedhtigten Arbeiter um anfcheinend 208,000, doch nach 
ben nöthigen Abzügen in Wirklichkeit um 144,000 ergeben würde. Ver 
Gefegentwurf der Regierung werbe, wenn angenommen, bie Wählerſchaft 
von England und Wales um 400,000 Stimmberedtigte bereihern, beren 
eine Hälfte aus Arbeitern beftände, In den Srafieuften, d. i. auf bem 
Lande, werde fi das Verhältniß fo fielen, daß bie.arbeitende Klaſſe an 
Einfluß noch verliere, während fie in den ſtädtiſchen Wahlbezirken eine Stimme 
„unter breien erhalten würde. Im Ganzen werde die Wählerfhaft von Eng: 
land und Wales fi auf 1 064,000 vermehren (550,000 auf dem Lande 
und 514,000 in ‚ben Stäbten) und die Stimmberedhligten würden ben viers 
ten Theil der erwachſenen Männer ausmachen. 


15. März. Unterhaus: Debatte über Abänderung bes Parlaments-Eibes. 
- Amendementsantrag Disraeli’s: 
„Ich N. N. ſchwöre, daß ih Ihrer Maj. Königin Victoria, ihren Erben 
und Rachiofgern, getreu fein und wahren Unterthanengehorſam leiſten werde. 
. Und ich verſpreche getreulich aufrecht zu halten, zu unterflüßen und zu vers 
. theibigen, bie, Thronfolge, wie dieſelbe begrenzt und geordnet durch eine Ncte, 
gegeben unter ber Regierung Königs Wilhelms III. unter dem Titel: eine 
Acte, um die Krone ferner zu beichränfen und die Rechte und Freiheiten bes 
Unterthans beſſer zur ſichern. Und ich erfiäre ferner feierlich, daß Ihre Mai. 
die einzige oberfte Herricherin biefes Reiches ift, und daß fein fremder Fürft, 
‚ Prälat, Staat ober Potentat irgendeine Gerichtsbarkeit oder obrigkeitliche 
Macht in ihren Gerihtshöfen hat. So helfe mir Gott!“ 
Der zweite Theil bes Amendements wird mit 236 gegen 222 
Stimmen verworfen und bie Bil geht fofort durch die Comittee. 


16. „ Kine zahlreiche Verfammlung conjervativer Parlamentsmitglieber 
bejchließt einftimmmig, die Reformbill in jebem Stabium zu befäm- 
pfen und ſchon bei ber zweiten Lefung eine Refolution zu beantragen, 
baß keine Reformbill, welche bie Frage nicht vollſtändig zu löſen ges 
eignet jei, da8 Parlament befriedigen könne. | 


“ + 
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Oberhaus: Cine :Motion des Grafen Grey auf -Prükmg ber 
Beſchwerden Irlands wirb ohne Abſtimmung verworfen. 

20. März. Unterhaus: Abfall eines Theils der Majorität (der ſog. Adulla⸗ 

miten) von ber Regierung: Lord Grosvenor Fünbigt einen Antrag 
an, in einer Refolutton auszuſprechen, daß „Das Haus, obgleich von 
dem Wunfche erfüllt, die Neformfrage zu (öfen, es doch für unzweck⸗ 
bienli halte, a die Erörterung ber vom Minifterium eingebrachten 
BIN zugehen, bevor ihm ber ganze Regierungsplan zur Berbefjerung 

ber Volksvertretung vorliege". 

21. „ Das Unterhaus befchließt mit 217 gegen 103 Stimmen bie zweite 
Leſung einer Bil zu Abihaffung des Tefteides (Verpflichtung auf 
die 39 Artikel der Hochkirche) an der Univerfität Orford. 

23. „ Unterhaus: Die Regierung erklärt, daß fie auf ihrem Reform: 

plane beharre, das Amendement Grosvenor zurüdweile und deſſen 

Annahme als ein Mißtrauensvotum betrachten würde. 

r Stephens, das Haupt der Tenier, ift, nachdem er fi noch lange 

verborgen in Irland aufgehalten, endlich glüdlih in Paris ange 

fommen.. 


10. Unterhaus: Motion Sir John Grey's für eine Refolution „bie 
Stellung der Staatsfirhe in Irland gebe dem irifhen Volke ge- 
rechten Grund zum Mißvergnügen und erheifche bald bie Erwägung 
des Parlaments”. Der Minifter für Irland anerkennt das Princip 
der Reſolution als vollfommen gerecht und vernünftig, aber bie 
‚Regierung Fönne ber Refolution nicht beiftimmen, fo Tange fie nicht 
wiffe, wie ihr practiiche Geltung verichafft werden ſolle — ein 

- ‚Berfuch diefer Art wäre zur Zeit voreilig. Die Motion wird zuräd: 
gezogen. 

47, „ Unterhaus: Der Antrag Kelly's (Tory) auf Aufhebung ber 
. Malzitener mirb mit 235 gegen 150 Stimmen verworfen, 

19. -„ Oberhaus: Die Bill für Abänderung des Parlamentseides geht 

| mit einem Amendement Lord Chelmsforde, das einen Vorbehalt zu 
Gunften des Supreniats der Krone ausipricht und von Graf Ruſſel 
als Compromiß angenommen wird, ungehindert durch ‘bie Committee: 
berathung. 

27. „ Unterhaus: Die Neformbill wird in zweiter Lefung im Princip 

| mit 318 gegen 313 Stimmen angenommen. 

30. „ Unterhaus: Sladftone erflärt, nachdem die Ausdehnung des Wahl: 
rechts im Princip vom Haufe genehmigt worben fei, werbe er bem- 
nächſt auch die —— für Vertheilung der ne ein= 
Braun: 


pi Mei, ee Der Echabkanzler legt das ei: für 1866 vor. 
Die Einnahmen werben barin zu 87,575,000 Pfd., die Ausgaben 
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zu 06225,000Rfb. veranſchlagt, es ergäbe--fih ſomit ein Ueberſchuß 

- von 1,350,000 Pfd. Diefer Ueberſchuß fol nah dem Vorſchlage 
Gladſtone's verwendet werden zu: Ermäßigung bes Solzeinfuhrzolls 
307,000, Ermäßigung des Weinzolls 58,000, Abjchafjung bes 

Pfefferzolls 112,000,. Herabfebung der Omnibusfteuer 85,000, Til: 
gung der Staatsihuld 500,000, perwendbarer Reit 286,000 Pfb. 
Sladftone entwickelt . einläßlih die Notbwendigfeit und ben Rlan 

- eimer allmähligen Tilgung ber Staatöeſchuld. 

7. Mai. Unterhaus: Die Regierung bringt, als Ergänzung ber Reformbill, 
die Bil zu Neuvertheilung ber Parlamentsfie ein. 

Die Bil unterfcheidet fi im Princip dadurch von dem bezüglichen Theile 
ber Reformbill von1332, daB fie feinen Wahlfleden ganz feiner Vertretung 
beraubt, wie e8 damals mit den jogenannten „rotten boroughs‘ geſchah, 
wohl aber einer Anzahl kleiner (weniger ald 8000 Einwohner zählender) 
Orte, bie bis jeht zwei Mitglieder ins Parlament ſenden, einen der zwei 
Sitze entzieht. Solcher Heinen Wahlfleden find es 41, und fie follen bann, 
wie bies ſchon jegt in Schottland mehrfach ber all, zu Wahlbezirken grups 
pirt werben, wobei der Schatzkanzler fi) auf die Erfahrung beruft, daß in 
folhen Wahlbezirfen Beftehung fehr felten vorlomme, während fie in ben 
einzelnen Heinen Wablfleden norzugsweije zu Haufe fei. Acht andre Fleinere 
Städte follen, ohne gruppirt zu werden, je einem Sit verlieren. So werben 
zufammen 49 Siße verfügbar, von denen 26 unter die Gralichaften, 16 
unter bie großen Städte Enylands vertheilt werden und 7 an Schottland 
fallen jollen. 

10. „ Unterhaus: Die Regierung bringt eine Bi für Abſchaffung resp. 
Regulirung ber Sirchenfteuern ein. | 

Die Staatskirche verliert day Recht, compulſoriſche Kirchenfteuern auszus 
ſchreiben; dagegen bleibt es ben Kirchipielsbehörben unbenommen, freiwillige 
Chureh-rates zu decretiren. Diefe mag dann bezahlen wer will, und nur 
biejenigen, welche bezahlen, Haben das Recht, in ftantsfirchlihen Gemeindes 
ſachen mitzufprechen. 

Die conſervative Partei beſchließt in einer Verſammlung bei Lord 
Derby, die zweite Leſung der Sitzvertheilungsbill ohne Oppoſition 
geihehen zu laſſen und Abänderungen erft bet ber Committeebera⸗ 
thung zu verjuchen. 

44. „ Unterhaus: Die zweite Lefung ber Sibvertbeilungsbill erfolgt 
wirklich nah dem Beſchluſſe der Confervativen, ohne daß von ihnen 

ein Amendement geftellt wird. je 

17. .„ Unterhaus: Zweite Lefung einer minifteriellen Bil zu Verbefferung 
ber Pachtverhältniſſe in Irland. Stuart DEU begrüßt die Bil als 
eine ber mwohlthätigften Maßregeln für Irland, Lorb Naas befampft 

; fie als unbillig für die Gutsheren. 

24. „ Unterhaus: Gladſtone's Plan einer almähligen Tilgung ber 
Staatsihuld kommt in Yorm einer Bil zur Discuſſion und wird 
in zweiter Leſung angenommen. 

28, „ Unterhaus: Trage der Parlamentsreform. Auf den Antrag, bas 

Haus folle fi als Committee conftituiren zu Berathung ber Reform: 

bi, beantragt Kinghby, das Somittee zu beauftragen, Maßregeln 
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gegen bie Beſtechung bei den Wahlen zu ergreifen: Gladſfione be⸗ 
kämpft ben Antrag, das Miniſterium unterliegt jedoch mit 238 
gegen 248 Stimmen. 


1.—16. Jun. (Canada) Mißlungener Berſuch ber Fenier, von 
den Verein. Staaten aus in. Kanada eimzubreden. " 

41. „ Unterhaus: Converfation über bie Lage bes Continents und bie 
Kriegsfrage. Interpellation Kinglake's zu Gunften. Defterreichs 
und gegen das gefcheiterte Congreßproject. Die Stimmung. bes 
Haufes zeigt ſich Oeſterreich ziemlich und. den Beftrebungen Preußens 
und Italiens wenig geneigt. 

418. „ Unterhaus: Committeeberathung über die Reformbil. Die Regie: 

rung unterliegt in einem principiellen Punkte mit 304 gegen 315 
Stimmen. Gladſtone erklärt fofort, daß der Rücktritt des Cabinets 
dadurch in Trage geftellt jei. 

Ein Antrag Lord Dunkellins, ‚eines triichen Halbliberalen, gebt dahin, 
daß nicht bie Hausrente, ſondern der fir bie Steueranlage angenommene 
Jahreswerth bes Haufes ben Mafftab des Wahlcenſus in den Städten 
bilden fol, was angeblid nur ein adminiſtratives Detail vegeln foll, in ber 
That aber das weſentlichſte Princip ber ganzen NReformbill in Frage flellt, 
indem ber Antrag zwar formell den vorgeichlagenen Wahlcenfus für bie 
Städte von 7 Nid. unberührt läßt, in Wahrheit aber benfelben von 7 auf 
9 Pfd. erhebt und damit die eigentliche Arbeiterclaffe nach mie vor vom Wahl: 
recht ausſchliefßt. Gladſtone crflärt auch ſofort, daß die Regierung durchaus 
nicht gewillt ſei, ſich dieſes Amendement als eine gleichgültige Einzelheit 
aufnöthigen zu laſſen. Aufgeregte Debatte. Alle, offenen und geheimen 
Gegner ber Reform treten für das Amendement in bie Schranfen. 


21. „ (Jamaica) Die Regierung legt dem Unterhaus den Be- 
riht ber Unterfuhungscommillion vom 9. April d. J. über bie 


Negermebeleien vor. - 
Die Commiſſion beſchreibt darin den Urfprung und Ausbrud ber Unruben, 
bie. zu. ihrer Unterbrüdung ergriffenen Maßregeln, ſowie das Verfahren ber 
dabei betheiligten Perfonen; fie jaßt bie Ergebnijfe in folgende Säße zus 
‚fammen: „I. Die Unruben in St. Thomas⸗-in-the-Eaſt hatten ihren ummittels 
baren Urfprung in einen planmäßigen Wiberftanb gegen bie gefegliche Auto: 
..rität. U. Die Urſachen, welde zu bem Entfchlus, ſolchen Widerſtand zu 
leiſten, führten, waren verſchiedener Art: 1) ein weſentliches Ziel der Ruhe⸗ 
ſtörer war die Erlangung von rentenfreien Ländereien; 2) ein weiterer Aus 
trieb zur Gefegverlegung entiprang aus bem allgemein von ber arbeitenden 
Claſſe gehegten Mißtrauen gegen die Gerichte, vor welche die meiſten ihre 
Intereſſen berührenden Streitigfeiten zur Aburtbeilung gebracht wurben; 3) 
eine Anzahl warb getrieben von Gefühlen bes Haſſes gegen politiihe und 
perfönliche Gegner, und nicht wenige bofften, ihre Zwecke durch ben Tod ober 
die Austreibung ber weißen Snfelbevölferung zu erreichen. III. Obgleich 
ber urfprünglice Plan zum Umfturz ber beftehenden Autorität ſich auf einen 
Heinen Theil des Kirchipiels St. Thomas⸗in-the⸗Eaſt beſchränkte, jo ver- 
breitete fih doch die Bewegung, einmal ausgebroden, mit. außerordentlicher 
Schnelligkeit über ein weites Gebiet, und fo groß war bie Mufregung in 
“ andern Theilen ber Inſel, daß, wenn die Aufftindifchen einen mehr als vor: 
 -  Übergebenden Erfolg erlangt hätten, ihre ſchließliche Ueberwindung von einem 
noch viel größern Berluft non Leben und Eigenthum begleitet‘ geweſen wäre. 
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IV. Dem Gouverneur Eyre gebührt Lob für die Geſchicklichkeit, Raſchheit 
und Energie, die er in ben früheren Stabien der Empörung bewies: Eigen⸗ 
ichaften, deren Bewährung ihre fchleunige Dämpfung großentheils zugufchreiben 
if, V. Die Operationen ber Truppen und ber Flotte feinen uns prompt 
und zweckentſprechend — zu fein. -VI Durch die lange Forterhaltung 
. 2; De6 Kriegsgeſetzeg in feiner vollen Strenge warb bie Bevdlterung, für länger 
als nüöthig geweſen wäre, ber großen conflitutioneflen Privilegien, welche 
“ Leben und Eigenthum fichern, beraubt. VII. Die auferlegten Strafen waren 
‚übermäßig: 1) die Tobesitrafe wurde unndthig oft verhängt; 2) das Peitichen 
‚war unbarmberzig und zu Bath entſchieden barbariſch; 3) die Einäfcherung 

von 1000 Häufern war ungerechtfertigt unb graufam.” 
Der Colonialminiſter richtet auf Grund dieſes Berichts eine 
Depeihe an Sir H. Storks, worin ber Bericht gutgehelßen, bie 
definitive Abfegung Eyre's ausgeiprogen und Sir H. Storls ans 
gewieſen wird, gegen ſolche, die ſich bei der Unterbrüdung bes Auf: 
ftandes der Grauſamkeit oder Plünderung ſchuldig gemacht Haben, 

| ein gerichtliches Verfahren einzuleiten. 

25. Juni. Die Regierung theilt beiden Häufern bes Parlaments mit, 
daß das Cabinet fein Entlaſſungsgeſuch eingereicht, die Königin aber 
Angefihts der verwidelten Situation baffelbe erſucht Habe, ihre 
Rückkunft abzuwarten, in ber Hoffnung, das Minifterlum werde 
fein Geſuch zurüdziehen. 

26. „ Das Minifterium Ruſſel-Gladſtone beharrt auf feiner Demiflion 
und wird von ber Königin entlaffen. Graf Derby erhält ben Auf: 
trag, ein neues Cabinet zu bilden. 


2, Zuli. Die Reformliga veranitaltet ein Monftre-Meeting in London 
auf Trafalgar:Square, um gegenüber der Aufforberung confervativer 
Barlamentsmitglieder an bie Regierung, dergleichen „Verſetzungen 
Londons in Belagerungszuftandb” polizeilich zu verhindern, das „allen 
Britten durch die Verfaſſung gewährleiftete Recht zu friedlichen Zu: 
fammenfünften gegen etwaige Eingriffe der Polizei zu behaupten.“ 
Die Polizei fchreitet nicht ein und das Meeting befchließt: 

„Das Haus ber Gemeinen, erwählt von nur einem Theil ber erwachlenen 
männlichen Bevölkerung bes Landes, ift eine Verlegung und Verhöhnung ber 
Principien und Abfihten der Berfaffung, und bie factiöfe von Tories und 

Scheinliberalen gegen bie geftürzte gemäßigte Reformbill gerichtete Oppofition, 

‚ dazu bie beleidigende und höhniſche Sprache, beren fie ſich gegen die arbeis 

lenden Claſſen bedienten, machen es zur gebieterifchen Nothwendigkeit für 
"die Tiberale Partei, im ganzen Land zufammenzuftehen, um es babin zu 
bringen, baß bie Verbefferung ber Vertretung ber Nation im Parlament bis 

zur ———— aller anſäſſigen erwachſenen Männer durchgeführt 
werde. 

6. „ Das neue Torycabinet conſtituirt ſich: Graf Derby Miniſter⸗ 
präfident, Disraeli Schatzkanzler und Leiter des Unterhaufes, Lord 

- Stanley für das Auswärtige, Walpole für das Innere, Beel für 
den Krieg. 2 | 

I: ———— Graf Derby ſetzt fein Programm (statement) aus⸗ 

ee bee: . | Ze on = 
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- Der ob Palmerftions babe bie bisherige Rage ber Dinge unb He Partei: 
verbältniffe total verändert. Gin neues Rarlament ſei gewählt und im Wider: 
ſpruch mit ber von Lord Palmerfton geäußerten Anficht fei in der eriten 
Seffion deffelben eine Reformbill eingebracht werben — eine übereilte und 
unzeife Maßregel, eben nur eingebracht in bem Glauben, daß die neminelle 
liberale Mehrheit deren Erfolg fihern werbe.. Aber die nachgefolgte Berathung 
babe gezeigt, daß unter diefer großen minifteriellen Majorität fich viele ſonſt 
gut liberale Mitglieder befanden, welche nicht geneigt waren, bie Maßregel 
in ber Geftalt, worin fie vorgelegt worben, ohne wweitereß anzunehmen. Die 
vorige Regierung babe, feines Erachtens unnöthiger Meile, die Annahme ber 
Bil in ihrer Ganzheit zu einer Vertrauensfrage gemacht und fofort, weil 
fie bei einer Clauſel derſelben geſchlagen wurde, ihre Aemter niedergelegt. 
Darauf von Ihrer Majeftät zur Bildung einer neuen Adminiftration auf: 


“gefordert, babe er fich zuerji bemüht, bies auf einer erweiterten Grundlage 


zu verinchen and unter die Mitglieder ber Partei, mit denen er bisher zu⸗ 


-fammengegangen, anbere Gentlemen aufzunehmen, welche, obgleich nicht ber 


conjerpativen Partei als folder angehörend, doch ohne Grundſätze aufzuopfern 
fih mit ihr zu vereinigen im Stande fein möchten. Er babe alfo ben Her: 
308 von Somerfet und ben Grafen Clarendon eingeladen, ſowie ben eben 
veriiorbenen Marquis v. Lansdown, ibm behülflich zu fein, nicht zur Bildung 


‚eines fogenannten Goalitionsminifteriums, wohl aber einer Megierung auf 


breiterer politiiher Bafıs. „Leider ſeien biefe Cinladungen abgelehnt ‚worden. 


Sp habe er fi denn genöthigt gejehen, bie Bildung einer rein confervas - 


tiven Regierung zu verfuchen, da ev feinen Leiter der liberalen Partei wahr: 
genommen, ber zur Erfüllung bes Wunſches ber Königin unter ben gege— 


- been Umftänben befägigter gewejen wäre; aber noch habe er auch nicht ver⸗ 


fäumt, fih um die Belhülfe einiger von jenen liberalen Milgliederm zu be- 
werben, welche zu der neulihen Niederlage des vorigen Cabinets mitgewirkt, 
Indeſſen auch diefe Gentlemen entſchieden ſich nicht beizutreten, verſprachen 
aber ber neuen Berwaltung eine unparteiifche und unabhängige Unterftüßung. 
Tem unleligen Krieg in Mitteleuropa gegenüber beabſichtige bie Regierung 
eine vollfommene Neutralität einzuhalten, Was die Frage einer weiteren 
Parlamentsreform betreffe, fo fei er einer ſolchen Reform niemals im Princip 
abhold geweſen; aber er bürfe fih und feine Collegen durch Feine beſtimm⸗ 
ten Zufagen binfichtlich diefer Jrage binden. Habe er doch bie Reformacte 
von 4832 durchführen Helfen und im Jahr 1858, wiewohl cr die Dring- 
lihfeit ber Sache nicht zugeben konnte, habe er jih doch ohne Widerfireben 
an einer Maßregel betheiligt, bie den Zweck hatte, das parlamentariſche Wahl⸗ 
recht auf bafür befähigte Volksklaſſen auszudehnen. Indeſſen fürchte er, daß 


“die jeßt am meiften nach Reform jchreien, ſolche Leute feien, bie nach noch 


tiefer greifenden Aenderungen der brittiſchen Gonftitution verlangen, und 
beren Forderungen ſich durch gemäßigte Jugeftändniffe nicht befriedigen laffen. 
In diefer Frage alfo müfje er fich und feinem Cabinet freie Hand vorbe⸗ 
halten. Lord Ruſſel dankt bem Grafen Derby für den maßvollen Ton 
feiner Erflärung (jedenfalls verdiene die neue Regierung eine vebliche 
Erprobung und bieje jolle ihr werben) und fpricht bie Hoffnung aus, baß 
England mit Jranfreih und Rußland zujfammenwirfen werde im Intereſſe 
bes Friebens und der Unabhängigkeit der Eleinern Staaten (independence 
of the minor states). | 


AT. Juli. Unterhaus: Auf eine Anfrage an den Minifter des Aus: 


. wärtigen, ob bie Regierung wirklich erflärt habe, die Einverleibung 


Hannovers in Preußen nicht dulden zu wollen, ‚antwortet Lord 
Stanley ganz kurz, die Nachricht fei völlig grundlos. 


20. „Unterhaus: Debatte über bie preußifchen Siege in Deutſchland. 
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Diefelbe zeigt einen totalen Umſchwung ber äffentlihen Meinung 
in England zu Ounften Preußens. 

Laing erklärt, bie Doctrin ber Nicht » Intervention babe feinen vollen 
Beifall, aber bamit feien feine Beſorgniſſe noch nicht beihwictigt. Wenn man 
auch nicht offen und wiljentlich eine Sntervention beginne, könne man doch 
unter dem verrätheriichen Scheine ber Vermittlung bineingerathei. Wo große 
nationale und territoriale Intereſſen auf dem Spiele leben, da Tönne nur 
eine an bie Intervention grenzende Bermittlung wirkjam fein und mit einer 
ſolchen Vermittlung laufe man Gefahr, einen faulen Frieden fliden zu belfen 
und ben Eamen fünjtiger Kriege im politiiden Boden zurüdzulaffen. Wenn 
England fih nit darein menge, werde ber jegige continentale Krieg zur 
. Begründung eined unabhängigen Staliens unb eines einheitlichen Deutichlands 
führen. Horsman erflärt, daß Preußen und Stalien allerdings bie Frie⸗ 
bensftörer gewefen jeien und geiteht, daß zu Anfang bes Krieges feine unb 
bes enliſchen Volks Sympathien ganz und gar für Uefterreich, obwohl nicht 
gegen Italien und ber allgemeine Wunfch geweſen fei, bie Staliener als 
Sieger in Venedig und bie Defterreicher in Berlin zu ſehen. Uber bie legten 
Creigniffe Hätten bie Anfichten und Wünfche gänzlih umgewandelt. Auch 
Glaͤdſtone ſpricht fih dahin aus, daß bie Entſtehung eines einheitlichen 
Deutſchlands im Jutereſſe Englands und eines wahren europäilhen Gleiche 
gewichts liege. Nur ber (ultramontane) Sir Bowyer erklärt fi für 
Oeſterreich. J— 

23.—25. Juli. Große Kundgebung vor dem Hyde Park in London. 
Die Maflen reißen die Schranken des Parks hinweg und bringen 
troß der Anftrengungen von 1500 Polizeimännern in den Park ein. 
Gewaltige Aufregung. Zahlreihe Verſammlungen in verfchiedenen 
Stadttheilen erklären ſich energifch für Parlamentsreform und gegen bie 
Eingriffe in das Verſammlungsrecht. Unterhbandlungen des Minifters 
des Innern Walpole mit den Präfidenten der Reformliga, Beales. 
Die Regierung zieht Polizei und Militär aus Hyde Park zurüd 
und ber Verwaltungsrath der Liga beſchließt, auf eine weitere Volks⸗ 
verjammlung in Hyde Park bis nach gerichtlichem Austrag der Trage, 
ob es geſetzlich erlaubt fei oder nicht, zu verzichten und eine Volks⸗ 
verfammlung nad) Islington auszujchreiben. 


27. „ Ein neuer Verjuh einer transatlantiichen Kabellegung glüdt: 
ber am 15. v. M. von Valentina abgegangene Great Eaftern langt 
mit dem Kabelende in Neufoundland an. 

30. „ Große Reformbemonftration in Jslington (und im Victoria⸗Park). 


2. Aug. Das Unterhaus bewilligt die Verlängerung ber Suspenflon ber 
Habeas⸗Corpus⸗Aecte für Irland. 

T. „» Das Unterhaus nimmt die neue Verbrecher-Auslieferungs-Bil mit 
Frankreich in britter Leſung an. 

10, „ Schluß der Parlamentsjefjion. Der Lorblanzler verliest bie 

Thronrebe: 
. J. Maf. hat mit lebhaftem Intereſſe den Gang des Krieges be⸗ 
obachtet, ber jüngſt einen großen Theil des europäiſchen Feſtlands erſchütterte. 


J. M. Tonnte nit eine gleichgültige Zuſchau erin von Ereigniſſen bleiben, 
welche die Stellung von Souveränen und Prinzen, mit benen J. M. durch 
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die innigſien Verwandiſchafts⸗ und Freundſchaftobande verknüpft iſt, ernſtlich 
berühren; aber J. M. hielt es nicht für zweckdienlich, ſich an einem Kampfe 
zu betheiligen, in welchem weder die Ehre ihrer Krone noch das Intereſſe 
ihres Volks eine thätige Dazwiſchenkunft von ihrer Seite erheiſchte. J. M. 
kann nur bie ernſtliche Hoffnung ausſprechen, daß die Unterhandlungen, die 
gegenwärtig zwiſchen den kriegführenden Theilen im Gange ſind, zu einer 
Ansgleichung führen werden, bie ben Grund zu einem ſichern und dauernden 
Frieden Tegen kann. Cine meitverzweigte verrätheriiche Verſchwörung zum 
Umfturze ber Autorität J. M. in Irland, zur Confidcirung bes Eigen⸗ 
thums und zur Errichtung einer Republik, melde Verſchwörung ihren Sig 
in Irland hatte, aber größtentheils von naturalifirten Bürgern eines fremden 
und befreundeten Staates genährt wurbe, zwang J. M. zu Anfang der gegen: 
wärtigen Seffion einer von ihrem Vertreter in Irland empfohlenen Maß: 
regel ihre Sanction zu geben und die Gültigkeit der Habeas:Corpus:Acte 
für jenen Theil bes Königreichs zeitweilig aufzuheben. Dieſe mit Feſtigkeit, 
aber Mäßigung von ber irifchen Erecutive durchgeführte Maßregel hatte bie 
Wirkung, jede äußerliche Kundgebung verrätherifher Plane zu unterbrüden 
und ben größern Theil jener fremden Agenten, welde bie Verſchwörung 
hauptſächlich geihürt hatten, zur Entfernung aus Irland zu veranlaffeır. 
Die Führer diefer Bewegung jeboch ließen fich nicht abjchreden, ihre ver- 
brecheriichen Anfchläge außerhalb der Grenzen des brittilchen Königreichs weiter 
zu betreiben. Sie machten fogar den Verſuch, vom Gebiete ber Vereinigten 
Staaten Amerika's aus bie frieblihen Untertbanen J. M. in ihren norbs 
amerifanifhen Provinzen zu überfallen. Diefer Invafionsverfuh biente in- 
befjen nur dazu, bie Loyalität und Grgebendeit ber Unterthanen J. M. in 
jenen Provinzen, die ohne Unterjchieb des Glaubens ober der Abſtammung 
fih zum Schute ihres Souveräns und Landes vereinigten, in das ftärkite 
Licht zu ſtellen. Er diente ferner dazu, die Loyalität und gewillenhafte Ach: 
tung internationaler Rechte zu zeigen, welche die Megierung ber Vereinigten 
Staaten an ben Tag legte, deren thätige Dazwilchenkunft jeden Verſuch zur Sn: 
vaſion eines befreundeten Staats unterbrüdte und vorzugsweife dazu beitrug, 
J. M. Gebiet vor dem Uebel eines Raubzugs zu bewahren... .. Es gereicht 
% M. zu lebbafter Befriedigung, dem Lande unb ber Welt überhaupt zur 
erfolgreihen Volbringung des großen Unternehmens, wodurch Europa und 
Amerika mittelft eines eleftriihen Telegraphen in Verbindung geſetzt find, 
Glück wünfhen zu können. Es ift Faum möglich, bie ganze Fülle der Wobl- 
thaten zu ermefjen, welche biefer glänzende Triumph wiffenjchaftlichen Unter: 
nehmungsgeiftes ber Menjchbeit erweifen wird, und e8 gereiht %. M. zum 
Vergnügen, zu erkennen zu geben, wie jehr fie die Privatenergie zu wür⸗ 
bigen weiß, der es ungeachtet wiederholter Deißerfolge und Entmuthigungen 
enblich beim zweiten Verſuch gelungen ift, eine unmittelbare Verbindung 
zwiſchen den zwei Gontinenten berzuftellen. J. DM. begt bie Zuverfiht, daß 
fein Hinderniß mehr ben Crfolg biejes großen Unternehmens unterbrechen 
werde, welches ohne Zweifel dazu angethan ift, bie Bande, bie %. M. nord» 
amerifanifche Colouien an das Deutterland Fnüpfen, noch enger zu ziehen und 
jenen ungehemmten Verkehr und jene freundliche Gefinnung zu fördern, von 
ber e8 höchſt wünſchenswerth ift, daß fie zwiſchen J. M. Landen und ber 
großen Republik der Vereinigten Staaten herrſche. . .“ 


Der vereitelten PBarlamentsreform wird in ber Thronrebe mit 

. keinem Worte gedacht, ebenfo wenig Jamaicas. — Das einzige 

einen liberalen Tortfchritt bezeichnende Geſetz, das in der Gefjion 

zu Stande gekommen, ift die Abihaffung bes parlamentarifchen 
Katholikeneides. 


21. Aug. Der Ex-Gouverneur von Jamaica, Eyre, wird in Southampton 
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durch ein Bankett gefeiert. Heftige Aufregung. Leidenſchaftliche 
Parteiung für und wider Eyre. 


Aug. Maflendemonftrationen in Birmingham für bie Parlaments- 


reform. Reſolution für allgemeines Stimmredt. Aud Bright er: 
erklärt ſich dafür. 


. Sept. Auch das voriges Jahr geriffene transatlantiihe Kabel langt 


wieder aufgefifcht glüdlih in Neufoundbland an. 


„ Mafiendemonftration in Mandeiter für bie Parlamentsreform. 
Reſolution für allgemeines Stimmredt. 


. Oct. Maflendemonftration in Leeds. Spaltung zwiſchen ben ge 


mäßigten Barlamentsreformern unb ben rabicaleren Führern ber Res 
formlige. Refolutionen für allgemeines Stimmredt. 


„ &8s bilden fich freie Vereine, um Eyre wegen ber Negermeßeleien 


in Jamaica vor Gericht zu ziehen, "und wicher, um ihn bagegen zu 
unterftüßen. An ber Spite ber beiden Comité ftehen bie gefeierten 
Namen Stuart Mill gegen und Carlyle für Eure. 

„  Maflendemonftration. in Glasgow für die Parlamentsreform. 
Refolutionen für allgemeines Stimmredt. 

„ (Samaica). Zufammentritt ber neuen gejeßgebenden Ver: 
fammlung und Verkündigung der neuen Berfaffung. Der graus 
fame Profoß Ramjay und drei andere, wegen barbariicher Peit⸗ 
hung unjhuldiger Perfonen vom Attorney General angeflagte 
Perfonen werden von der aus Pflanzern und ihren Buchhaltern 
beitehenden Jury freigeſprochen. 

„ (Canada). Bon den in Folge des Fenier-Putiches zu Anfang 
uni Berhafteten werben ber Tenier-Priefter M'Mahon und ber 
Tenieroberft Lynch zum Tode verurtheilt. 

„ Bankett in Dublin zu Ehren Brights. Die liberalen Irländer 
ſchließen ſich feſter an die engliſche Reformpartei an. 


. Nov. Große Vollsverfammlung in Edinburg für die Parlaments: 


reform. Reſolutionen für allgemeines Stimmredt. 
„» Bewegung in ber Staatskirche. Heftige Polemik für und gegen 
den ſog. Ritualismus. 


Dec. Neue Berhaftungen von Feniern in Irland. Außer Stadt 
und Grafichaft Limerik werden auch die Grafſchaften Kilbare, 
Majo und Clare in Belagerungszuftand geſetzt. Die Küften 
werben durch Schiffe bewacht, die Polizeimacht wird mit Hinter: 
ladern bewaffnet, jelbft in England Milizen für eventuelle Fälle 
vorbereitet. 
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4. Dee. Maffendemonftration in London für bie Parlamentereform. 
Diefelbe fällt weniger zahlreih aus als erwartet war, imponirt aber 
durch Entichlofienheit und muſterhafte Orbnung. 

14. „ Die Trabes-Unions befchließen auf bie Eröffnung des Par: 
laments eine neue Maffendemonitration für Parlamentsreform zu 
veranftalten. | 


4. Srankreid, 


2. Jan. Der Gefandte in Florenz, v. Malaret, berichtet dem Minifter 
bes Auswärtigen, Drouyn de l'Huys, Über eine Unterredung mit 
dem italienifchen Minifterpräfidenten Lamarmora bezüglich ber römi⸗ 


ſchen Frage: 

n„ ...Se. Exc. bat mir geſagt, daß, ba Stalien ſich verpflichtet Habe, 
ben Vertrag vom 15. Sept. reblih zur Ausführung zu bringen, Niemanden 
das Recht zuftebe, anzunehmen, daß die Regierung bes Könige bie Abficht 
bege, ihr Wort nicht zu halten. Er fügte — hinzu, daß es ihm durch⸗ 
aus nicht ſchwierig ſei, noch einmal wieder zu erklären, daß er, ohne irgend 
eine Ausnahme, die Pläne und die Gefinnungen, welche man ber Regierung 
bes Königs von Italien beilege, ableugne ... Ich machte darauf aufmerk⸗ 
fam, daß in Folge der Unzulänglichfeit oder der Unficherheit ber Mebrbeit 
die Gewalt, fireng genommen, in minder altconfervative Hände, als biejenigen, 
bie fie jebt ausüben, gelangen könnte und daß, in der Borausfehung, daß 
bie Vollziehung ber durch den Vertrag vom 15. Sept. eingegangenen Ber: 
binbfichfeiten eine® Tages Männern anvertraut werben bürjte, Die biefen 
internationalen Act befämpft haben, es zeitgemäß fein Tönne, nochmals bie 
Tragweite der fortan unwiderruflichen Verpflichtungen feitzuftellen, benen ſich 
feine italienische Regierung in feinem Falle und unter feinem Vorwande 
entziehen Tönne ... . Kurz zufammengefaßt, habe ich noch einmal conftatirt : 
4) daß wir im Widerſpruch mit dem, was täglich in ber italtenifchen Preife 
(ſelbſtverſtändlich außerhalb der Megierung) gebrudt wirb, bei Unterzeichnung 
des Vertrages vom 15. Sept. beabfichtigten, ba8 gleichzeitige Beſtehen 
zweier befondberer Souveränetätenin Italien zu fihern, nämlid 
derjenigen bed Papftes, auf bie Ausdehnung befchräntt bie fie jeht einnimmt, 
und ber bes Königreichs Italien. 2) Daß die Worte: „moralifhe Mittel“, 
mit welden man etwas Mißbrauch getrieben hat, für und bie Leberzeugung, 
ben Geift ber Verföhnlichkeit, ben Einfluß der moralifhen und wmatertellen 
Snterefien, die Wirkung der Zeit bedeuten, welche bereinft, indem fie bie Lets 
denſchaften beſchwichtigt, die Hinderniffe verihwinden machen wird, bie fi 
bis jegt der Ausfühnung einer augenicheinlich katholiſchen Macht mit dem 
Oberhaupte des Katholizismus in den Weg ftellen. 3) Enblid, daß Frants 
reich fih für alle Eventualitäten, bie im Vertrage nicht vorgefehen find, in 
formeller Weife die abfolutefte Ssreipeit feines Handelns, obne Beſchränkung 
irgend welcher Art, vorbehalten hat.”. 
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9. Jan. Eine Depeſche des Hrn. Drouyhn be l'Huys an ben franzoͤſiſchen 


15. 
22. 


Sefandten in Wafhington beantwortet bie Depeſche bed Hrn. Sewarb 
vom 6. December 1865 (fiehe Jahrgang 1865 ©. 364) bahin, 
baß er von ber Unionsregierung bie Zuſicherung „ftricter Neutra⸗ 
lität“ gegenüber Merico verlange, um darauf hin mit dem Kaifer 
Marimilian über ven Rüdzug ber franz. Erpebitionsarmee eine 
Mebereintunft zu treffen: 

„eo... In wenigen Morten, Hr. Marquis, die Vereinigten Staaten erken⸗ 
nen das Recht an, weldyes nir hatten, mit Merico Krieg zu führen; ander= 
jeit8 geben wir, wie fie, das Princip der Nihtintervention zu. 
Diefe doppelte Thatfache jcheint mir bie Elemente eines Einverfländniffes in 
fih zu fchließen. Das Recht, Krieg zu führen, weldhes, wie Herr Sewarb 
erflärt, einer jeden jouveräinen Nation zukommt, fchließt das Recht in fich, 
die Erfolge des Krieges zu fihern. Mir find keineswegs cinzig und allein 
bis über ben Dcean gegangen mit ber Abſicht, unſre Macht zu beweifen und 
ber mericanifchen Regierung eine Züchtigung beizubringen. Nach einer Reibe 
nußlofer Reclamationen mußten wir Garantien verlangen gegen bie Wieber- 
kehr von Gewaltthätigfeiten, unter denen unfere Landsleute jo graujam gr 
litten hatten, und diefe Garantien fonnten wir nicht eriwarten von einer Re⸗ 
gierung, deren Xreulofigfeit (mauvaise foi) wir bei jo manden Gelegen- 
beiten conftatirt hatten. Wir finden fie heute in der Errichtung einer regels 
mäßigen Macht, bie fich geneigt zeigt, ihre eingegangenen Verpflichtungen 
reblid zu halten. In biefer Beziehung hoffen wir, daß das berechtigte Ziel 
unjerer Grpebition bald erreicht fein wird, und wir beftreben uns, mit bem 
Kaiſer Marimilian die Uebereintünfte zu treffen, welche, indem fie unfern 
Intereſſen und unferer Würbe Genüge leiften, uns geftatten, Die 
Rolle unferer Armee auf mericaniichem Boden als beendet anzufehen. Ber 
Kaiſer bat mich beauftragt, in biefem Sinne an feinen Geſandten in Merico 
zu jchreiben., Wir treten fomit wieber indbasPriucip ber Nicht: 
intervention zurüd, und von ben: Augenblid an, mo wir c8 als Richt: 
ſchnur unjers Verfahrens annehmen, gebietet uns unjer Intereſſe richt minder 
als unfere Ehre, von Allen die gleihe Anwendung besjelben zu 
forbern. Im Bertrauen auf den &eift ber Billigfeit, der das Cabinet von 
Wafhington bejeelt, erwarten wir von ihm die Verjicherung, daß das ameri: 
kaniſche Volt dem Geſetz entipreche, auf welches es fich beruft, inbem e8 be: 
züglich Merico’s eine ftricte Neutralität beobadtet. Wenn Sie mid 
über den Beſchluß der Negierung ber Ver. Staaten in Betreff diefer Sache 
werben unterrichtet haben, werbe ich im Stande fein, Ihnen das Refultat unirer 
Unterhandlungen mit bem Kaijer Maximilian wegen der Rückkehr unjerer 
Truppen mittheilen zu können. Sch erjuche fie, Herrn Sewarb eine Abfchrift 
biefer Depefche zu übergeben als Antwort auf feine Mittbeilung v. 6. Dec. 
und ihn zu bitten, fie dem Hrn. Präfidenten Johnſon vorzulegen, und id 
beziehe mich mit Zuverfiht in Berreff der Würdigung ber Betrachtungen, bie 
fie enthält, auf die traditionellen Gefühle, an die ber Hr. Staatefecretär ber 
Union in feiner Note erinnerte.“ 

„ Baron Seillard geht in außerordentliher Miffion an ben Kaifer 
Marimilien nad Merico ab, 

„ Eröffnung der Kammern. Die Thronrede des Kaiſers tritt dem 
Derlangen ber „unruhigen Geifter” nad einer Ausdehnung der 
politiichen Freiheiten mit Entſchiedenheit entgegen: 

„Die Eröffming der legislativen Seſſion geftattet mir, in beitimmten 
Zeiträumen bie Lage des Kaiferreich8 Ahnen vorzuführen und Ihnen meine 
Gedanken auszubrüden. Wie in ben früheren Jahren werbe ih wit ihnen 
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bie Hauptfragen, welche unfer Land intereffiren, einer Prüfung unterziehen. 
Auswärts feheint ber Friede überall gefichert zu fein, denn überall fucht man 
nah Mitteln, um in freundſchaftlicher Weiſe die Schwierigkeiten zu löfen, 
anftatt fie mit den Waffen zu zechauen. Die Bereinigung der engliichen unb 
ber franzöfiichen Flotte in denfelben Häfen bat ——— daß die auf dem 
Schlachtfelde geknüpften Beziehungen ſich nicht abgeſchwächt haben. Die Zeit 
hat die Uebereinſtimmung beider Länder nur noch verſtärkt. In Bezug auf 
Deutſchland iſt es meine Abſicht, auch fernerhin eine Neutralitätspolitik 
beizuhalten, die, ohne uns zeitweiſe zu hindern, Kummer oder Freude zu 
empfinden, uns dennoch ben Fragen fremd läßt, in welchen unſere Inilereſſen 
nicht unmittelbar ins Spiel kommen. Beinahe von allen Ländern Europa's 
anerkannt, hat Stalien feine Einheit baburch bethätigt, daB es in dem 
Mittelpunkt der Halbinjel feine Hauptfladt errichtete. Wir haben Grund, 
auf bie gewiffenhafte Erfüllung bes Vertrags vom 15. Sept. und auf bie 
unerläßlihe Aufrechterhaltung der Macht des beil. Vaters zu zählen... 
In Merico befeftigt fi bie durch ben Willen bes Volkes ge: 
gründete Regierung; bie Diffibenten baben, befiegt und zeriprengt, 
feinen Führer mehr; die nationalen Truppen haben ihre Tapferkeit bewiefen 
und das Land hat Bürgfchaften für die Orbnung und Zicherheit gefunden, 
welche feine Hülfsquellen entwidelt und feinen Handel mit Frankreich allein 
von 21 auf 71 Millionen gebradt haben. Wie ich voriges Jahr die Hoff: 
"nung ausdbrüdte, geht unfere Erpedition ihrem Ende entgegen. Ich benehme 
mid (Je m’entends) mit dem Kaifer Marimilian, um ben Zeitpuntt für 
bie Abberufung unferer Truppen feftzufeten, damit deren Rückkehr ohne Ger 
fährdung ber franzöfiichen Antereffen, zu beren Verlheidigung wir in bieles 
ferne Land uns begeben haben, vor fid) gehe. Siegreih aus einem furcht⸗ 
baren Kampf hervorgegangen, bat Nordamerika feine ehemalige Union wieder 
bergeftellt und bie Abfchaffung der Sclaverei feierlich verfündigt, Frankreich, 
das fein edles Blatt feiner Gefchichte vergißt, hegt anfrichtige Wünſche für 
das Gebeihen ber großen ameritanifhen Republik und für ben Fortbeftand 
von beinahe Hunbertjährigen freundfchaftlichen Beziehungen. Die durch das 
Berweilen unferer Armee auf mericanishem Boden in ben Ber. Staaten 
hervorgerufene Bewegung wird fich wor der Freimüthigfeit unferer Erflärun: 
gen beigwichtigen. Das amerifanifche Volt wird begreifen, baß unſere Er: 
pebition, zu ber wir es eingelaben hatten, feinen Sntereffen nicht zumiberlief. 
Zwei Nationen, die gleich fehr auf ihre Unabhängigkeit eiferfüchtig find, follen 
jeden Schritt vermeiden, ber ihre Würde und ihre Ehre mit ins Spiel zie- 
ben könnte. Im Innern bat mir die Ruhe, die zu bereichen nicht aufgehört 
bat, gejtattet, Algerien zu befuchen, wo, bas boffe ih, meine Gegenwart 
nicht unnüß geweſen fein wird, die Sinterefjen zu beruhigen, und bie Racen 
einander zu nähern. Meine Entfernung von Frankreich Hat übrigens 
bewiejen, baß ich durch ein offenes Herz und einen erhabenen Geift erfeßt 
werden konnte. Unfere Inſtitutionen fungiren inmitten befriebigter und ver⸗ 
tranensvoller Bevölferungen. Die Municipalwahlen find mit ber größten 
Ordnung und ber vollftändigften freiheit vorgenommen worben. Da ber 
Bürgermeifter in ber Gemeinde ber Nepräfentant ber Gentralgewalt ift, fo 
bat die Verfaffung mir das Recht verliehen, thn unter ben Bürgern zu wähs 
len. Aber die Wahl verftändiger und ergebener Männer bat mir faft überall 
erlaubt, ben Bürgermeifter aus den Mitgliedern der Municipalräthe zu wäh⸗ 
len. Das Gefet über bie Coalitionen, welches einige Befürchtungen 
hervorgerufen hatte, ift mit einer großen Unparteilichfeit Seitens ber Regierung 
zur Ausführung gebracht worden und mit Mäßigung feitens der babei Betheiligten. 
Die fo verftändige Arbeirerklaffe hat begriffen, daß je mehr Leichtigkeit man 
ihr zuerfannte, ihre Intereſſen zu erörtern, fie um fo mehr gehalten war, bie 
ne eines Jeden und die Sicherheit aller zu achten. Die Unterfuhung 

ber bie cooporativen Gefellfhaften bat gezeigt, wie gerecht bie 
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Grundlagen bes Geſetzes waren, welches ihnen Über dieſen wichtigen Gegen⸗ 
fiand vorgelegt worden if. Das Geſetz wird bie Errichtung zahlreicher Aſſo⸗ 
ciationen zum Vortheil der Arbeit und der Borausficht bes Alters (prevo- 
yence) erlauben. Um ihre Entwidlung zu begünftigen, habe Ich beſchloſſen, 
daß die Beiugniß fih zu verfammeln allen denjenigen zuerfannt wird, welche 
außerhalb der Politik übeg ihre induftrielen und commercielen Smtereffen 
fih berathen wollen. Dieſe Befugniß wird nur durch die Garantie begrenzt 
werden, welche bie üffentlihe Ordnung erbeilht. Der Zuftand unferer 
Finanzen wird ihnen zeigen, daß wenn bie Einnahmen ihrem auffleiger= 
den Kortichritt folgen, bie Ausgaben ji einer Abnahme zuneigen. Im neuen 
Budget find die zufälligen und außerordentlihen Hülfsquellen burdy normale 
unb permanente Hülfsquellen erjegt worden; das Geſetz über bie Schulden= 
tilgung, welches ihnen vorgelegt werben wird, wirb biefe SInflitution mit 
gewifjen Einkünften verfehen und den Gläubigern bes Staats neue Garantie 
geben. Das Gleichgewicht des Budgets ift durch einen Ueberfhuß an Ein= 
fünften gefichert. Um zu dieſem Refultat zu gelangen, haben ber Mehrzahl 
ber öffentlihen Dienftzweige Erjparniffe auferlegt werben müflen, unter 
Anderm auch bem Departement des Krieges Da bie Armee auf 
bem Sriedensfuß ift, fo blieb nur die Alternative, entweder die Cabres oder 
ben Effectivbeftand zu rebuciren. Diefe leßtere Maßregel war untbunlich, 
benn die Regimenter zählten kaum bie nöthige Zahl von Soldaten; bas 
Wohl des Tienftes rieth fogar bazu, fie zu vermehren. Indem wir die 
Cadres von 220 Compagnien, von 46 Schwabronen, von 40 Batterien aufs 
heben, aber indem wir die Soldaten unter bie beftehenden bleibenden Compagnien 
und Schwabronen vertbeilten, haben wir unjere Regimenter eber geſtärkt ale 
geſchwächt. Als natürlicher Wächter der Antereffen der Armee hätte ich dieje 
Reduction nicht zugegeben, wenn fie unjere Mifitirorganifation Hätten ver: 
ändern oder die Eriftenz von Männern hätte zertrümmern müſſen, beren 
Dienft und deren Ergebenheit ich babe würdigen gelernt. Die Beibehaltung 
& la suite aller Officiere ohne Truppen comprommittirt feine Zukunft und 
bie Abminiftration wird in ben adminiftrativen Carrieren der Offiziere und 
Unteroffiziere, welche fi) dem Zeitpunkt ihres Avancements nähern, bald bie 
regelmäßige Bewegung bes Avancements wieder berftellen; alle Intereſſen 
werden fih fo garantirt finden und das Baterland wird fich nicht denen 
gegenüber undankbar gezeigt haben, welche ihr Blut für dasfelbe vergießen. 
... — Inmitten biejes ſtets wachſenden Gedeihens, möchten unftäte Geifter 
(esprits inquiets) unter dem Vorwande, ben freifinnigen Gang ber Regie: 
rung zu befchleunigen, biefelbe in ihrer Bewegung hemmen, indem fie ihr 
jede Kraft und jede Snitiative nehmen. Sie bemädhtigen fidy eines von mir 
dem Kaifer Napoleon I. entlehnten Wortes, und verwecfeln die Unbeftändig- 
feit mit dem Fortichritt. Indem ber Kaifer fich für die Nothwendigkeit der all: 
mäbligen Vervollfommnung der menjchlihen inrichtungen erklärte, wollte 
er bamit fügen, daß bie einzigen dauerhaften Veränderungen bie find, welche 
mit Hilfe der Zeit durch Verbefferung ber öffentlihen Sitten vor fich geben. 
Dieſe Verbeſſerungen werben fih aus der Beſchwichtigung der Leidenichaften 
und nicht aus unzeitigen Umänderungen in unfern Grundgefegen ergeben. 
Welcher Vortheil kann in ber That barin liegen, ben folgenden Tag bas 
wieder anzunehmen, was man am Tage vorher zurüdgewielen hatte? Die 
Berfaffung von 1852, bie der Genehmigung bes Volkes unterbreitet wurde, 
unternahm es, ein vernünftiges und auf das gerechte Gleihgewicht zwischen 
ben verjchiedenen Staatsgewalten weislich berechnetes Syitem zu begründen. 
Sie hält ſich gleich fern von zwei ertremen Situationen. Mit einer Kammer, 
als Herrin bes Geſchickes der Minifter, ift die Erecutivgewalt ohne Autorität 
und obne nachhaltigen Zufammenhang (sans esprit de suite); fie ift da⸗ 
gegen ohne Kontrole, wenn die aus der Wahl hervprgegangene Kammer nicht 
unabhängig und im Befige ber ihr gebührenden Vorrechte ift. Unfere confti- 
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intionellen Formen, bie eine gewifie Webnlichleit mit benen ber Ber. Staaten 
baben, find deßhalb nicht mangelhaft, weil fie fi von denen Englands uns 
terfcheiden. Jedes Volt joll bie feinem Genius und feiner Ueberlieferungen 
entfprechenden Einrichtungen haben. Gewiß hat jebe Regierung ihre Fehler, 
aber werfe ich einen Blid auf bie Vergangenheit, jo kann ich mit frober 
Genugthuung fagen, daß, nah Verlauf von 14 Jahren, Frankreich nad 
Außen geachtet, im Innern ruhig ift, daß es feine politiihen Gefangenen in 
feinen Kerkern und feine Verbannten außerhalb feiner Grenzen bat. Hat 
man nicht feit achtzig Jahren über die Regierungstheorien bidcutirt? Iſt es 
nicht heute nützlicher, die practifchen Mittel zu fuchen, das moraliihe unb 
materielle Schickſal des Volfes beifer zu mahen? Beſtreben wir uns überall 
mit ber Erleuchtung — bie gefunden dconomifchen Doctrinen, bie Liebe zum 


- Guten und bie veligiöfen Principien zu verbreiten; fuchen wir durch bie 


Freiheit der Transactionen das fchwierige Problem ber gerechten Vertbeilung 
ber probuctiven Kräfte zu löſen, und fireben wir darnach, die Bedingungen 
ber Arbeit auf bem Felde wie in ben Werkftätten zu beſſern. Wenn alle 
Sranzofen, bie heute mit ben politiihen Rechten verfehen find, durch bie Er⸗ 
ziebung aufgeflärt fein werden, jo werben fie ohne Mühe die Wahrheit un: 
terfcheiden und ſich nicht vor betrügerifchen Theorien verführen laſſen; wenn 
alle diejenigen, welche in ben Tag hinein Teben, gefehen haben merden, wie 
der Bortheil zuwächſt, ben eine emfige Arbeit verfchafft, fo werben fie bie 
feften Unterftüger einer Geſellſchaft jein, die ihr Wohlergehen und ihre Würde 
garantirt ; endlich wenn Alle von Kindheit an diefe Grundſätze des Glaubens 
und ber Moral erhalten haben, die den Menfhen in feinen eigenen Augen 
erheben, jo werben fie wiffen, daß über dem menfchlichen Verftande, über ben 
Beftrebungen der Wilfenichaft und der Vernunft ein echabener Wille beftcht, 
welcher die Geſchicke der Individuen wie diejenigen ber Völker lenkt.“ 


Das ben Kammern vorgelegte „Erpofe über bie Lage bes Kaiſer— 
reichs“ (Blaubuh) fagt bezüglich der Stellung FZranfreihe zu Deutſch⸗ 
land: „...Die von Frankreich fowohl Dänemark als Deutichland gegenüber 
befolgte Politif wurde, wie fie es verdiente, von dieſen Mächten jelbit gewürs 
digt. Tas Kopenbhagener Cabinet bat die Gründe, welche uns beflimmte, 
nicht verfannt, und bat alle Gelegenheit ergriffen, um ber Loyalität unjerer 
Haltung während des Kriegs, fowie auch unfern freundichaftlien und wohls 
wollenden Bemühungen, um beilen Folgen zu mildern, feine Anerfennung 
zu bezeugen. Deutfchland feinerfeits konnte wahrnahmen, daß wir alten Vors 
urtheilen zuwider von keinem bötwilligen Gefühl gegen basjelbe befeelt feien, 
und wir können uns über die Gefinnung ber verſchiedenen beutjchen Staaten, 
ſowohl in ben birect mit ihnen verhandelten Fragen, als auch in dem allge: 
meinen Angelegenheiten, nur lobend ausſprechen“. Was die Stellung der beiden 
deutſchen Großmächte zu ben Herzogthümern betrifft, fo hebt die Darlegung 
nachdrücklich hervor, baß der Charakter ber Stipulationen von Wien (Gaftein ?) 
weſentlich proviſoriſch ſei. Die franzöfifche Negierung hege den Wunſch, daß 
„in dieſer Angelegenheit endlich eine Verſtändigung in dem von ihr ſchon von 
Anbeginn an fundgegebenen Sinn erfolgen möge.“ Ueber bie römiſche 
Frage mird gejagt: „... Da die Regierung des Königs Victor Emanuel 
bie Bedingung, welche ber Ausgangspunkt bes Uebereinfommens war (Vers 
legung der Hauptitadt) erfüllt hatte, jo fchien uns ber Augenblick gefommen 
zu fein, mit ber Räumung bes päpftlihen Gebiets zu beginnen. Das all: 
mähliche Heimfehren unferer Truppen in kleinern Abtheilungen war immer 
als die für ben heil. Stuhl günftigfte Combination angefehen worden. Man 
vermied auf diefe Weife die Erfhütterungen, welche ihr gleichzeitiger Abzug 
hätte hervorbringen können. Außerdem hatte diefe Maßregel einen andern 
Bortheil: indem man bie franzöfifchen Occupationstruppen auf eine gewilfe 
Anzahl von Punkten zufammenzog, und bie geräumten Provinzen ber Obhut 
ber päpftlihen Armee überließ, gewöhnt man biefe baran, jih allein zu 
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genligen. Se. Seifigteit bat biefe Beftimmungen genehmigen wollen und 
uns danfen lafſen für bie Fürſorge, durch bie fie eingegeben waren... . 
Die römische Curie beſchäftigt fi mit Vermehrung bes Effectivbeſtands 
ihrer Armee und ſucht fih in Stand zu ſetzen, felber für bie Aufrechterhal⸗ 
tung ber inneren Ruhe im ganzen Lande zu forgen. Wir Haben ihr unfere 
Mithülfe zur Erleichterung der Anmwerbungen und zur Organifation ibrer 
Streitkräfte angeboten. Durch Art. 4 der Eonvention vom 15. Sept. Bat 
Stalien fi bereit erflärt, einen verbältnigmäßigen Theil der ehemaligen 
römiihen Schuld zu übernehmen. Die Taiferlihe Regierung wünſchte der 
römischen Curie die Vortbeile diefer Clauſel zuzuſichern. Die Schwierigfeit 
beftand in der Ausfindigmachung von Ausdrüden für einen Gompromiß, ber 
von Seiten bed Papftes feine Verzichtleiftung auf feine früheren Vorbehalte 
bedinge. Das franzöfiihe Cabinet hofft bald in Gemeinfchaft mit dem Gas 
binct von Florenz zu einer Verſtändigung zu gelangen, welche der heil. 
ut, obne irgendein Opfer für feine Würbe zu bringen, wird annehmen 
könne — 


n... 
24. Jan. Geſetzgebender Körper: Die Regierung zieht den vorjährigen, 


25. 


29. 


ſelbſt von der Majorität ſo übel aufgenommenen Geſetzesentwurf 
bez. außerordentliche öffentliche Arbeiten förmlich zurück. 
„Eine Dep. des Herrn Drouyn de l'Huys nah Waſhington lehnt 
jede Verantwortlichkeit der franzöſiſchen Regierung für eine Reihe 
von Maßregeln der kaiſ. mexicaniſchen Regierung, über welche ſich 
das Cabinet von Waſhington durch ſeinen Geſandten in Paris be: 
ſchwert hatte, ab, zumal dieſelben größtentheils rein innere Ange⸗ 
legenheiten Merico’8 beträfen, die „keinen Beſchwerdegrund abgeben, 
für welche eine auswärtige Regierung Rechenſchaft verlangen könnte: 
„... Wenn man jedoch in Wajſhington hierüber anders denken' ſolle, fo 
begreife ich, daß man über die Mittel etwas in der Ungewißheit ſein 
könnte, um wen Rechtens die Beſchwerden zukommen zu laſſen, bie man 
hierüber erheben zu müffen glaubt. Weil es aber fchließlich der Bundes: 
regierung nicht zuſagt, die Regierung de facto des Kailere Marimilian als 
zu Recht beftehend anzuerkennen, und es ihr anderſeits als nichtölagend 
(d6risoire) erjcheint, fiy an die Regierungsgewalt zu wenden, welche fie als 
gefeglich anjieht, welche aber thatjächlich verihwunden ift, jo fann ich nicht 
als Folgerung zugeben, daß man ſich nunmebr an uns halte, um aus ber 
Berlegenheit berauszufonmen und um Erklärungen von und über Hand: 
lungen zu erlangen, welche aus ber fouveränen Autorität einer: fremden 
Regierung entipringen.“ 

Gefeßgebender Körper: Wahlprüfungen. Die Oppofition bringt 
fcandaldje Enthüllungen über den Einfluß der Regierungsgemwalt bei. 
Die Wahlen werben von der Majorität troßbem genehmigt, aber 
theilmeife nur mit 149 gegen 45 Stimmen (unb 64 Enthaltungen) 
und mit 160 gegen 62 Stimmen (und 39 Enthaltungen). 

Das ſechste Bataillon des Fremdenregiments geht nad) Merieo 
ab, wodurch der Beſtand des Iekteren auf 7000 Mann erhöht wird. 
„ Das franzöfifche Gouvernement geftattet ber päpftlichen Regierung 
bie Formation einer franzöfiichen Legion aus gebienten franzöſiſchen 
Soldaten, die in Antibes organifirt werben joll, | 


„ 


" 


9,—12. Febr. Senat: Adreßdebatte. Der vorgelegte Entwurf ſucht 
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bez. Merico ben vorausficdtlichen Rädzug aus Merico mit großen 
Morten zu deden, erflärt fi) bez. Rom ausdrücklich nicht bloß wie 
bie Thronrede für bie Aufrechthaltung ber Gewalt, fondern ber 
weltlihen Gewalt bes Papftes und fpricht fi wie bie Thronrebe 
mit Eifer gegen eine Ausbehnung ber politiſchen Freiheiten der 
Nation aus: 

Adreßentwurf: „...Ew. Majeſtät Hat angefündigt, baß biefe denk⸗ 
würdige mericanifhe Erpedition ihrem Ende nahe if, und daß Sie 
Sid mit bem Katjer Marimilian verftändigen, um ben Zeitpunft der Zurück⸗ 
berufung unierer Truppen feitzufegen, d. 5. diefelben Fraukreich zurüdzugeben, 
bas befriedigt ift, daß feine commerciellen Antereffen auf dieſem großen und 
reihen Markte, ber durch unfere Hülfe ber Sicherheit zurüdigegeben ift, in 
Zukunft bes Schutzes fiher find. Wenn, was die Vereinigten Staaten 
anbelangt, diefen in Folge eines Mißverftändniffes die Anweſenheit ber frans 
zöfiihen Fahne auf dem amerifanifchen Continente weniger angenehm erſchien, 
als zu einer anderen fehr glorreichen Zeit ihrer Gedichte, fo haben bie eners 
giſchen Mittheilungen Ihrer Regierung dargethan, daß nicht hochfahrende und 
drohende Worte unfere Rückkehr zur Folge baben könnten. Frankreich hat 
die Gewohnheit, ſich nur zu feiner Stunde in Bewegung zu ſetzen. Aber 
es erinnert fi gern an bie alte Freundfchaft ber Vereinigten Staaten. Was 
Sie von ihren verlangen, ift die Neutralität und das Völkerrecht. Daraus 
werben fie ſchnell einfehen, daß ein Krieg, der, wie fo oft erflärt wurbe, 
nur zum Schutze unferer Landesangehörigen gegen eine unloyale Megierung 
unternommen wurde, nicht in einen Krieg dev Eroberung, ber Herrichaft und 
ber Propaganda ausartet... Ebenfo fell auch in nicht ferner Zukunft das 
römiſche Decupationscorps nad) Frankreich zurückkehren. Wir ziehen 
und nicht deßhalb zurüd, um Stalien den Weg nah Mom zu eröffnen. 
Stalien bat ſich dieſes unterfagt und, um die Aufrichtigkeit feiner Abfichten 
zu beweilen, hat es feierlich Florenz, die Stadt der großen italieniſchen Er⸗ 
innerungen, zur Hauptftadt eines befondern Staates gemacht, gegenüber Rom, 
ber Stabt des heil. Petrus und bes Katholiciemus. In diefem Staat, ber 
fein eigen ift, befchäftigt fih der Papſt eifrig mit ber öffentlichen Ordnung, 
ben Bedürfniffen ber Regierung und der Organifation feiner Armee. Bereits 
bat in zwei Delegationen, aus denen fich unfere Solbaten zurüdgezogen 
haben, die gegen das Brigantenwefen entwidelte Energie ber päpftlichen 
Truppen ber Bevölkerung das Maß des wirffamen Schutzes, das ihnen bie 
fiy ſelbſt überlaſſene weltliche Macht bes Papſtes zuſichert, angegeben... 
Es war die ſchwierige Aufgabe der ſpäteren Zeiten, der Regierungsmacht 
alle Gewalt zu verleihen, welche das Volk allein zu verleihen vermag. Die 
Nationalcomitien vom 10. December und ber folgenden Jahre haben dieſe 
Aufgabe gelöst. Heute find Freiheit und Regierungsmadt aus dem Schooße 
bes Volles hervorgegangen, gleich in ihrem Urfprung und gleichfiehend in 
ihren Rechten. Um fie durch eim gerechtes Webereinfommen zu verbinden, 
wurde Die Verfafjung von 1852, die ebenfo fehr gegen eine unbeichränfte 
Gewalt, wie gegen eine zügellofe Freiheit ift, geichaffen. Ihr Gleichgewicht 
ftören, bieße ben Fehler derjenigen von neuem begeben, welche bie Freiheit 
einſetzten, ohne hinlänglich für die Regierungsmacht zu ſorgen. Das frans 
zöſiſche Volk will dergleichen nicht; es will ſein Werk nicht geſtört wiſſen und 
auf Formen, die es verwirft, und auf gewiſſe Freiheiten, die 
nurals Zügelloſigkeiten vor es hintraten, zurückgeführt werben. 
Es genießt der ausgebehnteften bürgerlichen Freiheiten unb eines fo ausges 
dehnten Rechtes ber Kundgebung feiner Gedanken, daß man manchmal von 
Gerihtswegen gegen bie verwegenen Angriffe auf Perfonen, Sitten und Res 
Tigion einfreiten muß. Es befigt vichterliche Unabhängigkeit, das ausges 
behntefte Wahl: und Stimmrecht, das Petitionsrecht, die Discuſſion und bie 
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wirkſame Eonttole ber großen Stmateläirper, bie Abſtinmmung über bie Gefebe 
und bie Steuern. Unter biefem belebenden Hauche ber Freiheit fühlt das 
franzöſiſche Volf, daß es 1789 nicht untreu geworben iſt, als es durch feine 
wiederholten Abftimmungen für bie Negierungsmacht jene für einen großen 
Staat fo nothivendige Concentration und bie dem franzöfifden Genius fo 
ſehr zuſagende kräftige Initiative ſchuf. .. In feinen Brincipien und in feiner 
Drganifation wird das Faiferliche Syſtem durch die Wohlthaten gerechtfertigt, 
welde in ben Gemüthern ber Völker das Recht einer Dynajtie begründen.” 

Bei dem Pallus über Merico verlangt Marſchall Forey Die 
Berftärfung der franzöfiihen Armee in Merico, Staatsminifter 
Rouher erklärt fih dagegen. Bez. der römiſchen Frage erflärt 
Rouber, daß die Thronrebe von nichts anderem habe reden können 
und reden wollen, als von ber „weltlichen“ Souveränetät und daß 
die Septemberconvention allerdings zwei von einander geſchiedene 
territoriale Souveränetäten, das Königreih Ytalien und Rom als 
das Patrimonium Petri in feiner gegenwärtigen GebietSausbehnung 
geſchaffen habe. Bei der ſchließlichen Abftimmung wird ber Ent: 
wurf unverändert von allen 124 Stimmen angenommen. (Prinz 
Napoleon hat fih an ber Debatte gar nicht betheiligt.) 


18. Febr. Der Kaifer nimmt die Antwortsabrefie des Senates entgegen 


26. 


und antwortet barauf: 

„Die Adrefie bes Senats ift ein beredter Commentar ber Thronrede unb 
führt aus, was ich angedeutet. Sie wünfchen, wie ich, Stabilität und vers 
nünftige fortichreitende Entwidelung unferer SInftitutionen. Die moralifche 
und phyſiſche Melt gehorcht allgemeinen Gefegen; nicht durch tägliche Er= 
hütterung der Grundlagen befchleunigt man bie Krönung des Gebäudes. 
Meine Regierung ift nicht flationär, fie will vorwärts gehen, aber auf bem 
feften Boden, der Macht unb Freiheit tragen Tann. Rufen wir ben Fort⸗ 
ſchritt zu Hilfe, bauen wir aber nur Stufe für Stufe jene große Pyramide 
auf, deren Grundlage das allgemeine Stimmrecht, deren Scheitel Frankreichs 
civilifatorifher Genius ift!“ 

„Geſetzgebender Körper: Beginn ber Adreßdebatte. Entwurf ber 
Adreßcommiſſion. Erſter Anſatz zu einer Mittelpartei aus dem 
Schooße der bisherigen Majorität. 

Abregentwurf der Commilfion: „Sirel Der gejeßgebende 
Körper ninımt gern mit Ew. Majeftät das immer allgemeiner bervortretende 
Beſtreben wahr, bie äußern Schwierigfeiten auf friedlichem Wege zu Iöfen. 
Dieſes Beftreben, welches durch Ihre Zuſammenkunft mit verjchiedenen Herrihern 
und durch die freundfchaftliche Vereinigung ber englifhen und der franzd- 
ſiſchen Flotte geftärft wurbe, ift ein neues Pfanb für ben Frieden, deſſen 
Aufrechterhaltung den Bebürfniffen der Völker entipricht, ben Wunſch Frank⸗ 
reichs erfüllt und der Weisheit feiner Negterung Ehre macht. — Wir haben 
immer mit bem Kaifer bie zuverfichtlihe Hoffnung (le ferme espoir) ge: 


theilt, daß zwifhen dem Papſtthum und Stalien eine ihren Bebürf: 


niffen, ‘dem Frieden Europas und ber Ruhe der Gemüther entiprechende 
Ausſöhnung herbeigeführt werben wird. Ber Vertrag vom 15. September 
wird, redlich ausgeführt, eine neue Bürgfchaft für bie weltliche Souverä⸗ 
netät gewähren, beren Aufrechterhaltung unerläßlich ift für die unabhängige 
Ausübung ber geiftlichen Gewalt bes heiligen Vaters. Unſere Erpebition in 
Merico ift dem Ausgang nahe, und das Land Hat bdiefe Zuficherung mit 


| Befriedigung entgegengenommen. Durch bie gebieterifche Pflicht nach Merico 
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geführt, unſere Staatsangehörigen gegen gebäffige Gewaltthätigkeiten zu 
hüten und Genugthuung für allzu gerechtfertigte Beichwerben zu erlangen, 
haben unfere Soldaten und Seeleute die ihrer Hingebung von Ew. Majeſtät 
anvertraute Aufgabe in würbiger Weije erfüllt. Diefe Erpedition bat aufs neue 
in biejen entfernten Rändern für die Uneigennütigfeit und bie Macht Frankreichs 
Zeugniß abgelegt. Das Volk der Vereinigten Staaten, das von langer 
Zeit ber bie Loyalität unferer Politif und die traditionellen Sympathien, von 
benen fie fich leiten läßt, Tennt, barf aus ber Anwefenheit unferer Truppen 
auf mericanifhem Boben feinen Argwohn ſchöpfen. Ihre Abberufung 
einem anderen Ermeffen als dem unfrigen anheimftellen 
wollen, bieße unferen Redten und unjerer Ehre zu nabe 
treten. Ihrer Obhut, Sire, find fie anvertraut, und ber geſetzgebende 
Körper weiß, baß fie mit einer Frankreichs und Ihres Namens würbigen 
Sorgfalt darüber wachen werden. Die Rube im Innern bat Ihnen erlaubt, 
Algerien zu beſuchen, beifen Bebürfniffe nicht reiflich genug erwogen werben 
fönnen, und ihm einen neuen Beweis Ihrer Theilnahme zu geben. Ihre Abs 
weſenheit Hat der Kaiferin Gelegenheit geboten, jene jeltenen unb edlen Cigens 
ihaften zu zeigen, welche den Glanz ber Krone unb bie Sicherheit bes Landes 
noch erhöhen. Mitten in biefer Ruhe baben Millionen von Wählern in 
vollfommenfter (Freiheit die Erneuerung ber Gemeinderäthe vorges 
nommen. Diele umfaffende Bewegung ber öÖffentliden Meinung Hat für 
ben Geift der Ordnung Zeugniß abgelegt, ber unter ben Bevölkerungen berifcht, 
und Ihre Regierung bat nur ausnahmsweiſe von bem nothwendigen und con: 
ferpativen Recht Gebrauch zu machen gehabt, das die Verfaffung zufichert. Das 
Coalitionsgeſetz, der Entwurf bezüglich ber cooperativen Gejellichaften 
und der zur Begünftiaung ihrer Entwidlung biemenden Grleichterungen er: 
jchließen eine neue unferer gemeinfamen Sorgfalt würdige Praris (ouvrent 
une ere d’exp6rimentation). Der Beiltand bes gefeßgebenden Körpers wirb 
Ihnen niemals fehlen, Sire, wenn Cie bie Maßregeln, welche das Intereſſe 
ber arbeitenden Clafien etwa erheifchen follten, mit ben Bebürfniljen ber 
öffentlihen Ordnung in Einklang zu bringen haben. — Die Unterfudung, 
welde zum Zwed bat, bie Bebürfnilje und Wünfche bes Aderbaues mwahrs 
zunehmen unb ins Licht zu ſetzen, wird im Lande wie unter uns mit dem 
Gefühl der Tebhafteften Dankbarkeit aufgenommen werden. Wir find über: 
zeugt, ber Abfiht Ew. Majeftät zu entiprechen, wenn wir bie Hoffnung aus⸗ 
brüden, daß dieſe Unterfuhung in allen Departements in einer Weile vor⸗ 
genommen werben möge, welde ben verjchiedenen Intereſſen geftattet, fich 
mit ber vollftändigften Freiheit kund zu geben. Die aderbauenden Bevölke⸗ 
rungen, fo arbeitſam, fo bejcheiden und dem Kaiſerreich jo tief ergeben, werben 
Ahnen, Sire, die Leiden, bie fie erdulden und die Unterftüßungen, bie fie 
erwarten, mit Bertrauen vorlegen. — Wir wünſchen uns mit Ew. Majeftät 
Glück zu ber Verbefferung unjerer Finanzen und wir prüfen bas auf bie 
Schuldentilgung bezügligde Geſetz mit ber Aufmerkſamkeit, bie ein fo wich⸗ 
tiger Gegenjtand erheiſcht. — Die in ben öffentlichen Dienftzweigen vorgenoms 
menen Erfparniffe entipredden einem von dem gefeßgebenden Körper mehr: 
fach ausgeſprochenen Wunſch; da. aber der Kaifer zu gleicher Zeit Hüter ber 
Intereſſen des Heers ift, fo hat er Sorge tragen müffen, unfere militärifche 
Drgantfation nicht zu Schwächen und die vom Land übernommene Schulb an 
Bicenigen heimzuzablen, bie ihn: tapfer gedient haben. — Mit Recht haben 
biefe Eriparniffe die ben öffentlichen Arbeiten zugewieſenen Mittel unberührt 
gelaffen; ber Aderbau, ber Handel und bie Induſtrie legen ben - größten 
Werth auf die Ausbehnung und Vervollkommnung aller Verfehrswege. — 
Dem Unterricht mußten die ihm zugewiejenen Hülfsquellen ebenfalls unberührt 
gelaffen werben. Der Volks unt erricht bat; Dank den thätigen und gleichzeitigen 
Bemühungen bes Staats, ber Gemeinden und ber Familie, nicht aufgehört, 
löbliche und beharrliche ortfchritte zu machen, Indem wir biefem dreifachen 
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Aufammenwirken mehr unb mehr unfere Unterkübung leihen, werben wir 
dahin gelangen, ben gemeinfamen Wunih Ew. Maj. und des gefeßgebenben 
Körpers zu verwirklichen unb bie fchon jetzt beichränfte Zahl ber Kinder, 
welche der Wohlthat des öffentlichen Unterrichts beraubt find, mit jedem Tag 
zu verringern. Der Frieden nad außen, die Orbnung und bie Thätigkeit 
im Innern legen ein gemeinfames Zeugniy ab für bie beilbringenbe Initia⸗ 
tive Ihrer Regierung und für das Vertrauen bes Landes in bie Stabilität 
unferer Einrihtungen, berem Grundlagen auf ber freien unb feier: 
lien Abfiimmung des franzöfiichen Wolfes ruhen. Diefe Stabilität bat 
nichts mit dem weijen Fortſchritt unjerer Freiheiten unverſöhnliches. Sie 
haben es ſchon bewiefen, Sire, und die Vergangenheit Bürgt für bie Zu: 
kunft. Die Einrichtungen entwideln, die Arbeit und ben Erebit ſicher ftellen, 
bie Öffentlihe Sicherheit Fräftigen und bie religiüfen Grundlagen befeitigen, 
obne welche bie beiten Geſetze EN ae bleiben — das iſt das fruchtbare 
Wert, an weldem Ew. Majeftät bie großen Staatögewalten theilnehmen 
läßt, und welches bie Bande immer enger Enüpft, bie Frankreich mit Ihrer 
Berfon und Ihrer Diynaitie vereinigen.” 

Amenbementsanträge zum Adbreßentwurf: 

Antrag ber Oppofition zu $ 1 bez. bie auswärtigen Berhäftniffe: „Allein, 
um dauerhaft zu fein, muß diejer Friede auf ber Achtung bes Rechtes be⸗ 
ruhen. Wir können nicht fehen, daß man biefes Recht in Deutichland ver⸗ 
lege, ohne laut unfere Mißbilligung fundzugeben. — Frankreich, das es fich 
zum Ruhme anrechnet, das Dogma ber Volksſouveränetät wieder bergeftellt 
zu haben, ift es fich jelbft jchuldig, gegen die Conventionen zu proteftiven, in 
welden bie Gewalt über bie Völker verfügt.” 

Antrag ber Oppofition zu G 2 bez. Septemberconvention: „Nah ben 
feierlichen Erflärungen ber Regierung bat Niemand das Recht, vorauszu- 
jeten, baß fie daran benfe, bie Convention vom 15. Sept. zu umgeben; fie 
würde fie umgeben, wenn fie fortführe, auch nur inbirect ben Willen bes 
römishen Bolfes zu unterdrüden. Wir müfjen Rom verlafien, weil wir 
nad ben eigenen Worten ber Regierung bort bem Rechte zuwider uns be- 
finden. Verſichern, daß bie weltliche Gewalt bie einzige Stüße ber religiöfen 
Sinterefjen ift, hieße bie ewigen Wahrheiten auf das Niveau ber veränberlichen 
Nothwendigkeiten der Politik herabbrüden”. 

Antrag ber Oppofition zu F 3 bez. Merico: „Wir haben von Anbeginn 
an bie mericaniihe Erpedition verbammt, indem wir auf bie Berlegenheiten 
und Opfer, bie fie Fraukreich bereiten würde, binmiefen. Für das ver: 
wichene Jahr warb die Rückkehr unferer Solbaten feierli angekündigt; wir 
bedauern, daß fie einen Aufichub erlitten bat, ben bie franzöfiichen Intereſſen 
nicht rechtfertigen. Tas Volt bat die erften Erklärungen ber Regierung über 
bie Urſachen ber Expedition nicht vergefien und ift erftaunt, daß unfere Armee 
beute zur Vertheibigung eines fremden Thrones beſtimmt ift.“ 

Antrag ber Oppofition zu $ 9 bez. gebrüdte Lage bes Aderbaues: „Von 
ießt an muß es anerfannt werben, daß ber Aderbau bas Recht bat, auf Be: 
feitigung ber Mutationsabgaben zu bringen, bie Verminderung bes Con⸗ 
tingents und größeres Madbalten in ben fterilen Berfchönerungsarbeiten zu 
verlangen, welche dem Boden viel Kräfte und Capital, bie ihm nothwendig 
find, entziehen.” 

Antrag von 36 Mitgliebern der bisherigen Majorität zu F 12 bez. Aus⸗ 
dehnung ber politifchen Freiheiten: „In bieler Stabilität liegt nichts, das 
mit einem weilen Fortſchritte unferer Inftitutionen unvereinbar wäre. Frank⸗ 
reih, feft der Dynaſtie anhängend, bie ihm die Ordnung fihert, iſt nicht 
weniger anbänglih an bie Freiheit, bie es für bie Erfüllung feiner Geſchicke 
nothwendig hält. Der geſetzgebende Körper glaubt benn auch ber Dolmeticher 
ber öffentlichen Meinung zu fein, indem er zu ben Stufen bes Throne 
Ew. Majeftkt ben Bunih bringt, dem großen Acte von 1860 bie Entwides 
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lungen zu geben, welche er in ſich fchließt. Die Nation, indem fie burch Ihre 
liberale Initiative in intime Beziehungen zu ber Führung ihrer Angelegens 
heiten tritt, wird ber Zufunft mit vollfommenem Vertrauen entgegenfehen.” 

Antrag von 17 Mitgliedern der Majorität zu demſelben $ mit fpecieller 
Beziehung auf die Preffe: „Wir äußern den Wunſch, daß in ber Preßgeſetz⸗ 
gebung die Jurisdiction ber gewöhnlichen Gerichte an bie Stelle bes abs 
miniftrativen Syſtems gefeßt werben möge.” Antrag ber Oppofition 
zu demſelben $ im Ganzen: „Frankreich bat das tiefe Gefühl feiner Rechte 
und ben Willen fie auszuüben. Die Confitution bat, indem fie bie 
Souveränetät des Volles prochamirte, erflärt, die PBrincipien von 1789 zu 
beftätigen unb zu garantiren, fie hat aus dieſen PBrincipien bie Grundlagen 
bes öffentlichen Rechtes gemadt. Frankreich bat demnach ein Recht auf 
freie Brefje. Indeß confiscirt bie adbminiftrative Willkür, ber die perio: 
biiche Preſſe unterworfen ift, und bie unter einer neuen Form wieberber: 
geftellte Genjur und die dem Gejchiwornengerichte, ihrem natürlichen Richter 
entzogenen Preßprocefje vernichten bie Freiheit der Diocuſſion. Frankreich 
bat ein Recht auf freie Wahlen; indeß beſteht das Syftem ber officiellen 
Candidaturen mit feinen unvermeibliden Mißbräuden fort; das Berfamm: 
lungsrecht wird geleugnet und die bedenklichſten Eingriffe in die Ausübung 
ber allgemeinen Wahlen rühren gerade von denjenigen ber, beven Mifjion es 
it, das Geſetz zu achten und bie Aufrichtigkeit der Abſtimmung zu fichern. 
Es Hat ein Reht auf municipales Leben, welches eine der nothwendigſten 
Bedingungen der Freiheit ift; dennoch wählt bie Regierung, ihren Verſprechungen 
zum Troß, ohne Nothwendigkeit die Bürgermeiſter außerhalb ber erwählten 
Räthe; fie löſt beim geringiten Anzeichen des Widerſtandes bie Municipals 
räthe auf; fie verurtbeilt Paris und Lyon zum Syſtem ber municipalen 
Commiffionen. Es bat ein Recht, in ber Verantwortlichkeit ber 
öffentlichen Beamten eine Sanction der Geſetze zu finden, welche bie 
Bürger ſchützen; dennoch können bie Agenten ber Regierung nur fraft ber 
Autorifation der Megierung felbit, die hier gleichzeitig Richter und Partei iſt, 
verfolgt werben. Frankreich würbe gerne das ihm vorgeführte Beiſpiel ber 
Bereinigten Staaten annehmen, allein es will nicht von ber Republik und 
ber Monarchie das, was die Autorität bildet, entlehnen unb babei in jeber 
biejer Regierungsformen das zurüdweien, was bie Freiheit bildet, — Ohne 
politifche Freiheit ift Fein Recht gewährleiftet. Die Freiheit allein kann zur 
Freiheit großziehen. Nur fie vermag die geiftige Erkenntniß zu heben und 
bie öffentlichen Tugenden zu entwideln. Der Willfür den Unterricht in ber 
Freiheit anvertrauen, beißt in ber dem vorgeftedten Ziele entgegengefebten 
Richtung wandeln. Umgeben von freien Staaten, bie es felber in bie rei: 
beit — baf, ſetzt das franzöſiſche Volk ein zu großes Vertrauen in 
feinen Genius und ift zu ftolz auf jeine Vergangenheit, als daß man es 
als unter Euratel geftelt behandeln und unfähig ober unwürbig erklären 
bürfte, felber die glorreiche Laft feiner Geſchicke zu tragen.“ 


Allgemeine Debatte. Rebe des Hrn. Thiers: 


Thiers entwidelt zunächſt das Recht, welches Frankreich auf feine eigenen 
Angelegenheiten beſitze. „Als im Jahre 1852 cine plöbliche Goncentration 
aller Gewalten in die Hand Napoleons IIL flattfand, hieß es, dieſe Eon: 
centration ſolle nur vorübergehend fein, bis die Ruhe und Orbnung in 
Frankreich wieder völlig bergeftellt fein werde. Allein biefe Frage der Zeit 
wirb feit einem Sabre in eine Principienfrage umgewandelt... Die parlas 
mentarifchen Inſtitutionen, welche Frankreich befaß und wieher verlangt, 
werben als eine Beeinträchtigung ber Megierungsgewalt und al® Dinge ers 
Härt, bie gerade barum, weil fie abgeſchafft worden find, nicht mehr einges 
führt werden dürfen. In einer folchen Lage bleibt nichts übrig, als bas 
Recht, welches Frankreich auf bieje Inftitutionen Bat, Mar und ohne Bitterkeit 


* 
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darzulegen. Was vor Allem das Recht ber herrſchenden Dynaftie betrifft, fo 
wird e8 von Niemanden in Frage gezogen und barım Tann man auch ver- 
langen, baß bie Dynaſtie die Rechte Frankreichs, bie auf ben unveräußerr 
lihen Brincipien von 1789 beyründet find, auerkenne. Diefe Rechte laſſen 
fih auf bie beiden Aiele zurüdführen, welche die Revolution erreihen wollte: 
auf das fociale, die Gleichheit nämlich vor dem Gefeke, und auf das polis 
tilhe, bie Befreiung Frankreichs. Frankreich bewahrt nun, auch wenn es 
fih eine Dynaſtie gibt, immer feine Souveräinetät als Nation, fein Recht 
erliicht nicht mit Einführung diefer Tynaftie, ſondern e8 muß der wirkliche 
Ausbrud des öffentlichen Willens bie Regel für jedwede Handlung ber Re: 
gierung werben. Jede Monarchie, bie in ber Neuzeit begründet wirb, muß 
auf dem Princip ber Sonveränetät ber öffentlichen Meinung beruhen. Damit 
nun dieſe öffentliche Meinung ſich bilden, fih ausbreiten und in ihrem wahren 
Ausbrud vor die Inhaber der Bffentlichen Gewalt treten Tann, find bes 
fimmte Freiheiten nothmenbig.” Als foldhe nothwendige Erforberniffe be⸗ 
zeichnet. Thiers die Sicherfiellung jebes Staatsbürgers gegen Willkürhand⸗ 
lungen ber Regierung; bie Freiheit bes Wortes und der Schrift; das Ber: 
fammlungsredt und die Wablfreibeit. An lebteres Poftulat anfnüpfend, 
ſpricht er fih über die Stellung der Ranbesvertreter folgendermaßen aus:... 
„Welches Tann für bie Freiheit, deren wir bier genießen müffen, bas fie ein= 
ſchränkende Geſetz und Tribunal fein? Das Geſetz, das Tribunal find Sie, 
meine Herren! Man bat noch Fein anberes entbedt und ich, ber ich feit 
Beinahe 40 Jahren in den franzäfiichen Kammern fie, habe immer gefunden, 
daß biefe Autorität binreicht.” Aus biefer Freiheit der Volfsvertretung er: 
gibt fih nun, wie er weiter ausführt, unter ber einzigen Berantivortlichkeit, 
bie ber Kammer felbft gegenüber beiteht, das Recht ber Interpellation. Wenn 
nun durch bie individuelle Freiheit, durch bie Preß⸗ und Wahlfreibeit, fo 
wie durch die unbebingte Discuſſions⸗ unb Snterpellations- Freiheit in ben 
Kammern bie öffentliche Meinung fih allmählich beranbildet, fo erlangt fie 


durch ben Majoritätsbefhluß der Vertreter ber Nation ihren gejeßlichen 


Charakter und kann fi nicht auf das, was man unter ber alten Monarchie 
eine „Vorſtellung“ (r6monstrance) nannte, zurüdführen laſſen.“ Nein, 
biefe geſetzlich gemorbene öffentlihe Meinung ift fein leerer Schall, 
fie u das Ziel erreichen, welches bie Principien von 1789 fih geftedt 
haben, fie muß bie Megel für bie Handlungen ber Regierungen werben. Wenn 
fich bie öffentlihe Meinung in volllommener Uebereinftimmung mit ben In⸗ 
babern ber Autorität befindet, dann ift an Perfonen und Dingen nichts zu 
ändern; wenn fie aber nicht mit ber Autorität übereinftimmt, bann Ändert 
man in ber Republif das Staatsoberhaupt, in ber Monarchie, die in Europa 
gilt, die Minifter der Krone.” Daraus ergibt fi für ihn, auch ohne daß 
ein fpecielles Geſetz erlafien iſt, bie Minifterverantiwortlichkeit von felbft. 
Gegen den Einwand, das parlamentarifche Negiment ftelle die Krone eines 
großen Landes unter das och ber Berfammlungen, bemerkt er: „Es bat ja aber 
bie Krone das ungemein große Vorrecht, bie Kammer aufzulöfen unb an 
das Land zu appelliven. Hat nun bie Tünigliche ober bie faiferliche Krone 
bon biefem allerhöchſten Rechte, und anderjeits bas Land von dem feinigen 
Gebrauch gemacht, Kat biefes über feine Vertreter zu Gericht gefeffen und fie 
wieber auf ihre Bänke zurüdgeichidt, fo trägt die Krone nicht mehr das 
„Joch ber Berfammlung“ , fonderın das Joch des Landes ſelbſt. Entweder 
muß man bie moberne Monardjie, bie von 1789, in Abrede ftellen, ober 
man muß anerkennen, baß das och des Landes fein bemüthigendes, fonbern 
ein nothwenbiges if.” Im zweiten Theil feiner Rebe fucht Thiers nachzu= 
weifen, daß bei Allem, was jeit 1852 geſchehen, bie Mitwirfung ber öffent⸗ 
lichen %reiheiten weder unnüß, noch fchäblich geweien wäre, indem er bez. 
ber inneren Fragen namentlich die durch die ungehinderte Action ber Auto« 
sität jo ſehr beichleunigten und gebäuften, bem Handel, ber Induſtrie und 
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dem Aderbau ſchädlichen, der Nation octroyirten freigänblerifchen Reformen 
tabelt, welche durch eine Vertretung, die im Befite wirklicher politifcher Frei: 
heiten und Rechte gewefen wäre, controlirt und auf ein beftimmtes Maß 
zurüdgeführt worben wären und indem er ferner bezüglich der auswärtigen 
Bolitif des Kaiferreichs alle die fernen Erpeditionen, zumal bie — 
verwirft, namentlich aber die Ueberzeugung ausſpricht, daß, wenn man vor 
Beginn des italieniſchen Feldzugs von 1859 das Land um Rath gefragt 
hätte, daffelbe nicht für das Zuſtandekommen einer italieniihen Einheit ein⸗ 
getreten wäre. Es fei dadurch eine Nation mit 26 Mil. Seelen neben 
Frankreich erftanden, mit ber die 4O Mill. Deutjchen von Herzen gern fich 
einigen würden. Und dabei babe man Rom geopfert und durch die Sep: 
temberconvention ſich in bie Gefahr geftürzt, in einem halben Jahre zwiſchen 
Stalien, dem Werk des ziveiten Kaiferreichs, und Nom, bem Werk von tau: 
jend Sahren, wählen zu müſſen.“ j 

27. Gebr. Geſetzgeb. Körper: Allgemeine Adreßdebatte. Rede von Latour: 
Dumoulin [Programm der neuen Mittelpartei — ber 36 Unter: 
zeichner des gemäßigten Amendements zu dem Abjak über bie in- 
‚nern Freiheiten: er und feine Freunde wollten weiter nichts als eine 
gewiſſe Snitiative für die Kammer, das allgemeine Recht für bie 
Preffe, die minifterielle Verantwortlichkeit, eine ernſtliche Controle 
in Finanzangelegenheiten und eine Abänderung in ben Beitimmungen 
des Amendementsrehtesg]. Scandal in Folge der Rebe des Hrn. 
Glais-Bizoin. 


1. März. Geſetzgeb. Körper: Beginn der Specialdebatte über den Adreß⸗ 
entwurf, Debatte über $ 4, namentlidy über das Verhältniß zu den 
Borgängen in Deutichland. Reben von J. Fabre und des ‚Staats: 
rathspicepräfidenten Parieu. Das Amendement ber Oppofition wird 
nicht fofort verworfen, fondern der $ gegen alle bisherige Gewohn⸗ 
heit an die Commiflion behufs einer neuen Redaction zurückgewieſen. 

2. „Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Römiſche Frage; Feiner ber 
Regierungsvertreter ergreift ba8 Wort; das Amenbement ber Oppo⸗ 
fition wirb verworfen. — Mericanifhe Frage: das Amendement ber 
DOppofition wird abgelehnt und ber Paſſus des Entwurfs „unter 
Vorbehalt“, bis die biplomatifche Correſpondenz bez. Mexico's vor: 
läge, angenommen. 

3. „ Gefebgeb. Körper: Adreßdebatte. Die Adreßcommiſſion ſchlägt 
einen Zufab zum erften Abfab ber Adreſſe vor: 

‚Wir find mit der vom Kailer gegenüber Deutſchland befolgten Bolitit 
einverftanden; dieſe Neutralitätspolitit, welche Frankreichs Theilnahme an ben 
Ereigniffen nicht ausjchließt, entjpricht unjern Intereſſen.“ 

Rouher erklärt fi Namens der Regierung mit dem Zuſatz ein: 
verftanden, worauf derſelbe mit 238 gegen 14 Stimmen angenom- 
men und das Amendement der Oppofition gegen 21 Stimmen, ein 
anderes von Morin auf Befragung der Bevölkerung von Schlesivig- 
Holftein gegen 30 Stimmen abgelehnt wirb. 

5. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Algierifche Frage, “Die been 
bes. Kaifers (während und nad feinem Beſuche in — im Jahre 
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1865) werden von der Regierungsfeite ſtillſchweigend fallen ge⸗ 
laſſen. 

7—12. März. Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Ackerbaufrage. Poli: 
tiihe Bedeutung berjelben. Eine Reihe von Amendementd werden 
verworfen, ein ſolches der Schubzöliner mit 192 gegen 37 Stimmen. 


15. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Unterrichtsfrage. Ein Amendement 
von Havin (Siecle) auf Einführung des unentgeltlien und obliga= 
torifhen Volksunterrichts wird abgelehnt. 


16—19. März. Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Trage der innern Frei— 
heiten. Reden J. Favre's (für das Amendement der Oppofition), 
Olivier und Buffets (für das Amendement der auf 46 angewach— 
jenen urfprüngliden 36), Rouhers (gegen bas Programm ber neuen 
Mittelpartei). Bei der Abftimmung werden alle Amenbenents ver- 
worfen, das ber Oppofition mit 237 gegen 17, das ber Mittelpartei 
mit 206 gegen 63 (46 417) Stimmen. 

20. „ Geſetzgeb. Körper: Schluß ber Adreßdebatte. Das Amendement 
der 17 (von der Majorität) zu unten der Preſſe wird mit 188 
gegen 65 Stimmen abgelehnt und bie ganze Adrefje mit 251 gegen 
17 Stimmen (8 enthalten fi) angenommen. 

22. „ Der Kaijer nimmt die Abreffe des gejfebgeb. Körpers entgegen 
und antivortet darauf: 

„Die große Mehrheit der Kammer bat jeßt wieder durch die Adieſſe die 
Politik gebilligt, weile ung durch 15 Jahre Ruhe und Wohlfahrt gab. Ach 
danfe Ihnen. Ohne fi durch eitle Theorien hinreißen zu laflen, haben Sie 
fih gefagt: „Auch wir fireben basjelbe Ziel an, indem wir die Leidenſchaften 
zu bejänftigen und bie Bebürfniffe der Geſellſchaft zu befriedigen fuchen“. Laf- 
jen wir uns nicht durch allgemeine Intereſſen leiten? Welcher Reiz liegt in 
Ihrem Mandat, in Meiner Gewalt, wenn e8 nicht bie Liebe zun Guten ift? 
Hätten Sie alle Ihre langen, mühſamen Arbeiten getragen, wenn Sie nicht vom 
wahren Ratriotismus befeelt gewefen wären? Hätte Ich feit 48 Jahren bie 
Regierungslajt, die ewige Sorge, bie ſchwere Verantwortlichkeit vor Gott und 
ber Nation ertragen, wenn Ich nicht die Kraft in Mir fände, welche das 
Tflihtgefühl und das Bewußtſein einer nützlichen Mifjton verleihen? Frank⸗ 
reih will gleich uns Fortſchritt, Stabilität, Freiheit, aber.jene Freiheit, welche 
Sntelligenz, hochherzige Sefinnung, edle Beſtrebungen, Arbeit hervorruft, nicht 
jene an Willfür grenzende Freiheit, welche die ſchlechten Leidenſchaften erregt, 
ben Glauben zerftört, zum Haß aufftachelt und Verirrung erzeugt; es will 
jene Freiheit, welche die Controle aufflärt, und bie Regierungshandblungen 
biscutirt, nicht jene, welche das Werfzeug der heimlichen Untergrabung und 
bes Umſturzes ber Regierung wird. Vor 15 Sahren, als nomineller Leiter 
des Staats ohne wirkliche Macht und ohne Etübe in bern Kammern, wagte 
Ich, geitügt auf Mein Gewiffen und bie Abfimmung des Nolfs zu erktären, 
Tranfreih jol in Meinen Händen nicht untergehen, Ich babe Wort gehalten. 
Seit 15 Jahren entwicelt fich Zranfreih und wird groß, und feine hohe 

Beſtimmung wird fich erfüllen. Nach uns werden unfere Kinder das Werk 
fortfegen ; dafür bürgen die Mitwirfung ber großen Staatsförper, bie Hin: 
gebung der Armee, der Patriotismus aller guten Bürger und ber göttliche 
Schuß, ber Frankreich nie gefehlt.” 


30, „ Der „Moniteur” veröffentlicht einen miniſteriellen Bericht unb 
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ein Falferl. -Deeret bez. Einfekung und Befugniffe einer Commiſſion 


zu Unterfudjung der Lage des franz. Aderbaues, 


| 3, Apr. Der in außerorbentlicher Miſſion nad Merico geſchickte Baron 


5. 


10. 


17. 


Seillarb trifft wieder in St. Nazaire ein. 
„ Der „Moniteur” verkündet als Reſultat der Miffion des Baron 
Seillard nah Merico: 

„In Folge der zwiſchen Hrn. Dano, dem franzöfifchen Gefandten, Sr. 
Erc. dem Marſchall Bazaine und der mericaniihen Negierung ausgetzufhten 
Eröffnungen hat der Kaiſer angeortnet, bag bie franzöjifhen Truppen in 
drei Abtheilungen Merico räumen follen: die erite geht im November 1866, 
die zweite im März 1867, und bie dritte im November besjelben Jahres 
weg. Zwiſchen beiden Regierungen find Unterhandlungen eingeleitet, um an 
die Stelle der finanziellen Stipulationen des Vertrags von Miramar neue 
Bedingungen zu dem Zwecke zu jeßen, daß der Schuldforderung Frankreichs 
und den an den mericanifchen Anleihen betheiligten Intereſſen Garantien 
zugefihert werden.” 

„ Senat: Eine Petition, die im Gegenſatze zu Art. 45 ber Ber: 
faffung verlangt, daß aud dem gefebgeb. Körper das Recht einges 
räumt werden folle, Petitionen entgegenzunehmen, wirb gegen ben 
Widerſpruch Perfigny’s und einiger anderer Senatoren al® ber Ber: 


- faffung zuwiberlaufend faſt einftimmig durch bie Vorfrage bejeitigt. 


Leverrier bemerkt nad der Abftimmung: „Wohlgemerft will bas 
To viel heißen, daß man nirgend anderswo ale im Senat bie Vers 
faflung digcutiren kann.” 

„Nach heftigem Wahlkampfe fiegt im Wahlkreis Straßburg in einer 
Ergänzungswahl zum gejeßgeb. Körper ber Regierungscandidat Baron 
de Bufliere über den Candidaten der Oppofition Laboulaye. 


Ende Ayr. Hr. Drouyn de l'Huys regt beim englifhen Cabinet bie Frage 


einer Conferenz der neutralen Großmächte an, um ben Ausbruch 
eined Krieges in Deutſchland zu verhindern. England erklärt ſich zu 
irgend einem vermittelnden Schritte geneigt, wäre auch bereit, an 
einem &ongreß ober einer Conferenz Theil zu nehmen, meint aber 

„eine Unterhandlung über die wichtigften Puncte, von denen ber Friebe 


' abhängt, würbe auf einen Congreß, der nicht die Macht hätte, fie mit Ges 


walt zur Geltung zu bringen, unfehlbar ſcheitern; und I. Maj. Regierung 
würde ebenfo abgeneigt wie ber Kaifer fein, fih an einem Congreß zu bes 


en ber Angefihts Europa’s feine Ohnmacht, den Frieden zu erhalten, 
darthäte.“ 


1. Mai. 1200 Mann Truppen gehen nach Merico ab, angeblich bloß 


3. 


behufs Ausfülung eingetretener Lüden. | 

„Geſetzgebender Körper: Debatte über das Contingentsgefeß von 

‚400,000 Dann für 1866. Die Debatte geftaltet fi zu einer 

ſolchen über die beutfche Frage. Staatsminiſter Rouher erklärt, bie 

Regierung könne fih auf dieſe Discuflion nicht einlaffen, ohne ſich 

ernften und zahlreichen SInconvenienzen auszujeken; er müſſe fi 
22° 
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begnligen, ihre Haltung in brei Puncien zufammenzufaflen: friebliche 
Politik, lohale Neutralität, vollfländige Actionefreiheit. Rede bes 
Hrn. Thiers gegen die Politit ber Regierung, in Wahrheit gegen 
die Haltung des Kailerd gegenüber Deutihland und Preußen: 

„Bon jeher fei es das größte Folitifche Frincip Guropa’s, daß Deutſchland 
aus unabhängigen, burd ein einfaches Küberaticband mit einander verbun⸗ 
denen Staaten beſtehe. Die Teutichen hätten vollfommen bas Recht, ihren 
Bundestag mit ben been ber Neuzeit in Einklang zu bringen und benfelben 
in Sinne ber Einheit umzugeftalten: allein fie ſollten nicht vergeffen, daß 
fie ih gegen Europa unb gegen bie großen Principien bes europäiſchen 
BVölferrechtes vergeben würben, wenn fie cin Teutfchland bilten wollten, in 
welchem bie Einzelftaaten als geirennte unabhängige Eriftenzen aufgingen. 
Preußen fei nun ber Staat, ber berartige Pläne im Schilde führe. Es möchte 
buch einen glüdlihen Krieg zwar gerade noch nicht bie 50 Mill. Deutſche 
in feinen 14 Millionen aufgeben lajfen — bas gebe nit auf einmal —; 
aber es möchte fich einiger nörblider Etanten bemächtigen unb bie anbern 
in einem Bundestag unter feinem Ginflufje unterbringen. Es wäre banu 
ein Theil Deutichlands unter feiner birecten, ein anderer unter feiner indi⸗ 
recten Autorität. Der fo geftalteten Staatenbilbung würbe bas einheitliche 
Stalien unvermeiblid bie Hand bieten. Kann es uns zufommen, in irgenb 
welhem Grabe eine folde Politif zu begünfligen? Troß bes Intereſſes, das 
Stalien einigen Franzoſen einflößen kann, hat Fraukreich zu viel geſunden 
Sinn, als daß eine ſolche Politik angenommen werden könnte, und ſelbſt 
wenn fie uns eine Gebietsvergrößerung verſchafſen Fönnte, wäre fie nur um 
fo fhimpflicher, denn man würbe fi einen Lohn bezablen laſſen, um in 
einer nahen bie Größe Franfreihs in entwürbigende Gefahr zu 
bringen. Tieß gefährliche Beſtreben, dem ſich zu widerfeßen Sie im Namen 
ber Teutfchen felber, bie man darin, wie in der Herzogthümerfrage, hinters 
Licht führt, das Necht Haben, dieß Beſtreben ift ein Attentat nicht allein gegen 
bie Unabhängigkeit Deutichlands und Europa’s, fonbern gegen bie beutjche 
Freiheit felber, und Frankreich muß fi demſelben wiberfegen. Wie aber? 
Bon Seite Oeſterreichs ift ber Krieg nicht zu befürchten, fo wenig feine 
tapferen Heere ben Krieg fürchten, wie fie felbft in ihren Niederlagen bewährt 
haben. Preußen ift es, das ben europäiſchen Frieden bedroht, und es handelt 
fih jebt darum, bas Mittel ausfindig zu machen, um es daran zu hindern“. 
Thiers fchlägt verfchiebene Mittel vor. Zunächſt bie „harte“ Form, bie darin 
beſteht, daß man zu Preußen fagt: „Du bedrohſt bas europäildhe Gleich⸗ 
gewicht und ben Weltfrieben, und zwar bu und nicht Defterreih. Wohlan! 
wir Jeiben e8 nicht.” Doc möchte 2 Thiers ſelbſt nicht zu biefer harten 
Form rathen, obgleih Niemand in Europa ihre Anwendung tabeln würbe. 
Darum greift Thiers zu einer gelinderen. Man Tünnte nämlich folgender: 
maßen mit Preußen reden: „Dein Ehrgeiz ift befannt. Gr ift an unb für 
fi kein Verbrechen, allein es ift ebenjo wenig ein Verbrechen, bir zu wiffen 
zu thun, daß diefer Ehrgeiz ber Welt Gefahren bereitet. Du wilift ein neues 

ermanifches Reich in Berlin gründen und did mit Stalien verbünben. Das 

ift gefährlich für ganz Europa und der Politik Frankreichs, bie baranf in 
feinem Fall fich einlaffen Tann, zuwider”. Endlich gibt e8 noch bie Form 
des Schweigens, wobei jedoch Preußen bie tl auf eine Alltanz mit 
Stalien und demnach auf bie indbirecte Unterftübung Franfreihs benommen 
werben müßte. Frankreich babe das Recht, einem Alliirten, für ben es 
50,000 Solbaten und 600 Mill. geopfert, eine ben ſranzöſiſchen Intereſſen 
zuwiberlaufende Politif gerabezu zu verbieten.“ 


Der Rebe Thiers’ folgt ein gewaltiger Beifallsflurm faft ber 
ganzen Kammer, ber Majorität wie ber Oppofition. Rouher bringt 





6. 


17. 
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auf. Beenbigung ber Discuſſion und unterſtützt feinen Wunſch durch 
bie Mitteilung eines Telegramms aus Stalien, bas er foeben er: 
halten habe,- wonach Stalien bie officielle Verpflichtung übernommen 


‚ babe, Defterreih nicht anzugreifen. Die Kanımer ergibt fid, bie 


Discuffion wird geſchloſſen und das Contingentsgefeg von 100,000 
Mann mit 248 gegen 16 Stimmen angenommen. 


Mai. Ermieberung des Kaifers auf eine Anſprache bes Maire von 


Aurerre (Antwort bes Kaijers auf die Nede des Hrn. Thiers und 
bie Demonftration der Kammer): 
„Ih Sehe mit Vergnügen, daß die Erinnerungen an das erfte Kaifer: 
reich in Ihrem Gedächtniß nicht erlofchen find. Glauben Sie Mir: auch Ich 
babe von dem Oberhaupt Meiner Familie die Gefühle für biefe energilche 
patriotifchen Bevölkerungen geerbt, die in guten und fchlimmen Tagen dem 
Kaifer treu zur Seite ftanden. Ach Habe gegenüber bem Ponne-Departement 
eine alte Schuld zu tilgen; es war eines ber erften, welde Mir im Sabre 
1848 ihre Stimmen gaben; denn e8 begriff, wie bie Mehrheit bes franzöfis 
hen Volks, daß feine Intereffen die Meinigen find, daß Sch, gleich ihm, 
jene Verträge von 1815 verabſcheue, die man heute zur eins 
sigen Grundlage unferer auswärtigen Politik madhen will. 
3b banfe Ihnen für Ihre Gefühle, in Ihrer Mitte athme Ich frei auf (je 
respire & l’aise); denn bei ben arbeitfamen Bevölferungen ber Städte und 
des Landes treffe ich ben wahren Geiſt Franfreihs an.“ 
„ Eine Depefche bes Hrn. Drouyn de l'Huys an ben Botſchafter 
in London kommt neuerdings auf bie Idee einer Conferenz ber neu⸗ 
tralen Großmächte behufs Abwendung eines Krieges in Deutſchland 
zurüd. 

nr. Wenn die Großmächte ben herannahenden Ereigniffen Halt zu ges 
bieten wünfchen, fo müffen fie mit Enticjloffenheit auf ihrem Recht beitehen, 
bie tagen, die den Gontinent entzweien, unter ihre Controle zu nehmen. 
Hr. Drouyn be l'Huys benkt, daß es unmöglich fei, über die Lölung biefer 
Fragen ſich im voraus zu verſtändigen, daß es indeß genügen würde, wenn 
die drei Mächte die feſte Abſicht ausſprächen, ſie zu löſen N 

Lord Glarendon erflärt dem Botſchafter, daß bie „felte Abſicht“ 
ein ſehr zweideutiger Ausdruck ſei, daß jedoch England einer ſolchen 
Abſicht nicht beitreten könnte, wenn darunter gemeint ſein ſollte, 
Preußen zu zwingen, Schleswig-Holſtein nicht zu annectiren oder 
Oeſterreich, Venedig herauszugeben. Der franz. Botſchafter erwiedert, 
Hr. Drouyn be ’HuyS ſei der Anſicht, 

„daß es gut wäre, bie Frage ber eventuellen Gewaltanwendung unent⸗ 
ſchieden (r&servse) zu laſſen, da bie Beſchlüſſe der Mächte alle Kraft vers 
lören, wenn fie fih im voraus und ausbrüdlich bes Rechtes begäben, ihren 
Entſcheidungen mit den Waffen Nahdrud zu verleihen.“ 


„ Dr. Drouyn be l'Huys theilt den Gefandten Englands und Ruß 


lands einen erften Entwurf für das Programm einer Friebenscon- 
ferenz mit, ber dahin geht: 

„1) Die Löfung ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage wirb der Abftimmung 
ber betrefjenden Bevölkerungen anheimgegeben, jedoch unter gewiſſen Detail: 
bedingungen, welche fpäter werben feftgeftellt werben; 2) bie deutſche Bundes⸗ 
reform, inſoſern fie das europäiiche Gleichgewicht berührt, wirb ben Gegen- 
Rand gemieinſchaftlicher Prüfung durch biefenigen Mächte bilden, welde bie 
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Blener Schlufpacte naterzeichneten; 3) Wbtretung Venetiend an “üalien, mit- 
telſt Oeſterreich anzubietender Zerritorialentihädigungen; 4) ald Taufch Für 
bie hieraus fi ergebende Vergrößerung Italiens würde diefes bie Souverä- 
netät bes Tapfles in ihren gegenwärtigen Grenzen gewährleiften.” 

28. Mai. Die Gabinette von Frankreich, England und Rußland haben ſich 
über eine möglichſt annehmbare Faſſung einer Einladung zu Friebens- 
conferenzen in Paris geeinigt und bie förmlichen Cinlabungen wer- 
den bemgemäß in weſentlich ibentifcher Faſſung von ben Bertretern 
der drei Mächte gleichzeitig in Berlin, Wien, Florenz und Frankfurt 
übergeben, 
©. den Wortlaut ber ident. Dep. Eryänzungsbeit S. 88. 

Die officiöfe Preffe regt die Gründung eines eigenen rheinifchen 

Staates zwiſchen Franfreih und Preußen an. 


Do} 


" 


4. Juni. Ein Telegramm der franzöfiicgen Negierung benadyrichtigt den 
franzöflichen Geſandten in Berlin, daß Franfreih, England und 
Rußland auf die beabfichtigte Friebensconferenz in Yolge der Ant: 
wort Defterreihe auf ihre Einladung (bez. Venetiens) und feines 
Schrittes am Bunde vom 1. d. M. (bez. Echleswig-Holfteins) als 
ausſichtslos verzichteten. 

11. „ Ein Brief bes Kaiſers an Hrn. Drouyn de 'Huys präcifirt feine 
Politit gegenüber dem fih in Deutfchland vorbereitenden Kriege: 

„Im Augenblide, wo die letzten Briebenshoffnungen zu ſchwinden fcheinen, 
welche man nody auf bie Gonferenz feßte, ift es erforderlich, den diplomatiſchen 
Agenten im Ausland durd ein Gircular bie Ideen mitzutheilen, welche meine 
Negierung geltend machen wollte, und das Verfahren, welches fie den kom— 
menden Greignifjen gegenüber beobachten wird. Dieſe Mittheilung wirb un: 
fere Politik in ihr wahres Licht ſtellen. Wenn die Gonferenz flattgefunden 
hätte, fo würden Sie eine deutliche Sprache geführt haben; Sie würden in 
meinem Namen erffärt haben, daß ich jeden Gedanfen an Gebietsvergrößerung 
zurückweiſe, fo lange das Gleichgewicht Europa's nicht gebrochen wird. In 
ber That Fönnten wir nur an eine Ausdehnung unferer Grenzen 
benten, wenn bie Karte von Europa zum ausihlieglihen Bortheil einer 
Großmacht verändert würbe und wenn Grenzgebiete durch ihren frei ausge: 
brüdten Wunſch bie Annerion an Frankreich fordern. Unter andern Umftän: 
ben halte ich e8 unſerm Lande würdiger, jeber Gebietserweiterung den un 
Ihäßbaren Vortheil, in guter Eintracht mit unfern Nachbarn zu leben, vor: 
zuziehen, indem wir ihre Unabhängigkeit und ihre Nationalität achten. Bon 
biefen Gefühlen Beftimmt und nur die Erhaltung des Friedens im Auge 
babend, Hatte ich mich an England und Rußland gewendet, um gemeinfchaft: 
liche Worte ber Verjöhnung an bie betheiligten Regierungen zu richten. Das 
Einvernehmen ber drei neutralen Mächte bleibt ein Pfand ber. Sicherheit für 
Europa. Sie haben ihre Unperteilichfeit gezeigt, indem fie ben. Entihluß 
faßten, die Discufjion der Conferenz auf bie brennenden Fragen zu befchrän: 
fen. Um fie zu ſchlichten, mußte man offenan fieherantreten, 
ben biplomatifden Schleier, der fie bededte, wegziehen und 
bie legitimen Wünfche der Fürſten und Völker ernftlid in 
Betracht ziehen. Der Conflict hat brei Urſachen: bie fchlecht begrenzte 
geograpbifche Lage Preußens — den Wunſch Dentfchlands nach einer poli- 
tiihen Verfaflung, die mehr feinem Bedürfniß entfpricht — die Nothwen⸗ 
digfeit für Stalien feine nationale Unabhängigkeit fiher zu flellen. Die neu: 
tealen Mächte Tonnten nicht beabfichtigen, ſich in bie inneren Angelegenheiten 
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frember Länder einzumiſchen. Nichtodeſtoweniger hatten bie Höfe, welche an 
der Conftituirungsacte bes beutihen Bundes Theil genommen haben, bass 
Recht zu prüfen, ob bit verlangten Acnderungen die in Europa beftehende 
Ordnung nicht flören würden. Was uns betrifft, fo Hatten wir für die zum 
beutichen Bunde gehörigen Staaten zweiten Ranges ein engeres Aneinanderz 
ihließen, eine frürtigere Organifation, eine wichtigere Rolle gewünfcht; für 
Preußen mehr Abrundung (homogeneite) und Kraft im Norden; für 
Defterreih bie Erhaltung feiner großen Stellung in Deutſch— 
Ianb. Wir würden außerdem gewünſcht haben, daß Dejterreich gegen eine 
verhaältnißmäßige Entſchädigung Venetien an Stalien cedirt hätte; denn wenn 
es, ohne ſich um den Vertrag von 1852 zu kümmern, mit Preußen einen 
Krieg gegen Dänemark im Namen ber beutichen Nationalität geführt hat, 
fo ſchien es mir gerecht, daß es in Italien den gleichen Grundfaß anerkennen 
werde, inden es tie Unabhängigkeit ber Halbinjel vervollſtändigt. Dieſes 
find die Gedanken, welche wir im Intereſſe dev Ruhe Europa’s zur Geltung 
zu bringen verlucht Haben würden. Heute fteht zu befürchten, daß bas 
Schickſal der Waffen allein darüber enticheiden wird, Welches ift die 
Haltung, welche Angeflihts dieſer Eventualitäten Frank— 
reih zufömmt? Sollen wir unfer Mißvergnügen fundgeben, weil Deutſch⸗ 


. land die Verträge von 1815 ohnmächtig findet zur Befriedigung feiner natio: 


nalen Zwede, und zur Aufrechterhaltung feiner Ruhe? In bem Kriege, 
welcher auszubrechen auf dem Puncte fieht, haben wir nur zwei Intereſſen: 
die Bewahrung bes europäijhen Sleihgewichts und die Er— 
haltung beifen, was wir in Ktalien aufgebaut haben. Reicht 
aber die moralifche Kraft Frankreichs nicht bin, dieſe beiden Intereſſen zu 
beihügen ? Wird es nöthig haben, zum Schwert zu greifen, bamit feine 
Worte gehört werden? Ach benfe, nein. Wenn ungeachtet unſerer Bemühuns 
gen bie Friedenshoffnungen fich nicht verwirklichen, jo find wir gleichwohl 
duch Erfkärungen der in dem Conflict betbeiligten Höfe gefichert, daß, 
welches auch der Ausgang bes Krieges fein möge, Feine der 
uns berührenden Fragen ohne die Zuſtimmung Frankreichs 
gelöft wird. Bleiben wir daher in einer aufmerffamen Neutralis 
t&t unb flarf durch unfere Uneigennüßigfeit, von bem aufrichtigen Wunſche 
geleitet, daß die Völker Europa’s ihre Streitigkeiten vergeffen und fih zum 
Zwede ber Givilifation, der Freiheit und bes Fortſchritts vereinigen möchten, 
bliden wir vertrauensvol auf unfer Recht und ruhig auf unfere Kraft.” 


12. Juni. Geſetzgeb. Körper: Der Staaısminifter Rouher theilt ber 


14. 


28. 


Kammer das Schreiben des Kaifers vom vorherigen Tage mit und 
biefelbe beidhließt auf feinen Antrag mit 202 gegen 34 Stimmen 


- auf jede weitere Discuffion der deutſchen und italienifchen Angelegen- 


heiten zu verzichten. — Das rectificative Bubget für 1866 wird 
darauf ohne Debatte mit 212 gegen 25 Stimmen genehmigt. 

„  Gefeßgeb. Körper: Budgetdebatte. Der Präfident ertheilt gele- 
gentlih die Mahnung, nichts über die deutſchen und italienifchen 
Angelegenheiten zu ſprechen. J. Fabre beleuchtet in ſchonungsloſer 
Rede die mericanifhe Trage von Anbeginn an bis jetzt und ed ent- 
jpinnt fi) darüber eine Discufjion, die jeboch von ber Mehrheit 
durch Annahme des Schlufjes abgefchnitten wird. - 

„ Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Mehrere Mitglieber, Larra- 
bure (von ber Mittelpartei), Berryer u. U. erjuden neuerbings 


no vor dem bevorftehenden Schluß der Seflion die europäilde 


Lage zur Sprache zu bringen. Der Präfident und die Majorität 
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erklaͤren ſich dagegen. Thiers ruft: „bie Kammer erffürt damit, 
daß fle abdankt“. 


27. Juni. Geſetzgeb. Körper: Schluß ber Vudgetdebatte. 


30. 


„ Schluß der Kammerſeſſion für den geſetzgeb. Körper. 


5. Juli. Der „Moniteur” verkündet, daß ber Kaiſer von Oeſterreich 


8. 


11. 


14. 


Benetien an Frankreich abgetreten babe und daß Napoleon bie Ber: 
mittlung nit nur zwifchen Defterreih und Italien, fondern auch 
zwifchen Dejterreih und Preußen übernommen habe. Die officiöſe 
Prefie feiert den Kailer als den anerlannten Schiedsrichter Eu: 
ropa’s. Die Parijer flaggen und illuminiren zur eier des großen 
Greigniffes. 
„ Die Abfiht ber öſterr. Ceſſion Venedigs an Frankreich ift ge 
ſcheitert. Die italieniihe Armee ergreift troß berfelben wieder bie 
Dffenfive und geht unter Eialdini über den Po. Preußen nimmt 
zwar bie Vermittlung Frankreichs an, ftellt aber feine Bedingungen 
unb zwar in eriter Linie ben vollftändigen Ausſchluß Defterreiche 
aus Deutſchland. 
„ Der Minifterrath verhandelt unter dem Vorſitze bes Kaifers über 
die preußifchen Forderungen. Der Kaifer entjcheidet gegen eine active Un: 
terftüßung Oeſterreichss. Es wird ein Gegenproject feftgejtellt, nad 
welhem Preußen zwar die vollſtändige Ausſchließung Oeſterreichs 
aus Deutichland zugeftanden, dagegen bie jühlih bes Mains gelege: 
nen deutſchen Etaaten dem neuen beutihen Bunde unter Preußens 
Führung entzogen werben jollen, Preußen nimmt ben Vorſchlag 
an und bie franz. Regierung übernimmt es, benjelben empfehlen 
nah Wien zu befördern. 

S. den Wortlaut ©. 133. 
„ Defterreih nimmt im Princip den franzöfiihen Vermittlungsvor⸗ 
ſchlag auch feinerfeits an. 

Senat: Das von der Regierung vorgelegte Senatsconfult behufé 
Erſchwerung jeder Discuffion über bie Verfaffung und über die 
Befugniß des gefeßgeb. Körpers, die Vorlagen der Negierung zu 
amendiren, wirb vom Cenat einjtimmig mit 155 Stimmen ange: 
nommen und damit die Seſſion geſchloſſen: 

„Art. 1. Tie Verfaffung Tann durch Feine andere öffentlihe Gewalt, als 
durch den Senat, biscutirt werden. Weber eine Petition, melde eine Berfaf: 
fungsänderung zum Zwecke bat, kann in ber allgemeinen Sipung nur dann 
Bericht erftattet werden, wenn ihre Prüfung von wenigftens drei ber fünf 
Senatsausichüffe genehmigt worden if. Art. 2. Unterfagt iſt jede Tiscuj: 
fion über Verfaffungsänberungen, die entweder durch die periodifche Preſſe 
ober durch nicht periobifch erjcheinende, aber ber GStenpeltare unterworfene 
Schriften veröffentlicht werden. ine Petition, welche eine Verfaſſungsän⸗ 
berung zum Zweck bat, darf nur Durch den betreffenden officiellen Sitzungs⸗ 
bericht veröffentlicht werben, Jede Zumwiderhandlung wird mit einer Geldbuße 


von 500—10,000 Zr. beftraft. Art. 3. Der Art. 40 ber Verfaffung vom 
14. Januar 1852 wird folgendermaßen abgeändert: Amendements, welche 


17. 


28. 


30, 
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bon ber mit Prüfung beövorlane beauftragten Commeöffion ange, 
nommen find, werden von ae —— Körpers dem Saale, 
te ® 2* 


zath überwieſen Die von per Commiſſion oder dem Staaterathe ron an⸗ 
genpınmenen en 


em 
bſtimmung, könne ab 


„ung überwiegen werben. Wenn Diefe feine neue Vaffung vorfayläge, ober 
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wenn die yo ihr vo Staatsrath nicht Angenommen wird 
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ſcheine und bie ber franzöflfchen Begierung vollfemmen vorbebaften. Sollte 
bei fleigender Einnahme ber mericanifhen Zölle ber Frankreich überwiciene 
Antheil bie zur Dedung ber aufgeführten Verbindlichkeiten erforberliche 
Summe überichreiten, fo wirb der Ueberſchuß zur Amortijirung bes der fran= 
zöſiſchen Regierung geichufbeten Capitals verwendet werden. Die Eincaffirung 
ber Frankreich überwiejenen Gelder erfolgt buch befondere unter den Schuß 
ber franzdfiichen Fahne geſtellte Agenten in Beracrız und Tampico. Alle 
bort für Rechnung des mericaniſchen Schates eingehenden Summen werben, 
mit Ausnahme ber bereits nach anderer Seite hin vergebenen und ber zur 
Beloldung der Zollbermten dafelbft nöthigen Gelder, auf Berriedigung bes 
a zugewieſenen Anteils verwendet werben. Die Beſoldung Der 
Zollbeamten, zu denen auch die franzöſiſchen Ngenten gerechnet werden, barf 
5 Proc. der Einnahmen nicht überfteigen. Kaiſer Napoleon III. hat bie Zeit 
zu befliinmen, während welcher die franzöjtihen Agenten ihre Functionen in 
Veracruz und Tampico verfehen jollen. Durch dieſe Convention wird die am 
10. April 1864 in Miramar abgejchloffene in alem was auf Finanzfragen 
Bezug bat, außer Kraft geſetzt.“ ? 


7. Aug. Frankreich erhebt burdh eine Dep. des Hrn. Drouyn be l'Huys 


11. 


17. 
24. 


Compenfationsforderungen in Berlin. Preußen lehnt die Forderungen 
entichieben ab, Frankreich läßt dieſelben fallen. 

Der Kaifer kehrt plößlich, ziemlich Frank, von Vichy nah Paris 
und Et. Cloud zurüd. 


vr Auf bie telegr. Nachricht vom Abihluß des Waffenſtillſtandes 


zwiſchen Defterreih und Italien richtet der Kaifer folgendes Schreiben 


an ben König von Italien: 

„Mein Herr Bruder! Sch babe mit Vergnügen vernommen, bad Em. 
Maj. zu dem Waffenſtillſtand und dei Friedenopräliminarien, welche zwifchen 
bem König von Preußen und bem Kaifer von Oeſterreich unterzeichnet wor: 
ben find, Ihre Zuſtimmung gegeben haben. Es wird fi alfo wahrfcheinlidh 
eine neue Aera der Ruhe für Europa eröffnen. Ew. Maj. ‚weiß, daß ich 
das mir angebotene Venetien angenommen babe, um es vor jeder VBerheerung 
zu bewahren und um einem unnützen Blutvergießen vorzubeugen. Stets 
war es meine Abficht, dieſes Land ſich ſelbſt zurückzugeben, damit Stalien 
frei fei von ben Alpen bis zur Adria. Herr feines Geſchickes, wird Venetien 
bald durch das allgemeine Stimmredt jeinen Willen ausbrüden können. 
Ew. Maj. wird erkennen, daß in dieſen Verhältniſſen die Action Frankreichs 
fi wieberum zu Gunften ber Menſchlichkeit und ber Unabhängigfeit ber 
Völker geltend gemacht bat.“ 


» Der Kaifer ift durch fein körperliches Befinden gendthigt, feinen 
Befuh im Lager von Chalons für biefes Jahr abzufagen. _ 
„Abſchluß eines Vertrages mit Oefterreih, um Frankreich bie 
Dermittlung der Abtretung Denetiens an Frankreich zu fichern (I. 
Defterreih). 


2. Sept: Hr. Drouyn de l'Huys fieht fi, wie angenommen wirb, in 


Folge feiner an Preußen gerichteten unb von biefem abgelehnten 


‘ &ompenfationsforderungen zum Rücktritt von feinem Boften als 


Minifter des Auswärtigen genöthigt, Er wirb durch Hrn. v. Mouftier, 
zur Zeit Gefandten in Konftantinopel, erſetzt. Bis zu feiner 
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Ankunft übernimmt ber Minifter des Innern be Lavalette feine 
Functionen. 

10. Sept. Die neugebildete römiſche Legion wird dem päpſtl. Commiſſär 
in Antibes übergeben. 

14. „ Der „Moniteur“ verkündet, daß ber Kaiſer die Ernennung ber 
Franzoſen Osmond und Friarb zu mericanifhen Miniſtern des 
Kriege und der Finanzen durch ben Saifer Marimilian nicht ge 
jtattet babe. 

16. „ Eine Eircularbepefche bes interimifhen Minifters bes Auswärtigen 
de Lavalette präcifirt die Stellung bes franzdfifhen Gouvernements 
zu ber durch die preußijchen Siege eingetretenen neuen Lage ber 
europäiſchen Dinge: 

„Die Regierung bes Kaifers kann nicht länger ben Ausbrud ihrer Gefühle 
über die eben in Deutfchland ſich vollziehenden Greigniffe aufichieben. Ta 
Hr. dv. Mouftier nody einige Zeit abweiend bleiben wird, hat Se. Maj. mir 
Befehl gegegeben, feinen diplomatifchen Agenten die Motive darzulegen, welche 
feine Politik Teiten. Der Krieg, welcher in Mittel: und Südeuropa ausge: 
brochen iſt, hat den deutſchen Bund vernichtet und bie italieniſche Nationalität 
definitiv conflitufrt. Preußen, beffen Grenzen durch ben Sieg vergrößert 
find, berricht auf ber rechten Seite bes Maines. Defterreih bat Venetien 
verloren und fih von Teutfhland getrennt. Angefichts folcher jo erheblichen 
Veränderungen janımeln ſich alle Etaaten in dent Gefühle ihrer Verantwort⸗ 
lichkeit; fie fragen fich, weiches die Tragweite des neuerdings abgeſchloſſenen 
Friedens ift, wie fein Cinfluß auf die europäiiche Ordnung und bie inter: 
nationale Lage jeber Macht fein wird. Tie öffentliche Meinung in Frankreich 
ift bewegt. Sie ſchwankt ungewiß zwifchen ber Freude. die Verträge von 
1815 zerftört zu ſehen, und ber Furcht, daß die Macht Preußens nicht außer= 
orbentlihe Proportionen annehme; zwiichen dem Wunſch, ben Frieden zu er: 
halten, und ber Hoffnung, durch Krieg Tine Gebietsvergrößerung zu erlangen. 
Sie begrüßt freudig bie volftändige Befreiung Italiens, will aber berubigt 
fein über bie Gefahren, welche den hl. Vater bedrogen Fünnten. Die Beäng- 
figung, welche bie Geiſter beberrfcht und ihren Widerhball im Auslande fiu⸗ 
bet, legt der Regierung die Pflicht auf, ihre Anſchauungsweiſe klar darzu⸗ 
legen. 

„Frankreich darf Feine zweiielhafte Politit Haben. Wenn es in feinem 

Intereſſe und feiner Machtfielung durch bie bebeutenden Veränderungen, 
welche in Deutſchland vor fich gehen, beeinträchtigt if, müßte es biejes frei 
befennen, und bie nothivendign Mafregein zum Schutze feiner Sicherheit 
ergreifen. Wenn es bei den Umgeftaltungen, welche jetzt vor fich gehen, nichts 
verliert, fo muß es dies mit Anfrichtigkeit erklären umd übertriebenen Befürch⸗ 
tungen und heißblütigen Urtbeilen, welche, indem fie bie internationale Giferjucht 
weden, es außerhalb ber ihm vorgezeichneten Bahn reißen möchten, wibers 
ſtehen. Um bie Ungewißheiten zu zerfireuen und feine Neberzeugung zu firi⸗ 
ven, muß man bie Vergangenheit, wie fie in ihrem Zufammenhange vorliegt, 
und die Zukunft, wie fie fi barftelt, ins Auge fallen. Was fehen wir in 
ber Bergangenheit? Nach 1815 vereinigte bie heilige Allianz alle Völker 
vom Ural bis zum Rhein gegen Frankreich. Der deutſche Bund umfaßte 
mit Preußen und Defterreih 80 Millionen Einwohner ; er erfitedte ſich von 
Luremburg bis nah Trieft, von der Ofiee bis Trient und umgab uns mit 
einem eifernen Gürtel, ber durch fünf Bunbesfeftungen gehalten war; unfere 
firategiihe Lage war durch bie geſchicteſten Bebictscombinationen eingeengt- 
Die geringfte Schwierigkeit, welche wir mit Holland oder wit Preußen an 
ber Mojel, mit Deutſchland am Rhein, mit Oeſterreich im Tyrol ober Friaul 
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gehabt. hätten, würbe alle. im Bunde vereinigten Mräte gegen une gerichtet 
haben. Das öfter. Deutſchland an ber Etſch unbefiegbar, Bitte im gegebenen 
Augenblid bis zu den Alpen vorbringen Fünnen. Das preuß. Dentichland 
hatte als Avantgarde am Rhein alle jene Mittelftanten, welche unaufhörlich 
durch den Wunſch nach politiicher Umgefialtung beivegt und geneigt find, 
Sranfrei als ben Feind ihrer Eriftenz und ihrer Borna ak betrachten. 


Wenn man Spanien ausnimmt, fo würden wir kaum bie Möglichkeit gehabt 


baben, auf dem Gontinent eine Allianz zu fließen. Stalien war zerftüdelt 
und ohnmächtig, es zählte nicht als Nation. Preußen war weber feitgeglies 
bert noch unabhängig genug, um fi von feinen Traditionen loszumachen. 
Defterreih war zu fehr bamit beichäftigt, feine italieniichen Beſitzungen zu 
erhalten, als daß es fih intim mit uns bätte verfländigen können. Ohne 
Zweifel bat ber lang dauernde Friebe die Gefahren dieſer Gebietsgeftaltungen 
und biefer Allianzen vergeffen machen können, denn fie erfcheinen nur dann 
furdtbar, wenn der Krieg ausbridht. Aber biefe zweifelhafte Sicherheit bat 
Franfreih zuweilen um den Preis der Ausldichung feiner Rolle iu ber Melt 
erreiht. Es ift unbeftreitbar, bag während viergig Jahren. es überall bie 
Eoalitien der drei norbifhen Mächte, durch die Erinnerungen ber gemein: 
ſchaftlichen Niederlagen und Siege, durch gleiche Regierungsgrunbjäße, durch 
feierliche Verträge und durch die Geflihle des Mißtrauens gegen unſre liberale 
und civilifatorische Thätigfeit geeinigt, gegen ſich gefunden Hat. 

„Wenn wir jebt bie Zufunft des umgeftalteten Europa’s prüfen, weldye 
Garantien bietet e8 für Franfreih und ben Frieden der Welt? Die Eoalition 
ber brei nordiſchen Höfe ift gebrochen. Das neue PBrincip, weld es 
Europa regiert, ift Die Freiheit der Bündniſſe. Alle Großmächte 
haben jih bie Fülle ihrer Unabhängigfeit, ber regelmäßigen Entwidlung 
ihrer Geſchicke wiedergegeben. Das vergrößerte Preußen, fortan frei von 
jeder Solidarität, fihert die Unabhängigkeit Deutſchlands. Frankreich barf 
daran feinen Anftoß nehmen. Stolz auf feine bewundernswürbine Einbeit, 
feine unvertilgbare Nationalität, Tann es nicht das Werf der Affimilation, 
das ſich eben vollzieht, befämpfen ober bedauern und bie Principien ber Nas 
tionalität, welche es repräfentirt und den Völkern gegenüber befennt, eifer: 
füchtigen Gefühlen unterorbnen. Wenn das nationale Gefühl Deutihlands 
befriedigt ift, wird feine Unruhe fich zerftreuen, feine Feindſeligkeit erlöjchen. 
Indem es Frankreich nahahmt, thut es einen Schritt, ber es uns näher 
bringt, und nicht von ung entfernt. Im Süben ift It alien, deſſen lange 
Knechtſchaft feinen PBatriotismus nicht auszulöſchen vermocht hat, in ben Be⸗ 
fig aller Elemente nationaler Größe gefett. Seine Griftenz verändert von 
Grund aus die politifhen Bebingungen Europa’s; aber ungeadtet unüber⸗ 
legter Empfindlichfeiten ober vorübergehender Ungeredhtigfeiten nähern feine 
Ideen, feine Principien und Intereſſen e8 der Nation, welche ihr Blut ver⸗ 
gofjen bat, um es in ber Erfämpfung feiner Unabhängigfeit zu unterflügen. 
Die Snterefjen des päpftlihen Thrones find dburd die Convention vom 
15. Sept. gewahrt. Tiefe Convention wird Toyal ausgeführt werden. In⸗ 
bem ber Kaifer feine Truppen von Rom zurüdzieht, läßt er bort Frankreichs 
Schutz als Garantie ber Sicherheit des bi. Vaters. In der Oſtſee, wie im 
Mittelmeer tauchen Seemächte zweiter Claſſe auf, welche ber Freiheit ber 
Meere günftig find. Defterreich, feiner italieniichen und deutſchen Vor⸗ 
forgen entledigt und feine Kräfte nicht mehr in unfruchtbaren Rivalitäten 
abnupend, fondern fie im Oſten Europa ’s concentrirenbd, reprälen: 
tirt immer noch eine Macht von 35 Mil. Seelen, welche feine Feinbjeligfeit, 
fein Intereſſe von Frankreich trennt. 

„Durch welche jonderbare Verwechslung der Vergangenheit mit der Zus 
funft könnte bie öffentliche Dreinung bie. Feinde Frankreichs erbliden in die⸗ 
fen Nationen, welde von einer uns feindlichen Vergangenheit befreit, zu einem 
neuen Leben berufen, durch Principien geleitet find, weiche auch bie-unfrigen 
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find, und welche von ben Gefühlen bes Foriſchrittes fich Teiten Inffen, bie das 
friedliche Band der modernen Gelellfchaften bilden? Ein Guropa, welches 
flärfer conftituist, burch präcife Gebietseintheilungen mehr gleihartig gemacht 
if, ift eine Garantie des Friedeus für ben Gontinent und weder eine Gefahr 
noch ein Nachtheil für unſere Nation. Dieſe wird einſchließlich Algeriens 
bald mehr als 40 Mill. Einwohner zählen; Deutſchland 37 Mill. wovon 
29 Mil. in dem Nord- und 8 Mill. in dem Sübbunde; Oeſterreich 35, 
Stalien 26, Spanien 18 Mil. Was ift in bdiefer Vertheilung ber europäis 
Ihen Kräfte, das uns beunrnbigen Fönnte? 

„Eine unwiderſtehliche Macht, ſelbſt wenn man fie be: 
dauern möchte, drängt die Völker, fih zu großen Geftaltuns 
gen zu vereinigen und bie Eleineren Staaten verjhwinden 
zu machen. Diejes Beftreben entipringt aus bem Wunfche, ben allgemeinen 
Intereſſen wirfjamere Garantien zu geben. Vielleicht ift dieſes Beftreben 
durch eine Art providentieller VBorausficht ber Weltgeichichte beſtimmt. Wäh⸗ 
vend bie alten Bevöllerungen des Continents in ihren befchränften Gebieten 
nur mit einer gewiſſen Langlamfeit wadien, können Rußland unb bie 
Ber. Staaten von Amerifa vor Ablauf eines Jahrhunderts je 100 
Mil. Menſchen zählen. Obgleich der Fortſchritt dieſer Beiden großen Reiche 
für ung fein Gegenftand der Beunrubigung ift und wir im Gegentbeil ihre 
roßmüthigen Anftvenyungen zu Gunften unterbrüdter Racen freudig begrü⸗ 
en, liegt es in bem Zufunftsintereffe ber mitteleuropäifhen 
Völker, niht in jo und fo viel verfhiedbene Staaten ohne 
Kraft und öffentlichen Geift zerftüdelt zu fein. 

„Die Politit muß fih über engherzige und mißgünftige Vorurtheile eines 
andern Zeitalters erheben. Der Kaifer glaubt nicht, daß bie Grüße eines 
Landes von der. Schwädung ber Bölfer, welhe es umgeben, abhängt, und 
er fieht das wahrhafte Gleichgewicht nur in den befriedigten Wuͤnſchen ber 
Bölfer Europa’s. Hierin gehorcht er den alten Weberzeugungen und ben 
Traditionen feines Geſchlechtes. Napoleon I. hatte bie Aenderungen vorauss 
gejehen, welche heute auf dem europäifchen Gontinent ftattfinden. Er batte 
die Keime neuer Nationalitäten gelegt, in ber Halbinjel durch bie Bildung 
eines Königreichs Stalien, in Deutichland buch das Verſchwindenmachen von 
253 unabhängigen Staaten. 

„Wenn diefe Erwägungen geredyt und wahr find, fo bat ber Kailer Recht 
gehabt, bie Rolle des Vermittlera zu übernehmen, welche nicht ohne Ruhm 
gewejen it — unnüßes und ſchmerzvolles Vlutvergießen. zu verhindern, ben 
Sieger durch freundfchaftliche Intervention zu mäßigen, bie Eonfequenzen bes 
Unglüds zu mildern unb fo vielen Hinderniffen gegenüber bie Herftellung 
bes Friedens zu erjtveben. Er würde im Gegentheil feine hohe Berantworts 
lichfeit verfannt baben, wenn er, die veriprochene und proclamirte Neutralität 
verlegend, fih aufs Gerabewohl in bie Zufälle eines großen Krieges geftürzt 
bätte, in einen ber Kriege, welche ben Haß ber Racen eriweden und in benen 
ganze Kationen aufeinanderftoßen. Was würbe in ber That bas Ziel biefes 
freiwillig ‚gegen Preußen und nothwendigerweife gegen Stalien unternommenen 
Krieges gewefen fein? Eine Eroberung, eine Gebietsvergrößerung . . .! Aber 
bie kaiſerl. Regierung bat feit langer Zeit ihre Grundſätze in Betreff territo- 
. zialer Ausdehnung proclamirt und angewenbet. Sie verfteht und bat verftanben, 
Annerionen vorzunehmen, welche durch eine ablolute Nothwendigkeit geboten 
“find, indem fie dem Vaterlande Bevölferungen zutheilen, welche durch bie gleis 
Ken Sitten und ben gleichen nationalen Geift mit ihm vereint waren, und fie 
bat zur Wiederberfiellung unjerer natürlichen Grenzen die freie Zuftimmung 
Sapoyens und der Grafſchaft Nizza erlangt. Frankreich kann nur Gebietes 
vergrößerungen mwünfchen, welche feinen mächtigen Zuſammenhang nicht ſtören; 
aber es muß ſtets an feinen moralifhen und politifchen Wachethum arbeiten, 
indem es feinen Einfluß ben großen Intereſſen ber Bi-tit "= he6, 
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Seine Aufgabe beſtehht darin, die Cintracht zwiſchen allen Mächten herzuſtel⸗ 
len, welche ebenſowohl das Princip der Autorität aufrecht erhalten, als ben 
Fortſchritt begünſtigen wollen. Dieſe Allianz wirb der Revolution das 
Preſtige der Schutzherrlichkeit (Patrouage) nehmen, mit ber fie die Sache ber 
Völkerireiheit zu decken behauptet und wird den großen aufgeklärten Staaten 
bie weiſe Leitung der demokratiſchen Bewegnng bewahren, welche ſich überall 
in Europa kundgibt. 

„Bei alledem gibt es in den Bewegungen, welche fi des Landes (Frank: 
reich8 bemächtigt haben, ein Gefühl, welches anerfannt und präciiirt werben 
muß. Die Refultate des legten Krieges enthalten eine ernſte Lehre, welche 
unſerer Waffenehre nichts gefoitet hat; fie zeigen ung die Nothwendig- 
feitan, daß wir um unfer Gebiet zu vertbeidigen, ohne Auf: 
hub zu einer Bervolllommmung unſrer militäriihen Or— 
ganifation ſchreiten müſſen. Die Nation wird dieſer Pflicht, welche 
für Niemanden eine Drohung ift, nachkommen; fie hat ben gerechten Stolz 
des Werthes ihrer Armee; ihre Empfinblichfeiten, welche durch die Erinnerung 
ihrer militärifchen Thaten, durch ben Namen und die Handlungen’ des Sou⸗ 
veräng, ber fie regiert, gewedt find, brüden nur ihren enrergiichen Willen aus, 
ihren Rang und ihren Einfluß in ber Welt jo aufrecht zu erbalten, baß 
feine Gefahr fie erreichen kann. 

„Alles zujammengenommen, erfcheint ber Horizont von dem Gefichts- 
punkte aus, in welchem die kaiſerliche Negierung die Gefchtde Europa's be⸗ 
tracdhtet, von drohenden Gventualitäten befreit; furcdhtbare Probleme, welche 
gelöft werden mußten, weil jie ſich nicht unterdrüden laffen, laſteten auf ben 
Beiden ber Völker; fie hätten fih in viel ſchwierigeren Zeiten 
einftellen köunen und haben. ihre natürlihe Löſung ohne allzubeftige Er- 
fhütterungen und ohne die gefährliche Hülfe revolntionärer 
Leidenschaften gefunden. Ein Frieden, welcher auf ſolchen Grundlagen ruht, 
wird ein dauerhafter Friede fein. Was Frankreich betrifft, fo bemerft es, 
nach welcher Seite bin c8 auch feine Blicke richtet, nichts, das feinen Gung 
fejjeln oder fen Glück ſtören fönnte Mit aller Mächten freundfchaftliche 
Beziehungen unterhaltend, durch eine Politik geleitet, welche als Zeichen ihrer 
Stärke Großmuth und Mäsigung bat, auf feine impofante Ginheit geftütt 
und mit feinem überall hin firahlenden Genie, mit feinen Schäten und fei: 


‚nem Europa befruchtenden Erebit, mit feiner entwidelten Militärfraft, in 


Zukunft umgeben von unabhängigen Nationen, erjcheint es nicht weniger 
groß, wird nicht weniger geachtet jein. Das ift die Sprache, welche Sie in 
in Ihren Beziehungen zu der Regierung, bei welder Sie accrebitirt find, zu 
führen haben werben.“ z 


Sept. Der kaiſ. Abjutant Gen. Caftelnau geht in außerorbentlicher 


Million nad) Merico ab. 
„ Der Kalfer geht nah Biarrik. 

Der Präfident der mericanifhen Finanzcommiſſion in Paris macht 
bem Publicum bie Anzeige, daß die mericanifche Regierung feine 
Rimeffen für die Zahlung ber am 1. Detober fälligen Coupons 
und bie Rüdftände der mericanifchen Schuld gefandt habe, weßhalb 
auch Feine Zahlung an die franz. Gläubiger ftattfinden könne. 

„ Der neue Minijter des Auswärtigen, Marguis de Mouftier, hält 
auf feiner Reife von Konftantinopel nah Marfeille in Athen an 
und fpricht fich fowohl gegen den König, als gegen die Miniiter 
aufs ftärkjte gegen den Aufftand in Candia aus, J 
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43. Oct. In Folge der Ermorbung franzeſiſcher Miffionare in Corea 


16. 


19. 


au. 


22, 
26. 


langt eine franz. Erpebition unter dem Contreabmiral Roze vor ber 
coreaniihen Stadt Kang⸗hoa ar. Zu 


„ Die franzdi. Erpedition gegen Corea bejeßt nach kurzem Wider⸗ 


ſtande Kang-hoa und kehrt dann, nachdem fie die öffentlichen Ge 
bäude der Stadt zerftört, im Grunde ohne alles wefentlihe Rejultat 


wieder zurüd. 

„  Seneral Lebveuf übergibt im Namen bes Kaiſers ber Franzoien 
Benetien einer Kommiljion der Municipalität von Denebig. Anſprache 
des General an dieſelbe: ——— 
—. . Der Kaiſer kennt ſeit lange die Beſtrebungen Ihres Landes, Se. 
Maj. weiß, daß ed wünſcht, mit ben Staaten des Königs Vietor Emanuel 
vereinigt zu fein, mit dem es ehedem fir die Befreiung Italiens Fümpfte. 
Nber aus Achtung vor dem Nechte der Nationalitäten und vor der Würde 
der Bölfer bat der Sailer den Venetianern bie Sorge faffen wollen, thre 
Wüuſche fund zu geben. Sie find würdig, biefe ber Volßsfonveränetät bars 
gebrachte Huldigung zu veritehen, auf weicher die Regierungen Frankreichs 
und Italiens beruben... .“ | or 

„ „Die Faiferlihe Familie kehrt von Biarritz wieder nach St. Cloud 


zurück. Die Gefundheit des Kaiſers hat fich wieder weſentlich ge: 


beſſert. | 
„ Unruhen ber bebrängten Seidenarbeiter in Lyon. Energifche Ans 
regung einer Abſchaffung des Octroi. 
„ Kin Faijerl. Decret ſetzt eine ziemlich zahlreihe Commiſſion von 
Minijtern, Marſchällen und Generälen ein, um eine Reform ber 
Heeresorganifation zu berathen. Der Kriegsminifter motivirt in 
feinem Bericht darüber den Antrag bamit: 

„Die neueften Ereigniſſe, die fih in Deutichlanb zugetrageh haben, find 
für mehrere Mächte Europa’s VBeranlaffung gewelen, namhafte Beränderungen . 
In ihrer militäriichen Organifation vorzunehmen. Ew. Waj. war ber Ans 
fit, bag Frankreich, einer ſolchen Sachlage gegenüber, nicht gleichgültig blei: 
ben könne, und bie Frage ſtudiren müſſe, ob nicht ebenfalls im der Militärs 
macht des Kaiſerreichs die Veränderungen, auf welche die Verhältniſſe binzus 
deuten ſcheinen, einzuführen fein. Ew. Maj. haben mir deshalb die Abficht 
Tundgegeben, eine Commiflion, über welche Sie Sich felber den hohen Borfik 
vorbehalten, mit der Ausfindigmahung deſſen zu betrauen, was zu gefchehen 
babe, um unfere nationale Wehrfraft zur Vertheidigung unfres Gebiets und 
zur Aufrechthaltung unfres politiſchen Einfluſſes geeignet zu machen.“ 


3. Nov. Die Militärreform-Commillion hält ihre erite Sitzung und be 


8. 


ginnt ihre Arbeiten. 
„ Der Erzbifchof von Chambery erläßt einen Hirtenbrief und be: 
ginnt damit den Kreuzzug einer Reihe von Biſchöfen gegen bie ihrer 


baldigen Ausführung entgegen gehende Eeptemberconvention zur 


13. 


Räumung Roms. z 

„ Der Hof fiedelt nach Compiögne über. Die Arbeiten der Militär: 
reformeommiflion jollen unter dem Vorſitze des Kaijers auch bort 
fortgefeßt werden. . Bring Napoleon. wird vom Kaifer eingeladen, 
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ihn ſchwanken laſſen könnte, ober was von ben Vispofitionen abwide, bie er 
ſelbſt zu verſchiedenen Malen an den Tag gelegt hat. Wir halten es für möglich, 
unter diefen Bebingungen bie Beziehungen bes bi. Ztuhles zu jeinen Unter: 
thanen und zu dem übrigen Stalien auf einer natürlichen und dauerhaften 
Bafis zu gründen. Flößen Sie dem bl. Bater bieje Ueberzengung ein, welche 
ihm den Muth geben wird, ohne Berzug ans Wert zu gehen. Zagen 
Sie ihm, daß der Rüdzug unferer Truppen keineswegs ein Auigeben der 
großen Sntereffen bedeutet, weldye wir jeit 17 Jahren durch unſete Gegen⸗ 
wart ſchützten und über bie wir, fern wie nahe, nicht aufberen werben, mit 
vollfommener Hingebung zu wachen.“ 


12. Dec. Die letzten franz. Truppen ziehen von Rom ab. 


22. 


„ Der „Moniteur” veröffentlicht ven Entwurf einer Heeresreform, 


wie er aus den Berathungen der Militärcommifjion hervorgegangen 
ift. Die öffentlide Meinung nimmt denfelben ganz allgemein höchſt 
ungünftig auf. 

Die Grundzüge biefes Entwurfs find im Wejentlihen folgende: Er theilt 
die militärischen Kräfte Frankreichs in drei Kategorien ein: 1) bie active 
Armee, 2) bie Referve, 3) bie mobile Nationalgarbe. Die Dienſtzeit ift in 
ber activen Armee wie in ber Reſerve auf 6 Jahre feflgeitellt. Die ausges 
bienten Soldaten gehören für 3 Jahre der mobilen Nationalgardbe an. Bon 
den ca. 326,000 Franzofen, bie jährlich ins militäriiche Alter treten, follen 
die 160,000 kräftigſten duch Gonfeription herausgenommen und davon 
80,000 der activen Armee, 80,000 der Reſerde zugetheilt werden, fo baß mit 
ben nöthigen Abzügen nah 6 Jahren ſich ergäbe: I) active Armee 417,483 
Mann, 2) Reſerve 424,746 Mann, 3) Nationalgarbe 389,986 Wann, zus 
ſammen 1,232,215 Mann. Die Reſerve wird :gebilbet aus allen jungen 
Leuten, welche das Loos nicht dem Jahrescontingente zugetheilt hat. Gie 
theilt fih in zwei gleiche, duch die Ziehungsnummern abgeichiebene Hälften. 
Die erfie, bie fogenannte Reſerve erften Aufgebots, bleibt, felbit in Hasen 
zeiten, zur Verfügung des Kriegsminiflers, um im Nothfall den Beltand ber 
Regimenter verftärfen zu können. Die zweite, bie Referve zweiten Aufgebots, 
kann dagegen nur in Kriegszeit und burdy kaiſerl. Tecret, wie dieß heutzu⸗ 
tage für die Aufgebote ber Flottenmannſchaft (Inscription maritime) ber 
Fall ift, einberufen werben. Die beiden Reſerven werden abwechſelnd in bei 
ArmeedepotS während längerer ober fürzerer Zeit einerereirt. Die mobile 
Nationalgarde wirb aus den Soldaten ber activen Armee und benen ber 
nn die ihre Dienftzeit beendet haben, gebildet und nur felten zufammens 

ommen. 
„ Ein Brief des Grafen von Chambord an feine Getreuen in 
Frankreich unterwirft die auswärtige Politit bes Kaiſers Napoleon 
bon feinem Standpunkte aus einer einläßlidden Kritik. 


„ Gen. Fleury kehrt von feiner befondern Miffion an den Hof 


von Ylorenz wieber nad Paris zurüd. 


» Der Finanzminifter Fould erftattet feinen alljährlihen Bericht 


über die Lage der Finanzen an ben Kaifer. 

Derjelbe geht von ber Vorausiegung aus, baß ber geleßgebende Körper 

zuerft im Jahr 4867 die neue Heeresreform in Bauſch und Bogen voticen 
und bann erft im Jahr 1868 durch das rectifisative Budget erfahren jolle, 
welche Koften bie neue Organifation dem Lande verurſache. 
„ Der Entwurf einer Seeresreform nad den Vorſchlägen ber 
Militärcommiffion gelangt zur Vorlage an ben Staatsrath nebft 
Modificationsvorſchlägen mit Nüdfiht auf die Forderungen ber dfs 
fentliden Meinung. = 
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- Wimmer Schlußnche unterzeichneten; 3) Wbtretung Vertetiend an ädlien, mit⸗ 

.. telft Oefterreihh anzubietender Territoriglentihäbigun en; 4) als Tauſch für 
die hieraus fich ergebende Vergrößerung Staliens würde dieſes die Souverä = 
netät des Papſtes in ihren gegenwärtigen Grenzen gewäbrleiften.” 

28. Mai. Die Cabinette von Frankreich, England und Rußland haben fich 
über eine möglichſt annehmbare Faflung einer Einladung zu Friebens: 
conferenzen in Paris geeinigt und bie förmlichen Einladungen wer: 
den demgemäß in weſentlich identifcher Faſſung von ben Bertretern 
ber brei Mächte gleichzeitig in Berlin, Wien, Florenz und Frankfurt 
übergeben. 

©. ben Wortlaut der ident. Tep. Ergänzungsheft ©. 88. 

— „ Die officidfe Preſſe regt die Gründung eines eigenen rheiniſchen 

Staates zwilhen Franfreih und Preußen an. 


4. Juni. Ein Telegramm der franzöſiſchen Negierung benachrichtigt ben 
franzöfiichen Gefandten in Berlin, daß Frankreich, England und 
Rußland auf bie beabfichtigte Friedensconferenz in Folge der Ant: 
wort Defterreihs auf ihre Einladung (bez. Venetiens) und feines 
Schrittes am Bunde vom 1. d. M. (bez. ES chleswig-Holfteins) als 
ausſichtslos verzichteten. 

11. „ Ein Brief des Kaiſers an Hrn. Drouyn de l'Huys präcifirt feine 

Politik gegenüber dem fi in Deutfchland vworbereitenden Kriege: 
„Im Augenbfide, wo bie Tekten Friedenshofinungen zu ſchwinden ſcheinen, 
welche man nod auf bie Gonferenz fette, ifi es erforderlich, ben diplomatiſchen 
Agenten im Ausland durch ein Gircular bie Ideen mitzutheilen, welche meine 
Regierung geltend machen wollte, und das Verfahren, welches fie den Tom: 
menben Ereignifjen gegenüber beobachten wird. Dieſe Mittheilung wirb uns 
ſere Politif in ihr wahres Licht fielen. Wenn die Conferenz ftattgeiunden 
hätte, fo würben Sie eine deutliche Sprache geführt haben; Sie würben in 
meinem Namen erklärt haben, bat ich jeden Gedanken an Gebietsvergrößerung 
zurückweiſe, fo lange das Gleichgewicht Europa’s nicht gebrochen wird. In 
ber That fönnten wir nur an eine Ausbehnung unferer Grenzen 
denken, wenn bie Karte von Europa zum ausfchließlihen Vortheil einer 

N Großmacht verändert würbe unb wenn Grenzgediete durch ihren frei ausge- 

drückten Wunſch die Annerion an Frankreich fordern. Unter andern Umſtän⸗ 
ben halte ich es unjerm Lande würdiger, jeber Gebietserweiterung den un: 

ſchätzbaren Vortheil, in guter Eintracht mit unfern Nachbarn zu leben, vor- 
zuziehen, indem wir ihre Unabhängigkeit und ihre Nationalität achten. Bon 
biefen Gefühlen beftimmt und nur die Erhaltung des. Friedens im Auge 
babend, Hatte ich mich an England und Rußland gewendet, um gemeinjchafte 
liche Worte der Verfühnung an bie betheiligten Regierungen zu richten. Das 
Einvernehmen der drei neutralen Mächte bleibt ein Pfand ber Sicherheit für 
Europa. Sie haben ihre Unparteilichfeit gezeigt, indem fie ben. Entichluß 
faßten, die Discufjion der Conjerenz auf die brennenden Fragen zu beſchrän⸗ 
Ten. Um fie zu ſchlichten, mußte man offenan fieherantreten, 
ben diplomatiſchen Schleier, ber fie bebedte, wegziehen und 
bie legitimen Wünsche der Fürften unb Völker ernflid in 
Betracht ziehen. Der Conflict hat drei Urfachen: die ſchlecht begrenzte 
geograpbiiche Lage Preußens — den Wunſch Dentfchlands nach einer poli- 
tiihen Verfaſſung, die mehr feinem VBebürfniß entfpriht — bie Nothwen⸗ 
digkeit für Italien feine nationale Unabhängigkeit fiher zu ftellen. Die neus 
tralen Mächte Fonnten nicht beabfichtigen, fi; in bie inneren Angelegenbeiten 
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ſrember Länder einzumiſchen. Nichtedeſtoweniger hatten bie Höfe, welche an 
ber Conftituirungsacte des deutſchen Bundes Theil genommen haben, das 
Recht zu prüfen, ob bie verlangten Aenderungen die in Europa beſtehende 
Ordnung nicht ſtören würden. Was uns betrifft, fo hatten wir für die zum 
beutichen Bunde gehörigen Staaten zweiten Ranges ein engeres Aneinander: 
jhließen, eine fräitigere Organifation, eine wichtigere Role gewünfdt; für 
Preupen mehr Abrundung (homogeneitd) und Kraft im Norden; für 
Defterreih bie Erhaltung feiner großen Stellung in Deutſch—⸗ 
land. Bier würden außerdem gewünicht haben, daß Defterreich gegen eine 
verhältnipmäßige Entſchädigung Venetien an Stalien cebirt hätte; denn wenn 
e8, ohne ſich um den Bertrag von 1852 zu kümmern, mit Preußen einen 
Krieg gegen Tänemark in Namen ber deutihen Nationalität geführt bat, 
jo ſchien e8 mir gerecht, daß es in Stalien ben gleichen Grundfaß anerkennen 
werde, indem es tie Unabhängigkeit ber Halbinfel vervollitändigt. Dieles 
find die Gedanken, weldhe wir im Intereſſe der Ruhe Europa’s zur Geltung 
zu dringen verlucht Haben würden. Heute fteht zu befürchten, daß das 
Schickſal ber Waffen allein darüber enticheiden wird. Welches ift bie 
Haltung, welche Angelihts dieſer Eventualitäten Frank— 
reih zukömmt? Sollen wir unfer Mißvergnügen fundgeben, weil Deutſch⸗ 
land die Verträge von 1815 ohnmächtig findet zur Befriedigung feiner natios 
nalen Zwede, und zur Aufrechterhaltung feiner Rube? In dem Kriege, 

- welcher auszubrechen auf bein Buncte ftcht, Haben wir nur zwei Intereſſen: 
bie Bewahrung bes europäifhen Gleichgewichte und die Er: 
haltung deſſen, was wir in Jtalien aufgebaut haben. Weit 
aber die moralifhe Kraft Frankreichs nicht bin, biefe beiden Jutereſſen zu 
beihügen ? Wird es nöthig haben, zum Edywert zu greifen, bamit feine 
Worte gehört werben? ch denke, nein. Wenn ungeachtet unferer Bemühun⸗ 
gen die Friebenshoffnungen ſich nicht verwirklichen, fo find wir gleichwohl 
duch Erklärungen der in dem Gonflict betbeifigten Höfe gefichert, daB, 
weldes auch ber Ausgang des Krieges fein möge, Feine ber 
uns berührenden Fragen ohne bie Zuſtimmung Frankreichs 
gelöft wird. Bleiben wir daher in einer aufmertfamen Neutralis 
t&t und flarf durch unfere Uneigennüßigfeit, von dem aufrichtigen Wunſche 
geleitet, daß bie Völfer Europa’s ihre Streitigkeiten vergeflen und fi zum 
Zwede der Givilifation, ber freiheit und des Fortſchritts vereinigen möchten, 
bliden wir vertrauensvoll auf unfer Necht und ruhig auf unjere Kraft.” 

12. Juni. Gefeßgeb. Körper: Der Staatsminifter Rouher theilt ber 
Kammer das Schreiben des Kaiſers vom vorherigen Tage mit und 
biefelbe befchließt auf feinen Antrag mit 202 gegen 34 Stimmen 
auf jede weitere Discuffion der deutſchen und italienifchen Angelegen- 
heiten zu verzichten. — Das rectificative Bubget für 1866 mirb 
darauf ohne Debatte mit 212 gegen 25 Stimmen genehmigt. 

14. „ Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Der Präfident ertheilt gele⸗ 
gentli die Mahnung, nichts über die beutichen und italieniichen 
Angelegenbeiten zu ſprechen. J. Favre beleuchtet in ſchonungsloſer 
Rede die mexicaniſche Frage von Anbeginn an bie jegt und es ent- 
ſpinnt fi) darüber eine Diecuffion, die jebodh von ber Mehrheit 
dur‘) Annahme des Schluſſes abgeſchnitten wird. 

25. „ Geſetzgeb. Körper: Budgetvebatte Mehrere Mitglieder, Larra⸗ 
bure (von der Mittelpartei), Berryer u. A. erſuchen neuerdings 
noch vor dem bevorſtehenden Schluß der Seſſion die europãiſche 
Lage zur Sprache zu bringen. Der Präſident und die Majorität 
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erklãren ſich dagegen. Thiers ruft: „bie Kammer erffärt damit, 
daß ſie abdankt“. | 

27. Juni. Geſetzgeb. Körper: Schluß der Budgetdebatte. 

30. „ Schluß der Kammerjeflion für den geſetzgeb. Körper. 


5. Juli. . Der „Moniteur” verfünbet, daß der Kaifer von DOefterreich 
Benetien an Frankreich abgetreten habe und daß Napoleon bie Ver: 
mittlung nit nur zwiſchen Defterreih und Stalien, fondern auch 
zwiſchen Oefterreih und Preußen übernommen habe. Die officiöfe 
Preſſe feiert den Kaiſer als den anerkannten Schiebsrichter Eu⸗ 
ropa’s. Die Parijer flaggen und illuminiren zur Beier bes großen 
Ereignifjes. 

8 „ Die Abfiht der öſterr. Ceſſion Venedigs an Frankreich ift ge- 
fcheitert. Die italienifche Armee ergreift troß berfelben wieber bie 
Dffenfive und gebt unter Gialdini über den Po. Preußen nimmt 
zwar die Vermittlung Franfreiche an, ftellt aber feine Bebingungen 
und zwar in erfter Linie ben vollftändigen Ausſchluß Oeſterreichs 
aus Deutichland, 

41. „ Der Minifterrath verhandelt unter dem Vorſitze bes Kaifers über 
bie preußifchen Forderungen. Der Kaiſer enticheidet gegen eine active Un= 
terftüßung Oeſterreichss. Es wird ein Segenproject feitgejtellt, nad 
welchem Preußen zwar die volftändige Ausſchließung Oeſterreichs 
aus Deutichland zugeftanden, dagegen bie fürlid des Mains. gelege- 
nen beutfhen Etaaten dem neuen deutihen Bunde unter Preußens 
Führung entzogen werben jollen, Preußen nimmt den Vorſchlag 
an und bie franz. Regierung übernimmt es, benfelben empfehlend 
nach Wien zu befördern. 

S. den Wortlaut S. 133. 

14. „ DOefterreidh nimmt im Princip den franzöſiſchen Vermittlungsvor⸗ 
ſchlag auch feinerfeits an. 

Senat: Das von der Regierung vorgelegte Senatsconfult behufs 
Erſchwerung jeder Discufion über die Verfaſſung und über bie 
Befugniß des gefehgeb. Körpers, die Vorlagen der Regierung zu 
amendiren, wird vom Cenat einftimmig mit 155 Stimmen ange: 
nommen und damit die Eeflion geſchloſſen: 

„Art. 1. Die Verfaffung kann durch Feine andere öffentliche Gewalt, als 
durch ben Senat, biscutirt werben. Weber eine Petition, welche eine Verfaſ⸗ 
jungsänderung zum Zwede bat, kann in ber allgemeinen Situng nur dann 
Bericht erftattet werden, wenn ihre Brüfung von wenigftene drei ber fünf 
Senatsausichüfle genehmigt worden if. Art. 2. Unterjagt ift jede Tiscn]: 
fion über Berfaffungsänberungen, die entweder durch die periodiſche Preſſe 
ober durch nicht periodiſch erfcheinenbe, aber ber Stempeltare unterivorfene 
Schriften veröffentlicht werden. ine Retition, welche cine Berfaffungsäns 
berung zum Zweck bat, darf nur durch den betreffenden officiellen- Sitzungs⸗ 
bericht ln werben. Jede Zuwiberhandlung wirb mit einer Geldbuße 
bon 500—10,000 Fr. beitraft. Art. 3. Der Art. 40 der Berfafjung vom 
14. Januar 1852 wirb folgendermaßen SDR Amendements, welche 
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von ber mit Prüfung einer Gefetzesvorlage beauftragten Commiſſion ange⸗ 
nommen find, werden vom Präfidenten des gefehgebenden Körpers dem Staats⸗ 
rath überwiefen. Die von der Commiſſion oder dem Stanterathe nicht ans 
genoınmenen Amendements gelangen im gefeßgeb. Körper zu feiner endgiltigen 
Abftimmung, können aber in Betracht gezogen und ber Commiſſion zu neuer 


. Brüfung überwiefen werden. Wenn biefe feine neue Faſſung vorichlägt, oder 


wenn bie von ihr vorgeichlagene von bem Staatsrath nicht angenommen wird, 
fo gelangt der anfängliche Tert der Vorlage allein zur Verhandlung. Art. 4. 


- Die Beltimmung bes Art. 41 ber Berfaffung vom 14. Ian. 1852, welde 


die Dauer ber orbentlihen Sibungen bes gefeßgeb. Körpers auf drei Monate 
feitfeßt, wirb aufgehoben. Die ben Deputirten zugewiefene Vergütung wird 
a jebe ordentliche Seffion, von welcher Dauer immer, auf 12,500 Fr. 
eſtgeſetzt.“ 


15. Juli. Jubiläumsfeier der Vereinigung Lothringens mit Frankreich in 


17. 


28. 


29. 


80. 


Nancy. Die Kaiſerin mit dem kaiſ. Prinzen nimmt daran Theil, 
der Kaiſer bleibt in Paris. 
„ Nachdem die Erzielung eines Waffenſtillſtands zwiſchen Oeſter⸗ 
reich und Preußen gefihert erfcheint, geht Prinz Napoleon in das 
Hauptquartier des Königs von Italien ab, um auch zwiſchen Oeſter⸗ 
reich und Italien einem ſolchen den Weg zu bahnen. 
„Eine Depeſche des ital. Cabinets erklärt, auf ben Abſchluß eines 
Waffenſtillſtands nur unter der Bedingung eingehen zu können, daß 
der Kaiſer ihm die Erwerbung des Trentino beim Friedensſchluß 
zuſichere. Der Kaiſer antwortet mit dem Befehl an die Mittelmeer⸗ 
flotte, ſich ohne Verzug nach Venedig zu begeben. Italien zieht 
alsbald ſeine Forderung telegraphiſch zurück, worauf der Gegenbefehl 
auch an die Flotte in Toulon geht. 

Der Kaiſer geht nach Vichy. 
„Der Kaiſer gibt nach dem „Moniteur“ die förmliche Erklärung 
ab, daß er in die Vereinigung der von Oeſterreich abgetretenen 
venetianiſchen Provinzen mit Italien einwillige. 
„ Unterzeichnung einer Convention mit Mexico, wodurch ein Theil 
ber mericanifchen Zolleinnahmen Frankreich überwiefen wirb: 

Tie Convention, welche 7 Artifel umfaßt, ftipulirt im Wefentlichen fol 
genbes: „Die mericaniihe Regierung überweist an Frankreich die Hälfte ber 
Einnahmen aller Seezölfe, nämlich aller allgemeinen und befondern Eins 
und Ausgangszölle, ber internacion und contra registro benannten Aufs 
Ihlagszölle, ber mejoras materiales, ſowie bie zu Gunften der Veracruz⸗ 
Eiſenbahn erfolgte Ueberweifung dieſer legtern erlofhen fein wird. Bon ben 
Ausfuhrzöllen der Häfen des ftillen Dceans find bereits drei Viertel anders 
wärts vergeben; bie franzöſiſche Regierung erhält deßhalb nur das noch vers 
fügbare Viertel. Tiefe Summen follen verwandt werden: anf Zahlung der 
Zinſen, der Amortijation und aller Obligationen ber beiden 1864 n. 1865 
von der mericaniichen Regierung contrahirten Anleihen; auf Zahlung ber 
3 Proc. Intereſſen der 216 Mill., welche zu fehulden bie mericanifche Regies 


rung in der Convention von Miramar anerkannt bat, fowie aller nachträ 


unter. welchem Titel immer von dem franzöfiihen Staatsſchatz vorgeſchoſſenen 
Summen. Der Betrag diefer Forderung, bie bis jegt annähernd auf 250 
Millionen —— kann, ſoll ſpäter definitiv feſtgeſtellt werden. 
Am Fall die überwiefenen Summen nicht zur vollſtändigen Abtragung aller 


- biefer Schulden ausreichen Tollten, bleiben die Rechte ber Inhaber der Schulds 
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ſcheine und bie ber franzoͤfiſchen Begierung volllommen vorbehalten. Sollte 
bei fleigender Einnahme ber mericanifchen Zölle der Frankreich überwiciene 
Antheil die zur Dedung ber wufgeführten Verbindlichkeiten erforderliche 
Summe überfchreiten, jo wirb ber Ueberſchuß zur Amortijirung bes ber fran= 
zöſiſchen Regierung geichulbeten Capitals verwendet werben. Die Eincaflirung 
ber Frankreich überwiejenen Gelber erfolgt burch befonbere unter den Schuß 
ber franzdfiihen Fahne geftellte Agenten in Beracruz und Tampico. Alle 
bort file Rechnung des mericanifchen Schabes eingehenden Summen werden, 
mit Ausnahme ber bereits nach anderer Seite bin vergebenen und ber zur 
Befoldung der Zollbermten daſelbſt nöthigen Gelder, auf Beiriediging Des 
Franfreih zugewiejenen Autheils verwendet werben. Die Beloldung ber 
Zollbeamten, zu denen auch die franzöfiichen Agenten gerechnet werden, barf 
5 Proc. der Einnahmen nicht überfteigen. Kaiſer Napoleon III. hat bie Zeit 
zu befliinmen, während welcher die franzöftichen. Agenten ihre Functionen in 
Veracruz und Tampico verſehen ſollen. Durch dieſe Convention wird die am 
10. April 1864 in Miramar abgefchloffene in alem was auf Finanzfragen 
Bezug bat, außer Kraft gefekt.“ 


7. Aug. Frankreich erhebt durch eine Dep. des Hrn. Drouyn de l'Huys 


11. 


17. 
24. 


Gompenfationsforberungen in Berlin. Preußen lehnt die Forderungen 


. entjdieben ab. Frankreich läßt biefelben fallen. 


Der Kaifer kehrt plötzlich, ziemlich krank, von Vichy nah Paris 
und St. Cloud zurück. 


„ Auf die telegr. Nachricht vom Abſchluß des Waffenſtillſtandes 


zwiſchen Defterreih und Italien richtet ber Kaifer folgendes Schreiben 


an ben König von Italien: 

„Mein Herr Bruder! Ich Habe mit Vergnügen vernommen, daß Em. 
Mai. zu dem Mafjenftillftand und den SFriedenspräliminarien, welche zwifchen 
bem König von Preußen und dem Kalfer von Tefterreich unterzeichnet wor: 
ben find, Ihre Zuflimmung geneben haben. 68. wird fich alſo wahrſcheinlich 


. eine neue Uera ber Ruhe für Europa eröffnen. Ew. Maj. weiß, daß ich 


das mir angebotene Venetien angenommen babe, um es vor jeder Verheerung 
zu bewahren und. um einem unnüten Yfutvergießen vorzubeugen. Stets 
war es meine Abſicht, dieſes Land fich felbft zurückzugeben, damit Stalien 
frei fei von ben Alpen bie. zur Adria. Herr feines Geſchickes, wird Venetien 
bald durch das allgemeine Stimmredt feinen Willen ausbrüden Fönnen. 
Er. Maj. wird erfennen, daß in biefen Verbältniffen die Action Frankreichs 
fi wiederum zu Gunften der ee und ber Unabhängigkeit ber 
Bölfer geltend gemacht hat.“ 


„ De Kaifer ift durch fein körperliches Befinden genöthigt, ſeinen 
Beſuch im Lager von. Chalons für dieſes Jahr abzufagen. 


„Abſchluß eines Vertrages mit Oeſterreich, um Frankreich die 


Vermittlung der Abtretung Venetiens an in zu fihern (ſ. 
Oeſterreich). 


2. Sept. Hr. Drouhn de l'Huys ſieht ſich, wie angenommen wird, in 


Folge ſeiner an Preußen gerichteten und von dieſem abgelehnten 
Compenſations forderungen zum Rücktritt von ſeinem Poſten als 
Miniſter des Auswärtigen genöthigt. Er wird durch Hrn. v. Mouftier, 
zur Seit Gefandten in Sonftantinopel, erſetzt. Bis zu feiner 
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Ankunft übernimmt der Minifier des Imern be Lavalette feine 
Functionen. - 

10. Sept. Die neugebildete römiſche Legion wird dem päpftl. Commiſſär 
in Antibes übergeben. 

14. „ Der „Moniteur” verfündet, baß der Kaijer die Ernennung ber 
Franzofen Osmond und Friarb zu mericanifhen Miniftern bes 
Kriegs und der Finanzen durch den Kailer Marimilian nicht ges 
ftattet babe. 

46. „ Kine Eirceularbepefche des interimifchen Miniſters bes Nuswärtigen 
be Lavalette präcifirt die Stellung des franzöfifchen Gouvernements 
zu ber durch die preußifchen Siege eingetretenen neuen Lage ber 
europäiſchen Dinge: 

„Die Regierung des Kaifers kann nicht länger den Ausbrud ihrer Gefühle 
über bie eben in Deutſchland fich volziehenden Greigniffe aufihieben. Da 
Hr. dv. Mouftier nody einige Zeit abwejend bleiben wird, hat Se. Maj. mir 
Befehl gegegeben, feinen diplomatischen Agenten die Motive darzulegen, welche 
feine Bolitif leiten. Der Krieg, welcher in Mittel: und Südeuropa ausge 
brochen iſt, bat den deutſchen Bund vernichtet und bie italienifche Nationalität 
definitiv conftituirt. Preußen, deſſen Grenzen durch ben Sieg vergrößert 
find, herrſcht auf der rechten Eeite bes Maines. Defterreih bat Venetien 
verloren und fih von Deutſchland getrennt. Angefichts folcher jo erheblichen 
Beränderungen fanımeln fi alle Etnaten in dem Gefühle ihrer Berantivort: 
lichkeit; fie fragen fich, weiches die Tragweite des neuerdings abgeſchloſſenen 
Trieben ift, wie fein Einfluß auf die europätiche Ordnung unb bie inter: 
nationale Lage jeber Macht fein wird. Tie öffentliche Meinung in Frankreich 
ift bewegt. Sie ſchwankt ungewiß zwiſchen der Freude. die Verträge von 
1845 zerftört zu fehen, und ber Furcht, daß die Macht Preußens nicht außer 
ordentliche Proportionen annehme; zwilchen bem Wunſch, ben Yrieben zu er 
halten, unb ber Hoffnung, durch Krieg Tine Gebietsvergrößerung zu erlangen. 
Sie begrüßt freudig die vollftändige Befreiung Italiens, will aber beruhigt 
fein über die Gefahren, welche den HI. Vater bedrohen könnten. Die Being: 
fligung, welche bie Geifter beberricht und ihren Widerhball im Auslande fin: 
a legt der Regierung bie Pflicht auf, ihre Anfchanungsmeile Mar darzu⸗ 
egen. 

„Frankteich darf Feine zweitelhafte Politit haben. Wenn es in feinem 
Interefie und feiner Machtftellung durch die bedeutenden Veränderungen, 
welche in Deutichland vor fi) neben, beeinträchtigt fit, müßte es dieſes frei 
befennen, und bie nothwendigen Mafregein zum Schutze feiner Sicherheit 
ergreifen. Wenn es bei beit Umgeſtaltungen, welche jetzt vor fich gehen, nichts 
verliert, fo muß es dies mit Aufrichtigfeit erflären und übertriebenen Befürch⸗ 
tungen und heißblütigen Urtheilen, welche, indem fie die internationale Giferjucht 
weden, es außerhalb ber ihm vorgezeichneten Bahn reißen möchten, wider: 
ftehen. Um bie Ungerwißheiten zu zerftreuen und feine Ueberzeugung zu firis 
ren, muß man bie Vergangenheit, wie fie in ihrem Zuſammenhange vorliegt, 
und bie Zufunft, wie fie ſich barftellt, ins Auge fallen. Was ſehen wir in 
ber Vergangenheit? Nach 1815 vereinigte die heilige Allianz alle Völfer 
bom Ural bis zum Rhein gegen Frankreich. Der beutfche Bund umfaßte 
mit Preußen und Defterreih 80 Millionen Einwohner ; er erfttedte fih von 
Luxemburg bis nah Trieft, von der Dfliee bis Trient und umgab uns mit 
einem eiſernen Gürtel, der durch fünf Bunbesfeftungen gehalten war; unjere 
firategiiche Lage war durch bie gefhicdteften Gebictsconbinationen eingeengt. 
Die geringfte Schwierigkeit, welche wir mit Holland oder mit Preußen an 
ber Mofel, mit Deutſchland am Rhein, mit Defterreich In Tyrol ober Friaul 
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gehabt hätten, wirbe alle. im Bunde vereinigten Kräfte gegen und gerichtet 
haben. Das öſterr. Deutſchland an ber Etſch unbefiegbar, hätte im gegebenen 
Augenblid bis zu ben Alpen vorbringen können. Das preuß. Deuiſchland 
hatte als Avantgarde am Rhein alle jene Mittelftaaten, welche unaufhörlich 
durch den Wunj nach politiſcher Umgeftaltung bewegt unb geneigt find, 
Frankreich als ben Feind ihrer Eriftenz und ihrer ———— betrachten. 
Wenn man Spanien ausnimmt, fo würden wir kaum die Möglichkeit gehabt 
baben, auf dem Gontinent eine Allianz zu ſchließen. Stalien war zerftüdelt 
und ohnmächtig, es zähfte nicht als Nation. Preußen war ıweber feftgeglies 
bert noch unabhängig genug, um fi von jeinen Traditionen loszumachen. 
Oeſterreich war zu fehr bamit beichäftigt, feine italienischen Befigungen zu 
erhalten, als daß es ſich intim mit uns hätte verfänbigen können. Ohne 
Zweifel bat ber lang dauernde Friebe die Gefahren dieſer Gebietsgeftaltungen 
und biejer Allianzen vergefien machen fönnen, benn fie erfcheinen nur dann 
furchtbar, wenn der Krieg ausbricht. Aber dieſe zweifelhafte Sicherheit hat 
Frankreich zuweilen um ben Preis der Auslöfhung feiner Role iu ber Melt 
erreiht. Es ift unbeftreitbar, baß während viergig Jahren es überall bie 
Coalitien ber brei nordifhen Mächte, burch die Erinnerungen ber gemein= 
jhaftlihen Niederlagen und Siege, burch gleiche Regierungsgrundfäße, durch 
feierliche Verträge und durch die Gefühle des Mißtrauens gegen unſre liberale 
und civilifatoriiche Thätigfeit geeinigt, gegen fich gefunden Hat. 

„Wenn wir jebt bie Zufunft bes umgeltalteten Europa’s prüfen, welche 
Garantien bietet e8 für Frankreich und ben Frieden ber Welt? Die Coalition 
ber brei nordilhen Höfe ift gebroden. Das neue Brincip, weld es 
Europa regiert, ifi die Freiheit der Bündniſſe. Alle Großmächte 
haben ji die Fülle ihrer Unabbäüngigfeit, ber regelmäßigen Entwicklung 
ihrer Sejchide wiedergegeben. Das vergrößerte Brenßen, fortan frei von 
jeder Solidarität, fidyert die Unabhängigkeit Deutſchlands. Frankreich darf 
daran feinen Anſtoß nehmen. Stolz auf feine bewundernswürbine Einbeit, 
feine unvertilgbare Nationalität, Tann es nicht das Werk der Affimilation, 
das fih eben vollzieht, befämpfen oder bebauern und bie Principien ber Nas 
ttonalität, welche es repräfentirt und ben Völkern gegenüber befennt, eifer: 
füchtigen Gefühlen unterorbnen. Wenn das nationale Gefühl Deutſchlands 
befriedigt ift, wird feine Unruhe fich zerftreuen, ſeine Feindſeligkeit erlöfchen. 
Indem es Franfreih nachahmt, thut es einen Schritt, ber es uns näher 
bringt, und nicht von ung entfernt. Im Süben ift Italien, befien lange 
Knechtſchaft feinen Patriotismus nicht auszulöfchen vermocht bat, in ben Bes 
fiß aller Elemente nationaler Größe geieht. Seine Griftenz verändert von 
Grund aus bie politifchen Bebingungen Europa's; aber ungeachtet unüber⸗ 
legter Empfindlichfeiten ober vorübergehenber Ungerechtigkeiten nähern feine 
Ideen, feine Principien und Intereſſen es ber Nation, welche ihr Blut ver: 
golfen bat, um es in der Erfämpiung feiner Unabhängigkeit zu unterflügen. 
Die Intereſſen des päpftlihen Thrones find durch bie Convention vom 
15. Sept. gewahrt. Tiefe Convention wirb Ioyal ausgeführt werben. In⸗ 
bem ber Kaifer feine Truppen von Rom zurüdzieht, läßt er dort Frankreichs 


Schuß als Garantie der Sicherheit des Hl. Vaters. In der Ofifee, wie im 


Mittelmeer tauchen Seemächte zweiter Claſſe auf, welche ber Freiheit ber 
Meere günftig find. Defterreich, feiner italienifhen und deutſchen Vor⸗ 
forgen entledigt und feine Kräfte nicht mehr im unfruchtbaren Rivalitäten 
abnutzend, fondern fie im DOften Europa ’s concentrirend, repräfen- 
tirt immer noch eine Macht von 35 Mill. Seelen, welche feine Feindſeligkeit, 
kein Intereſſe von Frankreich trennt. 

„Durch welche jonderbare Verwechslung ber Vergangenheit mit der Zus 
funft könnte bie öffentlihe Meinung bie. Feinde Frankreichs erblicken in bie- 
fen Nationen, welche von einer uns feindlichen Vergangenheit befreit, zu einem 
neuen Leben berufen, durch Principien geleitet find, welche auch bie-unfrigen 
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nd, und weite von den Gellihlen des Zortchrities fid Kelten laſſen, Div bus 
friedliche Band der modernen Geliigalen bilden Win Wuropa, welches 
flärfer confituirt, durch präche Gebleiselnthellungen mehr nleiduriig gemucht 
ef, iſt eine Garantie des Friebens für ben Gentinent und weder eins Hılmyı 
zu0d ein Roaqhtheil für unfere asien, Tiefe wird einiplleplih Alyaılına 
Baib mehr ale 40 Miu. Einwohner zählen; Deutſchlaube3 Wil, ununn 
29 Mil. in dem Nord: und 8 vi, in dem Lübbunde; K.ellenreiy it, 
Stalien 26, Spanien 18 il. as iM in bieſer Vertheilung ber enımyhle 
Kräjte, das uns beuntuhigen Könnte? 
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Seine Aufgabe befiehi darin, bie Eintracht zwikhen allen Mächten berzuftel- 
len, welche ebenſowohl das Princip ber Autorität aufrecht erhalten, als ben 
Fortichritt begünftigen wollen. Diele Allianz wird ber Revolution bas 
Vreftige der Schupherrlichfeit (Patronage) nchmen, mit ber fie bie Sache ber 
Bölterireiheit zu bedien behauptet und wird ben großen aufgeflärten Staaten 
die weile Leitung der bemofratifchen Bewegung bewahren, welche ſich überall 
in Europa kundgibt. 

„Bei allebem gibt es in den Bewegungen, welde ſich bes Landes (Frank⸗ 
reiche bemächtigt haben, ein Gefühl, welches anerfannt und präcifirt werben 
muß. Tie Refultate des legten Strieges enthalten eine ernite Lehre, welde 
unjerer Waffenehre nichts gekoſtet bat; fie zeigen uns die Nothwendig- 
feitan, baß wir nm unfer Gebiet zu vertheidigen, ohne Auf— 
fhub zu einer Bervollftommmung unjrer militäriiden Or— 

anifation ſchreiten müfien. Die Nation wird dieſer Pflicht, welche 
I ür Niemanden eine Drohung ift, nachkommen; fie bat den gerechten Stolz 
bes Werthes ihrer Armee; ihre Gmpfindlichfeiten, welche burdy die Griunerung 
ihrer militäriſchen Thaten, durch den Ramen und die Handlungen bes Sou⸗ 
veräns, ber fie regiert, gewedt find, brüden nur ihren energiichen Willen aus, 
ihren Rang unb ihren Einfluß in ber Welt jo aufrecht zu erhalten, daß 
feine Gefahr fie erreichen kann. 

„Alles zufanmengenommen, erfcheint ber Horizont von bem Geſichts⸗ 
puntte aus, in welchem die Taijerlihe Regierung die Geſchicke Europa’s be 
trachtet, von drohenden Gventualitäten beircit; furchtbare Probleme, welche 
gelöft werden mußten, weil fie jich nicht unterdrüden laffen, Tafteten auf den 
Geſchicken ber Bölter; fie hätten fih in viel fhwierigeren Zeiten 
einftellen können und haben. ihre natürlihe Löſung ohne allzubeftige Er: 
fgütterungen und ohne bie gefährliche Hülfe revolntionärer 
Leidenfhaften gefunden. Ein Frieden, welcher auf ſolchen Srundlagen ruht, 
wird ein dauerhafter Friede fein. Was Frankreich betrifft, fo bemerkt es, 
nach welcher Seite bin c8 auch feine Blicke richtet, nichts, das feinen Gang 
fefjeln ober fein Glück flören könnte. Mit allen Mächten freundichaftliche 
Beziehungen unterhaltend, durch eine Politik geleitet, melde als Zeichen ihrer 
Stärke Großinuth und Mäpigung bat, auf feine impofante Einheit geſtützt 
und mit feinem überall hin ſtrahlenden Genie, mit feinen Schägen und fei: 
nem Europa befruchtenben Grebit, mit feiner entwidelten Meilitärfraft, in 
Zukunft umgeben von unabhängigen Nationen, eriheint es nicht weniger 
groß, wirb nicht weniger geachtet fein. Das ift bie Spradye, welche Sie in 
in Ihren Beziehungen zu ber Regierung, bei welcher Sie acerebitirt find, zu 
führen haben werben.“ 


47. Sept. Der kaiſ. Adjutant Gen. Caſtelnau geht in an 


20. 


Lo 3 


Million nad) Merico ab. 
„ Der Kalfer geht nad Biarritz. 

Der Präfldent der mericanifhen Finanzcommiſſion in Paris macht 

dem Publicum die Anzeige, daß bie mexicaniſche Regierung keine 
Rimefien für die Zahlung der am 1. Dectober fälligen Coupons 
und bie Rüdftände der mericanifhen Schuld gefanbt habe, weßhalb 
auch Feine Zahlung an die franz. Gläubiger ftattfinden könne. 
„ Der neue Minijter des Auswärtigen, Marquis de Mouftier, hält 
auf feiner Reife von Konftantinopel nah Mearfeille in Athen an 
und ſpricht fi fowohl gegen den König, als gegen bie Miniſter 
aufs ſtärkſte gegen den Aufſtand in Saul aus. 








13. 


16. 


19. 


N ans 


De In Folge ver Grmerbung feanzöflicger Mifſionare im Yurıa 

langt eine franz Erpebition unter dem (Gumireahmisral Mage vor ver 
coreaniſchen Stadt Kang⸗hoa an, 
Die franzöſ. Erpebition gegen Goren befeht nach furym Tuer. 
flande Kang-bea und kehrt dan, nachdem Mr vie nllentligen Ge. 
bäube der Siadt zerflört, m Odrunbe ohne alles weſ⸗eutliche Arſullu 
wieder zuräd. 

„ General Leboeni überzikt im Namen ırt Kling vor Zersugieh 
Benetien einer Commiricn der Hiunirzeu sen Irweg Tu pn 
bes Generals am tieielbe: 
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baran Theil zu nehmen unb es werden auch zwei Adenirale zu den 
Berathungen beigezogen. 
20. Nov. Gen. Fleury trifft in außerordentlicher Miſſion ber franz. Re 
gierung in Florenz ein. 
21. „ Eine Verfügung des Kriegsminiſters an die Militärintendanten 
zeigt benjelben an, baß die gejammte franz. Armee in Merico auf 
einmal und zwar inden erften Monaten des künftigen Jahres nad) 
Frankreich zurückkehren werde. 


2. Dec. Die Franzoſen beginnen die Räumung Noms. 

3. „ Die Transporticiffe für die Weberführung der franzöfiichen 
Armee in Merico beginnen aus den verjchiedenen franzöſ. Häfen 
auszulaufen. 

4. „ Die fon längſt projectirte Neije der Kaiferin nah Rom wird 
im Minifterrath ſehr ernfthaft in Erwägung gezogen. 

T. „ Die Militärreformeommiffon beendigt ihre Arbeiten. 

8 „ Der Erzbifchof von Paris erläßt ım Gegenſatz gegen bie meiften 
übrigen Bilchöfe einen fehr gemäßigten Hirtenbrief über bie bevor: 
ftehende Räumung Roms dur die Franzofen. 

11. „ Die Sranzofen räumen bie Engelsburg und übergeben fie den 


päpftlihen Militärautoritäten. — 
Dep. des Marquis de Mouſtier an den franzöſiſchen Botſchafter 
in Rom: 


„Ser Kaiſer hat ſtets bie Unabhängigkeit des hl. Stuhls und die Unab: 
hangigkeit Italiens gewollt. Jedes diejer Intereſſen hätte ohne Zweifel gern 
aus htiehtic bevorzugt fein wollen, aber trog ber Schwierigfeit fie zu ver: 

föhnen,- bat fi) ber Sailer doch niemald von bem doppelten Gefichtspunfte, 
auf ben er fich geftellt Hatte, entrüden laffen. Heute, da Stalien endgiltig conftis 
twirt ift, wird bie Befeftigung der päpitl. Gewalt das Haupt- 
ziel unferer Anftrengungen, und ber bl. Bater Hat allen Grund, 
mit Vertrauen ihr Ergebniß zu erwarten und ihren Erfolg durch weife 
Maßregeln zu fichern, welche fein Gewiflen ihm eingeben wird. Ohne 
Zweifel muß ber Abzug unferer Truppen Pins IX. eine Erregung (Emotion) 
verurjachen, welche wir begreijen. Indeß konnte Fein Augenblid günftiger 
fein, dieje neue Situation zu fchaffen, als derjenige, wo das Nationalgefühl in 
Stalien durch den Gewinn Venetiens eine jo große und volljiändige Genugthuung 
erhalten bat. Freuen wir uns biejes Umftandes; denn am Ende mußte wohl 
einmal ber Tag kommen, an dem das wejentlich tranfitoriiche Factum unſrer 
Beſetzung, welche niateriell erhielt, ohne moralifh zu befeftigen, und welche 
nit ohne Ende fein konnte, ohne die Negation der Macht ſelbſt zu werden, 
welche jie zu hüten berufen war, aufhören mußte, Die fathol. Welt muß 
uns Dank wilfen, eine Maßregel folange vertagt zu haben, deren Nothwens 
bigfeit doch jo Klar war, und fie wird ohne eine tiefe Ungerechtigkeit nicht 
verfennen können, daß wir an bem Tage, an bein dieje Nothwenbigfeit fich 
unwiberfieblich zeigte, alles nur irgend Mögliche gethan haben, um bem BI. 
Vater neue und ernftere Garantien für die freie und ungeftörte Ausübung 
feiner doppelten Souveränetät zu fihern ... Wir zweifeln.nicht, baß Pius IX, 
ale Maßregeln nehmen werde, welche die Natur der Dinge felbft ihm 
. auferlegt und beren Zweckmäßigkeit ihm bewieſen it. Er weiß, welches unfre 
Anfichten in biefem Betracht find, und daß wir ihm nichts ansathen, was 
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ihn ſchwanken laſſen Könnte, ober was von ben Dispofitionen abwiche, bie ex 
jelbft zu verfchiedenen Malen an ben Tag gelegt bat. Wir halten es für möglich, 
unter biefen Bedingungen bie Beziehungen des bi. Stuhles zu feinen Unters 
thanen und zu dem übrigen Ktalien auf einer natürlichen und bauerbaften 
Bafis zu gründen. Flößen Sie dem bi. Vater biefe Ueberzeugung ein, welche 
ihm den Muth geben wird, ohne Berzug ans Werk zu geben. Sagen 
Sie ihm, daß der Rüdzug unferer Truppen keineswegs ein Aufgeben ber 
großen Intereſſen bedeutet, welche wir feit 17 Jahren buch unfere Gegen» 


wart füßten und über die wir, fern wie nahe, nicht aufhören werden, mit 
volfommener Hingebung zu wachen.” 


12. Dec. Die lebten franz. Truppen ziehen von Nom ab, 


18, 


22. 


„ Der „Moniteur“ veröffentlicht den Entwurf einer Sheeresreform, 
wie er aus ben Berathungen ber Militärcommiffion hervorgegangen 
ift. Die äffentlihe Meinung nimmt denfelben ganz allgemein höchſt 
ungünftig auf. 

Die Grundzüge dieſes Entwurfs find im Weſentlichen folgende: Er theilt 
bie militärifhen Kräfte Frankreichs in brei Kategorien ein: 1) bie active 
Armee, 2) bie Referve, 3) die mobile Nationalgarde. Tie Dienſtzelt iſt In 
der activen Armee wie in ber Reſerve auf G Jahre feſtgeſtellt. Die ausger 
bienten Soldaten gehören für 3 Jahre der mobilen Nationalgarde an. on 
ben ca. 326,000 ranzofen, bie jährlich ins militäriihe Alter treten, follen 
die 160,000 kräftigſten durch Gonfcription herausgenommen und Davon 
80,000 der activen Armee, 80,000 der Reſerve zugetheilt werben, fo daß mit 
ben nöthigen Abzügen nah 6 Jahren fih ergäbe: 1) active Armee 417,483 
Manu, 2) Referve 424,746 Dann, 3) Nationalgarde 359,956 Vtaun, zu⸗ 
ſammen 1,232,215 Mann. Die Reſerve wird gebildet aus allen Jungen 
Leuten, welche das Loes nit dem “ahrescontingente zugeiheilt hat, Sie 
tHeilt ſich im zwei gleiche, durch die Richungsnummern abgeſchiedene Hälften, 
Tie erfie, bie fogenannte Referor ertien Auizebors, bleibt, ſelbſt im Ariebeuss 
zeiten, zur Berfügung des Krirgemsisiliere, um im Yoıhfoll den Veltanb ber 
Regimenter verftärken zu fünnen. Tie zweite, Die Aeſerve zueisen Aufgebots, 
kann bagegen nur in Kriegszeit und Dusch Sailer. Tectet, wie bie heutzu⸗ 
tage Für bie Auigebote ber Kotiemmannihuit (Inseriptiow maritime) Her 
Aal it, eimbermien werben. Die beiden ANeſerven werten abwechſelnd in Deu 
Armeeorpoid während längerer ober Türzeres Met einer. Lie mobile 
Nstionulgerbe wird ums Dem Eolonses ses uciivem Yımer mb benem Der 
Reſerve, bie ihre Dienßzeit beentet haben, gebildei mus nur ſelen zuinmemen 


„ Ein Brief des Grafen som Ehambord an icine Getreuen im 
Graufschg unterwirtt Die anbwärtige Boluif bes Katiers Yinpolen 
von ſeinen Staubpumstse aus einer einlichlichen Kriit, 


„ Gen BZlcury lehrt mom ſeiner beſondern Ikıllion an Den Hr 
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v„ Ter Ainanzminifier Ioult erßanet ieinen aljchriuien erizr 


Mer Die Lage ber Finanzen au Den Knier. 
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15. 


30. 


5. Italien. 


. San. Das Gejeb über die Einführung der Eivilehe tritt mit diefem 


Tage in Kraft. 

„ Mopification des Minijteriums Lamarmora: außer dem Minifter: 
präfidenten behalten auch Chiaves, Jacini und Angioletti ihre bie: 
herigen Portefeuilleg; Scialoja übernimmt bie Yinanzen, Defalco 
die Juſtiz, Pettinengo den Krieg, Berti den Unterridt. 

„ Der neue Kriegsminifter ſtellt aus Erfparımgsrüdfichten fofort 
bie Aushebung für 1866 bis auf Weiteres ein. alt die ganze 
Preſſe erflärt fi gegen den Schritt (aber ebenjo auch gegen bie 
Einführung neuer Steuern) al® gegen ein Symptom totaler Ent- 
waffnung. [Im März 1867, zu welder Zeit bie Entlafjung ber 
Altersclaffe von 1844 mit 55,000 Dann eintrete, würde die ital. Armee 


auf 140,000 Mann rebucirt und damit die Möglichkeit eines Kriegs 


zur Befreiung Venetiens geradezu unmöglich fein.] 
» Der neue AJuftigminifter überfendet den Gefetesentwurf bez. Auf: 
hebung ber Klöſter ꝛc. unverändert bem Secretariat ber Abg.Kammer. 
„Marcheſe Azeglio F. 

Abg.Kammer: Erpofe des neuen Finanzminiſters Seialoja. Das⸗ 


ſelbe ſetzt Erſparniſſe im Betrag von 55 Mill. in Ausſicht, aber 


trotzdem ein Deficit von 211 Mil. für 1866, das jedoch durch 
Steuererhöhungen und neue Steuern auf 80 Min. perabgemindert 
werden joll. 

„ Abg.-Kammer: Die Wahl der Budgetcommillion fällt gegen bie 
Regierung aus. 

„Abg.⸗Kammer: Die Regierung bringt das Kloftergefeh ganz nad) 
dem Vorſchlage des abgetretenen Suftizminifters Cortefe neuerdings 
zur Borlage. 


6. Fehr. Die Abg.-Kammer lehnt den Antrag bes (clericalen) Ag. 


Cantü auf Abſchaffung des politiihen Eides ab. 
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11. Sehr. Die große Alpenbahn-Commiſſion erflärt fi unter dem Vor- 


16. 


18. 


19. 


23. 


24, 


fite des Minifters Jacini für das Gottharbsprojet, nur 3 Mit: 
glieder jprechen fig für den Splügen aus, gar feines für den Luk—⸗ 
manier. 

„ Defterreih verſucht einen halben Echritt der Annäherung an 


‚alien, indem es fich ſeinerſeits bereit erklärt, die Vortheile bes 


Handelsvertrags mit Sardinien auf alle italienifchen Provenienzen 
auszubehnen, wofern Italien dafjelbe thue, ohne daß jedoch das 
politifche Verhältniß Oeſterreichs zu Italien dadurch alterirt werben 
ſolle. ‘Die italieniſche Regierung geht nad längerem Bebenfen auf 
ben Vorſchlag nicht ein. 


„ Abg.:Kammer: Beginn ber Debatte über eine zweimonatlidhe Ver- 


längerung bes Finanzproviſoriums. Die Regierung verlangt fie als 
Vertrauensvotum. 

„ Abg.-Kammer: Debatte über eine zweimonatliche Verlängerung 
des Finanzproviſoriums. Hicafoli beantragt, die finanziell-politiiche 
Debatte im Intereſſe der Kinigfeit des Landes zu vertagen. Die 
Regierung beharrt auf der Forderung eines Vertrauenspotums. Wis 
cajoli zieht feinen Antrag zurüd. 

„ Die Abg.:Kammer beſchließt, eine Commiſſion von 15 Mitgliedern 
zur Prüfung der Gefatnmtheit der Finanzentwürfe nieberzufeßen. 
Die Regierung bat nichts dagegen. 

„ Graf Arefe regt die Organifation von freiwilligen Beiträgen in 
großem Maßſtabe behufs Tilgung der Nationalfchuld an. Die Idee 
findet zunächft in Turin lebhaften Anklang. gr 
„ Abg.:Kammer: Debatte über die Verlängerung bes Tinanzpro: 
viſoriums. 

Mehrere Mitglieder ergreifen die Gelegenheit, ſich einläßlich über bie Mi⸗ 
litärfrage zu äußern. General Birio erklärt, daß für Stalien die Taufe 
eines Kriegs um Venedig unumgänglich fei, um Achtung in Guropa und in 
ber Diplomatie zu erlangen. WMeinifterpräfident General Ramarmora: 
Ueber die Armeefrage müfje man ſich verfländigen und das Land nicht in 
trügerifche Hoffnungen wiegen. „Wir müfjen uns auf ben Friedensfuß fegen, 
um fowohl finanziell als in jeder andern Beziehung befjfer im Stande zu 
fein, nothigenfalls Krieg führen zu können. 3 reicht vollkommen hin, wenn 
wir für Heer und Flotte 200. Millionen ausgeben! Hätte die Regierung jeit 
1860 diejes Syſtem befolgt, fo wären 627 Millionen gefpart worden, wo⸗ 
von man 127 Millionen auf Befetigungen verwenden und mit 500 Millio: 
nen eine großartige Reſerve für alle Eventualitäten hätte bilden können. Ich 
Hage Niemand an. Meine Vorgänger haben fi wahrjheinlih von dem 
Kriegsgeſchrei ber üffentlihen Meinung einſchüchtern Taffen; ich fage es nur, 
um nadyzumeilen, daß bie öffentliche Meinung fi) über die Nothiwenbigfeit 
derartiger Ausgaben getäufht hat. Möge nunmehr die Kammer über das 
Minifterium richten.” Kriegsminiſter Bettinengo gibt Auffchlüffe über bie 
neyerdings erfolgten NRebuctionen im Budget und in ben Gabres der Armee. 
Gegenwärtig bat Stalien 204,874 Mann wirflih unter Waffen, 128,287 
völlig ausgebildete Eoldaten find als beurlaubt entlafjen, können aber jeden 
Augenblid wieder einrüden. Dazu kommen no& 107,612 Mann Referve 
und 41,000 Mann ber Jahresclaſſe von 1845, die voriges Jahr nicht eins 
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berufen wurben, aber in eignen Lagern doch — beſtimmte militäriſche Aus⸗ 
bildung erhalten ſollen. Im Kriegsbudget tritt eine Erſparniß von 30 Mill. 
ein, ſo daß die beiden Budgets des Kriegs und der Marine für das nächſte 

Jahr zuſammen nicht über 200 Mill. gehen werden. 

25. Febr. Abg.Kammer: Die Regierung macht eine Vorlage für Sub— 
vention der Gotthardsbahn. Die öffentliche Meinung in der Schweiz 
‚und Deutſchland findet dieſelbe ſehr ungenügend und nur darauf 
berechnet, ſchweizeriſches und deutſches Gelb für das Unternehmen 
herbeizuziehen. 

. „Abg.-Kammer: Schluß der Debatte über die Verlängerung bes 
Finanzproviſoriums. Die Bewilligung ſelbſt wird mit 228 gegen 
58 Stimmen ausgeſprochen, der Antrag auf einfache Tagesorbnung 
über die verjchiedenen Zufäße wird nah dem Wunſche der Negie- 
rung verworfen und bas DVertrauenspotum für bie Regierung mit 
181 gegen 142 Stimmen (2 enthalten fi) argenommen. 


1. März Die Blätter melden, baß bie Armee und bie Militärabminiftra> 
tion mit diefem Tage ganz auf ben Friedensfuß geftellt feien. 
Die Abg.-Kammer befchließt die Nieberfehung einer Enquete: 
commiflion bez. der gefammten Finanzverwaltung von 185965 
und ber Commiſſion 6 Monate für, ihre Arbeiten Zeit zu laſſen. 


3 „ Die Abg.-Kammer nimmt ben Handelövertrag mit dem Zollverein 
mit 186 gegen 16 Stimmen an. Bericht der Commiſſion. Freund: 
Ihaftsgruß an Deutſchland. 

T. „ Das Centralcomitö des jog. Consorzio nationale für freiwillige 
Tilgung ber Nationalſchuld unter dem Vorſitze des Prinzen von 
Carignan erläßt ein Manifeſt zu Beiträgen, nachdem von Mailand 
aus umſonſt der Verſuch gemacht worden war, der Bewegung eine 
practiſchere Richtung zu geben. 

8. „ Der Senat genehmigt auch ſeinerſeits den Handelsvertrag mit 
dem Zollverein mit 73 gegen 1 Stimme. 

8./9. März. Abg.Kammer: Kriegerifche Rede des Generald Menabren. 
Der Minifterpräfident Lamarmora erklärt die Lage für fehr ernft 
und weigert ſich auf verjchiedene nterpellationen Pepoli's bez. ber 
auswärtigen Beziehungen zu antworten: die Umftände feien zu ber: 
widelt und bie Stellung ber Regierung dürfe nicht compromittirt 
werben, in entſcheidenden Fallen könne eine Regierung dem Parlament 
unmöglich ihre Entſchließungen mittheilen. Pepoli: er lade bie 
Regierung ein, bie Mannjchaft von 1845 unter bie Waffen zu 
rufen. „Die Zeit wird fommen, wo man erfennen wirb, ob ih 
heute Recht hatte, aus patriotiihem Herzen ber Regierung den Rath 
zu geben, baß fie fich bereit halte, um bie fommenden Creignifle zu 
benützen.“ Lamarmora: „Aus den letzten Worten bed ehrenw. 
Abg. ſcheint hervorzugehen, daß er wiſſe, welche Vorkehrungen bes 
veitd von uns getroffen worden find.” Oewaltige Aufregung ber 
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überrafchten Kammer. Sendung bed Generals Govone in außer: 


orbentlicher Miſſion nad) Berlin. 

Dep. Lamarmora’s an ben ital. Geſandten in Berlin: „Der 
General Govone, ber Ihnen dieſes Schreiben überbringt, ift beauftragt, bei 
ber preußifchen Regierung eine Miffion von befonderer Wichtigkeit zu erfüllen. 
Er befikt das volle Vertrauen bes Königs und feiner Regierung unb ich bitte 
Sie, Herr Minifter, ihn in dieſer Eigenſchaft Sr. Exc. dem Grafen v. Bis⸗ 
marck und nach Umſtänden auch St. Majeſtät dem Könige Wilhelm vorzus 
ſtellen. Der General Govone kennt die Abſichten der königlichen Regierung 
über die gegenſeitige Lage von Preußen und Oeſterreich. Sie wiſſen, Herr 
Miniſter, unſere Entſchlüſſe hangen ab von den Entſchlüſſen Preußens, von 
den Engagements, die es geneigt ift einzugehen, und endlich von ber Trag- 
weite des Zieles, das es fich geitelt hat. Wenn Preußen bereit ift, ent: 
fheidungsvoll und: gründlich in eine Politik einzugehen, die feine Größe in 
Deutichland fihert, wenn bei der Beharrlichfeit Defterreihe, eine feinbfelige 
Politik gegen Preußen und Stalien zu verfolgen, ber Krieg ein von ber 
preußiſchen Regierung wirklich acceptirtes Ereigniß ift, wenn man enblid in 
Berlin geneigt ift, mit Italien ſich in Vorausficht eines bejtimmten Zieles 
fiher zu vereinbaren, glauben wir, daß der Augenblid gefommen ift, wo 
Preußen nicht Länger zögern barf, ſich uns gegenüber frei zu äußern, und 
wir ſind bereit, mit ihm in einen Austauſch von Mittheilungen einzugehen, 
der ihm beweifen wird, wie ernſtlich gemeint unſere Vorſchläge ſind. Die 
Miſſion des Generals Govone hat den Zweck, ji der militäriihen Maß—⸗ 
regeln, welche die Regierung Er. Majeflät des Könige don Preußen in 
Folge ber gegenwärtigen Lage im Einverftändniffe mit uns zu unferer gegens 
feitigen Vertheidigung eingehen würde, zu verfihern. Die Mitglieder bes 
Cabinets in Berlin oder die Perjonen des Hofes, die von Sr. Maj. dem 
Könige oder von Sr. Ercellenz dem Minifterpräfidenten berufen fein ſollten, 
mit dem General Govone in Verbindung zu treten, koͤnnen ſich (und wir 
bitten Sie, ihnen bie Berfiherung davon zu geben) ihm gegenüber ausfprechen 
mit der Klarheit der Präcifion, bie der Gegenftand biefer Mifjion erfordert, 
und mit ber Verfiherung ber beſonderen Wichtigkeit, die wir dem beilegen, 
was uns durch feine Vermittlung zugeben wird. Ihre guten Dienfte und 
Ihre Icharffinnigen Andeutungen, Herr Minifter, werden bem General Go: 
vone ſehr nützlich fein und ich bitte Sie, ihm diefelben ohne Rückhalt zus 
fommen zu laflen. Sch weiß ſehr wohl, welches yperfünliche Anſehen Sie, 
was ihn anbetrifft, genießen, und welche Berüdjichtigungen Ihre Rathichläge 
verdienen. Die hervorragenden Eigenichaften des Generald Govone und bie 
Miflionen, die er ſchon erfüllt bat, find mir eine befondere Garantie, daß 
dieſe Miflion ihren Zweck erfülle, ber, wie ich eben fagte, darin beiteht, mit 
Klarheit bie gegenfeitige Lage von Stalien und Preußen in Hinficht auf bie 
fih für Europa ankündenden Verwicklungen zu beſtimmen.“ 

15. März. Der Kriegsminiſter erſtattet dem König einen einläßlichen 
(von der Regierung erſt am 13. April veröffentlichten) Bericht über 
den Stand und die Schlagfertigkeit der Armee. 

S. Ergänzungsheft ©. 20. 

19. „ Gräuelfcenen in Barletta (Neapel) gegen bie bortigen Proteftanten. 

21. „ Abg.Kammer: Die Regierung verlangt einen Crebit von 2 Mill. 
zur Befeftigung Cremona's. 

22, „ Die Abg.Kammer lehnt die Zulaffung des in Meflina zum Abg. 
gewählten Mazzini mit 191 gegen 107 Stimmen ab. 

23. „ Eine Conferenz von Directoren von Crebitanftalten ꝛc. erflärt 


fih geneigt, der Regierung 200 bis 250 Mill, (al pari zu 5 % 


88 


Hallen, 


mit 15jähriger Amortifation) unter ber Bebingung eines beficitlofen 
Budgets darzuleihen. Die Regierung zeigt wenig Bereitwilligfeit, 
darauf einzugehen. 


28. März. Ein Circular des Kriegsminiſters befiehlt, mit ber Aushebung 


31. 


des Jahrgangs 1845 Ichleunig zu beginnen. 


» Prinz Napoleon trifft zum Beſuch in Florenz ein. 


1. April. Einberufung jämmtliher Marinefoldaten aller Altersclaffen 


h 2 


6, 
8. 


ohne Unterſchied. Innerhalb 5 Tagen follen fi) alle ftellen. 
„ Der italienifhe Gefandte in Berlin und General Govone er: 
balten von Lamarmora die Vollmacht, auf genau bezeichnete Bes 
dingungen hin ein förmliches Bündniß zwiſchen Italien und Preußen 
gegen Oeſterreich abzujchließen. 

Dep. Lamarmora’s: „...Die Regierung des Königs ermächtigt Ew. 


und ben General Govone, mit der Regierung Sr. Majeftät bes Königs von 
Preußen ein Ucbereinfonimen (accordo) auf folgenden Grundlagen abzıı= 


“Schließen: Tie beiden Souveräne, von bem Wunſche beſeelt, die Buͤrgſchaften 


des allgemeinen Friedens zu befeſligen, indem fie den Bedürfniſſen und ges 
rechten Beftrebungen ihrer Nation Rechnung trugen, würden ein Bünduiß 
abfchließen, das zum Zwed hätte: 1) entftehenden Falles durch Waffengewalt 
die Vorſchläge aufrecht zu erhalten, welche von Sr. preußifchen Majeftät be= 
züglich ber Reform der Bundesverfaſſung in einem den Bedürfniſſen der 
Nation entſprechenden Sinne gemacht worden find; 2) die Ceſſion der Oeſter⸗ 
reich unterworfenen italienifchen Gebiete ar bag Königreich zu erwirfen. Piemont 
begann 1859 bag Merk der Befreiung ber ital. Erde mit bein edlen Zeiftande Franf: 
reihe. Wir wünjden, daß diefes Merk in nicht zu ferner Zukunft von Italien 
vollendet werde, vielleicht in einem Unabhängigfeitsfriege, der an ber Seite 
berjenigen Macht gekämpft würde, welche die Zukunft des deutſchen Volkes 
vertritt, im Namen eines identiſchen Nationalitätsprincips. Unter den Löſungen, 
welche zumali in diejen legten Zeiten fiir die venetianiſche Frage vorgeſchlagen wur⸗ 
den, würde dieſe beſſer als jede andere uns geſtatten, in der Logik unſerer 
politiſchen und internationalen Situation zu verbleiben und unſere natür— 
lichen Allianzen, auch die entfernteſten, zu wahren. Wir werden überdieß 
erfreut ſein, Preußen im Widerſtande gegen die Plane des öſterreichiſchen 
Kaiſerthums zu unterſtützen, indem daſſelbe ſich entſchieden an die Spitze der 
deutſchen Nationalpartei ſtellt, jenes Parlament einberuft, das ſeit ſo vielen 
Jahren Gegenſtand der ce ber Nation war und für Deutichland, fo 
wie e8 in Italien geſchah, den Fortſchritt der freifinnigen Inſtitutionen mittels 
Ausihliegung Oeſterreichs fichert.“ 
» Konferenz der berporragendften Generale der Armee in Florenz. 


„Abſchluß des Allianzvertrags mit Preußen. 


Anm. Wenigftens it e8 wahrſcheinlich, daß ber Vertrag an biefem Tage 
von Barral und Govone in Berlin abgefhloffen und unterzeichnet worden 
fei und zwar, wie behauptet wird, unter den von Lamarmora in feiner Dep. 
vom 3. d. M. formulirten Bedingungen. „Allerdings mit einer bedents 
famen Abweihung: der italtenifche Miinifter hatte in der erwähnten Note 
als Zwede ber Allianz bezeichnet: „2) die Erwirfung ber Ceſſion ber Defter: 
reich unterworfenen italienischen Territorien an das Königreich.” Jedoch 
dazu bot das preuß. Cabinet feine Hand nicht. Herr v. Bismard mochte ſich nicht 
dazu verſtehen, ſolange der deutſche Bund noch exiſtirie, einer nichtdeutſchen 
Macht die Annexion einer zum Bundesgebiet gehörigen Provinz zuzuſichern 
ober überhaupt zum Gegenſtand eines Abkommens zu machen. Der ent: 
ſchiedenen Weigerung Bismards gegenüber blieb dem italienischen Cabine 
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nichts übrig, als ſich die Beihränfung bes Vertrags auf ben Erwerb Vene 
tiens gefallen zu laffen und eine fpätere Erweiterung davon zu hoffen, daß 
einerfeits der Krieg ben beutfhen Bund auflüfen, andererfeits die Erfolge ber 
italieniſchen Waffen die Anſprüche auf bag Trentino unterffügen würben. 
Uebrigend fol der Alliangvertrag vom 8. April auf bie Zeit von brei Mo: 
naten abgeichlofjen worden fein in ber Art, daß, wenn bis zum 8. Juli bie 
im Vertrag vorgejehenen Vorausſetzungen nicht einträten, der Vertrag jelbft 
hinfällig würde, während andererfeits, wenn einmal ber Krieg ausgebrochen, 
bie Allianz bis zur Erreichung der von den Verbündeten erftrebten Zwecke zu 
dauern hätte. — Der Krieg verlief jo ſchnell, daß bie italienifche Regierung 
von ber Geffion PVenetiens an Frankreich überrafcht wurbe, ehe fie noch die 
Zeit gehabt hatte, mit Preußen bezüglich bes Trentino ein neues, durch bie 
Auflöfung des beutihen Bundes erleichtertes Abkonımen zu treffen.“ 
21/22. April. Militärconferenzen in Wien: Oeſterreich befchließt, feine 
italienijche Armee alsbald auf den Kriegsfuß zu feßen und den 
Dberbefehl über diefelbe dem Erzh. Albrecht anzuvertrauen. 


26. April. Abg.Kammer: Debatte über eine neue Bewilligung zu pro: 
viſoriſchem Yortbezug der Steuern. Das Minifterium verlangt bie 
Bewilligung auf brei Dionate, die Commiffton will e8 nur auf zwei 
Monate zugeftehen, die Linfe verlangt ein Mißtrauensvotum. Das 
Minifterium fiegt mit 168 gegen 72 Stimmen. 

„ u» Kine neue Militärconferenz in Florenz befchließt gegenüber ben 
Maßregeln Defterreich8 nunmehr offen zum Sriege zu rüften, 

28. „ Eine Circulardepeſche Lamarmora's an die Vertreter Italiens 
im Auslande kündigt die nunmehrigen Rüftungen Staliens gegen 
Defterreih an. 

©. Ergänzungsheit ©. 50. 

29. „ Königlide Decrete zu Cinberufung ſämmtlicher friegspflichtigen 
Mannſchaften. Sie werden in Yorm von Manifeften den Comman⸗ 
banten der Militärbiftricte, in den Gemeinden durch öffentlichen 
Anſchlag zur Kenntnig des Publikums gebradt und tragen Das 
Datum 30. April, welcher Tag als derjenige ber Veröffentlihung 
zur Abzählung der Xermine betrachtet wird, zu welchen die verfchie- 
denen Mannſchaften fich eingeftellt Haben müſſen. Mit einem Schlag 
fol an Streitkräften gefammelt werben, was ganz Italien aufzu= 
bieten vermag. Binnen fünf Tagen follen alle Mannſchaften erfter 
und zweiter Kategorie ber Altersclaffen von 1840 bis 1844, mit 

. vorläufigem Ausſchluß der zweiten Kategorie 1842 und 1843, binnen 
fieben Tagen alle Mannichaften der Claſſen 1837, 1838 und 1839, 
und binnen neun Tagen alle Mannſchaften der Elaffen 1834, 1835, 
1836 eingeftelt fein. Dieß gibt mit Einfchluß der ſchon im Gang 
gehaltenen Aushebung von 1845 eine Truppenmaffe von 12 Jahr⸗ 
gängen. Hiebei ift ausbrüdlid verfügt, wie von ben Altersclaffen 
1834 an bis weiter herauf, ſoweit das italienifche Königreich noch 
nicht gegründet war, auch die frühern Herzogthümer Parma und 
Modena, Toscana und Neapel ihre Contingente ber begüglichen 
Ausbebungen zu jtellen haben, 


— — _  __ 
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30. April. Abg.Kammer: Majorität und Oppofitien find verſchwunden 


— alles ift einig zum Krieg gegen Oefterreich. 

Einftimmig bejchließt die Kammer auf ben Antrag Morbini’s: „In ber 
einmütbigen Weberzeugung, daß in ben fo entjcheidenden Verhältniſſen bes 
Augenblids alle möglichen Maßregeln in Borausficht des Krieges zu treffen 
find, gebt bie Kammer zur Tagesordnung über," und genehmigt mit 201 
gegen 11 Stimmen ben geforderten Grebit zur Befeftigung Cremena's. Birio 
ift mit ber Maßregel ganz befondere einverftanden, „weil jie eine Heraus: 
forberung gegen Defterreich iſt. sKriegsminifter Bettinengo: die Negier= 
ung werde vielleicht ungeheure Opfer von dem Lande verlangen müfjen, werbe 
aber die Kraft und ben Muth befigen, fie zu verlangen, wenn es fein müffe. 
— Die Kammer befchließt hierauf mit 253 gegen eine einzige Stimme: „Big 
Ende Juli 1866 wird die Megierung ermächtiat, bie zur Vertheidigung bes 
Landes und ber öffentlichen Gewalt erforderlichen Ausgaben mittelft außer: 
ordentlicher Mittel zu beftreiten, jebocy unter ber Bedingung, daß fie das 
Spitem ber vom Parlamente bereits genehmigten oder noch zu genehmigenden 
Steuern unverfchrt aufrecht erhalte”: 


1. Mai. Der Senat tritt dem Beichluffe der Abg.Kammer vom vor: 


DD 
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bergebenden Tage mit 78 gegen 1 Stimme bei. 
„  Königliches Decret zur Aufbringung ber außerorbentlicden Gelb: 
mittel: 

„Die Nationalbank leiht dem Staatsſchatz 250 Millionen, indem fie mit 
bemfelben eine laufende Nechnung eröffnet, wofür berfelbe ein Intereſſe von 
1% pCt. zahlt. Bom 2. Mat an und bis auf Weiteres ift die Nationalbant 
ber Verpflichtung enthoben, in klingender Münze und auf Sicht die Bank: 
billete zu zahlen. Die Bankbillete werben bei ben im Staate gemachten 
Zahlungen nad ihrem Nominalwertd als Eingende Münze gegeben und em: 
pfangen. Die Banken von Neapel, Sicilien, Toscana, bie Nationalbant, der 
Induſtrie- und Handelscrebit fahren fort, Grebitfcheine, Zettel und Billets 
ihren Statuten gemäß auszugeben. Die Ereditfcheine und Zettel der Banken 
von Neapel und Sicilien werden bei ben Zahlungen, bie in ben Provinzen 
Neapel und Eicilien zu machen find, als baares Geld nach ihrem Nominal⸗ 
werth gegeben und empfangen. Die Nationalbanf und bie andern oben be» 
nannten Etabliffements können ihren Disconto nit ohne Grmädtigung bes 
Tinanzminifters ändern.“ 

„ Abg.:Kammer: Der Minifter des Innern bringt einen Geſetzes⸗ 
entwurf ein, bahin gehend: 

„Bis Ende Juli I. J. wird der Regierung des Königs außerorbentliche 
Vollmacht gegeben, mit königl. Decreten für bie Vertheidigung und Sicherheit 
des Staates zu forgen.“ 

„ Ein !gl. Decret genehmigt die Errichtung von Freiwilligencorps 
und zwar zunächſt von 20 Bataillonen unter dem Oberbefehl bes 
Generals Garibaldi. Ein weiteres Tgl. Decret verfügt die Mobili- 
firung von 50 Bataillonen der Nationalgarbe in Mittel- und Unter: 
italien zum Striegsdienite auf 3 Monate vom 20. Mat an. 

„ Abg.sKammer: Beginn der Debatte über die von ber Regierung 
vorgelegten Yinanzmaßregeln, Steuererhöhungen und neue Steuern. 
„ Der neue BPräfeet von Neapel, Marcheſe Oualterio, ergreift 
energifhe Maßregeln gegen die bourbonifchen und clericalen Re⸗ 
actionäre, die alles zu einem Umfchwung für den Fall eines Kriegs- 
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ausbruds vorbereitet hatten. Der Herzog Arezza S. Yelice wirb 
verhaftet und eine Anzahl Bilchöfe, namentlich derjenige von Salzano 
i. p., werben ausgewieſen. 


7. Mei. Mazzini wird in Meſſina neuerbings mit 239 gegen 209 Stimmen 


9. 


10. 


11. 


15. 


16. 


17. 


18. 


26. 


+ 


zum Abgeorbneten gewählt. 

„Abg.Kammer: Das fog. Sicherheitsgefeg wird nach ber Vorlage 
ber Regierung vom 4. be. mit 203 gegen 48 Gtimmen ange: 
nommen. 

„Abg.-Kammer: Die Regierung legt das Budget für 1866 ber 
Kammer in neuer Umarbeitung vor. Daffelbe zeigt ein Deficit von 
247 Millionen. 

„ Kine Eircularbepefche Lamarmora's conftatirt neuerdings bie „rein 
befenfive" Haltung Italiens, erklärt einen Congreßvorſchlag im In: 
terefje einer friedlichen Erledigung ber ſchwebenden Fragen nicht 
zurüdweifen zu wollen, bemerft aber zugleih, daß bie Rüftungen, 
zu denen Stalien gezwungen worben, im gegenwärtigen Stande ber 
Dinge nicht rüdgängig zu machen feien. 

„ Eine Depeſche Lamarmora’3 an den italienifchen Gefanbten tn 
Paris bemüht fih, die mit Preußen abgefchloffene Allianz zu be- 
fräftigen, ihr den Charakter einer Semeinfchaft ber nationalen Bes 
ftrebungen beider Etaaten, einer wirfliden entente cordiale, zu 
verleihen und ſchließt mit folgenden merfenswerthben Worten: 

„Se. Maj. ber König Wilhelm gerubte neulich bie Meberzeugung aus⸗ 
zufpredhen, baß nichts im Stande fein werde, die Bande zu fprengen, welche 
Stalien und Franfreih aneinander knüpfen. Es ift uns lieb, biefe Vorauss 
ſicht vollſtändig zu beftätigen. Die Freundfchait Frankreichs wird von Preußen 
ſtets, ich vertraue darauf, als ein weiters Unterpfand fiir die Wirkfamfeit 
unferer Allianz angejehen werden. (D’amicizia della Francia sarà sempre 


coneiderata dalla Prussia, ne ho la fiducia, come un pegno di piü 
dell’ efficacia della nostra alleanza).” 

„ Eine Depeihe des italienifhen Gefandten in Paris äußert fi 
über die Intentionen des Congreßvorſchlags bahin: 

„Eine Löfung wird zum voraus für die obengenannten drei Fragen (Ve: 
netien, Eibherzogthümer, Bundesrejorm) nicht vorgeichlagen. Aber was 
Venetien angeht, fo ift es ar, baß das Aufwerien ber Frage bem Hinweis 
auf ihre Löſung gleich kommt, bie feine andere fein kann, als bie Geflion 
Seitens Defterreihs unb die Vereinigung dieſes Theils von Stalien mit bem 
italienifchen Königreih. Die von bem faijerl. Minifter ber ausmärtigen Ans 
gelegenheiten bei mir geführte Sprache flimmt mit biefer Anfhauungsweife 
überein.“ 

» Die Abg.Kammer beſchließt troß bes Widerftandes ber Regierung 
als neue Steuer eine ſolche auf die Coupons der Staatsrenten, vom 
zweiten Semefter 1866 an, mit 145 gegen 141 Stimmen. 

„ Die gefammte italienifche Flotte wirb in Tarent zufammengezogen, 
durch kgl. Decret als „Operationsarmee” conftituirt, in 3 Ge: 
ſchwader abgetheilt und dem Admiral Perfang als oberftem Befehls: 
haber unterjtellt. 


„ Da bie bis jeht geftatteten Yreiwilligen-Bataillone bereits voll- 
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fündig find, fo. werben hie Einſchreibungen für. dieſelben von ber 
Regierung eingeftelt. | 

31. Mai. Die Regierung weicht dem Drud ber öffentlichen Meinung und 
becretirt bie Formation von 20 weiteren Freiwilligen-Bataillonen. 


Di 


. Yımt. Lamarmora zeigt dem franzöftihen Cabinet die befinitive An- 
nahme des Congreßvorſchlags und fein perfönliches Erſcheinen in 
Paris telegraphifch an. 

v Die zweite Kategorie der Claffen von 1842, 1843 und 1845 

wird durch kgl. Decret unter die Waffen gerufen. 

„» u Die Abg.- Kammer genehmigt fchließlih bie von ber Regierung 

vorgejchlagenen Steuererhöhungen und neuen Steuern mit 145 gegen 
40 Stimmen. 

9. „ Mbg.: Kammer: Beginn der Debatte über die Aufhebung ber 
religiöfen Körperſchaften. Der Art. 1 des Gejehesentwurfs, ber 
die Aufhebung principiell ausfpridt, wird faft einftimmig ange: 
nommen. 

11. „ Garibaldi langt von Caprera in Genua an und geht fofort 
nady Como, wo er den Oberbefehl über die Frenvilligen übernimmt. 

17. „ Mobification des Minifteriums: Nicafoli übernimmt die Prä- 
fidentihaft und das innere, Visconti:Benofta das Auswärtige, Bor: 
gati die Juſtiz, Brochetti die Marine, Pettinengo, Scialoja, Jacini 
und Berti bleiben. Lamarmora bleibt Miniſter ohne Portefeuille 
und ad latus des Königs im Felde. Der König und Lamarmora 
gehen zur Armee ab. Lamarmora telegraphirt nach Berlin: 

„Indem wir Act nehmen von der uns durch den Grafen Bismarck 
officiell gegebenen Ankündigung, daß die Feindſeligkeiten in Deutſchland be⸗ 
gonnen hätten, werben wir, unſeren Verpflichtungen getreu, ohne Aufſchub 
Oeſterreich ben Krieg erklären.” 

19. „ Abg.: Kammer: Der Geſetzesentwurf bez. Aufhebung ber relis 
gidjen Körperfchaften wird ſchließlich als Ganzes mit 179 gegen 
45 Stimmen angenommen. — Die Wahl Mazzini's zum Wbge: 
orbneten wird neuerdings mit 146 gegen 45 Stimmen für un- 
gültig erklärt. 

Der Senat lehnt, dem Wunſche der Regierung entſprechend, bie 
von der bg. Kammer bejchloffene Couponfteuer mit 101 gegen 
9 Stimmen ab. 

20. „ SKriegserflärung an Defterreih. Manifeſt bes Königs: 

„Sieben Sabre bereits find vergangen, daß Dejterreich meine Staaten angriff, 
weil ich diegemeinfame Sache des Vaterlandes in ben Gabinetten Europa's unter: 
ftügt hatte. Ich zog das Schwert, um meinen Thron, die Jreiheit meiner Völker 
und bie Ehre de ital. Namens zu vertheibigen und für das Recht der Nation zu 
kämpfen. Der Siegwar bem guten Rechte günftig. Die Tapferfeit der Armee, bie 
Mithilfe der Freiwilligen, bie Eintracht und Beſonnenheit des Volkes und 
die Unterftügung eines hochherzigen Bundesgenoſſen brachten die. Unabhängig: 
feit und Freiheit Staliens beinahe ganz zu Stande. Gewichtige Gründe, 
bie wir achten mußten, verhinderten damals die vollfiändige Durchführung 


= 





20. 


21. 
23. 


24. 


25. 
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bes ruhmvollen Unternehmens. Cine ber edelſten Provinzen Jtaliens, melde 
bie MWünfche des Volkes mit meiner Krone vereinigt und welche ber helden⸗ 
müthige Widerſtand und ber unabläfjige Proteft gegen bie Fremdherrſchaft 
uns ganz beſonders werth und heilig madten, blieb in den Händen Defter: 
reihe. Wenn auch mit großem Schmerz in meinem Kerzen, jo enthielt Ich 
mid) doch, Europa noch weiter zu beunruhigen, ba e8 ben Frieden wünſchte. 
Meine Regierung befleikigte fih, das Werk im Innern auszubauen, bie 
Quellen des Volkswohlſtandes zu öffnen, bie Land» und Seemacht bes Vaters 
Iandes zu verftärfen, dev günftigen Gelegenheit gewärtig, wo fie auch die 
Unabhängigkeit Venetiens zuwege bringen könnte. Obgleih das Abwarten 
nicht ohne Gefahren war, jo mußten wir nichtsbeftoweniger in unfere Herzen, 
ih meine Gefühle als Staliener und König und mein Volk feine gerechte 
Ungedutd bannen und das Recht der Nation und die Würde der Krone 
und des Parlaments ımverjehrt erhalten, damit Europa einfah, was Italien 
gebührt hättel Jet ift Oeſterreich, fich plöglich an unferer Grenze mit Macht rüftend 
und durch feindlich drohende Haltung ung herausfordernd, hervorgetreten, um bad 
friedliche Wert der Reorganifation des Königreichs zu ftören. Der unge: 
rechten Provocation antwortete ich, indem ich wieder bie Waffen ergriff, und 
Ihr Habt ein großes Schaufpiel durch ben Eifer und bie Vegeifterung, mit 
welcher Ihr zu meiner Armee und den Freiwilligen berbeieiltet, dargeboten. 
Troßdem gab ich Europa, als bie befreundeten Mächte die Schwierigkeiten 
buch einen Congreß zu Löfen fuchten, den legten Beweis meiner Geſinnung 
und beeilte mid, den Gongreß anzunehmen. Auch biefes Wal verweigerte 
Defterreich, zu unterhandeln, indem e8 jedes Abkommen zurückwies, und gab 
fo einen neuen Beweis, daß, wenn es auch auf feine Macht baut, es nieht 
ebenfo auf den Werth feiner Sache und feines Rechts ſich ſtützt. Auch hr, 
Ktaliener, vermöget auf eure Macht zu bauen und mit Stolz auf eure 
tapfere Armee und flarfe Marine zu bliden. Dazu könnt Ihr noch auf bie 
Heiligfeit eures Nechtes vertrauen, deſſen Triumph in Zukunft unfehlbar 
it, jo wie e8 in dem Urtheil der öffentlichen Meinung und ber Eympatbie 
Europa’s feine Stüße findet, welches weiß, day ein unabhängiges Italien 
eine Garantie des 5— und ber Ordnung in Europa fein wird. Ita⸗ 
liener! Ich übergebe die Regierung des Landes dem Prinzen Carignan und 
ergreife wieder denfelben Degen, ben ich bei Paſtrengo, Paleſtro und San 
Martino führte. IH fühle, daß ich die anf dem Grabe meines hochherzigen 
Vaters gemachten Gelübde erfüllen werde. Noch einmal will ich wieder ber 
erfte Soldat ber italieniſchen Unabhängigkeit fein.” 


Yuni. Abg.Kammer: Die Regierung verlangt für die Kriegsdauer 


außerorbentlihe Vollmachten für Beihaffung ber finanziellen Be: 
bürfniffe. Die Kammer gefteht fie mit 153 gegen 42 Stimmen zu. 
„  Bertagung beider Kammern. | 

; Die italienifche Armee geht nad dem Plane Lamarmora’s unter 
dem Dberbefehl des Könige über den Mincio. Cialdini bereitet 
fig, mit einer zweiten Armee über den untern Po zu geben. 
„Schlacht von Cuſtoza. Niederlage der Italiener. Sie gehen nod) 
am gleichen Tage wieber über den Mincio und bis hinter den Oglio 
zurüd. Gialdini unterläßt ben Uebergang über den Bo und zieht 
feine Truppen wieder vom TFlufle zurück. Zunächſt tritt ein voll: 
ſtändiger Stilfftand aller großen Operationen ein. Nur bie Frei: 
willigen unter Garibaldi liefern ben Defterreihern an ber tyro: 
lichen Grenze Heine Gefechte obne wejentliche Bedeutung. 

n Ankunft der gefammten Flotte von Tarent in Ancona, 
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26. Juni. Die Sfterreichifhhe Flotte erfcheint unter dem Admiral Tegethoff 
recognoscirend vor dem Hafen von Ancona. 


5. Juli. Kaiſer Napoleon zeigt dem König Victor Emanuel bie Ceſſion 
Benetiens durch den Kaijer von Defterreih durch folgendes Hand⸗ 
ichreiben an: 

„Sire, der Kaifer von Defterreich, ben in meinem Briefe an Hrn. Trouyn 
de l'Huys aufgeftellten Ideen entjprechend, cebirt mir Venetien, indem er fich 
bereit erklärt, eine Vermittlung zur Herbeiführung des Friedens anzunehmen. 
Die italienische Armee bat Gelegenheit gehabt, ihren Werth zu zeigen. Gin 
größeres Bilutvergießen wird aljo unnüß und Stalien kann ehrenhafter 
Weiſe das Ziel feiner Beitrebungen erreichen durch ein Uebereinfommen mit 
mir, worüber wir uns leicht verfländigen Tünnen. Ich fchreibe dem Könige 
von Preußen, um ihm biefe Lage fund zu maden und ihm für Deutſchland, 
jo wie ih es Ihrer Majeftät für Stalien thue, die Abfchliefung eines 
Waffenſtillſtandes als Vorläufer der Friedeusverhandlungen vorzufchlagen.“ 

Der Minifter des Auswärtigen Visconti-Venoſta theilt dem ital. 
Geſandten in Paris die Antwort des Königs von Stalien folgender: 
maßen mit: 

„Se. Majeftät der König antwortete, indem er bein Kaiſer für bas In⸗ 
terefle dankte, das er an ber italienischen Sade nimmt, und ſich vorbebielt, 
feine Regierung zu Rathe zu ziehen und die Gefinnungen bes Königs von 
Preußen, feines Verbündeten, bezüglid) dieſes hochwichtigen Vorſchlags Fennen 
zu lernen. Den Waffenftiliftand oder die Einftellung der Feindſeligkeiten betr., 
kann bie Regierung des Königs einer boppelten Pflicht nicht untreu werden: 
gegen Preußen, welches, dba es uns feine Acceptation im vorliegenden alle 
nicht angezeigt bat, das Recht hat, zu erwarten, daß wir unfere militäriſchen 
Operationen verfolgen — gegen bie Oeſterreich unterworfenen, in ber adminiſtra⸗ 
tiven Begrenzung Venetiens nicht einbegriffenen italienischen Bevölkerungen, 
beren Befreiung Gegenftanb aller unferer Anftrengungen fein muß.” 

Eine zweite Depefhe an ben italienifchen Gefandten in Berlin 
Ipricht fi in hemjelben Sinne aus und beauftragt ihn, fich jofort 
über die Abfichten der preußifchen Regierung bez. ber franzöſiſchen 
Mediation und eines Waffenſtillſtands Kenntniß zu verſchaffen: 

„Unfere Ehrenhaftigfeit und ber einflimmige Wunfch ber italienijchen 
Nation fichern der preußifchen Regierung bie Fortfegung unferer Mithilfe 

' (cooperazione) zu, fo weit biefelbe es von uns erheiſchen Tann. In jeder 
Meife wünjchen wir uns ohne Zögerung mit ihr über die zwiſchen Stalien 
und Preußen gemeinfam feitzujegenden Bedingungen zu verftändigen, um 
Im Stande zu fein, auf den Vorſchlag bes Kaijers ber Franzoſen zu ant⸗ 
worten.“ 

Der italieniſche Gefandte in Paris, den Herr Drouyn de lHuys 
von ber neuen Wendung ber Dinge in Kenntniß ſetzt, formulirt 
fofort gewiffe Bebingungenr für den Fall, daß Stalien auf bie Ceſſion 
Venetiens eingehen follte: 

„... Ich bemerkte fogleich, daß bie italienifhe Regierung nicht zulaffen 
würde, baß Defterreich bei biefer Gelegenheit und als Bedingung ber Ceſſion 
Vorbehalte bezüglich ber römischen Frage erhebe — einer Trage, melde 
wir als durch die zwiſchen Stalien und Frankreich gefchloffene Convention 
vom 415. Sept. 1864 geregelt anfähen. Ich fügte weiter hinzu, baß bie Bes 
nennung Venetien nad) ber Anſchauung ber italienischen Regierung das Tren= 
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tino einbegreifen müffe, welches auf bem italienifchen Abhang ber Alpen 
fiege und von einer rein italieniihen Bevölkerung bewohnt ſei. . .* 


8. Juli. Stalien ergreift troß der Abtretung Venetiens an Frankreich 


= 


10. 


11. 
14. 
45. 


16, 


18. 


19. 


4 


wieder die Dffenfive: Cialdini geht mit feiner Armee über ben 
untern Po. 


„ Eine Depefhe Visconti-Venoſta's an ben italieniihen Geſandten 


in Baris formulirt die Bedingungen, deren Erfüllung die italienifche 
Regierung von der franzöſiſchen verlange, ehe fie auf einen Waffen: 
ftillftand eingehen könne. Diefe VBebingungen betreffen: 

1) bie Form ber Eefjion, indem, wenn auch das franz. Dazmwilchentreten 
zur Anwendung komme, Defterreih das Princip der Vereinigung Benetiens 
mit Stalien feinerjeits förmlich und ausdrüdiih zulajfen müffe 2) Ten 
Vorbehalt, in den Friedensverhandlungen das Trentino mit Unterftüßung 
Frankreichs zu beanſpruchen; 3) die Ausfchliefung der römischen Frage von 
den Berhandlungen. 

„ Die Oeflerreiher räumen Rovigo und jprengen bie Feſtungs⸗ 
werte in bie Luft. | 


„  Kialbini verlegt fein Hauptquartier nah Rovigo. 


Die Armee Cialdini's bejebt Padua ohne Wiberftand. 


„ Die italienifche Regierung wünjcht fi auch mit Preußen bez. ber 


Ermwerbung des Trentino als einer Bedingung bes Waffenſtillſtands 
von ihrer Seite zu verjtändigen. 

„... Was die von Stalien geftellten Bedingungen für einen Waffenſtill⸗ 
ftand mit Defterreich betrifft, fo jind einige derart, baß jie Spezialverhanb: 
lungen mit Frankreich vorbehalten bleiben müfjen; dagegen muß eine andere, 
biejenige, welche fich auf bie Grenzen des an Stalien zu cebirenben Gebietes 
bezieht, nunmehr ein hanptjächlicher Gegenftand ber Verabrebungen zwifchen 
Stalien und Preußen jein.“ 


„ Die italienifhe Flotte unter Admiral Perſano läuft aus dem 


Hafen von Ancona aus und wendet fih gegen Norben. 


„ Prinz Napoleon langt im Auftrage bes Kaifers Napoleon im 


Hauptquartier des Königs von Stalien in Ferrara an, um bie Zu⸗ 
ftimmung Staliens zu einem Waffenftilftand zu betreiben. Fran: 
reich wäre zu dieſem Ende bin bereit, die römifche Frage jeder Dis: 
cuflion zu entziehen und zeigt ſich geneigt, eine Retroceflion Bene: 
tieng durch eine Befragung ber Bevölkerung zu vermeiden. Die 
Trage des Trentino wird mit Stillſchweigen übergangen. 

»„ Die Flotte unter Perfang langt vor der dalmatiſchen Inſel Liffe 
an und beſchießt ohne Erfolg die den Hafen fhügenden Befeſti⸗ 
gungswerke der Defterreicher. 


„Cialdini rückt mit feiner Armee in drei Wbtheilungen nad drei 


verjchiebenen Richtungen in Venetien vor, mit_ dem Hauptcorps unter 
Gen. Eaborna gegen ben Iſonzo, mit bein zweiten unter Gen. 


Cugia gegen Venedig, mit dem hritten unter Gen. Medici durch 


die Val Sugana gegen Trient. 
„ Die italienifche Flotte unter Perſano bringt in ben Hafen von 
Life ein, vermag jedoch Feine Landung zu bewerkitelligen. Die 
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öfterretchtiche Flotte unter Tegethoff läuft von Pola zum Entſatz 
der Inſel aus. 


20. Juli. Die ital. Regierung, von Frankreich gedrängt, ſich zu einem 


Waffenſtillſtand herbeizulaſſen, verlangt von Preußen eine präciſe 


Antwort darüber, 

„welche practiſche Unterſtützung dasſelbe den ital. Bedingungen für einen 
Waffenſtillſtand angedeihen zu Lafien beabſichtige, Bedingungen, bie ihr Schon 
längft notifizirt wurden und bezüglich deren fie fid) bioher darauf beſchränkte, 
bloß im Allgemeinen bie Solidarität beider Regierungen bezüglich bes Ab- 
Ihlufjes eines Waffenftilftands zu betätigen. . 

„Seeſchlacht bei Liſſa. Die weit überlegene ital. Flotte unter 


Perſano wird von der — unter Tegethoff geſchlagen und kehrt 


nach Ancona zurück. 


22. 


23, 


Preußen fchließt ſeinerſeits in Nickolsburg eine Waffenruhe mit 
Oeſterreich auf 5 Tage ab. 
„General Medici iſt durch Val Sugana gegen Trient bei Levico 
vorgedrungen. General Kuhn, ber öſterr. Commandant in Wäljch- 
tyrol, "zieht überlegene Streitkräfte aus Verona und ſonſt herbei 


" 


. amd ift, dem Gen. Medici —— überlegen, entſchloſſen, Trient 


zu behaupten. 
„ De italieniſche Geſandte im Hauptquartier des Königs von 
Preußen in Nickolsburg telegraphirt der italieniſchen Regierung, daß 


Preußen die Anſprüche Italiens auf das Trentino als Bedingung 
. eines Waffenſtillſtands nicht unterſtützen könne, ſondern „ihre An— 


25. 


— 


forderungen auf das Venetianiſche im eigentlichen Sinne beſchränken 


müſſe“. 

„Italien, ohne Ausſicht das Trentino noch beſetzen zu können und 
weder von Frankreich, noch von Preußen in ſeinen Anſprüchen auf 
dasfelbe als Bedingung für einen Waffenſtillſtand sino qua non 
unterſtützt, läßt ſich endlich ebenfalls zu einer 8tägigen Waffenruhe 


:; herbei, um während derſelben über einen Banlıyen Waffenſtillſtand 


26. 


zu unterhandeln. 

„ Prinz Napoleon theilt dem König von Stalien die letzten Bor: 
ſchläge des Kaifers Napoleon bezüglih der Bedingungen für einen 
Waffenſtillſtand zwiſchen Italien und Defterreih mit: Waffenftill- 
ſtand auf der Grundlage bes militärtfchen uti porsidetis: bebin- 
gungslofe Uebergabe Venetiens an Italien und Plebiseit; außerbem 
verfpricht der Kaifer Stalien feine guten Dienfte in ber Frage der 


Grenzen (Trentino). 


Preußen ſchließt in Nickolsburg einfeitig feinen Waffenſtillſtand 


mit Oeſterreich ab, da Italien ſich mit Frankreich noch nicht über 
die Bedingungen feines. Beitritts zu demſelben verftändigt habe, und 


begnügt fi mit dem Art, 6 der Präliminarien, durch ben das 


u Recht Italiens reſervirt wird, und deſſen Wortlaut von ‚sem a 


Botihafter vorgeſchlagen worden war. 
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28. Juli. Italien erklärt feine Zuftimmung zu den ihm am 26. d. M. von 


29. 


30. 


Frankreich mitgetheilten Vorſchlägen für die Bedingungen eines 
Waffenſtillſtandes mit Oeſterreich, in der Meinung, daß Oeſterreich 
damit im Weſentlichen la fi einverfianden erklärt habe (fiehe 
Frankreich). 


„ Die italieniſche Regierung verhandelt mit ber franzöſiſchen weiter 


über die Bedingungen eines Waffenſtillſtandes mit Oeſterreich. 

In einer Befragung der venetianiſchen Bevölkerung über die Annerion 
erkennt Visconti⸗Venoſta in ſeiner Depeſche an Nigra „das würdigſte und den 
politiſchen Principien ſowohl Frankreichs als Italiens gemäßeſte Mittel zu 
‚Vermeidung einer Retroceſſion, welche weder mit ber Stellung an⸗ 
ferer Armee im Benetianijchen noch mit den durch Preußen für die Vereinis 
gung Venetiens mit ae zugefiherten Bür ae übereinflimmen würde”. 
Ferner verlangt er, daß ber Triebe direct zwiſchen ihm und Oeſterreich abge⸗ 


F ihloffen werde und bie Herftelung diplomatifcher Beziehungen zwiſchen beiden 


"Ländern zur Folge habe. Was bie übrigen bei dem Frieden zur Sprache 
fommenbden Bedingungen betrifft, fo verlangt bie ital. — — 
daß bie auf dem venetianifden Gebiet beſtehenden Feſtungswerie buch. d 
Oeſterreicher unverſehrt gelaſſen werben, ohne daß dafür Italien eine beſon⸗ 
dere Indemnität zur Laſt falle; daß Italien nur die venetianiſche Spezial⸗ 
ſchuld, nicht aber auch einen Theil der allgemeinen öfterr. Schuld übernehme; 
daß die Grenzen Benetiens bis zum Iſonzo und im Etſcht hal ſüdlich von 
Botzen und nördlich von Trient hinausgerückt würden. 

Der preußiſche Geſandte in Florenz ladet das italieniſche Cabinet 
ein, dem öſterreichiſch-preußiſchen Waffenſtillſtand vom 26. d. Mits. 
ſeine Zuſtimmung zu ertheilen und Bevollmãchtigte zai ernennen, bie 
bagfelbe bei ben demnächſt wahrſcheinlich in Prag zu eröffnenden 
Triedensunterhanblungen zu vertreten hätten. 

„ Ein Deeret des Prinzen von Carignan als. Stellvertreter des 
Könige verfügt für Venetien die Aufhebung des öſterr. Concordats 
und der religiöſen rat 


1. Er Kritifcher Moment: der Stägige Waffenftillftand läuft ‚hm 


} 


2. Aug. ab, die italienifchen Streitkräfte am Iſonzo find den diter- 
reichiſchen enifchieben überlegen, ein Vorrücken der ital. Armee und 
eine Schlacht find nicht unmöglich, Trieſt iſt auf eine italieniſche 
Decupation gefaßt. Die ital. Regierung entfchließt fi jedoch gegen 
eine Entſcheidung durch die Waffen: die Waffenrufe wirb um 


8 Tage (bis zum 10. Aug.) verlängert und Oeſterreich beeilt fig, 


ftarfe Truppenmaffen, die es früher aus Stalien an die Donau ge: 
zogen, nun wieder von dort gegen den Iſonzo zurüdzufchieben. 


2. Aug. Ein tgl. Decret verfügt ein Nationalanlehen (Zmangsanlehen) 


von 350 Mill., zahlbar in ſechs Raten vom 8. October 1866 
bis 8. April 1867 (zu 95 Procent emittirt und mit 6, Procent 
Zinſen). 


4, „ Ein Decret des Prinzen v. Carignan als Stellvertreter des 


Königs verordnet bie Gleichheit der Rechte aller Bürger abgeſehen 
vom Glaubensbekenntniß auch für die venetianiſchen Provinzen: 
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Art. 1. Im den itglienifcgen Provinzen, bie von ber äfterr. Hertichaft 
befreit find, find alle Bürger gleih vor dem Gelek, zu weldem religidfen 
Eultus fie fi auch bekennen; fie genießen in gleichem Grab alle bürgerlichen 
und politifhen Mechte. Art. 2. Alle entgegengejeßten Verfügungen bes Civil⸗ 
geſetzbuchs und Gerichteverfahrens, fowie bie andern Geſetze und Maßregeln, 
ſowohl bürgerliche als politifhe, bie in befagten Provinzen in Kraft find, 
werben aufgehoben. Art. 3. Nichts ift verändert bezüglich der Verfügungen, 
a bie Ausübung des Cultus ber Heterodoren, ſowie der Siraeliten 
regeln. 


5. Aug. Beginn der Unterhandlungen mit Defterreih über einen Waffen 


8. 


9. di 


23. 


24. 


jtillftand in der ijtrifhen Stabt Cormons am Iſonzo. 
„ Die Waffenrube mit Defterreih wirb nochmals, aber nur um 
einen Tag, bis zum 11. Aug., verlängert. 

Der Minifterrath, beichließt, ſich den öfterr. Forberungen bez. ben 
Abſchluß eines MWaffenftillftandes zu fügen und auf das uti possi- 
detis für venfelben, d. 5. auf das Trentino zu verzichten. 


. „Abſchluß des Waffenftillftands mit Defterreih in Cormons. Die 


ital, Truppen räumen Wälfchtyrol und gehen auch hinter den Taglia- 
mento zurüd. 

„ Graf Menabrea geht als ital. Unterhändler für einen Friedens⸗ 
ſchluß mit Defterreih nah Prag und Wien ab, 


. „ Garibaldi nimmt von den Freiwilligen in einer Proclamation 


Abſchied und Tehrt nad Caprera zurüd. 

„ Der König erläßt eine Amneſtie für Alle, auch Militärperfonen, 
welche bis zu dieſem Tage angellagt oder verurtheilt find. (Auch bie 
Berurtheilten von Aspromonte und Mazzini find in diefe Amnejtie 
eingeſchloſſen). 


u Ramarmora tritt als Generalſtabschef und Miniſter ohne Bortes 


feuille zurück. Cialdini wird zum Generalftabschef, General Cugia 
an bie Stelle Bettinengo’s zum Kriegsminifter ernannt. 
„ Die ital. Regierung läßt in Prag ihre Zuftimmung zu dem in 
ben Friebenstractat zwiſchen Defterreich und Preußen aufzunehmenden 
Artikel Über bie Erwerbung Venetiens für Italien ausſprechen. 
Stalien verfteht darunter eine directe Abtretung Venetiens an Ita⸗ 
lien, die durch Defterreich |. 3. in den Friedensvertrag mit Italien 
ausgeſprochen würde. | 
„ Frankreich deutet den unbeftimmt gehaltenen Artikel des Friebens: 
vertrages zwilchen Defterreih und Preußen, wie er von Italien ac 
ceptirt worden ift, im Sinne einer Aufrechthaltung ber urfprüng- 
lichen Ceſſion Venetiens an Frankreich und einer Retroceſſion berfelden 
durch Frankreich an Stalien und fließt mit Defterreih in dieſem 
Sinne einen fürmlidhen Vertrag ab. 

Anm. Die Staliener behaupten, daß das Datum ein fingirtes und ber 
Vertrag in Wahrbeit erſt nach dem Abjchluß bes Friedens von Prag unters 
zeichnet worden fei. 
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Anf. Sept. Die Regierung fieht fi; dur ben Drud ber öffentlichen Mei- 
nung gendthigt, ben Abmiral Perfano wegen feines Verhaltens in 
ber Seeſchlacht von Liffa dem Senat zur Beurtheilung zu über- 
weifen. 

13. „ Die Brigantenbanden in der Umgegend von Palermo vereinigen 
fi zu einem großen Schlag gegen bie Stabt. 

16. „ Die Briganten ziehen in Palermo faſt ohne Widerſtand ein. 
Drganifation des Aufitandes, Errichtung einer proviſoriſchen Regie⸗ 
rung. Die Truppen erhalten Verſtärkung und beginnen allmählig 
wieder vorzugehen, Commandant der Truppen General Caborna. 
Synbicus der Stadt: Marcheſe Rudini. Unthätigkeit der Nationals 
garde. 

19. „ General Cadorna, der Commandant der Truppen in Palermo, wird 
zum außerorbentlihen Commiſſär ber Regierung mit umfaſſenden 
Vollmachten ernannt. 

21. „ Die Truppen werden wieder Meifter der Stabt Palermo. 


1. Oct. Ein kgl. Decret ſpricht die Auflöfung ber Yreiwilligen-Batails 

lone aus. 

3 u Abſchluß des Friedens zwiſchen Dejterreih und Stalien zu Wien 
(ſ. Anhang). Defterreih liefert bie eilerne Krone ver Lombardei 
an Italien aus. 

7. „Ein kgl. Decret regelt ohne Rüdficht auf die noch nicht erfolgte: 
Retroceflion Venetiens durch Frankreich an Stalien die ftatt haben 
follende Abftimmung (Plebiseit) über den Anfchluß Venetien an 
Italien, indem es davon ausgeht, daß jene Ceſſion lediglich auf bie 
Feltungen und die Stabt Venedig ſich beziehe. 

9. „ Die Defterreiher räumen Peschiera, die italieniichen Truppen be⸗ 
feben es. | 

10. „ Die ital. Regierung geht davon aus, daß das feſtgeſetzte Plebiscit 
lebiglih eine, duch Frankreich ihr auferlegte Formalität fei und 
verfügt bemgemäß durch kgl. Decret, daß die gl. Commiſſäre im 
Venetianiſchen fofort eine Reihe Decrete über Einführung itafieni- 
ſcher Geſetze veröffentlihen und daß dieſe Gefebe einen Tag nad 
ber bezüglichen Veröffentlihung in Kraft treten follen: 

Sntitulation und Normen bei Promulgation von Gejegen, bie Einführung 
bes Statuts des Königreichs, Abichaffung des Concordats mit Rom, Unter: 
brüdung ber religiöſen Körperichaften, Einführung des Amangscurjes ber 
Billete ber ital. Nationalbanf, Geſetze über öffentliche Sicherheit, Anwendung 
ber ital. Werthbeſtimmung für Gold:, Silber: und Bronce-Münzen in Bezug 
auf dfterr. Münzen, die Majorennität mit 23- Jahren (erft nah 3 Monaten 
in Kraft zu treten), Gleichheit ber Staatsbürger vor dem Gefeg ohne Rüdficht 
auf Religion und PBrofeflion, Einführung des k. Placet und Erequatur, Ors 
ganijation der Nationalgarde, Abfchaffung der Stodprügel und Ruthenftreiche, 
Aufhebung gewilfer Beflimmungen über Zurüdhaltung und Verbergung von 
Waffen, Einführung ber Preßgefege. Vie ombarbil-venetianifche Statts 
halterſchaft, die Gentralcongregation, die Polizeibirection in Venedig werben 
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aufgelöst. Es bleiben die Präfechr und bie Procura ber Finanz, bie Conta⸗ 
bilität des Staats, bie Directionen bes Cenſus und bes Lotto, und bie Poſt⸗ 
direction. Auch im Gefängnißweſen werben feine Yenderungen vorgenommer. 
10. Det. Die Defterreicher räumen Mantua, die italienifchen Truppen be= 


eben es. 

12. „ Senat: Beginn des Staatsprocefjes gegen den Admiral Perfano 

wegen feines Verhaltens in der Seecſchlacht von Liſſa. 
"» » Auflöfung der bisherigen ungarifhen Legion. 

16. „ Die Defterreiher räumen Verona, bie italienischen Truppen be- 
feßen es. 

17. „ Die Dejterreiher räumen Venedig. 

18. „ Der franzöfiihe General Leboeuf übergibt nach einem vorher feft- 
geftellten Ceremoniell die Etabt im Namen bes Kaiſers Napoleon 
einer Commiſſion des Gemeinderathes. Einzug der ital, Truppen 
in bie Stadt unter dem Jubel der Bevölkerung. 

21/22. „ Plebiscit in Venetien über die Vereinigung mit der conftitu- 
tionelen Monardie des Königs Victor Emanuel. Die Abjtimmung 
ergibt: 651,758 Ja und nur 69 Nein. Der bisher entidieden 
öſterreichiſch gefinnte Clexus geht plöglih zur nationalen Partei 
über und votirt überall an der Spite der Landgemeinden mit Sa. 

22. „ Rundſchreiben Ricafoli’8 an die Präfecten des Königreichs über 
die ‘allmählige Rückkehr ber von ber Regierung bisher gemaltjam 


aus ihren Diöcefen entfernt gehaltenen Biſchöfe: 

Ricaſoli fegt darin auseinander, daß nah dem „Aufbören ber fremden 
Occupation“ der venetianifchen Provinzen auch jene Nüdfichten aufhören, 
welche die „Icrupuldje Legalität” bisweilen fchweigen laffen mußten, und daß 
nun bie abfolute Herrichaft Der Geſetze wieder eintreten müſſe, ſelbſt gegen 
biejenigen, welche fi der Regierung feindlich erweilen und ihr nachſtellen. 
Unter die Claſſe ſolcher Regierungsieinde zählt Ricafoli in erſter Reihe bie 
Bilchöfe, die ans ihren Didcefen entfernt und theils zu Zwangsdomicil ver: 
urtheilt worden waren. Indeß gibt er neben der Berechtigung der nunmeh⸗ 
rigen Herrſchaſt der Gefege zur Motivirung für die Rückkehr der betreffenden 
Biſchöfe in ihre Diöceſen auch die Notäwendigfeit an, daß bie Störung ber 
Gewifſen bei den Bevölkerungen aufhöre, und erflärt, Daß fich die Regierung 
durch Bekundung ihres Nejpects für bie Religion felbft ehre, und damit auf 
die Verwirklichung des Princips der „freien Kirche im freien Staat“ hinarbeite. 
Wenn troß diefes Entgegenkommens der Regierung die zuridberufenen Bi: 

ſchöfe in ihrer Feindjeligfeit beharren, unb zeigen follten, baß fie durch bie 
legten politischen Creigniffe gu Gunſten Staliens nicht andern Sinnes gewor⸗ 
ben find, dann follen die Gerichte zu ihrer Verfolgung genügen. Uebrigens 
will Ricafoli, daß man ſich mit der beichlofjenen Aurüdberufung der Biſchöfe 
nicht übereile. Es werden deßhalb zuerft nur biejenigen zurüdberufen wer⸗ 
ben, welche, von ihrer Didceje entiernt, fich doch in italienischen Provinzen 
aufhalten ; dagegen jollen von biejer Begünftigung vorläufig biejenigen aus- 
geſchloſſen bleiben, die fih nah Rom gewendet oder neuerdings noch Beweife 
von Teindfeligkeit gegen bie Regierung gegeben haben, wiewohl aud bie 
Zurückberufung dieſer im Princip beſchloſſen ſei. 
30. „ Ein kgl. Decret verordnet, ohne die Beendigung der Formalitäten 
ber Einverleibung abzuwarten, bie Vornahme der Deputirtenwahlen 


in ben venetianishen Provinzen auf den 25. Nov. 


— — — — 
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4, Nov. Der König empfängt in Turin bie venetianiſche Deputation 
mit dem Ergebniß des Plebiscits. Antwort des Könige: 

„Diefer Tag ift der jchönfte meines Lebens. Bor 18 Jahren war es, 
als mein Vater in biefer Stadt ben Krieg für die Unabhängigkeit proclar 
mirte. Heute bringen Sie mir, feinem Nachfolger, die Kundgebung bes 
Volkswillens der venetianifhen Provinzen, welche, jetzt mit dem ital. Vaters 
ande vereinigt, das Gelübde meines Vaters vollbracht erflären. Sie beftätigen 
Durch diefen feterlichen Act, wıs Venedig bis 1348 gethan bat, und was es bis 
heute mit bewunderungswürdiger Beltändigfeit und Selbfiverläugnung aufs 
recht erhalten hat. Ach beglückwünſche fomit dieſe hochfinnigen Herzen, bie 
um den Preis ihres Blutes und aller Spier in ihrem Glauben an bie Ge: 
hide des Vaterlands beharrt Haben. Heute bat die Fremdherrſchaft aufs 
gehört. Italien ift gemacht, wenn nicht vollendet. (Italia & fatta ma non 
compiuts). Die Staliener müſſen e8 vertheidigen und groß machen. Die 
eiferne Krone ift auch Stalien zurüderftattet, aber bdiefer Krone ziehe ich 
eine andere vor, bie mir theurer ift, die mir von ber Liebe meines Volks 
gemacht iſt.“ 

Hierauf unterzeichnet der König das Annexionsdecret: 

„Victor Emanuel II. durch die Gnade Gottes und den Willen der Nation 
König von Stallen. In Anbetracht bes Gefeged vom 17. März 1861; in 
Anbetracht des Refultats der allgemeinen Abftiimmung, mit welder die Bürs 
ger ber befreiten ital. Provinzen, am 21. u. 22. des vergangenen Octobers 
in die Wahlcomitien zujammenberufen, die Vereinigung mit dem Königreich 
Ktalien unter der conftitutionelen Monarchie Bictov Emanuel und ſeiner 
Nachfolger ausgeiprochen haben — haben Wir nah Anhörung Unjers Minis 
fterrathes bejchlojfen, und befchliegen wie folgt: Art. 1. Die Provinzen Ve⸗ 
netiendg und bie Mantua's machen einen integrivenden Beitanbtbeil bes 
Königreihe Stalien aus, Art. 2. Der Art. 22 der Verfaffung wird auf bie 
obengenannten Provinzen jeine Anwendung finden, bis fie ſelbſt im Parla⸗ 
ment ihre regelmäßige Vertretung haben werden. Art. 3. Gegenmwärtiges 
Decret wird dem Rarlament vorgelegt, um von ihm in ein Gejeg umgewan⸗ 
belt zu werden.” 

T „ Einzug des Königs Victor Emanuel in Venedig. Derfelbe wird 


mit einem unendlichen Jubel und einer wahrhaft unerhörten Pracht 

gefeiert. | | 

9, „ Die vertriebenen Yürften von Parma, Modena und Toscana 
laflen ihre bisher noch immer unterhaltenen Oefanbtichaften, nament: 
ih am Hofe von Wien, nunmehr eingehen. 

15. „ Ricafoli vervollftändigt feine Verfügung von 22. v. M., indem 
er nun auch denjenigen vertriebenen Bijhöfen, die fich feither im 
Rom aufgehalten haben, die Rückkehr in ihre Diöceſen geftattet und 
erläßt zugleih an alle Präfecten ein Gircular, worin er feine Anſich⸗ 
ten über die römische Frage und über die innern Aufgaben bes ita- 
lieniſchen Staates barlegt: | | 

„Die definitive Vereinigung ber venetianiichen Provinzen mit dem Königs 
reich Stalien fließt nach Ablauf von zwölf Jahrhunderten bie Wera ber 
Tremdherrfchaft auf ber Halbinfel; fie befeitigt die Nothwendigkeit der in 
aller Eile zu Stande gebrachten Kriegsmittel, und benimmit jeden vernünftigen 
Grund, fortwährend in Unruhe zu ſchweben, was die Stantslaften den Bür⸗ 
gern jo jehr erſchwerte und bie Aufmerfjamfeit- von dem wichtigeren Angeles 
genheiten ber bürgerlichen, adminiftrativen und finanziellen Neugejtaltung abs 

lenkte. Seiner jeldft gewiß, kann Stalien fortan die günftige Gelegenheit 
24° 
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abwarten, um das zu erlangen, was ihm noch fehlt, und während biefer 
Zeit mit Ruhe im Innern umſchauen, um Fürforge zu treffen. 

„Allerdings bleibt noch eine Frage zu lölen: bie römische nämlich ; 
nad bem Vertrag jebod, durch ben ber politifche Theil berfelben georbnet 
ward, kann und barf die römifche Yrage in AZulunft feinen Grund zu Agis 
tationen hergeben. Die Sonveränetät des römiſchen Pontifer ift buch ben 
Septembervertrag vom Jahr 1864 auf bie Bedingung aller übrigen Souve⸗ 
tänetäten bingewiefen worden; fie fol auf fich ſelbſt angewieſen bleiben, und 
bie Mittel fir ihre Griftenz und Dauer in fi allein finden. Stalien bat 
Sranfreih und Europa bie Zufage ertHeilt, fih nicht zwiigen Päpite 
und Römer einzumiidhen, und diefen lebten Verſuch über die Lebens⸗ 
fähigfeit eines Kirchenfürſtenthums ſich vollziehen zu laffen, das in ber civi= 
Yifirten Welt nunmehr ohne Beilpiel und im Widerſpruch mit dem vollbrach⸗ 
ten Fortſchritt if. Italien muß fein Verſprechen aufrecht erhalten, und von 
ber Wirkſamkeit des Nationalprincips erwarten, daß biefes ben unfehlbaren 
Triumph feiner Mechte herbeiführe. Demnach muß jede Agitation, welche 
bie römifche Frage zum Vorwand nehinen wollte, wiberrathen, getabelt, ver: 
hindert und niedergehalten werben, gleichviel welchen Charakter fie zeigt; 
denn es barf fein Grund zu dem Verdacht geboten werben, als ftehe Stalien 
im Begriff, in irgend einer Meife bem gegebenen Verfprechen untreu zu wer: 
ben, und e8 darf durchaus nichts verfucht werben, nm e8 dahin zu bringen, 
daß es dasſelbe verlete, weil ihm auf dieſe ober jene Art ein Präjudiz ges 
ichaffen, oder ihm ein fchiverer Schaden bereitet würbe. Wohl weiß ich, daß 
bie Doppelte Eigenihaft des Bontifer manden Leuten einen Grund 
an die Hand gibt, um bie politiiche und bie religidie Frage durch einander 
zu mengen, und ängftliche Gewiſſen mit bem Zweifel zu beunruhigen, als 
wolle bie italienische Regierung die Unabhängigkeit bed geiftlihen Hauptes 
bes Katholicismus beſchränken und die freiheit der Kirche verleken. Aber 
Sie dürfen, falls es nöthig ericheinen jollte, derlei Belorgniffe heben, Die 
legislativen Maßnahmen, die wiederholt ertheilten Erklärungen ber k. Regie: 
rung, fowie ihre Beichlüffe, felbit die neueiten, liefern ben fchlagenbiten Bes 
weis, daß fie in religiöfen Angelegenheiten Fein anderes Reich kennt und feine 
andere Regel geftattet als bie ber Freiheit und bes Geſetzes, und baf fie in 
ben Dienern bes Eultus weder Privileyirte noh Märtyrer haben 
will. Allerdings darf das Haupt der Katholilen, die über bie ganze Welt 
verbreitet find und die große Mehrzahl ber italieniichen Nation bilden, Bürg⸗ 
fchaften beanipruchen, bay es frei und unabhänig fein geiftliches Ant 
verwalten kann. Die italienische Regierung ift mehr als jebe andere bereit, 
die Bürgfchaften zuzugeſtehen, welche für geeignet erachtet werben follten, um 
biefe Freiheit und Unabhängigkeit zu ſchützen, weil fie mehr als jebe andere 
überzeugt ift, daß biefelben zugeſtanden werben bürfen, ohne daß bie Rechte 
ber Nation, deren Vertreterin fie iſt, dadurch verlegt werben. 

„Set alfo, wo unfere Fahne über Venetien weht, ift es nöthig, bag man 
alle Einrichtungen bes Staats flärte, und ſich bemühe, alle Elemente ber 
Kraft und ber Treue, weldhe er enthält, entwidle. Stalien foll und barf 
nicht länger feine Induſtrie, feine Cultur, feinen Credit bei Europa erbetteln ; 
es muß fernerhin jelbft zu der allgemeinen Moblfahrt beitragen, mit aller 
Thätigfeit, deren es fähig ift, und die reichlichen Kräfte fruchtbar werden 
laſſen, welche die Vorfehung ihm verliehen bat, und welche bisher durch bie’ 
traurigen Verhältnifie des Vaterlands entfremdet wurben. Das Feld dieſer 
unerläßlichen Thätigfeit ift für alle offen; vom einfachen Tyamilienvater an 
bis zu ben Verwaltern ber Gemeinten und ber Provinzen, und bis zum 
Minifter hinauf haben alle die Verpflichtung, fich bie Hand zu reichen, und 
ſich gegenfeitig, je nach ihren Mirfungsfreifen, zu unterſtützen. Sie wollen 
alfo fih bemühen, für Ihren Theil in diefer Abficht mitzuwirken, indem Sie 
ben moralifchen und materiellen Verhältniſſen Ihrer Provinz Rechnung tragen 
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in Beziehung auf bas, was zu ihrer Hebung und ihrer Wohlfahrt zu thun 
fein wird. Da, wo bie individuelle Thätigfeit Tangfam und mangelhaft ift, 
muß man fuchen, fie zu fleinern, ſelbſt ihr nachzuhelfen, bis fie fich wieder 
erfräftigt bat; aber man muß nicht die Anmaßung haben, fie durch die bloße 
Regierungethätigkeit erjeben zu wollen, bamit die Kräfte nicht geſchwächt 
werben, welche bervorzurufen und lebendig zu erhalten find. Scien Sie ver: 
fihert, daB Sie viel für die politifche Erziehung ver von Ahnen Berwalteten 
gethan haben werben, wenn Sie biefelben, ohne Ihre Autorität zu ſchwächen, 
anleiten, die Nothwendigkeit Ihres Einfchreitens weniger zu fühlen und fich 
weniger an Ihre Suitiative zu wenden. Die freiheit muß bei bem Menſchen 
das Bewußtjein ihrer eignen Würbe weden und lebendig erhalten, ihnen das 
Gefühl ber Verantwortlichkeit und ber gegenfeitigen thatſächlichen Verpflich⸗ 
tung wiebergeben, bie Fähigkeiten ihrer Intelligenz und ihrer Seele zum 
Beiten ber allgemeinen Wohlfahrt zu verwenden; anbernfall® wirb bie Frei⸗ 
beit nur dahin führen, dem gemeinen Ehrgeiz und ber niebrigiten Habfucht 
zu den fühnjten und unternehmendften Beftrebingen bie Bahn zu Öffnen. 
Uebrigens muß, damit der Staat in feiner Aufgabe kräftig und erfolgreid 
vorgeben könne, ohne bie Thätigfeit ber Bürger abzuziehen, zu behindern, 
ober in irgendeiner Weile zus ftören, die Regierung durch weile Einrichtungen 
bie verjchiebenen Theile ber Verwaltung in Einflang bringen, ihre Zunctionen 
wohl unterjcheiden und befimmen, und zu bielen Functionen ehrliche, vers 
Händige und arbeitfame Männer anftellen, welche, zufrieden für ihre Thätigs 
feit eine anftändige unb genügende Vergütung zu erhalten, fich gefallen, bie 
Pflicht wirffam zu erfüllen, die jedem Bürger eines freien Landes auferlegt 
ift, zu dem Wohl aller andern mitzuarbeiten. 

„Jetzt, wo wir die nöthige Muße dazu haben werben, wird es an ber 
Zeit fein, unfere Einrichtungen im Lichte dieſer Grundſätze zu betrachten, um 
uns zu überzeugen, ob fie ihnen entſprechen. Nöthig ift es, eine einfache, 
rafche, wenig koſtende Geſetzgebung zu haben. Dieß ift ein Werk, zu 
welchem die Regierung mit Vorſicht, aber mit Eniſchloſſenheit fortfchreiten 
wird, und zu welchem fie ber Beihülfe ber meiftbefähigten Beamten bebarf 
und vor allem ber Mitwirkung und ber Hülfe des Parlaments. Auf diefe 
Mitwirkung und auf diefe Hülfe vechnet bie Regierung ganz befonders, und 
bat das Vertrauen, daß unter den ganz veränderten Zufländen, in welchen 
fi) die Nation befindet, ihre Repräfentanten ihre Sorge ben bringenden 
Tragen zuwenden werben, welde fi auf bie innern Angelegenheiten bes 
Staats beziehen. Niemand in der That wird verfennen, wie dringend nötbig 
es ift, den Ööffentlihen Credit herzuftellen, die Quellen bes öffentlichen 
Reichthums zu erweitern und zu beleben und neue zu eröffnen, nachzujuchen, 
welche Ausgaben unnöthig, übermäßig ober unfruchtbar find, um fie abzu⸗ 
fielen oder zu ermäßigen, um bie fruchtbringenden Ausgaben mit Maß und 
Borficht zu verwenden, um in allen Dienftzweigen einen Geift firenger Oeco⸗ 
nomie und Moralität einzuführen, ohne welche es unmöglich ift, daß bas 
Land fich erhole und feine Kräfte wiebergewinne. Dieſe Aufgabe iſt nicht 
allein die Aufgabe der Regierung und bezieht fich nicht Tebiglich auf bie Fi⸗ 
nanzen des Staate. Die Gemeinden unb bie Provinzen, welche eigene 
Finanzen haben, und denen es leicht wird, das Privatwermögen in Eontris 
bution zu jegen, müſſen ihrerfeits nicht ans ben Augen verlieren, daß fie Dadurch 
einen großen Einfluß auf das Vermögen bed Staats ausüben Tönnen. 8 
geziemt fich, daß fie mit Vorficht veriahren, wein es fidh darum handelt, zu 
beiteuern, und zu bedenken, daß e8 dem Einzelnen ſchon auf ein Geringes 
anfomnt, wenn fein Beſitzthum eine Schmälerung erleidet in Folge des 
Willens der Repräfentanten der Nation, ober auf den Beſchluß ber Gemeinde 
ober. der Provinz. Und ba die Unordnung in ben Finanzen der Gemeinde 
oder ber Provinz die Unorbnung ber Finanzen bed Staats bervorbringt, 
welche nur rei und blühend fein können, wenn bie einzelnen unb bie Ges 
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noffenfchaften reich und wohlhabend find, fo ift es nüßlich, daß bie Neigung 
zu Ausgaben durch dieſe Betrachtung und nötbigenfalls ſelbſt durch Ihre 
amtlichen Ratbichläge und die gefeglichen Beſchränkungen gemäßigt werde. 
Nicht weniger dringend nöthig ift es, die Millionenzahl der Unwiſ— 
ſenden zu vermindern, welche ein Flecken ift fir Stalien und eine ſchreck⸗ 
liche Anklage für die frühern Megierungen. Denn alte und neue Beijpiele 
beftätigen die Wahrheit, daß ein Wolf jo viel vermag, als es weiß, und 
daß man nichts großes, nichts danerndes, nichts ruhmvolles von einer Nation 
erwarten Tann, welche ſich Feine Mühe gibt, den Schimpf ber Unmifjenheit 
abzuwaſchen. Auch diefem Gegenftand ihre Mitwirkung zuzumenben, find 
die Gemeinden und bie Provinzen berufen, und fie werben es mit um fo 
größerem Eifer thun, wenn fie bedenken, daß das Wachſen ber Bildung und 
bes Unterrichts nicht nur zur Entwicklung bes öffentlichen Reichthums dient, 
ſondern auch die beiten Surantien bietet für die öffentliche Sicherheit. In 
ber That begreift der gebildete Verſtand und das aufgeflärte Gewilfen, daß 
jeber Bürger für feinen Theil beitragen muß zur Aufrechthaltung ber Ord⸗ 
nung, das heißt zur Beobachtung des Gefeßes, nicht nur, indem er felbft es 
— ſondern auch, indem er ihm Achtung ſchafft und es im nöthigen Fall 
anruft. 

„Segenüber einem fo weiten, fo edlen, fo fruchtbaren Felde ber Thätigkeit 
it e8 zu hoffen, daß die politifhen Barteien, in welche fich Hisher Die 
parlantentariiche Nepräfentation gefpaften bat, die Nothwendigfeit erfennen 
werben ſich aufzulöfen, um fi neuzugejtalten, und ſich nad den Erforber: 
berniffen ber neuen Verhältniſſe des Landes zu bilden. Es kommt jetzt nicht 
darauf an, bie Vorbereitungen zu einem unvermeidlichen Krieg mehr ober 
weniger zu beſchlennigen, noch feine Grenzen mehr oder weniger vorzufchreis 
ben, noch auch feinen Charakter zu beftimmen. Es kann nicht mehr eine 
Partei der Ungebuld und eine andere ber Vorſicht geben. Es handelt fich 
beute darum, Atalien auf folche Weife zu regieren und zu verwalten, baß 
es noch mächtig, glücklich werde, und daß es ebenfalls durch feine Thaten 
beitrage zum Fortſchritt der allgemeinen Givilifation. Es ift nöthig, day 
jede politiiche Partei in das purlamentarifche Leben mit einem fertigen Pro⸗ 
gramm für Regierung und Verwaltung eintrete, und daß, alle Rüdiiht auf 
Perſonen beifeite Taffend und die perfönlichen und localen Gehäſſigkeiten ver: 
geflend, die Mepräfentanten bes Landes fih nach Principien und Syſtemen 
gruppiren. Auf dieſe Weife ehrlich ausgeübt, werben bie parlamentarifchen 
Anititutionen ihre ganze Fruchtbarkeit beweilen, und alle die Wirkſamkeit für 
das Gute, deren fie fähig find. Alsdann werden bie DVerbefferungen und 
Reformen als Producte einer aufrichtigen nnd umfaffenden Discuffion nicht 
bie unfichern Schickſale der unendlidy getheilten Parteien theilen. Au dieſem 
neuen Wer? ber Befferungen und der Reformen werben die neuen Provinzen 
wirffam beitragen, welche Erben jener politifchen Weisheit find, bie jo vielen 
Antheil an ber ital. Givilifation gehabt hat. 

„Faſſen wir alles zufanmen: wenn man in ben fechs Teßtverflofjenen 


Jahren vor Allem darauf zielen mußte, die aefeßlichen unb die Verwaltungs⸗ 


inftitutionen in eins zu bringen, aus fieben verfchtedenen Staaten ein einiges 
Königreih Italien zu machen, fo iſt es jetzt Zeit, daB das einige Stalien 
unterfuche, welche Snftitutionen feiner Verwaltung bie geeignetften find. Aber 
damit dieſe Unterſuchung förderlich fei, muß fie reiffich erwogen werben und 
man muß fich hüten, die Nöthigung zu Verbefferungen mit bem Drang nad 
Neuerungen zu verwechleln. Die Inſtitutionen müſſen eine angemefjene 
Probezeit beftehen, fie müfjen In ihrer Anwendbarkeit und in ihrer Anwen 
dung ftubirt werben, um einen großen Nuten baraus zu ziehen.“ Die Bes 
lehrung, welche Ste in ber Ausübung Ahrer Functionen durch Erfahrung 
gewonnen haben müflen, wird zu biefem Ergebniß vieles heitragen und Sie 


. werben bie Regierung davon Nuten ziehen laffen mit ber Verſicherung, daß 
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dieſelbe geſchäͤtzt werden wird, und ihre Nützlichkeit wird um fo größer fein, 
als Sie, ohne Ihre eigene Beobachtung zurückzuſetzen, die Beobachtungen 
anderer verwerthet haben werden, welche Gelegenheit hatten, unſere Inſtitu⸗ 
tionen in ihrer Wirkſamkeit zu ſtudiren. Italien, im Augenblick, wo es 
ſeine volle Unabhängigkeit erlangt, befindet ſich im Beſitz aller Mittel zur 
Freiheit und bamit aller nöthigen Bedingungen, um Wohlitand, Kraft und 
Größe zu erringen; aber e8 würbe alles vergeblich jein, wenn nicht die Thätig- 
feit der Bürger fi mit Eifer befleigigte, bie Mittel fruchtbar zu machen. 
„Sie können verfichert fein, Herr Präfect, die Abfichten ber Negierung wohl 
verftanden zu haben, wen Sie, ohne die Arbeit, welche Ihnen Ahr Ant aufe 
erlegt, zu Sparen, bie Thätigfeit Ihrer Verwalteten anregen und wirkſam 
machen, indem Sie deren Anftrengungen und bie Ihrigen auf dafjelbe Ziel 
bin zufammenftreben Lafjen.“ 
20. Nov. Der franz. General Fleury trifft in außerorbentliher Miffion 
des Kaifers Napoleon in Florenz ein. 
21. „ Der König trifft von Venedig wieder in Florenz ein. _ 
27. „ Ein gl. Decret verfügt die Aufhebung des Belagerungszuſtandes 
in Palermo auf den 30. Nov. 
nm Qegezzi trifft, von ber Regierung berufen, in Zlorenz ein. Unter: 
. bandlungen mit ihm über eine neue Miffion an die römijche Curie, 
— „Der junge Syndic von Palermo, Marcheſe Rubini, der während 
bes Aufitandes große Entihloffenheit und Umſicht an ben Tag ge: 
legt hat, wird zum Präfecten der Stabt ernannt. 
—  „ Ein vertraulihes Circular Ricaſoli's erklärt fi ſehr entjchieben 
gegen die fortdauernde Agitation in Wäljchtyrol. 


1. Dec. Auch der vertriebene König von Neapel läßt feine bisher noch 
unterhaltenen Geſandten, namentlihd am Hofe von Wien, nunmehr * 
eingeben. 

3 „ Durd Fol. Decret wird eine Commiſſion für Reorganifation ber 
Armee niebergejebt. 

5. u DBegezzi lehnt die Uebernahme einer neuen Million an bie rö⸗ 

miſche Curie jchließlich ab. 

„Zuiſchen Frankreich und Italien wird in Ausführung ber Con⸗ 

vention vom 15. Sept. 1864 über die Räumung Roms durch die 
Franzoſen eine beſondere Convention bez. Regelung ber päpſtlichen 
Schuld - unterzeichnet. 

Der Schuldantheil, welchen Italien für die Romagna, die Marken, Um⸗ 
brien und Benevent übernimmt, beläuft fih auf 15,230,145 Fr. 38 Gent. 
Rente. Davon gehen ab 1,468,617 Fr. 42 Cent, welche bie italienifche 
Regierung jett ſchon an beftimmte Nenteninhaber in ben annectirten Ländern 
zahlt. Es bleiben alſo auf Rechnung Staliens 13,761,526 Fr. 96 Gent. 
Hierzu treten nun bie Rüdzahlungen, welche Italien für bie feit ber Ans 
nerion von Rom bezahlten Renten zu leiſten bat. Für die brei legten Se⸗ 
mejter bezahlt fpäteftens Bis zum 15. März Stalien die Summe von 
20 ,642,291 fr. 94 Cent. baar; für den Rüdftand übernimmt bie italienifche 
Negierung eine Rente von 3,397,626 Ir. 95 Gent. Aufammen bat alſo 
Stalien eine jährliche Nente von 18,627,773 Fr. 33 Gent. als ben auf es 
fallenden Antheil der römischen Schuld zu tragen (abgeſehen von ber einmal 

zu entrichtenden Summe von 20,642,292 Fr.) 
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8. Dee. Der Commend. Tonello geht flatt Begezzi’s in außerorbentlicdher 
Miſſion an die römifhe Curie nah Rom ab. 

9. „ Differenz mit ber Pforte wegen des Dampfers Tommafo (Candia). 

11. „ Die Franzofen haben an biefem Tage Rom vollftändig geräumt 
und bie italienifche Regierung den Kirchenſtaat mit einem ftarien 
Truppencorbon umgeben, um jeden Einbruch in denfelben von Außen 
zu verhindern. 

15. „ Eröffnung des Parlaments. Thronrebe des Könige: 

„Das Vaterland ift fortan von jeder Fremdherrſchaft befreit. Mir inniger 
Freude erfläre ich dieß den Vertretern von 25 Millionen Stalienem. Die 
Nation bat Vertrauen in mich, ich babe Vertrauen in fie gefekt. Das große 
Greigniß, welches unfere gemeiniamen Beitrebungen frönt, gibt vem Werke 
ber Eivilifation neuen Schwung , bem politichen Gleichgewicht Europa's größere 
Sicherheit. Durch bie Rajchheit, mit welcher es ſich militärifch organifirt bat, 
und durch die ſchnelle Einigung feiner Bevölkerung bat Stalien das Anſehen 
erlangt, weldes ihm nötbig war, um durch fi) ſelbſt und mit Hilfe wirf- 
famer Bünbniffe feine Unabhängigkeit zu erlangen. Es bat bei biefem 
fhwierigen Werf Ermunterung und Unterftügung gefunden in ber Sym⸗ 
pathie ber civilifirten Megierungen und Nationen, welche noch burd bie 
muthige Ausdauer ber venetianifchen Provinzen beim gemeimfamen Werk ber 
nationalen Befreiung gefördert nnd vermehrt wurde. Dem Friedensvertrag 
mit dem Kailerreich Oefterreih, ber Ihnen vorgelegt werben foll, werben 
Unterhandlungen folgen, welche ben Verkehr zwiichen ben beiden Staaten er: 
leichtern werben. Die franzöſiſche Negierung bat, den Verpflichtungen getreu, 
auf welche fie durch ben Septembervertrag eingegangen war, ihre Truppen 
von Rom zurüdgezogen. Die italieniige Regierung ibrerfeits Bat, indem 
fie die eingegangenen Verbindlichkeiten beobachtete, base päpftlihe Gebiet 
reſpectirt und wirb es refpectiren. Das gute Einverſtändniß mit 
dem Kalfer ber Franzofen, an ben ung Freundſchaft und Dankbarkeit feſſeln, 
bie Mäßigung ber Römer, die Weisheit bes fouveränen Papftes, das religiöfe 
Gefühl und der Rechtsſinn bes italierifchen Volks werden dazu verhelien, bie 
katholiſchen Sntereffen und die nationalen Beftrebungen, bie in Rom fich 
vermwirren und beflreiten, auseinander zu halten und gegenieitig auszulöhnen. 
Treu ber Religion unſerer Väter, welhe auch biejenige bes größten Theils 
ber Stafiener ift, bringe ich gleichzeitig dem Princip ber freiheit meine Hul⸗ 
bigung, von welchem unfere Inſtitutionen bejeelt find und welches, wenn mit 
Aufrichtigkeit und Freigebigkeitzur Anwendung gebracht, die Urſachen ber ehemali⸗ 
gen Zwiftigfeiten zwiſchen Kirche und Staat befeitigen wird, Dieſe Geſinnun⸗ 
gen Snfererteite werben, fo hoffe ich, indem fie die kath. Gewiffen beruhigen, den 
Wunſch in Erfüllung geben laffen, ben ich bege, daß ber Rapit in Rom un: 
abhängig bleibe. Italien ift jegt in Sicherheit, ba es außer ber Tapferkeit 
feiner Söhne, welche bei allem Glüdswechjel weder zu Lande noch zur See, 
mweber in ben Reihen ber Armee noch in benen ber Freiſchaaren ſich ver- 
läugnet hat, als Bollwerk feiner Unabhängigkeit dieſelben Mälle befibt, welche 
bazu dienten, es zu unterbrüden. Sstalien ſoll und muß alfo jest alle feine 
Anftrengungen auf fein ferneres Gebeihen verwenden. So wie bie Italiener 
mit bewunderungswürdiger Eintracht für ihre Einheit eingeftanden find, fo 
follen fie fich auch Heute ſaͤmmtlich mit Einſicht, Begeifterung und unermübs 
liher Ausbauer der Entwidlung ber materiellen Hilfsmittel ber Halbinſel 
widmen. In dieſer Hinficht werden Ihnen mehrere Gefetentwürfe vorgelegt 
werben. inmitten ber Tyriebensarbeiten und begünftigt durch eine geficherte 
Zukunft, werden wir nicht verfäumen, unfere militärifche Organifation nad 
ben Lehren ber Borficht zu vervollkommnen, bamit, bei einer möglichft ge= 
ringen Ausgabe, Italien ber nothwendigen Kräfte nicht enibehre, ym ben 
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ihm unter den großen Nationen gebührenden Rang einzunehmen... Wenn, 
wie ich das fefle Bertrauen hege, bie Bevölkerung Staliens es nicht an ber 
Thätigfeit fehlen Iäßt, welche unfern Vorfahren Reichthum und Macht ver: 
fchafft hat, fo bebarf es Teiner langen Zeit, um bas öffentliche Vermögen 
endgültig ins Gleichgewicht zu bringen. Meine Herren Senatoren und De 
putirten! Stalien ift nunmehr fich felbft anheimgegeben. Seine Berants 
wortlichfeit iſt gleich der Macht, bie es erworben bat, und der vollen Frei⸗ 
beit zur Benüßung feiner Kräfte. Was wir Großes in kurzer Zeit vollbracht, 
erhöht für uns die Pflicht, nicht Hinter unferer Aufgabe zuridzubleiben, bie 
darin befteht, uns mit ber durch bie focialen Bebingungen bes Königreichs 
geforderten Kraft und mit der burch unjere Inſtitutionen geforberten freien 
Bewegung zu regieren. Die freiheit in unferen politifchen Einrichtungen, bie 
Autorität der Megierung, die Thätigfeit bes Bürgerthums, die Herrichaft bes 
Geſetzes über- alles und über alle werden Stalien auf die Höhe feiner Ge⸗ 
hide, auf bie Höhe, auf welcher bie Welt es erwartet, emportragen.“ i 


Dec. General Fleury verläßt Florenz wieber und kehrt nad Paris 
zurüd. 


„ Abg.-Rammer: Vorlage des Budgets für 1867. Dasjelbe zeigt 
ein Deflcit von 186 Mill. 

„ Die Abg.Kammer nimmt das proviforifche Budget für das erfte 
Halbjahr von 1867 an. 

„Antwort Ricafoli’s auf eine Zujchrift der wieder in ihre Diöcefen 
zurüdgelehrten Viſchöfe, in mweldyer fie ihm die Freiheit gerühmt und 
empfohlen hatten, deren die katholiſche Kirche fih in den Vereinigten 
Staaten Amerifa’s erfreue: 

Nachdem Ricafoli die Hoffnung ansgefprochen, daß bald auch in Stalien 
bie Kirche fich gleicher freiheit erfreuen werde wie in Amerifa, fährt er alfo 
fort: „Sch bitte aber Em. Herrlichfeiten beachten zu wollen, daß biefes bes 
wundernswerthe Schaufpiel durch die Freiheit hervorgerufen wird, burd bie 
Freiheit, die von allen, im Princip und in dem Thatfachen, im ihren allers 
weitelten Beziehungen anf das politijche, bürgerliche unb fociale Leben ans 
gerufen und geachtet wird. In ben Vereinigten Staaten ift jeder Bürger 
frei, den Glauben zu bekennen, ber ihm ber befte dünkt, der Gottheit zu 
dienen in ben ihm geeignet fcheinenden Formen; neben ber fatholifchen Kirche 
erhebt ſich ber proteftantische Tempel, bie Moſchee des Muſelmanns, bie chine⸗ 
füihe Pagode; neben bem römischen Clerus ift das Genfer Eonfiftorium und 
bie Metbobiftenverfammlung thätig. Dieler Zuftand bringt weder Verwirrung 
noch Reibungen mit fid. Und warum? weil feine Religion vom Staat 
fpeciellen Schuß oder Privilegien begehrt; jede lebt, entwidelt fich, wirb ges 
übt unter bem Schuße bes allgemeinen Geſetzes, und das von allen gleich 
beobachtete Geſetz verbürgt jedem bie gleiche Freiheit... Bemerken Sie bie 
Berichiedenbeit zwilchen ber Lage ber Kirche in Amerifa und ber Page ber 
Kirche in Europa. In jenen jungfräulichen Pändern hat fi die Kirche ins 
mitten einer neuen Geſellſchaft niebergelaflen, welche aber aus dem Mutters 
land alle Elemente der bürgerlihen Gemeinſchaft mitbrachte; indem fie felbft 
das reinfte und Heiligfte der focialen Elemente repräfentirte, das religiöfe Ges 
fühl... dat fie dort nur das Reich Gottes, das Reich ber Geifter geſucht; 
gefonmen mit der freiheit und in ihrem Schatten erwadlen, bat fie dort 
gefunden, was fie zu ihrer freien Entwidlung brauchte unb zur ruhigen und 
eriprießlichen Ausübung ihres Amtes, und bat andern bie freiheit, bie fie 
jelbft genoß, weder zu weigern, noch bie fie beichütenben Einrichtungen zu 
ihrem ausſchließlichen Vortheil auszubeuten gefucht. In Europa bagegen ift 
bie Kirche mit bem Fall bes großen Reiche entflanden, welches bie ganze 
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Erde unterjocht hatte; fie hat ſich unter ben politiſchen und ſocialen Trüm⸗ 
mern barbariſcher Jahrhunderte gebildet und hat daran denken müſſen, ſich 
eine Organiſation zu geben, ſtark genug, um dem Untergang aller Civiliſa⸗ 
tion inmitten des Waltens der rohen Gewalt zu widerftehen. Aber während 
die aus dem Chaos bes Mittelalters eınporgeftiegene Welt ſich neu bildete und 
ben von Gott vorgezeichneten Weg des Fortichritts einſchlug, wollte bie Kirche 
allem, was mit ihr zufammenbing, bie Unbeweglichfeit bes Dogma's, deſſen 
Hüterin fie ift, mittheilen, betrachtete mit Mißtrauen bie Entwicklung ber 
Geifter, der Vervielfältigung ber fociafen Kräfte und erklärte fi als Feindin 
aller freiheit, indem fie bie erfte und unanfechtbarfte aller Freiheiten läug⸗ 
nete, die Gewifiensfreiheit. Daraus entftand ber Conflict zwifchen ber Firdh- 
lihen und der flaatlihen Gewalt; denn jene vertrat die Unterwerfung und 
bie Unbeweglichkeit, biefe bie freiheit und den Fortichritt. Der Conflict Hat 
in Folge bejonderer Umftände bejonbers ſchwere Verhältniffe in Stalien, weil 
bie Kirche, glaubend, ba, un unabhängig von jeder Raienautorität ihr geift- 
liches Amt auszuüben, fie eines a bebürfe, bier ein ſolches beſaß 
und verwaltete. Die Klirchengewalt befindet fi alfo Hier nicht nur im 
Widerſpruch mit der flaatlichen Gewalt, jondern mit bem nationalen Recht... 
Die Bifchöfe Tönnen fich bei uns nicht als einfache Seelenhirten betrachten, 
weil fie zugleih Vorfämpfer und Werkzeuge einer Macht find, welche Die 
nationalen Beftrebungen befeindet; die Laiengewalt ift alfo gezwungen, fie 
folhen Vorkehrungen zu unterwerfen, welche erforberlich find, um ihre Nechte 
und bie ber Nation zu wahren.“ 








Aom. 


27. Dec. 1865. Vorfall zwiſchen dem Papſt und dem ruſſiſchen Geſandten 
v. Meyendorff. 


— Jan. Die päpftliche Regierung verſtändigt ſich mit ber franzöſiſchen 
über die Errichtung einer franzöfiichen Legion, die aus gebienten 
Soldaten beſtehen und in Antibes formirt werben fol. 


Tebr. Der ruflifde Geſandte v. Meyendorff erffärt ber Curie, daß 
feine politifche Miſſion nad den Befehlen feiner Regierung bes 
endet fei. 

— „ Die päpftliche Regierung knüpft nach verfchiebenen Seiten Unter: 

bandlungen über ein neues Anlehen zu Dedung des jährlihen De 

ficits an, begegnet aber großen Schwierigkeiten. ; 

„ Das Budget für 1866 zeigt ein Deficit von 6,181,195 Scudi 
oder mehr als 30 Mil. Fr. Dennoch fol die ftehende Armee mit 
Nüdfiht auf den eventuellen Abzug der Franzofen von 8 auf 
12,000 Dann gebracht werben. 


* 


13. März. Der bisherige ruſſiſche Geſandte v. Meyendorff verläßt Rom 
insalutato papa. ein Anſuchen an Cardinal Antonelli, einen 
Herrn Kaprinid als „Delegaten für die rufjiihen Angelegenheiten“ 
zu beftätigen, wirb abgelehnt. 


7. April. Dur ein päpftliches Breve wird ein aus der Mitte ber Ge⸗ 
ſellſchaft Jeſu gewählter Ausſchuß zu einer Art oberſtem Reviſions⸗ 
hof für die geſammte Preſſe in und außer Italien cm Anſchluß an 
die Civilta cattolica) ernannt. 

16. „ Endlicher Abſchluß des projectirten Anlehens. Das Haus Blount 
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in Paris übernimmt biefelbe im Betrage von 60 Millionen zum 
Eurfe von 66 %. 


12, Juni. Ein päpftlies Breve entzieht bem unbotmäßigen Carbinal 
Andrea jebe weltlihe und geiftlihe Jurisdiction in feiner Diöcefe 
Sabina und in feiner Abbatie Subiaco. 

25. „ Die päpftlihe Regierung ſetzt ben Werth ihres eigenen Kupfer⸗ 
gelves herab. Große Unzufriebenheit der Bevölkerung. 


25. Juli. Ein Tagsbefehl des franzöſiſchen Generals Polhes verhängt 
über Rom eine Art Belagerungszuftanb. 


— Aug. Die Noten ber römifhen Bank finten im Verkehr unter ben 
Nennwerth herab und die Bank greift zu ben niebrigften Mitteln, um 
bie Einlöſung al pari zu befchränfen. Täglicher Scanbal vor bem 
Banfgebäube. Wachſende Unzufriedenheit ver Bevölkerung. 


20, Sept. Der Obercommanbant ber franzöfifhen Decupationsarmee, 
General Montebello, trifft nach längerer Abweſenheit wieber im 
Rom ein. 

22. „ Die neue franzöfiiche Legion zieht in Rom ein unb wird nad 
Viterbo verlegt, das von ben Franzofen geräumt wirb. 


3. Oct. Dur bie Rückkehr des franzäflihen Yataillons aus Viterbo 
find nunmehr die Provinzen Belletri, Froſinone und PViterbo gänzlich 
von den franzöfiihen Truppen geräumt und find bie 8000 Mann 
Trangofen in Rom und Civitavecchia concentrirt. 

4. „ General Montebello notificirt der Eurie, daß am 14. Dec. d. J. 
ber Kirchenſtaat vollftändig von den Franzoſen geräumt fein werbe. 

„ n» Die päpftlihe Regierung ſpricht eine Garantie ber entwertheten 


Noten der römiſchen Bank aus: 

„Art. 1. Um mehr und mehr bas öffentliche Vertrauen auf bie Billete ber 
Staatsbanf zu fihern, werben biefelben, obwohl fie ihre Caution in dem Actien- 
beftand und bem Capital der Bank haben, noch vollftändig durch bie Ne: 
gierung garantirt. Art. 2. Diefe Garantie bauert bis die Auswechslung ber 
Billete ohne Beichränfung ber Summe bergeftellt fein wirb. Art. 3. Eine Com» 
miffion von acdhtungswerthen Kenn, welde von ber Regierung ernannt 
wird, ſoll vollfommene Macht haben, im Einverftändnig mit ber Gommillion 
bie Zahl der Banfbillere zu befchränfen, alle Operationen ber Bank zu über: 
wachen, daran theilzunehmen und beren Rejultate zu conflatiren. At. 4. 
Um den Kleinverfehr zu erleichtern, kann die Bank, außer ben Billeten zu 
1 Scudo, auch folhe zu 4 Scubo ausgeben, und bie einen wie bie andern 
find dazu beſtimmt, diejenigen von höherem Werth zu erfeben, welche außer 
Eurs kommen.“ 

Die Maßregel bleibt felbitverftännlih ohne allen Erfolg Die 
Banknoten bleiben unter pari und bie ſcandalöſen Auftritte bei ber 
Einlöfung berjelben bauern nach wie vor fort. 
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29. Oct. Mllocution des Papſtes im geheimen Eonfifisrium; Drohung, 
Nom zu verlaffen — Beſchwerden gegen Rußland: | 
„... Ihr begreift leicht, it welchem Schmerze Wir täglich erfüllt werben, 
da Wir feben, baß bie piemontefifhe Negierung mit täglich größerer Heftig⸗ 
feit bie Fatholifche Kirche, deren heilſame Gefeße und geheiligten Diener uns 
abläffig befehbet. Die Biſchöfe und bie tüchtigften Männer ber Welt: und 
Kloftergeiftlichfeit und andere ehrenwerthe Tatholifhe Bürger werben ohne 
Rüdfiht auf Religion, Gerechtigkeit und ſelbſt auf Menfchlichfeit von der ges 
nannten Megierung täglih zahlreicher in bie Verbannung getrieben, ine 
Gefängniß geworfen ober zu einem Zwangsaufenthalt verurtheilt und auf 
jede unwürdige Weile gequält; bie Bisthümer werben, zum großen Nachtheil 
des GSeelenheiles, ihrer Hirten beraubt, bie gottgeweihten Jungfranen aus 
den ihnen gehörigen Klöftern vertrieben und gezwungen, von Almoſen zu 
leben, bie Tempel Gottes entweiht, bie bifchöflihen Seminarien gefchloffen, 
bie Unterweifung der armen Jugend chriftlicher Zucht entriffen und bafür 
Lehrern bes Irrthums und bes Böen anvertraut, bas Kirchengut geraubt 
und verfcleubert. Nachdem bie genannte Regierung mit Mißachtung ber 
firhlichen Genfuren und Unferer ſowie ber italienifchen Bifchöfe gerechten Bes 
ſchwerden mehrere Geſetze erlaffen bat, bie ber katholiſchen Kirche, ihrer Lehre 
und ihren Rechten feindlih find und daher von uns verworfen wurben, nahm 
fie feinen Anftand, auch ein Geſetz über bie ſogenannte Civil-Ehe zu erlaffen, 
das nicht nur ber Tatholifchen Lehre, fondern auch dem Wohle dev bürgers 
lichen Gefellfchaft aufs Außerfte zuwiderläuft. Durch diefes Gefeg wird die Würde 
und Heiligkeit des Sacraments der Ehe mit Füßen getreten, deren Einrichtung 
untergraben und bas ſchmählichſte Concubinat befördert. Denn zwiſchen ben 
Gläubigen Tarın Feine Ehe beflehen, die nicht zugleich ein Sacrament ift und 
daher ftehl e8 durchaus ber Kirche zu, über alles das zu entfcheiden, was 
zum Sacrament ber Ehe gehören kann. Dielelbe Regierung Hat fi nicht 
gefcheut, mit offener Verlegung bes Standes, ber ſich die Befolgung ber evans 
gelifchen Räthe m &chenäberuf gemacht und in ber Kirche Gottes immer geblübt 
bat und blühen wird, und mit Verachtung ber großen Wohlthaten geiftlicher 
Orden, bie von heiligen Männern gegründet unb von dem apoftolifchen 
Stuble genehmigt, buch fo ruhmmürdige Leiftungen, durch fromme und 
nüglihe Werfe um die chriſtliche und bürgerliche Gejelfhaft und um bie 
Wiſſenſchaft ſich hochverdient gemacht, ein Geſetz zu genehmigen, wodurch ſie 
auf dem ganzen ihr unterworfenen Gebiete alle Ordensfamilien unterdrückte, 
deren geſammtes Eigenthum und viele andere Kirchengüter an ſich riß und 
die Veräußerung anordnete. Noch bevor ſie in den Beſitz der venetianiſchen 
Provinzen gelangt war, nahm fie feinen Anſtand, jene Geſetze und Erläffe 
auch auf biefe Gebiete auszubehnen und gegen alles Geſetz und Recht zu 
verordnet, daß die von Uns mit Unferem geliebten Sohne in Chrifte, dem 
Kaijer Franz Joſeph von Oeſterreich eingegangene Convention Feine Kraft 
und Geltung mehr babe. Wir erheben daher gemäß ber ernften Pflicht 
- Unferes apoftolifchen Amtes in Eurer erlauchten Verſammlung Unfere hobes 
priefterlie Stimme für bie Religion, für die Kirche und ihre heiligen Ges 
feße, für die Rechte und das Anfehen des Stuhles Petri und beflagen 
und verwerfen aufs entichiebenfte Alles und Jedes, was in biefen oder 
anderen bie Kirche und ihre Mechte betreffenden Dingen gegen bie Kirche, 
ihre Rechte und Geſetze von ber piemontefiichen Regierung gethan ober ver= 
ſucht worden if. Auch erflären Wir kraft Unferer apoftoliihen Autorität 
jene Decrete und was baraus folgte, für Vergangenheit und Zufuuft für 
ungültig und wirfungslos. ihre Urheber aber, bie fich des Chriften- 
namens rühmen, mögen bedenken und ernſtlich erwägen, daß fie in die Gens 
furen und geiſtlichen Strafen verfallen find, welche bie apoftoliiden Gons 
fiitutionen und bie Decrete ber allgemeinen Kirhen:Berfammlungen über bie 
Verletzer der Rechte der Kirche ipso facto verhängen... 
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„Diejenigen aber find ſehr im Unrecht, die hieraus folgern und fortwäh⸗ 
rend verlangen, daß Wir, durch Die ofjenbarfte Ungerechtigkeit bereits mehrerer 
Provinzen Unſeres paäpſtlichen Gebietes. beraubt, auf Unſere und bes apo= 
ftolifchen Stuhles weltlihe Herrſchaft verzichten. Sedermann fiegt ein, 
wie ungerecht unb verderblich für bie Kirche dieſes Berlangen if. Denn durch 
einen befonderen Rathſchluß der göttlichen Vorfehung ift es, wie Wir fchon 
anberweitig angedeutet, geichehen, daß, nachdem das römische Reich geftürzt 
und in mehrere Neiche und Herrichaften getheilt war, der römiſche Papit bei 
ber Berfchiedenheit der Neiche und dem gegenwärtigen Zuſtand der menfch= 
lichen Geſellſchaft feine weltlihe Herrſchaft Habe, damit er Feiner anderen 
ftaatlichen Herrſchaft unterworfen, in voller Freiheit feine höchſte Autorität und 
Aurisdiction tiber die gefammte ihm von Chriſtus dem Herrn anvertraute Kirche 
ausübe, und bamit die Gläubigen den Entſcheidungen, Ermahnungen und Erläffen 
des Papftes mit voller Gewifjensruge und vollem Zutrauen geboren und vers 
trauen, ohne daß fie je nur den leijen Argwohn ſchöpfen Fünnen, die Handlungen 
des Papſtes feiern von dem Willen und Anſtoß irgend eines Herrichers oder einer 
weltlichen Macht abhängig. Wir können daher auf die durch die göttliche Vorfehung 
zum Heil der gejammten Kirche begründete weltlihe Herrſchaft nit nur 
nicht Verzicht Teiften, ſondern müſſen auch an allen Rechten biefer 
weltlichen Herrſchaft ſtren ge feſthalten und fie vertheidigen, ſowie bie 
firchenräuberifch entrifjenen Länder des heiligen Stuhls laut zurüdver- 
Tangen, wie Wir jie fihon oft zurüdverlangt haben und auch bei dieſer 
Gelegenheit aberınal$ und wieder zurüdverlangen. ... Aus den traurigen, 
furz und mit Schmerz auigezähften Thatſachen und aus den täglichen Ereig- 
niffen in Stalien ift leicht zu ermeffen, von wie vielen und großen Gefahren 
ber apoftolifhe Stuhl umringt und wie jehr er ben grimmigſten Drohungen 
der Revolution, dem Haſſe der Ungläubigen und der Feinde des Kreuzes 
Chriſti ausgefegt it. Furienhafte Stimmen ertönen ringsumher von bitteren 
Teinden, bie fortwährend rufen, daß bie Stadt Rom an der unſeligen ital. 
Mirrniß und Revolution (perturbationis ac rebellionis) theilnehmen, ja 
ihr Haupt werden müfje. Aber der erbarmungsreiche, Gott wird die gotts 
lofen Anſchläge und Beſtrebungen feindfeliger Menſchen durch jeine Allmacht 
zu Schanden machen und nie zulaffen, daß dieſe hehre uns fo theure Stadt, 
wohin Er zum größten Heile und durch eine bejondere Wohlthat den Stuhl 
Petri geftellt Hat, die unbejiegbare Grundveſte feiner heiligen Religion, in 


. jenen unglüdjeligen, von Unferem beiligen Borgänger Leo dem Großen jo 


trefjenb befthriebenen Zuſtand zurückſinke, wie er war, als ber h:ilige Apoftel- 
fürft diefe Stadt, damals bie Herrin der Welt, zum erjtenmal betrat. Wir 
jerbft find, ob auch fait aller menschlichen Hilfe beraubt, doch Unferer Pflicht 
ernſtlich eingedenk und in vollem Vertauen auf bie Hilfe des allmächtigen 
Gottes bereit, jelbft mit Gefahr des Lebens bie Uns von Ehrifto bem 
Herrn anvertraute Sache ber Kirche unerjchroden zu vertheidigen, und wenn 
es nöthig wäre, in jenes Land zu geben, wo Wir in befferer 
Weiſe als Hier Unfer apoftolifhes Amt ausüben könnten. ...“ 


— Nov. Ein Spanisches Kriegsſchiff ift ſchon feit längerer Zeit vor Civita— 


19. 


vecchia ftationirt. Auch mehrere andere Regierungen jchiden Schiffe 
dahin, um die möglichen Folgen bes bevorftehenden Abzugs der 
Franzoſen aus Rom zu gewärtigen. 

Die Regierung ertheilt der Bank ein neues Privilegium, indem 
fie ihren Noten einen theilweifen Zwangscurs verleiht: pon dieſem 
Tage an ift es nach einer Bekanntmachung nur noch einer beftimmten 
Anzahl von Individuen aus der Klaffe der mbuftriellen, Manu: 
facturiften und Landwirthſchafttreibenden gejtattet, das Papiergeld 
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bei ihr al pari einzumechfeln. Alle übrigen find auf ben Privatver⸗ 
fehr angewiefen, in dem bie Noten der Bank 8 % unter pari ftehen. 


. Dec. Die Franzojen beginnen ihren Abmarih von Rom. 


„ Gen. Montebelo ftelt das gejammte franz. Offizierscorps dem 
Papfte zum Abjchiede vor. Anſprache des Generals. Verſchiedene 
Berfionen der Antwort des Papſtes. 
„ Der Garbinal:Präfect. der Kongregation des Concils ladet im Aufs 
trage des Papites ſämmtliche Bilchöfe der kath. Chrijtenheit auf den 
29. Suni 1867 zur Heiligiprehung mehrerer Märtyrer und zum 
Jubiläum des Apojtelfürften „nad reifliher Prüfung der Umſtände 
und infofern bie rechte Hand des Allmächtigen, wie zu hoffen er: 
laubt ijt, den Ausbruch des herannahenden Sturmes verhindern wirb”, 
nah Rom ein. en En 

Die ital. Regierung zieht in Ausführung ber Septemberconvertion 
mit Franfreih einen jlarten Cordon um den Kirchenftaat, um jeden 
revolutionären Einbruh in bdenjelben nach der Räumung Roms 
durch die Franzoſen zu verhindern. 


„ Der Commend. Zonelli trifft in außerordentliher Million ber 


ital. Regierung in Rom ein. | 

v Die franz. Fahne wird von der Engelsburg abgenommen und 
durch bie päpftlihe erjegt. Abzug ber letzten franz. Truppen. An: 
funft ber päpftlihen Zuaven (meift Franzoſen und Belgier), benen 
die Beſetzung der Engelsburg anvertraut wird. 

» Das fog. comitato romano erläßt im Einverſtändniß mit ber 
ital. Regierung eine Unjprade an bie Römer, in der fie ermahnt 
werben, bie weitere Entwidelung ber Dinge rubig abzuwarten. 

„ Der franz. Gejandte, Graf Sartiges, trifft nach längerer Ab: 
wefenheit wieder in Rom ein. 

„ Nachdem die franz. Truppen ſich jammtlid nah Frankreich ein- 
geihifit haben, verläßt auch Gen. Montebello mit feiner Familie 
und dem gejammten Stabe Rom. Rom ‚und bie päpftliche Regie: 
rung find nunmehr vollſtändig ſich ſelbſt überlaflen: 8000 Mann 
päpftl. Truppen liegen in Rom, 4000 in den Provinzen. 

„ Die Curie übermacht den fremden Geſandtſchaften zur Mittheilung 
an ihre reſp. Höfe eine umfangreiche Denkſchrift über die Differenzen 
zwiſchen dem hl. Stuhle und der ruſſiſchen Regierung bez. ihrer Maßnah⸗ 
‚men gegen bie Rechte und Intereſſen der kath. Kirche namentlich in Polen. 
(Esposizione documentata sulle constanti cure del romano Pon- 
tefice Pio IX. a riparo de’ mali che soffre la chiesa cattolica 


. nei dominii di Russia e di Polonia.) 


» Der Waffenmiuifter, General Kanzler, ftelt dem Papft bie Ofs 
figiere ber päpftlichen Armee vor mit der Bemerkung: 

„Sie alle find Eurer Heiligfeit ergeben und bereit zu fämpfen, nicht gegen 
bie Römer, denn biefe find Freunde der Ordnung, aber gegen die Fremden, 
welche es wagen wollten, zu fommen und ben Frieden zu jtören.“ 
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6. Schweiz. 


14. Jan. Die von beiden Räthen der Bundesverſammlung beſchloſſenen 


Reviſionspunkte ber Bundesverfaſſung werben in ber doppelten Ab⸗ 
ſtimmung nad Cantonsſtimmen und nad der Abſtimmung fänmt: 
liher Bürger alle bis auf einen verworfen. 

Revifionspuncte: 1. Feffegung von Maß und Gewicht. II. Gleid: 
ſtellung ber Schweizer und Naturalifirten in Bezug auf Rieberlaffung, Gefeß: 
gebung und gerichtliches Berfahren. III. Stimmredt ber Niebergelaffenen 
in Gemeinbeangelegenbeiten. IV. Beiteuerung und civilrechtliche Verhältniffe 
ber Niedergelaffenen. V. Stimmrecht der Niebergelaffenen in cantonalen 
Angelegenheiten. VI. Glaubens: und Cultusfreiheit. VII. Ausichliegung 
einzelner Etrafarten. VIII. Schuß bes ſchriftſtelleriſchen, fünftlerifchen und 
— Eigenthums. IX. Verbot des Betriebs ber Lotterie: und Hazard⸗ 
piele. 

Reſultat ber Abſtimmung nach Cantonen: I angenommen 
von Zürich, Obwalden, Freiburg, Solothurn, Baſelſtadt, Baſelland. Thurgau, 
Teſſin, Waadt, Neuenburg und Genf, ver worfen von Luzern, Uri, Schwyz, 
Nidwalden, Glarus, Zug, Schaffhauſen, beide Appenzell, St. Gallen, Grau: 
bünden, Aargau, Bern und Wallis. IL angenommen von Züri, Obs 
walben, Glarus, Freiburg, Solothurn, Baſelſtadt, Baſelland, Schaffhauſen, 
Aargau, Thurgau, Teſſin, Waadt, Neuenburg und Genf, verworfen von 
Luzern, Uri, Schwyz, Nibwalden, Zug, beiden Appenzell, St. Gallen, Graus 
bünben, Bern und Wallis. II. angenommen von Züri, Obwalden, 
Glarus, Splothurn, Bafeland, Aargau, Thurgau, Teſſin und Neuenburg ; 
verworfen von Luzern, Uri, Schwyz, Nidwalden , Zug, Freiburg, Bajel: 
ſtadt, Schafibaufen, beiden Appenzell, St. Gallen, Graubünden, Wanbt, Genf, 
Bern und Wallis. IV. angenommen von Züri, Glarus, Solothurn, 
Bafelftadt, Bajeland, Aargau, Thurgau, Tefjin, Neuenburg und Genf, ver: 
worfen von Quzern, Uri, Schwyz, beiben Appenzell, Zug, Freiburg, Schaff: 
haufen, St. Gallen, Graubünden, Waudt, Bern und Wallis. V. ange⸗ 
nommen ven Züri, Obwalden, Glarus, Freiburg, Solothurn, Bafelland, 
Schaffhauſen, Aargau, Thurgau, Teffin, Neuenburg und Genf, verworfen 
von Luzern, Uri, Schwyz, Nidwalden, Zug, Baſelſtadt, beiden Appenzell, 
St. Ballen, Graubünden, Waadt, Bern und Wallis. VI. angenommen 
von Zürich, Glarus, Freiburg, Solothurn, Bafelftabt, Baſelland, Aargau, 
Thurgau, Teſſin, Waadt, Neuenburg und Genf, verworfen von Luzern, 
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Uri, Schwyz, Obe und Nidwalden, Aug, Schaffhauſen, beiben Appenzell, 
Et. Gallen, Graubünden, Bern und Wallis. VII. angenommen von 
Zürid, Solothurn, Bafelland, Thurgau, Tefjin, Neuenburg unb Genf, vers 
worfen von Luzern, Schwyz, beiden Appenzell, Ob: und Nibwalben, Gla⸗ 
rus, Aug, Freiburg, Bafelftabt, Schaffbaufen, St. Gallen, Graubünden, 
Aargau, Maabt, Bern und Wallis. VIII. angenommen von Züri, Obs 
walden, Glarus, Freiburg, Solothurn, Bajelftadt, Bafellanb, Thurgau, Aar: 
gan, Teſſin, Neuenburg und Genf, verworfen von Luzern, Uri, Zug, 
Schwyz, Nidwalden, Schaffbaufen, beiden Appenzell, St. Gallen, Graubünden, 
Waadt, Bern und Wallis. 1X. angenommen von Züri, Obwalden, 
Glarus, Solothurn, Baſelſtadt, Bafjelland, Aargau, Thurgau, Tefjin, Neuen- 
burg und Genf, verworfen von Luzern, Uri, Schwyz, Nibwalben, Zug, 
Treiburg, Schaffbaujen, beiden Appenzell, St. Gallen, Graubünden, Waadt, 
Bern und Wallis. 
Refultat der Abftimmung nad) allgemeinen Stimmredt: 
Artikel I: 159,182 Sa und 156,396 Nein. 
I : 170,032 „ „ 149401 „ 


„ ui: 13731 .„ .„ 181441 , 
J V1:1359%4 „ „ 180830 „ 
„» ...V:153469 „ „ 165,679 u 
»  VI:157629 „ „ 160992 „ 
„VII: 108364 „ . 208,619 „ 
] viii: 137476 „ „ 177386 5 
IX : 139,062 „ „176,788 


L/ 8 L/ 
Mit Ausnahme des Art. IT (bes fog. Judenartikels) find alle 
jämmtlide Puncte verworfen. 


28. Yan. Eine Berfammlung von Bundesrevifionsfreunden aus verfchie: 
denen Cantonen in Baden beſchließt, neuerdings dafür zu agitiren 
und wählt ein Comité, um die erforberlihen 50,000 Stimmen zu 
fammeln. 


19. Febr. Eröffnung der Bundesverfammlung! Sämmiliche katholiſche 
Bifhöfe der Schweiz laſſen einen Proteft gegen ben Beſchluß beider 
Näthe, der die Ausihließung der Geiftlihen von ber Bundesver⸗ 
fammlung fefthielt, einreichen. | 

21. „ ‚Beide Räthe der Bundesverſammlung erflären nad dem Antrage 

des Bundesraths ben Art. II der Revifionspunfte für verfaffungs: 
mäßig angenommen und demnach fortan für einen integrirenden Be: 
ſtandtheil ber Bundesverfaſſung. | 

22. „ Beide Räthe befchließen nach dem Antrage des Bundesraths bez. 
der Herftellung eines ſchweiz. Handelsgeſetzbuches: 

„1) Die Bundesverfammlung erflärt: fie erachte es als im wohlverſtan⸗ 
denen Iniereſſe der Eidgenoſſenſchaft Tiegend, daß fih bie Cantone für Herr 
ſtelluug eines ſchweiz. Handelsgeſetzbuchs, ober doch wenigftens über einzelne 
Theile bes Handelsrechts verfländigen. 2) Der Bundesrath wirb eingeladen, 
diefe Erflärung ben Cantonen zur Kenntniß zu Bringen, und bie weiteren 
geeigneten Schritte zu thun, um biefelben zu veranlajfen, ben vorliegenden 
Entwurf eines Schweiz. Handelsgeſezbuchs mit thunlicher Beförberung, in ge⸗ 
meinjhaftliche Beratung zu ziehen. 3) Die Bunbesverfammlung erflärt ſich 
geneigt, den aus biefen Berathungen bervorgehenden Gefeßentwurf auch ihrers 
feits für dasjenige außerfchweizeriiche Gebiet in Kraft zu fegen, für welches 
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bas Bedürfniß eines ſolchen Geſetzbuchs ſich geltend machen follte. 4) Der 
Bundesrath wirb ſchließlich eingelaben, ber Bundesverſammlung ſelnerzeit das 
Reſultat ber Berathungen ber Cantone mitzutheilen.“ 

24. Febr. Schluß der Bunbesverfammlung. 

„ » (Solothurn) Großartige Toleranz: Demonftration gegen einen 
intoleranten Erlaß des biichöflichen Generalvicarse Girardin bezüglich 
ber von den kath. Geiſtlichen bei dem Begräbniß von Proteitanteu 
einzunehmenben Haltung. 


2, März, (Solothurn). Der Bifhof von Bafel nimmt enblih das 
intolerante Circular jeines Generalvicars zurüd. 

4 „ Waadt). Großrathswahlen. Diejelben ergeben eine nicht un- 
wefentliche Verſtärkung der rabicalen Partei. 

12, „ Bürid) Der Große Rath erläßt in Tolge wieberholter 
Dorfile am eidgenöſſiſchen Polytechnikum ein fcharfes Duell: 
Geſetz. 

19. „ (Waadt) Großer Rath: Wahl der Regierung — Fuſion der 
herrſchenden mit ber alt: und jungrabicalen Partei. 


29. Apr. (Bern). Großrathswahlen. Diejelben crachen 131 Liberale 
und Radicale gegen 96 Conſervative. 


6. Mat. (Zürich). Großrathswahlen. Dieſelben verändern bie bis— 
herige Phyſiognomie desſelben nicht weſentlich. 

13. „ Gaſelland). Die bisher herrſchende Partei der ſog. Reviſioniſten 
(Rolle) unterliegt bei der Neuwahl des Regierungsrathes derjenigen 
der ſog. Antireviſioniſten. 

— .. (Genf). Die Partei der Independenten ſiegt bei der Wahl des 
Gemeinderaths der Stadt mit circa 1400 gegen 700 Stimmen über 
die radicale Partei (Fazy). 

16, „ Der Bundesrath beſchließt mit Rückſicht auf die deutſch⸗ italieniſche 
Verwickelung eine Brigade Truppen aufs Piket zu ſtellen und eine 
Militärcommiſſion einzuberufen. 


Anf. Juni. Das Comité für Sammlung von 50,000 Unterſchriften be⸗ 
hufs erneuerter Einleitung zu Reviſion ber Bundesverfaſſung be 
ſchließt, ſein Mandat einſtweilen niederzulegen. 

13. „ Der Bundesrath läßt das bündneriſche Münſterthal durch eidg. 
Truppen beſetzen und richtet ein Kreisſchreiben an die Cantone, in 
dem er die Möglichkeit eines Aufgebots der ganzen Bundesarmee in 
Ausſicht ſtell. 

418, „ Der Bundesrath erläßt eine Verordnung bez. ſtrenger Beobach⸗ 
tung der Neutralität. 
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2. Juli. Bufamumentritt ber Bunbesverfummlung. 

6. „ Nat.⸗Rath: Es wird eine Motion für Einfüßrung b bon Gewehren 
mit Hinterladung bei der geſammten Bundesarmee geſtellt. 

7., Der Nat.-Rath genehmigt einſtimmig die Motion für Einführung 
von Gewehren mit Hinterlabung. 

10. „ Der Nat.:Rath lehnt die beantragte Ernennung eines Generals 
als durch die Sachlage noch nicht geboten mit 64 gegen 27 Stim⸗ 
men ab. 

13. „ Nat.Rath: Motion Stämpfli's ‚bez. Wahrung der Savoyerfrage 

i und bez. der Aufitellung eines ſchweiz. Geſandten in Waſphington. 
Die erſtere wird von Stämpfli ſchließlich zurückgezogen, die letztere 
mit 45 gegen 41 Stimmen angenommen. 

16. „ Der Nat.Rath genehmigt die Anträge des Bundesrathes bez. 

Einführung gezogener Feld: und Pofitionsgefhüße ſchweren Kalibers, 
bie jpäteftens innerhalb zwei Jahren durchgeführt werben fol. Die 
Koften der Umänderung im Betrage von ca. 14 Mill. Fr. trägt ber 
Bund, der Unterhalt ꝛc. fällt dagegen den Cantonen zur Lafl. 

Eine Motion Planta’s für Ausdehnung der Volksbewaffnung auf 
ſämmtliche waffenfähige Schweizer wird faſt einftimmig dem Bundes: 
rathe zur Prüfung und Bericterftattung überwiefen. 

18. „ Der Ständerath Iehnt die vom Nat.Rath befchloffene Errichtung 
einer biplomatiihen Miffion in Wafhington feinerjeitg ab und be: 
[hließt auf den Antrag des Bundesraths, daß die ſämmtliche gewehr- 
tragende Mannſchaft des Bundesheeres (Auszug und Kejerve) mit 
Hinterladungsgemwehren zu verfehen fei, daß die vorhandenen Ge: 
wehre und Stuben fofort auf Koften des Bundes in Hinterladungs: 
gewehre umzuwandeln jeien und daß der Bunbesrath bez. der An 
ſchaffung eines neuen vollkommenen Hinterladungsgemehres (Repetir⸗ 
Gewehr) der Bundesverfammlung beförberlihft Bericht und Antrag 
zu Binterbringen und fie nöthigenfalls zu biefem Behufe außerorbent- 
tih einzuberufen babe. Der Nationalrath tritt dem Beſchluſſe des 
Ständeraths bei. 

19. „ Der Ständerath beſchließt auch feinerjeits mit 18 gegen 13 
— die Wahl eines Generals als noch nicht dringlich zu ver⸗ 
chieben. 

21. „ Schluß ber Seſſion der Bundesverſammlung. 


22. Aug. Der Yunbesrath richtet nad dem Auftrage ber Bundesver⸗ 
ſammlung ein Kreisfchreiben bez. der vollitändigen Durchführung 
ber allgemeinen Wehrpflicht an bie Cantone. In einer Reihe von Can⸗ 
tonen wird eine Agitation zu demſelben Zwecke organifirt. 


— Sept. Buſen ammentritt eines internationalen ne in 
| nf. 
25° 


888 Stack. 


20. Oct. (Genf). Der große Rath genehmigt in britter Leſung mit 
51 gegen 26 Stimmen bas og. Vautier'ſche Gleichheitsgeſetz, d. 5. 
einen Zufab zur Verfaflung, durch welden bie alten Genfer auf 
bie ihnen gehörigen Gemeinbegüter, die Katholiken der ehemals 
ſavoyiſchen Gemeinden dagegen auf bie ihnen durch den Turiner 
Dertrag gewährleifteten Privilegien verzichten. Der Beihluß unter- 
liegt noch der allgemeinen Bollsabftimmung. 

28. „ Allgemeine Nationalrathswahlen in ber ganzen Schweiz. 

(Genf) Bei den Nationalratöswahlen fiegt die Partei ber 

Independenten über biejenige ber Rabicalen und Fazy's, ber un⸗ 

terliegt. 


7. Nov (Wallis). Der Bunbesrath erläßt an die Regierung von 
Wallis eine drohende Aufforderung, einige aus dem ehemaligen dfterr. 
Stalien herübergefommene und an öffentlichen Anftalten verwendete 
Sejuiten ſofort zu entfernen. 

11. „ (Senf). Großrathswahlen: In der Stadt fliegen die Indepen⸗ 
denten in beiden Wahlcollegien des linken und rechten Ufers, in 
Carouge dagegen bie Radicalen. Gewaltthätigfeit gegen das Wahl: 
gebäude. Neues Auflammen des gegenfeitigen Parteihafjes. 

14. „ Der Bundesrath befchließt, bie bisherigen Gewehre ber Armee 
nah dem Syſtem Milbant-Amsler in Hinterlader umzuwandeln 
und als neues Gewehr für bie ganze Armee der Bundesverſamm⸗ 
ung das Windefler-:Repetirgewehr vorzuſchlagen. 

18. „ (Genf). Das fog. Gleichheitsgefeg wird in ber allgemeinen 
Volksabſtimmung mit 5172 gegen 4988 Stimmen, alſo einem 
Mehr von 184 Etinmen, verworfen. 

23. „ Der Bundesrath bejchließt, bei der Bunbesverfammlung auf ein 
eidg. Anlehen von 10 Mil. Fr. anzutragen behufs fchleuniger Ein- 
führung des Hinterladungsiyitems. 

28. „ (Thurgau) Der Große Rath verwirft mit 75 gegen 18 
Stimmen den Antrag auf Aufhebung des im J. 1847 allein ver: 
ſchont gebliebenen Klofters St. Katharinenthal. 


3. Dec. Eröffnung der YBunbesverfammlung. 

8. „ Die Bunbesverfammlung wählt die bisherigen Mitglieder bes 
Bundesraths ſämmtlich, mit einziger Ausnahme des um feine Ent: 
laſſung eingefommenen Hrn. Frey-Heroſé, der dur Landammann 
Welti (ebenfalld aus Aargau) erjeßt wird, auf eine neue Amtsdauer 
wieber. 

13. „ Der Ständerath verwirft die vom Bunbesrath beantragte Verthei- 
lung bes Ertrags bes Telegraphenweſens (nad) Analogie ber Poft: 
erträgnifje) unter die Cantone mit 31 gegen 9 Stimmen. 

„: (Wallis). Auf eine. ausweichenbe Antwort ber Regierung von 
Wallis richtet der Bunbesrath eine neue Aufforderung an biefelbe 


" 
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bez. Entfernung der Jeſuiten von den ihnen anvertrauten Lehr⸗ 
ſtühlen. Die Regierung fügt fih nunmehr. 


15. Dec. Der Stänberath genehmigt den Antrag bes Bunbesraths bez. 


19. 


20. 
21. 


22. 


Einführung des Hinterlabungsiyftems in der ganzen Armee, doch mit 
20 gegen 18 Stimmen mit ber Mobification, daß die Koften ber- 
jelben ganz vom Bunde getragen werben follen, während ber Antrag 
bes Bundesraths bahin ging, daß % vom Bunde, % von den Ganz: 
tonen zu tragen jei. 

„ Der Nationalrat genehmigt ben Antrag bes Bundesraths bez. 
Dinterlabungsiyftem, bejhließt aber mit 71 gegen 32 Stimmen, 
bag % der Koften von ben Cantonen zu tragen fei. 


— Der Ständerath fügt fih dem Beichluffe des Nat.-Raths bez. 


Dertheilung ber Koften für Einführung bes Hinterladungsſyſtems. 


„ Der Nat.:Rath beichließt auf eine Motion Anberwerts (Thurgau): 


„Der Bunbesrath ift eingeladen, auf bie nächſte orbentliche ober außers 
ordentliche Sitzung der Yundesverfammlung Beriht und Antrag zu fellen, 
ob nicht im Sinne einer namhaften Verſtärkung der Wehrkraft unb zum 
Zwede gleihmäßiger Durchführung der Wehrpflicht bie eidg. Militärorganis 
fation einer Reform zu unterwerfen ſei 
„Beide Räthe einigen fi über ein eidg. Anlehen von 12 Mill, 
dr. für Einführung des Hinterladungsſyſtems. 

Schluß der Bunbesverfammlung. 


7. Selgien. 


16. San. IL. Kammer: Der Abg. Orts erneuert feinen früheren Antrag 
bez. Vermehrung ber Zahl der Abgeordneten nach dem Verhältniß 
der geftiegenen Bevölkerung. 


8. Febr. Senat: Debatte über das Strafgeſetzbuch. 33 Stimmen gegen 
15 entſcheiden für Beibehaltung der Todesftrafe, obgleich der Juſtiz⸗ 
minifter fih für bie Abfhaffung ausſpricht. Die ganze Tatholijche 
Partei erklärt fih für die Beibehaltung. 

20. „ I. Kammer: Die Regierung macht eine Vorlage bez. Erweiterung 
bes Wahlrechts. Diefelbe betrifft jeboh bloß die Zulaſſung ber 
ſog. Sapacitäten, was die Zahl der Wähler um faum 8000 ver: 
mehren würde. 

26. „ Senat! Debatte über das Strafgefeßbug. Es wirb ein Amenbe- 
ment genehmigt, das gegen das Politifiren der Geiftlichen auf der 

Kanzel gerichtet ift. 

Ein Arbeitermeeting in Brüffel fpricht fi gegen den Wahl: 
reformantrag der Regierung als durchaus ungenügend aus. 

27. „ Senat: Debatte über das Strafgeſetzbuch. Es wird beichloffen, 
bie auf das Vergehen von Arbeitercoalitionen gefeßten Strafen ein: 


fach zu ftreichen. 


6.—10. März. U. Kammer: Debatte über bas Militärbudget. Das- 
felbe wird mit 47 gegen 25 Stimmen (und 12 Enthaltungen) 
genehmigt. 

22. „ Der Senat genehmigt das Militärhbubget feinerfeits mit 36 
gegen 1 Stimme. 

24. „ Die II. Kammer genehmigt uunmehr ben Antrag Orts bez. Ver- 
mehrung ber Zahl ber Abgeorbneten (zum Vortheil ber Liberalen 
Partei) mit 59 gegen 45 Stimmen. 


" " 
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— April. Die Arbeiten an ber Befeftigung Antwerpens werben mit 
Rüdfiht auf die allgemeine Lage Europa’s nach Kräften beſchleunigt. 


9. Mai. II Kammer: Auf eine nterpellation, ob bie Regierung gegens 
über ber allgemeinen Lage Europa's irgend welche Rüſtungen vor: 
genommen habe, antwortet biefe, daß bazu feine Veranlaffung ges 
weſen fei. 

E21 
12. Juni. Wahlen zur II. Kammer. Das Uebergewicht der Tiberalen 
Partei fteigt durch biefelben von 12 auf 20 Stimmen. 
— „ Der König fagt feinen mit ber Königin bereits angefagten Bes 
fuh am Hofe der Xuilerien wieber ab. 
28. „ König und Königin gehen zur Hochzeit ber Prinzeß Helena nad 
London. 


— De Huldigungsreife des Königspaares durch mehrere Provinzen bes 
Landes. Daffelbe wird überall mit aufrichtiger Herzlichleit empfangen. 
„ DOctoberfefte. Feierlicher Empfang der engliſchen, franzöfiichen 
und holländiſchen Säfte (Freiwilligen und NRationalgarbiften) in 
Brüſſel. 


1 


> 


dr Nov. Rücktritt des bisherigen Kriegsminifters General Chazal. 

13. „ Eröffnung der Kammern. Thronrede des Königs. 

22. „ NH. Kammer : Die Antwortsabreffe wird zum erſten Mal in einer 
Sitzung angenommen und zwar, mit Ausnahme der Vertreter Ant: 
werpens, einſtimmig. 


4. „ II. Kammer: Ein Antrag auf ſofortige Vorlage des Militär: 
budgets wirb mit 38 gegen 29 Stimmen abgelehnt. 

11, „ HH. Kammer: Die Vlaminger bringen bei Gelegenheit bes Budgets 
bes Juſtizminiſteriums eine Reihe von Beſchwerden zur Sprade. 

14, „ General Goethals wird zum Kriegsminifter ernannt. 

19. „ Differenz mit Holland wegen ber Schelbdefrage. Der Miniſter 

' Nogier macht darüber der Repräfentantenfammer offizielle Anzeige, 

20. „ Ein kgl. Deeret febt eine Commiſſion von 28 Ditgliebern ein, 
um bie en zu begutachten. 


8 Holland. 


25. Yan. Die Miniſter des Innern (Thorbede) und der Juſtiz reichen 

in Folge einer Differenz mit dem Colonialminifter ihre Demiffion ein. 

30, „ Der König nimmt bie Entlaffung Thorbedes an und beauftragt 

decn Colonialminiſter Franſſen van ber Putte mit ber Reconftruction 
des Minifteriums, 


9. Febr. Neconftruction des Miniſteriums. 


18. Mai. U. Kammer: Debatte über den von ber Negierung vorge: 
legten Culturgeſetzentwurf für Indien. Die Kammer genehmigt 
ein von ber Regierung befämpftes Amendement mit 43 gegen 18 
Stimmen. Das Minifterium zieht darauf den Gefeßesentwurf zurüd 
und bietet dem König feine Entlaffung an. 

28. „ Bildung eines conferbativen Meinifteriums: Graf v. Zuylen 
Aeußeres, Myer Colonien, Heemskerk Inneres, Su 
dinenen Borret Juſtiz, Andrei Marine. 


Ende Juni. Der Ausfall der Erneuerungswahlen zur II. Kammer iſt 
| bem Minifterium nicht einig: biefelben ergeben 27 Liberale, 8 Eon: 
fervative, 6 Feubale. 


16. Sept. Der Eolonialminifter Myer tritt plößlih aus dem Minifte- 
rium aus. 

417. „ Cröffnung der Kammern. Thronrede des Könige. 

18. „ gr Myer wird zum. Generalgouverneur von Indien ernannt. 

27. „ TI Kammer: Auf den Antrag des Abg. Keuchenius wirb mit 
39 gegen 23 Stimmen ein Tadelsvotum gegen ben gewefenen Co⸗ 
Ionialminifter Myer votirt. 
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1. Oct. Das Diinifterium fließt im Yolge des Tadelsvotums gegen 
Diyer die Seflion der Kammern. 

2. „ Ein !gl. Decret verfügt bie Auflöfung ber II. Kammer unb 
orbnet Neuwahlen an. Bericht des Minifteriums darüber an ben 
König. 

10. „ Kine Proclamation des Königs an feine lieben Landsleute und Unter: 
thanen ſucht das Minifterium bei den bevorftehenden Kammerwahlen 
zu unterjtüßen. 


10. Nov. Das Refultat der Wahlen zur II. Kammer ift der Liberalen 
Partei nicht günftig; fie verlieren mehrere Sitze. 
19. „ Eröffnung ber Kammern. Thronrede ‚des Könige. 


2. Dec. U, Kammer: Der Kriegsminifter legt berfelben einen Antrag 
und eine Denkſchrift bez. Heeresreform vor. 

28. „ I. Kammer: Scharfe Debatte über. bie Scheldefrage und die 
darüber mit Belgien eingetretene Differenz. 


9. Bäncmark. 


3. Ian. Schluß der Seſſion des Reichstags. 


5. Fehr. Zuſammentritt des Reichsrathes. 
10, „ Das Volksthing bes Reichsraths genehmigt das Marinebudget 
ohne Reduction. 


11. April. Das Volksthing des Reichsraths genehmigt das Militär⸗ 
budget ohne weitere Reduction. — Schluß der Seſſion des 
Reichsrathes. 

23. „ Eröffnung des Reichstags. Die Regierung legt demſelben neuer⸗ 
dings bas Project ber Verfaſſungsänderung vor. 


22. Juni. Berlobung ber Prinzeſſin Dagmar mit dem Großfürften 
Thronfolger von Rußland. 

28. „ Schluß des Reichstages. Beide Thinge haben fich endlich über 
bie Verfafjungsänberung geeinigt. Eine kgl. Botſchaft fpricht ihnen 
dafür den Dank des Königs aus, 


— Dec. Wahlen zu beiden Thingen bes Reichsraths nad, ber neuen 
Berfafjung. 


12. Nov. Eröffnung des Reichsraths. Thronrede des Königs: 

„... Bebeutungsvolle Begebenheiten haben bie politiichen Verhältniſſe 
Mitteleuropa’3 verändert. Ohne von Kriegsunglüd betroffen zu fein, wird 
Dänemark doch nicht von ben Mefultaten unberührt bleiben; Preußen hat 
Norddeutichland unter feiner Führung vereint und gleichzeitig im Prager 
Trieben ſich verpflichtet, Dänemark ben nördlichen Theil Schleswigs zurüd: 
zugeben, fofern die Bevölkerung in freier Abflimmung fi dafür ausiprict. 
Diefe Beftimmung ift bisher noch nicht in Ausführung gebracht, aber ber 
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Wortlaut des Tractats und bie nationale Richtung, worin bie europäifchen 
Verhältnifje ſich entwideln, verbürgen uns, daß aud wir die unfern Staat 
fihernden und für unfer Volt natürlichen Grenzen erreihen werben, ein 
Biel, auf welches unjere Hoffnungen feit bem Wiener —— ſtets 
gerichtet geweſen und deſſen Berechtigung die neutralen befreundeten Mächte 
laängſt anerkannt haben, vor allem aber ber Kaiſer der Franzoſen mit einem 
Intereſſe, das zu tiefem Dank verpflichtet. In der Wiebervereinigung mit ben 
treuen bänijchen Brüdern in Nordſchleswig fehen wir die Erfüllung einer Billig: 
feit gegen fie und die Nationalität, und wollen zugleih mit Freuden barin 
ein Unterpfand erbliden, daß unfer mächtiger Nachbar gewillt ift, mit Däne⸗ 
mark ein feſtes und bauerhaftes Freundſchaftsverhältniß einzugeben.” Im 
Uebrigen beſpricht die Thronrebe bie Nothwenbigfeit einer Armeereorganifation 
unb neuer Schießwaffen; bie Finanzen aus den Herzogthümern feien wefents 
lich geordnet und die Finanzen im ganzen Reich fo geflellt, daß fie keinerlei 
Beforgnifje veranlaßten. 


3. Dec. Das Mititärcomite überreicht dem Reichsrathe den Plan einer 
auf allgemeine Wehrpflicht gegründeten Heeresreform. 


10. Schweden und Norwegen. 


12. März (Morwegen) Das Storthing befchließt bez. der Armee: 
frage eine fiebenjährige Dienftzeit und jeßt den Beftand der Armee 
auf dem Friedensfuß zu 10,000 Mann (Recruten und Freiwillige) 
und auf dem SKriegsfuße zu 15,000 Mann an, 


8. Mat. (Schweden). Reichstag: Keiner ber 4 Stände Hat bie 
Militärvorlage der Regierung genehmigt, ber Bauernftand biefelbe 
vielmehr einſtimmig verworfen. 


22. Juni. Schluß der letzten Seflion des Reichstags nad ber bisherigen 
ftändifhen Verfaſſung. Thronrede des Königs. 


1. Sept. Wahlen zu ben beiden Kammern bes Reichstags nach ber 
neuen Verfaſſung. 








11. Rußland. 


1865 27. Dec. Vorfall zwiſchen dem ruſſiſchen Gefanbten in Rom, 


Baron Meyendorff, dem Papſte. 


15. Jan. (Litthauen). Eine Zufabverorbnung zu bem Tail. Erlaß 


vom 22, Dec. dv. %. (ſ. Yahrgg. 1865) bez. Verlaufs ber Güter 
ber polniſchen Grundbeſitzer beftimmt, 

bag — weil Geſetze keine rückwirkende Kraft haben dürfen — diejenigen 
Güter, deren Inhaber im Eril geſtorben find, und welche alſo mittlerweile 
an ihre Erben rechtlich übergegangen find, den legteren auszufolgen und das 


. her nicht zu denjenigen. Befigungen zu rechnen find, beren obligatorijcher 


Verlauf in zwei Jahren ftattzufinden Hat. werner wird ben verbannten 
Grundbeſitzern geftattet, auf kurze Zeit in ihre — zurüdzufehren, um 
perfönfich den Verkauf ihrer Güter zu Teiten. Iſt bie zweijährige geift vers ⸗ 
ſtrichen, fo geſchieht dev Verkauf im Wege ber Behörden ; kommt ein folcher 
nit zu Stande, jo gehen bie Güter in den Beſitz des Staates über, welcher 
ben Eigenthümern eine Jahresrente von 5 Procent zahlt, wobei als Abs 
ſchätzungsbaſis biefelbe.Procedur wie bei dem Verfauf ber Domänen in den 
weſtlichen und ſüdlichen Gouvernements zu gelten hat. 


9. Febr. Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen mit Rom, 
141. „ DBeröffentlihung bes Budgets für 1866. Dasfelbe führt als 


17, 


‚ ordentlihe Einnahmen auf 349 Mill., als außerordentliche den Reſt 


ber Anleihe mit 32% Mil, und bie Ausgabe von Schabicheinen 
mit 9 Mill. Rubel; Dagegen orbentlihe Ausgaben 367 Mill. und 
außerordentliche 25 Min Rubel. 


F (Polen). Ein kaiſ. Ukas hebt ben Kriegezuftand auf: die hi 


berige Militärpolizeiverwaltung geht wieder an eine Commiſſion bes 


Innern und an bie in ben fünf Goubernementis wieber — 
Civilverwaltung über. F 





898 Außlaud. 


26. Febr. Ein kaiſer. Ukas befiehlt ein neues Prämienanlehen von 100 
Mill. Silberrubel, wie 1864 ohne Subſcription. Die Staatsbank 
verkauft die Titel ſucceſſive und publicirt den Verkaufspreis. Das: 
ſelbe ſoll zum Fortbau der Eiſenbahnen und dazu verwendet werden, 
um dem Reichsſchatze (bei dem beſtehenden Deficit des Budgets) für 
anderweitige Ausgaben die nothwendigen Mittel zu gewähren. 

28., (Polen). Die Regierung läßt (wie ſchon früher den Erzbiſchof 
Felinski und dann den erſten Diöceſanverwalter Rzewuski) ſo nun 
auch den zweiten Stellvertreter bes Erzbifchofs, den von Rom aus 
beftätigten Geiſtlichen Szegugielsti von Warſchau nah Rußland 
abführen, fo daß nur nod ber ihr genehme Candidat übrig bleibt. 

Ein neues Geſetz, die Reorganifation des Schulweſens betreffend, 
führt für jebe ber im Königreich anfäfligen vier Nationalitäten, 
Polen, Deutiche, und Litthauer, ſowohl Elementar- als aud 
Mittelihulen, d. h. Gymnafien und Propymnaften ein, die fich wie- 
ber in claſſiſche (philologiihe) und Realunterrihtsanftalten theilen, 
und zwar je nad) ber Nationalität der Mehrzahl der einen Bezirk 
bemohnenben Bevölkerung. 

Ein kaiſ. Ukas geftattet bie mit einem rufjiihen oder polnifchen 
Univerfitätsbiplom verjehenen Sfraeliten zum Civildienſt in Polen 

‚ zuzulafien. | 


3. März, Galtiſche Provinzen). Der Kaifer fanctionirt den am 
19. Dee. v. J. gefaßten Beſchluß des kurländiſchen Landtags, wel⸗ 
her das Recht zum Erwerb von Rittergütern auf alle Perfonen 
Hriftlihen Belenntnifjes ausbehnt. 

13. „ Der bisherige Gefanbte in Rom verläßt baffelbe mit feinem ges 
fammten Perſonal. 

20. „ Baltifde Provinzen). Aud ber livländiſche Landtag be: 
[liegt mit 115 gegen 90 Stimmen, das Recht zum Erwerb von 
Nittergütern auf alle Perfonen chriſtlichen Belenntnifjes auszubehnen. 

(Littbauen). Der Ulas vom 22. Dec. v. %. und überhaupt 
alle Maßregeln gegen ben Kleinen polnischen Adel des Landes und 
zu vollftändiger Ausrottung des polnischen Elements werben mit 
rückſichtsloſer Strenge angewendet. 


” 


9, Apr. (Polen). Vierzehn Generale, darunter auch ber — 
meiſter des Konigreichs, Trepoff, wurden mit Staatsdomänen bes 
Königreich Polen beſchenkt, die ungetheilt als Majorate in derfelben 
- Familie zw vererben find, jeboh nur dann, wenn der jebesmalige 
Erbe der griechiſch-kathol. Kirche angehört. 

16: „ Mißlungenes Attentat des Dimitri Karakafow auf’ ben Kaiſer. 


43, Mai. Ein: taiſ Reſcript beſ chränkt die ati sem freie Preffe 
wieder ehr wejentlich, 
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95. Hai. Ein kaiſ. Nefeript an den Vorfikenben des Mimiſterdemité's, 
Fürſten Gagarin, weist, an das verbrecheriſche Attentat: v. 16. v. 
M. anknüpfend, auf bie ſchädlichen und falſchen Lehren ‚bin, die 
alles von Alters ber ©eheiligte angreifen, und. die religiöfen, Ueber: 
zeugungen, bie Örunblagen bes Familienlebens, das Kigenthums: 
recht, den Gehorſam gegen das Geſetz und bie Achtung vor ber 
Obrigkeit frech untergraben, dringt auf jorgfältigere Erziehung, 
firengere Anerkennung des Eigenthumsrechtes und auf größere Bor: 
ficht HE der Auswahl der zum Staatsdienſte heranzuziehenden 
Kräfte, | 


Anf. Juni. (Bolen). Miiutin wird flott des gemäßigten Platanoff 
zum Miniſter für die polnischen Angelegenheiten ernannt. 


16. „ (Polen). Beröffentlihung bes Budgets für Bolen für das Jahr 
1866. Dasjelbe wird ziemlich allgemein als das Tebte eines felbe 
fländigen Königreichs Polen angejehen. 

— „ General Romanowsly fiegt bei Jedſchar und nimmt nach. fieben- 
tägiger Belagerung die bochariſche Feſtung Chodſent. Der Emir 
von Bochara Tiefert in Folge davon die gefangenen ruſſiſchen Abge⸗ 
jandten nah Taſchkent aus, verjpriht auch bie gefangenen Kaufleute 
freizulaffen. und ſucht um Frieden nad). y 

— „ Stand der Bauernemancipations-Angelegenheit: 

Die Zahl fämmtlidher für Güter eingereichter Liquidafionstabellen belief 
ſich auf 17,050; bavon wurben von ben Localcommifjionen Tabellen für 
5996 Güter endgültig regufirt, und zwar für Privatgüter 5437, Majorate 
533 und für Güter, weldye verfchiedenen Snftitutionen angehören, 26. Die 
regulirten Tabellen repräjentiren 2,039,220 Morgen auf 137,193 Bauern: 
böfe oder ducchichnittlich 14 Morgen auf den Bauernhof. Bon fänmtlichen 
regulirten Tabellen wurden der Gentralcommiflion für Bauernangelegenheiten 
zur Beſtätigung zugefandt 4112; von dieſer beitätigt 3107, ben Kocalcommif» 
ſionen zur nochmaligen Revifion zurüdgegeben 536, wegen Nichterfebigung 
-einiger allgemeinen Fragen undurchgeſehen blieben 184, zur Durchſficht zurüd- 
behalten 285. Nach den 3107 beitätigten Tabellen erhielten bie Bauern 
936,828 Morgen auf 68,174 Höfe, was ungefähr 13% Morgen ani jeden 
Bauernhof ausmacht. Die Größe ber für bie Gutsbefißer beflinmten Ent: 
Ihädigung beträgt 10,404,296 Rubel, d. 5. durchſchnittlich 11 R. 10 Kop. 
für den Morgen oder 22 R. 20 8. per Deffjätine, pr 


13. Juli. Ein kaiſ. Mas ſetzt ein höchſtes Eriminal⸗ Unterſuchungsgericht 
ein behufs weiterer Verfolgung aller Verzweigungen bes Attentats 
gegen den Kaiſer. | 

— „ Meuterei der Polen in Sibirien. 

8. Aug. In St. Petersburg findet die erſte Sitzung eines Schwurs 
gerichtes in Rußland ſtatt. 


12. „ Der Kaiſer befugt in Kronftabt das daſelbſt eingetroffene nord⸗ 
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amerikaniſche Geſchwader. Lebhafte Freundſchaftsbezeugungen von 
beiden Seiten. 

17. Aug. Taſchkend im Chanat Kokand verlangt ſeine Aufnahme in den 
ruſſiſchen Staat. 

22. „ (Polen). Ein kaiſerl. Ukas verordnet, daß das im ruſſiſchen 
Kaiferreih eingeführte Syſtem der Entwerfung, Prüfung, Genehmi⸗ 
gung und Ausführung des allgemeinen Staatsbudgets, fowie ber 
Bubget8 der einzelnen Verwaltungszweige aud im Königreich Polen 
Anwendung finden fol. Zugleich werben von einer befonberen 
Eommiflion in St. Petersburg ausgearbeitete und vom Kaljer be 
ftätigte proviſoriſche Beſtimmungen in Bezug auf bie geſchäfts⸗ 
mäßige Behandlung bes Budgets bes Königreichs Polen erlaſſen. 


14. Sept. Muraview, der frühere Gouverneur von Litthauen, }. 

Der Urheber bes Attentats gegen ben. Kaifer, Karakaſow, wird 
hingerichtet. Die Unterfuchung gegen feine Mitjchuldigen wirb fort: 
geſetzt. 

29. „ Feierliche Aufnahme von Taſchkend im Chanat Kokand in den 
ruſſiſchen Staatsverband. 


8. n 


2. Oct. Die Ruffen erftürmen bie Feſtung Urtube an der Grenze des 
Chanats Bochara. 

4, „ (Bolen). Der Erzbiſchof ber griehiich-unirten Kirche in Polen 
wird von den rufjiihen Behörden in Chelm aufgehoben und nad 
Rußland abgeführt. 

6. „ 34 Mitſchuldige an dem Attentat Karakaſow's gegen den Kaiſer 
werden abgeurtheilt, einer (Iſchutin) zum Galgen (und nachher be⸗ 
gnadigt), die übrigen zu Kerkerſtrafen. 

20. „ (Litthauen). General Kaufmann wird als Gouverneur ber 
fog. weftliden Provinzen abberufen und durch General Baranoff 
erjebt. 

30, „ Die Rufen erflürmen die bochariſche Feſtung Dſchuſak. 


1. Nov. Ein kaiſ. Manifeft befiehlt eine allgemeine Recrutenaushebung 
von 4 pr. 1000 Seelen für die Armee und Flotte, die vom 15. Jan. 
bis zum 15. Febr. 1867 ausgeführt werden ſoll. 

9. Nov. Vermählung des Großfürſten Thronfolgers mit der Prinzeſſin 
Dagmar von Dänemark. General Berg wird bei dieſer Gelegenheit 
zum Feldmarſchall des Reiches ernannt und ein umfaſſender Straf: 
milderungserlaß, jedoch Teine Amneftie veröffentlicht. 

11. „ (Bolen) Ein kaiſ. Ukas jchafft die Servituten, Auflagen und 
Monopole ab, welche auf 450 Städten und Flecken Polens bisher 
Jaſteten und theils. dem Staat, theild den Eigenthümern ber Städte 
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zufolge alter Feudalrechte zuftanden. Der Staat verzichtet unent⸗ 
geltlih auf feine Rechte, Privateigenthümer jollen entſchädigt werben. 

Motivirung: „Zn Erwägung, daß in vielen Städten bes Königreichs 
Polen bisher erheblihe Domaniafverhältniife beitehen, welche in früheren 
Jahrhunderten entitanden und ben gegempärtigen Begriffen und Bedürfniſſen 
nicht entiprechen, und daß die Bewohner biefer Städte zum Vortheile ber 
Bejiger derſelben mit verſchiedenen Zahlungen und Verpflichtungen belaftet 
find, welche der Entwidlung ber ftädtilchen Induſtrie Hinderlich find, haben 
wir eingelehen, daß in die Reihe der Umgeftaltungen, welche wir zum Wohle 
unjerer Unterthanen im Königreiche unternommen haben, auch die Befreiung 
ber dortigen Stäbtebewohner von der Domanialabhängigteit gehört.” Nach⸗ 
bem — ſo heißt c8 weiter — bie,Bauern in Polen befreit worden und für 
bie Städte die Conſumtionsſteuern aufgehoben find, fei 88 nothwendig, auch 
bie Landbau treibende Bevölkerung, welche fi in den Städten niebergelafien, 
in derſelben Weiſe zu befreien und zugleich allen andern ſtädtiſchen Bewoh⸗ 
nern die Laften ber bisherigen Domaniafverpflichtungen abzunehmen, wobei 
ben Beſitzern der Städte eine gereihte Entihädigung gewährt werben fol. 
In Folge beifen werben für bie erwähnten Perfonen ohne Euntſchädigung 
alle aus dem feubalen Begriffe des Domanialvechtes entipringenden Abgaben 
und Rechte, gegen Entſchädigung der wirklichen Rechte und Leiftungen abges 
Ihafft und bleiben nur diejenigen Verpflichtungen in voller Kraft befteben, 
welche auf Contraften und Verträgen beruhen, bie aus freier Entſchließung 
ber Contrahirenden hervorgegangen find. Zur erften Kategorie, b. 5. zu ben 
Abgaben, die ohne Entſchädigung abgeichafft werden, gehören: bie Kleingaben 
(Danina) an Kapaunen, Hühnern, Gänſen, Pilzen, Leinwand u. f. w., bie 
andern Kleingaben (Daremjchtichina), die Laudemien, welche beim Uebergange ber 
Hofeftelle aus einer Hand in die andere an ben Befiter gezahlt wurden, die 
Abgaben, welchen die Gewerbe und der Handel unterworfen waren, und jebe Art 
von Monopol oder Befhränfung. Für die Aufhebung bes Grundzinjes und ber 
andern Leitungen, wie ber Kornabgaben, wöchentlihen Frohndienfte, Relui: 
tionsquoten für Ablöfung bes Zinfes oder Frohndienftes und bie für wirfs 
liche Servitute auf ben Ländereien der Grundbefiger erhobenen Abgaben wer: 
ben bie Befiter auf Grund einer durch die Regierung veranftalteten Taration 
durch Liquidationsſcheine entſchädigt. Endlich wird als Megel fetgeftellt, baß 
die Contrakte und Verträge, welche in Betreff des Landes zwilchen den Bes 
figern und Städten abgefchloffen worden, nur 30 Jahre gültig fein und 
nicht wie früher ewige Dauer haben jollaı. 


47. Nov. (Baltifhe Provinzen) "Der Kaifer betätigt auch ben 
Beſchluß bes livländiſchen Landtags bez. Aufhebung des abeligen 
Güterpridilegiums, | 

19. „ (Bolen) Miliutin, der Borfitende des Comitd für Polen, 
wird von einem Schlaganfall betroffen und durch ben bisherigen 
Polizeichef Tchouwalow erfeßt. 

„„CLitthauen). Um den Ankauf ber zum Zmangsverfauf ber 
ftimmten polniſchen Güter dur Ruſſen zu erleichtern, wirb für bie 
weitlichen Provinzen eine Bodencreditbank gegründet. 

21. „ Ein neues Geſetz beſchränkt das Recht der Provinziallandtage bez. 
ber Befteuerung der eingejeffenen Induſtriellen ehr weſentlich und 
entzieht benfelben dadurch die finanziellen Mittel zur Durchführung 
vieler bereits angebahnter Verbeflerungen und Yortichritte. 
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4. Dec. (Bolen). Ein kaiſerlicher Ukas hebt das Concorbat mit 
Rom auf: 

„Die Handlungsweife bes römischen Hofes hat feine Beziehungen zus un- 
ferm Hoje abgebrocden, und in Folge befien haben bie mit biefem Hofe anı | 
3. Aug. 1847 abgejchloffenen Verträge, fowie die bejonderen Abfommen, 
welche biefelben mit Bezug auf die Verwaltung ber Angelegenheiten des röm. 
Eultus in den ruff. Befigungen ergänzten, alle bindende Kraft verloren und 
können nicht mehr als Richtſchnur für die Verwaltung ber genannten Arge: 
legeniheiten dienen. In Folge defien follen die Leßteren nunmehr in ben 
Reſſort der Behörden und Snftitutionen zurüdtreten, welche zu dieſem Zwecke 
a, find in Gemäßheit ber Grundgeſetze des Reichs und des Königreichs 

olen. : 

10. — Rußland anerkennt durch diplomatiſche Depeſche in aller Form 
den Prinzen Karl von Hohenzollern als Fürſten von Rumänien. 

13. „ (Polen). Ein kaiſerl. Ukas weist dem ſeit dem Februar 1864 
beſtehenden Comité für die Angelegenheiten des Königreichs Polen 
einen weiteren Wirkfungsfreis an. Ceine Aufgabe ift die einheitliche 
conjequente Durchführung ber Reformen, die das Königreich) neuge: 
italten follen, und bie oberfte Entſcheidung aller wichtigen Admini— 
ftrativangelegenheiten unter dem Vorſitz des Kaiſers ſelbſt. 

23. „ (Bolen). Fürſt Gzerfasti, der Dberbirecter ber Regierungs— 
commiſſion für bie innern und geiftlichen Angelegenheiten in Warfchau, 
wirb abberufen und dur ben geb. Rath v. Braunſchweig erſetzt. 

341. „ (Bolen). Ber Kaifer erläßt gleichzeitig drei Ufafe, durch melde 
die endliche Einverleibung Polens in Rußland weſentlich gefördert 
wird. Zufolge des erften wird die Poftverwaltung im Königreich 
Polen vom 13. Jan. an dem ruf). Minijterium für die Poſt unterftellt 
zur Entwicklung und Berbeflerung der rufj.epolnifhen Pol. Der 
zweite Ufas bejtimmt, taß das Königreich Polen vom 13. Januar 
1867 an in zehn Gouvernements und 85 FKreife. eingetheilt wird; 
bie Gouverneure in Polen find mit denen in Rußland gleichberedh- 
tigt. Nach dem dritten Ukas werden vom 31. Sanuar an bie in 
Rußland üblihen Gouvernements:Diftrietszahlänter im Königreich 
Polen eingeführt. 

» nn Stand der Bauernemancipations-Angelegenheit: Die . Zahl der 
noch im Pflichtverhältnifje verbliebenen Bauern beträgt 8,965,4 10, 

während bei 5,810,607 Zauern alle Pflichtverhältnifje bereits voll: 
jtändig gelöft find, und zwar bei 532,013 auf Grund von 3209 
Contracten ohne alle Mitwirkung ber Regierung und bei 3,648,494 
auf Grund von 37,561 Gontracten und Acten unter Mitwirkung 
der Regierung. Don ben Ffleinen Gütern (mit weniger als 20 
Seelen), die im Ganzen eine Pauernbevölferung von 137,054 
Seelen haben, find 6757 mit einer Bevölkerung von 52,433 See—⸗ 
fen an ben Staat übergegangen, welcher den Beſitzern eine Ent: 
fhäbigung von 7,141,181 R. dafür gezahlt Hatte, 


12. Türkei. 


Anf. Jan. (Ribanon). Der Maronitenhäuptling Joſeph Karam erregt 


3. 


15. 


19. 


29. 


neue Unruhen. 

» Rumänien). Das Minifterium Cregulesco verlangt von ber 
II. Kammer die Oenehmigung der vom Fürften Couza in den JJ. 
1864 und 1865 aus eigener Machtvollkommenheit bewilligten außer: 
ordentliden Crebite (wovon 1,418,019 Piaſter aus dem Jahr 
1864 und 28,762,933 Piafter aus dem Jahr 1865 noch ungebedt 
find) und zu biefem Ende hin die Bewilligung eines Anlehens von 
40 Mil. Piaſter. 

„ (Rumänien) Die II Kammer bewilligt ftatt des vom Yürften 
Couza geforderten Credites von AO Mil. Piafter vorerfi nur einen 
folden von 6 Mil. In mehreren Burgaur der fonft fo gefügigen 
Kammer tritt eine ſehr entſchiedene Dppofition zu Tage, 

„ Rumänien). II Kammer: Der bisherige, zur Oppofition 
neigende SKammerpräfident tritt auf Berlangen Couza's zurüd. 
Catargiu wird an feine Stelle gewählt. 

„ &® umänien). Die II. Kammer überreicht dem Fürſten Couza 
eine Adreſſe, in der fie alle Handlungen bes Fürſten billigt und 
ihm ihre unbedingte Unterftüßung zufagt. Der Fürft erſucht in 
feiner Antwort die Kammer, den Zujtand ber Finanzen forgfältig 
zu prüfen und namentlich die öffentlichen Ausgaben ei jorgfäl- 
tigfte zu revidiren. 


3. Gebr. (Rumänien) Ein Deeret des Fürften ermädtigt das Mi⸗ 


5. 


nifterium, das Budget des vorigen Jahres fo lange als Norm bei- 
zubehalten, bis die Kammern das neue Budget bewilligt haben würden. 
„C(Aegypten). Der Vicekönig unterzeichnet eine Convention mit 
mit der Suezcanal:Compagnie, mit — beide Theile vollſtändig 
zufrieden zu ſein ſcheinen. 
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8. Fehr. (Rumänien) Modification des Miniſteriums. Cretz ulesco 
behält die Präſidentſchaft. 

13. „ Eröffnung der internationalen Cholera-Conferenz in Konſtantinopel. 

23. „ (Rumänien) Ausbrud einer Verſchwörung gegen den Zürften 
Couza. 40 Verſchworene, geführt von General Golesco, Oberſt 
Reca und Oberft Crebulesco bringen in den Palaſt, nehmen den 
Fürften gefangen und zwingen ihn zur Abdankung zu Gunften einer 
proviforifchen Regierung, bejtehend aus dem General Nicolaus Go: 
lesco, dem Oberften Haralambi und Lascar Catargiü. 

Die neue probiforiihe Regierung conftituirt fi, ernennt ein 
Miniftertum und erläßt eine Prockamation an das Bolf: 

„Rumänen! Bor fieben Jahren babt ihr Europa gezeigt, was Ratrio- 
tiömus und Bürgertugend vermögen. Unglüdlicherweije habt ihr euch in 
ber Wahl bes Füriten, den ihr am eure Spige geftellt, getäufht. Anarchie 
und Korruption, Mißachtung dev Geſetze, Herabwürdigung bes Landes im 
Innern und Aeußern, Verſchwendung der Habe der Nation waren die Prin— 
cipien, welche dieje fchuldbelajtete Regierung leiteten. Heute Hat diefelbe auf: 
gehört zu fein. Rumänen! Ihr Habt gelitten, um der Welt zu zeigen, 
bis wohin eure Geduld geht. Jetzt war jedoch das Maß vol, Die Zeit 
it gefommen und ihr habt euch eurer Vorfahren würdig gezeigt. Soldaten ! 
Euer Patriotisnius war der Höhe der Situation angemejjen. Ehre euch! 
Mir alle, Armee und Volf, werden die Rechte bes Buterlandes, Geſetzmäßig⸗ 
teit und alle öffentlichen Freiheiten, wie biefelben in allen Ländern und be: 
fonders in Belgien geübt werben, wufrecht erhalten. Rumänen! Die fürft: 
lihe Etatthalterichaft (locotenenta) wird das conftitutionelle Regiment in 
feiner ganzen Ausdehnung wahren: fie wird vom Altar des Vaterlandes 
jeden perfönlichen Ehrgeiz entfernt zu halten wiffen und bie öffentliche Ruhe 
aufrecht erhalten. Rumänen! durch die Erwählung eines fremden Fürſten 
zum Herrſcher ber Rumänen werden die durch die Divane ad hoc gefußten 
Beichlüffe zur vollendeten That. Rumänen! Habt feſtes Vertrauen zu Gott 
und die Aufunft Rumäniens ift gefihert. Gegeben zu Buchareſt am 11. Feb— 
ruar 1866. Die fürftlide Statthalterfchait: General Nicolaus Golesco. In 
Abweſenheit bes Herrn Lascar Satargi, Demeter Sturza ad interim. Obrift 
Haralamb. Präjident des Conſeils Johann Ghika. Minifter des Innern 
Demeter Ghika. Minijter der Zuftiz Johann Gantacozino. Mkinifter der 
Finanzen Maurogeni. Minifter des Eultus E. A. Rofetti. Minifter der 
öffentlihen Arbeiten D. Sturza. Minifter des Kriegs Leca.” 

Beide Kammern wählen ohne Widerftand einftimmig den Grafen 
von Flandern, jüngeren Bruder des Königs der Belgier, zum Fürften 
und unterzeichnen fofort den Treueid für denſelben. 

25. „ (Rumänien) Fürft Couza unterzeichnet feine Abdankung, 
worauf fofort der Befehl ertheilt wirb, ihn nad Siebenbürgen zu 
entlaffen und bis an bie Grenze zu escortiren.⸗ 

26. „ (Rumänien) Die 5. Pforte proteftirt auf den Parifer Vertrag 
v. 30. März 1856 geftüßt gegen bie Vorgänge in Buchareft und 
verlangt von den Großmächten den Zufammentritt einer Conferenz. 

Art. 25 jenes Vertrages lautet: „Wem die innere Ruhe ber Fürften- 
tbümer bedroht ober geftört fein follte, jo wirb die h. Pforte ſich mit den 
übrigen Mächten über die Maßregeln zur Aufrechterhaltung oder Wieders 
beritellung ber gefeßlichen Orbnung verftändigen. Gin bemwafinetes Eins 
ſchreiten barf ohne vorbergängiges Einvernehmen bes Mächte nicht ſtattfinden.“ 
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27. Ser. (Rumänien). Kine Eircularbepeiche des belgiſchen Minifters 
Rogier zeigt die befinitive Ablehnung bes Grafen von Flandern, bie 
ihm angetragene Würbe eines Fürſten anzunehmen, an. 

28, „ (Rumänien) Alle Decrete und Proceffe der geftürzten Ne: 
gierung gegen die Meſſe werben von ber proviſoriſchen Regierung 
für aufgehoben erflärt. In Buchareft wirb der Gemeinberath durch 
eine interimiftilde Commillion erfeßt. Die proviſoriſche Regierung 
fegt eine Reihe von Präfeeten ab und trägt den vorzüglichiten 
Banfiers auf, den Plan zu einem Nationalanlehen auszuarbeiten. 
Inzwiſchen aber werben von ihren Mitgliedern ſelbſt 100,000 Du: 
caten aufgebracht. 


1. März. (Rumänien). Die Pforte nimmt Paris als Conferenzort für 
die Erörterung der Frage der DonaufürftentHümer an. 

— ,„ (Rumänien) Die Pforte zieht ein Armeecorps gegen bie 
Donaufürftenthümer bei Ruftihud zufammen. 

2. „ Die internationale Choleraconferenz in Konftantinopel beichließt 
auf den Antrag Frankreihs mit 17 gegen 8 Stimmen (Türke, 
England, Rußland und Berften) die eventuelle, zeitweilige Schließung 
bes Hafens von Djieddah. 

3 „ (Rumänien). GSeceflioniftiihe Bewegung in ber Moldau. 

“ Die proviforifhe Regierung [hit fofort Truppen nah Jaſſy, ſetzt 
die meiften Präfeeten ab und ernennt anbere an ihre Stelle. 

5. „ (Libanon). Die türkiihen Truppen rüden in den von Joſeph 
Karam beſetzten Diftrict ein, Karam flieht. 

6. „ (Rumänien) Die proviforifhe Regierung beichlieft ein An⸗ 
eben von 30 Mill. und ſchlägt ben Kammern die Erridtung von 
Nationalgarden und eines Treiwilligencorpg von 4000 Mann neben 
der Armee vor. 

12, „ (Rumänien) Die I. Kammer genehmigt das amenbdirte Na⸗ 
tionalgardengejeb mit großer Mehrheit. 

„„C(CAegypten). Der Eultan genehmigt die vom Vicekönig mit 
der Suezcanalcompagnie abgeſchloſſene Convention. 

21. „ (Rumänien). Die I, Kammer genehmigt auch ihrerfeits mit 
einigen Mobificationen das Nationalgarbengejeb. 

30. „ (Rumänien). Die proviforifche Regierung löst die IL. Kammer 
auf, weil diefelbe, unter dem Einfluß der Regierung Couza's ge: 
wählt, nicht der wahre Ausbrud bes Landes ei. 


11. April. (Rumänien). Die proviforifhe Regierung orbnet eine all: 
gemeine Abftimmung über die Wahl bes Prinzen von Hohen- 
zollern zum Zürften an und erläßt zu biefem Ende hin folgende 
Broclamation: 

‚Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen unfen Gruß! Erwägend den 
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Rapport bes Commiffärs Hrn. Joan Bratianu ; erwägenb bie Depeſchen bes 
Agenten ber vereinigten rumäniſchen Fürftentbümer zu Paris, Hm. Sean 
Balaceano; ermägend die Rapporte ber HH. Commiſſäre Bajilie Boerescu, 
Scarlat Falcvianu und Ludwig Steege, und bie Gorrefpondenzen zwifchen 
biefen Herren und dem Miniſter des Auswärtigen von Belgien, Rogier, 
woburd) beftätigt wird, daB Se. Maj. ber Känig ber Belgier die Annahme 
bes Throns Rumäniens feitens bes Grafen von Flandern abgelehnt bat; ers 
wägend das Journal des Minifterconfeils unter Rr. — haben wir beichloffen 
und befhließen: Art.1. Das rumänifche Volk ift berufen, fih mittelft eines 
Plebiscits auszufprehen, ob es wünſcht, daß ben erblichen Thron ber ver: 
einigten rumänifchen Fürſtenthümer beſteige Fürft Karl Ludwig von Hohen: 
zollern unter dem Namen Karl I. Art. 2. Es werben votiren alle Mus 
mänen von 25 Jahren an, welde fih im Befiß ihrer bürgerliden und 
ftaatlihen Rechte befinden, und welche bie durch das Wahlgeſetz bedingten 
Erfordernifje fiir Wähler in Lande und Stadt:Communen in fich ver: 
einigen. Art. 3. Bei Erhalt biefes Decrets werben bie Stadt: und Landes: 
Autoritäten von ganz Rumänien Regifter zur Einfchreibung der Stim- 
men anlegen unb geöffnet halten. In ben 48 Etunden nah Erhalt 
dieſes Decrets werben bie Präfecten und PBolizeicheis in ben Stäbten und bie 
Subpräfeeten in den Städten und auf den Dörfern, alle Gommunen ihrer 
Surisdiction bereifen, um bie Einrichtung und Gröffnung diefer Regifter zu 
überwachen und zu fihern. Art. 4. Diefe -Regijter werden auf allen Com: 
munalfanzleien Rumäniens von 8 Uhr Morgens geöffnet bleiben und zwar 
vom 14. April Bis zum 20. April Abends. Die Bürger werden ſelbſt oder 
(wenn fie nicht fchreiben können) durch andere ihr Votum in die Regiſter 
mit Beifügung ihres Vor- und Zunamens einfchreiben oder einfchreiben laſſen. 
Art. 5. Bei Ablauf obigen Termins, und zwar längftens in den eriten 
24 Stunden, wird die Anzahl der gegebenen Stimmen in öffentlidher Sitzung 
conftatirt und am Schluſſe des Negifters von Seiten ber Communalautorität 
beglaubigt werben; dieje leßtere wird fobanın das Regiſter dem Diftricts- 
präfecten einfchiden. Art. 6. In der Nefidenz jedes Diftricts wird das Tri— 

bunal erfter Inſtanz in Gegenwart bes Tiftrictspräfecten und in Buchareſt 

ber Rolizeipräfeet die im Gebiet des Dijtricts gegebenen Stimmen alfogleich 

recenfiren. Das Reſultat dieſer Arbeit wird an den Minifter des Innern 

auf bem fchnellften Wege befürbert werben. Art. 7. Die Generaltecenfion ber 
dom rumäniſchen Volf gegebenen Stimmen wird in Buchareft in ber Mitte 
einer hoben Commiſſion ftattfinden, die durch ein zweites Decret inftituirt 
werden wirb. Das Refultat wird durch die ansübende Gewalt promulgirt 
werben. Art. 8. Der Minifter bes Innern ift beauftragt, die Formirung, 
Dffenhaltung, Schließung und Erpedirung der Plebiscitsregifter zu betreiben 
und zu regeln.“ 


14. April. (Rumänien) Proclamation der proviforifchen Regierung 


an das Volk: 


„Rumänen! Sn einem Zeitraum von 10 Jahren habt ihr durch eure 
Thaten und Beichlüffe Angefihts Europa's gezeigt, daß ihr eine Nation feid, 
baß ihr eure Nechte nnd Bebürfniffe Tennt, daß ihr bie Einheit und ale 
Schild unſerer Nationalität einen fremben Fürften wünſcht, und jede eurer 
Willensäußerung ift von allen Nationen mit Beifall aufgenommen, alle eure 
Acte find von den Garantiemädhten anerkannt und beitätigt worben. Der 
Act vom 11. £23.) Februar ale ein neuer und viel fräftigerer Beweis 
bat euch ſowohl die Bewunderung als auch bie Liebe beinahe aller Groß: 
mächte erworben. Dieje Liebe, dieſe Achtung unferer Autonomie, unferer 
Souveränetät haben felbe bewiefen durch bie Abhaltung jedweder Intervention, 
durch ben officiellen Empfang unferer Repräfentanten und ber Commiſſäre 
feitens St. Majeflät bes Sultans, fowie bes Agenten ber Regierung feitens 
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Sr. Majeflät des Kaiſers ber Franzoſen, und endlich burg die Bertagung 
der Conferenzen bis zu dem Zeitpunkt, wo ihr Angeſichts der neuen Ver— 
hältniſſe euch von neuem ausgeſprochen, von neuem befeſtigt, die letzte Hand 


- zur Vollendung eures ftolzen Werks angelegt haben werbet. Haben euch aber 


auch bie Großmächte vollkommen eurer Selbſtbeherrſchung überlaffen, jie halten 
dennoch ihre Blicke auf euch gebeftet; denn an die Geſchicke Rumäniens find 
große Intereſſen Europa’s gefnüpft, und es ift bis zur Klarheit bewiejen, 
wie diefe Intereſſen es richt leiden Fünnen, daß die Mündungen der Donau 
in die Hände einer entzweiten, verftiimmelten, ſchwachen Nation gegeben wür: 
ben, ba ein folches Volk weit davon entfernt iſt, eine Fräftige Wehr zu fein, 
für deren Aufwerfung die Garantiemächte ihr Blut und ihre Schäße geopfert. 
Zur Beieftigung diefer Wehr bat die Nation, wie wir gejagt, in ben Jahren 
1857 und 1859 einen fremden Fürsten verlangt. Nachdem aber ber am 11. 
(23.) Febr. erwählte officiell erklärt, daß er aus Kamilienrücfichten nicht 
annehmen fünne, ermächtigt durch den Willen des Volks, geleitet von ber 
Pflicht, die uns obliegt, den Jutriguen und Madinationen Einhalt zu thun, 
und fiher, daß dießmal der Wille der Nation von vollfommenften Erfolg 
gefrönt fein wird, fchlagen wir ‚zum Fürſten Rumäniens vor den Fürften 
Karl Ludwig von Hobenzollern, welcher berrichen wird unter bem Namen 
Kurt J. Rumänen! euer unveränderlicher Entſchluß, eine ſtarke Nation zu 
fein, die Erfahrungen, welche ihr in To vielen Tangwährenden und ſchmerzhaften 
Leiden geſammelt habt, der Abgrund, von deſſen Rand uns der Act vom 11. 
(23.) Febr. entfernt, in den uns die Feinde unermüdlich zu rollen verfuchen, 
gibt uns den Glauben, baß ihr einmüthig die Krone dem Fürften Karl IL. 
geben werdet, und daß ihr fomit erreichen werdet, daß in wenigen Tagen 
ganz Europa unfern einmüthigen Ruf wiederhole: Es lebe Rumänien das 
einige und ungetheilte.” 

Sleihzeitige Proclamation bes Miniſterrathes: Rumänen |! 
Die hohe Statthalterfchaft hat euch durch ihre Proclamation befannt gegeben, 
daß jeßt das Wohl und wir fünnen fagen das Sein Rumäniens von euch allein 


‚ abhängt. ES find zehn Jahre feit ihr zu drei verfchiedenen Malen unb bei 


ben größten und feierlichiten Gelegenheiten erklärt und einitimmig votirt 
habt, wie ihr es wißt, daß die politifhen Zuſtände und unfere geographiſche 
Lage es gebieteriich verlangen, entweder eine einige und ftarfe Nation zu 
fein oder unterzugehen, und daß wir feine Nation fein können, wenn wir 
auf unferem Thron nicht einen Fürften haben, ber Mitglied einer dev herr: 


. Ihenden Familien aus dem Abendland iſt. Heute ijt euer Wunſch erfüllt, 


mehr noch als e8 der größte Natignalehrgeiz beanfpruhen konnte. Fürft 
Karl I ift Mitglied zweier berrichenden Familien, und zwar gehören biefe 
zu ben glängendften und mädhtigiten. Er iſt nahe anverwandt, und zwar in 
auffteigender Linie, ber Föniglihen Familie Preußens, jener Familie, welche 
jederzeit in ihrer Mitte Helden erzeugt und die Friedrich den Großen der 
Melt gegeben bat, der durch feine Kenntniffe und feinen Willen das fleine 
Herzogthbum, das ihm bie Nation anvertraut hatte, in eines der mächtigſten 
Königreihe Europa’s umwandelte. Er ift doppelt anverwandt mit Napo⸗ 
leon III., und zwar ift er Mitglied jener Familie Bonaparte, weldhe, durch 
Gottes Hand gefennzeichnet, und bie ber erflaunten Welt zwei Napoleone 
gegeben, welche, von der Welt wie Halbgötter verchrt, diefelbe geleitet, wie 
der Magnet das Eifen, zur Demofratie, zur Achtung ber Nationalitäten, zum 
wahren und unvergänglicden Ruhm. Er ift ber Sohn St. k. Hoh. Karl 
Anton Joachim, Fürft von Hohenzollern, Haupt der liberalen Partei, nämlich 
ber liberalften und gelehrteften Nation ber Welt, ber Deutihen. Sohn bes 
einzigen Fürſten des Welt, welcher für .die Vereinigung, für bie Einigkeit 
Deutſchlands felbft feinen Thron geopfert hat, und welcher heute gejhäßt, vers 
ehrt vom glorreihen Deutſchland, einer ihrer Hauptführer zur Freiheit unb 
Kinigkeit if. Karl L der Rumänen ift felbit einer der geehrieften und 
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beliebteften Yürften Europa’s, von ben ebelften und freifinnigfien Principien | 
durchdrungen, befcheiben, wie es bie Tugend immer ift, und flarf, wie ber 
Glaube, wenn er eine Pflicht zu erfüllen bat. Rumänen! Die Hand auf 
bem Gewiſſen in biefem heiligen Mugenblid, wo in Wabrbeit ſich ber Himmel 
für Rumänien öfinet, um feine Unfterblichleit als Nation zu verzeichnen, 
fhwören wir vor euch, vor Gott und Europa, wie wir verfidert find, baß 
Karl I, der Rumänen die Rumänen leiten wird auf bem Wege ber Gered: 
tigfeit, der QTugenb und der Freiheit, und daß es nur mit ibm und Durch 
ihn fein kann, daß bie Nation ihre von der Vorfehung gezeichnete Miffion wird 
erfüllen fünnen. Auf aljo, Rumänen, die Stunde bes Heils hat geichlagen, 
das Lebensbuch Rumäniens ficht vor euch geöffnet, mit ber einen Hand auf 
euren bfutenden Wunden, bie bald in ben Brand gerathen wären, und in 
der andern Hand bie Feder des Lebens, gebt und fchreibt in das Plebiscit 
Karl I, Fürft der Rumänen. Die Vorfehung jcheint uns fogar mit Zeichen 
erleuchten zu wollen, indem es fich trifft, daß mit dem 8. (20.) April, wo das 
Plebiscit gefchloffen wird, Karl I. fein 27. Jahr vollendet. Um uns zu 
ermuntern, hat es bie Vorfehung gewollt, baß bie Donau, biefer Fluß, bem 
wir die Protection Europa's verbanfen, feinen Anfang, feine Quelle in bem 
Lande bat, wo Karl I., Fürft Rumäniens, geboren ward. Wählt alfo Ru: 
mänen mit eurem alten Glauben, wählt mit eurer rumäniſchen Kraft, wählt 
einftimmig und ohne eine Minute Bedenken; und alle Intriguen find ver: 
nichtet, und mit ber Proclamirung eurer Wahl wird auch das Sein bes 
rumänifchen Baterlandes proclamirt und befräftigt werben.“ 


15. April, (Rumänien) Seceffioniftiide Unruhen in Jaſſy. Volke: 
berfammlungen für bie Fortbauer der Union mit der Walachei 
unter einem fremden Fürften Iateinifcher Race oder Trennung ber 
Moldau. Die Commifjäre der proviforifchen Regierung laſſen bie 
Unruhen durch Militär mit Gewalt und nicht ohne Blut unterbrüden. 

20. „ Rumänien) Prinz Karl von Hohenzollern wird, als vom 
Volle in allgemeiner Abftimmung faft einftimmig fowohl in ber 
Walachei als in ber Moldau gewählt, von der proviſoriſchen Re⸗ 
gierung zum Fürften von Rumänien proclamitt. 

25. „ (Rumänien) Joan Bratiano und Dr. Davila reifen nad 
Berlin ab, um dem Prinzen von Hohenzollern bie rumänifde 
Fürſtenkrone als Ergebniß ber Volksabſtimmung im Namen bes 
Volkes anzubieten. Ä 

— „CCandia). Unrudige Pewegungen: in ber Nähe von Canea 
treten unbewaffnete VBolksverfammlungen zufammen, wählen Ausſchüſſe 
und richten eine Bittfehrift um Abhilfe ihrer Beichwerden an bie 
h. Pforte. Die kretiſche Commiflion in Athen räth dringend von 
einer bewaffneten Erhebung, weil bie Umſtände derſelben nicht 
günftig jeien, ab. 


Anf. Mei. (Candia). Die Pforte antwortet auf bie Bittſchrift ber 
Candioten abfehlägig Allgemeine Erhebung ber Inſel; die türkiſche 
Bevölkerung zieht fih in die feiten Pläbe der Norbfüfte zurüd 
und überläßt das offene Land den Chriften. 

3 „ (Rumänien). Die biplomatifchen Agenten und Generalconfuln 
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der garantirenden Mächte in Buchareft erhalten ein Telegramm ber 
Eonferenz in Baris, das von den bafelbft reſidirenden Gejanbten unter: 
zeichnet ift, nach welchem die Gonferenz ſich in Bezug auf bie Be 
jeßung des Hoſpodorats der Walachei und Moldau an die bejtehen- 
den Tractate und Conventionen hält, und deßhalb bie Wahl eines 
fremden Fürften zufolge der Barifer Convention von 1857 für un- 
zuläflig erklärt. 


4. Mai. (Rumänien). Die proviforifhe Regierung macht officiell 


11. 


13. 


16, 
17. 


befannt: „Hr. Balaceano, unfer Agent zu Paris, benachrichtigt bie 
Regierung mitteljt Telegramms vom 3. Mai, daß ber Fürſt Karl I. 
bie ihm von ben Rumänen angebotene Krone angenommen hat.“ 

„ (Rumänien) Die am 10. d. M. zufammengetretene neuge: 
wählte IT. Kammer wählt Demeter Bratiano zu ihrem Präfidenten 
und erklärt fih in Permanenz. 

„» (Rumänien) Die II Kammer beftätigt die Wahl des Prin: 
zen von Hohenzollern zum Fürften von Rumänien und beſchließt 
mit 110 von 116 Stimmen ein bdießbezüglihes Schreiben an bie 
Conferenz ber Großmächte in Paris zu richten und davon auch bie 
b. Pforte in Kenntniß zu feßen: 

„In aller ſchuldigen Ehrerbietung gegen bie hohe Pforte und gegen die 
Großmächte erflärt die Verſammlung, als bie getreue Stimme bes Nationals 
willene, welcher unveränderlich ift und der feft und beftimmt wie durch bie 
Divans ad hoc und durch alle bieherigen Kammern, fo auch am 11/23. Febr. 
buch die geſetzg. Verſammlung und in den Tagen des 2—8. (14/20.) April 
duch bas Plebiscit ausgedrüdt worden ift, zum legten Mal vor Gott unb 
ben Menſchen, daß es der unmwandelbare Wille der Fürſtenthümer ift, für 
alle Zeiten das bleiben zu wollen, was jie find, ein einiges ungetrenntes 
Rumänien, unter ber erblichen Herrfchaft eines fremden Fürſten aus einem 
fouveränen Haus des Abendlandes, und daß biefer Erbiürit Karl zu Hobens 
zollern-Cigmaringen fei, welcher auch von biefer Verſammlung unter dem 
Namen Karl I. hiemit proclamirt wird.“ 

»„ (andia). Die Ephafioten:Capitäne berathen über einen 
Anſchluß an die Bewegung im Bezirk von Canea, beſchließen aber, 
es zu unterlaffen, ba eine Erhebung feine Ausfiht auf Erfolg 
biete. Aus Athen wird fortwährend von einer ſolchen abgerathen. 
»„ (Rumänien) I. Kammer: Die prov. Regierung legt berfel- 
ben den Entwurf einer neuen Verfaffung vor. 

» Rumänien). II Kammer: Die provijorifhe Regierung ver: 
langt gegenüber der drohenden Haltung des türfifchen Armeecorps 
in Ruftfhud einen Credit von 8 Mil. P. zu Errichtung eines 
Lagers, um bie Hauptftabt zu decken. 

„ (Rumänien) Sitzung ber Pariſer Conferenz für die Ange 
legenheiten der Donaufürftenthümer. Es gelangt die Anzeige der 
Wahl des Prinzen Karl von Hohenzollern zum Fürften zur Bor 
Inge. Der Bertreter der 5. Pforte proteftirt dagegen und verlangt 
bie Wahl von proviforiichen Hofpodaren für jedes ber beiden Für⸗ 
ftenthümer dur die Conferenz felbft. | 
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20. Mai. (Rumänien) Ber neugewählte Fürft Karl Iangt ganz un- 
erwartet und faft ohne Begleitung in Turn Severin an. 

22. „ (Rumänien). Feierliher Einzug des Fürften Karl in Buchareft. 
Die U. Kammer ertheilt fofort dem Vater des Fürften die Natu- 
ralifation, um fo wenigftens formell ber Beftimmung bes Art. 13 
ber Convention vom 19. Aug. 1858 zu genügen. Die am 15. April 

> in Sally Verhafteten werben in Freiheit gefekt. 

24. „ (Rumänien). Die proviforifhe Regierung tritt ab und Das 
Minifterium gibt feine Entlaffung, um dem neuen Fürften die Bil- 
dung eines ſolchen nah feiner Wahl zu ermöglichen. Dasjelbe 
wird von Lascar Gatargiu gebildet: Lascar Catargiu, Präſidium 
und Inneres; Dimitri Sturdza, öffentliche Arbeiten; General Ghika, 
Krieg ; Maurogeni, Neußeres; Rofetti, Eultus; Cantacuzeno, Juftiz ; 
Bratiano, Finanzen. 

25. „ (Rumänien) Sibung der Pariſer Conferenz: Die h. Pforte 
proteflirt gegen die thatlächliche WVefigergreifung des Prinzen von 
Hohenzollern in den Fürftenthümern und verlangt die Ermächtigung 
zu militäriſcher Beſetzung berfelben. Die Conferenz lehnt diefe Er: 
mädtigung ab, weist indeß ihre Vertreter in Budhareft an, mit dem 
Prinzen Karl bloß in officiöſe Beziehungen zu treten, 

26. „ (Rumänien) Fürft Karl richtet ein Schreiben um Anerken⸗ 
nung an bie garantirenden Mächte und fihert darin die gewiſſen— 
haftefte Achtung ber DBerträge zu. Derſelbe richtet ein gleiches 
Schreiben auch an den Sultan, das jedoch nicht angenommen wird. 

30. „ (Aegypten). Der Sultan gefteht dem Vicekönig JIsmael 
Paſcha die directe Erblichkeit in feiner Familie nad) SE 
Eitte durch einen fürmliden Ferman zu. 

31. „ (Rumänien) Die Pforte beharrt darauf, bie Denaufürften: 
thümer bejegen zu wollen, die Mächte, befonders Frankreich, rathen 
ihr dringend ab, 


2. Suni. (Rumänien). Die Pforte, entfhloffen in den Donau: 
fürftenthümern zu interveniren, ernennt Dmer Paſcha zum Befehle: 
haber der an ben Grenzen zufammengezogemen Truppen. 

6. „ Der bisher allmächtige Fuad Paſcha wird geftürzt und Rudſchi 
Paſcha an der Spite eines alttürfifchen Minifteriums zum Groß— 
bezier ernannt. 


8. „ (Rumänien). Die ganze Armee hat Buchareſt verlaffen, um 
einem gefürchteten Einmarſch der Türken entgegen zu treten. Die 
Nationalgarbe verfieht den Dienft. 

10, „ Rumänien) Die IL. Kammer lehnt bie Ausgabe von 32 

Mil. P. mit Zwangscurs ab. 

12. „ (Rumänien) Die Regierung publicirt ein Geſetz über bie 











Kürkel, 411 


Bildung von Freitilligenlegionen, woburd bie Armee angeblich auf 
150,000 Dann erhöht werben fol. 


15. Juni. (Rumänien) Die II. Kammer bejchließt eine Petition an 


16. 


25. 


12. 


21. 


den Sultan um Anerkennung des Fürften Karl. - 

„ (Rumänien). Fürft Karl zieht angeblih 60,000 Mann Bei 
Kalafat zufammen und erläßt eine Proclamation an diefelben. In 
Buchareſt erwartet man den Einmarfh Dmer Paſcha's an der Epibe 
von 80,000 Mann. 

»„ (Rumänien) I. Kammer: Die Regierung fieht fich gu ber 
Erklärung genöthigt, daß nur noch für 3 Tage Geld in ber Staats 
fafje zu Bezahlung ber Truppen vorhanden jei. 


Sul. (Rumänien). Dieneue Verfaſſung ift von beiden Kammern 


angenommen worden. Fürſt Karl leiftet jofort den Eid auf biefelbe 
und jchließt die Geflion ber Kammern. Fürft Karl fieht fih in 
Folge der Finanzklemme genöthigt, mit dem deutſchen Haufe Oppen: 
heim ein Anlehen zu fehr brüdenden Bedingungen abzufchließen, um 
wenigftens ben dringendſten Staatsbebürfnifjen zu genügen. 


„ Der fällige Zinscoupon ber allgemeinen türkifhen Schuld Tann 
nicht bezahlt werden und wird dieß auf ben 13, Oct. verfproden. 
„ (Rumänien). Fürft Karl entläßt das Minifterium Roſetti 
und bildet ein mehr confervatives, Ghika-Stirbey. Die während 
bes Interregnums gebildete Nationalgarde wird wieber aufgelöft. 


Aug. (Candia). Nady einer Reihe Kleiner Gefechte zwiſchen den 
Aufftändiihen und ben türfifhen Truppen richtet die Generalver: 
fammlung der Kreter von dem Diſtrikt Apokoronos aus eine Erflä- 
rung an die Vertreter der drei Schutzmächte: 

„Die in Canea refidirenden Dertreter der chriftlichen Mächte find bereits 
lange von dem Bejcheid in Kenntniß gefeßt worden, den ber Eroßrezier ber 
Gentralconmiffion und dem Volke Kreta’8 auf die gerechten Beichwerden ges 
geben hat, welche die Unterzeichneten der hohen Pforte unterbreitet haben. 
Außerdem iſt e8 ben Vertretern ber hrifilihen Regierungen bekannt, baß 
wir duch die Mafregeln der Willfiir, der Gewalt und bes Betrugs ſeitens 
ber Behörden zu ber öffentlichen Erflärung gezwungen waren: daß uns nichte 
anderes übrig bleibe, al8 zu den Waffen zu greifen, um unfere Ehre, unfer 
Leben und unfer Hab und Gut zu vertheidigen und Gewalt mit Genralt zu 
vertreiben. Unter diefen traurigen Umftänden haben bie ehrerbietigft Unter: 
zeichneten, welche im Auftrag des Volks ben Titel „Generalverfammlung ber 
Kreter“ führen, es als eine unnmgängliche und heilige Pflicht erachtet, eine 
neue Rechtfertigung zu veröffentlichen, um bie Grundlofigfeit und Ungerech⸗ 
tigfeit der türfilhen Regierung darzuthun. Da aber bie Unterzeichneten Feine 
Mittel haben, das Recitiertigungefdhreiben nach Konftantinopel zu befördern, 
ift dafjelbe zur Veröffentlihung durch die Preſſe nad) Griechenland gefendet 
worden. Wir fügen die Abfchrift dieſes Berichts in der Hoffnung bier an, 
daß bie HH. Vertreter der Mächte dahin wirken werben, ihre Negierungen 
fiber dic Kunftgriffe und Trugichlüffe aufzuklären, wozu bie h. Pforte, deren 
Barmherzigkeit wir vergeblich angerufen haben, ihre Zuflucht nimmt. Wir 
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erlauben ums, bie Aufmerkſamkeit ber HH. Vertreter ber Mächte auf folgenbe 
Thatſachen zu richten, und deßhalb ihre Unterflügung anzurufen. Wir wären 
das Opfer der Intrigue und der Täufhung geworden, wenn wir ben wieder: 
holten Berjiherungen des Serdar Schehik Paſcha, daß er von der Hagen 
Piorte bevolmächtigt fei, mit uns über bie fretiihe Frage zu verhandeln, 
Glauben geſchenkt und nicht ſchleunigſt die an ihn ſchon abgeſchickten Ge: 
fandten zurüdberuten und bie Waffen nothgebrungen zu unferer Vertheidigung 
ergriffen hätten. Die Noth zwingt ung, bem feindlichen Heere Miderftand zu 
leiſten, jollte man verfuchen, uns aus ben Orten zu verdrängen, wohin wir 
uns mit unfern Frauen und Kinbern geflüchtet haben, bis unjer Schidfal 
durch die chriftlichen Mächte entichieden jein wird. Zugleich bringen bie Uns 
terzeichneten zur Kenntniß ber HH. Vertreter ber andern, und bejonders ber 
brei Schutzmächte, die Profanation und Beraubung folgender Kirchen : ber 
bl. Kyriada in Kybona, des h. Demetrius, ber HL. Jungfrau, bes hl. Pante⸗ 
leemon in Rethymo und ber Kirche ber Hl. Wandlung; alle diefe Entweihuns 
gen ber Heiligthümer find von der Faiferlich türfifchen Armee verübt worden. 
Mit diefen Sreuelthaten hat man es nicht bewenden Laffen, fonbern friedliche, 
unbewaffnete Peute verftümmelt und gepeinigt, bloß weil fie jich weigerten, 
Adrefjen zu unterfchreiben, bie den Zwed haben, zu läugnen, daß wir irgend 
welden Grund zu Wünſchen und Beichwerben haben.“ 


2. Sept. (Candia). Die Oeneralverfammlung der Candioten beſchließt 


11. 


12. 


in Sphakia: = 

„In Uebereinftimmung mit dem Eide v. %. 1821 und mit dem allge: 
meinen Wunfche ber ganzen Bevölkerung für die Vereinigung und Unabhän: 
gigfeit ber ganzen bellenifhen Stammesrace beichließen wir: 1) Für immer 
ift auf der Infel Kreta mit allen ihren Anhängern bie osmaniſche Herrichaft 
abgeihafft. 2) Die Anfel Kreta it ungertrennlich und für immer mit Grie— 
henland, feiner Mutter, unter dem Scepter St. Mij. bes Königs ber Hel: 
Ienen, Georg I., vereinigt. 3) Die Ausführung dieſes Decrets iſt ber 
Tapferfeit des kretiſchen Volks, der thätigen Deitwirfung aller derfelben Ab = 
ftammung wie wir, und aller Griehenfreunde, ſowie dev mächtigen Ver—⸗ 
mittlung der drei Schugmädte und Garanten und ber Allmacht bes Höchſten 
anheimgeſtellt.“ 
„C(CCandia). Muſtapha Paſcha langt mit ausgedehnten Vollmach⸗ 
ten auf Candia an und übernimmt den Oberbefehl über die türki— 
ſchen und ägyptiſchen Truppen, die auf wenigſtens 30,000 Mann 
geſchätzt werden und erklärt die ganze Inſel in Blokadezuſtand. 
Dennoch treffen zahlreiche Freiwillige aus Griechenland ein, deren 
Zahl bald auf 2000 meiſt gediente griechiſche Soldaten und Unter: 
offiziere, fomwie auch eine Anzahl aus ber griech. Armee getretener 
Dffigiere angegeben wird. 
„ (Sandia). Die Türken erhalten zahlreiche Verſtärkung von 
Konftantinopel und aus Aegypten und befeben nicht ohne Graufam- 
feiten den größern Theil bes offenen Landes wieder. Die Nufftän- 
diſchen ziehen fih in bie gebirgigen Theile der Inſel zurüd und 
richten von Kydonia aus ein neues Schreiben an bie Confuln ber 
Schutzmächte in Canea. 

Die Aufſtändiſchen rufen darin die Conſuln als „Zeugen an, daß ſtatt 
eines ehrbaren Kriegs Tempel ſchändungen, Zerſtörungen der Dörfer und 
Pflanzungen, Ermordung ber wehrloſen Bevölkerung in ber Nähe der Städte 
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durch bie Türken verübt wurben, und bitten wieberbolt um ihre Berwenbung 
bei ben refpectiven Regierungen, und insbefonbere bei den drei Schutzmächten 
Griehenlande, damit diefe durch ihr diplomatiſches Dazwifchentreien biefen 
Handlungen des Vandalismus Einhalt thun und die Wünjche dev Bewohner 
Kreta's, fich mit dem Wutterlande Griechenland zu vereinigen, unterſtützen. 
Wenn bdiefer traurige Zuſtand noch länger dauern follte, jo bliebe den Kretern 
nur übrig, die chriſtlichen Mächte zu bitten, fo viele Schiffe zu jchiden, um 
bie Frauen und Kinder und ſonſtige Kampfunfähige einzufchiffen und 
fie der Milde und Barmberzigfeit Europa's und Amerika's anzuvertrauen; 
fie felbft würden fi aber im Kampfe für ihre Rechte unter den Trümmern 
ihrer Heimath begraben lajjen.” i 


13. Sept. (Candia). Muſtapha PBalcha- erläßt eine Proclamation a 


17. 


26. 


die Candioten. 

Der Paſcha erinnert daran, „daß Kreta, wo er länger als 30 Jahre ges 
lebt, fein zweites Vaterland fei, und betheuert, daß er den Mißverftändnifien, 
welche die chriſtlichen Bewohner zur Empörung getrieben, gern abhelfen wolle. 
Handel, Aderbau, Unterrichtsweſen, bie Ausübung ber bürgerlichen Nechte und 
bie perjönliche Freiheit würden in ihm ihren eifrigen Vertreter finden. Man 
möge dafür aber auch jenen Leuten, die ſich Kreter nennen, aber Fremde find 
und aus ber Fremde ber beten und putjchen, mißtrauen und biefelben ale 
bie eigentlichen Feinde des Landes erkennen lernen, zu Handel, Induſtrie 
und Aderbau zurückkehren und ber kaiſerlichen Regierung Gewaltmaßregeln 
eriparen“. Zum Scluffe heißt es: „Sch kann nicht länger als fünf Tage 
warten, um bie Wirfung dieſer meiner verföhnlichen Anſprache zu erfahren.” 
„ (Candia). Die Oeneralverfammlung der Candioten antwortet 
auf die Proclamation Muftapha Paſcha's durch folgenden Aufruf: 

„Volk von Kretal Tapfere Landsleute! Ter Mann, der unfer Vaterland 
breißig Jahre lang unterdrüdt und jo viele edle Märtyrer der Freiheit an 
Bäumen aufgehängt hat, diefer Tyrann, ber Muftapba Pafcha heißt, ift 
neuerdings auf untere Inſel gelommen, wie man fagt, vom Sultan geienbet, 
um uns unter das Joch zurüdzubringen. Den allgemeinen Geift des Landes 
fennend und eurer ftolzen und edlen Gefinnungen gewiß, balten wir jeden 
Rath für überflüfjig, der blos darauf abzielen würde, euren Ratriotismus 
gegen jeine Kunftgriffe zu warnen. Tas Lojungswort „Vereinigung ober 
Tod“, welches von einem Ende Kreta's zum andern erſchallt, gibt auf bie 
betrügerifchen Worte, woburd) ber Unterdrüder uns abermals zu kirren jucht, 
die pafiende Antwort. Sprecht e8 buch ben Donner eurer mörberifchen 
Waffen und durch rubmpolle Siege aus, daß ihr nicht mehr feine Rajahs 
feid, fondern freie Hellenen, deren Vaterland Griechenland und deren König 
Georg I., König ber Hellenen iſt. Der Gott der Gerechtigkeit wirb fortfabs 
ren, unfere Waffen zu fegnen.“ 

„Schluß der internationalen Choleraconferenz durch den türkiſchen 
Minifter des Auswärtigen. 

„ (Eandia), Eine neue Proclamation Muſtapha Paſcha's an 
bie Aufſtändiſchen erjtredt den Termin zur Unterwerfung bis zum 
10. October. 


5. Det. (Serbien) Fürft Michael verlangt bon ber Pforte bie 


Räumung ſämmtlicher Feſtungen in Serbien einfchließli derjenigen 
von Belgrad; 

„Ew. Hoheit! Als durch bie traurigen Creigniffe bes Jahres 1862 bie 
Ruhe Serbiens erfchüttert und die Einwohner Belgrads mit Schreden erfüllt 
wurden, babe ich mich bemüht, alle Mittel ausfindig zu machen, um Ruhe 
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und Vertrauen ben Geiftern zurüdzugeben. Als aber burch ben Beſchluß der 
Eonferenz von Kanejbzi zu meinem großen Bedauern eine ſolche Löfung, 
welde Serbiens Sicherheit und feine Beziehungen zum fuzeränen Hof am 
beften geftalten könnte, für nicht gut befunden wurbe, da blich mir nur bie 
Hoffnung übrig, daß die Spannung, weldhe das Bombarbement erzeugte, mit 
ber Zeit nacdhlaffen, und die Erinnerung an bie Gefahr, deren Eriftenz bas 
verhängnißvolle Ereigniß zeigte, fich vermiichen werde. Unglücklicherweiſe ging 
biefe Hoffnung nicht in Erfüllung. Ueber vier Jahre find feit dem Bombar- 
bement verftrichen, aber bag Mißtrauen, bie Spannung, die Unficherheit nah⸗ 
men nicht ab. Die Zeit bat nur bazu beigetragen, das Bewußtſein ber Gefahr, 
bie über unfern Häuptern fchwebt, und den Ernft ber Drohung, der unfer 
Gut, unſer Leben, ja unſer Schidjal felbit ausgejeßt ift, recht beutlih und 
intenfiv ſtark zu geflalten. Die ernfte Lage, welche Serbien und feinem Für⸗ 
ften biefe Verbältniffe bereiteten, gebieten mir frei und ohne Umwege meire 
Anfichten ber Regierung Sr. kaiſ. Maj. darzulegen. Der erleuchtete Geift 
Sr. Maj. Rathgeber, das edle Herz des erhabenen Suzeräns von Serbien 
fünnen nicht, bürfen nicht mit Gleichgültigfeit das Uebel anjehen, weldyes das 
ferbifche Volk büfter fimmt, indem es ihm jeden materiellen wie geiftigen 
yortichritt unmöglih macht. Je mehr ich über die Lage, die man uns be= 
teitete, nachdenfe, deito tiefer wurzelt in ımir die Ueberzeugung, baß bdiefelbe 
ebenfo für bie Gegenwart und Zufunft Serbien, wie für die allgemeinen 
Sntereffen des Reichs ſchädlich ijt. Bei einer feierlichen Gelegenheit habe ich 
bereit8 erwähnt, daR cin ruhiges, zufriedengefteltes und ber Pforte ergebenes 
Serbien viel mehr Nutzen dem Reich bei einer eventuellen Vertheidigung ber 
Reihsgrenzen bringen Tann, ale e8 die Feltungen an den Ufern der Donau 
und Eave je vermöcdten. Huldigte ich nicht der Ueberzeugung, daß biefe 
Feſtungen, flatt dem Kaiferreich nützlich zu fein, nur eine unverfiegbare Quelle 
von Mißtrauen, Schwierigkeiten und großen Gefahren und folglih von Un: 
bequemlichkeiten für Serbien wie bie Pforte find, und daß daher das Auf: 
laſſen berfelben ein Act großer politifher Weisheit fein würde — huldigte 
ich nicht biefer Ueberzeugung, jo würde ich ficherlih einen folchen Schritt, 
wie ich ihm jet bei der Perfon Ew. Hoh. thue, niemals gewagt haben. Er= 
baut in fängft vergangenen Zeiten, erhalten unter Verhäftniffen und aus 
Gefahr vor Erihütterungen, die nicht mehr möglich find, haben dieſe Feftun- 
gen feinen Grund zu beitehen für jene, welche einer Politif der Verföhnung, 
der Beruhigung ber Leidenichaften und der Beilegung alter Zwifte ergeben 
find, mit einem Mort, für jene, welche die Politif des frichlichen Fortfchritts 
als die befte, als bie einzige betrachten, welche bie Völker zu beglüden ver: 
mag. Eine folde Politik zu befolgen, ift mein lebhafter Wunſch. Da Dies 

ſelbe nur heiffame Früchte tragen würde, fo würbe fie ber ruhmreichen Re⸗ 

gierung bes Sultans Abdul-Aziz würbig fein. Ich meinerſeits werde mich 

glüdlich fühlen, dieſer Rolitit mein ganzes Bemühen widmen zu können. 
Möge Se. kaiſ. Maj. mich feines Vertrauens würdigen, und mir bie Art 

erleichtern, auf welche ih Serbien das Vertrauen, die Rube, ben Fortichritt 

und das Glück geben könnte. Das ganze ferbifhe Volt wird dafür feinen 

erhabenen Namen fegnen, wie der Serben Fürft nie die Dankbarkeit und 

Loyalität außer Acht lafjen wird, bie er dafür Sr. Maj. fchulden würde. 

Durch das Auflafjen oder Demoliren ber jerbifchen Zeitungen würde Se Maj. 

uns bie größte Gefälligfeit erweifen. Durch einen folchen glänzenden Beweis 

euer MWoblwollens wie feines Vertrauens würbe der Sultan mit ungerflör 

aren Banden an fich ein foyales und tapferes Wolf Tnüpfen. Für mid 

aber wäre es ein wahres und unſchätzbares Glück, meine beftändige und Ieb: 

bafte Dankbarkeit meinem erhabenen Suzerän bezeugen zu können.“ 


9, Oct. (Candia). Muſtapha Paſcha bricht mit einem ftarfen Armee: 


corps von Canea gegen Sphakia, ben Hauptſitz ber Infurrection, auf, 
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13. Oct. (Montenegro) Die Pforte macht dem Fürſten Nikolaus 


19. 


21. 


22. 


24. 


die von ihm verlangten Concefjionen bez. der Dlodhäufer und tritt 
ihm den Landftreifen von Novofella ab, wodurch die Montenegriner 
freie Communication mit dem Meere erhalten. 

„ (Rumänien). Die griehijhe Synode in Konftantinopel gefteht 
der rumänischen Kirche die bereits factiſch beſtehende Unabhängigkeit 
im Wefentlihen auch rechtlich zu. 


„ (Rumänien) Die Anerkennung bes Fürſten Karl ift von 
der Pforte endlich zugejtanden. Fürſt Karl geht nad) Konftantinopel, 
um den Snveftiturferman perjönlich entgegen zu nehmen. Sämmt⸗ 
lihe Confuln der Großmächte, mit Ausnahme des ruffiihen, machen 
ihm vor feiner Abreife noch ihre Aufwartung und beglüdfwün- 
ſchen ihn. 

„ Eine Faif. Verordnung beftimmt diejenigen Staatseinnahmen, bie 
v. 1. März 1867 an zur Dedung ber allgemeinen türkiſchen Schuld, 
jowie der im Auslande abgejchloffenen Anlehen verwendet werben 
jollen und bevollmäditigt die ottomaniſche Bank mit ber Directen 
Ginziehung diefer Einnahmen. 

» Rumänien) Fürft Karl trifft in SKonftantinopel ein, wird 
fofort vom Sultan empfangen und nimmt den vom 23. d. M. da: 
tirten Inveftiturferman entgegen: 

„Da Dir nichts mehr am Herzen liegt, al8 ben Unruhen, welche feit 
einiger Zeit die vereinigten Fürſtenthümer der. Moldau und Walachei, dieſen 
wichtigen Theil Meines Reiches heimgeſucht Haben, ein Ziel zu feken und 
deren Gebeihen, jo wie das Glück und Wohlfein ihrer Bewohner fich ent: 
wideln zu ſehen, dieſer Zwed aber nur durch die Herftelung einer feiten 
und beftändigen Ordnung ber Tinge erreicht werden Tann, jo verleihe Ich 
Dir, da ‘ch Deine Klugheit, Deinen hoben Verſtand und Deine Fähigkeiten 


kenne, ben Rang und die Vorredhte eines Fürſten der vereinigten Türften: 


thümer unter folgenden Bedingungen, welde in ben unterm 419. October 
v. %. an Did ergangenen Vezierihreiben Ausbrud gefunden haben und von 
AA laut Deiner Antwort vom 20. besfelben Monats angenommen worden 
ind: 

1. Du verpflichtet Did, in Deinem und Deiner Nachfolger Namen, Meine 
Suzerainetätsrechte über die vereinigten Fürftenthümer, die einen untrenne 
baren Iheil Meines Reiches bilden, in ihrer Integrität innerhalb der durch 
bie Beftimmmungen ber alten Condentionen und durch die Parifer Verträge 
von 1856 feftgejekten Grenzen zu refpectiven. | 

2. In feiner Weife ohne vorherige Verständigung mit Meiner Regierung 
bie Zahl von 30,000 Mann zu überjchreiten, bis zu welder die bewaffnete 
Macht aller Truppengattungen in den vereinigten Fürftenthümern wird ers 
höht werden Fünnen. 

3. Sie UnfererfeitS ben vereinigten Fürftentbümern ertheilte Ermächti⸗ 
gung, eine befondere Münze zu führen mit einem Zeichen Unſerer Negies 
rung, das fpäter zwilchen ber hohen Pforte und Dir feftgeitelt werben 
Rn % wirfungslos zu betrachten, jo lange als jene Feititelung nicht ers 
olgt ift. 

4. Ude Berträge und Conventionen, welche zwifchen Meiner h. Pforte 
und ben andern Mächten beftehen, fo weit fie den durch bejondere Acte fefts 
geftellten und anerkannten Rechten ber’ vereinigten Fürſtenthümer nicht Eins 
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trag thun, als für bie vereinigten Fürftenthümer wie feither verbindlich an- 
zuſehen und ebenfo das Princip zu wahren und zu reſpectiren, daß fein 
— von den vereinigten Fürſtenthümern direct mit den frem⸗ 
den Mächten geſchloſſen werden Be Meine Taif. Regierung wird aber auch 
nicht ermangeln, künftig die vereinigten Fürſtenthümer über die Beſtimmun— 
gen jedes Vertrages ober Conventionsabichluffee, welche ihre Geſetze amd 
commerciellen Reglements berühren könnten, jedesmal zu Rath zu ziehen. 
Die Arrangements von localem Intereſſe, die mit einer benad;barten Regie: 
rung getroffen werden und weder die Form eines officiellen Vertrages nod 
politiihen Charakter haben, werben nach wie vor obiger Einſchränkung nicht 
unterliegen. 

5. Du verpflichtet Dich ferner, Did ber Stiftung eines Ordens oder 
Ehrenzeihens zu enthalten, das im Namen ber vereinigten Fürſtenthümer 
etwa verliehen werden follte; 

6. Meine Suzerainetätsrechte über die einen untrennbaren Theil Meines 
Reiches bildenden vereinigten Fürſtenthümer unabläfjig zu rejpectiven und mit 
fteter Sorgfalt bie Säcularbande, welche biefelben mit ber Türkei vereinigt 
halten, zu wahren; 

7. Den von ben vereinigten Fürſtenthümern an Meine Regierung ent: 
richteten Zribut fo zu erhöhen, wie es ſpäter im Einverſtändniſſe mit Dir 
Ban werben wirb; 

Nicht zu erlauben, baß das Gebiet ber vereinigten Fürſtenthümer 
er Bereinigungspunft derer diene, welche Unruhen anftiften, welche bie 
na ber anderen Theile Meines Reiches ober ber Nachbarftanten gefährden 
önnten; 

9. Dich fpäter mit Meiner faiferlichen Regierung über praftiihe Maß⸗ 
nahmen zu verftänbigen, die notbwendbig find, um benjenigen Unferer 

Unterthanen, die fich aus anderen Theilen Deines Meiches in die vereinigten 
a um dort Handel zu treiben, begeben, wirkſameren Schuß zu 
verleihen. 

Unter biefen oben aufgeführten Bebingungen und unter ben in Deinem 
Antwortichreiben an Meinen Großvezier enthaltenen Verpflichtungen wird ber 
Rang und bie Vorrechte eines Fürften der vereinigten Fürſtenthümer Dir 
und Deinen Nachkommen in grader Linie erblich übertragen, mit dem Vor⸗ 
behalt, daß bei Erledigung der Stelle dieſelbe durch einen kaiſerl. Ferman 
dem älteſten Deiner Nachkommen verliehen werden ſoll. Mithin wirſt Du 
darüber wachen, daß kein Akt vorkomme, der den vorſtehenden Bedingungen 
und den Fundamentalbeſtimmungen der mit den Meinem Reiche befreundeten 
und verbündeten Mächten in Betreff der vereinigten Fürſtenthümer abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge und Conventionen zuwiderläuft, und Du wirft Deine 
Sorge darauf verwenden, bie gute Verwaltung ber vereinigten Fürſtenthümer 
zu vervolllommmen und zu fihern, und das Wohlſein und das Gebeihen ber 
Bevölkerung Meinem Tail. Wunfche gemäß zu fördern.” 


24. Oct. (Candia). Muſtapha Paſcha iſt bis an die Grenzen des 


29. 


Sphakiagebirges vorgedrungen. Glückliche Gefechte deſſelben bei Vriſſa 
und Bafe; Erſtürmung der Höhen um das Kloſter Pariſi. Eine 
große Anzahl Sphakioten-Bapitäne erjheint im Lager Muftapha 
Paſcha's und erklärt die Unterwerfung ber Landſchaft. Muſtapha 
Paſcha begnügt ſich damit, verzichtet auf bie zuerft geforderte Ablie- 
ferung ber Waffen und wenbet ſich gegen Rethymno. 


„C(Candia). Muftapha Paſcha verkündet eine Amneftie und ge: 
ftattet ſowohl ben Fremden, als ben Führern der Inſurgenten bie 


Eirkei, 417 


Inſel unbehelligt zu verlaſſen. Der Aufſtand bricht in Sphakia trotz 
derſelben nach ſeinem Abzuge von neuem los. 


Anf. Nov. (Aegypten). Der Biceksnig erläßt eine Art Statut, das 


10. 


aus 18 Attikeln beſteht und im Weſentlichen folgendes feſtſetzt: 
Art. 1 lautet: Die Verſammlung hat zur Aufgabe über die innern Inter⸗ 
eſſen des Landes zu verhandeln. Sie bat ſich auch über die Projecte aus⸗ 
zufprechen, welche die Regierung ihrer Entſcheidung anbeimgeben zu follen 
glaubt, und über welche fie ihre dem Vicefönig zur Genehmigung vorzus 
legende Anficht abgibt. — Art. 2. Jedes Individuum über 25 Jahren ift 
wählbar, unter ber Bedingung, baß es ehrlich, loyal und befähigt, jowie von 
ber Regierung als im Lande geboren anerkannt ift. — Art. 3. Nicht wählbar 
ift jedes Individuum, befjen Vermögen in Folge eines Yalliments mit Beichlag 
befegt, und das felber noch nicht vollfommen rehabilitirt iſt. Ferner jebes 
Individuum, bas Feine Exiſtenzmittel bejitt, oder in bem Jahr vor der Wahl 
öffentliche Unterftügungen erhalten, das zu einer entehrenden Strafe verur: 
theilt oder durch richterlichen Spruh aus bem Öffentlichen Dienſt entlafjen 
worben ift. — Art. 4. Die Wähler werben unter ben Einwohnern gewählt, 
deren Güter nicht wegen Fallimenten jequeltirt 2c. und bie nicht im activen 
Heeresbienft find. — Art. 5. Es Fünnen außerdem nicht gewählt werben alle 
Beamten ber Regierung und in Privatdieniten Stehende, jowie Militärper: 
fonen in ber Armee und in ber Reſerve. — Nah Art. 6 ift bie Zahl ber 
Deputirten nicht beſtimmt, barf aber nach Art. 10 nicht über 75 fteigen. In 
jedem Bezirk werben ein oder zwei Vertreter, je nach der Volfszahl, gewählt; 
in Cairo brei, in Alerandria zwei und in Damiette 1. Die Abftimmung ift 
geheim; bie einfache Mehrheit genügt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das 
2008. Das Mandat erlöfht in drei Jahren. In den genannten Städten 
ſcheint, nah Art. 8, das allgemeine Stimmrecht nicht gültig zu fein; benn 
e3 beißt darin, daß die Vertreter biefer Städte von den Notabeln mit eins 
facher Mehrheit gewählt werden. — Nah Art. 13 findet audy eine bejondere 
Prüfung ber Wahlen ftatt. Die Commiſſion erflattet Bericht an ben Vice⸗ 
fönig, ber jedem Deputirten feine Bejtallung für drei Jahre zufertigen Täßt. 
Die VBerfammlung tritt regelmäßig alle Jahre, vom 23. Dec. bis zum 
21. Febr. zufammen. Diefes Jahr wird fie ausnahmsweiſe auf den 18. Nov. 
(bis zum 17. San.) einberufen [ift jedoch, auf ben Wunſch ber Deputirten 
ſelbſt, erſt am 25. Nov., dem, Geburtstag bes Vicekönigs, zujammengetreten]. 
Der Vicefönig beruft, vertagt, verlängert und fchließt die Seflion. Im Fall 
einer Auflöfung fett der Vicekönig den Zeitraum an, wann eine neue Kam⸗ 
mer zufammentreren fol (Art. 17). Laut Art. 18 bürfen die Deputirten 

feine Petition entgegennehmen. 


„ (Theffalien) Em Revolutionscomild richtet ein Memorandum 
an bie fremben Confuln. | 


»„ (Rumänien). Neuwahlen zur II. Kammer, Dieſelben fal- 
len in Buchareſt ziemlich rabical, auf dem Lande dagegen conſer⸗ 
vativ aus, 
„ (Sandia). Die Türken erftürmen das befeftigte Klofter Ars 
fadi. Die Candioten |prengen einen Theil besjelben in die Luft. 
„ (Rumänien). Eröffnung der Kammern. Thronrede bes Fürften 
Karl. | 
„ (Hegypten). Der Bicefönig eröffnet die Nepräfentantenver: 
ſammlung mit einer Art Thronrebe, 
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Site . 


Mite Dec, (Banbia). Ein Theil der fremden Zuzüger verläßt Die 


21. 


26. 


”„ 


” 


Inſel wieder auf neutralen und auf türkiſchen Schiffen. 
(Rumänien). I. Kammer: Die Regierung legt das Budget 
für 1867 vor. Dasjelbe weist in Einnahmen und Ausgaben gleich: 
mäßig 150 Mill. P. auf. Die Regierung empfiehlt möglihfte Be 
[chleunigung. Erpoje über das Anlehen Oppenheim. Die Wahl 
der Budgetcommiffion fällt gegen das Miniiterium aus, 

(Candia). Die Diftricte von Sphafia, Kiffamos und Selinos 
find von den Türken noch immer nidyt unterworfen. 

(Theffalien) Kine fog. proviſoriſche Regierung richtet aus 
Petrilon in Agrapha ein Schreiben an bie Eonjuln der Schukmächte. 
„ Die Pforte richtet an bie drei Schutzmächte Griechenlands eine 
Depefche, in der fie fih aufs Bitterfte über Griechenland, bas 
allein die Bacification Candia's verhindere, beflagt und wofern bie- 
fer Lage der Dinge nicht abgeholfen würde, einen ofjenen Bruch 


mit Griechenland in Ausficht ftellt: 

„Aus meinen früheren Depeichen erfuhren Sie bereits bie Bacification ber 
Inſel Kreta und die Kontentration der Reſte der Aufftändiihen auf bie 
einzigen zwei Puncte von Selinos und Kiffamos. Sch hoffe, Ihnen durd 
den Telegraphen und vor dem Eintreffen dieſer Depeſche deren volljtändige 
Unterwerfung anfündigen zu können. Es ift notoriſch, baß der Aufftand weit 
früher und vielleicht jogar ohne Blutvergießen hätte unterbrüdt werben Fön: 
nen, wenn nicht von auswärts hereingekommene bellenifche Anſtifter durch 
freveldafte Wühlereien und durch gewaltthätige Drohungen die Injelbewohner 
beeinflußt und nur bazu beigetragen hätten, die Revolte zu verlängern und 
die Zahl der unglücklichen Opfer zu vermehren. Als die Hellenen von dem 
Nichterfolge ihrer fehuldbeladenen Proijecte in Bezug auf Kreta überzeugt 
worden waren, begannen fie offen, die Rube von Epirns und Thejfalien 
zu flören. Jeden Rückhalt bei Seite jegend, Fommen fie, um Räuberbanden 
zu organifiren, bie unter dem Schutze ber bei Lamia und Karaſſara ver: 
einigten Militärmacht der griech. Regierung bie Grenzen überjchreiten, die⸗ 
jenigen unferer chriftlichen Unterthanen morden, bie ihnen Widerftanb leiftend 
in die Hände fallen, und ihre Habe plündern. In ber Vorausficht eines 
energifcheren Vorgehens im Frübjahre find bedeutende Vorbereitungen zu 
Waſſer und zu Lande getroffen worben. Wir befinden uns bemnad zur 
Stunde nicht einem Aufftande im Innern gegenüber, fondern gegenüber einer 
Regierung, welde fi anftrengt und in oftenfibler Weife fich vorbereitet, un⸗ 
fer Gebiet zu revolutioniren. Ich bin glücklich, conftatiren zu können, baf 
ungeachtet ber Heftigften Umtriebe Griechenlands die größte Ruhe im ganzen 
Reiche herrſcht. Angefihts ber fich gegenwärtig entwickelnden Verhältnifje 
werden demnach bie befreundeten Mächte, wie wir bavon innigft überzeugt 
find, erfennen, daß bas offenkundig feindfelige Benehmen ber griedh. Regierung 
fowohl in Betreff Kreta's, als auch bezüglich ber allgemeinen Ruhe in den 
andern Provinzen des Reiches ohne Beilpiel fei zwilchen zwei im trieben 
lebenden Staaten. Sie werben zugleich anerfennen, daß die hohe Pforte, 
einzig von dem Wunfche bejeelt, den trieben zu erhalten, Beweiſe eimer bei- 
ipiellofen Selbftverläugnung gegeben bat. Allein Alles Hat feine Grenzen, 
die nicht überfchritten werben können und nicht überichritten werben dürfen, 
und Sr. Tail. Maj. dem Sultan, unſerm allerdurchlauchtigſten Herrn, Tönnte 
es kaum Yänger gleichgültig bleiben, daB ein beträchtlicher Theil feiner Unter: 
tbanen, die ruhig zu leben und bes ihnen gewährleifteten Schußes zu genie⸗ 
Ben wünſchen, das Opfer ber Leibenfchaften und verberblicher Pläne Seitens 
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griechiſcher Abenteurer werden und daß die Ruhe ſeines Reiches geſtört und 
gefährdet werde. Wenn alſo die griech. Regierung, mit Außerachtlaſſung der 
Verbindlichkeiten, die ihr Kraft der Verträge auferlegt ſind, in ihrem bisheri⸗ 
gen Vorgehen verharren ſollte, jo würde bie kaiſ. Regierung ſich in bie Noth⸗ 
wendigkeit verſetzt ſehen, Maßregeln zu ergreifen, die ihr durch die Pflicht 
eigener Sicherheit geboten wären, indem ſie zugleich die ganze Verantwort⸗ 
lichkeit den Griechen überläßt für all die Folgen, welche dieſe Maßregeln nach 
ſich ziehen könnten. Wir find der Meinung, daß die drei Schutzmächte Gries 
chenlands, welde jo aufrichtig den Frieden und bie Ruhe im Oriente erhal: 
ten und ebenfo bie Verträge unbeeinträdtigt zu fehen wünſchen, welche bie 
Sintegrität des Reiches verbürgen, jener Möglichkeit allein vorbeugen können, 
indem fie durch ein collectives und wirkſames Vorgehen bie griechiiche Regie = 
rung auf die Bahn der Gefeglichkeit und der internationalen Pflichten zurüd: 
führen, und indem fie ihr fategorifch erklären, daß fie ihr gegenmwärtiges 
Berbalten mißbilligen. In dieſem Vorgehen, id wieberhole e8 Ihnen, ſehen 
wir das einzige Mittel, um das abinet von Athen zur Aenderung feines 
aggreſſiven Verhaltens zn vermögen, bie revolutionäre griechifche Partei zur 
Einfiht zu bringen und enblich einen Bruch zwifchen ben beiden Regierungen 
zu verhüten, nadhbem bie b: Pforte bereits alle ihre Anftrengungen vergebens 
erichöpft bat, um es nicht zum Aeußerſten kommen zu laſſen. ch erfuche 
Sie, biefen Stand ber Dinge ber Regierung St. Maj. offen barzulegen und 
fie dringend zu bitten, an das Gabinet zu Athen energiihe Rathſchläge im 
vorangebeuteten Sinne zu richten. Sie werden zugleich hinzufügen, daß für 
ben Fall, daß bdiefer Schritt unglücklicher Weife ohne erwünfdten Crfolg 
bliebe, und Griechenland fortfahren würde, bie ihm durch bie Verträge aufs 


. erlegten Pflichten nicht zu erfüllen, ‚die Megierung Sr. Maj. bes Sultans 


fih dann, obſchon mit Bedauern, in die Nothwendigkeit verjett ſehen würde, 
ſolche Tispofitionen zu treffen, die ihr durch das Jutereſſe ber eigenen Ers 
haltung eingegeben werben würben.“ 


27° 


13. Griechenland. 


20. Jan. Schluß der Kammerjeilion, un dem Buchſtaben bes Geſetzes 
zu genügen. Dieſelbe joll aber fofort wieder zufammentreten, um 
die noch rüdftändigen Gejebesentwürfe zu behandeln. 

26, „ Die Kammer tritt in außerordentliher Eeflion wieber zufammen. 
Präfidentenwahl: die Regierung fett den ihr genehmen Kandidaten 
durch. Die Abgeorbnieten decretiren fich ſelbſt für Reifen und Zeit: 
verluft eine Entſchädigung von 1500 Dradimen. 


3. Gebr. Der König fchließt plößli die außerorbentlihe Sefjion der 
Kammer, obne ſich darüber vorher mit dem Minifterium verftän- 
bigt zu haben. Daſſelbe fieht darin ein Zeichen des Mißtrauens und 
bietet feine Entlaffung an. 

8. „ Der König nimmt die Demiffion bes Minifteriums an. Daſſelbe 
reconftruirt jich neuerdings unter dem Vorſitze von Rufos. 

10. „ Kin Eircular der Schutzmächte an ihre Vertreter in Athen droht, 
wenn die Parteien fi nicht zur Regelung der Finanzen und zur 
Herftellung der Orbnung einigen würden, wirffame Maßregeln zu 
treffen. 


Anf. Mai. Leonidas Bulgaris landet mit 25 Genoſſen bei Theſſalonich, 
um einen Inſurrectionsverſuch zu machen. Die kleine Schaar wird 
jedoch fofort von ben türfifhen Truppen umzingelt und ohne Öegen- 
wehr gefangen. 

19. „ General Salergis trifft unerwartet von Paris in Athen ein. 


12. Juni. Der König erbittet fi den Rath der Gefandien der drei 
Schutzmächte. 
20, „ Entlaſſung bes Miniſteriums Rufos. Der König fordert umſonſt 
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“pie Fahrer ber drei hauptſachtichſten Parteien‘ ber Kammer, Bul- 
.. gärid,. Komunburos und Deligeorgis auf, zu Bildung eines neuen 
Minifteriums zufammen: zu wirken. Er fleht fidh..gemöthigt, fchließ- 
lich Bulgaris allein die Bildung des Minifteriums zu überlaffen, 
in das Deligeorgis als Minifter des Auswärtigen eintritt, 
26. Juni. Das neue Minifterium erläßt folgende Proclamation: 
Der Miniſterrath an das griecchiiche Bolt. Mitbürger! Der König bat 
uns mit ber. Regierung bes Landes beauftragt unter Fritiihen Verhältniſſen. 
Wir haben diefen Auftrag angenommen in Anbelracht ber heiligen Der: 
et die wir gegen das Baterland haben, denn Sebermann erkennt, 
. daß bie heutige Regierung nicht bloß die Verwaltung von Grund aus wiebers 
herſtellen, fondern auch die nothiwendigen Mittel zu dieſem Zweck erſt fchaffen 
muß. und zwar unter Umfländen außerordentlicher Wichigfeit, bie jelbft nicht 
ohne Gefahr find. Das politifche Programın jeder Regierung muß das ber Res 
volution fein, aus welcher die gegenwärtigen Zuſtände der Dinge hervor: 
. gegangen find. Der Endzwed Dieter Revolution war ber Fortſchritt durch 
.. . bie regelmäßige — der Geſetze und durch die Entwicklung der Kräfte 
der griechiſchen Nation. Dieſer Zweck iſt nun ganz genau das Programm 
der Regierung. Uber bedauerliche Verhältniſſe haben die Ausführung dieſes 
‚Programms ge erſchwert, denn fie haben. die beiden ‚Hilfsmittel, um biefen 
Fortichritt herbeizuführen, nicht ans Tageslicht gebracht, und als letztes Er: 
gebniß haben fie die Nichtachtung der Gefege, bie finanzielle Krijis, den Ruin 
des Öffentlichen Eredits, die Abſchwächung der Macht und der Hoffnungen in 
einem Augenblid herbeigeführt, wo ber europäische Krieg die Lage aller 
Staaten Europa’s kritiſch made” Das Minifterium veripriht nun, nad) 
biefem Geftändniß über. die Folgen ber Revolution, daß es allen bielen 
‚ Uebelftänden abhelfen werde: es wird dem öffentlichen Credit herftellen, bie 
Verwaltung ordnen, die Finanzen ins Gleichgewicht bringen und bie Na: 
tionalgarbe zu einer Wahrheit machen. | 


— Aug. Die Nachrichten von Candia erregen in Athen und ganz 
Griechenland eine gewaltige Aufregung. _ Zahlreiche Freitvillige gehen 
bahin ab. Das fchon länger beitandene Tretifche..Comits zu Athen 

tritt in den Borbergrund. — 


2. Sept. Die griechiſche Regierung richtet zu Unterſtützung des candio⸗ 
tiſchen Aufſtands eine ziemlich umfangreiche Denkſchrift an die drei 
Schutzmächte: 

Dieſelbe beſagt im Eingang, daß die ſeit vier Monaten andauernde Kriſis 

ſowohl von ber unerträglichen Lage und ben tiefen Leiden der auf der Inſel 
anſäſſigen chriſtlichen Bevölkerung von mehr als 200,000 Seelen, als von 

der Unzulänglichkeit der Bis jeßt zur Abänderung folcher Zuſtände ange: 
wandten Mittel hinlänglich Zeugniß abgelegt babe, und daß Griechenland, 
welches burch feine gesgraphifhe Lage, durch Stammes: und Spradeinheit 
‚mit dar hellenifijen Untertbanen bes türfiichen Reichs all deren Unbehagen 
(malaise) mitempfinde, unmöglid, ein gleihgültiger Zuſchauer ber verzwei⸗ 
felten Anftrengungen ber Kreter zur Erzielung einer Verbeſſerung ihrer Zus 
jtände bleiben könne. Es würde feine Miflton als erfter chriftlicher Staat 

bes Drients verlegen, beftrebte es fich nicht, auch anbere Stimmen zu Pros 
teften zu veranlafen gegen bie vom türkiſchen Fanatismus eingegebenen graus 
famen und willtürfihen Maßregeln gegen feine Brüber. In fchweren 
> Beiten fei Candia ein Vollwert ber grichiichen Nationalität geweſen unb bie 
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attiſchen Ebenen feim von Tretifchen Blut gedüngt. Treybem fei nad 
bem griechifchen Unabhängigkeitsfampf bie Inſel, obgleich fie alle Schreden 
bes neunjährigen Kriegs von 1821—1830 getheilt, von ber Londoner Con⸗ 
ferenz dem türkifchen Reich zurüdgegeben unb unter ägbptifche Verwaltung 
geftellt worden, und bieß gegen ben Rath ber europätihen Geſandten in 
Eonftantinopel und obglei die ganze Inſel, mit Ausnahme ber befeftigten 
Städte Canea, Candia und Retimo, fih in ben Händen ber Batrioten befanb, 
welche im Jahr 1824, unter General a ſelbſt die türkiſchen Feſtungen 
Grabuſſa und Kiſſamos erobert hatten. Allerdings habe damals ein edler 
Fürſt, welcher Klugheit mit Thatkraft verband und ſpäter das Glück eines 
Volks machte (Leopold J.), feine Stimme zu Gunſten der Inſulaner erhoben, 
und es fei ihm gelungen, zwar nicht eine Mobification bes Protofolls vom 
3. Febr. 1830 zu erlangen, aber doch wenigftens fo viel zu erreihen, daß 
durch das * atzprotokoll vom 20. Febr. die Ausführung des erſteren in 
manchen Theilen beſchränkt wurde, Die Note gibt dann einen Auszug aus 
ber Collectivdepeſche der drei Schutzmächte an bie Pforte vom 8. April 1830, 
in welcher bie Hoffnung — ward, daß das Loos ihrer chriſtlichen 
Unterihanen auf Kreta und Samos in Zukunft ein vor Willkür und graus 
famer Behandlung gefchüttes fein werde und in welder man biefelben ber 
Türforge des Großherrn bringenb empfahl. Hierauf folgt ein lebendiger 
Aufruf an die Schutzmächte, doch prüfen zu wollen, wie ihren Anempfebs 
Iungen Folge geleiftet worben fei: durch erneute Graufamkeiten und Metze⸗ 
leiten, welche um fo verwerflicher erfcheinen müßten, als fie unter dem Bor: 
wand auf Aufreciterhaltung ber Ordnung hinzumirfen vorgenommen worben 
feien, wie 3. 8. bie in ben Kreter Annalen von 1853 unter dem Namen 
„bie Hängungen der Murnier“ verzeichneten Töbtungen. Alle bie Leiden ber 
Kreter während 36 Jahren anzuführen, würde ben Raum biefer Staats: 
fhrift weit überfchreiten. Als im Jahr 1840 Mehemeb Ali fih von ber 
türfifchen losriß, glaubten aud fie, ihre Stunde ber Befreiung 
habe endlich gefchlagen; aber es erfolgte bie Intervention der europäifchen 
Mächte — bie Inſel kam ans ägyptiſcher Oberhohelt unter türkifche, aus 
bem Regen unter die Traufe; beun ber Perfonenmechjel, wenn er überhaupt 
einen Syſtemwechſel bebeutete, fei wo möglich zum fchlimmern auegefallen. 
Die Kreter ergriffen die Waffen. Ihr Auiftand wurde zwar unterdrüdt, 
aber indem die Schugmächte der Pforte eine rüdfichtsvolle Behandlung ihrer 
griechifchen Untertbanen von neuem dringend anempfahlen, legten fie biejer 
eine zweite Bürgichaft biefür auf. Cine britte endlich enthalte ber Parifer 
ler von 1856, bei deſſen Berathung der türkifche Bevollmädtigte im 
amen feines Monarchen erklärt babe: es folle für die Ehriften im ooma⸗ 
nifchen Reich eine neue glückliche Aera fommen, und biefes Verfprechen, ob: 
gleich Spontan und freiwillig abgegeben, könne für bie Piorte nicht weniger 
bindend fein, als bie früheren auf Beranlaffung ber Mächte gemachten. Aber 
bie griechiſche Regierung hält es für überflüflig, den Beweis zu führen, daß 
ber Hatti-Scherif immer ein tobier Buchitabe, und daß bie vierte Gruppe 
der türfifden Zufagen, im Jahr 1858 gemacht, ebenſo illuſoriſch geblieben 
ſei wie deſſen Beitimmungen. Nun folgen etwas unbeſtimmt gehaltene 
Klagen über die türkifche Wirthichaft, über fchlechte Juftiz und Adminifiration, 
Vernachläſſigung des Handels, Aderbaues u. ſ. w., dann geht die Schrift 
zur —— ber jüngften Ereigniſſe über. Im Anfang Aprils d. Se. 
hätten die aufs äußerſte getriebenen Candioten ſich in der Umgegend von 
Canea vereinigt, um über ihre Lage zu berathen; ſie wählten Abgeordnete, 
bie in Kutzanaria zuſammenkamen und denen ſich Repräſentanten der Städte 
Retimo und Canea, wie die Biſchöfe von Kydonia und Kiſſamos anſchloſſen. 
Dieſe Verſammlung redigirte, indem ſie ihrem Patriotismus ein ſchweres 
Opfer zu Gunſten ber Klugheit auferlegt habe, zwei Proteſte, für den Sultan 
und für die Schutmächte, gegen bie feitherigen Zuftände. Es hätte erwartet 
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werben bürfen, daß auch ber Divan fich für bie Klugheit entfchließen würde, 
aber weit entfernt bavon, habe er feine anbere Antwort gefunden, als Ans 
orbnung von Zmwangsmaßregeln. Die Bitten ber Kreter babe er zurüds 
ewiejen (oppos6 une fin de non recevoir) und eine Armee von 22,000 

ann, theils aus türkfifchen, theils aus Ägyptiichen Truppen beftehend, nach 
ber Inſel gefandt, in deren Gefolge fih ein Derwiſch befand, welcher offen 
zum Chriftenmorb aufrufe. Ein Brief bes Großvezierd vom 22. Juli an 
den Statthalter der Inſel befehle diefem, mit Strenge gegen bie Aufftäns 
diſchen vorzugehen und bie griechiſche Regierung ſchaudert bei dem Gedanken 
an bas Unglück, welches der einmal erregte türfifche Fanatismus über bie 
Ehriften bringen könne. Sie glaubt jih in biefer Hinjicht ben ſchlimmſten 
Befürchtungen hingeben zu miüffen und fchließt, unter Hinweis auf bie 
ſyriſchen Metzeleien, mit ber ernften Bitte an die Schußmächte, die osmaniſche 
Regierung zum Nachgeben veranlaffen zu wollen. 


25. Sept. Der neue franzöfiihe Minifter bes Auswärtigen Marquis be 


Mouftier räth auf ber Durdreife von Konftantinopel nad Paris 
dem König und der Regierung dringend und falt brohend ab, den 
canbiotifhen Aufitand zu unterjtügen. Die öffentlide Meinung 
nimmt darauf feine Rüdfiht: die Zuzüge nah Candia dauern nad) 
wie vor fort. " 


Oct. Der griechiſche Dampfer Panhellenion beginnt feine Fahrten 


nad) Candia und führt dahin trotz ber türkifchen Blofabe Freiwillige, 
Waffen, Munition und Gelb. 


3. Nov. Ein kgl. Decret verfchiebt die auf ben 15. d. M. angefekte 


17. 


Eröffnung der Kammer um 40 Tage. Die Minifter des Kriege 
und bes Innern erlaffen Runbfchreiben an die Behörden für ge: 
wiſſenhafte Achtung der Neutralität gegenüber dem candiotifchen 
Aufſtande. 


„ Die Regierung richtet eine neue Depeſche an die Schutzmächte 


und proteftirt gegen bie türkiſchen Gräuel auf Candia. Alle ver: 
fügbaren Truppen werben an ber türfiihen Grenze zufammen 
gezogen und brei Generalcommanbos in Eorfu, Welt: und Oft 
griechenland aufgeftellt. 


22. Dec. Die Kammer verfammelt fi ohne fürmliche Einberufung durch 


24. 


die Regierung aus eigener Berechtigung nad dem Wortlaut der Ber: 
faſſung. Diefelbe wird ohne Thronrede durch den Miniſterpräſi⸗ 
benten Bulgaris mit wenigen Worten eröffnet. 

„ Kammer: Wahl des Präfidenten. Ein Antrag auf Verfchiebung 


. wird verworfen. Sechs minifterielle Deputirte verlaffen den Saal. 


Die zurüdgebliebenen 94 Abgeorbneten wählen einftimmig ben Can⸗ 
bibaten ber Oppofition, den geweſenen Minifter Chriftenites. Das 
Minifterium bietet in Folge davon dem König feine Entlaffung an. 


30. Dec, Der König genehmigt die Entlaffung des Minifteriums Bul- 


garis und bildet ein neues Minifterium unter dem Borfike von 
Komunburos, 
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Außerenropäilhe Staaten. 
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Außerenropüiſche Staaten. 


1. Bereinigte Staaten von Nordamerika. 


41. San. General Crawford, ber Commandant ber fog. amerikaniſchen 


20. 


Diviſion der juariftifhen Armee, ruft den in Browneville flationir- 
ten Gen. Weigel um Hülfe an gegen ben Taif. mericaniſchen General 
Mejia in Matamoros, der im Begriff ſtehe, eine Anzahl gefan⸗ 
gener Soldaten der republifanifdjen mericanifhen Armee erſchießen 
zu laſſen. 

General Weigel richtet an Gern. Mejia ein Schreiben, in bem 
er gegen das Erſchießen von Gefangenen ber jwariftifhen Armee 
feierlichen Proteft erhebt. General Mejia antwortet barſch ableb: 
nend, indem er ſich auf das Decret bes Kaiſers Mar vom 2 Okt. 
1865 beruft. 


u 


u  Beneral Weitel läßt die mertcanifhe Stadt Bagdad burd ein 


ſchwarzes Regiment, angeblich zum Schub ber Stabt, befeßen. General 
Mejia trifft in Matamoros ſofort Anftalten, Bagbab mieber zu 
nehmen. 

» Agenten ber canadiſchen Regierung fuchen in Waſhington umfonft 
für eine Erneuerung, des fog. Reciprocitätsvertrages zu wirken. Die 
Öffentlide Meinung im Norden ſpricht ſich gegenüber dem feindſeli⸗ 
gen Verhalten Canada's während bes Bürgerfrieges jehr entjchieben 
dagegen aus. 

„ Das Repräfentantenhaus bejchließt mit 116 gegen 54 Etimmen 
ben Negern bes Bundesunmittelbaren Diftricd Columbia (in bem 
Waſhington Liegt) das unbebingte Stimmrecht zu verleihen und 
verwirft bas Amendement, daran bie Bedingung des Leſens und 
Schreibens zu Tnüpfen. 

„n Der Senat genehmigt mit 37 gegen 10 Stimmen einen Geſetzes⸗ 
entwurf zum Schıb der Neger in ben een deſſen wejentliche 
Beſtimmungen folgende find; 
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Amerika. 


„Das Freebman's Bureau (urſprünglich nur für Kriegezwecke auf ein 
Jahr creirt) wird prolongirt. Der Präfident tbeilt ben ganzen Süben in 
zwölf ober weniger Sauptdiftricte, für beren jeben er einen Commiſſär er⸗ 
nennt. Die Commiffäre tbeilen ihre Departements wieder in Unterbiftricte, 
und feken für jeden einen Agenten ein. Das Kriegsminifterium bat ben Be: 
amten bes Bureau’s Lebensmittel, Kleibungsftüde, Brennmaterial ꝛc. für bie 
arbeitslofen und nothleidenden Flüchtlinge und Emancipirten zur Verfügung 
zu fiellen. Der Präfident kann von ber Bundesbomäne in Florida, Miffijiippt 
und Arfanfas brei Millionen Acres Land auswerfen, wovon bie Gommiffäre 
Parcellen von je vierzig Acres zu mäßigem Zins an Neger verpachten, reip. 
verkaufen fünnen. Die burch Militärorbre bes Generals Sherman im Januar 
1865 den Negern an ber Küfte von Sübcarolina unb Georgia angewiefenen 
Ländereien werben ihnen auf brei Jahre als freier Beſitz berlaffen. Die 
Commiſſäre follen Grunbflüde zum Zweck ber Subſiſtenz bilfsbebürftiaer 
Neger und Flüchtlinge erwerben, Waifenhäufer und Schulen bauen. In 
allen Fällen, wo’ ben Emancipirten ihr Recht auf Arbeit,. bie Erfüllung ber 
mit’ ihnen gejchloffenen Gontracte, Eigenthums- und Erbrecht, Rechtsſchutz, 
Sicherheit der Perfon ꝛc. vorenthalten ober geichmälert werben, fol ber Brä- 
fident ihre Beſchützung im Wege Triegsrechtlichen Verfahrens bewirken. Wer 
einen Emancipirten in Sclaverei ober unfreiwilliger Dienſtbarkeit erhält, oder 


bei ber Verhängung von Strafen einen Unterſchied zwiſchen Weißen und 


Schwarzen macht, verfällt in 1000 Dollars Geldbuße und einjährige Ge: 
tängnißftrafe. Weberall wo ſolche Unterfcheidung gemacht wird, haben bie 
Beamten bes Freedman's Bureau volle Competenz in ber Sache.” ' 


31. Ian. Die mericanifhe Stadt Bagdad ift von den Unionstruppen wie⸗ 


ber geräumt. General MWeitel muß in Folge gemeffener Befehle 
aus MWafhington das Gefchehene desavouiren und felber aus dem 


| ‚ Dienft der Union ausſcheiden. 


4 Febr. ‚Das Kepräfentantenhaus befcließt mit 120 ‚gegen 46 Stim: 


men ein Amendement zur Bundesverfaffung, dahin gehenb: 

„Die Repräfentanten werden unter die zum Bunde gehörenden Staaten 
nach Maßgabe der Zahl ihrer Einwohner, ausfchlieklich der nicht befteuerten 
(5. 5. in Stämmen lebenden) Anbianer repartirt, jedoch find in benjenigen 
Staaten, welde das Wahlreht aus Rüdjiht auf Nace ober Hautfarbe ver: 
fagen oder verfürzen, alle Individuen der betreffenden Race oder Hautfarbe 
von ber Repräfentationsbafis auszufchließen.“ — 


..2.. Anum. Biöher wurde die Zahl ber Mepräfentanten, welche bie Sclaven⸗ 


finaten bes Südens in ben Congreß jchidten, verfaſſungsmäßig in ‚ber Weife 
berechnet, daß zu ber Zahl ber. weißen Bevölkerung noch drei Zünftheile der 
Negerbevölferung Hinzugefügt ivard. " Nah dem Amendement fol dagegen 


- bie-Bahl ber Repräfentanten der Sclavenftuaten, entweder wenn fie ben Negern 


bas Stimmrecht verweigern, vermindert und bloß nad) .ber. Zahl ‚ber. weißen 
Bevölferung berechnet, ober, wenn fie den Negern bas Stimmrecht ertheilen, 


"um jene bisher fehlenden zwei Fünftel ber Negerbevöfferung vermehtt und 


nad der ganzen Bevölkerung eines Staates berechnet werben. - 

„ Das Repräfentantenhaus tritt dem Beſchluß bes Senates vom 
25. San. bez. Freedman’s Bureau mit unmwefentlihen Mobifichtionen 
bei und befchließt mit 142 gegen 29 Stimmen, daß bie Beftim- 


mungen / bes ſog. Heimftättegefebes auf das noch. in ben: Südſtaaten 
befindliche Domanialland (viele Millionen Acres) in ber Weiſe aus: 


gedehnt werde, daß von dieſem Land jedes Familienhaupi, gleichviel 





ob Weiher ober Neger, BO Aeres gegen Entrichtung ber Vermeſſungs⸗ 


foften (im ‚Ganzen. 5 Dollars) in. Befig nehmen könne, natürlich 
unter der Bebingung, daß es fich wirklich darauf anfieble. 


419, Febr. Der Präſident Johnſon richtet eine Botſchaft an ben Senat, in 


der er gegen den Beſchluß beider Häufer vom 1. und 9. Februar 


u bez Freedman's Bureau ſein verfaſſungsmäßiges Veto einlegt. 


Die Botſchaft macht vorzüglich folgende Motive geltend: Das proponirte 
Geſetz würde dem Bund eine Menge außerordentlicher Functionen in den 
ſouveränen Sübftaaten zuweiſen, bie er früher nie geübt hat und ber Vers 
faffung nach nicht ausüben fol und kann. Es würbe bie gewöhnliche bür⸗ 
gerliche Rechtöpflege ftören, den Bund zum Schul- und Armenvermwalter mas 
hen, überdieg „die Gemüther ber Cmaneipirten, in beftändiger Uurube und 
geipannter Erwartung erhalten, und für bie Meißen, unter welchen fie leben, 
eine fortwährende Quelle vager Befürchtungen fein“. Teer Bunb babe bie 
Selaven für frei erflärt; aber welde Stellung fie im Geſellſchaftecompler 
der Südſtaaten einnehmen werden, das gehe nur dieſe und nicht den Bund 
an. Man dürfe hoffen, daß die Nad;frage nad) ber Arbeitskraft der Neger 


dieſen, wenn fie ordentlich und fleißtg ſeien, eine günſtige Behandlung Sets 


tens der Weißen ſichern werde; aber was immer in dieſer Beziehung geſchehe, 


ſei ansichließlich Sache der Subſiaaten ſelbſt. Schließlich erklärt der Präſi⸗ 


dent dem Congreß geradezu drohend: „Der Geſetzentwurf ſei von einem Con⸗ 
greß angenommen worden, in weichem 11 Staaten gar Feine Vertreter hat⸗ 


- ten. Einen folden Congreß könne er gar nit für competent halten, Die 


Bundesverfaffung gewährleiſte jedem Staat das Recht der Vertretung im 
Congreß; die Sübflaaten hätten, ba ihre Separationsbeichlüffe ab initio null 
und nichtig gemefen feien, niemals aufgehört, Staaten zu fein, nnd Hätten 
daher auch volles Recht auf Vertretung. Dem Mangel einer ftaatlihen Ors 
ganifation babe er, Johnſon, bereits abgeholfen, und der Congreß habe kein 
Recht, jene Staaten als noch nicht rehabilitirt anzuſehen. Wenn das dennoch 
geſche he ſo müſſe er als Präſident, der ſich als den Erwählten der ganzen 


“ Nation betrachte, bie Intereſſen und Rechte ber nicht repräſentirten Staaten 
20. 


wahrnehmen und behüten.“ 

„ In beiden Häufern bes Congreſſes wird der Verſuch gemacht, 
das Veto des Präfidenten mit Zweibrittel-Majoritäten umzuſtoßen. 
Im Reprüjentantenhaus beſchließen wirklich 137 gegen 33 Stim⸗ 
men, im Eenat dagegen nur 30 gegen 18 (12 Demofraten und 


‚. 6 Republilaner) Etimmen, auf dem Beſchluſſe zu beharren. Das: 


2. 


22. 


.  felbe ift daher vor dem Veto bes Präfibenten. gefallen, 
A. , 


Das Repräfentantenhaus befchließt auf den Antrag des Recon: 
ſtructionsausſchuſſes mit 109 gegen 40 Stimmen, daß fein Bürger 
der Süpftaaten als Mitglied des Congreſſes zuzulaffen fei, bis ber 
‚Songreß die Vertretung biefer Staaten genehmigt babe. 


'» Die vereinigten Richter des höchſten Gerichtshofes beichließen in 


Uebereinftimmung mit ber Theorie des Präfidenten Johnſon einſtim⸗ 


mig mit alleiniger Ausnahme des Präfidenten Chafe, bie während 


ber Nebelljon unterbliebene enmime bon Sällen aus ben Süd: 
Ntaaten wieber aufzunehnen. Ä 

Feier des Wafhington-Tages. Prafident gohnſon halt eine Rede 
"doll leidenſchaftlicher Invectiven gegen die Majorität — — 
des Congreſſes. 


3. 


7. 


n 


Amseeihe. 


März. Der Senat tritt dem Beſchluß bes Repräfentantenhaufes vom 


21. Yehruar bez. Vertretung ber Sübftaaten mit 29 gegen 18 Stim: 
men bei. 

Das Repräfentantenhaus weist einen Antrag bes Reconftructiond: 
comite'8 auf Wiederaufnahme von Tenneflee in die Union unter 
gewiffen Bebingungen an das Comité zurüd, weil jene Bebingungen 


noch Feine genügende Bürgfchaft weber für die Xreue gegen bie 


Union, noch für den Schuß der freigelafjenen Neger darböten. Eine 
Eingabe des Gouverneurs von Norbcarolina wird mit 100 gegen 
37 Stimmen kurzweg zurüdgewiejen, da der Congreß biefen Staat 
no nicht anerfannt habe. Ebenſo wird Cabetten aus den Süb- 
ftaaten die Aufnahme in bie Kriegsihule von Weftpoint jo Tange 
verweigert, als jene Staaten nicht vom Congreß wieder in die Union 
aufgenommen feien. Yes 


410. .„ Präſident Johnſon erflätt einer Deputation aus Kentudy, er 


werde feinerfeits nicht zurückweichen. 


416. „ Mit diefem Tage geht ber Bisherige Neciprocitätsvertrag wit 


„ 


" 


Canada zu Ende. 

Beide Häufer des Congrefjes nehmen, das Repräjentantenhaus 
mit 109 gegen 38, der Senat mit 30 gegen 7 Stimmen, einen 
Geſetzesentwurf an, ber (unter gänzlicher Beijeitlaffung bes beftrit: 
tenen Negerwahlrehts) die pofitiven bürgerlihen Rechte, die ben 
Sclaven durch ihre Befreiung zu Theil geworben find, aufzählt und 


unter den Schuß der Bundesgerichte ftellt: 

Nah S 1 find alle Bewohner ber Ber. Etaaten, welche nicht einer frem= 
ben Macht untertban find, ausſchließlich der nicht befteuerten Indianer, Bür⸗ 
ger ber Ber. Staaten; und folche Bürger ohne Unterichied ber Hautfarbe 
und ohne Rüdficht darauf, ob fie früher Sclaven geweien, baben in jebem 
Staat und Territorium daſſelbe Recht, Contrakte abzufchliegen und beren 
Erfüllung zu erzwingen, als Kläger, Bellagte, Parteien u. Zeugen vor Gericht zu 
ericheinen, perfönliches Eigenthum zu erben, kaufen, miethen, verkaufen, halten 
und übertragen unb alle perſönlichen Eigenthumsrechte in dem ſelben Maße 
zu genießen, wie weiße Bürger; ebenjo follen alle benjelben Strafen unter: 
liegen und alle dem zuwiberlaufenben Geſetze follen hieburch aufgehoben fein. 


. 5 2. ®er Jemanden eines ber durch $ 1 garantixten Rechte, unter Berufung 


auf irgenb ein anbermweitiges Gejeh ober Herkommen vorentbält oder Strafen 
auferlegt in Hinfiht darauf, baß er einmal Sclave geweſen, ober wegen ſei⸗ 
ner Hautfarbe, verfällt in eine Geldbuße bis zu 1000 Dollars und eine 
Gefängnipftrafe bis zu einen Jahre F 3. Die Diftrictsgerichte ber Ber. 
Staaten, mit Ausschluß ber Stantsgerichte, ſind hinſichtlich aller Vergeben 
gegen biejes Geſetz competent und ebenſo in Gemeinjhaft mit ben Wander: 
gerichten der Ver. Staaten, hinſichtlich aller Eivil- und Griminalfälle, bei 
welchen Perfonen betroffen find, welche ihre ihnen gemäß $ 1 dieſes Gefetes zu= 
fiehenden Rechte bei den Staates ober Localgerichten nicht erlangen können. 
Civil⸗ und Eriminalfälle gegen ſolche Berjonen und alle aus dieſem Gejet 
und bem Gefet über Gtablirung bed Gmancipationsbureau entipringenbe 
Fälle könnten auf Verlangen bes Beklagten vor dem Staatsgerichte vor das 
zuftändige Diftrictde oder Mambergericht gebracht werden. Wenn auf ben bes 
züglichen Zall die Ver. Staatengeſetze Teine Anwendung finden, fo ſoll er 
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nad dem gemeinen Rechte behandelt werben, mit Berückſichtigung bee in bem 
betreffenden Staate eingeführten Auslegung, fofern ſolche nicht mit ber Con⸗ 
ftitution und ben Gejeten ber Ber. Staaten unverträglih if. G 4. Die 
Bunbesanwälte, Marichälle und Commiffäre, die Beamten bes Emancipationss 
bureau und aller fpectell vom Präfidenten der Ver. Staaten dazu ermächtig⸗ 
ten Beamten, follen Brocefje gegen jeden einleiten, welder fi einer Ver⸗ 
letung biejes Geſetzes fchuldig macht und wenn jene Beamten nicht ausreichen, 
fo follen die Wanbdergerichte der Ber, Staaten und bie Obergerichte der Ber. 
Staatenterritorien bie Zahl der Eommiffäre vermehren, damit allen Perfonen 
die gleichen Rechte vor dem Geſetze gefihert werden. SG 5 u. 6. Die Bundes- 
commiffäre follen mit ben Richtern der Wander und Diftrictegerichte ber 
Ber. Staaten unb der Obergerichte der Ber. StaatensTerritorien gleiche Com: 
petenz haben, Webertreter dieſes Geſetzes zu verbaften und je nad Umftänden 
zum Proceß feſtzuhalten ober zu entlaffen; überhaupt follen fie in allen aus 
biefem Geſetz hervorgehenden Fällen diefelben Befugniffe haben, bie ihnen 
binfichtlich der Uebertretung anderer Giefeße eingeräumt find, und Marſchälle 
ber Ber. Staaten haben ihren Anordnungen entiprecdgende Folge zu leiten, 
wibrigenfalls fie in eine Geldbuße von 1000 Dollars verfalle® welche ber 
Perſon zu Gute Tommen, bie in bem betreffenden Falle ber gefränfte Theil 
if. Auch können die. Com miſſäre geeignete Perſonen ernennen, um ihre Bes 
fehle au vollfireden, unb die jo ernannten Perfonen können eine GErecutionss 
truppe (poase comitatus) aus ben Bewohnern bes betreffenden County auf: 
bieten, ebenjo bie Lands und Seemacht ber Ver. Staaten oder bie Miliz. 
$ 7 ſetzt Geldbußen von 1000 Doll. und Gelängnißitrafen von 6 Monaten 
auf jeden Widerftand gegen einen mit Ausführung biefes Geſetzes beauftrag: 
ten Beamten. $ 8 beflimmt bas un über bie Gebühren ber Beamten, 
weiche aus ber Bundeskaſſe zu bezahlen find. $ 9. Wenn ber Präſident 
Grund zu der Annahme bat, daß in irgend einem @erichtsiprengel Vergehen 
gun biefes Gele begangen werben. oder zu. erwarten fteben, fo fol er ben 
undesrichter, Marſchall und Anwalt anweifen, fich fofort nad bem betreffen- 
ben Plate zu begeben, um bie Webertreter bes Gejehes zu verbaften und zur 
Strafe zu bringen. $ 10. Die Land: und Seemacht der Ber. Staaten oder 
bie Miliz ober irgend ein Theil berfelben fleben dem Präſidenten ober feinen 
Bevollmächtigten zur Vollſtreckung biefes Geſetzes jeder Zeit zu Gebote. 
Sen Alle aus dieſem Geſetz fich erhebenden Streitfragen Tonnen in höchfter 
nftanz vor bie Supreme Court ber Verein. Staaten zur Entſcheidung ges 
bracht werben. 


47. März. Gegenüber ben drohenden Zurüftungen und Bewegungen ber 
Fenier gegen Canada ſchickt bie Regierung Unionstruppen nad 
Buffalo. 


19. „ Eine ‘Depeihe des Hrn. Sewarb ertheilt dem Unionsgefandten in 
Wien, Hrn. Motley, den Auftrag, gegen bie Abficht ver öflerr. Ne 
gierung, neue Werbungen für bie öfterr. Freiwilligentruppen in Mexico 
zu proteftiren und zu erflären 

„daß bie Ver, Staaten bie von öſterr. Unterthanen in Merico begangenen 
Feindſeligkeiten als einen Krieg zwilchen ber Repulik Mertco und Defterreich 
anſehen würben und fich nicht verpflichten Könnten, in biefem alle neutrale 
Zuſchauer zu bleiben.” 

27. „ Bräfivent Johnfon: legt: gegen die ſog. Civilrechtsbill vom 16. d. 
Mis. fein Veto ein. ’ 

In der Botſchaft an ben Senat, worin er dieß mittheilt, nennt er ben 

‚ . Gelegentwurf verfaffungswibrig, unnöthig, anomal in feinem Gharafter, den 
Rechten der Staaten feindjelig und fügt hinzu: „Es tritt die ſchwierige Frage 


Antrike. 


an und heran, ob es eime geiunbe Politik if, wenn 11 Staaten nicht im 


. Congreß vertreten ſind, bie ganze farbige Bevölkerung und andere eine Aus: 


nahmeftellung innehabende Glaffen zu Bürgern der Ber. Staaten zu machen. 
Kann man vernünftiger Weile annehmen, daß 4 Mill. Neger, bie fo eben 
der Sclawerei entriffen worden, bie erforberlihe Befähigung zum Genuffe 
ber Privilegien des Bürgerrechts befiken, währenb gebildete Ausländer fi 
einer fünfjährigen Prüfung umterwerjen müſſen, ehe fie Bürger werben ? Die 
Einzelnbeiten des Entwurfes drohen manche Uebelitände. Der Unterfchieb 
ber Race und Hautiarbe wird zu Gunften ber Farbigen gegen bie Meißen 
gewendet. Auf die allgemeine Regierung würde dur ein ſolches Geſetz eine 
Macht übertragen, welche das füderative Syſtem ber beihränften Gemalten 
zerſtören und jede Schußiwehr der Einzelftaatsrechte nieberbrehen müßte ; ea 
wäre ein weiterer Schritt zur Gentralijirung und Goncentrirung ber geieß- 
gebenden Gewalt bei der Nationalregierung. Die Folgen eines folchen Ge: 


| jeges würden die Srwedung bes Geiſtes ber Rebellion, bie Hemmung bes 


Fortſchritts jener Einfläffe fein, welche am die Staaten bag Band ber Eini: 
gung und des Ariedens ziehen. Ich erkenne die Verpflichtung zum Schutze 
und Mir Bertheidigung ber Neger, wo es Noth thut, bis zur vollfien Tray: 
weite ber Verfaſſung an und werbe dem Eongrefje zu allen Maßregeln, welche 
zur Wahrung ber bürgerlichen Rechte befreiter Sclaven und aller Bewohner 
der Vereinigten Staaten nöthig find, durch richterliches Borgeben und 
unter gleihen und unparteiifchen Gefegen im Einklange mit der Berfaffung 


. bie Sand bieten.“ 


4. April, Präſident Johnſon erläßt eine Proclamation, durch welde er 


bie Rebellion der Südftaaten für beendigt erklärt und als beenbigt 
betrachtet willen will: Ä 

„an Erwägung, daß ber Präfident ber Ver. Staaten zu verſchiedenen 
Malen In den Sabren 1861 und 1862 mehrere Staaten für im Aufftande 
befindlich .erflärte und daß der Kongreß im Juli 1861 Reſolutionen faßte, 


' dahin lautend, daß ber Krieg lediglich geführt werbe, um die Ohergewalt ber 


Berfaffung aufrccht zu erhalten und die Union mit der Mürde und den Rechten 


ber Staaten unverletzt zu kewahren, und daß, ſobald dieſe Ziele erreicht, ber 


"Krieg aufzuhören babe; in Erwägung, daß fein organifirter oder bemaffneter 
Miderjtand gegen die Bundesantorität in ben Aufgeftandenen Etaaten mehr 
befteht und die betreffende bürgerliche Unions= oder Staatsbehörbe bort bie 


:. Befekeitwieter zurAusführung bringen Tann, daß fi das Volk Ioyal verhält 


nd einen Nechtszuftand, wie er ber durch die Aufhebung der Sclaverei ver= 
änderten Sachlage entipricht, auf dem Wege ber Gefeßgebung entweber fchon 
herbeigeführt bat oder herbeiführen wird ; in Erwägung, daß, wie aus dem 


.Angefuͤhrten hervorgeht, e8 bes amerifantichen Volkes ausgeiprochene Willens: 
. meinung. ift, daß kein Staat durch eigenen. Willen aus der Union ausſcheiden 


kann und aljo jeder Staat in ihr zu verbleiben bat und einen integrivenden 


“ Theil von ihr bildet; in Erwägung, daß das Volf ber befagten rebelliſchen 


Staaten, wie befagt, hinreichende Beweife feiner Einſtimmung in biefen höch⸗ 
sten Beichluß: der nationalen Einheit gegeben hatz in Erwägung, daß es ein 
Fundamentalſatz ber Staatsweishelt if, daß ein Volk, welches fich empört 


.. hatte und nun beſiegt und bezwungen ift, entiweber fo "behandelt werben muß, 


um es zu bewegen, freimillig wieder Freund zu werden, ober ‚aber durch abs 


'ſolute militärifhe Gewalt fo unterworfen gehalten werben muß, baB es 


. dı 


nimmermebr im Stande iſt, als Feind zu jchaben, welches letztere Verhalten 
aller Menſchlichkeit und Freiheit entgegen und ein Abſcheu iſt; in Erwägung, 


daß die Verfaſſung nur für conftitutionelle Gemeinweſen als Staaten, nidt 


aber als Territorien, Dependenzien, Provinzen ober Protectorate Beftimmun: 





10, 


12. 
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- gen enthält; in Erwägung, baß ſolche Staaten kraft ber Berfaflung gleiche 


berechtigt und mit ben übrigen Staaten in Bezug auf politifche Rechte, Frei» 
beiten, Würde und Macht auf gleihen Fuß geftellt find; in Erwägung, daß 
die Beobachtung der politiichen Steichheit ein Princip des Rechts und ber 
Gerechtigkeit und dazu geichaffen ift, um das Volt der bejagten Staaten in 
feiner erneuerten Treue zu befeftigen und beftärfen; in Erwägung, daß ſtehende 
Heere, militärifche Belegung, Kriegsrecht, Militärgerichte und Suspendirung 
der Habeascorpus:Acte in Friebenszeiten ber Öffentlichen Freiheit gefährlich, 
mit den Rechten ber Perfonen unverträglih, bem Geiſte der amerifaniichen 
Snfitutionen ganz und gar entgegen find und daher nur in Fällen ber Noth, 
wenn fie zur Zurüchveilung feindlicher Einfälle oder Unterdrüdung von Em⸗ 
pörungen eingeführt werben, gerechtfertigt werden können; in Erwägung, 
baß die Politif ber Bundesregierung vom Anfang bis zum Ende der Empö⸗ 
rung mit den genannten Principien in Webereinitimmung geweſen it: aus 
allen biefen Gründen erfläre ich ben Aufftand in Georgia, Nord: und Süd⸗ 
carolina, Virginia, Tenneffee, Alabama, Louiſiana, Arkanſas, Miffiffippi und 
Florida als beendet und als fortan fo zu betrachten.” 


. April. Die franzöfifhe Regierung erklärt durch eine Depeſche bes 


Hrn. Drouyn be l'Huys ihrem Vertreter in Wafhington, Frankreich 
empfange die Verſicherung, daß die Der. Staaten ihrem Verſprechen 
ber Nichtintervention treu bleiben wollten, unb finde darin binrei- 
hende Garantie, um die Zurüdziehung feiner Truppen aus Merico 
nicht Tänger aufzufchieben. Der Kaifer habe bemgemäß beichlofien, 
daß biefelben Merico in brei Abtheilungen, im November 1866 und 
im März und November 1867, verlaffen follen. 


„ Beide Häufer des Congreſſes ftoßen mit verfaflungsmäßigen Zwei: 
brittelmajoritäten, der Senat mit 33 gegen 15, das Repräfentanten: 
haus mit 122 gegen 41 Stimmen, das Veto des Präfidenten gegen 
die Civilrechtsbill um, die damit Geſetz wird. 


»„ Beide Häufer des Congreſſes verftändigen ſich über ein Geſetz 
bez. Converfion der fchiwebenden Schuld (Zins: und Zinſeszins⸗ 
Schatzſcheine, 7%,procentige Interimsfcheine und Schulbcertificate) in 
Gprocentige Fünf-Zwanziger. Diefes Geſetz bezeichnet zugleich bie 
Grenze, bis zu welcher ber Congreß bie Baluta georbnet haben 
will. Es ermächtigt den Finanzminifter nur innerhalb der nächſten 
ſechs Donate 10 und in jebem folgenden Monat 4 Millionen Re⸗ 
gierungspapiergelb zu convertiren — in einem Jahr aljo nicht mehr 
als 34 Mill. oder etwa 8 Proc. des gefammten Volumens, 


„ Der Kriegsminifter Stanton erflärt, bie Proclamation bes 
Präfidenten vom 4. d..M. annullire keineswegs die Fortdauer bes 
Kriegsreht3 in den Sübftaaten, indem er den Beamten bes Freed⸗ 
man's Bureau die Ordre ertheilt, ſich nach wie vor auf das Kriege: 
gefeb zu fügen, weil nad ber eigenen (frühern) interpretation 
Sohnfons das Frebman’s Geſetz noch ein Jahr von Erlaffung ber 
Proclamation über die Beendigung des Krieges in Kraft bleibe, Der 
Präfident desavouirt den Kriegsminifter nicht. 
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16. April. Hr. Seward richtet eine neue dringende Dep. an Oeſterreich 
gegen weitere Anwerbungen für Merico. 


1. Mai. Der Reconſtructionsausſchuß legt dem Congreſſe einen Plan 
bez. der Wiederaufnahme des Südens in die Union vor als Zuſatz 
zur Bundesverfaſſung. 

Der Hauptpunkt desſelben gebt dahin, daß bie früheren Rebellen bis zum 
4. Juli 1870 feinen Antheil an der Erwählung des Bundescongrefjes und 
bes Präfidenten haben und den Häuptern ber Rebellion Jefferſon Davis, 
Stephens, Lee u. ſ. w., bie Mählbarfeit zu Bundesämtern als einzige Strafe 
für ihr Verbrechen für immer entzogen werben fol. Dagegen fol ben Re: 
bellen bie Theilnahme an ber communalen Selbftverwaltung in den einzelnen 
Staaten geftattet werben; zu Stautsgouverneuren und Gejeßgebern in ben 
einzelnen Staaten follen ſogar bie ehemaligen Häupter der Rebellion gewählt 
werden können. Die Zulafjung ber Vertreter des Sübens in ben Congreß 
wird abhängig gemacht von der Ratification eines Zuſatzartikels zur Bundes⸗ 
verfafjung, welcher bie folgenden wichtigen Beſtimmungen enthält: 1) Rolle 
Bundesgarantie für bie bürgerlichen Nechte aller Bundesbürger gegenüber ber 
Particulargefeggebung. 2) Bafirung der Repräfentation von Staaten im 
Bund auf bie Zahl desjenigen Theils ber Bevölkerung, defjen volljährige nicht 
wegen Verbrechen entrechtete männlihe Mitglieder das Wahlrecht Haben. 
3) Unbedingtes Verbot der Uebernahme ber zum Zwed der Rebellion contra= 
hirten Schulden durch Einzelftaaten oder ben Bund, und ebenfo. uubedingte 
Desavouirung jeber Abficht jemals Geldentihäbigung für ben Berluft der 
Sclaven zu ferbern. 


Anm. ALS Zuſatz zur YBunbesverfaffung ift der Antrag bem Veto bes 
Präfidenten entrüdt, dagegen bebarf er, felbft werın er von beiden Häufern 
des Gongrefjes angenommen wird, noch verfafjungsmäßig ber Zuftimmung 
von brei Biertheilen der Einzelftaaten, wobei e8 zweifelhaft bleibt, ob dafür 
ſämmtliche Staaten in Rechnung zu zieben feien oder nur bie Bundesgetreuen 
mit Ausnahme der Südftanten, fo lange biefelben noch nicht wieder zum 
Congreſſe zugelafjen feien. 

vn GSräßlihe Negermegelei in Memphis. Aus ber unbebeutenbften 
Beranlafjung werden dafjelbft 8 Kirchen und Schulen für Neger 
und viermal ſoviel Wohnhäufer verbrannt, viele werben bemolirt, 
38 ſchwarze Männer, Greife, Frauen and Kinder aufs ſcheußlichſte 
ermordet. 


3. „ Beide Häufer des Congrefies befchließen bie Aufnahme des Ter—⸗ 
ritoriums Colorado als Staat in den Bund, das Repräfentan- 
tenhaus mit 80 gegen 55 Stimmen, nachdem ein Amendement, bie 
Aufnahme von der Ertheilung bes Stimmrechts an bie Neger ab: 
hängig zu machen, mit 95 gegen 36 Stimmen verworfen worden 
war. 


4. „ Beide Häufer bes Congrefjes genehmigen das fog. Habeas-⸗Corpus⸗ 
Geſetz, das die Beamten und Offiziere des Bundes im Eüben gegen 
bunbesfeindlihe Richter ſchützen ſoll und ferner troß heftigen Miber- 
ftandes der Demokraten das fog. Appropriationsgefeg für das 
Freedman's⸗Bureau mit 11 Mil. Dollars, 
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Der Senat fügt bem Appropriationsgefeh für das Poſtweſen 
einen Paragraph bei, der den Präfidenten an ber Verfolgung poli- 
tiiher Gegner unter den Beamten verhindern fol, indem hienach 
fein Bunbesbeamteter Gehalt empfängt, der nicht vom Senate be 
ſtätigt ifl, 

5. Mai. Die gefeßgebende Berfammlung von Tenneſſee erläßt ein Gefeß, 
wodurch allen an ber Rebellion Betheiligten das Stimmrecht in bie: 
ſem Staate entzogen wird. 


10. „ Das Repräfentantenhaus nimmt den Antrag des Reconftructions: 
ausſchuſſes vom 1. d. M. mit 128 gegen 37 Stimmen aı. 

„„ Die Grand Jury von Norfolt, der Bundesgerichtsiprengel, in 
dem die Feſtung Monroe liegt, beſchließt die Criminalklage (indict- 
ment) gegen Sefferfon Davis wegen Hochverraths. 

15. „ Der Präfident Johnſon legt fein Velo gegen die Aufnahme 
Colorados als Staat in die Union ein. Der Senat macht feinen 
Verſuch, das Veto umzuftoßen, bezeugt jedoch dem Präfibenten feine 
Nichtachtung, indem er ſich vertagt, ohne nur bie Botjchaft besfelben 
anzuhören. 


1. Juni. Mißlungener Fenierputich gegen Canada: Fenierhaufen bringen 
über die Grenze und befegen ein Dorf Namens Erie, gehen aber 
am 3. d, Mtis. wieder zurüd und werben von ben Unionsbehörben 
verhaftet. 

2. „ Der Senat nimmt den Antrag des Reconſtructions-Ausſchuſſes 
vom 1. Mat auch feinerfeits an, do mit dem Zuſatze, daß biejeni- 
gen Rebellen, welche früher ein Amt inne gehabt und trotzdem ſich 
ber Rebellion angefchloffen haben, ferner Tein ſolches zu bekleiden 
fähig fein follen. 

7. , Präfident Johnſon erläßt eine Proclamation gegen die Unterneh⸗ 
mungen der Yenier wider Canada. 

16. „ Das Repräfentantenhaus tritt bem Zuſatze bes Senates vom 
2. d. M. zum Reconftructionsbefchluffe bei. 

23. „ Präſident Johnfon, ber verfaflungsmäßig gegen den Reconſtructions⸗ 
befchluß beider Häufer des Congrefjes als Zuja zur Verfaſſung 
fein Veto einlegen kann, richtet wenigftens eine kurze Mittheilung 
an biefelben, um fie zu benachrichtigen, daß er ein Widerſacher des 
angenommenen Planes fei und fi) bemühen werde, bie Ratification 
besfelben durch brei Biertheile der Einzelſtaaten zu verhindern. 

— uni. Um den Präfidenten Johnſon gegen die Majorität des Con: 
greſſes zu fügen, beruft bie Peine Fraction Raymond (Newyorker 
Times), die bereit8 von der republilaniichen Partei abgefallen und 
zu Johnſon übergetreten ift, auf ben 14. Auguft eine „National 
convention der nationalen Unionspartei” nad Philadelphia, in ber 
Hoffnung, einen wejentlicgen Theil ber republifanifhen Partei auf 
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ihre Seite hinüberzugichen und mit berfelben eine neue britie Partei 
zu fiften. 

Ter Einladung iſt zugleich ein Programm beigefügt, deſſen Hauptſätze 
babin gehen: „Sonderrechte der Staaten find das Fundament bed Bundes- 
vechtsverbandes. Um bie Einzelftaaten in ihren echten, ihrer Würde und 
ihrer Gleichſtellung zu fchügen, ift der Krieg geführt worben. Es ift Res 
bellion, bie Vertreter einer Anzahl Staaten aus dem Eongreß auszuſchließen. 
Meun der Bund fih auf irgend eine Weife in bie geheiligten häuslichen An⸗ 
gelegenheiten und eigenthümlichen Einrichtungen ber Einzelftaaten einmijcht, 
jo iſt das eine ruchlofe freiheitämörderifche Revolution“. Das find bie 
Hauptfäge diefes Programms, in weldem man unzweifelhaft wiederum 
die Fundamentalſätze, auf denen die Rebellion beruhte, erfennen muß. 
Außer einer flüchtigen und trodenen Vemerfung, daß bie Sclaverei nicht 
wieder eingeführt werden folle (ohne daß zugleich das Recht des Bundes 
folde Wiedereinführung zu verhindern gewahrt worden wäre), enthält das 
Programm fein Wort von ben Rechten ber Bürger, oder gar der durch den 
Krieg zu Bürgern erhobenen ehemaligen Sclaven, Fein Wort von ben Rfliche 
ten ber Ginzelftaaten gegen den Bund, oder gar von einem Recht, welches 
ber Bund durch Befiegung ber ihm untreu gewordenen Staaten über dieſe 
erlangt hätte. Er verberrlicht ausichließlich bie Mechte, die Würde und Frei⸗ 
heit der Staaten wiber alle Eingriffe ber Gentralgewalt in biejelben. 


21. Juli. Auf die telegraphifche Nachricht, daß die Legislatur von Tennefjee 


25. 


das Amendement zur Verfaſſung angenommen babe, wirb troß ber 
Abmahnung vor foldher Ueberftürzung von beiden Häufern bed Con- 
grefles beichloffen, daß „die practiichen Beziehungen zwifchen biefem 
Staate und ber Union wieberhergeftellt find und berjelbe wieder zur 


Deriretung im Congrefje berechtigt ift.” 

Die Einleitung zu bem Beſchluß ſucht die Theorie zu falviren, bie ber 
Politit des Eongrefies zu Grunde liegt, indem fie fagt: „Da Tenneffee nur 
dur Zuflimmung der gefeßgebenden Gewalt bes Bundes veftituirt werben 
tönne, und ba es durch Ratification bes vom Congreß vorgeichlagenen Zuſatz⸗ 
artifel8 zur Bundesverfaffung Bürgfchaft für feine loyale Gefinnung gegeben 
babe, ſolle e8 auf biefe Gründe hin wieder zum Congreß zugelaflen werben”. 

Thatſächlich ift die Legalität bes Beichlufjes der Pegislativen von Tenneffee 
eine zweifelbafte. Das Abgeordnetenhaus von Tenneſſee fol aus 84 Mit: 
gliebern beftehben (zur Zeit find nur 72 Stellen bejett) und- zwei Trittel 
biervon (56) find eine beſchlußfähige Zahl. Die bemofratiiche Minderheit, 
vom Präfidenten Johnſon ermuntert, verhinderte zwei Wochen lang durch 
Abfentirung das Auftandefommen einer beihlußfähigen Zahl. Durch firenge 
Ausübung der Disciplinargewalt, welche in Amerika den gejeßgebenden Kör: 
pern zuiteht, gelang es zwar, bann 56 Mitglieder zufammenzubringen; von 
biefen zeigten fich aber zwei jo wiberwillig, daß fie in Gewahrſam bes Quäs 
flors in einem Nebenzimmer des Situngsfaald gehalten werden mußten. 
Das ie aber entichied, daß fie gleichwohl, und unbefchadet ihrer Weigerung 
mitzuflimmen, als „anmelend“ mitgezäglt werden follten. Tie Abftimmung 
ergab dann 43 für und 14 gegen die Ratification, ber VBorfiter aber (jelbft 
ein Anhänger Johnſons) weigerte ſich den fo gefaßten Beſchluß zu beglaubis 
gen. Er warb fpäter zum NRüdtritt genöthigt, und fein Nachfolger beglau- 
bigte das Protocol ; doch ehe das geſchah, hatte ſchon ber Gouverneur bes 
Staats, Brownlomw, ein leidenfchaftlidher Republifaner, an ben Kongreß tele- 
graphirt und ihm bie Ratification als erfolgt angezeigt. 


„» Der Präfivent entgeht der ihm geftellten Alternative, entweder 
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bie in’ dem Zulaſſungsbeſchluß von Tenneffee enthaltene Theorie be- 
ftätigen oder durch fein Veto biefen feinen Heimathsſtaat ausfchließen 
zu müfjen, einfach dadurch, daß er ben Beichluß zwar unterzeichnet, 
aber in einer Botſchaft, geftügt auf die inzwiſchen befannt geworbene 
Art, wie ber Beihluß der Legislativen von Tenneffee zu Stande 
fam, erklärt, 

„baß er damit Feineswegs die Motive des Beſchluſſes gutheißen wolle. 
Meder fei er der Meinung, daß c8 zur Neftitution bes Staats einer Mit⸗ 
wirfung bes Congreſſes bebürfe, noch geftehe er die Thatfache zu, daß Tens 
nefjee den Zuſatzartikel ratificire habe. Er unterzeichne ben Beihluß nur, 
um wenigftens einem Staat wieder zu feinem Recht zu verhelfen, das ber 

Kongreß fo freventlidy verfürzt habe ac.“ 
26. Juli. Das Repräfentantenhaus befchließt einftimmig die Aufhebung bes 
alten Neutralitätsgefeges von 1818 und die Einführung eines neuen, 
welches bem Belieben amerikaniſcher Bürger in der birecten oder in: 
birecten Unterſtützung Triegführender Theile fo wenig als möglich Hin: 
berniffe in ben Weg legen joll. 


28. „ Der Eongreß vertagt ſich bis zum December. 

30. „ Neue gräßliche Negermegelei in Nemworleans. Connivenz des Prä⸗ 
fiventen Johnſon. Bericht des dort commanbdirenden Gen. Sheri: 
dan gegen die Urheber. 


1. Aug. Der Präſident entläßt ben bisherigen Miniſter des Innern, 
Harlam und ernennt an feine Stelle Bromwning, ferner den Gen. 
Grant zum Generaliffimus, den Gen. Sherman zum Oenerallieu: 
tenant der Ver. Staaten. 


414—16. „ Demotratifhe Convention (Parteiverfammlung) in Phila⸗ 
delphia. Die ärgiten Vertreter der ehemaligen Rebellenpartei find 
nicht erſchienen; dagegen find fo ziemlid alle Staaten der Union 
vertreten. Von der Bildung einer neuen. Partei wird thatjächlich 
Umgang genommen, vielmehr ein rein bemofratiiches Programm auf: 
geftelt und werben alle Gleichgefinnten aufgefordert, bei den Wahlen 
zum nächſten Congreß (im Herbit) nur für folde Candidaten zu 
ftimmen, die fi zu diefem Programm befennen würben. 

Das Programm ift nit minder bebeutungsvoll durch das, was es ver: 
ſchweigt, ale buch das, was es jagt. Es ſchweigt gänzlich über die ben 
Bürgern, reſp. ben von ber Nation bazu gemachten Negern, zu fichernden 
Rechte, und legt dafür ben ſtärkſten Nachdruck auf das Recht der Staaten 
(d. 5. ber fiimmberechtigten weißen Bewohner des Südens, bie in mehreren 
Staaten die Minorität bilden), mit ihren Einwohnern zu machen, was fie 
wollen. Es läugnet in abftracter Weile das Recht eines Einzelftante, ſich 
vom Bunde loszureißen, fchweigt aber ganz über die Frage, ob nicht über 
einen Staat, ber ſich troßdem thatjächlich losgeriſſen bat, der Bund neue 
Rechte erhalte. Cs behauptet, daß, ba alle Staaten (nicht bie Menfchen) 
gleichberechtigt” feten, das Necht der Sübftaaten auf Vertretung im Bundes= 
congrefje, troß ihres eigenen Verzichts darauf, niemals erlofchen fei, und daß 
es, in bem Moment, wo bie Mebellen ihre Waffen nieberlegten und ſich ber 
Bundesautorität fügten, wieber in volle Kraft getreten je. Es verdammt 
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jeden Verſuch, bie Ausübung diefes Rechte an vom Congreß geflellte Bebins 
gungen zu knüpfen als eine Rebellion, die in gleicher Kategorie ber Verwerf: 
Iichfeit mit ber Secefjion ftehe und bezeichnet jeden Verſuch, dem Bunbe 
bie Dispofition über das Wahlrecht zu geben, als ein frevelhaftes Attentat 
auf das wichtigſte Sonderrecht der Einzelſtaaten, ganze Claffen ihrer Bevöl⸗ 
terung rechtlos zu machen. Es erklärt zwar, daB bie Geldverbindlichkeiten, 
welche die Republik behufs Unterdbrüdung ber Nebellion eingegangen ift, bei: 
lig gehalten werben follen, erwähnt aber mit Feiner Silbe die moralifchen 
Verpflichtungen, welche die Nation durch Abſchaffung ber Sclaverei gegen bie 
Neger übernommen bat. Cs fihht die Befugniß eines Gongrefles, in welchem 
nicht alle Staaten vertreten feien, zur Proponirung von Berfaffungsamenbes 
ments an, verichweigt aber, daß bie Verfaſſung eine einfache Majorität ber 
BVertreterzahl aller Staaten für einen befchlupfähigen Gongreß erklärt, und 
baß der Verfaffung zufolge der Congreß noch niemals beichlußunfähig gewe⸗ 
fen if. Trotz jenes Competenzbedentens erflärt e8 bie Sclaverei für abge: 
ihafft, Fnüpft aber daran nicht eine Verwahrung gegen bie Wiebereinführung 
bes Mefens berjelben, fonbern nur die Behauptung, daß das Volk bes Sübens 
folhe Wiedereinführung nicht wünſche. Es feiert zum Schluß Hrn. Johnſon 
als Reiter ber Republik, ohne ſich darüber zu erflären, ob bie bemofratiiche 
Partei ihn für 1868 zu ihrem Candidaten bei der Präfibentenwahl zu ma⸗ 
chen gedenke. 


17. Aug. Eine Proclamation bes Präfidenten erflärt das Decret bes meri- 


18. 
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caniihen Kaiſers Mar, ber Matamoras, nachdem es in die Hände 
der Juariſten gefallen, in Blofadezuftand erklärt, für ungültig. 
Kriegsichiffe gehen an ben Rio grande ab, um die Blokade that: 
fächlih zu verhindern. 

„  Präfident Johnſon empfängt eine Deputation ber Parteiverfamm- 
fung von Philadelphia und bezeichnet in feiner Antivort den Con: 
greß unumwunden als „eine Körperjchaft, welche fih fir den Con: 
greß der Vereinigten Staaten ausgibt, ohne irgend ein Recht auf 
biefe Bezeichnung zu haben“, als ein „ftörendes und zerfeßendes 
Element”, welches „das einzige und wichtigfte Hinderniß für bie 
volle Wieberherftellung des alten Rechtszuſtands“ bilde, und fügte 
mit einem bebeutfamen Hinblid auf ben neben ihm ftehenden Gen. 
Grant Hinzu: „Unfern braven Soldaten, die im Felde fo unver: 
gängliche Xorbeeren errungen haben, liegt noch eine größere und 
wichtigere Aufgabe ob. Wir rechnen jetzt auf ihre Hülfe bei unferm 
Bemühen, ben bauernden Frieden auf Grund des alten Rechts— 
zuftands allen Etörefrieden zum Troß herzuſtellen“. Die öffentliche 
Meinung will darin die Anfündigung eines Staatsjtreiches erbliden. 
„ Präfident Johnſon beginnt eine Rundreiſe durd einen Theil ber 
nördlichen Staaten, die ſich bald als MWahlreife behufs einer Ein- 
twirfung auf bie bevorftehenten entſcheidenden Herbftwahlen (in ben 
Congreß) geftaltet. 


3—6. Sept. PVerfammlung bunbesgetreuer Sübländer in Philadelphia. 


Diefelbe ift einftimmig in der Verdbammung der Renctionspolitif 
Johnſons, geht dagegen über die Frage des Negerſtimmrechts aus- 
einander, indem bie Vertreter ber ſüdlichſten Staaten, Luiſiana und 
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Teras, ſich für, Diejenigen ber nörblicheren Staaten dagegen; Bir: 
ginien und Norbcarolina, fi gegen baflelbe erklären. Die Ber: 
fammlung beſchließt, eine Anſprache an die Nation gegen ben Brä- 
ſidenten zu richten: Ä 


„Als Vertreter von 8 Mill. amerikanischen Bürgern wenden wir uns um 
Hülfe und Schuß an unfere Freunde und Brüder in ben Staaten, welchen 
die Gräuel ber Rebellion und bie unmittelbaren Leiden des Kriegs erfpart 
geblieben find... Mir treten vor euch als lebendige Zeugen der Leiden 
und Verfolgungen, benen wir aufgelegt find... Unerwarteter Treubrudy 

auf Seiten bes höchſten Anıts, weldyes ein Unglüdsfall einem Mann gegeben 
bat, ber Graufamfeit mit Undankbarkeit vereint, Verbrecher begnabigt und 
Unſchuldige ächtet, hat das vorher faft erlofchene Rachegefühl der befiegten 
Verſchwörer von neuem angefacht, und nun ſuchen dieſelben Rebellen, bie 
vorher bereit waren, alles zu opfern, um ihr Leben zu retten, uns dem blu: 
tigen Grab zu weihen. Wo wir einen Beſchützer erwarteten, haben wir einen 
Veriolger gefunden. So unfers Vorfämpfers beraubt, wenden wir uns an 
euch, bie ihr die Macht habt, Präfidenten zu fchaffen und Verräther zu bes 
ſtraſen. Unſere legte Hoffnung beruht nächft Gott auf der Einheit und 
Neftigfeit der Staaten, die Abraham Lincoln erwählten und Sefferfon Davis 
fürzten. Wir können die uns angethanen Unbilden nicht beffer Fennzeichnen, 
als indem wir erklären, daß, feit Andrew Sohnfon fih mit feinen frübern 
Berleumdern und unfern unverföhnlichen Feinden verbunden, feine Hand mit 
eiferner Echwere auf jedem wahrhaft loyalen Mann im Süden gelaftet bat. 
Nachdem er feine eigenen Mittel zur Wiederherftelung der Union aufgegeben, 
bat er zu den Waffen von Verräthern gegriffen, um die Patrioten niederzu⸗ 
jhmettern. Nachdem er erflärt hat, daß nur loyale Bürger fortan im Süden 

“regieren follen, hat er die Herrihaft ben Verräthern übergeben. Jeder ächte 
Unionift im Süben, welder feft zu ben von Johnſon im Jahr 1861 und 
noch 1865 abgelegten Gelöbniſſen ſteht, ift geächtet worden, Während er 
nicht einen einzigen hervorragenden Hochverräther beftraft hat, obichon ihrer 
Tauſende den Tod verdient hatten, find feit der Uebergabe Lee's mehr als 
taufend treue Bundesbürger im Süden ermorbet, und nicht in einem einzigen 
Tal find die Mörder zur Strafe gebracht worden... . In jedem ſüdlichen 
Staat bat feine „Rolitit” die unbeilvofften Wirfungen in geſellſchaftlicher, 
fittlider und ftaatliher Beziehung gehabt. Sie bat die heimgefehrten Res 
beffen im Maryland, Miffourt, Weftvirginien und Tennefjee ermuthigt, einen 
neuen Bürgerkrieg anzubrohen, wenn nicht bie Patrioten, bie biefe Staaten ret- 
teten, ſich ihren frechen Forderungen fügen. Sie bat neue Entfremdung zwiſchen 
ben beiden Landestheilen bewirkt und durch Behmberung ber Auswanderung 
nad dem Süden eine neue Schranfe bes Verkehrs zwiſchen dem Norden und 
Weiten errichtet. Sie hat ben’ Rebellenfolbaten geftattet, bie Lehrer von 
Negerſchulen zu verfolgen, und bie Kirchen nieberzubrennen, in welden bie 

Freigelaſſenen zu ihrem Gott beteten. Daß ein jo barbarifhes Syflem in: 
dem gräßlichen Gemetzel zu Memphis und bem noch jcheußliheren zu News 
Orleans gipfeln mußte, war fo natürlich, wie daß bie Kehren Calhoun zu 
einem verheerenden Bürgerkrieg führten. Für alle biefe namenlofen Grau⸗ 
ſamkeiten ift Andrew Johnſon verantwortlich, und wie er fie hervorgerufen 
hat, jo rechtfertigt er fie und zollt ihnen Beifall.” 


— Sept. Die erfien Wahlen in den Eongreß zeigen die ungeſchwächte 
Kraft der republ. Partei und der bisherigen Majorität des Congrefies. 
Die Candidaten derfelben gehen meift mit weſentlich größerer Stim: 
menmehrbeit als das lebte Mal. aus ber Wahlurne bervor. 


15. „ Fortſetzung der Rundreiſe des Präſidenten. Derjelbe benimmt 
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ſich immer taktlofer, Befonbers in Glevelanb, wo er ſich in einer 
Bollsverfammlung mit einem Unbelannten herumzankt. Die ibm 
bisher Teineswegs ganz ungünftige Stimmung im Norben beginnt 
in Folge der Berichte über feine Reife ſichtlich umzuſchlagen. 


19. Sept. Zwei ber größten Blätter von Newport, die „Newport Times“ 


Ende 


und ber „Newport Herald“, bisher entſchiedene Anhänger bes Prä- 
fidenten, gehen zur republifaniichen Partei über. 

„ Die in Philadelphia verfuchte Parteicombination fällt gänzlich 
auseinander. Der Chef der abgefallenen Republikaner Henry ©. 
Raymond conftatirt e8 in einem offenen Brief, in dem er auf eine 


Sanbidatur für den nächſten Congreß verzichtet. 

Raymond gefteht das „gänzlihe und eclatante Mißlingen“ feines Vor: 
habens ein, welches Vorhaben darin beſtanden habe, „dem Lande die Eintracht 
und den Frieden wieberzugeben.“ Er beichwert fih Bitter über die Treulofig- 
keit ber Temofraten, die, anftatt fich unter „neuen Führern“ zu reorganifiren 
(b. 5. ihn ale Führer anzuerfennen) und ihre alten Sünden abzujchwören, 
lediglich wieder in ihr altes Parteigeleife eingelenkt Haben, und biefelben 
Grundſätze, von welchen das Volk fih mit Abfcheu und Entrüftung abgewens 
bet habe, wieder zur Richtſchnur ihrer Politik machen. Hr. Raymond gibt 
unter ſolchen Umſtänden den Verſuch, eine loyale, „conſervative“ Partei ins 
Leben zu rufen, auf, und erklärt, daß er fortan wieder ſein Glück bei den 
Republikanern verfuchen, fürs erfte aber wegen etwaiger „Vorurtheile“, Die 
gegen feine edlen Abfichten beftehen möchten, in den Schatten treten wolle, 


9. Det. Wahlen zum Congreß in den Staaten Pennſylvanien, Obio, 


Indiana und Jowa. Gieg ber republifanifhen Partei: es werben 
48 Republifaner gewählt gegen 12 Demokraten (bisher 47 Repu⸗ 
blifaner gegen 13 Demofraten). 


6. Nov. Wahlen zum Congreß in 12 weiteren Etaaten. Die Republi- 


8. 


kaner behaupten überall die entſchiedene Oberhand: es werben ge 
wählt 68 Republilaner gegen 23 Demofraten. Nur in Delaware 
und Maryland find die Wahlen bem Präfidenten einigermaßen 
günftig. 

„ Der Gefandte der Union in Paris, Hr. Bigelow, berichtet, daß 
bie franzöfiiche Regierung ihr Programm abgeändert habe, und nicht 
vor Frühjahr mit ber Zurüdziehung ihrer Truppen aus Merico be: 
ginnen wolle; doch habe der Kaifer Napoleon verfichert, daß Mari: 
milian von ihm feinen Mann. und feinen Dollar mehr erhalten 
ſolle, und endlich Hinzufügt, daß, wenn Marimilian glaube, ſich al- 
fein behaupten zu können, Frankreich feine Truppen nicht vor Ablauf 
ber von Hrn. Drouyn de l'Huys ausbedungenen Frift zurüdziehen 
werde; für den Fall aber, daß Marimilian abzudanken geneigt wäre, 
was das Beſte fein würde, fei General Caftelnau beauftragt, eine 
Regierung ausfindig zu machen, um Betreffs des Schubes ber fran- 
zöſiſchen Interefien mit ihr zu unterhanbeln unb jepaue bie ganze 


Armee im Frühjahre nach Haufe zu bringen, 
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8: Rod. Der mericanifche General Ortega, Gegenpräfident gegen Juarez, 
wirb von den Unionsbehörben in Brazos de St. Yago verhaftet. 
10. „ Der Geſandte der Union bei Juarez, Campbell, geht in Beglei- 
tung bes Gen. Sherman von Newyork nach Merico ab. 
23. „ Die Unionsregierung erflärt ſich in einer Depeſche an ihren Ver⸗ 
treter in Paris mit der neuen Dispofition der franzöftichen Regie: 
“rung bez. ber Räumung Merico’8 [ehr unzufrieden: 

- - Sagen Sie Herin Mouftier, daß bie jetzt zuerſt erfolgte Ankündi⸗ 
gung von ber Hinausſchiebung des auf November beſprochenen Abzuges des 
erſten franzöf. Detachements aus Mexico von unſerer Regierung mit Ueber⸗ 
raſchung und tiefem Bedauern aufgenommen worden iſt, um fo mehr, .ba ber 
Kaiſer eine vorherige Beſprechung mit den Ver. Staaten oder auch nur eine 
Andeutung nicht für nöthig erachtet hat. Wir können uns nicht damit ein⸗ 
verſtanden erklären, denn erſtens iſt die Zeitangabe „im nächſten Frühjahr“ 
für bie völlige Ränmung Merico's unbeſtimmt; zweitens haben wir jetzt dem 
Gongreffe und dem amerikaniſchen Wolfe jür die Riumunz im Frühjahr keine 
beſſere Bürgſchaft zu bieten, als, wie es ſich nun herausſtellt, vorher für den 
Rückzug eines Detachements im November; brittens haben wir, indem wir 
uns auf eine minbeftens buchitübliche Erfüllung ber kaiſ. Zujage verließen, 
ſchon unjere Maßregeln getroffen, um zugleich die erwartete franzöſ. Räu— 
mung und die Wiederherſtellung des Landfriedens und der verfaſſungsmäßigen 

Autorität durch die republikaniſche Regierung von Merico zu erleichtern. 
Auch find zu dem Ende unſer neuernannter Geſandter Campbell und ber 
Generallieutenant Sherman nad) Merico abgegangen, um mit bem Präfiden: 
ten Juarez zu berathichlagen, Schritte, von welchen bie hieſige franzöſiſche 
Geſandtſchaft jedesmal ſofort in Kenntniß geſetzt wurde. Der Kaiſer wird 
einſehen, daß wir Hrn. Campbell nun nicht mehr zurückberufen, noch auch 
ſeine Juſtructionen abändern Fönnen, auf Grund deren er gegenwärtig viels 
leicht ſchon mit ber republifanifchen Regierung von Merico unterbanbelt. 
Letztere wünscht felbftverftändlich bie eheſte und vollfländige Endigung ber 
feindlichen Occupation. Daher mollen Sie ber fail. Regierung Mittgeilung 
machen von der. erniten Hoffnung bes Präfibenten, daß bie Räumung Merico’s 
in dem engften Anſchluſſe an die vorhandene Webereinfunit, ben die nunmeh⸗ 
rigen Verhältniſſe noch zulaffen, ausgeführt werde. Hr. Campbell wirb von 
ber Sadlage unterrichtet werden, und die Truppen ber Ver. Staaten werden 
angewiefen, in jedem alle ihre beſondern Befehle vom Präſidenten zu gewär⸗ 
tigen. Dies geſchieht in der Zuverſicht, daß der Telegraph oder die Poſt uns 
in angemeſſener Friſt einen befriedigenden Entſchluß bes Kaifers in Bezug 
auf den Zwed diefer Note melden wird, Die Ber. Staaten wünſchen, indem 
fie auf Mericos Wohl bedacht ſind, zugleich nichts ernſtlicher, als Friede und 
Freundſchaft mit Frankreich; und der Präſident bezweifelt nicht, daß die lei⸗ 
ber in Fraukreich getroffene Abänderung ohne Ahnung ber Verlegenheiten, 
bie fie bier bereiten muß, und ohne eine Nbficht, die franzdf. Truppen über 
ben urfprünglich verabredeten Zeitraum von 18 Monaten hinaus in Merico 
zurüdzubalten, gejchehen ift.“ 

Die Depefhe wird von ber franzöſiſchen Regierung als in Form 
und Inhalt gleich ungeeignet nicht in Abfchrift angenommen und 
Herr Bigelow muß ſich begnügen, biefelbe worgelefen zu haben. 

24. „ Der Unionsgeneral Sedgewid beſetzt von Brownsville aus bie 
mericaniihe Etabt Matamoros, angeblih zum Schuß ber bortigen 


amerikaniſchen Bürger. 
29. „ Campbell und Sherman landen vor Beracruz an, fleigen aber, 





442  Amscike, 


trog ber Einladung der franz. Autoritäten, nicht ans Land, fonbern 
berfehren nur mit bem Conſul und kehren darauf an den Rio grande 
zurück. 

30. Nov. Gen. Sedgewick wird desavouirt und ſeiner Stelle entſetzt. Die 
Unionsruppen räumen Matamoros und das mericaniſche Gebiet 
wieder. 

— „ Das Amendement zur Conſtitution iſt nur von 23 Staaten an⸗ 
genommen, dagegen von 13, worunter fämmtliche ehemalige Rebellen⸗ 
ftaaten, verworfen worben. 


3. Dec. Wieberzufammentritt des Congrefles. Botſchaft des. Präfibenten. 
Derfelbe beharrt darin auf feinen bisherigen Anſchauungen. Die 
öffentlihe Meinung legt jedoch der ganzen Botſchaft nicht mehr das 
minbefte Gewicht bei, da der Präfident in Folge bes Ausfalls der 
Neuwahlen zum Congreß Teinerlei Ausſicht mehr bat, mit feiner 
Politit durchzudringen und ein früher befürchteter Staatsftreih von 
feiner Seite geradezu unmöglich geworden ift. 

13. „ Die Miffion der Herren Campbell und Sherman nah Mexico 
muß als gefcheitert betrachtet werden. Sherman trifft wieder in 
Neworleans ein, Campbell geht nad) Monterey, um den Präfibenten 
Juarez aufzufuchen. 

414, „ Der Senat eriheilt, wie ſchon früher das Nepräfentantenhaus, 
mit 34 gegen 13 Stimmen den Negern im Diftrict Columbia 
(Waſhington) das Stimmredt. 

Das Repräfentantenhaus nimmt faft einftimmig ein Geſetz an, 
elche8 den Zufammentritt des neuen (40ſten) Congrefjes auf ben 
4. März (ftatt 2. Dec.) 1867 anberaumt, um das congreßlofe 
Interim zu befeitigen und widerruft die dem Präfibenten nod wäh⸗ 
venb bes Krieges verliehene Befugniß zur Amneftirung von Rebellen. 


2. Meriro. 


4. San. Die Stadt Bagdad am Rio grande wird durch ben Unione: 
general Weigel angeblih zu ihrem eigenen Schuge beſetzt. “Der 
General wird jedoch von der Unionsregierung desavouirt und bie 
Stabt von den Unionstruppen wieder geräumt. 

— „ Der Franzofe Langlois übernimmt im Cinverftändnig mit feiner 
Regierung bes mexicaniſche Finanzminifterium. 

15. „ Der Kaifer der Franzoſen fchidt den Baron Seillarb in außer: 
orbentliher Miffion nah Merico: Frankreich ift entfchloffen, feine 
Truppen früher aus Mericn zurüdzuziehen und will fi darüber 
mit dem Kaifer Maximilian verftändigen oder ihm mwenigftens feinen 
Entſchluß notificiren. 


23. Febr. Langlois + ganz unerwartet. 


11. März. Die Regierung des Kaifers Maximilian fchließt mit Defter: 
reich eine Nachtragsconvention ab, aut welcher für das öſterr. Frei⸗ 
willigencorpg in mericanifchen Tienften von 1866 bis 1870 ein 
Ihlieglic je 2000 Mann in Defterreih angeworben werben bürfen, 
für 1866 jedoch das Doppelte biefer Zahl, wonron 1000 Mann 
noh vor Anfang Mai dahin abgehen follen. 


d. April. Der franz. „Moniteur” verfündet unmittelbar nad) ber Rück⸗ 
funft des Baron Seillard von feiner Miffion, daß die Frangofen 
Merico in brei Mbtheilungen räumen würden, und zwar im Nov, 
1866, im März und im Nov. 1867. 


12. Mai. Die öſterreichiſche Regierung verhindert bie Cinfchiffung der 
neu angeworbenen Freiwilligen in Trieft und das franzöj. Trans: 
portichiff, das fie nad) Veracruz bringen follte, muß unverrichteter 
Dinge wieber abfegeln. | 


— Juli. Die Franzofen fangen an, bie mericanifhen Norbprovingen zu 
räumen, worauf beren wichtigfte Pläbe, namentlich Monterey umb 
Matamoros, fofort von den AJuariften in Beſitz genommen werben, 
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30. Juli. Die mericanifche Regierung fliegt mit Franfreih eine Conven⸗ 

- tion ab, durch welche ein Theil ber mericaniihen Zolleinnahmen (in 

Veraeruz und Tampico) Frankreich als Entſchädigung für ſeine 
Forderungen überwieſen wird (ſ. Frankreich). 


1. Aug. Tampico fällt in die Hände ber Juariſten. 

8. „ Die Kaiferin Charlotte Iandet ganz unerwartet in St. Nazaire 
und geht jofort nad Paris. 

17. „ Der Kaifer will das den Juariften in die Hänbe gefallene Mata⸗ 
moros blofiren, die Regierung in Wajhington verhindert ihn jedoch 
baran. 

23. „ Die Raijerin Charlotte verläßt Paris unverrichteter Dinge und 
gebt über Miramare nad) Rom. 


14. Sept. Der franz. „Moniteur” verkündet, daß der Kaifer Napoleon 
die Ernennung ber Franzofen Osmond und. Friard zu mericanifchen 
Miniftern des Kriegs und ber Finanzen nicht geftattet habe. 

16. „ Der Kaijer feiert in Chalpultepec das mericanifhe Unabhängig- 
teitsfeft und erklärt in feiner Rebe, daß er auszuharren entſchloſſen 
fei, „denn nicht im Augenblid der Gefahr verläßt ein ächter Habs: 
burger feinen Boften“. 

20. „ Mobification des Minifteriums wefentlih im Sinne ber clericalen 
Partei. 


1. Oct. Die mericaniſche Regierung kann die an dieſem Tage fälligen 
Coupons der franzöfifhen Anleihe bereits nicht mehr bezahlen. 
4. „ Die Kaiferin Charlotte verfällt zu Nom in Irrſinn. 
2. „ Der General Eaftelnau trifft mit einer neuen Miffion des Kai: 
fers Napoleon an den Kaifer Marimilian in Veracruz ein, um ben 
Kaifer Mar mo möglich zur Abdankung zu beivegen und ſich bann 
mit Juarez und ben Ber. Staaten über den Schuß ber franzöfiichen 
Intereſſen in Merico nad) dem Abzuge der Truppen zu verftändigen. 
18. „ Kaiſer Marimilian erhält die telegraphifche Nachricht von bem 
Irrſinn ber FKaiferin. | 

20/21. „ Kaifer Maximilian Yegt mündlich feine Gewalt in bie Hände 
des Marſchalls Bazaine und geht angeblich feiner Geſundheit wegen 
und um Nachrichten aus Europa fchneller zu erhalten, nad Orizaba. 
Auf dem Wege dahin Freuzt er mit dem General Caſtelnau, ohne ihn 
jedod zu fpreden. Die Minifter wollen ihre Stellen nieberlegen, 
werben jedoch von Marſchall Bazaine bewogen, ihre Functionen einft: 

weilen fortzujeßen. 

23. „ Gen. Eaftelnau trifft in Merico ein. 

2. „ Kaiſer Mar langt in Orizaba an. 

31. „ Dajaca wirb von ben Auariften unter le Diaz bejet, 

bie kaiſ. mer. Beſatzung ergibt fid: 


Merica. 445 


8. Nov. Der nordamerikaniſche Geſandte in Paris berichtet feiner Ne: 
gierung, baß ber Kaifer Napoleon feinen Entſchluß, ſchon im Nos 
vember den dritten. Theil ‚jeines Expeditionscorps aus Merico zurüd: 
kehren zu laſſen, wieder geändert habe und nunmehr geneigt fei, bie 
ganze Armee auf einmal und zwar im Frühjahr 1867 abziehen zu 
laſſen. 

410. „ Die öſterreichiſche Garniſon von Jalapa ſtreckt bie Waffen, bie 
Stadt geht in die Hände ber Juariſten über. 

13. „ Die Franzgofen räumen Mazatlan und alle andern bisher von ihnen 
befegten Punkte am ftillen Dcean, um fih in Merico und auf ber 
Linie Merico-Veracruz zu concentriren. - 


„ Kaifer Maximilian beruft ben Minifterrath und den Staatsrath 
zu fih nad Orizaba und legt die Gründe bafür in einem offenen 
Briefe an den Minifterpräfidenten Larez nieber: 

„Mein lieber Larez! Tie Bebenklichkeit der jeßigen Lage Unferes Landes 
bat Uns bewogen, bie Räthe ber Krone um Uns zu verfammeln, bamit Wir, 
von ihrem Flaren und weilen Urtheil unterftüßt, auf gefeblichem Wege zu 
einer Löjung ber gegenmärtigen Krifis gelangen Fünnten. Eine ſchwere Pflicht 
it Uns jegt auferlegt, aber Wir begen bie innige Weberzeugung, daß bas 
Wohl bes Baterlands ihre Erfüllung erheiſcht. Nach einer Ueberlegung, die 
von allem Geiſt der Parteien und ber Leibenfchaften frei ift, nach einer langen 
und gewifjenhaften Prüfung der Lage find Wir zu ber Anficht gelangt, daß es 
Unfere Fflicht fein Fönnte, der mericanischen Nation die Gewalt zuriidzus 
geben, welche fie Uns anvertraut hatte, Folgendes find die Gründe, die Uns 
in dieſer Anfiche beftärfen: 1) Der Bürgerkrieg dauert befländig fort, das 
conftatiren Wir mit Schmerzen ; er bezeichnet mit dem Blute von Tauſenden 
Unferer Landsleute die Gegenden, welche von ihm beimgefucht werden, und 
feine Ausdehnung wirb von Tag zu Tag größer; 2) die Feindſeligkeiten ber 
Ber. Staaten gegen das monarchiſche Princip ſpricht fih alle Tage beutlicher 
aus; 3) Unfere Bundesgenofien haben erflärt, daß es ihnen aus politifchen Rück⸗ 
fihten unmöglich ift, Uns noch länger ihre Unterflügung angedeihen zu laſſen, 
und Wir haben fogar in leßterer Zeit erfahren, daß zwiſchen ber Regierung 
Frankreichs und derjenigen ber Ver. Staaten vorläufige Unter: 
bandlungen flattgefunben haben, deren Zwed ein Einverſtändniß ift, dem 
Bürgerkrieg ein Ende zu machen, welcher fo lange Zeit Unfer Land verwüjtet hat. 
Im Hinblid auf die Meinung ber großen Mehrheit bes amerifanifchen Volks 
würde man, ſo fagt man Une, nur zum Ziele gelangen, indem man, mit 
Unterftühung dieſer beiben Meächte, eine neue Regierung republitanifcher 
Form gründete. Obgleich es der Vorſehung gefallen bat, das Glück Unferes 
bänslichen Heerds zu vernichten, obgleich Unfer Muth und Unfere Kraft das 
durch ſchwer geprüft worden find, jo würben Wir doch nicht einen Augenblick 
zaubern, alle Opier für das Glück bes Vaterlands zu bringen, wenn Wir 
nicht bie fehr wohl begründete Befürchtung hegten, daß Unfere Perfönlichfeit 
ein Hinderniß für die Racification des Landes if. Aus diefem Grunde 
haben Wir den Miniſterrath unb den Staatsrath zufammenberufen, die Uns 
bereit fo viele Beweiſe ihres Ginverftändniffes und ihrer Treue. gegeben 
haben, um eine Löfung für die Schwierigfeiten zu finden, Marimiltan.“ 
16. Nov. Die Franzofen räumen Durango und Zacatecas, bie fpfort von 

ben Juariſten befeßt werden. 
24. „ Derfammlung des Minifterraths und bes Staatsrathe beim Kaifer 


in Orizaba. Die Vorſchläge des Kaiſers gehen im Wefentlichen 
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dahin: es ſolle ein Nationalcongreß, von dem bie bisherigen Gegner 
des Kaiſerreichs nicht auszuſchließen wären, einberufen werden, um 
über die künftige Regierungsform, ob Monarchie oder Republik, über 
die Aufſtellung eines Budgets, über die Organiſation eines natio⸗ 
nalen Heeres, über die Coloniſation des Landes, über die Regelung 
der Beziehungen zu Frankreich und zu den Vereinigten Staaten zu 
entſcheiden. Von 22 Stimmen ſprechen ſich 20 für Aufrechthaltung 
des Kaiſerreichs und die Ueberzeugung aus, daß, wenn Marimilian 
an das Land appellire, eine immenſe Majorität in demſelben 
Sinn antworten würde; nur 2 Stimmen erklären ſich für Abdan- 
fung bes Kaiſers. Demgemäß beichließt die Berfammlung, den 
Kaifer zu bitten, wenigftens einftweilen bis zu dem Tage, an wel: 
hem der Volkswille ſich werbe Fund gegeben haben, die Zügel der 
Regierung in ber Hand zu behalten. 


24. Nov. Der nordamerikaniſche General Sedgewick befekt von Browns⸗ 


ville aus Matamoros, wirb jedoch von feiner Regierung desavouirt 
unb feines Commando’s enthoben, Matamoros wieber geräumt. 


2. Dec. Ein Rundfchreiben des Marſchalls Bazaine ftellt den Soldaten 


5. 


franzöfifcher Nationalität, welche früher förmlich ermächtigt worben 
wären, in mericanifche Dienfte zu treten, frei, entweder in benfelben 
zu bleiben ober ſich bei der eriten fich barbietenden Gelegenheit dem 
nädhiten franz. Detachement anzufchließen, um mit bemjelben nad 
Frankreich zurüdzufehren, 

„ Proclamation des Kaifers bez. der Beihlüffe der Verfammlung 


vom 24. November: 

„Mericaner | Umftände von großer Wichtigfeit, die mit bem Wohl eures 
Landes zufammenbängen, haben in Uns Die Meberzeugung hervorgerufen, baß 
Wir die Uns übertragene Macht einer neuen Probe unterziehen jollen. Unſer 
burh Uns zufammenberufener Miniſterrath war ber Anficht, bag das Glück 
Merico's noch Unfer Verweilen an ber Spitze der Geſchäfte erheifcht, und 
Wir bielten es für Unſere Pflicht, dieſem Verlangen nacdzufommen, indem 
Wir gleichzeitig Unfere Abficht Fundgaben, einen Nationalcongreß auf breite- 
fier und freifinnigflier Grundlage einzuberufen, an welchem ſich alle politifchen 
Parteien beteiligen können. Dieſer Congreß wird eutſcheiden, ob das Kaiſer⸗ 
reich fortbeftehen fol, und im Bejahungsfad wird er fih an ber Abfaffung 
ber Grundgeſetze betheiligten, welche zur Kräftigung ber öffentlichen Landes⸗ 
inftitutionen beftimmt find. Um biefes Reſultat zu erreichen, bejchäftigen. fich 
Unfere Räthe gegenwärtig damit, bie nothwendigen Mittel ausfindig zu 
machen, und gleichzeitig die Dinge fo zu geitalten, daß alle Parteien an einem 
Abkommen auf biefer Bafis theilnehmen können. Einftweilen, Mericaner, 
zählen Wir auf euch alle, ohne Ausſchluß auch nur einer politifhen Claſſe, 
und fegen, dba Wir die Miffion erhalten haben, euren Mitbürgern vorzu⸗ 
fiehen, das Wert ber Wiedergeburt mit Muth und Ausdauer fort.“ 


6. Dec. Ein Decret des Kaifers Mar verfügt die Aufldfung des belgiſchen 


9. 


Freiwilligencorps und die Rückkehr besfelben nad Europa zugleich 
mit der franzöf. Armee, 

» Die Zrangofen legen, geftügt auf ben Vertrag vom 30. Juli 
d J. Beſchlag auf das Zollamt in Veracruz umb fchneiben da⸗ 
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mit ber Toiferlihen Regierung In Mexico Faft ihre gefammte Baar: 
einnahme ab. | 


10. „ Suarez verlegt den Sik feiner Regierung von Chihuahua zunächſt 
nad Durango. 

„» n Der Minifter des Auswärtigen des Kaiſers Mar richtet eine 
jehr ausführliche Denkſchrift über die nunmehrige Lage der Dinge 
an bie fremden Regierungen: 

Die Denkſchrift beginnt mit einer Darlegung der mißlichen Lage, in welche das 
Land hauptſächlich dadurch verlegt worden ift, daß ihm aus politiichen Grüns 
ben bie Unterſtützung Frankreichs an Truppen und Geld entzogen wirb, auf 
welche die mericanilche Regierung feft gerechnet hatte, „Die Bewegung ber 
verbündeten Truppenmacht, die fih aus den wichtigften Puncten zurüdzieben, 
welche fie ausjchließlich bejebt hält; bie Nachricht ihrer nabe bevorftebenden 
Abreife aus dem Lande, tie Nachricht, daß bemfelben hinfürder nicht mehr 
von Frankreich geholfen werden würde, belebten natürlich den Muth ber Difs 
fidenten und verminderten ebenfojehr benjenigen der Freunde und Vertheidiger 
der jetigen Megierung. Die Revolution nahm eine Entwicklung, die fie nicht 
etiwa ihren eigenen Elementen verbankte, fondern bem vertheibigungslofen 
Zuftande, in welchem bie Bevölkerung verblieb, und der Zuverficht, welche ben, 
Feinden ber jegigen Ordnung ber Dinge eingeflößt wurde durch bie Webers 
zeugung, baß fie nicht mehr die franz. Truppenmacht zu befämpfen nöthig 
baben würden. Der blutige Kampf nahm zu; ber Bürgerfrieg bezeichnete 
feine Spuren durch Vernichtung bes Cigenthums, Brand und Zerftörung der 
Dörfer. Inmitten biefer beflagenswerthen Krifis beutete man bie Haltung 
ber Ber, Staaten aus, welche ftets der monarchiſchen Regierungsform und einer 
europäifchen Intervention zuwiber find; man ließ Se. Maj. den Kaifer wiffen, 
baß zwiſchen ber franz. Negierung und berjenigen ber Ver. Staaten Unterhands 
Iungen angefnüpft feien, um eine francosamerifanifhe Vermittlung 
zu fihern, mittelft welcher man fi veriprady, bem Bürgerkrieg, der bas 
Land verwüjtet, ein Ziel zu ſetzen; man fügte hinzu, daß, um zu biefem 
Ziele zu gelangen, man für unerläßlich halte, daß die durch biefe Vermittlun 
errichtete Regierung die republikaniſche Form und ben liberalen Seit 
habe. Die Hoffnungen der Regierung, welche fih zum Theile auf ein feſtes 
und aufrichtiges Bündnig mit Franfreih gründeten, um bie jeßige Ordnung 
ber Dinge dauerhaft zu machen, fanden fich foldhergeftalt getäufcht. Weit bar 
von entfernt, die Pacification vollendet zu haben, hatte man im Giegentbeil 
den Bürgerfrieg verlängert; bie vertheidigungslofen Bevölferungen waren 

. ben Diffidenten preisgegeben, das Blut der Mericaner floß fruchtlos; bie 
Militärausgaben hatten alle Hülfsquellen erjchöpft, die Unterhandlungen, 
welche, wie es bieß, wegen einer francosamerifanifchen Vermittlung ans 
gefnüpft worden waren, nahmen als Grundlage eine Bedingung, bie mit 
ber Eriftenz bes Kaiferreich8 und ber Integrität bes nationalen Gebiets uns 
vereinbar find. Nachdem Se. Majeltät ber Kaifer mit einer unparteilichen 
Aufmerkjamkeit die Bedenflichfeit einer fo außergewöhnlichen Lage geprüft 
hatte, hielt er es für feine Pflicht, der Nation wieder die Macht zurüdzuers 
ftatten, welche biefelbe ihm übertragen hatte, da die in Vorſchlag gebrachte 
Kombination, um Merico den Frieden wieder zu geben, bie Monarchie aus⸗ 
ſchloß. Da er nicht ein Hinderniß für bie Ausführung biefer Maßregel fein 
wollte, gedachte er, mit einer Selbftverleugnung, bie noch größer war als 
diejenige, die er bei Annahme des Thrones gezeigt hatte, dieſen zu verlaflen 
und bies Opfer auf dem Altar des VBaterlandes niederzulegen. Da er übrie 
gens in einer Angelegenheit von fo nngeheurer Wichtigkeit nicht handelt 
wollte, ohne bie Anfichten feines Miniſterraths und feines Staatsraths zu 
Tennen, berief er fie nach ber Stabt Orizaba, wo er fih aus Geſundheits⸗ 
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rückſichten feit einigen Wochen aufbielt. Er unterwarf ber Prüfung biefer 
beiden Körperfchaften alle gewichtigen Betrachtungen, welche weiter oben aus⸗ 
einanbergefeßt find; beide |prachen fich entfchieben dahin aus, daß unter ben 
gegenwärtigen Umftänben feine Abdanfung, weit bavon entfernt, ben Uebel, 
die man beweinte, ein Ziel zu ſetzen, unfehlbar der völlige Ruin bes Landes 
fein, und ben Berluft der Unabhängigkeit und der Nationalität, bie vollftäns 
dige Zerftörung unferer Race zur Folge haben würde.” Bezüglich der prac⸗ 
tiſchen Löſung der verfchiebenen Fragen ber Politif und Kominifiration ſpricht 
fich das Document bes mericaniſchen Miniſters folgendermaßen aus: 

„Unter dieſen Fragen ſtehen die folgenden in erſter Linie: Einberufung 
eines Nationalcongreſſes auf der breiteſten Grundlage, an dem alle Bürger 
aller Parteien und politiſchen Färbungen theilzunehmen hätten, um zu erklä⸗ 
ren, ob das Kaiſerreich fortdauern ſoll, oder welche Regierungsform die Nation 
für die Zukunft annehmen wird; Vorſchläge für alle Maßregeln, die zeit⸗ 
gemäß und angemeſſen ſind, zu dem Zwecke, die vollſtändige und definitive 
Organiſation des Landes zu ſichern; die Schaffung ber nöthigen Hilfsquellen, 
um das Budget zu beden; bie Ausarbeitung ber nötbhigen Gejepe für ein 
mächtiges Syitem ber Colonifation. Nachdem die beiben Räthe die Noth⸗ 
wendigfeit erfannt hatten, alle biefe Puncte einer fo vitalen Wichtigkeit in 
reifliche Weberlegung zu nehmen, übernahm ber Staatsrath es, fie einer Prü⸗ 
fung zu unterwerfen, und die geeigneten Maßregeln in Vorſchlag zu bringen. 
Indem Se. Majeſtät ſich den Anfichten feiner Räthe gefügt Bat, ift er ents 
ſchloſſen, die Macht, die ihm bie Nation anvertraut bat, zu bewahren.” 
Schlieglih bemerft das Document noch: „Se. Majeſtät der Kailer hat in 
biefen Tagen von Str. Ercellenz dem Marſchall Bazaine in Gemäßheit ber 
Befehle feines Herrichere die deutlihfte Verfiherung erhalten, daß er zur 
Befefligung der Ordnung und des Friedens beitragen werde, indem er bie 
Mafregeln St. Maj, unterftügen werde, jo lange noch die franzöf. Truppen 
auf mericaniihem Boden find.” 


Dec. Die Regierung des Kaifers Mar führt eine Reihe neuer 


Steuern ein, bie in monatlihen Raten bezahlt werben follen, um 
wenigftens den bringendften Bebürfniffen zu genügen. ‘Die imperia- 
Yiftifchen Streitkräfte find in 3 Corps abgetheilt: unter Mejia in 
©. Luis Potofi, unter Miramon in Guabalajara, unter Marquez 
in Buebla. 

„ Die Concentration ber franz. Streitfräfte geht ihrer Vollendung 
entgegen. 6000 Franzoſen ftehen in Mexico, die übrigen find 
ftaffelförmig auf ber Straße nach Veracruz aufgeftellt, wo ein ver- 
ſchanztes Lager für 22,000 Mann hergerichtet wird. 

„ Kaifer Marimilian geht von Orizaba nah Puebla, wo er mit 
bem Gen. Caftelnau und dem franz. Gejandten Dano conferirt. 

„ Der Berfuh, aud eine Anzahl Führer der Xiberalen zur Theil: 
nahme an einer Nationalverfammlung zu gewinnen, muß als gefchei- 
tert betrachtet werden. Das Kaiferreih ift auf Merico und bie 
zunächſt gelegenen Provinzen, fowie auf bie Straße nad Veracruz, 
fo lange dieſe noch von ben Franzoſen bejeßt bleibt, beichräntt, 
Der ganze Norden und der größere Theil "des Südens ift bereits 
wieder in ben Händen ber Republifaner, die mit ihren Guerillas 
jeden von ben Franzofen oder von ben Kaijerlichen geräumten Punkt 
fofort befeßen und felbft zu beiden Seiten ber Linie Mexico⸗Veracruz 


ſchwärmen. 


- Ergänzung 
zum Anhang S. 278 u. fgg. 


X, 


Schub- und Trutzbündniſſe zwiſchen Preußen und Bayern, 
2 Württemberg nnd Baden. | 


Art. 1. Zwiſchen Sr. Mai. dem Könige von Preußen und Sr. Maj. dem 
Könige von Bayern (Württemberg und Baden) wird hiermit ein Schutz⸗ und Trutz⸗ 
bündniß geſchloſſen. : 

Es garantiren Sich bie Hohen Eontrahenten gegeufeitig die Integrität bes 
Gebietes Ihrer bezüglichen Länder, und verpflichten fih im Falle eines Krieges Ihre 
volle Kriegsmacht zu biefem Zwecke einander zur Verfügung zu ftellen. 

Art. 2. Se. Maj. ber König von Bayeın (Württemberg und Baben) über: 
trägt für diefen Fall den Cherbefehl über Seine Truppen Sr. Maj. dem Könige 
von Preußen. nn 

Art. 3. Die hohen Eontrahenten verpflichten Sich, biefen Vertrag vorerft 
gehein zu halten. 
| Art. 4. Die Ratification des vorftehenden Vertrages erfolgt gleichzeitig mit 
ber Ratification des unter bem heutigen Tage abgeſchloſſenen Triedensvertrages, alfo 
bis fpätefteng zum 3. T. Mis. 

Zu Urkund deſſen haben die Eingangs genannten Bevollinädtigten biefen 
Vertrag in doppelter Ausfertigung am heutigen Tage mit ihrer Namensunterjchrift 
und ihrem Siegel verfehen. 

Der Wortlaut aller drei Bündniffe ift derjelbe und trägt für Würt- 
temberg das Datum vom 13. Aug., für Baden dasjenige vom 17., für 
Bayern vom 22, Aug. 1866. Die Berdffentlihung erfolgte jeboch erft 
und zwar zunädft von Seite Bayerns am 19. März 1867. Mit dem 
Großh. Hefien wurde ein ſolches Schub und Trutzbündniß dagegen ba: 
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mals nicht und erft am 7. April 1867 eine Militärconventton und am 
441. April au ein Schub: und Trutzbündniß wie mit ben übrigen füb- 
deutſchen Staaten abgeſchloſſen. 


xL | 


£uremburg. 


Actenftüde aus dem J. 1866, fomweit fie bisher verdffent- 
licht wurben. 


In der Situng ber Iuremburgifcden Stände am 13. Nov. las der 
Staatsminifter, Baron de Tornaco, einen großen Theil der Correfponbenz 
vor, welche zwiſchen ben preußiichen und luxemburgiſchen Regierungen über 
bie Iuremburgifche Frage gewechfelt worden if. Der Courier du Gran⸗ 
buche führt diefe Schriftftüde auf, wie folgt: 

21. uni. Die luremburgifche Regierung erhielt Mittheilung bes‘ Circulars 
über die Reform des Bundes vom 10. Juni. Diefe Mittheilung ift ohne Antwort 
geblieben, ba bie Ereigniffe fie übereilten. Am ſelben Tage erhielt bie Regierung 
eine Depeſche aus dem. Haag, worin mitgetheilt wirb, baß ber preußliche Gefanbte, 
Graf v. Perponcher, verlangt hat, ber König:Großherzog folle feinen Gefandten am 
Bunbestage abberufen. Am 22. Jumi fragt ber Stantsminifter durch Telegramm 
bei bem preußifhen Gefandten an, wie bie preußiſche Megierung ben Bruch bes 
Bunbesverhältnifjes mit ber Anwefenheit der preußifchen Beſatzung in Luremburg in 
Einklang zu bringen gedächte. Diefem Telegramme folgt eine Depeiche desſelben 
Inhalts. Am 24. Juni benachrichtigt eine Depeſche vom Secretär bes Königs bie 
Negierung, daß nad) einer Erflärung bes Grafen v. Perponder, Preußen die Neu⸗ 
tralität des Großherzogthums nicht anerkennen werbe, folange deſſen Gefanbter bei 
dem Bunbdestage verbleibe. Dagegen gibt Preußen bie Verficherung, baß bie Neus 
tralität anerfannt und gewahrt werden würde, jobald berjelbe fi vom Bundestage 
zurüdziebe. Am 4. Juli Depeiche des Grafen v. Perponder, welche ausführt, baß 
bie preuß. Garniſon in Zuremderg nicht nur als Yundesbefaßung bort fei, ſondern 
auf Grund der internationalen Verträge zwilchen Preußen und ben Nieberlanden 
von 1816 und 1856. Es wirb befonders Bemerft, daß der Bundestag erſt 1820 
bie Unterhaltung ber Bunbesfeflungen übernommen babe, daß alſo bie preußilche 
Sarnifon damals ſchon vier Jahre lang in Luremburg geftanden babe, ohne bie 
Eigenfchaft einer Bunbesbefakung, nur lediglih auf Grund ber Stipulationen von 
1816. Der Vertrag von 1856 ändert barin nichts und die preußische Regierung tft 
ber Anficht, daß bie Frage in der Note vom 23. Juni fi darin löſt. baß die Eons 
ventionen zwijchen ben Gabinetten von Berlin und dem Haag bezüglih auf bie 
Garnifon von Luxemburg nicht berührt werden durch die Auflöſung bes Bundes, 
ba bie außerhalb des Bundes ftipulirten Rechte und Verpflichtungen beftehen bleiben. 
Am 2. Juli antwortet bie Regierung am den Grafen von Perponcher, daß fie dieſe 
Loſung nicht annehmen Tünne, ba fie auf einer ungenauen Erklärung ber europäl: 
ſchen Verträge und ber befonberen Vereinbarung über die Garnifon beruht. Lurem- 
burg ſei zur Bundesfeftung erflärt durch Verträge, bie bereitS vor 1816 beitanden. 
Der Vertrag von 1814, bie Schlußacte bes Wiener Congrefjes und das Pariſer 
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Protokoll von 1815 erflären Luremburg zur Bunbesfeftung unb gewähren bem 
Köonig⸗ Großherzog das Recht, ben Gouverneur und ben Commandanten zu ernennen. 
Dbglei ber Bund erft 1820 bie Unterhaltung ber Feſtungen übernommen habe, 
find bie contrabirenden Parteien ſchon burh Vertrag vom 8. Now. 1816 überein: 
gekommen, baß biefe Unterhaltung bem ganzen Bunde zukomme. Die luremburgiſche 
Regierung glaubt, daß die endgültige Regelung diefer Frage noch verfchoben werben 
fönne, muß aber fchon jetzt die Neformationen und Proteſte Fundgeben, welche ſich 
aus ben vorhergehenden Bemerkungen ergeben. Am 12. Juli zeigt bie großherzogl. 
Regierung bem preuß. Gelandten an, baß ber König: Großherzog fich verpflichtet, 
feinen Gelandten am Bundestage abzuberufen, wenn die preußiſche Regierung bie 
officiele Erffärung zuſichere, bie Neutralität bes Großherzogthums anerkennen unb 
reguliren zu wollen. Am 5. Aug. antwortet ber preuß. Selanbte, daß, nachdem er 
die vorhergehenden Depeſchen ſeiner Regierung mitgetheilt habe, er erklären könne, 
wie bereits mündlich geſchehen, daß die preuß. Regierung die Neutralität des Groß⸗ 
herzogthums anerkennen und reſpectiren werde, wenn ber König:Großherzog feinen 
Gefanbten beim vormaligen Bunbestage zurückberufend, conftatire, daß die Beziehun⸗ 
en zwilchen diefen und ben Großherzogthume Luremburg aufgehört haben zu be: 
heben. Er jagt ſchließlich, daß biefe Antwort verzögert worben fei, weil ber König 
und Hr. vd. Bismard der Armee nad Böhneen gefolgt fein. Am 7. Aug. fchreibt 
der Staatsminifter an den Grafen v. Perpondher, daß ber König-Großberzog fi 
entihloffen Babe, feinen Gefandten in Frankfurt abzuberufen und alle Verbindungen 
mit dem YBunbestage abzubrechen. Endlich hat der Staatsminifter ber Berfammlung 
noch mitgetbeilt, daß eine Depeihe vom 12. Oct., bezüglih auf die Garnifon von 
Luremburg, von ihm abgejandt worben fei, er hat aber diejelbe nicht vorgelejen, auch 
jei fie bisher ohne Antwort geblieben. 


xI1. 
Die Verfaſſung des norddenifchen Bundes. 


(Obwohl fie nicht mehr ins Jahr 1866 fällt, glauben wir doch die Verfafjung bes 
norbbeutichen Bundes ausnahmeweile fchon dem dießjährigen Geſchichtskalender ein- 
verleiben zu follen. Die mit gefperrter Schrift gebrudten Stellen enthalten bie vom 
norbbeutfchen Reichstag in dem urfprüngliden Entwurf Preußens und ben mit ihm 
verbündeten Regierungen ‚gebrachten Veränderungen und Erweiterungen.) 


Se. Maj. ber König von Preußen, Se. Maj. ber König von Sadjen, Se. 
k. Hoh. der Großherzog von MedienburgsSchwerin, Se. k. Hoh. ber Großherzog 
von Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Se. !. Hoh. der Großh. von Dlbenburg, Se. Hoh. 
der Herzog von Braunfchweig und Lüneburg, Se. Hob. ber Herzog von Sachſen⸗ 
Meiningen und Hilbburghaufen, Se. Hoh. der Herzog zu Sachjen-Altenburg, Se. 
Hoh. der Herzog von Sachſen⸗Coburg und Gotha, Se. Hoh. ber Herzog von Anhalt, 
Se. Durchl. der Fürft zu Schwarzburg-Rubolftadbt, Se. Durchl. ber Fürft zu 
Schwarzburg: Sondershaufen, Se. Durchl. der Fürft zu Walbed und Pyrmont, Ihre 
Durchl. die Fürflin Neuß älterer Tinte, Se. Durchl. ber Fürſt Neuß jüngerer Linie, 
Se. Durchl. der Fürft von Echaumburg:Lippe, Se. Durdl. ber Fürft zur Lippe, 
der Senat ber freien und Hanſeſtadt Lübed, ber Senat ber freien Hanfeftadt Bremen, 
ber Senat ber freien und Hanſeſtadt Hamburg, jeder für den gefammten Umfang ihres 
Staaisgebieis, und Se. k. Hoh. der Großh. von Heffen und bei Rhein für bie nörbs 
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NK vom Main belegenen Theile bes Großherzogthums Heſſen ſchließen einen ewigen 
Bund zum Schute des Bunbesgebiets und bes innerhalb desfelben gültigen Rechts, 
ſowie zur Pflege der Wohlfahrt des beutichen Volka. Diefer Bund wird den Namen 
bes Norddeutſchen führen und wird nachſtehende Verfaffung haben: 

IL, Bundesgebiet. Nrt. 1. Das Bundesgebiet befteht aus den Staaten 
Breußen mit Lauenburg, Sachen, Medlendurg: Schwerin, Sahfen: Weimar, Medien: 
burg-Strelig, Oldenburg, Braunſchweig, Sachſen-Meiningen, Sachſen⸗Altenburg, 
Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Anhalt, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Schwarzburg⸗Sondershauſen, 
Waldeck, Reuß älterer Linie, Neuß jüngerer Linie, Schaumburg⸗Lippe, Lippe, Lübeck 
Bremen, Hamburg und aus den nördlich vom Main belegenen Theilen des Groß⸗ 
herzogthums Heſſen. 

II. Bundesgeſetzgebung. Art. 2. Innerhalb dieſes Bundesgebiets übt 
ber Bund das Recht der Geſetzgebung nad) Maßgabe bes Inhalts dieſer Verfaſſung 
und mit ber Wirkung aus, daß die Bundesgeſetze den Landesgeſetzen vorgehen. Die 
Bundesgeſetze erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung von Bundes 
wegen, welche vermittelſt eines Bundesgeſetzblattes geſchieht. Sofern nicht in dem 
publicirten Geſetze ein anderer Anfangstermin feiner verbindlichen Kraft beftimmt ift, 
beginnt bie leßtere mit bem vierzehnten Tage nah bem Ablauf besjenigen Tages, an 
welchem das beireffende Stüd bes Bundesgelehblattes in Berlin ausgegeben worben 
if. Art. 3. Für den ganzen Umfang bes Bundesgebiets befteht ein gemeinfames 
Indigenat mit ber Mirfung, daß der Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) eines 
jedes Bundesftuats in jebem andern Bundesftaat als Inländer zu bebandeln unb 
bemgemäß zum feiten Wohnfiß, zum Gewerbebetrieb, zu öffentlichen Aemtern, zur 
Ermerbung von Srundflüden, zur Erlangung bes Staatsbürgerredhts und zum Ge— 
nufje aller fonftigen bürgerlihen Rechte unter benfelben Vorausjegungen wie ber 
Einheimiſche zuzulafjen, aud in Betreff ber Mechtsverfolgung und des Rechtsſchutzes 
bemjelben gleich zu behandeln if. In der Ausübung biejer Befugniß darf ber 
Bundesangehörige weder buch bie Obrigfeit feiner Heimath noch durch die Obrigfeit 
eines andern Bunbesjtaats befchränft werben. Diejenigen Beftinmungen, welche bie 
Armenverforgung und bie Aufnahme in ben focalen Gemeindeverband betreffen, wer: 
ben durch ben im erſten Abſatz ausgelprochenen Grundſatz nicht berührt. Ebenſo 
bleiben bis auf weiteres bie Verträge in Kraft, weldhe zwifchen den einzelnen Buns 
besitaaten in Beziehung auf bie Mebernahme von Auszuweiſenden, bie Verpflegung 
erfrankter und bie Beerdigung verftorbener Stagtsangebhörigen beftehen. Hinfichtlich 
der Erfüllung der Milttärpfiiht im. Verbältuiß. zu. bem Helmatbslande wird im 
Wege ber Bundesgejeßgebung das nöthige georbnet werben. Dem Auslande gegen: 
über haben alle Bundesangehörigen gleihmäßig Anfprud auf ben —R 
Art. 4. Der Beaufſichtigung des Bundes und der Geſetzgebung desſelben unterliegen 
die nachſtehenden Angelegenheiten: 1) bie Beſtimmungen über Freizügigkeit, Heimaths⸗ 
und Nieberlaffungsverbältniffe, Staatsbürgerrecht, Paßweſen und Frem-— 
denpolizei und über den Gewerbebetrieb, einſchließlich des Verſicherungsweſens, 
ſoweit Diet: Gegenftände nicht ſchon durch ben Art. 3 biefer Verfaſſung erledigt find, 
begleichen über die Colonijation und die Auswanderung nach außerdeutichen Län 
bern; 2) bie Zoll: und Handelsgefebgebung und die für Bundeszwecke zu verwen 
denden Steuern; 3) die Orbnung bes Map: Münz⸗ und Gewichtsfuftems , neb ſt 
Feſtſtellung ber Grundfäße über bie Emifjion von fundirtem und unfundirtem 
Papiergelde; 4) die allgemeinen Beflimmungen über das Bankweſen; 5) bie Erfins 
bungspatente; 6) ber Schuß des geiftigen Eigenthums; 7) Organifation eines ge: 
‚meinfamen Schutes des deutſchen Handels im Auslande, der deutihen Schifffahrt 
und ihrer Flagge zur See und Anordnung gemeinfamer confularifcher Vertretung, 
weldhe vom Bunde ansgeitattet wird; 8) das Eifenbahnweien und die Heritel- 
Jung von Land» und Waſſerſtraßen im Intereſſe der Lanbesvertheibigung 
und bes allgemeinen Verkehrs; 9) der Flößerei- und Scifffahrisbetrieb auf ben 
mehreren Staaten gemeinfamen Wafferftraßen und ber Zuftand ber letzteren, fowie 
bie Fluß⸗ und fonfligen Wafferzölle; 10) das Poſt⸗ und Telegraphenwejen; 11) Be⸗ 
flimmungen über bie wechfelfeitige Vollſtrecung von Erkenntniſſen in Civilſachen 
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und Exlebigung von -Requifitionen überhaupt; 12) fowie über bie Beglaubigung 
von öffentliden Urkunden; 13) bie gemeinfame Geſetzgebung über bas 
Dbligationenredt, Strafreht, Handels: und Wechſelrecht und das 
gerihtlihe Verfahren; 14) bas Militärwefen des Bunbes und die 
Kriegsmarine; 15) Maßregeln ber Mebicinal: unb Beterinärs 
Polizei. Art. 5. Die Bundesgejehgebung wird ausgeübt durch ben YBunbesrath 
und ben Reichstag. Die Uebereinfliimmung ber Mebrbeitsbejchlüffe beider Verfamms 
lungen ift zu einem Bundesgeſetze erforderlich und ausreihend, Bei Gelee: 
vorfhlägen über das Militärwefen und bie Kriegsmarine gibt, 
wenn im Bunbesrathe eine Meinungsverſchiebenheit ftattfinbet, 
die Stimme des Präſidiums ben Ausjhlag, wenn fie fi für bie 
Aufrechterhaltung der beftehenden Einrihtungen ausfpridt. 

DI. Bunbesrath. Mrt. 6. Der Bundesrath befteht aus ben Vertretern 
ber Mitglieder des Bundes, unter welchen bie Stimmführung fih nah Maßgabe 
ber Vorjchriften für das Plenum des ehemaligen beutichen Bunbes vertheilt, fo daß 
Treußen mit ben ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurheſſen, Holftein, Naſſau 
und Frankfurt 17 Stimmen führt, Sachſen 4, Helfen 1, Medienburg: Schwerin 2, 
Sudien:Weimar 1, Medienburg:Strelik 1, —— 1, Braunſchweig 2, Sachſen⸗ 
Meiningen I, Sachſen⸗Altenburg 1, Sachſen-Coburg-Gotha 1, Anhalt 1, Schwarz⸗ 
burg-Rudolſtadt 1, Schwarzburg-Sonbershaufen I, Waldeck 1, Neuß Älterer Linie 1, 
Neuß jüngerer Linie 4, Schaumburg:tippe 1, Lippe 1, Lübel I, Bremen 1, Ham⸗ 
burg 1, Summa 43. Art. 7. Jedes Mitglied des Bundes Tann fo viel Bevoll⸗ 
mädjtigte zılm Bundesrath ernennen, wie e8 Stimmen bat; doch fann bie Geſammt⸗ 
beit der zuftändigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. Nicht vertretene 
oder nicht inftruirte Stimmen werden nicht gezählt. Jedes Bundesglied ift befugt, 
Borfchläge zu maden und in Vortrag zu bringen, und bas Präſidium ift verpflich- 
tet, diefelben ber Berathung zu übergeben. Die Beichlußfaffung erfolgt mit einfacher 
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Präfidialitiimme ben Ausſchlag. Art. 8. 
Der Bunbesrath bildet aus feiner Mitte dauernde Ausſchüſſe 1) für das Landheer 
und die Feftungen, 2) für das Seeweien, 3) für Zolle und Steuermweien, 4) für 
Handel und Berkehr, 5) für Eifenbahnen, Poſt und Telegraphen, 6) für Juſtiz⸗ 
weien, 7) für Rechnungsweſen. In jedem biefer Ausichüffe werden außer bem 
Bräfidium mindeftens zwei Bunbesftanten vertreten fein, und führt innerhalb berjels 
ben jeder Staat nur eine Stimme. Pie Mitglieder ber Ausichüffe zu 1 und 2 
werben von dem Bunbesfeldherrn ernannt, die ber übrigen von bem Bundesrathe 
gewählt. Die Zuſammenſetzung biefer Ausſchüſſe if für jede Seflion des Bundes⸗ 
raths rejp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei bie ausicheibenden Mitglieder wies 
ber wählbar find. Den Ausfchüffen werben die zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten 
zur Berfügung geftellt. Art. 9. Jedes Mitglied bes Bundesraths Kat das Recht, im 
Reichstag zus erjcheinen, und muß daſelbſt auf Verlangen jeberzeit gehört werben, 
um die Anfichten feiner Regierung zu vertreten, auch dann, wenn biejelben von ber 
Majorität des Bundesraths nicht adoptirt worden find. Niemand Tanıı gleichzeitig 
Mitglied bes Bundesraths und bes Reichstags fein. Art. 10. Dem Bundespräfibium 
ei ir ob, den Mitgliedern bes Bundesraths ben üblichen diplomatiſchen Schuß zu 
gewähren. 

IV. Bundespräfidium. Art. 11. Das Präfivium bes Bunbes fleht ber 
Krone Preußen zu, welde in Ausübung beöfelben den Bund völferrechtlih zu vers 
treten, im Namen bed Bundes Krieg zu erklären und Frieden zu fließen, Bünd⸗ 
niffe und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gefanbte zu beglaubigen 
und zu empfangen beredtigt ifl. Inſoweit die Verträge mit fremden Staaten ſich 
anf ſolche Gegenftände beziehen, welche nach Art. 4 in den Bereich ber Bundesgeſetz⸗ 
nebung gehören, ift zu ihrem Abſchluß bie Zuflimmung des Bundesraths und zu 
ihrer Gültigkeit die Genehmigung bes Reichstags erforberlid. 
Art. 12. Dem Präfidium ſteht es zu, den Bunbesrath und ben Reichstag zu be: 
rufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu ſchließen. Art. 13. Die Berufung des Bun⸗ 
desralhs und bes Reichstags finder alljährlich flatt, und Tann ber Bundesrat zur 
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Berbereitung ber Arbeiten ohne ben Reichstag, letzterer aber nicht ohne ben Bunbess 
rath berufen werben. Art. 14. Tie Berufung des Bundesratbs muß erfolgen, fo: 
bald fie von einem Drittel ber Stimmenzahl verlangt wird. Art, 15. Der Bor: 
fig im Bunbdesrath unb bie Leitung ber Geſchäfte ſteht bem Bun- 
destanzler zu, welder vom Präfibium zu ernennen ifl. Derfelbe 
kann ſich durch jedes andere Mitglied des Bundesraths vermöge jchriftlicher Sub: 
ftitution vertreten laſſen. Art. 16. Das PBräfidium bat die erforderliden Vorlagen 
nad Maßgabe ber Beichlüffe des Bundeorathe an ben Reichstag zu bringen, wo fie 
durch Deitglieder des Bunbesrath8 oder durch kefondere von lekterm zu ernennende 
Commiſſarien vertreten merden. Art. 17. Dem Präfidium flieht die Ausfertigung 
und Berfündigung der Bundeggeſetze und bie Ueberwachung ber Ausführung der: 
felden zu. Die Anordnungen und Berfügungen bes Bundespräfidii 
werben im Namen bes Bundes erlaffen, und bedürfen zu ihrer 
Gültigleit der Gegenzeihnung bes Bunbesfanzlers, welder ba: 
durch die Berantwortlidhfeit übernimmt. Art. 18. Tas Präſidium ernennt 
bie Bunbesbeamten, bat biejelben für ben Bund zu vereibigen und erforderlichen 
Falls ihre Entlaffung zu verfügen. Art. 19. Wenn Bundesglieder ihre verfafjungs: 
mäßigen Bunbespflichten nicht erfüllen, jo können fie dazu im Wege ber Erecution 
angehalten werben. Diele Erecution ift a) in Betreff militärifcher Leiftungen, wenn 
Geiahr im Berzuge, von dem Bunbdesfeldherrn anzuordnen und zu vollziehen, b) in 
allen andern Fällen aber von dem Bundesrath zus befchließen und von dem Bunbes- 
feldherrn zu volftreden. Die Erecution kann bis zur Sequeftration des beireffenden 
Landes und feiner Regierungsgemwalt ausgedehnt werden. In ben unter a bezeich: 
neten Fällen ift dem Bundesrath von Anordnung ber Erecution, unter Darlegung 
ber Beweggründe, ungefäumt Kenntniß zu geben. 

V. Reidhstag. Art. 20. Ter Reichstag gebt aus allgemeinen und birecten 
Wahlen mit geheimer Abftimmung hervor, welche bis zum Grlaß eines Reichs: 
wahlgejeßes nah Maßgabe bes Geſetzes zu erfolgen haben, auf Grund befjen der 
erfte Meichstag des norddeutſchen Bundes gewählt worben if. Art. 21. Beamte 
bebürfen feines Urlaube zum Eintritt in ben Reihstag Wenn 
ein Mitglied bes Reihstages in bem Bunbe oder einem Bundes: 
ftaate ein befoldbeted Staatgamt annimmt oder im Bundes- ober 
Staatsbienjte in ein Amt eintritt, mit weldem ein höherer Rang 
ober ein höherer Gehalt verbunden ift, fo verliert es Sit und 
Stimme in dem Reidstage und kann feine Stelle in demjelben 
nur durch neue Wahl wieber erlangen. Art. 22. Die Verhandlungen des 
Reichstags find öffentlich Wahrheitsgetrene Berichte über Verband: 
Iungen in ben öffentlihen Situngen bes Reihhstages bleiben von 
jeder Verantwortlichkeit frei. Art.23. Der Reichstag hat das Recht, innerhalb 
ber Gompetenz des Bundes Geſetze vorzufhlagen und an ihn gerichtete Peti— 
tionen dem Bundesrathe, reip. Bundesfanzler, zu übermeifen. Art. 
24. Die Legislaturperiobe des Reichstags bauert drei Jahre. Zur Auflöfung des Reichstages 
während derſelben ift ein Beſchluß des Bundesraths unter Zuftimmnng bes Präfibiums 
erforderlich. Art. 25. Sm Falle ber Auflöfung bes Reihstages müſſen 
innerhalb eines Zeitraumes von 60 Tagen nach berfelben bie 
Wähler und innerhalb eines Zeitraumes von 90 Tayennad ber 
Auflöjung ber Reihstag verfammelt werben. Art. 26. Ohne Zu: 
fimmung bes Reihstages barf bie Bertagung beffelben die Krift 
von 30 Tagen nit überfteigen und während berielben Seſſion 
nicht wieberbolt werben. Art. 27. Der Neihstag prüft bie Legitimation 
feiner Mitglieder und entfcheidet barüber. Er regelt feinen Geſchäftsgang und feine 
Disciplin burd eine Geihäjtsorbnung und ermwählt feinen Präfidenten, feine Vice 
präfibenten und Schriftführer. Art. 28. Der Reichstag befchließt nach abfoluter 
Stimmenmebrbeit. Zur Gültigkeit ber Beſchlußfaſſung ift die Anmwefenbeit der Mehr⸗ 
heit ber geſetzlichen Anzahl der Mitglieder erforberlih. ‚Art. 29. Die Mit 
glieder des Reichstages find Vertreter bes gefammten Volkes und an Aufträge und 
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uflructionen nicht gebunden. Art. 30. Kein Mitglieb bes Reichstages darf zu 
irgendeiner Zeit wegen feiner Abflimmung ober wegen ber in Ausübung feines Bes 
rufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder bisciplinariich verfolgt ober fonft außer⸗ 
balb ber Verſammlung zur Verantwortung gezogen werden, Art. 31. Ohne Ges 
nehbmigung bes Reihstages kaun Fein Mitglied deffelben wähs 
rend der Sifungsperiobe wegen einer mitStrafe bedrohten Hands 
lung zur Unterfudhung gezogen ober verhaftet werden, außer wenn 
e8 bei Ausübung ber That oder im Laufe desnädhftfolgenden Tages 
ergriffen wirb. Gleihe Genehmigung ift bei einer Verhaftung 
wegen Schulden erfordberlih. Auf Verlangen besReihstages wird 
jebes Strafverfahren gegen ein Mitglied deffelben und jede Unters 
fuhungs= ober Civilhaft für die Dauer ber Sißungsperiode aufs 
gehoben. Art. 32. Die Mitglieder des Meichstages bürfen als folche keine Be⸗ 
joldbung ober Entihädigung beziehen. 

VI Zoll: und Hanbelswefen. Art. 33. Der Bund bildet ein Zoll⸗ 
und Handelögebiet, umgeben von gemeinſchaftlicher Zollgrenze. Ausgefchloffen bleiben 
bie wegen ihrer Lage zur Einſchließung in die Zollgrenze nicht geeigneten einzelnen 
Gebietstheile. Alle Gegenftände, welche im freien Verkehr eines Bunbesftaates bes 
findlih find, können in jeben andern Bundesftaat eingeführt und dürfen in letzterem 
einer Abgabe nur inforweit unterworfen werden, als daſelbſt gleichartige inländijche 
Grzeugnitie einer inneren Steuer unterliegen. Art, 34. Die Hanfeftädte Lübeck, 
Bremen und Hamburg mit einem dem Zweck entſprechenden Bezirk ihres oder bes 
umliegenden Gchietes bleiben als Freihäfen außerhalb ber gemeinfchaftlichen Zollgrenze, 
bis fie ihren Einſchluß im biefelbe beantragen. Art. 35. Der Bund ausſchließlich 
bat die Gefepgebung über das gefammte Zollweien, über bie Beſteuerung bes Ver» 
brauches von einheimiſchem Zuder, Branntwein, Salz, Bier und Tabak, jowie über 
bie Mafregeln, melde in den Zoilausſchlüſſen zur Sicherung ber gemeinflaftlichen 
Zollgrenze erforderlich find, Art. 36. Die Erhebung und Verwaltung ber Zölle 
und Berbrauchsfteuern (Art. 35) bleibt jedem Bundesſtaate, foweit derjelbe fie bis⸗ 
ber ausgeübt hat, innerhalb feines Gebiets überlaffen. Tas Bunbdespräfidium übers 
wacht die Einhaltung des gefeplihen Verfahrens durch Bundesbeamte, welche es ben 
Zoll: und Steuerämtern und ben Directivbehörben ber einzelnen Staaten, nad 
Vernehmung bed Ausfchufjes des Bunbesraths für Zoll: und Steuerweien, beiorbnet. 
Art. 37. Der Bunbesrath beichließt: 1) über bie bem Neichstage vorzulegenden ober 
von bemjelben angenommenen, unter die Beftimmungen des Art. 35 fallenden geſetz⸗ 
lihen Anordnungen einjchließlih der Handels: und Schiffahrtsverträge; 2) über bie 
zur Ausführung ber gemeinfchaftlihen Geſetzgebung (Art. 55) bienenden Berwaltungss 
vorſchriften und Einrichtungen; 3) über Mängel, welche bei ber Ausführung ber 
gemeinichaftlihen Gefeßgebung (Art. 35) bervortreten; 4) über die von feiner Rech⸗ 
nungsbehörde ihm vorgelegte ſchließliche Feſtſtellung der in bie Bundescaffe fließenden 
Abgaben (Art. 39). Jeder über die Gegenftände zu 1 bis 3 von einem Bundes⸗ 
ſtaate oder über bie Gegenftände zu 3 von einem controlirenden Beamten bei bem 
Bundesrath geftellte Antrag unterliegt der gemeinfchaftlihen Beſchlußnahme. Im 
Falle ber Meinungsverfchiebenheit giebt bie Stimme bes Präfidbiums bei ben zu 1 
und 2 bezeichneten aldbann ben Ausichlag, wenn fie fich für Aufrechthaltung ber 
beſtehenden Vorſchrift oder Einrichtung ausfpricht, in allen übrigen Fällen entſcheidet 
bie Mehrheit der Stimmen nad dem in Art. 6 biefer Verfaffung feitgeitellten Stimms 
verhältniß. Art. 38. Der Ertrag ber Zölle und ber in Art. 35 bezeichneten Ver⸗ 
brauchsabgaben fließt in die Bundescaſſe. Diefer Ertrag beiteht aus ber geſammten 
von ben Zöllen und Verbrauchsabgaben aufgefommenen Einnahme, nad Abzug 1) 
der auf Geſetzen oder allgemeinen VBerwaltungsporfchriften beruhenden Steuervers 
gütungen unb Grmäßiguugen; 2) ber Erhebungs: und Verwaltungsfoften, und 
zwar: a) bei ben Zöllen und der Steuer von inländifhem Zuder, foweit dieſe Koften 
nad den Verabrebungen unter ben Mitgliedern bed beutihen Zoll- und Handels⸗ 
vereins ber Gemeinſchaft aufgerechnet werben konnten; b) bei der Steuer vom 
inländifhen Salz — jobalb folge, fowie ein Zoll von auslän- 
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bifgem Salz unter Aufhebung des Salzmonopolé, eingeführt fein 
wird — mit bem Betrage der auf Salzwerken ermadfenden Er- 
bebungs» und Nuffihtsfoften; c) bei ben Übrigen Steuern mit fünfzehn 
Procent der Geſammteinnahme. Die auferbalb ber gemeinfchaftlihen Zollgrenze 
liegenden Gebiete tragen zu den Bundesausgaben durch Zahlung eines Averfums 
bei. Art. 39. Die von ben Erhebungsbehörden der Aundesftaaten nad Ablauf eines 
jeden Vierteljahres aufzuftellenden Quartalertracte nnd bie nah dem Jahres⸗ unb 
Bücherſchluſſe aufzuftellenden Finalabſchlüſſe über die im Laufe bes Vierteljahres, 
beziebungsweife während des Rechnungsjahres fällig gemorbenen Einnahmen ar 
Köllen und Verbrauchsabgaben werben von ben Lirectivbehörben ber Buudesſtaaten, 
nad vorangegangener Prüfung, in Hauptüberfichten zufammengeftellt, und biefe an 
ben Ausihuß des Yunbesraths für das Rechnungsweſen eingeſandt. Der Iehtere 
ſtellt auf Grund diefer Veberfichten von brei zu brei Monaten ben von ber Caſſe jebes 
Bundesflaats der Bundescaffe ſchuldigen Betrag vorläufig feft, und ſetzt von biefer 
Feftflellung den Bundesrath und die Bunbesftaaten in Kenntnik, legt auch alljährlich 
die ſchließliche Feſtſtellung jener Beträge mit feinen Bemerkungen ben Bundesratbe 
zur Beichlußnahme vor. Art. 40. Die Beflimmungen in dem Zollvereinsvertrag vom 
16. Mai 1865, in bem Vertrag über dic gleiche Beftenerung innerer Erzeugniſſe 
vom 28, Juni 1864, in dem Vertrag über ben Verkehr mit Tabaf und Wein von 
bemjelben Tag und im Art. 2 des Zolls und Anfchlußvertrags vom 11. Zuli 1864, 
befgleichen in ben thitringifchen Vereinsverträgen bleiben zwifchen ben bei dieſen 
Verträgen betbeiligten Bundesftnaten in Kraft, foweit fie nicht durch die Vorfchriften 
ber gegenwärtigen Verfaffung abgeändert find, und folange fie nicht auf dem im 
Art. 37 vorgezeichneten Weg abgeändert werben. Mit biefen Beichränfungen finden 
bie Beſtimmungen des Zollvereinigungsvertrages vom 16. Mai 1865 auch auf diejenigen 
Bunbesiigaten und Gebietstheile Anwendung, weldye zur Zeit bem deutſchen Zoll: 
und Handelsverein nicht angebören. 

VII. Eifenbabnwefen. Ciſenbahnen, welche im Intereſſe ber Bertheibigung 
bes Bundesgebietö oder im Intereſſe des gemeinfamen Verkehrs für nothwendig er= 
achtet werben, Finnen kraft eines Bundesgefeges auch gegen ben Widerſpruch ber 
Bunbesglieder, teren Gebiet die Eiſenbahnen burchfchneiden, unbejchabet ber Landes⸗ 
bobeitsrechte, für Nechnung des Bundes angelegt oder an Privatunternehmer zur 
Ausführung conceffionirt und mit bem Erpropriationsredt ansgeftattet 
werden. Jede beſtehende Eifenbahnvermaltung ift verpflichtet, fi ben Anſchluß neu⸗ 
angelegter Eiſenbahnen auf Koften ber letztern gefallen zu Taflen. Die gefeß- 
lichen Beftimmungen, welche beftehenden Eiſenbahnunterneh— 
mungen ein Widerſpruchsrecht gegen bie Anlegung von Parallel: 
und Concurrenzbahnen einräumen, werben, unbeſchadet bereits 
erworbener Redte, für das ganze Bunbesgebiet hierdurch aufge: 
boben. Ein folhes Widerſpruchsſsrecht kann au in ben fünftig zu 
ertbeilenden Conceffionen nicht weiter verliehen werben. Art. 42. 
Die Bunbesregierungen verpflichten fich, die im Bundesgebiet gelegenen Eiſenbahnen 
im Sntereffe des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Net verwalten und zu 
biefem Behuf auch die nenherzuftellenden Bahnen nach einheitlihen Normen anlegen 
und ausrüften zu Tafjen. Art. 43. Es follen bemgemäß in thnnlichſter Beſchleunig⸗ 
ung übereinftimmenbe Betriebseinrichtungen getroffen, insbefondere gleiche Bahn 
polizeireglements eingeführt werben. Der Bund hat dafür Sorge zu trauen, daß 
bie Gijenbahnverwaltungen bie Bahnen jeberzeit in einem bie nöthige Sicherheit ge: 
währenden baulichen Zuſtand erhalten, und biefelben mit Betriebsmatertal jo ans⸗ 
rüften, wie das Verkehrsbedürſniß e8 erheifht. Art. 44. Die Eifenbahnverwaltungen 
find verpflichtet, bie für den burhgehenben Verfehr und zur Herftell- 
ung ineinander greifendber Fahrphane nöthigen Perfonenzäge mit ent: 
ſprechender Fahrgeſchwindigkeit, veßgleichen die zu Bewältigung des Güter: 
verkehrs nöthigen Güterzüge einzuführen, auch birecte Erpeditionen im Perſonen⸗ 
und Güterverkehr unter Geftellung bes Webergangs ber Transportmittel von einer 
Bahn auf die andere gegen bie übliche Vergütung einzurichten. Art.4b. Dem Bunde 
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Beht bie Controle Über das Tarifweſen zu. Derfelbe wird nament: 
Li dahin wirfen: 1) daß balbigk auf ben Eifenbabnen im Gebiet 
bes Bundes übereinftimmenbe Betriebsreglements eingeführt wer- 
ben; 2) daß bie möglichfte Gleihmäßigfeit und Herabfekung der Tarife erzielt, 
insbefonbere daß bei größern Entfernungen für den Transport von Kohlen, 
Coaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Rohbeilen, Düngungsmitteln und ähnlichen 
Gegenfländen ein dem Bebüriniß ber Landwirthſchaft und Induſtrie entipredjender 
ermäßigter Tarif, und zwar zu nächſt thunlichſt ber@impfennigtarif, einge 
führt werde. ‚Art. 46. Bei eintretenden Nothſtänden, insbefondbere bei ungewöhnlicher 
Theuerung ber Lebensmittel,. find die Cifenbahnverwaltungen verpflichtet, filr ben 
Transport namentlich von Getreide, Mehl, Hülfenfrücten und Kartoffeln zeitweile 
einen dem Bebürfniß entiprechenden, von dem Bunbespräfibium auf Borfchlag des 
betreffenden Bundesrathsausſchuſſes feſtzuſtellenden niedrigen Spectaltarif einzuführen, 
welcher jedoch nicht unter ben niedrigften aufber betreffenben Bahn 
für Robprobucte geltenden Sab berabgehen darf. Art. 47. Den Ans 
forderungen der Bunbesbehörben in Betreff der Benutzung ber Gifenbahnen zum 
Zwed der Bertbeidigung bes Bunbesgebiets haben fämmtliche Eifenbahnverwaltungen 
unweigerlich Folge zu leiften. Insbeſondere ift das Militär und alles Kriegsmaterial 
zu gleichen ermäßigten Säten zu befördern. 

VII. Poſt- und Telegraphenweſen. Art. 48. Das Poftweien und 
bag Telegraphenweien werben für das gefammte Gebiet bes norbbeutichen Bundes 
als einheitliche Staatsverfehrsanftalten eingerichtet und verwaltet. Die im Art. 4 
vorgejehene Geſeßggebung bes Bundes in Bolt: und Telegraphenangelegenheiten er« 
firedt fich nicht auf diejenigen Gegenftände, beren Regelung, wach den gegenwärtig 
in ber preußiſchen Poſt- und Telegraphenverwaltung maßgebenden Grundſätzen, ber 
teglementarifchen Feſtſetzung oder abminiitrativen Anordnung überlafjen tft. Att. 49. 
Die Einnahmen bes Poſt⸗ und Telegraphenweiens find für ben ganzen Bund ge: 
meinfhaftlih. Die Ausgaben merben aus ben aemeinfchaftlichen Einnahmen beitritten. 
Die Ueberſchüſſe fließen in die Bunbescaffe (Abſchnitt XH). Art. 50. Dem Bundes⸗ 
präfidium gehört bie obere Leitung der Poſt- und Telegraphenverwaltung an. Bass 
jeibe hat die Pflicht und bas Recht, dafür zu forgen, daß Einheit in ber Organifation 
ber Verwaltung und im Betriebe bes Dienftes, ſowie in der Qualification ber Bes 
amten bergeftelt und erhalten wird. Das Präſidium Hat für den Erlaß ber regle⸗ 
mentarifhen Feltjegungen und allgemeinen abminiftrativen Anordnungen , fowıe für 
bie ausschließliche Wahrnehmung der Beziehungen zu andern beutfchen oder außer⸗ 
beutfhen Poſteæ und ZTelegraphenverwaltungen Sorge zu tragen. Sämmtlidye Bes 
amte der Vor: und Telegrapbenverwaltungen find verpflichtet, den Anorbnungen bes 
Bundespräfibiums Folge zu leiſten. Diefe Verpflichtung ift in den Dienfteib aufs 
zunehmen. Die Anftelung ber bei den Verwaltungsbehörben ber Poft und Tele⸗ 
graphie in ben verichiedenen Bezirken erforderlichen obern Beamten (3. B. ber Dis 
rectoren, Räthe, Oberinipectoren), ferner die Anftellung ber zur Wahrnehmung des 
Aufſichts⸗ ꝛc. Dienftes in den einzelnen Bezirken als Organe ber erwähnten Behörben 
fungirenden Pofts und Telegraphenbeamten (3. B. Inſpectoren, Gontroleure) gebt 
für das ganze Gebiet des nordbentfchen Bundes von dem Präfidinm aus, welchem 
biefe Beamten ben Dienſieid feiften. Den einzelnen Landesregierungen wird von ben 
in Rede fiehenden Grnennungen, foweit biefelben ihre Gebiete betreffen, behufs ber 
Ianbesherrlichen Beftätigung und Publication rechtzeitig Mittheilung gemacht werben. 
Die andern bei ben Verwaltungsbehörben ber Poſt und Telegraphie erforberlicden 
Beamten, fowie alle für den focalen und techniſchen Betrieb beftimmten, mithin bei 
ben eigentlichen Betriebsftellen fungirenden Beamten x. werben von ben betreffenden 
Landesregierungen angeftellt. Wo eine felbfländige Fanbespofte, reſp. Telegraphen⸗ 
verwaltung nicht befteht, entjcheiden die Beftimmungen der befondern Verträge. Art. 51. 
Zur Befeitigung der Zeriplitterung des Poft: und Telegtaphenweſens in ben Hanſe⸗ 
täten wird bie Verwaltung und der Betrieb der verfchtebenen dort befinblichen ſtaat⸗ 
lichen Boft: und Telegraphenanftalten nach näherer Anordnung bes Bunbespräfibiums, 
weldjes ben Senaten Gelegenheit zur Aeußerung ihrer hierauf bezüglichen Wünſche 
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es wird, vereinigt. Hiuſichtlich ber bort Kefinblichen beutſchen Anftulten iſt biefe 
einigung fofort auszuführen. Mit bem außerbeutfchen Regierungen, weiche in 
ben Hanfefläbten noch Poſtrechte befißen ober ausüben, werben bie zu dem vor= 
fiehenden Zweck nöthigen Bereinbarungen getroffen werben. rt. 52. Bel Ueber: 
weilung bes Ueberfuffes bes Poſwerwaltung für allgemeine Bundeszirede (Art. 49) 
ſoll, in Betracht der bisherigen Verichiebenheit ber von ben Landeepofivermaltungen 
ber einzelnen Gebiete erzielten Beineinnahmen, zum Zwecke einer entiprechenden 
Ausegleichung während der unten feſtgeſetzten Webergangszeit folgendes Verfahren be⸗ 
obadhtet werben. Aus ben Foftüberichüffen, welche in ben einzelnen Roftbezirfen 
während ber fin! Jahre 1861-65 aufgelommen find, wird ein burdhichnittlicher 
Zahresüberichuß berechnet und ber Antheil, welchen jeber einzelne Poſtbezirk an dem 
für das gelammte Gebiet bes norbbeutfchen Bundes fih danach berausftellenden 
Poftüberichüffe gehabt Hat, nad) Procenten feſtgeſtellt. Nah Maßgabe des auf diefe 
Weiſe feitueftellten Verhältniffes werben aus den im Bunde auflommenden Poſtüber⸗ 
ſchüſſen während der nächften acht Jahre ben einzelnen Staaten bie fi für biefelben 
ergebenden Quoten auf ihre fonftigen Beiträge zu Bunbeszweden zu gute gerechnet. 
Rah Ablauf der acht Jahre hört jene Unterfcheidung auf und fließen bie Roftüber: 
ſchüſſe in ungetbeilter Aufrechnung nad bem im Art. 49 enthaltenen Grundſatz ber 
Bundescaſſe zu. Bon ber während ber vorgedachten acht Jahre für bie Hanfeftäbte 
ſich berausftellenden Quote bes Poftüberfchufies wirb alljährlich vorweg bie Hälfte 
ben Bundespräjibinm zur Dispofition geftellt zu bem Zweck, daraus zunächft die Koiten 
für bie Heritellung normaler Pofleinrichtungen in ben Hanfeftädten zu beſtreiten. 

IX. Marine und Schifffahrt. Art. 53. Die Bundestriegsmarine ift 
eine einbeitlihe unter preußiihem Dberbefehl. Die Organifation und Bufmmen- 
feßung derſelben liegt St. Maj. dem König von Preußen ob, welder bie Officiere 
und Beamten ber Diarine ernennt, und für welchen biejelben nebft den Mannſchaften 
eidlich in Pflicht zu nehmen find. Der Kieler Hafen und ber Jahdehafen find Bundeskriegs⸗ 
bäfen. Der zur Gründung und Erhaltung ber Kriegsflotte und ber 
damit zulammenbängenben Anftalten erforberlihe Aufwand wirb 
aus ber Bundescaſſe beftritten. Die geſammte feemännifche Bevölkerung 
bes Bundes, einichliehlich bes Mafchinenperfonale und ber Schiffshandwerker, ift vom 
Dienft im Landheer befreit, dagegen zum Dienft in ber Bunbesmarine verpflichtet. 
Die Bertheilung bes Erjagbebart findet nah Maßgabe ber vorhandenen ſeemänniſchen 
Bevölkerung ftatt, und die bienad von jedem Staat geftelte Onote fommt auf bie 
Seftellung zum Landheer in Abrechnung. Art. 54. Die Kauffahrteiſchiffe aller Bundes⸗ 
faaten bilden eine einheitliche Handelgmarine. Der Bund bat bas Verfahren zur 
Ermittelung der Labungsfähigfeit ber Seeſchiffe zu beflimmen, bie Ausitellung ber 
Meßbriefe jowie der Schiffscertificate zu regeln unb die Bedingungen feitzuftellen, 
von welchen bie Erlaubniß zur Führung eines Seeſchiffs abhängig if. In ben 
Seehäfen und auf allen natürlihen und künſtlichen Waſſerſtraßen der einzelnen 
Bundesitanten werden bie Kauffahrteiſchiffe ſämmtlicher Bundesſtaaten gleichmäßig 
zugelafſen und behandelt. Die Abgaben, welche in ben Seehäfen von ben See⸗ 
fchiffen ober deren Labungen für bie Benubung ber Scififahrtsanftalten erhoben 
werben, bürjen bie zur Unterhaltung und gewöbnlichen Herftellung biefer Anſtalten 
eriorberlichen Koften nicht überfteigen. Auf allen natürlichen Waſſerſtraßen bürfen 
Abgaben nur für bie Benukung befonberer Anfalten, die zur Erleichterung bes 
Verkehrs beſtimmt find, erhoben werben. Tiefe Abgaben, fowie bie Abgaben für bie 
Befahrung folder künſtlichen Waſſerſtraßen, welche Staatseigentbum find, dürfen bie 
zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung der Anftakten und Anlagen erforbers 
Hohen Koften nicht überfleigen. Auf die Flößerei finden diefe Beftimmungen inſo⸗ 
weit Anwendung, als dieſelbe auf fchifibaren Waſſerſtraßen betrieben wird. Auf 
fremde Schiffe oder deren Ladungen andere ober höhere Abgaben zu legen als von 
ben Schiffen der Bundesſtaaten oder deren Labungen zu entrichten find, fteht feinem 
Ginzelftante, fondern nur dem Bunde zu. Art. 55. Die Flagge der Krieges 
und Hanbelsmarine ik ſchwarz⸗weiß⸗roth. 

X, Conſulatweſen. Art. 56. Das geſammte norddeutſche Conſulatweſen 
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ſtehzr unter ber Wefficht bes Bunbespräfibiems, welches dier Conſuln, nach Ver⸗ 
nehmung bes Ausichufles bes Bundesrathe für Handel und Verkehr, anſtellt. In 
bem Amtébezirk der Bundesconfulm dürfen neue Landesconſulate ‚nicht errichtet 
werben. Die Bundesconfuln üben für bie in ihrem Bezirk nicht vertretenen Bundes⸗ 
ftaaren bie Functionen eines Landesconſuls aus. Die fämmtlichen beſtehenden Landes: 
confulate werben anfgehoben, jobald bie Drganifation ber Bundecconfulate dergeitalt 
vollendet ift, daß Die Vertretung der Einzelinterefien aller Bundesſtaaten als durch 
bie Bunbesconfulate gefidhert von bem Bundesrathe anerfannt wird. 
ZT Bundeskriegoweſen. Art. 57. Jeder Norddeutſche iſt wehrpflächtig 
und kann fi in Ausübung biefer Pflicht wicht vertreten laſſen. Art. 58. Die 
Koften und Laften des gefammten Kriegsweſens des Bundes find von allen Bundes⸗ 
ſtaaten unb ihren Angehörigen gleihmäpig zu tragen, jo daß weder Bevorzugungen 
noch Prägrawationen einzelner Staaten oder Claſſen grundfäpfih zuläſſig find. 
Wo bie gleiche Bertheilung ber Laſten ſich in natura nicht herſtellen läßt ohne bie dfient: 
liche Wohlfahrt zu ſchädigen, ift die Ausgleihung nach ben Grundſätzen ber Ges 
rechtigfeit im Wege ber Geſetzgebung feftzuitellen. Art. 59. Jeder webrfähige 
Norbdentiche gehört fieben Sabre lang, in ber Regel vom vollendeten 20. bis 
zum beginnenden 28. Lebensjahre, dem ſtehenden Her — unb zwar bie 
erfien drei Jahre bei ben Fahnen, die legten vier Jahre in der 
Reſerve — und die folgenden fünf Lebensjahre ber Laudwehr an. In denjenigen 
Bundesſtaaten, in benen bisher eine fängere als zmöffjährige Geſammtdien ſtzeit ges 
feglih war, findet bie allmähliche Herabſetzung ber Verpflichtung nur in bem Maße 
ftatt, als dieß die Rüdfiht auf die Kriegsbereitſchaft bes Bundesheeres zuläßt. 
Art. 60. Die Friedenspräſenzſtärke des Bundesheeres wirb bis zum 31. Dec. 
1871 auf ein Procent ber Bevölkerung von 1867 normirt, und wird pro rata 
berfelben von ben einzelnen Bundesſtaaten geftelt. Kür bie fpätere Zeit wird 
bie griebenspräfenzftärke bes Heeres im Wege ber Bunbesgefegs 
gebung feftgeftellt. Art. 61. Nah Publication biefer Verfaſſung iſt in dem 
anzen Bundesgebiete bie gelamante preußiſche Militärgefeßgebung ungeſäumt einzu⸗ 
Yahıen, fomohl die Geſetze felbit, als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung ober 
Ergänzung erlaflenen Reglemente, Inſtructionen und NRefcripte, namentlich alfo das 
Mititärftrafgefeßbuh vom 3. April 1845, die Militäritrafgerichtsorduung vom 
3. April 1845, die Verorbnung über bie Ehrengerichte vom 20, Juli 1843, bie Bes 
flimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Serpis: und Verpflegungsweſen, Einquar⸗ 
tierung, Erfag von Flurbefhädigungen, Vrobilmahung 2c. für Krieg und Frieden. 
Die Militärfirchenordnung ift jedoch ausgeſchloſſen. Nah gleichmaßiger Durds 
fübrung der Bunbdbestriegsorganijation wird das Bundes 
präfibium ein umfaſſendes Militärgefeß bemReihstage undbem 
Bundesrathe zur verfaffungsmäßigen Beihlußfaffung vorlegen. 
Art. 62. Zur DBeftreitung des Aufwands für das gefammte Bundesheer und bie zu 
bemfelben gehörigen Einrichtungen find bis zum 31. Dec. 1871 dem Bundes; 
feldherrn jährlich fo vielmal 225 Thlr., In Worten zweihundertfünfundzwanzig Thas 
ler, als die Kopfzahl ber Friedensftärke bes Heeres nach Art. 56 beträgt, zur Ver⸗ 
fügung zu ftellen. Vgl. Abfchnitt XII. Die Zahlung dieſer Beiträge beginnt mit 
bem erften des Monats nach Publication der Bundesverfafſfung. Nah dem 
31. Dec. 1871 müſſen biele Beträge von ben einzelnen Staaten 
bes Bundes zur Bundescajfe fortgezahlt werden. Zur Berechnung 
berjelben wirb bie im Art. 60 interimiftifch feftgeftellte Friedens 
präjenzftärte fo lange feſtgeha lten, bis fie buch ein Bundesgeſetz 
abgeändert if. Die Verausgabung biefer Summe für ba8 ges 
fammte Bundesheer und beffen Einrihtungen wirb duch das 
Etatsgeſetz feitgeftellt. Bei ber Fefftellung bes Militärausgabes 
Etats wird bie auf Grundlage biefer Berfaffung gejeglih feſt⸗ 
ſtehende Organifation bes Bundesheeres zu Grunde gelegt. 
Art. 63. Die gefammte Lanbmacht des Bundes wird ein einheitliches Heer bilden, 
weiches in Krieg und Trieben unter bem Befehl Sr. Mai. bed Königs von Preußen 
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eben wird, vereinigt. Hinfichtlich ber bort befinblichen deutſchen Anſtulten iſt diefe 
—————— ſoſort auszuführen. Mit ben außerdentſchen Regierungen, welche in 
ben Hanfefläbten noch Poſtrechte beſihen ober ausüben, werben bie zu dem vor⸗ 
ſtehenden Zweck nöthigen Vereinbarungen getroffen werben. Art. 52. Bei Ueber: 
weilung bed Ueberſchuſſes des Poſwerwaltung für allgemeine Bundeszwede (Art. 49) 
ſoll, in Betracht ber bisherigen Verſchiebenheit ber von ben Lanbeepofiverwaltungen 
ber einzelnen Gebiete erzielten Meineinnahmen, zum Zwecke einer entiprechenben 
Nusgleihung während ber unten feſtgeſetzten Webergangszeit folgendes Verfahren be⸗ 
obadhtet werden. Aus ben —— welche in den einzelnen Poſtbezirken 
während ber fünf Jahre 1861 —65 aufgekommen find, wird ein durchſchnitilicher 
Zahresüberichuß berechnet und der Antheil, welchen jeder einzelne Noftbezirt an dem 
für das gelammte Gebiet des norbbeutichen Bundes ſich danach herausfteflenden 
Poftüberichüffe gehabt Hat, nad) Procenten fehgeftellt. Nah Mafgabe bes auf diefe 
Weiſe feitneftellten BVerhältuiffes werben aus ben im Bunde auflommenden Roftüker: 
ſchüſſen während ber nächſten acht Jahre ben einzelnen Staaten bie fi für biefelben 
ergebenden Quoten auf ihre fonftigen Beiträge zu Bunbeszweden zu gute gerechnet. 
Rah Ablauf der acht Jahre Hört jene Unterſcheidung auf und fließen bie Poſtüber⸗ 
ſchüſſe in ungetheilter Aufrechnung nach dem im Art. 49 enthaltenen Grunbfaß ber 
Bundescaffe zu. Bon ber während ber vorgebadhten acht Jahre für die Hanſeſtädte 
fi berausfiellenden Quote bes Poftüberfhufies wirb alljährlich vorweg bie Hälfte 
ben Bundespraſidinm zur Dispofition geftellt zu dem Zweck baraus zunächſt die Koiten 
für bie Heritellung normaler Pofteinrichtungen in ben Hanfefläbten zu beflreiten. 

IX. Marine und Schifffahrt. Art. 53. Die Bundestriegsmarine ift 
eine einheitliche unter preußiihem Oberbefehl. Die Organifation und Zuſanmen⸗ 
feßung berfelben liegt Sr. Maj. dem König von Preußen ob, welcher bie Officiere 
und Beamten ber Diarine ernennt, und für melden biejelben nebft den Mannichaften 
eiblich in Pflicht zu nehmen find. Der Kieler Hafen und ber Jahdehafen find Bunbestriege- 
bäfen. Der zur Gründung und Erhaltung ber Kriegsflotte und ber 
bamit zulammenbängenben Anftalten erforberlihe Aufwand wirb 
aus ber Bundescafje beftritten. Die geſammte ſeemänniſche Bevölkerung 
bes Bundes, einichließlich des Mafchinenperfonale und der Schiffshandwerker, ift vom 
Dienfi im Landheer befreit, bagegen zum Dienft in ber Bundesmarine verpflichtet. 
Die Bertheilung bes Erfagbebarf findet nah Maßgabe der vorhandenen ſeemänniſchen 
Bevölkerung ftatt, und bie bienad von jedem Staat geftellte Quote kommt auf bie 
Gehtellung zum Landheer in Abrehnung. Art. 54. Die Kauffahrteiſchiffe aller Bunbes= 
faaten bilden eine einheitliche Handelmarine. Ter Bund bat bas Verfahren zur 
Ermittelung ber Labungsfähigfeit der Seeichiffe zu beflimmen, bie Ausitellung ber 
Meßbriefe Sowie der Schiffscertificate zu regeln und die Bebingungen feſtzuſtellen, 
von welchen bie Erlaubniß zur Führung eines Seeſchiffs abhängig if. In ben 
Seehäfen und auf allen natürliden und künſtlichen Waſſerſtraßen ber einzelnen 
Bunbesftanten werden bie Kauffabrteiichiffe färnmtlicher Bundesftauten gleihmäßig 
augelaffen und behandelt. Die Abgaben, weldhe in den Seehäfen von den See⸗ 
fchiffen ober deren Labungen für bie Benutzung ber Scififehrtsanftalten erhoben 
werben, bürfen bie zur Unterhaltung und gewöbnlichen Herſtellung biefer Anftalten 
erforberlichen Koften nicht überfteigen. Auf allen natürlichen Waflerftraßen bürfen 
Abgaben nur für bie Benukung befonberer Anfalten, bie zur Grlcichterung bes 
Verkehrs beitimmt find, erhoben werben. Tiefe Abgaben, ſowie bie Abgaben für bie 
Befahrung ſolcher Fünftlichen Waflerfiraßen, welche Staatseigentbum find, bürien bie 
zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herflellung ber Anftalten und Anlagen erforbers 
lichen Koſten nicht überſteigen. Auf die Flößerei finden biefe Beftimmungen inſo⸗ 
weit Anwendung, als bielelbe auf Ichifibaren Waſſerſtraßen betrieben wird. Auf 
frembe Schiffe oder deren Ladungen andere ober höhere Abgaben zu legen als von 
ben Schiffen ber Bundesſtaaten oder deren Labungen zu entrichten find, fteht feinem 
Einzelftaate, fondern nur dem Bunde zu. Art. 55. Die Flagge ber Kriegs» 
und Hanbel6marine if ſchwarz⸗-weiß⸗roth. 

X. Conſulatweſen. Art. 56. Das geſammte norddeutſche Gonfulatweien 
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ſtehr unter ber Aufficht bee Bundespräfibtems, welches :die' Gonfiln, nach Vers 
nehmung des Ausichufles bes Bundesrathe für Handel und Verkehr, anſtellt. In 
dem Amtéeébezirk der Bundesconſuln dürfen neue Landesconſulate nicht errichtet 
werden. Die Bundesconſuln üben für die in ihrem Bezirk nicht vertretenen Bundes⸗ 
ſtaaten bie Functionen eines Landesconfuls aus. Die ſaͤmmtlichen beſtehenden Landes: 
confulate werben anfgehoben, ſobald bie Organiſation der Bundesconſulate bergeitalt 
vollendet ift, daß bie Vertretung ber Einzelinterefien aller Bundesſtaaten als durch 
bie Bundesconfulate gefichert von dem Bundesrathe anerkannt wird. 

XI. Bunbesftriegswejen. Art. 57. Jeber Norddeutſche ift wehrpflichtig 
und kann fi in Ausübung biefer Pflicht nicht vertreten Taffen. Art. 58. Die 
Koften und Laften des gefammten Kriegewefens des Bundes find von alleı Bundes⸗ 
ftaaten und ihren Angehörigen gleihmäzig gu tragen, jo daß weder Bevorzugungen 
noch Prägramationen einzelner Staaten oder Glaffen grundſätzlich zuläſſig find. 
Wo die gleiche Bertheilung ber Laften ſich in natura nicht berftellen Läht ohne bie dfients 
liche Wohlfahrt zu jchädigen, ift die Ausgleichung nach den Grundſätzen ber Ge⸗ 
rechtigkeit im Wege ber Gefepgebung feftzuitellen. Art. 59. Jeder wehrfähige 
Norddentſche gehört fieben Jahre lang, in der Regel vom vollendeten 20. bis 
zum beginnenden 28. Lebensjahre, dem ſtehenden Her — und zwar bie 
erften brei Jahre bei ben Fahnen, die legten vier Jahre in ber 
Reſerve — und bie folgenden fünf Lebensjahre der Landwehr an. In denjenigen 
Bunbesftaaten, in benen bisher eine längere als zuölfjährige Geſammidien ſtzeit ges 
fetlich war, findet die allmähliche Herabſetzung der Verpflichtung nur in bem Maße 
ftatt, als bieß bie Rüdfiht auf bie Siriegsbereitfchaft des Bundesheeres zuläßt. 
Art. 60. Die Friebenspräfenzftärte des Bundesheerss wird His zum 31. Dec. 
1871 auf ein Procent ber Bevölkerung von 1867 normirt, und wird pro rata 
berielben von den einzelnen Bundesſtaaten geftclt. Kür bie fpätere Zeit wird 
bie Sriebenspräfenzftärfe bes Heeres im Wege ber Bundesgeſeß⸗ 
gebung feftgeftellt. Art. 61. Nah Publication biefer Verfafſung ift in bem 

anzen Bunbcsgebiete bie geſammte preußifche Milttärgefeßgebung ungeſäumt einzus 
ihren, ſowohl die Geſetze jelbft, als bie zu ihrer Ausführung, Erläuterung ober 
Ergänzung erlaffenen Reglements, Anftructionen und Reſcripte, namentlich alſo bas 
Militärftraigefegbug vom 3. April 1845, die Militärftrafgerichtsorduung von 
3. April 1845, bie Verorbnung über bie Ehrengerichte vom 20. Juli 1843, die Bes 
flimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Servis: und PVerpflegungsweien, Einquars 
tierung, Erſatz von Flurbeſchädigungen, Wobilmahung 2. für Krieg und Trieben. 
Die Militärkirhenordnung ift jedoch ausgeſchloſſen. Nah gleihmäßiger Durds 
führung ber Bunbesfriegsorganijution wird bas Bunbess 
präfibium ein umfalfendes Militärgeſetz bemReihstage und dem 
Bundesratbhe zur verfaflungsmäßigen Beihlußfaffung vorlegen. 
Art. 62. Zur Beftreitung des Aufwands für das gefammte Bunbeöheer und bie zu 
bemjelben gehörigen Einrichtungen find bis zum 31. Dec. 1871 dem Bundes⸗ 
feldheren jährlich fo vielmal 225 Thlr., in Worten zweihundertfünfundzwanzig Thas 
ler, ale die Kopfzahl der Friedensſtärke bes Heeres nad Art. 56 beträgt, zur Vers 
fügung zu fielen. Vgl. Abſchnitt XII. Die Zahlung dieſer Beiträge begiunt mit 
dem erſten des Monats nah Publication der Bunbesverfaffung.. Nah bem 
31. Dec. 1871 müſſen dieſe Beträge von ben einzelnen Starten 
bes Bundes zur Bunbescajfe fortgezahlt werden. Zur Berechnumg 
berjelben wirb bie im Art. 60 interimiftifch feftgeftellte Frie dense-— 
präfenzftärte fo lange feitgebalten, bis fie buch ein Bundesgeſetz 
abgeänbert if. Die Berausgabung biefer Summe für das ges 
fammte Bundesheer und deſſen Einridtungen wird durch das 
Etatsgejep feitgeftellt. Bei ber Feſtſtellang bes Militärausgabe: 
Etats wird bie auf Grundlage biefer Berfaffung gefeglih feſt⸗ 
febenbe DOrganifation des Bundesheeres zu Grunde gelegt. 
Art. 63. Die gefammte Lanbmacht bes Bundes wirb ein einheitliches Heer bilden, 
weiches in Krieg und Trieben unter dem Befehl Sr. Mai. bed Königs von Preußen 
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als Bunbesfelhheren: ſteht. Die Negimenter ꝛc. führen fortlaufende Nummern durch 
bie ganze Bunbetarmee. Für bie Befleivung find bie Grundfarben und der Schnitt 
ber. T. preuß. Armee maßgebend. Bent beixefienben Contingentsberrn bleibt es über⸗ 
lafien, die äußern Abzeichen (Cocarden 2c.) zu beflimmen. Der Bunbesfeldherr bat 
bie Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb bed Bundesheers 
alle Truppentheile vollzäblig und Lriegstüchtig vorhanden find, und daß Einheit in 
ber Organifation und Formation, in Bewafinung und Gommanbo, in ber Ausbils 
dung der Mannſchaften, jowie in ber Qualification ber Officiere hergeſtellt unb er⸗ 
halten wird. Zu biefem Behufe ift ber Bunbesielbherr berechtigt, fich jederzeit burch 
Anfpectionen von der Berfafjung ber einzelnen Contingente zu itberzengen und bie 
Abſtellung ber dabei vorgefundenen Mängel anzuorbnen. Der Bundesfeldherr be= 
flimmt den Präſenzſtand, die Gliederung und Gintheilung ber Gontingente der Bun= 
besarmee, fowie bie - Organijation ber Landwehr, und bat das Recht, innerhalb des 
Bundesgebiets die Garnilonen zu beflimmen, jowie bie Friegäbereite Aufitellung eines 
jeden Theils ber Bundesarmee anzuorönen. Behufs Erhaltung ber unentbebrlichen 
Kinheit in der Wbminiftration, Verpflegung, Bewaffnung und Ausrüftung aller 
Zruppentheile des Bundesheers find bie bezüglichen Fünftig ergebenden Anorbnungen 
für die preuß. Armee den Commandeuren ber übrigen Bunbescontingente durch ben 
Art, 8 Nr. 1 bezeichneten Ausschuß für das Landheer und bie Fellungen zur Nach— 
achtung in geeigneter Weile mitzutheilen. Art. 64. Ale Bunbestruppen find ver⸗ 
pflichtet, deu Beiehlen bes Bundesfeldherrn unbedingte Folge zu leiften. Dieſe Ber: 
pflihtung ift in den Fahneneid aufzunehmen. Der Höchſtcommandirende eines Con⸗ 
tingents, ſowie alle Officiere, welche Truppen mehr ald eines Contingents befehligen 
und alle Teitungscommandanten werben von bem Bundesfeldherrn ernannt. Die 
von bemjelben ernannten Officiere leiten ihm den Fahneneid. Bet Generalen unb 
den Generalſtellungen verjehenden Dfficieren innerhalb des Bundescontingents ift bie 
Ernennung von ber jebesmaligen Zuſtimmung bes DBunbesfeldberrn abhängig zu 
maden. Ter Bundesfeldberr iſt berechtigt, behufs Verſetzung nut ober ohne Beför⸗ 
berung für die von ibm im Bunbesbienfte, fei e@ im preußiſchen Heere, oder in 
andern Gontingenten.zu befebenden Stellen aus ben Dflicieren aller Contingente bes 
Bundesheeres zu wählen. Art. 65. Das Recht, Feſtungen innerhalb des Bundes⸗ 
gebiet8 anzulegen, fteht dem Bunbesfelbheren zu, welcher bie Bewilligung ber. dazu 
erforberliden Mittel, forweit das Orbinarium fie nicht gewährt, nach Abſchnitt XII 
beantragt. Art. 66. Wo nicht bejondere Conventionen ein anderes beftimmen, er: 
nennen. bie Bunbdesfürften, beziehentlich die Senate, bie Tfficiere ihrer Contingente, 
mit der Einſchränkung des Art. 64. Site find Cheis aller ihren Gebieten angehö⸗ 
renden Truppentheile und genießen bie bamit verbundenen Ehren. Sie haben 
namentlidy das Recht ber Inſpicirung zu jeder Zeit, und erhalten, außer ben regel⸗ 
mäßigen Rapporten und Meldungen über vorkommende Veränderungen behufs ber 
nöthigen landesherrlichen Publtcation, rechtzeitige Mittheilung von ben bie betreffen⸗ 
ben Truppentheile berührenden Avancements und Ernennungen. Auch ſteht ihnen 
bas Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht bloß ihre eigenen Truppen zu verwen⸗ 
ben, jondern auch alle andern Truppentheile der Bunbesarmer, welche in ihren Län⸗ 
bergebieten bislecirt find, zu requiriren. Art. 67. Eriparnifje an dem Militäretat 
fallen unter feinen Untfländen einer einzelnen Regierung, ſondern jederzeit der Bun⸗ 
bescafle zu. Art. 68. Der Bundesfeldherr kann, wenn bie öffentliche Sicherheit in 
bem Bundesgebiet bedroht ift, einen jeden Theil besfelben in Kriegszuftand erflären. 
Bis zum Erlaß eines die Vorausfegungen, bie Form ber DVerfündigung und die 
Wirkungen einer folhen Erklärung regelnden Bundesgeſetzes gelten dafür die Vor⸗ 
— preußiſchen Geſetzes vom 4. Juni 1851 (Geſetzſammlung 1851, ©. 
451 fg. j 
"x. Bundesfinanzen Art. 69. Alle Einnahmen unb Ausga— 
ben des Bundes müffen für jedes Jahr veranihlagt und auf den 
Bundeshaushaltsetat gebraht werben. Legterer wird vor Deginn 
bes Etatsjahres nad folgenden Srunbläßen burh ein Geſezt feſt⸗ 
geftellt. Art..70. Zur Beſtreitung aller gemeinichaftlihen Ausgaben dienen zu= 
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nähft bie etwaigen Ueberſchüfſe ber: Borjahre, ſowie bie ans: ben Zöllen, 
ben gemeinſchaftlichen Verbrauchſteuern und aus bem Poſt⸗ und Tele: 
grapbenwefen fließenden gemeinfchaftlihen Ginnahmen Inſoweit dieſelben duvch 
diefe Einnahmen nicht gebedt werben, find fie, folange Bundesſtenern nicht 
eingefährt find, dur Beiträge der einzelnen Bunbesitanten nah Maßgabe 
ihrer Benölterung aufzubringen, welche bis zur Höbe bes: bubgetmäßigen 
Betrages buch das Präſidium ausgefgrieben werden. Ar. 71. 
Die gemeinfhaftlihden Ausgaben werben in ber Regel für. ein 
Fahr bewilligt, können jedoch im befondern Fällen auch für eine 
längere Dauer bewilligt werden. Währenb berim Art. 6O:.n0rs 
mirten ÜUebergangszeit ift bernad Titeln geordnete Stat überbie 
Ausgaben für das Bundesheer Dem Bunbesrathe unb dem Reichs—⸗ 
tage nur zur Kenntnißnahbme und zur Erinnerung vorzulegen. 
Art. 72. Meber die Verwendung aller Einnahmen bes Bunbes it vom Prä⸗ 
fivium dem Bunbesrathe und bem Reichstage zur Entlaftung jährlich 1 
nung zu legen. Art. 73. In Fällen eines außerordentlihen Bebürfs 
niffes fünnen im Wege der Bunbesgefeggebung bie Aufnahme 
einer Anleihe, fowie die Uebernahme einer Garantie zu Laften 
des Bundes erfolgen. 

XIII. Schlichtung von Streitigfeiten und Strafbeffimmun: 
gen. Art. 74. Jedes Unternehmen gegen bie Eriftenz, die Antegrität, bie Sichers 
beit ober bie Verfaſſung bes norddeutſchen Bundes, endlich die Beleidigung bes 
Bundesraths, des Reichstags, eines Mitgliebs des Bundesraths oder bes Reichstags, 
einer Behörde oder eines öffentlichen Beamten des Bundes, während biefelben in ber 
Ausübung ihres Berufs begriffen ſind oder in Beziehung auf ihren Beruf, durch 
Wort, Schrift, Drud, Zeichen, bildliche ober andere Darftellung, werden in ben einzelnen 
Bundesſtaaten beurtbeilt und bejtraft nach Maßgabe ber in ben Teßtern beflebenben 
ober Fünftig in Wirkſamkeit tretenden Gejege, nach welchen eine gleiche gegen ben 
einzelnen Bunbesftaat, feine Verfaſſung, feine Fammern oder Stände, feine Kammer: 
oder Stänbemitglieder, feine Behörden und Beamten begangene Handlung zu richten 
wäre. Art. 75. Für diejenigen in Art. 68 bezeichneten Unternehmungen gegen ben 
norddeutſchen Bund, welche, wenn gegen einen ber einzelnen YBundesftaaten gerichtet, 
als Hochverrath oder Lanbesverrath zu qualificiren wären, ift das gemeinfchaftliche 
Dberappellationsgericht ber drei freien und Hanfefläbte in Lübeck die zuſtändige 
Spruchbehörde in erfter und letzter Inſtanz. Die nähern Beflimmungen 
über die Zuftändigfeit und das Berfahren des Oberappellationg- 
gerichts erfolgen im Wege der Bunbesgejeßgebung. Bis zum Er⸗ 
laffe eines Bunbesgefeges bewenbet es bei der zeitherigen Zus 
ftändigfeit der Gerichte in den einzelnen Bundesftaaten und ben 
auf das Verfahren dieſer Gerichte beſtehenden Beflimmungen. 
Art. 76. Streitigkeiten zwifchen verſchiedenen Bundesftaaten, fofern dieſelben nicht 
privatrechtliher Natur und baher von den competenten Gerichtsbehörben zu entſchei⸗ 
ben find, werden auf Anrufen bes einen Theild von dem Bunbesrathe erledigt. 
Berfafjungsftreitigfeiten in ſolchen Bundesftaaten, in beren Verfaſſung nicht eine 
Behörde zur Enticheidung folder Streitigfeiten beftimmt ift, bat auf Anrufen eines 
Theils der Bundesrath gütlid auszugleichen, ober, wenn das nicht gelingt, im Wege 
ber Bundesgefebgebung zur Erledigung zu bringen. Art. 77. Wenn in einem 
Bundesftaate der Fall einer Juftizverweigerung eintritt und 
auf geſetzlichen Wegen ausreihende Hülfe niht erlangt werden 
Tann, fo liegt bem Bundesrathe ob, erwiefene, nad der VBerfaf: 
fung unb ben beftebenben Geſetzen bes betreffenden Bundesftaats 
zu beurtheilenbe Bejhwerben über verweigerte oder gehemmte 
Nechtspflege anzunehmen, und barauf bie gerihtlihe Hülfe bei 
ber Bundesregierung, bie zu der Beſchwerde Anlaß gegeben bat, zu 
bewirfen. i 
XIV. Allgemeine Beſtimmung. Art. 73. Veränderungen ber 
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Be —— erfolgen im Wege ber Geſe sarbung, jeboch if zu ben 
jelben im Bunbesratbe eine Mehrheit von zwei Drittelnber ver= 
tretenen Stimmen erforberlid. 

XV. Berpältniß zu den fübbeutfhen Staaten. Art. 79. Die Bes 
ziehungen bes Bunbes zu den jübbeutichen Staaten werben fofort, nach Feſtſtellung 
der Verfaſſung bes norbdeutſchen Bundes, durch beionbere, bein Meichstage zur Ge⸗ 
nebmigung vorzulegende Vertraͤge geregelt werden. Der Eintritt der füb- 
beutihen Staaten ober eines berfelben in ben Bund erfolgt auf 
* Vorſchlag bes Bunbespräfibiums im Wege ber Bundesgeſetz⸗ 
gebung. 


neberſicht der Ereigniſſe des Jahres 1866. 


Die Lage Deutſchlands war zu Anfang des Jahres 1866 ang 
eine gerabezu troftlofe. Die deutſche Frage Hatte fih nad einer 
Reihe gefcheiterter Verſuche, fie auf mehr oder weniger frieblichem 
Wege und in möglichften Anfchluffe an die beftehenden Verhältnifſe 
zu löſen, in Folge der Ereigniffe feit dem Tode bes Königs Yriebrich 
von Dänemark, zu einem wahrhaft unentwirrbaren Knäuel ber ver- 
ichiebenften Anfhauungen und Hoffnungen, Tendenzen und Beſtre⸗ 
bungen zufammengeballt, ber wohl geeignet war, bie beften und ebel- 
ften Männer an ber Zufunft ber Nation faft verzweifeln zu laſſen. 
Rachdem die nationale Bewegung bes Winters 1863/64 durch bie 
gewaltjame Befreiung Schlesmig-Holfteins aus ben Klauen ber bäni- 
ſchen Gewalthaber in der Hanptfache ihre Befriedigung gefunden, 
batie fie fih in Vollsverfammlungen, Reden und Refolutionen aller 
Art gänzlich verpufft, ohne auf das weitere Schidjal Schleswig⸗ 
Holiteins auch nur ben minbeften Einfluß ausüben zu können. ‘Den 
Regierungen ber Mittel⸗ unb Kleinſtaaten war ihre völlige Impotenz 
bezüglich ber großen politifchen Machtfragen von Defterreich und 
Preußen gemeinfam Kar Yemacht worden und fie hatten ſich, Bitter 
enttäuſcht über Defterreich, in ihre fpeciellen Angelegenheiten zurüd- 
gezogen, ohne barum ben populären Strömungen ſich anzufchließen 
ober auch nur zu nähern, ba fie biefelben und mit Recht noch mehr 
fürchteten als ſelbſt Preußen ober Defterreich. Cie ſchwiegen unb 
warteten, in ber Hoffnung, durch den Bundestag früher oder fpäter 
doch wieber in bie Action eintreten und ihr Gewicht, das fle für 
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Denifd- yiel bebeutfamer erachteten, als es in Wirklichkeit war, neuerbings 


in bie Waagſchale legen zu können. Aber nichts verrieth, baß fie 
durch bie bisherigen Ereigniffe gewikigt irgenbiwie geneigter geworben 
feien, ihre volle Souveränetät einer nationalen Neugeftaltung zum 
Opfer zu bringen. Unb body war es nachgerabe aller Welt klar 
geworben, baß eine mächtige und lebensvolle Neugeftaltung Deutſch⸗ 
lands abjolut unmöglich fei, ohne daß bieje particulare Eouveränetät 
freitsillig geopfert oder gewaltfam gebrodhen unb ber Souveränetät 
der Nation untergeorbnet würde. In diefen particularen Souveräne- 
täten lag jedoch nur bie eine Schwierigleit, die einer Neugeftaltung 
abjelut im Wege fand, bie andere wurbe darch den Duellemus ber 


‘beiden Großmächte Preußens und Defterreiche gebildet unb biefe 


Schwierigleit war augenfcheinlich bie weitaus größere von ben beiben, 
Bon einem Ausgleich, einer Verſtändigung konnte in Wahrheit für 
einen practifhen Bolititer gar keine Rede fein; ber Gegenſatz lag 
in ber Natur ber Dinge ſelbſt und batte fi hiſtoriſch ſeit mehr als 
bundert Jahren immer entichiedener, immer fjelbitbewußter, immer 
unverföhnlicher herausgebildet. Deutichland felbft war der Kampf: 
preis: fobald man bie Theilung Deutſchlands zwiſchen beiden ver: 
warf — und Niemand wagte es, fie der Nation offen vorzuſchlagen, 
einftimmig wurbe fie als das Schimpflichſte, was ihr begeguen könne, 
erfannt — konnte nur Defterreih gber Preußen die fortan allein 
in Deutjhland tonangebende Macht fein, jo daß entweder Defter: 
reich aus bem bisherigen Bunde binausgebrängt ober Preußen. auf 
den Rang und die Macht eines Mittelftaates herabgebrüdt. werben 
mußte. Darüber war man fih in ben maßgebenben Kreifen Berlins 
und Wiens vollftändig klar geworben, aber ebenſo aud barüber, daß 
das eine wie bas andere nur das Rejultat eines Krieges und zwar eines 
entſcheidenden, vielleicht Iangjährigen Krieges ‚fein würde, ber ohne 
Zweifel den auswärtigen Mächten vielfache Gelegenheit zur Kin- 
miſchung bieten, in jedem Fall Deutſchland mit Blut und Trünimern 
überdeden unb vielleicht glei dem unfeligen breißigjährigen Kriege 
in feiner Entwidelung um Jahrzehente zurüdwerfen würbe. So 
wenig daher eine dauernde Verſtändigung möglich mar, fo jehr hielt 
Preußen wie Defterreih die ungeheure Verautwortlicgfeit eines Bru- 
ches zurüd. Früher ober fpäter mußte es jedoch dazu kommen. 
Die momentane Allianz vom Januar 1864 mochte darüber Beinen 
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Augenblick täufchen. Sie ſchlug auch bald genug in ihr Gegeniheil Zuge⸗ 


um. Schon im Sommer 1865 waren die Dinge zu einem Bruche 
reif. Indeß gelang es noch einmal, ben Zwieſpalt zu überkleiftern, 
ben Bruch hinauszufhieben. Die Gajteiner Convention war aber 
lediglich ein Waffenftillitand, während deſſen neue Verſuche gemacht 
- werben fellten, den. Zwielpalt wenigftens für einmal und bezüglich 
bes nächſten Objects, der ſchleswig-holſteiniſchen Frage, beizulegen. 
Schon zu Anfange des Jahres 1866 war es außer Zweifel, 
daß der Waffenſtillſtand zu feinem Friedensſchluß führen werde. Am 
Grunde wurbe ſogar nicht einmal ein ernftlicher Verſuch dazu gemacht. 
Seitdem die öffentliche Meinung in Schleswigsholftein bie fog. Februar⸗ 
bebingungen abgelehnt und feitbem Preußen ſich überzeugt hatte, baß bie 
Einberufung einer ſchleswig-holſteiniſchen Ständeverfammlung, fei es 
nun nad) der Berfaflung von 1848 oder von 1854, fei es auf 
breitefter Grundlage ober nach irgend welchen noch fo gut ausge: 
dachten Beſchränkungen Feine ihm geneigte Majorität zu Tage för: 
bern würbe und daß im Gegeniheil die .erfte Manifeftation einer 
wie immer ‚einberufenen Bertretung der Herzogthümer faft unzweifels 
baft in ber Proclamirung des Auguſtenburgers beſtehen würde, war 
die Stellung Preußens zu der ganzen Frage eine ſehr einfache und 
klare geworden. Auf das Gutachten ſeiner Kronjuriſten geſtützt, ver⸗ 
weigerte es dem Auguſtenburger jede Anerkennung ſeiner Erbrechte 
und verlangte von Oeſterreich auf Grund des Wiener Friedens mit 
Dänemark, daß es ihm ſeinen Antheil an der Eroberung zu einem 
angemeſſenen Preiſe überlaſſe, und war entſchloſſen, feine militäriſche 
Stellung in ben Herzogthümern als ein thatſächliches Unterpfand ſo 


lange zu behaupten, bis Oeſterreich feinem Willen endlich ein Ge _ 


nüge thun würde, jelbft auf bie Gefahr eines Krieges bin. Oeſter⸗ 
veich feinerfeits verlaunte jedoch keinen Augenbli die Bedeutung, 
weiche der Erwerb: Schleswig-Holfleins für Die Machtitellung Preu⸗ 
ßens im Norden von Deutſchland haben mußte und ba es ſicherlich 
nicht dazu feine Truppen an bie Königsau geſchickt hatte, mar es 
entichlofien, Preußens Verlangen nicht zu entfprechen, zumal nachdem 
die wiederholten Andeutungen von „territorialen Compenſationen“ 
Defterreich8 in Berlin nicht hatten verftanden werben wollen. Oeſter⸗ 
reichs Stellung zu der geſammten ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage war 
babei ganz.im Gegenfahe gegen Die Preußens weder eine einfache 
30 
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er noch eine Mare. Es war entichlofien, Preußen ben Machtzuwachs 
"der Herzogthümer nicht zugugeftehen, aber es wünſchte doch auch, einen 
Brud mit Preußen zu vermeiden; .es hatte ferner mit Preußen im 
Sabre 1864 die Mittelftaaten vor den Kopf geftoßen, ben Bunbess 
tag lahm gelegt und fi dur feine ganze Politif die Regie⸗ 
rungen wie bie Benöllerungen der Mittelſtaaten vollends ent: 
frembet, aber es wollte darum die Brüde zum Bundestag keines⸗ 
wege hinter fich abgebrochen haben und behielt fi vor, gelegentlich 
wenn es ihm conveniren follte, die Frage boch wieder an den Bund 
zu bringen; endlich hatte es den Auguftenburger zu Anfang ber 
däniſchen VBerwidelung in auffallender Weife vornehm ignorirt, nad: 
ber aber gefunden, daß es feinen Intereſſen entipreche, ihn und feine 
Partei augenfällig zu fchonen. Ein beftimmter Plan, wie bie fchles- 
wig-holfteinifhe Frage in feinem Intereſſe zum Austrag gebracht 
werden Tännte, fehlt Oeſterreich gänzlich. Es beſchränkte fih nad 
ber Theilung der Herzogthümer zufolge der Gafteiner Convention 
barauf, bas ihm zugefallene Holftein joweit möglich nad dem Sinn 
ber bolfteinifchen Bevölkerung zu regieren und ſich dadurch beren 
Zuneigung zu erwerben, fowie auch bie Mittelftanten wieber etwas 
zu befänftigen. Das Hauptmittel dazu war, ber auguftenburgifchen 
Partei, der auch bie von ibm eingefebte Landesregierung angehörte, 
innerhalb gewifler Grenzen freien Spielraun zu laſſen und ihrer 
Agitation nur fehr beſcheidene Schranfen zu feben. Da Oeſterreich 
nit daran denken Tonnte, das Land für ſich felber dauernd zu be: 
halten, fo blieb ihm in ber That michts anderes übrig, als ſich we: 
nigſtens die Möglichkeit zu reſerviren, es dem Auguftenburger im 
Einverftänbnig mit dem Bundestage übergeben zu können. Durch 
nichts aber reizte und erbitterte es bie preußifche Regierung mehr 
als gerade baburd. Preußen wollte von nichts weniger hören, 
als davon, fih vom Bunde „majorifiren” zu Iaffen und fühlte dar 
wohl, auf wie ſchwachen Füßen das Gutachten von Kronjuriften 
gegenüber bem unabhängigen Urtheil der erſten Staatsrechtslchrer ber 
Nation und ber Spruchcollegien faft fämmtlicher deutſcher Univer: 
fitäten jeit 20 Jahren in ber öffentlihen Meinung nothwendig ſtehen 
mußte. In Schleswig hatte Preußen der auguftenburgifhen Agi⸗ 
tation ben Lebensfaden abgefchnitten, indem die Preſſe gefäubert und 
bie beftehenden politifcgen Vereine einfach unterbrüdt wurben. In 
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Holftein dagegen blühte bie Agitation mit Connivenz bes öſterreichi⸗ Deutſch⸗ 
ſchen Statthalters und fie hoffte fogar, denſelben vieleicht auch noch 
zu Einberufung einer Ständeverfammlung bewegen zu können, wo⸗ 
buch fie einen legalen Ausdruck gewonnen hätte. Seit Anfang 
Januars war bereits eine große Maffenverfammlung nad Altona 
vorbereitet worben, die biefer Tendenz ben nöthigen Nachdruck geben 
ſollte. Der Plan ſetzte ben öſterr. Statthalter in nicht geringe Ber: 
legenbeit, da er auf ber einen Seite freie Hand behalten, auf ber 
andern aber bie Bevölkerung nit vor ben Kopf ftoßen wollte. 
Seine Maßnahmen waren baher ziemlich ſchwankend. Zuerſt wurde 
abgemahnt, dann förmlich verboten, zulekt aber doch die Erlaubniß 
eriheilt, unter ber bloßen Einſchränkung, bag von der Verſammlung 
feine förmlichen Refolutionen gefaßt werden dürften. Am 23. Ja⸗ 
nuar fand fie fatt, nicht nur aus allen Theilen des Landes zahl: 
reich befucht, ſondern auch von einigen fübbeutfhen PBarteiführern 
gewiflermaßen als Bürgichaft dafür, daß ben Schleswig-Holſteinern 

in ihrem Kampfe für ihr unb ihres Herzogs Recht der Rüdhalt ber 
übrigen beutfchen Bevölkerungen nicht fehle. 

Die Berfammlung blieb ohne weitere Folgen wie fo viele an: Freuden 
bere Ähnliher Art. Der preuß. Regierung bot fie dagegen eine fehr — 
willkommene Gelegenheit zu einer Depeſche des Grafen Bismarck an reich. 
das öſterreichiſche Cabinet, in der er fich über ben Vorgang bitter 
beflagte, das ganze öfterr. Regiment in Holſtein einer ſchneidenden 
Kritik unterwarf und ganz offen unb entjdhieben mit einem Bruch 
ber. Allianz ziviichen ben beiden Großmächten drohte, wofern Oeſter⸗ 
reich auf biefer feiner Politik beharre. Defterreich beantwortete bie 
Depeche unter bem 7. Februar. In diefer Anttvort beharrte es 
jeinerfeit8 auf feiner bisherigen Weigerung, in eine Annerion ber 
Herzogihümer mit Preußen zu willigen und beutete darauf bin, daß 
es babei felbft auf die Gefahr der vom Grafen Bismard ihm an: 
gebrohten Löfung ber bisherigen Allianz beider Cabinette bleiben 
würbe, Der nächſte Gegenftand bes Depeſchenwechſels war zu weis 
teren Auslafjungen nicht geeignet und bie Angelegenheit blieb zunächſt 
auf fi) beruhen. _ Aber Breußen wußte nun neuerdings, daß es von 
Oeſterreich bezüglid Schleswig⸗Holſteins nichts zu hoffen habe und 
bie von ihm angebrohte Folge trat thatfählich ein: Preußen betrach⸗ 
tete bie Allianz mit Oeſterreich als gelöst und ſah ſich nach am 
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Green. beren Mitteln und Wegen um, feine Abficyten unb fein Ziel dennoch 
zu erreichen. 

Welches dieſe Mittel und biefe Wege fein würden, Tonnte nach 
der Haltung, die Graf Bismard, ber Leiter ber preuß. Politik ein 
halbes Jahr vorher, unmittelbar vor dem Abjchluffe der Gafteiner 
Convention mit der ihm eigenen Offenheit und ntfchiebenheit an 
ben Tag gelegt hatte, im Grunde nicht zweifelhaft fein, da Niemand 
daran denken Tonnte, daß er auf feine weiteren Pläne, oder gar 
auf das bereits factiſch Erworbene freiwillig verzichten werbe. Preu⸗ 
Ben Batte in dem Grafen Bismard enblih einen Mann gefunden, 
ber die Eriftenz feines Staates, aber auch jeine eigene, baran zu 
feßen wagte, den unentwirrbaren Knäuel ber beutihen Frage mit 
dem Schwert zu zerhauen. Alles fchien ihm Preußen zu bem küh⸗ 
nen verhängnißvollen Schritte zu drängen, nicht bloß bie ausmwärti- 
gen Verhältniſſe, bie günftig ſchienen, nicht bloß die troftlofe Rage 
ber deutſchen Dinge, fonbern vor allem aus auch die inneren Ber- 
hältniſſe Preußens. Seit vier vollen Jahren wogte der Kampf 
zwilchen der Krone Preußen und dem Haufe der Abgeorbneten mit 
berfelben Ausbauer, berfelben Leidenſchaft um bie Reorganijation 
ber Armee und das Bubgetreht bed Hauſes. Graf Bismard 
hatte bisher feine und feines Königlichen Herrn Stellung gegen alle 
Stürme behauptet, auf die Dauer hätte er dennoch unausweichlich 
unterliegen müflen, wenn es ihm nicht gelang, dieſer reorganifirten 
Armee ein bejtimmtes Ziel binzufeten, ben erbitterten Parteien eine 
gemeinjame große Aufgabe zuzumeifen, den Boden ſelbſt umzuwandeln, 
auf bein ber gewaltige Kampf bisher geführt worden war, mit einem 
Worte eine fo umfaſſende großartige Politik zu inauguriren, daß die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Frage barin nur noch als ein einzelnes Moment 
erihien. Daß eine weitere Fortſetzung des Kampfes zwilden ber 
Regierung und bem Abg-Haufe bes Landtags zu Feinem Ausgleich 
führen werde, war ohnehin Kar genug. Graf Bismard mar auch 
nicht gewillt, einen neuen derartigen Verſuch zu machen. Am 15. Januar 
wurbe der Landtag der preuß. Monardie eröffnet. Bereitd that es 
ber König nicht mehr in Perſon, Graf Bismarck verlas die Thron⸗ 
rede. Sie ftellte neuerdings Teinerlei Conceſſion von Seite ber 
Krone in Ausfiht. Das Nbg-Haus mußte von bemjelben Boden 

‚sus, in derſelben Stimmung wie bisher au feine Arbeit gehen. 
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Moch hatte es diefelben kaum in Angriff genommen, als ein Inci:Preußen. 
denzfall bie Erbitterung des Haufes gewaltig anſchwoll. Schon im 
vorigen Aahre hatte die Regierung durch ihr Organ, bie Staats: 
anwaltſchaft, zwei Abgeorbnete, Tweſten und Frenbel, wegen Aeuße⸗ 
rungen im Schooße des Abg.sHaufes gegen die von ihnen in’ Folge 
des vom AYuftizminifter bei Belegung der Richterſtellen befolgten 
Syſtems für gefährdet erachtete Unabhängigfeit der Juſtiz gerichtlich 
belangt.. Die Klage wurbe jedoch in beiden Fällen und zwar in 
beiden Inſtanzen mit Bezugnahme auf den wie es ſchien unbebingt 
Haren Wortlaut bes betreffenden Artikels ber Verfaflung, ber die 
Hebefreiheit innerhalb des Hauſes ſchützte und biefelbe Lediglich durch 
bie Disciplinargewalt des Präfidenten und allfällige Beſchlüſſe des 
Haufes ſelbſt beſchränkte, abgewiejen. Nun ließ fich das Obertribunal, 
das oberfte Gericht bes Reiches, herbei, am 29. Sanuar in einem 
Beſchluß jenen Artikel durch eine, wie es ſchien völlig fophiftifche Aus: 
legung gerabezu in Frage zu ftellen, einem Beichluß, der zudem nur 
mit einer einzigen Stimme Mehrheit und nur mit Hülfe von zwei 
zugezogenen Hülfsrichtern zu Stande kam. Wenn biefer Beſchluß 
Guͤltigkeit erlangte, jo war bie Unabhängigkeit bes Abg.-Haufes ge: 
broden und feine Mitglieder für ihre parlamentariihe Thätigkeit 
jeder Berfolgung der Regierung vollſtändig preisgegeben. Die öf— 
fentlidye Meinung war barüber ganz unb gar einſtimmig. In einer 
mehrtägigen Debatte, bie zu ben benfwürbigiten bes preuß. Abg.⸗ 
Hauſes gehört, proteftirte ' dieſes mit allen gegen bie Stimmen ber 
feudalen Fraction gegen ein foldhes Attentat auf die Berfaffung und 
feine Rechte und erflärte zum Voraus jebes Verfahren unb jebe 
Berurtheilung anf Grund jenes Obertribunalbefchluffes für rechts: 
ungültig, für null und nichtig. Der tiefe Zwieſpalt zwiſchen der 
Regierung und der Volksvertretung Preußens war dadurch noch Flaf- 
fender als bisher geworben. Zu berfelben Zeit und fo ziemlich mit 
berfelben Majorität beichloß das Haus, daß die Dereinigung bes 
Herzogthums Lauenburg mit der Krone Preußens jo lange rechts: 
ungültig jei, als nit die verfaflungsmäßige Zuftimmung beider 
Häuſer bazu erfolgt fei und erflärte die Mafnahmen der Regierung 
zu: Verhinderung bes im vorigen Yahre zu Köln beabfichtigten . Ab» 
genrimetenfeftes in einer Reihe von Punkten für gefegwibrig. ‘Die 
Regierung antwortete auf alle biefe brei Beſchlüſſe damit, daß fie ; 


47. bett der Oreigaiffe des Yuhues 1BB6. 


Preafen. dieſelben für Ueberſchreitungen ber Competenz bes Haufes erflärte 
unb bemfelben einfach zurüdichidie, worüber bas Haus feinerfeits 
wieder zur Tagesorbnung ging. Unterbefien hatten bie Commiſſionen 
das ihnen vorgelegte Bubget für 1866 ihrer Prüfung unterzogen 
unb wenn die Prüfung auch noch nicht bis zu beftimmten Anträgen 
gebiehen war, fo maltete bereits Fein Zweifel mehr barüber, daß 
das Haus bie geforberten Mehrkoſten ſowohl für die Armee als für 
die Marine auch biefes Jahr wieder wie in den Vorjahren mit 
Ausnahme der feubalen Fraction einflimmig verwerfen würde, Graf 
Bismarck erachtete es unter dieſen Umftänden für überflüffig, bie 
rein formelle Abwidelung bes Finanzgeſetzes abzuwarten. Schon 
am 22, Febr. ließ er durch ein kgl. Decret bie augenblidlihe Ver: 
tagung und ſchon auf den folgenden Tag den Schluß ber Seflion 
ausipredhen und wiederum war es Graf Bismard, der am 23. Febr. 
im weißen Saale bes kgl. Schlofjes die Thronrebe verlag, bie ben 
plößlichen Schluß des Landtags bamit motivirte, daß „auf bem vom 
Haufe eingefchlagenen Wege das Land erniteren Zerwürfnifien ent: 
gegengeführt und eine Ausgleihung ber beftehenden auch für bie 
Zukunft erfchwert worden wäre". Die Abgeordneten verließen Berlin 
nur noch erbitterter als bisher. Graf Bismard dagegen hatte nun 
für die auswärtige Politik freiere Hand und dieſe bevurfte er aller: 
dings für Plane, die längft in feinem Geifte gereift waren, für bie 
er jebody überhaupt und zumal unter ben obwaltenden Umſtänden 
bon Seite des Abg.Hauſes zur Zeit weder ein Verſtändniß noch 
eine. Unterftübung vorausſetzen konnte. 

Graf Bismard Hatte ſchon früher, glei nachdem er als 
Minifterpräfibent und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten bie 
Leitung ber preußiſchen Regierung übernommen hatte, offen feine 
Ueberzeugung dahin ausgelproden, daß bie. Zöfung ber beutichen 
Frage nur durch „Blut und Eifen“ erfolgen könne. Daß er vor 
einer Entſcheidung durch Waffengewalt feinerjeits nicht zurüdichrede, 
hatte er im Sommer bes vorhergehenden Jahres beutlih genug an 
den Tag gelegt und wenn es bamals noch nicht zum Kriege kam, 
ſo ift der Grund dafür höchſt wahrſcheinlich darin zu ſuchen, daß 
ber König ſich weigerte, bazu die Hand zu bieten, fo lange noch 
irgend eine andere Löſung wenigſtens ber nächſten Schwierigkeiten 

mẽslich wor. So kam die Gaſteiner Convention zu Stande, bie 
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den Eniſcheid vertagte. Aber auch ber König war entichloffen, Preuien 
Schleowig⸗Holſtein nicht mehr fahren zu laſſen, auch für ihn hatte 
fo weit das Stantsinterefje die Bedenklichleiten des Rechts bereits 
überwunden. Kin Krieg gegen Defterreih, ein Krieg Deutſcher 
gegen Deutjche, war aber etwas ganz anderes, ganz abgeſehen davon, 
daß bie Tragmeite eines ſolchen Krieges gar nicht abgeſehen werben 
fonnte und Preußen jebenfalls feine ganze Eriftenz bafür einjeben 
mußte, wenn auch freilich ein größerer Kampfpreis für den Fall 
eines Sieges über Dejterreich Preußen winfen mochte, als nur bie 
Annerion von Schleswig-Holftein, To bedeutfam fie au für bie 
Machtentwickelung Preußens fein mochte. Hier fanb Bismard zus 
nächft für feine been und feine Plane eine Schranke, die er ned 
nicht zu überwinden vermochte. Allein er täufchte fih nicht, wenn 
er annahın, daß Tchlieklih doch nichts anderes übrig bleiben. und 
daß höchſt wahrſcheinlich Defterreich felbft ihm die Mittel an bie 
Hand geben werde, jene Schtwierigfeiten zu befeitigen. Defterreich 
felbft war durch alles das, was ber Gaſteiner Convention voraus» 
gegangen, gewarnt, es Tonnte fi Feine Illuſionen darüber machen, 
daß Preußen entichloffen war, die Herzogthümer in Güte ober mit 
Gewalt zu erwerben, und daß es daher nothwenbig baran benfen 
müfle, Gewalt mit Gewalt abzutreiben, da es feinerjeits entſchloſſen 
war, Schleswig-Holitein freiwillig Preußen nicht preiszugeben. Durch 
ben Depeſchenwechſel vom 26. Ian. und 7. Tebr. war bie Lage 
beiber Mächte diplomatiſch Klar geftelt und bamit abgeichlofjen. 
Graf Bismard war es, der die Dinge zuerft wieher in Fluß 
brachte. Am 28. Febr. wurbe in Berlin ein großer Minifterrath 
mit Zuzug ber hervorragendſten Generale und des preußiſchen Bot- 
Ihafters in Paris unter dem Borfike des Königs felbit nicht ohne 
eine wohlberechnete Oſtentation abgehalten und die Kriegsfrage zur 
Eprade gebradt. Wie Bismard fpäter Württemberg gegenüber 
behauptete, wurbe fie bamals noch in negativem Sinne entichieben. 
Der Zwei wurde aber boch erreicht. Der Hofin Wien gerieth barüber 
in Aufregung und antwortete am 7. März durch die Einberufung eines 
großen Marſchallraths, zu dem namenilih auch ber F.Z.⸗-M. Benedek 
ans alten zugezogen wurde. Defterreich war damit eingegangen unb 
von beiden Seiten wurden nun vorläufige Maßregeln zum Kriege 
getroffen. Die Lage ber beiden Staaten war aber eine fehr un⸗ 
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preupen. gfeihe: Preußen war bei feiner Armeeorganiistion gar nidht ges 
nöthigt, jetzt ſchon irgend welche äußerlich auffallende Maßnahmen zu 
treffen, Defterreich dagegen, beffen Regimenter weit von ihren Werbe⸗ 
bezirken zu liegen pflegen, war bazu gezwungen, auch wenn es jebes 
Auffeben vermeiden wollte. Das lebtere war: indeß keineswegs ber 
Tal. Am 18. März wurden die Sitzungen des Marſchallrathes 
gefchloffen und ſchon am 15. erhielten verſchiedene Commandos, na⸗ 
mentlih das ungariſche, telegraphilh den Befehl, Truppen nad 
Böhmen abgeben zu laflen. Das war zu viel oder zu wenig, aber 
völlig genug, um Preußen ben Faden in die Hand zu legen, ber 
fih von Gegenmaßregeln zu Gegenmafiregeln enbli bis zum Aus- 
bruch bes Krieges abipinnen ließ. Auch Sahfen traf einige Ein: 
leitungen zu Rüftungen und beibe, bie öſterreichiſchen und bie fäd- 
fiſchen Rüftungen wurden alsbalb von der offiziöfen preuß. Preſſe 
ber öffentlihen Meinung ale Herausforberungen, als Bebrohungen 
Preußens denuncirt. Und formell ift fo viel allerbinge unläugbar, 
daß Defterreich zuerft öffentlich rüftete zu einer Zeit, als in Preußen 
von NRüftungen auch noch nicht eine Spur bemerft werben Tonnte. 
Aber unthätig war Breußen darum keineswegs. Wenn Preußen 
gegen Defterreich Krieg führen wollte, fo bot fich ihm wenigftens ein 
Alltirter ungefucht ganz von felbft dar und zwar ein Allürter, wie ſich 
ihn Preußen der geographilchen Lage nah nur mwänfden fonnte — 
Stalin. Schon vor dem Abſchluß ber Gaſteiner Convention hatte 
Preußen mit Italien bießfällige Beziehungen angelnüpft und bamit, 
wie behauptet wird, Thon bamals einen wirffamen Drud auf bie 
Entſchließungen bes öſterreichiſchen Eabinets ausgeübt. Nach Gaſtein 
wurben fie ſoweit wieder fallen gelaflen; doch vermittelte Preußen 
noh zu Ende 1865 und Anfang 1866 den Abſchluß und bie Rati—⸗ 
ficationen eines Handelsvertrags zwilchen Italien und dem Zollverein 
gegen alle legitimiſtiſchen Bedenklichkeiten. Bismarck felbft war viel 
zu jehr praftiicher Etaatsmann, um ſich durch derlei beirren zu laſſen, 
feine Partei in Preußen wagte e8 nicht, ihrem Haupte darin ent- 
gegenzutreten und in Hannover, Kurkeflen, Naffau ꝛc. wurden fte 
durch einen fanften Drud zum Schweigen gebradgt. An eine krie⸗ 
‘ geriſche Unterftübung Preußens dachte Italien damals noch ganz 
und gar nicht. Die öffentliche Meinung des Landes und bie Ne 
gierung waren zumeift und in: erfter Linie darauf bebacht, der. immer 
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bedenklicher ſich geſtaltenden Lage ber Sttatsfinnmzen aufzuhelfen Halır«. 
und bieß Fonnte anerfanntermaßen nur durch erfledtiche Eriparniffe 
im. Milttärbudget erreicht werben, da in allen anderen Zweigen ber 
Staatsverwaltung, in welchen fo unendlich viel von ben früheren 
Regierungen Verſäumtes nachzubolen war, von irgend nennenswerthen 
Erübrigungen nicht einmal bie Rede fein Tonnte. Die Regierung 
ging darauf ein und durch eine Reihe von Maßregeln follte bie 
Armee wenigftens auf den vollftändigen Friebensfuß zurüdgeführt 
werden. Mit dem 1. März war das auch wirklich fo ziemlich er: 
reicht d. 5. gerade mit dem Moment, wo ed angezeigt war, füch auf 
alles bereit zu machen. Ohne Zweifel auf einen Wink Preußens 
burg den italieniichen &efandten in Berlin ging ber General Go⸗ 
vone einige Tage fpäter aus Florenz bahin ab, angeblih um bie 
militäriſchen Etabliffements Preußens Tennen zu lernen, in Wahr: 
beit, um bie Einleitungen zu ‚einer möglichen Allianz gegen Defter- 
reich und die daraus folgenden militärifchen VBerabrebungen einzu: 
leiten. Zugleich traf bie italieniihe Regierung in aller Stille bie 
nothwendigen Einleitungen, um die Armee wieder auf ben Kriege 
fuß zu feßen, ohne indeß mehr Lärm zu machen als unbebingt noth⸗ 
wendig war. Doch gab der Miniiterpräfident General Lamarmora 
bem Parlament am 9. März bie Zuflderung, daß die Regiermg 
Ereigniffe vorausfehe und fi darauf bereit made. Ohne bie Hülfe 
Italiens zu überfchäßen, konnte Preußen barauf zählen, daß alien, 
fobald fi ihm nur bie Möglichkeit eines Kriegs gegen Defterreich 
zu Befreiung Venetiens barbiete, wenigftens alles thun werbe, was 
nur immer in feinen Kräften ftehe und daß es unter allen Um⸗ 
fländen in ber Tage fei, die Kräfte Defterreich® zu theilen und einen 
erhebligen Theil feiner Armee in Benetien und dem Feſtungsviereck 
feft zu halten. Defterreih nahm jeinerfeits vom Umſchwung ber 
Dinge in Italien borerfi und noch längere Zeit gar keine Notiz. 
Defterreih richtete zunächſt feine Augen nad einer anbern — 

Seite, dem deutſchen Bund und den deutſchen Mittelſtaaten. Schon 
am 16. März, d. h. nur einen Tag nach feinen erſten militäriſchen 
Mafregeln in Böhmen, wandte es ſich in einer vertraulichen Dep. 
an bie ihm näher ftehenden Regierungen ber deutſchen Mittelftanten, 
in ber es von „in Preußen getroffenen Vorbereitimgen zum Kriege" 
als einer. feſtſtehenden Thatfache ausging, denſelben in Ausficht ſtellte 
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Ehen hafı eo bie Löfung ber fchleswig-holfteinifgen Frage ben „verfaffungs- 


beit Dex Ersignife des Jahres 1066. 


mäßigen“ Beichlüffen des Bundes, benen „Deiterreihe Anerfennung 
ſtets geficdert fei", wieber anheimſtellen werbe, bloße Vermittlungs- 
bemäbungen bes Bunbes zum Boraus al6 ungenügend erklärte unb 
ſchließlich die Mobilmachung ber von ben Mitiel- und Kleinftanten 
gebildeten vier Bunbesarmeecorpe in Anregung brachte. Welche 
Antworten Oefterreih zu Theil wurden, iſt nicht befannt geiworben. 
Indeß blieb auch Preußen nad biefer Richtung nicht ganz unthätig. 
Zwar auf eine Bundeshülfe gegen Defterreich verzichtete es aus vers 
ſchiedenen Gründen von vornherein; dagegen richtete es unter bem 
24. März eine Circulardepeſche an ſämmiliche deutſche Regierungen, 
um zu willen, ob und wie weit es für ben Fall eines Angriffs 
von Seite Oeſterreichs auf ihre Unterflüßung als Einzelne zählen 
fönne. Am 27. März murbe die Depeſche von den Beriretern 
Preußens ben verfchiebenen mittleren und Tleineren deutſchen Regie⸗ 
rungen vorgelefen: bie Antwort lautete für Preußen keineswegs be- 
friedigend: Feine einzige ſprach fih jo aus, wie Preußen wünſchte; 
nur einige, bie zu entidhieben innerhalb bes preußifchen Machtbereiche 
lagen, wie Hannover unb Kurhbeflen, ſuchten auszumeichen, bie meilten 
wielen Preußen ausbrüädiih an den Bund, d. h. fie Ichnten feine 
Aufforderung ad. Dan darf wohl annehmen, daß Preußen nie 
etwas anderes erwartet hatte. Defterreih nahm von ber Depeſche 
Gelegenheit, fi mit Preußen wieder in birectes Benehmen zu jeken, 
indem es ihm am 31. März bie förmliche Erflärung zugeben lich, 
daß „ben Abfichten ©. Maj. bes Kaiſers nichts ferner liege als ein 
offenfives Auftreten gegen Preußen“ unb eine ‚gleiche ebenſo beitimmte 
und unzweidentige Erklärung feinerfeits verlangte. Bismarck ent- 
ſprach der Aufforberung am 6. April mit ber Antwort, daß aud 
„ben Abfihten S. Maj. des Königs nichts ferner liege als Angriffe- 
krieg gegen Defterreih". Keiner von beiden Theilen konnte inbeß 
in biejen formellen Erklärungen eine befondere Berubigung ſchöpfen. 
Die Vorbereitungen zum Kriege gingen auf beiben Seiten fort. In 
Breußen befahl am 28. Marz eine kgl. Ordre, bie Armee in Kriegs- 
bereitſchaft zu feßen; Oeſterreich beichleunigte feine Rüftungen, ſoweit 
es nur feine Finanzen, bie es vorerſt noch Ichonen weilte, erlaubten. 

Nachdem indeß ſowohl Preußen als Oeſterreich ſich wechſel⸗ 
ſeitig die feierliche Verſicherung ertheilt hatten, daß keines darau 
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bene, das anbere anzugreifen, lag doch bie Frage beiberjeitiger Ab⸗ — 
rüftung in ber That nahe. Wirklich verlangte Oeſterreich umter 
bem 7. April von Preußen, baß es in natürlicher Conſequenz feiner 
Erflärung vom 6. nun and abrüfte, namentlich bie am 28. März 
erlafiene tgl. Orbre, durch welde bie ganze preußifche Armee im 
Kriegsbereitichaft zu felgen befoblen worben war, zurüduchme. Preußen 
antwortete am 15. deſſ. Monats, ba Defterreich, welches zuerft ges 
rüftet habe, nun auch zuerjt wieder abrüften möge, worauf Defter: 
rei unter bem 18. einging, unter ber Vorausſetzung, daß Preußen 
gleichzeitig ober doch am nachfolgenden Tag baffelbe thun merbe. 
Preußen fonnte den in ber That nur billigen Vorſchlag unmöglich 
einfach von ber Hand meifen, aber es juchte, indem es ihn am 21. April 
annahm, fi doch möglichht freie Hand zu wahren. Trotzdem hätte 
Defterreid, wenn es bei feiner Haltung beharrte und Empfindlich⸗ 
teiten Teinen Einfluß geftattete, auf diefem Wege vielleicht noch ein: 
mal Preußen zu einer Vertagung feiner beutichen Plane gezwungen. 
Allein gerade in diefem Moment beging Defterreih einen neuen 
großen Fehler: an demſelben Tage, an bem bie lebte preußiſche 
Depeſche in feine Hände gelangte, beichloß es kriegeriſche Maßregeln 
gegenüber Italien, indem es feine Armee im Venetianiſchen ver- 
flärfte und ben Oberbefehl über biefelbe dem Erzherzog Albrecht 
übertrug, ba Benedek zum Generalifjimus der fog.Norbarmee gegen 
Preußen beftimmt war. Nicht daß Defterreich keinen Grund ges 
habt Hätte, feinem füblichen Nachbar gegenüber auf ber Hut unb 
auf alles gefaßt zu fein. Allein warum es gerabe jetzt es für ge 
ratgen hielt, mit auffallenden Rüftungen gegen denſelben vorzugehen, 
ift weniger Mar. Denn bie erſten Rüftumgen Staliens .batirten fchon 
aus dem Anfange bes vorangegangenen Monate März und die Zettes 
Inngen mit Preußen aus bemfelben Monat, ja in Wien wollte mar 
ſchon Ende März willen, daß ein Bündniß zwiſchen Beiden förmlich 
paraphirt worden fei, was zwar verfräht war, inbem bie förmliche 
Vollmacht bazu dem italienifchen Unterhändler erfi am 3. April er: 
theilt und das Bundniß jelbft erſt am 8. April abgeichloffen wurde. 
Die Maßregeln Defterreih® Tamen baher entweber zu früh ober zu 
ſpat und waren ein entſchiedener Mißgriff. Die einfache Folge 
davon war einerjeitt, daß Preußen von Defterreich fofort eine Ab⸗ 
ruſtung nicht bloß in Böhmen, fonbern auch in Italien verlangte, 
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Deſter⸗ anbererielts aber, daß Italien dadurch berechtigt wurde, feine Rüſt⸗ 
reich ungen nunmehr ganz offen zw betreiben und alle feine Kräfte zum 
Nationallrieg gegen Defterreich aufzubieten. Die Abrüftungsbepejchen 
zwiſchen Defterreih und Preußen gingen zwar noch einige Zeit 
weiter bin unb her, aber fie hatten alle praktiſche Bebeutung gänzlich 
verloren. Der Krieg fchien Ende April bereits ganz und gar un 
vermeiblih. Nun wurde von allen Betheiligten mit Macht gerüftet. 
Am 4. Mai that Breußen ben entſcheidenden Schritt, indem ber 
König die Mobilmachung von ſechs Armeecorps, am 3. auch diejenige 
det drei übrigen befahl. Defterreich ließ den Erzherzog Albredt am 
5. Mai zur Armee nah Italien abgeben, befahl am 6. die ganze 
Armee auf Kriegsfuß zu ſetzen und bie jog. Nordarmee unter Be: 
nedek an der ſächſiſchen und ſchleſiſchen Grenze zu concentriren. 
Italien bot alle feine verfügbaren Gtreitfräfte und zwar binnen 
fürzefter Zeit unter die Waffen auf, im Parlament zu Florenz ver- 
ſchwanden alle bisherigen Parteiunterfchiede und einftimmig wurben 
ber Regierung alle Mittel zur Verfügung geitellt, vie fie nur ver- 
langen fonnte, um mit ber äußerjten —— auf den 
Kampfplatz treten zu können. 
Deutſch⸗ Außer Deſterreich, Preußen und Italien war aber noch ein 
land. Factor an ber ganzen mitteleuropäiſchen Verwicklung betheiligt und 
zwar gerade dieſer nicht am mindeſten — die geſammten deutſchen 
Mittel⸗ und Kleinſtaaten. Kam es zum Kriege zwiſchen Preußen 
und Deſterreich, ſo wurden in Wahrheit die Würfel über fie ge⸗ 
worfen. Trotzdem konnte von einer jelbitftändigen Politik diefes Factors 
pon vornherein feine Rebe fein: wie bie Megierungen ber Mittelfinaten 
wenige Sabre früher in ben befannten „ibentifchen Noten" Preußen 
gegenüber ben Aniprud auf „abfolute Gleichberechtigung“ gemacht 
hatten, fo erhoben fie benjelben Anſpruch natürlich in noch verſtärktem 
Make auch unter ſich; feine derjelben bachte nur von ferne daran, fich 
der andern auch bloß momentan unterzuorbnen und es ift wohl außer 
Zweifel, daß nicht einmal zwei derſelben fich über eine wirklich gemein- 
fame Politit hätten verftändigen können, geſchweige denn Alle oder 
auch nur die Mehrheit berfelben. Die Art und Weile, wie fie ſich 
im Sabre 1864 von Defterreih und Preußen in ber fchleswig- 
holſteiniſchen Frage hatten bei Seite ſchieben laſſen, hatte bie ganze 
Schwäche ihrer politiiden Stellung ‘an ben Tag gelegt... Seither 
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hatten fie fich ziemlich flille verhalten, immer hoffend, daß bie FrageDdentla⸗ 
ſchließlich doch wieber an ben Bund gebracht und bort enilchieben * 
werden müſſe, aber immer umſonſt hoffend. Die deutſche Bundes: 
acte beſtand zwar allerdings noch immer zu Recht und ber Bundes⸗ 
tg zu Frankfurt hielt feine Sitzungen wie bisher; aber thatſächlich 
war jene zu einer bloßen Schale ohne Kern geworben und biefer zu 
gänzlicher Bedeutungslofigkeit Herabgefunfen. Oeſterreich und Preußen 
hatten den beutfchen Bund im Jahre 1864 factiſch begraben unb 
die beutfchen Mittel: und Kleinftaaten hatten es gefchehen laſſen und 
geſchehen laſſen müffen, weil fie weder die Macht noch ven Willen 
hatten, zu rechter Zeit etwas anderes an feine Stelle zu feßen. Der 
Krieg gegen Dänemark wurde gegen den Willen des Bundes geführt 
und beim Abſchluß des Wiener Friedens mit Dänemark wie bei 
ver Gafteiner Convention wurde er nicht einmal mehr zu Rathe gezogen. 
Die Löſung der fchleswig-holfteinifchen Yrage und die Löſung ber deut⸗ 
[hen Frage überhaupt lag feitdem ausichliegli in ben Händen ber 
beiden Großmächte. Als fie fih darüber entzweiten, als beibe zu 
rüften anfingen, als bie Lage immer drohender wurde und alles 
zu einem gewaltfamen Enftſcheid fi anließ, blieb ber Bundestag in 
Frankfurt fill und flumm, weil er in der That bereits nichts mehr 
zu fagen Hatte, Bayern als ber größte ber Mittelftanten hielt es 
‚für angemefjen, unter dem 31. März wenigftens eine beſchwichtigende 
und vermittelnde Depeche ſowohl nad) Berlin als nah Wien ab: 
gehen zu Laffen; der Schritt blieb jeboch ſelbſtverſtändlich ohne allen und 
jeden Erfolg. Sachſen, das muthmaßlich zumerften Kriegsſchauplatz für die 
beiden Großmaͤchte werben mußte, fing ſchon im März an fehr ernft- 
Ti zu rüften; da es aber ficherlih nicht Daran denken Tonnte, fich 
‚ber einen oder ber andern Macht entgegenzumerfen, um ber einen 
oder der andern, wenn fie fich entſchließen follte, bie Dffenfive zu 
ergreifen, ben Eintritt in bas Land zu wehren und ba feine Regierung 
mit derjenigen Preußens längft in gefpannten Verbältniffen ftand, To 
war e8 ar, daß es nur räftete, um fich eventuell Defterreih an- 
zufchließen. Bayern fing’ erft zu Anfang April an zu rüften, um 
von den Ereigniffen doch nicht gänzlich überrafcht zu werben unb 
weil, mie fich fpäter zeigte, zur Kriegsbereitſchaft noch gar viel fehlte, 
troß ber großen Summen, weldhe ber Landtag feit Jahren für die 
Armee hatte bewilligen müffen. Die Rückſicht auf Oefterreih mar 
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Deuif- habei in Bayern keineswegs maßgebend; feit Defterreih in ber 


land. 


ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage bie Mittelſtaaten und bie Intereſſen 
der mittelſtaatlichen Dynaſtien ſo gänzlich preisgegeben hatte, war 
bie frühere Sympathie ber bayer. Regierung für Oeſterreich gänzlich zu 
Boden gefallen, womit die überwiegende Mehrheit ber öffentlichen 
Meinung bes Landes fehr einverftanden war, inige Tage ſpäter 
ergriff auch Württemberg bie erſten militäriihen Maßregeln, erſt 
fpäter geſchah bafjelbe von Baden, Heſſen-Darmſtadt und Naſſau; 
in Surheffen und Hannover gefhah aus guten Gründen noch gar 
nichts und ebenbafjelbe war bezüglih ber thüringiſchen unb ber 
norbbeutfchen Kleinſtaaten ber Fall. Alles, was geſchah, war fomit 
vereinzelt und ftanb in gar Teinem Berhältniß zu bem, was überall 
fehlte und zu ber Gefahr, bie gerabe für alle dieſe Staaten drohend 
heraufzog. 

Die Initiative, bie ber bereits tobesihmache Bundestag in 
Frankfurt nicht ergreifen konnte, ergriff dagegen Preußen. Schon 
im Januar hatte Graf Bismarck zuerft wieder die Idee der Ein- 
berufung eines deutſchen Parlaments fallen laſſen; im März brachte 
die offizidfe preußifche Prefje bie Frage zu öffentlicher Beſprechung; 
endlih am 10. April ftellte Preußen dießfalls einen förmlichen An- 
trag im Bundestag zu Frankfurt. Der Vertreter Preußens ſprach 
ſich bei biefer Oelegenheit in einem längeren Bortrage dahin aus: 
„Die Geſchichte der mannigfadhen in den lebten Jahrzehnten unter: 
nommenen Reformverfuche bat erfahrungsmäßig gelehrt, Daß weder 
bie einfeitigen Verhandlungen unter den Regierungen, noch bie De⸗ 
hatten und Beichläffe einer gewählten Verfammlung allein im Stande 
waren, eine Neugeftaltung bes nationalen Verfaſſungswerkes zu 
ſchaffen. Wenn erjtere immer bei bem Austaufch verfchiebenartigiter 
Meinungen unb der Anfammlung eines enblojen Materials ſtehen 
geblieben find, fo geſchah dieß, weil e8 an ber ausgleichenden und 
treibenden Kraft des nationalen Geiftes bei dieſen Verhandlungen 
fehlte und bie particulariftiigen Gegenfähe gu ſchroff und einfeitig 
babei feftgehalten wurden. Ein foldher zu höherer Einigung: ber 
Gegenſätze führender Factor ift nur in einer aus allen Theilen 
Deutihlanbs gewählten Verfammlung zu finden. Wollten bagegen 
bie Regierungen einer ſolchen Verſammlung allein bie Initiative be⸗ 
zuglich ber Reconſtruction ber Bundesverfaſſung überlaſſen, wie hieß 





Ucherfipt der Geeiguife des Ihres 1906 479 


im Jahr 1848 geſchah, fo wärben biefelben Gefahren ber Lieber: en 
bebung und ber Nichtachtung bes im beuticher Eigenthumlichkeit 
wirklich Begründeten wieder erwachen und damit auch die Hoffnungen 
des deutſchen Volkes einer neuen Täuſchung entgegen geführt werden. 
Nur durch ein Zuſammenwirken beider Factoren kann das Ziel er⸗ 
reicht werden, daß auf dem Grunde und innerhalb des Rahmens 
des alten Bundes eine neue lebensfähige Schöpfung entſtehe“. Zu 
dieſem Ende hin trug die preußiſche Regierung auf die Einberufung 
eines deutſchen Parlamentes nicht aus Delegationen, ſondern aus 
directen Volkswahlen und zwar nach allgemeinem Stimmrechte auf 
einen zum Voraus feſtzuſetzenden Termin an, bis zu welchem die 
Regierungen ſich über ihre Vorlagen zu vereinbaren materiell ge⸗ 
zwungen wären, wobei übrigens angedeutet wurde, daß jene Vor⸗ 
lagen ſich auf bie „weſentlichſten Puncte von entſchieden practiſcher 
Bebentung” zu beſchränken hätten. Auf den materiellen Inhalt ber 
neuen Bunbesverfaffung nad feinen Ideen trat Preußen vorerfi 
noch gar nicht ein, indem es ſich begnügte, auf die Mangelhaftigkeit 
ber Bunbesmilitäreinricktungen und auf Die Mangelhaftigleit des Bundes 
bezüglich fo vieler das Intereſſe ver Nation in ihrer innern Entwicklung 
nahe berührenber Tragen auf andern Gebieten ganz im allgemeinen 
binzuweifen. ‘Der alte Bundestag wurbe durch ben Antrag überraſcht 
und in nicht geringe Verlegenheit gejekt: ein aus allgemeinem Stimms 
echt hervorgegangenes Parlament war gegen alle feine bisherigen 
Srundfäbe, gegen Alles, was er bisher als „conjervativ” anzufehen 
gewohnt war, die Feſtſetzung eines Xermins, binnen welchem bie 
Regierungen fi über die Vorlage einer neuen Bunbesverfaffung 
einigen follten, gegen alle jeine Gewohnheiten, mit ber er mißlichige 
nationale Fragen zu verichleppen und fchließlich zu begraben pflegte. 
Dennoch ließ fih der Antrag unmögli einfach befeitigen. Am 
26. April wurde ein Ausihuß zur Berathung deſſelben niedergelegt‘ 
und dieſer Ausſchuß conftituirte fih am 11. Mai und ernannte ben 
bayr. Geſandten zu feinem Referenten, nachdem ber Vertreter Preu⸗ 
ßens wenigſtens einige Andeutungen über die Abfichten feiner es 
gierung bezüglich ber Reform ber Bunbesverfaflung gegeben hatte, 
Diefe Andeutungen waren übrigens noch immer ſehr knapp; biefelben 
gingen hauptjählich dahin, daß ein Parlament, für weldes Preußen 
das Reichswahlgeſetz von 1849 für fi ale annehmbar erflärte, 
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er durch feine Beſchlüſſe bie bisher erforberlidhe Stimmeneinheit der 
Bundesglieder für fpeciell zu bezeichnende Gebiete erjeken jollte und 
daß als ſolche Gebiete namentlih die materiellen Intereſſen ber Ra- 
tion in fehr weitem Umfange, die Gründung einer deutſchen Kriegs- 
marine nebft den erforberlihen Kriegshäfen und die Reviſion ber 
Bundeskriegsverfaſſung durch beflere Zujammenfallung ber deutſchen 
Wehrkräfte bezeichnet wurden. Dieſe Grunblinien zeigen, baß ber 
Leiter der preußiſchen PBolitif, Graf Bismard, von Anfang. an genau 
wußte, was er wollte, fie blieben in dem nur wenig mobificirten 
Vorſchlag Preußens vom 10. Juni diejelben und bildeten auch die 
Grundlinien bes nad dem Kriege von ihm dem norbbeutihen Par: 
lamente vorgelegten Berfaflungsentwurfs, Der letztere führte nur 
aus, was ber erite Entwurf bereits anbeutete. Yreilih ift es kaum 
wahriheinlih, daß Graf Bismard auch nur einen Augenblick fich 
ber Illuſion hingegeben habe, eine folde Reform des Bundes mit 
dem Bunbestage zu Stande zu bringen. Damit eine foldde Reform 
überhaupt möglih werde, mußten erjt die Mittelftanten und felbit 
bie Kleinftaaten durch die Wucht ber realen Machtverhältniſſe ge 
jwungen Werben, auf ihre particnlare Souveränetät zu verzichten 
und bieß wiederum wer erſt ber Fall, wenn ber Rüdhalt, ben 
Oeſterreich diefen Somveränetäten in feinem Snterefje bisher ge- 
währte, gebrochen war. Preußen Tonnte mit feinem Antrage zu- 
nächſt nichts ‚anderes bezweden, als feinen Differenzen mit Defter- 
reich ein weiteres Feld zu verichaffen, die deutſche Frage an die Stelle 
ber fehleswig-bolfteinifchen, bie von jener nur einen Eleinen Bruch⸗ 
theil bildete, zu jegen. Als der Ausſchuß des Bundestags ſich con- 
ftituirte, war zunädft an ein practifches Reſultat frieblicher Ver—⸗ 
fafjungsverhandlungen bereits gar nicht mehr zu denken; beibe Mächte, 
Preußen und Oefterreih, hatten wenige Tage zuvor den entichei- 
benden Schritt, von bem zurüdzugehen wenigjtens überaus ſchwer 
war, bereits gethan und ihre ganzen Armeen mobilifirt. 

Preußen. Selbſt unter viel günſtigeren äußeren Umſtänden hätte Preußen 
niemals hoffen können, eine Bundesreform in ſeinem Sinne durch⸗ 
zuſetzen, ohne die nachhaltige Unterſtützung der öffentlichen Meinung 
in ganz Deutſchland. Dieſe aber fehlte damals dem Grafen Bismarck 
und ber von ibm geleiteten Regierun in Preußen und im geſammten 
übrigen Deutfchland gänzlich, von . “eiterreich gar ‚nicht zu fprechen. 
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Auch darüber gab ſich Graf Bismarck damals gewiß keinerlei Illu⸗ vreußes. 


ſionen hin. Bei dem tiefen, dem allgemeinen, dem unabweisbaren 
Bedürfniſſe der Nation nach einer Reform des Bundes als der 
Grundlage ſeines nationalen Daſeins war die überwiegende öffent⸗ 
liche Meinung bald darüber einig, daß der Antrag Preußens nicht 
blos nicht abgelehnt werden könne, ſondern auch nicht abgelehnt 
werden dürfe. Allein von gar keiner Seite, man darf faſt ſagen 
von gar keinem Bruchtheil der Nation wurde er mit irgend welcher Be⸗ 


friedigung, irgend welcher Hoffnung, irgend welchem Vertrauen zu ſei⸗ 


nem Urheber aufgenommen. Während der jahrelangen Kämpfe ber beſten 
Kräfte der Nation gegen das Beitehende, bas ihre bejcheidenften Wünſche 
nicht befriedigen konnte und das doch gegen die reinften Abfichten, 
gegen bie maßvolliten Forderungen von all den zahlreichen Fürften und 
ihren Regierungen als einzelnen wie ald Geſammtheit durch den Bundes: 
tag mit Gewalt aufrecht gehalten worden war, hatten ſich die Parteien 
in gewiffen Anfchauungen, gewiſſen Doctrinen feftgefeht, außerhalb 
beren fie für Deutjchland Fein Heil erwarteten und in biefen An: 
Ihauungen waren jo ziemlich alle Parteien, fo weit fie auch fonft 
auseinandergingen, befangen. Zwar wurde bie Frage, ob Durch bie 
Freiheit zur Einheit zu gelangen jei oder ob zunächſt bieje und dann 
erft jene aufgerichtet werben müſſe, in ber Preffe fortwährend erörtert; 
allein jelbft biejenigen, bie fich der Leßteren Anſicht zuneigten, ftellten 
fi die Einheit, die zuerft angeftrebt werben folle, doch ganz anders 
vor, als es feither gefommen ift und fo oder jo kommen mußte; im 
ganzen aber überwog weitaus die entgegen geſetzte Anficht, daß zus 
erft die Freiheit errungen werben müfle, worauf ji bie nationale 
Einheit von jelbft madhen würde. Dem Vorſchlage Preußens und 
den Abfichten feines Leiters ftand aber nicht nur biefer Zuftanb der 
Öffentlihen Meinung in ganz Deutſchland entgegen, ſondern aud 
feine eigene Vergangenheit von früher ber und jeit der Zeit, da er 
in dem großen Zwieſpalt zwilchen der Krone Preußen und feiner 
Bolfsvertretung an bie Spige ber preuß. Regierung getreien ivar. 
Das Regiment des Örafen Bismard in Preußen war ber öffentlichen 
Meinung Deutſchlands nichts anderes ale ber prägnantefte Ausbrud 
abjoluter königlicher Gewalt, vor ber felbit unzweifelhaft verfafjungs- 
mäßige Rechte biegen ober brechen mußten, einer ungemefjenen Mi: 
Vitärliebbaberei, der die materiellen Intereſſen rüdfichtslos geopfert 
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Sreapen. wurden, eines beſchränkten Junkerthums, auf das fi bie preußiſche 
Regierung im Herrenhaufe und in einer falt verſchwindenden Mi: 
norität des Abg.-Haufes allein ftüßte und bas ſich feinerfeits ber 
Töniglihen Macht nur, um fie in feinem eigenen Intereſſe auszu: 
beuten, als Stübe darbot. AU das war nicht ganz richtig, aber es 
tft auch heute noch keineswegs ganz unrichtig. Daß dem Grafen 
Bismard al das nicht Zweck, fondern nur Mittel war zu einem 
großen nationalen Ziele, dafür Tag damals auch nicht bie geringfte 
Thatſache, Teinerlei Anzeichen vor. Die Zuftänbe in Preußen waren 
in der That nichts weniger als lockend für das übrige Deutichland 
unb bie Urtheile, die damals über biefelben in ganz Deutſchland fo 
zu fagen einjtimmig gefällt wurben, haben auch heute noch von ihrer 
Begründung nichts verloren. Die Verfolgung ber Preffe, die 3. 3. 
in Königsberg alles Maaß überfhritt, die Beſchränkung ber Ge- 
meinbefreiheit durch umfaflende und beharrlich fortgefeßte Nicht: 
beftätigung ber von ben Stabtverorbneten in die Deagiftrate Gemählten 
in einer langen Reihe von Städten, was am Enbe zu einer totalen 
Beleitigung aller Gemeinbefreiheit, der Unterlage aller politifchen 
Freiheit überhaupt, führen mußte, endlich Erfcheinungen, wie ber 
Dbertribunalsbeihluß vom 29. Jan. 1866, der fehr geeignet war, 
ben fchon bisher wankenden Glauben an die Unabhängigkeit ber 
Gerichte vollends zu erſchüttern, waren, um fo vieles Andere nicht zu 
berühren, wahrli wenig geeignet, den preußiichen Anfprüden auf 
die Leitung von ganz Deutichland den Weg zu ebnen, waren ftatt 
moralifder Eroberungen, von denen früher fo viel gefprochen wurbe, 
im übrigen Deutſchland geradezu moraliſche Kiederlagen für Preußen. 
Bis zum J. 1864 ftanden ſich im übrigen Deutfchland überall der groß- 
beutfche Reformverein und ber Rationalverein, bier ber eine, bort ber 
andere überwiegend, entgegen: arbeitete jener fir Defterreih und 
für den von Oeſterreich befhühten und ausgebeuteten PBarticularis: 
mus ber Mittelftaaten, fo ſuchte biefer den preußifchen Hegemonie⸗ 
tenbenzen überall Wege zu bahnen und Stützpunkte zu gewinnen. 
Set dem J. 1864 Hatte Defterreih dem einen, Preußen bem an 
bern den Boden unter ben Füßen entzogen: Defterreich, indem er 
fih mit Preußen verband und dadurch auch dem blödeſten Auge Mar 
gemacht hatte, wie es die Mittelftaaten jederzeit nur im feinem In⸗ 
terefie zu benüßen bemüht geweſen war, biefes Intereſſe nun aber 
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vieleiht auf einem andern und zwar bem gerabe enigegengelchten Seien. 
Wege auch würde befriedigen können, Preußen, indem es bem Selbft: 
beftinunungsrechte bes jchleswig-holfteinifchen Volkes, das ber Rational- 
besein mwenigftens jo weit e8 mit den nationalen Bebürfnifjen ver: 
einbar ſchien aufrecht erhalten wollte und für das ganz Deutſchland 
gerabezu wie für einen Glaubensartikel ſchwärmte, gewaltfam ent: 
gegentrat. Allerdings hatte Graf Bismard ben beredytigten natio: 
nalen Forberungen für die Elbherzogthbümer und ber nationalen 
Leidenfhaft gegen Dänemark durch einen gegenüber Oefterreich wie 
gegenüber ben nichtbeutihen Großmächten, die ben Londoner Vertrag 
als den adäquaten Ausbrud ihrer Politik gegen Preußen und gegen 
Deutichland abgeſchloſſen hatten und die fange genug mit allen Mitteln 
daran feftzuhalten fuchten, wirklich meifterhafte Diplomatie eine hen 
Deutichen bisher jehr ungerwohnte Genugthuung verfchafft. Aber er hatte 
fi babei einer Inconfequenz ſchuldig gemacht, für welche die öffent: 
lie Meinung der Nation fein Verftändnig hatte und Fein Ber: 
ſtändniß haben wollte, Um ben Wiberftand ber Großmächte zu 
lähmen, hatte er am 28. Mai 1864 der Londoner Eonferenz ge: 
genühber zugleich mit Defterreih den Auguftenburger als benjenigen 
amerfannt, „ber in ben Augen Deutihlands nit nur die meilten 
Erbfolgeregte auf bie Herzogthümer geltend zu machen vermag unb 
defien Anerkennung von Seite bes beutihen Bundes folgeweile ger 
fihert erfcheint, fondern welcher auch unzweifelhaft die Stimmen 
einer ungehenern Majprität der Bevölkerung diefer Herzogthümer in 
fid vereinigen wird.” Als der Zweck erreicht und bie Möglichkeit 
gegeben war, bie Herzogthümer für fich ſelbſt zu erwerben, wollte 
: Preußen die ganze feierlihde Erklärung, die e8 im Angeſichte Eu⸗ 
ropas abgegeben hatte, nur als einen politiſchen Schachzug ange: 
ſehen wiflen, an ben es in einer Weife mehr gebunden ſei. König 
Wilhelm von Preußen hatte in feierlidher Thronrede ber Nation zu 
gelihert, daß die Erbaniprüde auf die Herzogthümer unter feiner 
Mitwirtung am Bunbe geprüft werben ſollten; als aber Preußen 
bie Herzogthümer für fi) begehrte, und es ſich überzeugen mußte, 
baß die Prüfung des Bundes ganz unzweifelhaft gegen jeine Wünſche 
ausfallen würbe, wurde bem Bunb jeder Einfluß auf bie Entſchei⸗ 
dung, gejchweige denn ein Entſcheid ſelbſt abjolut abgeſprochen, ob- 
wohl doch wenigſtens Holitein Bundesland, von Preußen weder 
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Sreufen. befreit noch erobert worben und eine höhere Inſtanz als der Bunb unter 
ben beftehenden Zuftänden doch nicht denkbar war. Die „Stimmen einer 
ungeheuren Mehrheit der Bevölkerung der Herzogthümer” waren und 
blieben dem Auguftenburger gefichert, aber als Preußen dieſelben für 
fi begehrte, wurde bie ungeheure Mehrheit für gar nichts geachtet und 
den Bevölkerungen durch Nichteinberufung ihrer Stände jedes Selbſt— 
beſtimmungsrecht thatfächlich abgeſprochen, basjelbe Recht, das marı dem 
Heinen feubalen Landtage von Lauenburg unbebenkli und jogar mit 
Nachdruck zugeftanden Hatte, fobald er Miene machte, davon zu Gun: 
ften der preußijchen Krone Gebrauch zu machen. Gegenüber ben 
Herzogthümern wurde von Preußen das Recht ber Eroberung geltend 
gemacht und der Wiener Triebe mit Dünemarf. Zu diefem Ende 
bin mußte das Recht des Königs Chriftian auf die Herzogthümer, 
bas von Preußen auf ber Londoner Conferenz aufs formellite be: 
ftritten und geleugnet worden war, nunmehr von bemfelben Preußen 
wieder anerkannt werden und um bie Rechte bes Auguftenburgers 
zu befeitigen, wurbe das Gutachten der preußifchen Kronjuriften auf 
die Bahn gebracht. Ye mehr Gewicht aber bie preußifche Regierung 
auf dieſes Gutachten legte und dieſes Gutachten dem Rechtsbewußtſein 
ber ganzen Nation gegenüberftellte, defto Schlimmer mußte der Eindruck 
fein, den dieſes ganze Verfahren felbft auf den unbefangenften Theil ber 
öffentlichen Meinung machte. Nicht erit feit zwei, fondern feit bald 
zwanzig Jahren hatten ſich die geachtetſten Staatsrechtölehrer Deutfich- 
lands mit der fchleswigsholfteiniihen Erbfolgefrage beſchäftigt und, 
mit einer einzigen Ausnahme, waren ihre Unterſuchungen einftimmig 
zu Gunſten des Auguftenburgers ausgefallen. Das Ergebniß mußte 
in fo weit als ein freies und unbefangenes anerkannt werben, als 
dasfelbe wenigftens Teinem materiellen Einfluſſe zugefchrieben wer⸗ 
ben konnte. Auch läßt fich nicht behaupten, daß basjelbe von ber 
Öffentlichen Meinung beeinflußt worden fei; denn dieſe war umge: 
fehrt erjt durch jene Unterfuchungen hervorgerufen worden, -&egen- 
Aber biefem unbefangenen und einftimmigen Ausipruh ber Wiflen- 
Ihaft, konnte das Rechtsgutachten ber preußiſchen Kronjuriften un- 
möglich ins Gewicht fallen und die öffentliche Meinung in ganz 
Deutſchland Iegte demjelben denn auch nicht viel ‚mehr Werth bei, 
ale irgend einem gutbezahlten Advocatengutachten in biefer ober jener 
Bffentlichen ober privaten Rechtsfrage. So ftand bie preußiſche Ne 
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gierumg gegenüber Gchleswig-Holftern im Frühjahr des J. 1866 Preusen. 
auf einem Syſtem von Wiberfprücden, bie auf Grund ber beftehenden 
rechtlichen Zuflände Deutſchlands und fo Tange dieſe Zuftände zu Recht 
beſtanden, unmöglich ben Beitrebungen und Anfprühen Preußens im 
übrigen Deutſchland förberlic, fein Eonnten. Daß dieſe Frage und nicht 
nur biele, ſondern bie gejammte beutiche Frage vom nationalen Standpunkte 
einer ganz anderen Beurtheilung fähig war und eine folche fogar gebie- 
terifch fordert, jol damit keineswegs geleugnet werben, jo wenig als 
daß eben ber ganze damals noch beftehende Rechtszuſtand innerlich durch 
und durch faul und unhaltbar war. Allein fo faul und unhaltbar 
berfelbe war, damals beitand er Doch noch zu Recht und wurde felbit 
von Preußen formell noch anerkannt. Jener andere nationale Stand: 
punft wird ſpäter zur Sprache kommen, wie er auch ſpäter zu that: 
ſächlicher und rechtlicher Geltung fam; hier handelte es fih nur 
darum, den Stand der öffentlihen Meinung in Deutjchland wäh: 
renb der Vorbereitungen zum Kriege zu zeichnen und bie Schwie⸗ 
rigfeiten hervorzuheben, die Preußen und feiner Politif damals und 
zwar zum XTheil als natürliche und unausweichliche Conjequenzen 
feiner eigenen Handlungsweife feit zwei Jahren entgegenjtanben. 
Der preußiihe Parlamentsantrag war ein Markſtein, von an 

Preußen in richtiger Berechnung zum voraus mitten in bie kommen⸗ 
den Ereigniſſe hineingeſetzt. Für den Augenblick hatte er nur die 
Bedeutung eines Ferments; weder am Bundestage noch in der öffent⸗ 
lichen Meinung war ihm eine Stätte bereitet. Die entſchiedene 
und allgemeine Abneigung, die im übrigen Deutſchland, das die 
nationale Befriedigung auf einem ganz anderen Wege anſtrebte, 
gegen Preußen herrſchte, trieb die Mittelſtaaten mehr und mehr auf 
die Seite Oeſterreichs. Ebendahin trieb auch der natürliche Inſtinct 
des Beharrens, der ſich unmittelbar vor großen Kriſen noch überall und 
zu allen Zeiten in weiten Kreiſen geltend gemacht hat. Die Ungewißheit, 
ob und welches Ziel bie einmal entfeſſelten Kräfte der Gewalt erreichen 
oder finden würden, während es unzmeifelhaft iſt, daß ber Weg ba 
bin durch Blut und Opfer und Leiden aller Art führt, ſöhnt mo- 
mentan mit dem Beftehenden aus und brängt dazu, ſich jcheu vor 
dem Kommenden an das Beftehende noch einmal krampfhaft anzu: 
klammern, auch wenn man weiß, daß es morſch und faul iſt und 
eine haltbare Stüße nimmermehr gewährt, Jeder Einfichtige hatte 
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er längſt erkannt, bie Sffentlihe Meinung ſelbſt war baven durchdrun⸗ 
gen, daß ber alte Bund einer Tegalen Reform gar nicht fähig fei, 
baß jede Reform, die der Bundestag in bie Hand nahm, entweder 
ſcheitern oder ſich als bloße Scheinreform herausftellen werbe, daß 
wenn die Reform ben Bebürfniffen ber Nation wirklich entſprechen 
follte, ganze Arbeit gemacht und damit begonnen werben mußte, vor 
allem aus gerabe den Bundestag, biefe Hauptitübe bes nicht beredh- 
tigten PBarticularismus, zu ben Todten zu werfen, zu benen er that: 
ſächlich längſt gehörte. Dennoch wurde der Bunb und ſelbſt ber 
Bundestag momentan fogar bei der fog. demokratiſchen Partei augen: 
blicklich faft populär, weil er gegen Breußen verivendet werben Tonnte, 
beflen Ziele unklar und jevenfalls nit auf der Linie der demokratiſchen 
Tendenzen lagen. Die Bartei tröftete fi) damit, die Reform der Bundes⸗ 
verfaflung werde nach der Beflegung Preußens um jo ungehinberter 
in Angriff genommen unb durchgeführt werben können. Einen ähn⸗ 
lihen Troſt hatten bie Organe derjelben Partei bezüglih Oeſter⸗ 
reis bei der Hand, dem man fich, obwohl dort bie Verfaſſung fiftirt 
war und augenblidli wieber fo ziemlich ganz abſolut regiert wurde, 
gegen Preußen anſchließen, reſp. unzweifelhaft unterorbnen mußte: 
tagtäglicg erwarteten fie ben Sturz bes fog. Grafenminifteriums und 
feine Erfeßung durch ein liberales Cabinet aus den Häuptern bes 
ehemaligen Reichsraths. Wer fi einen freieren Blid bewahrt hatte 
und mit ben realen Kräften zu rechnen gewohnt war, bie ben wech⸗ 
felnden politifhen Erſcheinungen und Combinationen zu Grunde 
liegen und am Ende doch in biefer ober jener Form ben Ausſchlag 
geben, Tieß fi) von ſolchen Illuſionen allerdings nicht leiten. Nicht 
Wenige immerhin erkannten in Preußen troß Bismards unb bes 
Junkerthums, auf bas er fi momentan allerdings faft ausfchlieklich 
ſtühte, den modernen Staat, der feit dem Sturze Napoleons in der 
innern Entwidelung aller Kräfte feiner andern europäifhen Macht 
nachſtand und bie meiften wo nicht alle verhältnigmäßig um bie 
Länge eines Kopfes überragte, ber feine Volkszahl und zwar eines 
nüchternen, thätigen, an Zucht gewöhnten Volkes feit 50 Jahren 
faft verboppelt hatte und bieß alles namentlich dadurch, daß er, 
wenn auch mit einigen Schwanfungen und momentanen Mißgriffen 
oder Rüdfällen in veraltete Sheenftrömungen bo im Oanzen und 
Großen fortbauernb in Anerkennung jeder geiftigen Kraft bem Sort: 
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ſchritte ber Wiſſenſchaft auf allen Gebieten bes Staatslebens mit =. 
großer Anftrengung gerecht zu werben geſucht hatte und feiner ganzen 
Anlage und damit auch feinem eigentlichften Berufe auf bie Dauer 
unmöglich untreu werben konnte. Dagegen vermochten fie nichts 
von alle bem in Defterreih zu erkennen. Bis zum J. 1848 war 
Deiterreih vom Fürften Metternih in einer politiihen Stagnation, 
einer politiihen Verjumpfung feitgehalten worden, bie in ber Ge: 
ſchichte nicht ihres gleichen bat. Durch eine furdhtbare Nevolution 
gewaltſam baraus aufgerüttelt, machte es feither bie entgegengeſetz⸗ 
teſten Verſuche bald auf abjolutiftiigem, bald auf Tiberal-conftitutio: 
nelem Wege fein verlorenes Gleichgewicht und feine erfhütterte eu⸗ 
ropäiſche Machtſtellung wieder zu gewinnen, allein bisher mwenigftens 
obne Erfolg. Die Urſache lag vornehmlich darin, daß die leitenden 
Staatsideen in Defterreih unter ben wechſelnden äußeren Formen 
bo immer biejelben blieben, daß dieſe Ideen nicht die unferer Zeit, 
fondern die des Mittelalters waren, wie fie im 17. Jahrhundert 
für Oeſterreich reftaurirt worden mwaren, baß Defterreih den mos 
bernen Staat verwarf und dafür von ben Anhängern einer ver: 
ſchwundenen Zeit als ber einzig confervative Staat in Europa und 
von ihrem Standpunkt aus mit Recht gepriefen wurde. Oeſterreichs 
Stellung in Deutichland und in Italien hing mit biefen been Bi: 
ſtoriſch und politiih aufs engite zufammen. Sie mußten nothwen⸗ 
dig durch jede Erſchütterung biefer Stellung ebenfalls erjchüttert, 
durch jede Sicherung ober gar Erweiterung berfelben neu geftärkt 
werben. Man weiß, was für ausjchweifende Pläne und Hoffnungen 
auf Reaction und NReftauration im %. 1859 an ben gebofften und 
erwarteten Sieg Oeſterreichs gefnüpft wurden, während feine Niebers 
lage den Defterreichern felber das Octoberbiplom und die Februar⸗ 
verfafjung einbrachte. Wer in der Weltgefchichte große Strömungen 
erkennt, die anfcheinend ben Stempel der Nothwenbigkeit vor fich 
bey tragen und benen fi die ganze Mafje vereinzelter Erſthei⸗ 
nungen beugen unb unterorbnen muß, Tonnte von einem Giege 
Defterreihs im J. 1866 nichts anderes gewärtigen, als bon einem 
folgen im J. 1859 zu gewärtigen geweſen wäre. So viel ijt we 
nigftens für Defterreich felber ficher, daß der feither erfolgte Ausgleich 
mit Ungarn nicht eingetreten und die Fehruarverfaffung ſicherlich nicht 
reactivirt, ſondern ohne allen Zweifel befinitin aufgehoben worden wäre, 
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Deurfg- da bie Regierung, neu erftarkt und ihren Schwerpunkt neuerdings 
fand. wie vor 1849 in ber auswärtigen Politik und ber europäiſchen Macht: 


ſtellung des Staates findend, weder Ungarns noch der Februarver⸗ 
faffung und ihrer Anhänger beburft hätte. -Diefe und ähnliche ver: 
fländige Erwägungen ber gegenfeitigen Stellung Oeſterreichs und 
Preußens widerſprachen jedoch ber-bereits eingetretenen Strömung im 
übrigen Deutjchland, namentlih aber in Süddeutſchland, wo man 
theilweife ganz bewußt nichts mehr von verfländigen Erwägungen 
hören, fondern fich lediglich gemüthlichen Erregungen hingeben wollte. 
Die Ereigniffe feit 1864 hatten hinreichend erwiejen, daß das übrige 
Deutfchland in feiner Zerfplitterung, bei dem fehr geringen Ein- 
verftändniß unter feinen Regierungen und ber Parteiung unter feinen 
Bevölferungen aus ſich entichieden nicht im Stande fei, Die beutfche 
Trage zu löfen, daß der Entſcheid zunächſt durchaus in den Händen 
der beiden deutſchen Großſtaaten liege. Es Iag daher nahe, daß 
fie, fobald dieſe beiden ſich darüber entzweiten und allem Anfchein 
nad entichloffen waren, den Ausfchlag der Gewalt der Waffen zu 
überlafjen, fich vorerſt neutral bei Seite hielten, um erft nachher ihr 
Gewicht in die Wagſchaale legen zu können. Noch in ben erjten 
Monaten des Jahres 1866 fcheint denn auch tiefe Idee felbft in 
bemofratijchen Kreifen gepflegt worden zu fein. Allein inzwiſchen 
erhiäten fich die Köpfe immer mehr und mehr unb die Leidenſchaft 
verlangte jelbft von den Demokraten einen entſchiedenen Anfchluß 
an Defterreih. Indeß war die Stellung ber fühpeutfhen Staaten 
no eine völlig intacte und am 14. Mai, d. h. einige Tage 
nachdem Preußen und Oeſterreich ihre gefammten Streitfräfte mobil 
zu machen befohlen hatten, wurbe denn auch in der badijchen erften 
Kammer eine Anregung für eine neutrale Haltung im Verein mit 
ben übrigen ſüddeutſchen Stanten geftelt. Bei den immer höher 
gehenden Leidenſchaften Fam die Anregung bereits zu fpät unb trug 
ihren Urheber lediglich die unwürdigſten Angriffe demokratiſcher Blätter 
ein. Nur zwei Monate fpäter urtheilten ohne Zweifel diefelben 
Leute ganz anders und wären nur allzu froh gewejen, wenn Süd— 
beutfchland ſich damals entichloffen hätte, in bewaffneter Neutralität 
ben Ausgang des Kampfes in Böhmen abzuwarten. Wenige Tage 
ſpäter wurbe diefelbe bee einer neutralen Haltung zum minbeften 
der ſüdweſtdeutſchen Gruppe dem in Frankfurt verfammelten Ab: 
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georäntetentage von feinem Ausſchuſſe vorgeſchlagen. Der Antrag Deutd- 
wurbe von ber Majorität der Verfammlung auch zum Beſchluſſe er: land. 
boben, aber erft nad einer heftigen Tiscuffion und nur gegen eine 
ftarfe Minderheit, die darauf gebrungen Hatte, fi gegen Preußen 
und jeine Politit fehr flart u. A. folgendermaßen auszuſprechen: 
„Sollte fi bie jebige preußifche Regierung der felbitänbigen Kon: 
ftituirung der Herzogthümer widerſetzen, oder, wie fie bisher im ei- 
genen Lande getban, auch anderen beutichen Etaaten gegenüber ftatt 
bes Rechts ihren Eigenmwillen mit Gewalt durchſetzen wollen, fo ift 
fie allein Schuld an dem drohenden Vürgerkrieg und die gefammte 
beutiche Nation, das Bolt in Preußen voran, muß nicht nur mit 
pafliven, fonbern mit activem Widerftande, mit den äußerſten Mit: 
teln gerechter Nothwehr gegen biefe Regierung auftreten und Recht, 
Treue, Glauben und Ehrenhaftigfeit wieder zur Geltung bringen.” 
Diefe Anfhauung, die in ber Verfammlung in der Minderheit blieb, 
war aber außerhalb verfelben bie ber weit überwiegenden Mehrheit. 
Der gefaßte Beſchluß blieb daher ohne weitere Folge. Die Regie⸗ 
rungen ber ſüddeutſchen Staaten neigten ſich auch keineswegs zu 
einer berartigen Politik abmwartender Neutralität. Der preußifche 
Parlamentsantrag wie die ganze preußiſche Politik bebrohten un⸗ 
zweifelhaft ihre ungefchmälerte Souveränetät und das allein hätte 
ſchon genügt, fie neuerdings in die Arme von Defterreich zu jagen, 
obwohl das frühere Vertrauen zu demſelben keineswegs wiebergefehrt 
war. Schon nah Mitte April und dann wieder Mitte Mai kamen 
Bertreter ber füb- und mitteldeutfchen Regierungen, Bayerns, Würt: 
tembergs, Babens, Heſſen-Darmſtadts und Naffaus, ferner Sachſens, 
Weimars, Coburg-Gothas und Meiningens (Hannover und Kurheflen 
hielten fi davon fern) zuerft in Augsburg, bann in Bamberg zu 
Eonferenzen zufammen. Ihre Berathungen bezogen ſich zunächſt auf 
neue DBermittlungsverfuhe am Bunde, in zweiter Linie auf militärijche 
Berabrebungen, an benen ſich jedoch die thüringifchen Staaten nicht 
beiheiligten. Behufs militärifher DVerabredungen traten Anfangs 
Mai au die Krlegsminifter mehrerer Mittelftanten in Stuttgart 
zufammen. Die Rüftungen waren jedoch in allen biefen Staaten 
nichts weniger als umfaffenb ober fehr energifch; es fehlte in allen 
gar viel, um ins Feld rüden zu können, und um alle biefe Lüden 
auszufüllen und biefe Mängel zu beheben, mußten erft die Kammern 
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ae einberufen und von ihnen außerorbentliche Erebite bewilligt werben. 
“ Gerade bamit aber wurbe namentlih in ben Konigreichen Bayern, 
Sachfen und Württemberg gezögert. Nachher wurden fie in allen 

breien auf einen unb benjelben Tag, ben 23. Mai, einberufen. 
Inzwiſchen brängte alles bem gewaltſamen Enticheibe zu. Mit 
ber bereitö erwähnten preußiſchen Depeſche vom 30. April hatte ber 
Depeſchenwechſel zwiſchen Defterreih und Preußen über eine gegen- 
feitige Abrüftung ein Ende. Beide waren nachgerabe offenbar zum 
Kriege entilofien. In Preußen ergingen am 4. und 8. Mai bie 
Drbres zu Mobilmahung jämmtliger Armeecorps, am 10. auch 
diejenige zur Mobilifirung der Lanbiwehr und am 11. wurben aus- 
gebehnte Truppenconcentrationen in Sachſen und in Schleſien ange: 
orbnet, die bis zum 15. Juni vollendet fein follten. Ganz Preußen 
verwandelte fi in Folge davon in ein großes Heerlager. In Defter: 
reich ging ber Erzherzog Albrecht am 5. Mai nah Verona ab, um 
ftatt Benebels ben DOberbefehl über die Armee gegen Italien zu 
übernehmen, gleichzeitig begann Defterreich Staatsnoten mit Zwangs⸗ 
curs zu creiren, um fid bie, Mittel zum Kriege zu verichaffen, obs 
wohl dadurch die mit ſo großer Mühe angeftrebte Herſtellung ber 
Baluta mit einem Streid wieder zu nichte gemacht wurbe, am 6. 
erging ber Befehl, die ganze Armee auf ben Kriegsfuß zu Teen 
und die Nordarmee an der böhmilchen und fchlefiihen Grenze zu 
concentriren, am 12. übernahm Benebef ben Oberbefehl über bie: 
felbe und wenige Tage ſpäter waren bereits 20,000 Arbeiter zu 
Tlorisborf bei Wien mit ber Errichtung von Erbforte und eines 
befeftigten Brüdentopfs zur Sicherung ber Kaijerftabt gegen mögliche 
Wechſelfälle des Krieges beſchäftigt. Trotz alle bem unterhanbelte 
Preußen noch während des ganzen Monats Mai vertraulich in Wien 
über eine Verftändigung, die den Krieg hätte vermeiden laſſen. Wie 
es ſcheint, nahm Preußen dabei Schleswig-Holftein und bie unge: 
hemmie Leitung Norddeutſchlands für fi in Anſpruch, wollte ba- 
gegen Süddeutſchland der Führung und dem Einfluß Oeſterreichs 
überlaflen. Oeſterreich ging nicht mehr barauf ein Es hielt 
offenbar den Krieg etwas früher ober fpäter für unvermeidlich 
und wollte ihn Fieber gleich jetzt wagen, ba feine Finanzlage ihm 
nicht geftattete, wie Thon längft im Süden nun aud im Norben 
des Reichs beſtändig Friegsbereit und krieggerüſtet dazuſtehn. 
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Derſelbe Entſchluß fand um biefelde Belt auch bei ben Regie en 
tnngen ber Mittelftanten feft, zunächſt Sachſens, dann aber 
au Bayerns und Württemberg, denen fih Baden obwohl nicht 
ohne große Bedenklichkeiten anſchloß, ferner Heſſen-Darmſtadts unb 
Naflaus, obwohl die Maforität ihrer Landtage ſich entfchieben zu 
Preußen binneigte und von einem Anſchluß an Defterreih nichts 
wiffen wollte. Hannover und Kurheflen, deren Fürſten zweifelsohne 
bie erjten gewefen wären, ſich Defterreih in bie Arme zu flürzen, 
wenn fie frei gewefen wären, hielten fich dagegen fortwährend ganz 
ſtill und vermieden alle. und jebe Vornahme von Rüftungen, ba: fie 
zu entidhieben innerhalb bes preußiichen Mächtgebietes Tagen. ben 
basfelbe und aus benjelben Gründen thaten Sachſen⸗Weimar und 
Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, und noch viel mehr bie norbbeutihen Klein: 
ftaaten Medlenburg, Oldenburg, Altenburg x. Am 23. Mai traten 
bie Lanbtage von Bayern, Württemberg und Sachen zufammen und 
wurden an biefem und ben folgenden Tagen von ihren Yürften 
eröffnet. Die Thronreben berfelben ſprachen fi faſt mit denjelben 
Morten dahin aus, daß „Pflicht und Ehre geböten, einzutreten für 
bie gefährbeten Intereſſen ber Nation, für bas Bundesrecht und für 
die Selbftänbigfeit bes eigenen Landes." Zugleich forberten bie 
Regierungen diefer Königreiche und bald barauf auch biejenigen von 
Baben, Heſſen⸗Darmſtadt und Naffau von ben Landtagen behufs 
umfaflender Rüftungen die Bewilligung außerordentlicher Militärs 
erebite, die 3. B. in Bayern nicht weniger als 31 Mil. ©. bes 
trugen. Ohne Zweifel hatte Defterreih Bayern und ben übrigen 
Mittelftanten bie formelle Zuftherung ertbeilt, daß, wenn es zum 
Kriege Tomme, es die fchleswig-holfteiniiche Angelegenheit dem Bunbe 
wieder zur Entſcheidung überantiworten werbe, wie es Preußen ſchon 
unter den 26. April gebroht hatte Denn für biefen Tall mußte 
Defterreih wünſchen, daß der Krieg mit Preußen bie Form eines 
Bundeskrieges gegen ein renitentes Bundesglied annehme. 
Unmöglic indeß konnte Europa zufehn, wie ganz Mitteleuropa Europa. 
unter den Waffen flanb, ohne wenigſtens einen Verſuch gütlicher 
Bermittlung zu machen. Was birecten Verhandlungen ver Bethei: 
ligten nicht gelungen war, mochte vielleiht dem Bemühen Dritter, 
zunächſt wenigftens Unbetheiligter und darum minder Befangener 
gelingen. Schon zu Ende April ſetzte ſich deßhalb das franzäftiche 
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Gabinet mit dem englifchen in Beziehungen. England erklärte ſo⸗ 
fort jeine Geneigtheit, ſprach aber alsbald feine Zweifel aus, daß 
eine Vermittlung mit Ausfiht auf Erfolg verſucht werben möge. 
Anfangs Mai richtete Frankreich die formelle Aufjorberung an Eng: 
land und Rußland und um bie Mitte desichhen Monats legte Hr. 
Drouyn de l'Huys ben Entwurf eines Programme für die beabſich⸗ 
tigten Tsriebensconferenzen vor. Demgemäß ſollte bie jchleswig:hol- 
fteinifche Zrage ber Abftimmung ber betreffenden Bevölkerungen an: 
beimgegeben, die deutſche YBunbesreformfrage ber gemeinichaftlichen 
Prüfung ber Mächte unterftellt, Venetien von Deflerreih gegen 
anderweitige Entihäbigung an Italien abgetreten und Dagegen von 
biefen die Souveränetät des Papftes in ihren gegenwärtigen Gren⸗ 
zen gewährleiftet werben. Es war Mar, daß biefe Löfungen Frankreich 
connenirt hätten, daß fie bagegen von allen Betheiligten ohne weiteres 
abgelehut worben wären, von Preußen fon um Schleswig-Holfteins, 
von Oeſterreich um Benetiens, von Stalien um bes Kirchenſtaates 
und felbft vom deutſchen Bunbe um der Vormundſchaft willen, bie 
Europa ſich über die Deutſchland allein berührende Frage feiner 
innern Berfaflung angemaft hätte. England und Rußland 
gingen auf bie franzöſiſchen Vorſchläge nit ein. Doch verſtän⸗ 
bigten fi bie drei Mächte auf Grund ber franzöfifchen Vorſchläge 
über ein allgemeines Brogramm, das ben Betheiligten die Annahme 
von riedensconferenzen wenigſtens nicht zum voraus unmöglich 
machen follte. Die römifche Frage wurde aus bemielben ganz ge: 
ftrien, die andern drei Fragen folgendermaßen bezeichnet: „Es han⸗ 
delt fih im Intereſſe des Friedens darum, auf biplomatiichem Wege 
bie Efbherzogthümerfrage, bie bes italieniſchen Streites und enblid 
die der Bunbesrefors zu löſen, Io weit nämlich die leßtere das eu: 
ropäiſche Gleichgewicht berühren Könnte.” Am 24. Mai ging bie 
Einladung zu Friedensconferenzen, die in Paris eröffnet werden 
follten, von allen brei Mächten in ibentifcher Form gleichzeitig nad) 
Berlin, Wien, Flovenz und Frankfurt ab. Breußen, Italien, der 
deutihe Bund nahmen bie Einladung ohne langes Bedenken an, 
Die Entſcheidung lag in ber Hand Oeſterreichs. 

Da entſchied fi Defterreich gegen die Annahme und für ben 
Krieg. Am 1. Inni that es zugleich gegenüber dem deutſchen Bund 
in Frankfurt und gegenüber den neutralen . Großmächten hiejenigen 
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Schritte, durch welche es die Brücken definitiv hinter abbrach. — 
In Frankfurt ftellte es „ven bundesgemäßen Abſchluß ber Herzog⸗ " 
thumerfrage den Entſchließungen des Bundes anheim“ mit ber Cr: 
Märung,  „baß denſelben von Seite Defterreihs bie bereitwilligfte 
Anerkennung: gefichert. fei” und mit ber weitern Anzeige, daß es „dem 
kaiſerlichen Statthalter: im Holftein joeben bie erforberlide Speciale 
vollmacht zu Einberufung der holſteiniſchen Ständeverfammlung über: 
fenbet habe, damit bie geſetzliche Vertretung bes Landes, um deſſen 
Schickſal es fid, handelt, und deſſen Wünfche und Rechtsanſchauungen 
einen ber berechtigten Factoren der Entſcheidung bilden, nicht Länger 
ber Gelegenheit entbehre, ihre ‚Anfichten auszuſprechen“ An bie 
neutralen Großmächte richtete Defterreich gleichzeitig zwei Depeſchen. 
In ber erjten ‚erklärte es, bie Theilnahme an Triebensconferenzen 
nicht ablehnen zu: wollen, aber auch nur unter ber Bedingung arte 
nehmen zu können, wenn ihm vorher bie Zuficherung ertheilt werbe, 
daß „von ben Beratbungen jebe Combination ausgejchloffen bleibe, 
bie darauf abzielen wärbe, einem ber jetzt zum Zufammentritt ein 
geladenen Staaten eine territoriale Vergrößerung ober einen Macht⸗ 
zuwachs zu verichaffen.“ In ber zweiten Depeche verhehlte Defter: 
reich nicht, daß die von ihm für feine Theilnahme geforberte Be 
bingung das ganze Project in Frage zu ftelen geeignet ſei und ſuchte 
darum bie Gründe. für feine Weigerung einläßlich zu begründen. 
Die entfcheidenden‘ Gründe wurben von Defterreih folgendermaßen 
bargelegt: „Weit welch großen Rüdfichten aud) das Conferenzprogramm 
abgefaßt ift, bie in bemielben ausdrücklich betonte italieniihe Frage 
kann in ber That Feine ambere Bebeutung haben, als von uns bie 
Abtretung Venetiens zu verlangen. Diefes ift aber eine Forberung, 
weldhe wir in- bem gegenwärtigen Augenblid mit Entſchiedenheit von 
uns weilen. Die Abtretung einer Provinz in Folge eines moralifchen 
Drude, und insbefonbere einer Provinz, welche vom breifachen Stand- 
pundte ihrer militärischen, geogtaphifchen und politifchen Bedeutung von 
fo großer Wichtigkeit iſt, käme einem politischen Selbſtmord gleich, durch 
welchen Deiterreich fich feiner Stellung als Großmacht auf immer ver: 
Inftig machte. Die Annahme einer Geldentſchädigung ift gleichfalls 
unmöglid. Die venetianiſche Trage ift eine "Ehrenfrage uub fieht 
mit ber Würbe der Taiferlihen Regierung in zu genauem Zufammen- 
> Bang, ale baß biejelbe von ber Faiferlichen Regierung. zum Gegen: 
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Oeler- ſtand von Verhandlungen gemacht werben Könnte. Was ben us: 
reiq· zauſch Venetiens gegen eine Territorial-Gompenfation anbelangt, fo 


ift dies eine jener Gombinationen, welche die folge eines Krieges 
und eimaiger aus bemfelben ſich ergebender Territorialveränderungen 
fein können, bie aber nie das Refultat einer am Congreßtiſche ftatt- 
findenden Verhandlung vor dem Krieg zu fein vermögen. Wo wären 
übrigens in dieſem Augenblid die Eompenfationen zu fuchen, womit 
man uns bebenten möchte? Soviel uns bekannt, ift bie Zerftüdelung 
ber Türkei noch Feine bie heutige europäiſche Politik befchäftigenbe 
Frage Mlein wäre dies felbft der Fall, fo müßten wir a priori 
erflären: baß weder bie DonaufürftenthHümer noch Bosnien und bie 
Herzegowina in ihrem gegenwärtigen Zuſtand in unjern Augen ein 
Aequivalent für Venetien fein können. Weit entfernt, daß der Er- 
werb, biejer in ber Eivilifation fo wenig vorgelchrittenen unb jo 
ertragsarmen Gebiete ein Zuwachs an Macht und Kraft wäre, würbe 
berjelbe eher eine Duelle son Schwäche fein, und bie fon vorhan⸗ 
benen Hilfequellen Defterreihe eher in Anfpruch nehmen als bie- 
jelden vermehren. Man Bat uns andeutungsweife zu verftehen ge⸗ 
geben, daß Schlefien eine hinreichende Entihäbigung für die Ab⸗ 
tretung Benetiens fein dürfte Wir finb weit entfernt, biefe Even 
tualität zu wünſchen, und ſehen es viel lieber, daß vor Allem jebe 
Macht dasjenige behalte, mas ihr bis zum gegenwärtigen Augenblid 
von Rechtswegen gehört. Wenn ber Krieg wirklich ausbricht, und 
wenn glänzende militäriihe Erfolge unfere Macht erhöhen, unjer 
moralifhes Gewicht in Europa verftärken und uns is ben geficherteit 
Beflh von eroberten Gebieten bringen, dann wäre die Annahme nicht 
augzuſchließen, bag wir, mit weiler Mäßigung unjern Bortheil be- 
nübend, auf ben Beſitz einer Provinz Berzicht leiſteten, um uns da⸗ 
für ben Befiß einer andern zu fihern. Eine fiegreiche Macht kaun 
fi beimogen finden, im Intereſſe der SHerftellung bes allgemeinen 
Friedens Gonceflionen zu maden, zu welchen fie fich gegenüber 
von Drohungen nicht verftehen Tann, ohne eine Schwäde an den 
Tag zu legen, welche ihre Gegner nur aufmuntern könnte, mit ihres 
Anfprüden noch maß: und rüdfichtelofer aufzutreten. Die öffentliche 
Meinung der gefammten Bevölkerung biefes Reihe, das militäriiche 
Ehrgefühl des zahlreichen und tapferen unter unferen Bahnen ver: 
jammelten Heeres würben auf das tieffte verleßt werben, wenn bie 
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kaiſerliche Regierung jebt auf den ihr gemachten Vorſchlag einginge Defer- 
über bie Abtretung Benetiens zu unterhandeln. Somit müflen wir "9 
eine berartige Loſung biefer Frage für ben jebigen Augenblid für 
ganz unmöglich betrachten, und Tönnten wir auch auf einem Con: 
greß nicht anders als dieſe Unmöglichkeit formell auszufprechen. 
Wollen oder können die neutralen Mächte ſich nicht entjchließen, das 
Gewicht ihres Einfluffes geltend zu machen, um ungerechtfertigten An: 
ſprüchen und agrefliven Abfichten eine Schranke zu feßen, jo mögen 
fie wenigſtens der Vertheidigung eben fo viel Spielraum und Frei: 
beit als dem Angriff gönnen. Stark in bem Bemußtfein unferes 
Rechtes, rufen wir Niemandes Hülfe an, beanfprudden aber bas 
Recht, das zu behalten, was uns gehört, jo lange als wir im Stanbe 
find, e8 zu behaupten.” Es läßt fih gar nicht Täugnen, daß bie 
Ausführungen Defterreihs weder ber logiſchen Conjequenz noch ber 
vollkonmenſten Billigfeit entfprachen, fobald man von feinen Voraus: 
ſetzungen ausging. Es ftellte fi auf ben Standpunkt des ftricteften 
formalen Rechtes, es erflärte, von diefem Standpunkte aus, Teinerlet 
Sonceffionen machen zu können, es ſprach endlich die Ueberzeugung 
aus, biefes ſein formales Recht auch fernerhin durch feine materielle 
Macht aufrecht erhalten zu können. Bon biefem Standpunkte aus 
wurbe natürlid jebe Vermittlung unmöglid. Die Waffen allein 
tonnten umb mußten enticheiden. Die neutralen Mächte erklärten 
auch ohne Verzug, daß fie die beabfichtigten Friedensconferenzen als 
bahingefallen anfähen. 

Run brad auch Preußen bie Brüde Hinter fi ab. Am Yreufen. 
3. Zuni erflärte Graf Bismard dem öfterr. Cabinet in einer Des 
peiche, daß die Webertragung ber fchleswig-holfteinifchen Frage durch 
Deiterreich auf den Bund und bie Kinberufung ber bolfteinifchen 
Stände durch dasfelbe ein unzweifelhafter Bruch ber Gafteiner Con: 
vention fowohl als ber geheimen zwiſchen Defterreih und Preußen 
om 16. Januar 1864 abgeſchloſſenen Eonvention feien unb baf 
Preußen demgemäß auf die ihm durch ben Wiener Frieden einges 
räumten Rechte und das durch benfelben feſtgeſetzte Condominat 
Oeſterreichs und Preußens über die Herzogthümer zurückgreife. Und 
am folgenden Tage legte er in einer Circulardepeſche alle Rückſichten 
bei Seite, die er bisher gegen Oeſterreich beobachtet hatte, erklärte 
den Krieg für einen in Wien feit gefaßten Entſchluß und fuchte 
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Frengen. unter Vorwürfen, bie über bie gemöhnlicde Spracde ber Diplomatie 
weit hinausgingen, die Schuld an dem Ausbruch desſelben gänzlich 
auf Deiterreich zu wälzen. Die barauf fofort folgenden Maßnahmen 
Preußens mußten den Krieg in ihrem unmittelbaren Gefolge.haben. 
Schon feit längerer Beit hatte Preußen feine in Schleswig ftehen- 
ben Truppen bebeutend verftärkt, ohne daß Defterreih dieſen Vor⸗ 
fehrungen irgend welche Hinderniſſe entgegengefebt. hätte. Eine gleiche 
Maßregel von Seite Defterreich8 hing dagegen nothwendig von ber 
Stellung ab, welche Hannover vor dem Ausbruce des Krieges und 
für den eventuellen Fall besjelben einzunehmen entichloffen war. Blieb 
Hannover neutral ober dachte es fich möglicher Weife Jogar Preußen 
anzufchließen, jo hatte eine Verflärkung der in Holflein ſtehenden 
öfterr. Brigade feinen Sinn, da fie doch von Defterreih und feinen 
Derbündeten abgejchnitten gewejen wäre. Wollte bagegen Hannover 
zu Oeſterreich halten und zu dieſem Ende hin wenigftens einen ge- 
nügenden Theil feiner Truppen in ber Nähe der Elbe concentriren, 
fo Tonnten die Oeſterreicher ſich über dieſe zurüdziehen und mit 
ben Hannoperanern vereinigen, Es fcheint außer Zweifel, daß Han⸗ 
nover einen Augenblid an das lebtere dachte und. in Stabe bereits 
einige Vorkehrungen traf. Am Enbe Fonmte es fi aber bad nicht 
bazu entjchließen, jo daß auch die bereits eingeleitete Beritärkung 
ber öſterr. Streitkräfte in .Holftein unterblieb. Für fi allein aber 
maren biefe ben preußifhen in Schleswig weit nit gewachſen. 
Uebereinftimmend mit der von feiner Regierung der öflerreichiichen 
übermittelten Erklärung zeigte num. am 6. Juni ber preuß. Gou⸗ 
verneur in Schleswig, Gen, v. Manteuffel, ben öfterr. Statthalter 
in Holftein, Gen..v. Gablenz, au, daß Preußen bie Gafteiner Eon- 
vention und bamit bie Theilung ber Herzogthümer als dahin gefallen 
betrachte, ‚daß die gemeinfame Verwaltung beider wieder in Kraft 
getreten ſei und baß er daher ſchon am folgenden Tage feine Trup⸗ 
pen in Holftein werde einrüden laſſen, es ben Oeſterreichern frei⸗ 
ſtellend, dasſelbe bezüglich Schleswigs zu thun. Der preuß. General 
behandelte die Maßnahme keineswegs als eine feinbjelige oder als 
einen Beginn bes Krieges. Der öfterr. Statthalter konnte ſich jedoch 
unmöglich auf benfelben Standpunkt jtellen. Er legte gegen ben Ein- 
marfch der Preußen feierlichen Profeft ein, verlegte feinen Sig und 
denjenigen ber boliteinifchen Landesregierung nad Altena und cen- 
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rirte feine Eruppen um biefelbe Stade. Die Preußen rücktenvreußen. 
Ichen ein und breiteten fi) im Lande aus, wobei fie namentlich 
s "ehe ihr Augenmerk richteten, da dorthin von ber öſterr. Re 
auf ben 11. Juni bie Eröfinung ber holt. Ständeverfamme 
geſchrieben worden war. Kine Anzahl Mitglieder verfelben, 
„30, hatten fi. am 10, bereits dort eingefunden und beichloflen, 
troß ber Preußen eine Sitzung abzuhalten; aud ber von Gablenz 
aufgejtellte Regierungscommiflär war in ber Stadt eingetroffen. Jeizt 
ging der preuß. General um einen gewichtigen Schritt weiter: er 
ließ die Kirche und den Etänbefaal in Itzehoe militäriich befeßen, 
| ben öſterr. Regierungscommiſſär verhaften, die Preſſe bes Orts mit 
| Beichlag belegen und eine Proclamation ergeben, durch welche er 


v 


auch bie Civilverwaltung von Holftein für Preußen in feine Hand nahm, 
bie bisherige Landesregierung für aufgelöst erflärte, ben Baron 
Karl v. Scheel-Pleffen zum Oberpräfiventen beider Herzogthümer er: 
nannte und außerbem jämmtliche politiiche Vereine bes Landes ſchloß 
| und ſämmtliche politiiche Blätter ſuſpendirte. Damit war Holftein 
decn Oeſterreichern thatfählih aus ben Händen genommen. Dem 
| Gen. Gablenz aber blieh nichts anderes übrig, als entweder mit ben 
Ä Preußen einen ungleihen Kampf zu beginnen oder das Land freis 
' willig zu räumen und den Preußen zu überlaffen. Er zog nad 
| den Imftrnctionen feiner Regierung bas lebtere vor, erklärte am 
| 11. Juni in einer Proclamation an bie Holfteiner, daß er ber Ge⸗ 
j walt weiche und zog mit feiner Brigabe über bie Elbe unb durch 
| Hannover nad Süben ab. Mit ihm verließ auch der Auguftenburs 
I ger das Land. Das nächſte Object bes großen Entſcheidungs⸗ 
| fampfes, ber vor ber. Thüre flanb, war ohne Schweriftreih in bie 
| Hände der Preußen gefallen. 
| Auf diefen erften enticheibenden Schachzug Preußens in Holftein Deſter⸗ 
| folgte Defterreih fofort mit einem zweiten am Bunde. Am 9. Juni ig 
| proteftirte es in einer Depeche an Preußen gegen jenen Schritt und 
| erklaͤrte, daß basjelbe dadurch den Art. 11 der Bunbesacte verleht 
und ben Fol des Art. 19 der Wiener Schlußarte herbeigeführt babe. 
Am 11. d. M. klagte es am Bunde gegen Preußen wegen gewwalt: 
thätiger Selbfihülfe in Holftein und trug, geftüht auf ben ſchon ans 
geführten Art. 19 ber Wiener Schlußacte barauf an, ſämmtliche 
Bundesarmeecorps binnen 14 Zagen mobil zu machen und für bies 
32 
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Defere ſelben baldigſt einen Bundesfeldherrn im Sinne ber Bundegskriegs⸗ 


verfaffung zu beftellen. Der Art. 19 der Wiener Schlußacte ſprach 
aber nur von „vorläufigen Maßregeln“ gegen Selbithülfe, während 
bie Bundesacte nur die Bundeserecntion mit ihren Terminanfeßimgen 
n. |. w. kannte. Preußen erlannte daher in dem öſterr. Antrage 
fein bundesgemäßes Vorgehen, jonbern die Einleitung eines fürmli: 
hen Bunbesfrieges gegen ein Bundesglied, wovon bie Bunbesacte 
natürlich nichts wußte. Dennoch beſchloß die Bunbesverfammlung, 
ſchon nad drei Tagen, am 14. Juni, über ben Antrag abzuflimmen. 
Daß er bannzumal angenommen und fomit ber Bunbestrieg gegen 
Preußen würbe beſchloſſen werben, war bereits aufer allem Zweifel. 


Deut So ziemlih im ganzen außerpreußiſchen Deutfchland, namentlich 
(en. aber in Süddeutſchland, Hatte die Etimmung für Oeſterreich und 


wider Preußen vollftändig die Oberhand gewonnen. Am 9. uni 
hatte die Abgeorbnetenlammer bes größten ber Mittelftaaten, Bayerns, 
eine Adrefle an den König erlaflen, in der fie fich ſehr entſchieden 
für den Krieg ausfprach, wenn Preußen fi nicht zurüdichreden lafſe 
„durch die Gewißheit, daß dem Urheber des Friedensbruches ber 
Wiberftand einer entfchlofjenen und mohlgerüfteten Nothwehr von 
allen Seiten entgegentreten werde‘. Die Sache Schleswig-Holfteins 
erflärte fie energifch für „Deutichlands Sache“ und fuhr dann fort: 
„Drag ber Krieg zwiſchen Bundesglievern ausbrechen ober ein aus: 
wärtiger Feind deutſches Bundesgebiet angreifen, Fein beuticher Staat 
barf fih vom Kampfe fern halten. Wer für das Necht nicht mit: 
fümpfen will, begünftigt das Unrecht unb verleßt bie heiligſten 
Pflichten gegen den Bund und das Vaterland. Unter bem unzuver⸗ 
läfligen Dedimantel der Neutralität können ſolche Staaten Schuß 
ſuchen, bie, an ihrer Xebensfähigleit verzweifelnd, ſich darein ergeben, 
das Recht zum Mitſprechen beim Triebensichluffe zu verfcherzen. 
Bayern im Bewußtfein des Werihes feiner Selbiterhaltung. ift ent- 
ſchloſſen zur That.” Die Adreſſe wurde mit 96 gegen 45 Stim⸗ 
men befchloffen. Aber jelbit die Minderheit der vereinigten Linken 
ber Kammer, weit entfernt auf bie Seite Preußens zu treten oder 
auch nur Neutralität zu fordern, erflärte die Richtachtung des Rech⸗ 
te8 ber Schleswig-Holfteiner von: Seite Preußens für „unverant: 
wortlich“ und nannte bie Politit ber preuß. Regierung, bie jebt ben 
Kampf auf deutſchem Boden zu entzünden drohe, gerabezu eine fri⸗ 
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vole“. Und ganz ähnlich war die Stimmung in Württemberg unbÜrdt- 


ſelbſt in Baden. In allen diefen Staaten und ebenjo auch in Helen: v 
Daraflabt und Naſſau war bie Oppofition nicht ſowohl gegen ben Krieg 
und gegen bie Bewilligung außerorbentlicher Militärcredite, wohl aber 
wollte fie letztere von dem Zugeſtaͤndniß innerer Reformen unb 
von einem ehrlichen Eingehen auf eine Reform der Bundesverfaſſung 
abhängig machen. Die Regierungen lehnten es entweder wie in 
Heſſen⸗Darmſtadt auch jetzt noch entſchieden ab oder gaben wie in 
Württemberg gute Worte und allgemeine Zuſicherungen; ſchließlich 
erhielten alle, diejenige von Naſſau allein ausgenommen, die gefor⸗ 
derten Credite unbebingt bewilligt und hatten nunmehr freie Hand, 
ſich mit Oeſterreich zu verſtändigen und zum Kriege zu rüſten. Am 
14. Juni gelangte der öſterreichiſche Antrag, der über den Krieg 
entſcheiden mußte, zur Abſtimmung am Bunde. Mit 9 gegen 6 
Stimmen wurde er zum Beihluß erhoben. Hannover und Kur: 
heſſen ftimmten für Defterreich wider Preußen. Nur Holland für 
&uremburg und Limburg, die 12. Kurie (die großh. und herzogl. 
fähfiihen Häufer), die 14. Kurie (Medlenburg), bie 15. Kurie 
(Didenburg) und bie 17. Kurie (die freien Stähte) flimmien mit 
Preußen gegen ben Antrag, Nachdem die Abſtimmung gefallen war, 
erllärte der Gefandie Preußens, daß dieſes darin nichts anberes 
als eine nah dem Bundesrechte unmögliche Kriegserflärung erkennen 
Kane. „Im Namen und auf allerhöhjten Befehl Sr. Mai. bes 
Königs, feines allergnäbigiten Herrn, erklärt der Geſandte daher hie: 
mit, daß Preußen ben bisherigen Bundesvertrag für gebrodgen und 
baber nicht mehr für verbindlich anfieht, denjelben vielmehr als er- 
loſchen betrachten und behandeln wird.” Der Geſandie legte ſchließ⸗ 
lich die Grundzüge eines neuen „ben Zeitverhältniſſen entſprechenden“ 
Bundespertrages auf ben Tiſch der Verſanulung nieder, mit ber 
Erklärung, daß Preußen bereit fei, auf biefer Grundlage einen 
neuen Bund mit denjenigen deutſchen Regierungen zu ſchließen, bie 
ihm dazu bie Hand reihen wollten und verließ ben Saal, Die 
Würfel waren gefallen. Der Krieg ſtand vor ber Thüre. 


Wie feither von beiheiligter Seite ſelbſt zugegeben worden ift, — 


war die Haſt, mit der Oeſterreich den Bundesbeſchluß vom 14. Juni 

vorbereitete und durchſetzie, ein entſchiedener Fehler von ſeiner Seite, 

Seine eigenen Rüſtungen waren noch keineowegs vollendet, diejenigen 
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org feiner fühbentichen Verbündeten noch ſehr unvollflänpig, Hannover 
und Kurheſſen, bie erft im letzien Augenblid auf feine Seite Iraten, 
gänzlich umvorbereitet. Die Leidenſchaft macht blind. Deflerreich 
überichäßte feine eigenen Kräfte, es überichäßte noch weit mehr bie 
Kräfte feiner deutſchen Verbündeten, während: e8 dagegen bie Kräfte 
Preußens weit unterihäßte. Defterreih hatte ſich feit drei Monaten 
eime Reihe von Mißgriffen zu Schulden kommen laffen. Es war ein 
Mißgriff geweſen, daß es in Böhmen oftenfibel zu rüften angefan- 
gen hatte, thatſächlich zu einer Zeit, ba menigftens oftenfibel von 
Preußen an Borbereitungen zu einem Kriege noch gar nichts geſche⸗ 
ben war; e8 war ein Mißgriff gewelen, daß es plößlid und wies 
berum möglichft auffallend feine Armee in Italien verftärkte unb 
bamit Italien erlaubte, bie bisherige Maske abzuwerfen und feiner- 
feits offen zum Kriege um DBenetien zu rüften, es war enbli ein 
Mißgriff, daß es den letzten Schritt in Frankfurt überſtürzte, bevor 
es nach allen Seiten bereit war, Ioszufchlagen. Defterreich hatte und 
bas ift gar nicht zu Täugnen, gegenüber Preußen und gegemüber 
Italien, das Hecht für fi, das formelle Recht ber Verträge, bas 
Mecht, wie es ben lebenbigen Kräften einer anderen, einer vergan- 
genen Zeit entſprochen Battle und von biefen Kräften damals geftal- 
tet worben war. Die Menichheit ſteht aber nicht ſtill, fie folgt dem 
göttlichen Geſetze ber Entwidelung Alles ift Leben und Bemegung, 
in der Menfchbeit wie in ber Natur. Alte Kräfte fierben ab und 
mit ber Kraft auch feine Form, das Recht; neue Kräfte tauchen 
auf und ftreben Geftalt zu gewinnen, zu Recht zu werben. Früher 
oder fpäter erringen fie es auch und werben zu lebenbigem Recht, bis 
auch fie vom Kreislaufe bes Lebens überholt allmählig abflerben und 
auch ihrerfeits neuen Kräften und neuen Rechten zum Opfer fallen. 
Das ift das Geſetz ber Entwickelung, bem ſich Feiner entziehen Tann. 
Darauf beruht alle Geſchichte. Tas Recht war unzweifelhaft auf 
Seite Defterreiche, aber nur das formale Recht, aus bem bie leben⸗ 
dige Kraft Tängft gewichen war, das Recht der Bergangenheit, nicht 
das Recht der lebendigen Gegenwart, der geftaltenden Zukunft. 
Oeſterreichs Stellung in Deutſchland wie in Italien war ber lebte 
Ueberreſt einer großen Vergangenheit, bie allmählig in feinen 
Händen erflarrt und zur leeren Schale geworben war. - Seine Herr: 
fhaft in Venetien beruhte auf der reinen nackten Gewalt, feine 
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noch immer mächtige Stellung in Deutichland lediglich auf der Dater- 
Bundesverfaſſung, bie es ſelbſt für gänzlich morſch und faul erklärt er 
hatte, Wenn ber beutichen Nation geholfen werben ſollte, fo mußte 
ber Dualismus der beiden Großmächte innerhalb Deutſchlands bes 
feitigt, die Sounerämetät- der Einzelfürſten gebrochen werben. Defters 
rei hätte unter IUmflänben vielleicht ben großen Plan fallen lönnen, 
das alte Meich wieber herzuftellen, Preußen nieberzumerfen, eines 
weientlichen Theils feiner Provinzen zu berauben und auf den Rang 
eines Mittelſtaates berabzubrüden, bie Einzelfürften aber neuerdings 
ber Reichsgewalt unterzuorbnen. Mehr oder weniger Klar, meift aber 
his zur. Unkenntlichkeit abgefchwächt und mit anderen, ihr widerfpre 
“enden Beſtrebungen verfeßt, Tag bie Idee allen Plänen zu Grunbe, 
bie babin zielten, Deutichland mit Hülfe Oeſterreichs zu reconſtrui⸗ 
ren. Ganz abgeiehen davon, daß die Weltgeichichte ſich nicht wies 
berholt und ba Deutſchland nach einer Neugeftaltung verlangte, 
aber nicht nad einer Reftauration bes ehemaligen Reiche, am wenig: 
ften wie ſich dieſes jchließlich in den Händen bes Haufes Habsburg 
geitaltet hatte, dachte Defterreih im Ernte gar nicht an eine foldhe 
Reftauration, fonnte wicht daran benfen, aus bem einfadhen Grunde, 
weit ihm dazu bie Macht fehlte. Seit mehr als Hundert Jahren 
war es bemüht dem unaufhaltſamen Wachsthum ber preußilchen 
Monarchie wenigitens Schranken zu feßen, obne daß ihm aud nur 
bieß gelungen wäre. Sobald es aber feine Anftrengung hierauf be: 
ſchränkte, konnte es nicht daran benfen, bie Souveränetät ber Eins 
zelftanten zu befchränten, e8 wurbe im Gegentheil ihre weſentlichſte 
Stüße, um fie gegen Preußen zu benüben. Don einer wirklichen 
Reform des Bundes Tonnte von dieſem Standpunkt aus Teine Rede 
fein. Alles was daher Defterreih und bie fouverinen Mittelftanten 
der Ration feit 1848 boten und bieten konnten, war lebiglidh ber 
alte Staatenbund in einem etwas moberneren Aufpube, mit einigen 
bundesitantlichen Verbrämungen, bie ben Kern der bisherigen Zuftänbe 
ganz umberährt gelafien hätten, unter allen Umſtänden aber weber 
eine wirkliche über den Einzelſtaaten ftehenbe Centralgewalt, noch ein 
Parlament, das dem nationalen Gedanken Ausbrud gegeben hätte, 
Den beiten Beweis dafür lieferte das Elaborat bes Fürſtentages 
von 1863. “Derfelbe fcheiterte von vornherein an dem Widerſtande 
Preußens; wäre er aber nicht ſchon daran gejcheitert, fo hätte ber 
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land. 


fen. Ein Theil der fog. großbeutichen Partei fuchte in jenen Jah⸗ 
ren mit reblihem Etreben nad einem Ausgleich, einer Vermittlung, 
aber fie firebte in gewaltiger Selbſttäuſchung etwas ganz und gar 
Unmögliches an. Ein Bundesſtaat fouveräner, monarchiſcher Glieder 
ift, ſoweit wir die Geſchichte Fennen, noch nicht dageweſen und wirb 
ficherlich auch in Zukunft nicht beftehen. Die zahllofen Brofecte, die 
kamals von biefer Seite- auftaucdhten, um eine Bunbesreform zu er- 
möglichen, ohne den Einzelfürften und den Einzelftaaten mit ihrem 
eingewurgelten ‘Particularismus zu nabe zu treten, machten ſammt 
und fonders den Eindrud von Verſuchen, ben Belz zu walchen, 
ohne ihn naß zu machen, um mit bem Sprichwort zu reden. Gie 
führten zu Teinem Ziele und Tonnten zu keinem Ziele führen. Alles 
aber, mas bie Regierungen theilweiſe wenigſtens nicht ganz ohne 
guten Willen zu demjelben Behufe verjuchten, wurde unter ihren 
Händen zu bloßem ſchätzbaren Material und wenn fie biefe Bemü- 
Bungen noch zwanzig Jahre lang fortgefeßt hätten, jo hätte ſich le⸗ 
diglich dieſes ſchätzbare Material noch mehr aufgehäuft, ohne daß 
babei practiich irgend etwas lebensfähiges hätte herauskommen kön⸗ 
nen. Auch jebt, im Mai und Anfangs Juni 1866, Hatten Oefter- 
reich und bie Mittelftanten ber Nation nichts zu bieten, um fie feit 
um ihre Fahne zu ſchaaren, obwohl der preuß. Bundesreformantrag 
des Grafen Bismard feinerfeits nur fehr geringe Hoffnungen erregt, 
und von ber weit überwiegenden Mehrheit ber öffentlichen Meinung 
nur mit großem Mißtrauen aufgensmmen worden war. Daß bald 
darauf die deutihe Fahne auf dem Bundespalais in Frankfurt auf: 
gezogen unb vom 8. Bundesarıneecorps bie beutihe Armbinbe an⸗ 
gelegt wurbe, machte lediglich einen faft kindiſchen Cinbrud, Die 
Nation jollte unter der Führung Defterreihs für das Beſtehende 
kampfen, für bie bisherige Bundesverfaflung und bie biäherigen Bun⸗ 
beszuftände, welche die beiten Männer der Nation feit Tangem mit 
alfen ihren Kräften belämpften, die öffentliche Meinung längft preis- 
gegeben, deren Unhaltbarkeit felbft bie Regierungen ohne alle und 
jebe Ausnahme für unhaltbar erkannt hatten, ohne die mindefte 
Sarantie, ja ohne irgend eine gegründete Ansficht, daß nach einem 
allfälligen Siege etwas Belleres um ibre Stelle treten werbe. Dean 
muß geitehen, daß dieſe troſtloſe Lage der Sache für Defterrei und 
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feine Verbündeten kein Moment ber Kraft fein fonnte, im Gegen: oo. 
theil ein fehr mefentlicher Moment ber Schwäche fein mußte. Worauf 
Oeſterreich und feine Verbündeten gegen Preußen vertrauten, war 
das formale Recht, auf das fie pochten und bie materielle Macht, 
mit der fie Preußen überlegen zu fein glaubten. San; Defterreich 
glaubte an ben unfehlbaren Kriegsplan des FZM. Benedek, dem 
ber Kaifer im Einverſtändniß mit der öffentlichen Meinung ben 
Dberbefehl über feine Armee gegen Preußen anvertraut hatte; als 
ber Brinz Karl von Bayern am 27. uni neben bem Oberbefehl 
über bie bayerijche Armee auch denjenigen über das 8. Bundes: 
armeecorps unter dem Prinzen Alexander von Heſſen übernahm, 
meinte er in feinem Armecbefehl: „Mit diefen Truppen und biefem 
dührer wird e8 mir nicht ſchwer fallen, jebe mir geftellte Aufgabe 
zu löſen“, und nod am 2, Juli, nur einen Tag vor ber Schlacht 
von Königgrätz ermuihigte der König von Bayern fein Voll in 
einer Broclamation mit den Worten: „Alle bundesgetreuen Staaten 
— das mächtige Defterreih voran — find unfere Bundesgenoſſen“. 
In der Mitte Juni zweifelte Niemand auf biejer Seite baran, daß 
die Defterreiher unter Benedek alsbald von Böhmen aus mit über: 
legenen Streitkräften die Offenfive ergreifen würde unb nur wenige 
glaubten fi) nicht der Hoffnung bingeben zu bürfen, ihn balb vor 
den Thoren Berlins zu jehen. 

Die Hoffnung wurde nur zu ſchnell bitter getäufcht. Damals Preußen. 
aber mochten fie außerhalb Preußens nit bloß leidenſchaftlich er- 
regte, fondern auch ruhiger überlegende Gemüther wohl hegen. Graf 
Bismard, die Eeele der preuß. Politik, war allerdings längſt zum 
Kriege entichloffen und Hatte ohne Zweifel ſchon feit Sahren alle 
Chancen überlegt, von langer Hand her alles zum Kriege borberei- 
tet. Bon ben fentimentalen Gefühlen, von denen bamals in ganz- 
Deutichland die Luft ſchwirrte, war er gänzlich frei, Uber andy in 
feiner Seele muß der Entihluß zum Kriege von Anfang an und 
jet wieber ein nicht leichter geweien jein. Die Schwierigfeiten, bie 
Graf Bismarck ſchon bisher zu überwinden gehabt hatte, und bie er 
noch zu überwinden hatte, bis nur bie. preuß, Armee ben Defters 
reichern gegenüber im Felde flanb, waren in- ber That ganz unge 
heure. Un Stalien hatte Preußen allerdings einen ſchätzenswerthen 
Bundesgenoſſen, der wenigſtens geeignet war, einen namhaften Theil 
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yresfen. ner dſterreichiſchen Streitkraͤfſte im Süben feitzußalten, ſo daß bie 


Armeen, die Preußen und Oeſterreich an ben Grenzen Böhmens 
einander entgegenflellen mochten, an Zahl ſich jo ziemlich bie Wange 
bielten. Dagegen fand Preußen im übrigen Deutfhland in Wahr⸗ 
beit ganz allein und auf feine eigemen Kräfte beſchränkt. Der grö 
Bere Theil der beutigen Staaten umb war Regierungen und Völ⸗ 
Berfchaften waren im Moment Preußen äußerft feindfelig gefinnt und 
felbit diejenigen, bie in Frankfurt mit ihm gegen ben öſterreichiſchen 
Antrag geftimmt batten, waren weit entfernt, darum mit Preußen 
gegen Oeſterreich einfiehen zu wollen, Sachſen⸗Weimar jo gut als 
Medienburg und Oldenburg fo gut als die Hanſeſtädte. Es ift 
wahr, dag man in Berlin den Militärkräften aller biefer beutfchen 
Staaten, Bayern vielleicht allein ausgenommen, nur ein fehr geringes 
Gewicht beilegte, da man bie mangelhafte Ausbildung all ber mittel- 
und Heinftaatliden Truppen unb ihre lüdenbafte Ausrüftung nur zu 
wohl Tannte und den Mangel an einem einbeitlidden Oberbefehl und 
an firenger Unterorbnung ber Eontingente verſchiedener Staaten, bie 
fih alle fouverän däuchten und zunächſt nur auf ihre eigene Sicher: 
beit bebadht fein würben, zum voraus ganz richtig würdigte. Aber 
von moralifhem Gewicht mußte es boch fein, baf von all ben zahl⸗ 
reihen deutſchen Stanten von Anfang an auch nicht einer offen und 
entſchieden auf Seite Preußens ſtand, in einem Kriege, in bem um 
bie Führung Deutfchlands geftritten werben ſollte. Das war eine 
Schwierigleit, aber keineswegs bie einzige. Wie Preußen in Deutſch⸗ 
land, fo ſtand bie preußifche Regierung in Preußen felber ziemlich 
einfam da. Der Streit der Krone mit ber Volksvertretung über 
die Armeereorganifation und in Yolge davon über das Budgetrecht 
hatte der Regierung bie weit überwiegende Mehrheit der Bevölkerung 
und zwar gerabe bes intelligenteften und thätigften Theils berielben 
abwendig gemadt. Noch gebot fie, allerbings ziemlich unbebingt, 
über die Staatsgewalt und ihre miannigfaltigen Organe, aber im 
Lande wie im Haufe ber Abgeordneten war es faft ane 
ſchließlich die feubale Partei, die entihieben auf ihrer Seite 
fand. Selbſt dieſe war in neuefter Zeit mehr ober we: 
niger an ihr irre geworden. Graf Bismard war ein durchaus 
practifcher Bolititer, ber nur mit realen Kräften zu reinen fich 
gewöhnt Hatte und bem, abgejehen von feiner Erziehung unb ab: 
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gefehen davon, daß er für feine auswärtige Politik unumgänglich Yreusen 


einen feiten conjerbativen Boden umter feinen Yüßen fühlen mußte, 
bie pietiſtiſch⸗abſolutiſtiſche Doctrin des weiland Hrn. Julius Stahl 
und ber „Kreuzzeitung”“ gerade jo gleichgültig war, als bie confti- 
tutionelle Dochrin ber Herren Schultze⸗Delitzſch oder Waldeck. Um 
die deutſche Frage endlich zu löͤſen und Preußen und Deutſchland 
auf diejenige Höhe zu heben, bie ihm zugleich wunſchbar und erreich⸗ 
bar fchien, nahm Graf Bismard auch nicht den minbeften Anftand, 
fi) mit dem Königreich Italien negen Defterreich zu verbünben. Die 
fog. conjervative Bartei in Preußen war aber bisher gewohnt ges 
weien, in dem fog. Confervatismus Oeſterreichs ihren natürlichen 
Allirten zu erbliden und wenn fie auch einen Etreit um bie Macht 
zwiſchen beiden für zuläflig hielt, fo war ihr. doch die Einberufung 
eines auf birecte Wahlen und allgemeines Stunmredt gegründeten 
deutichen Parlamentes eine mehr als bebenflihe Maßregel und bie 
Allianz mit dem Königreich Italien geradezu ein Gräuel, Erjchien 
fo die Politik des Grafen Bismard den einen als eine entſchieden 
abfolutiftifche, fo hatte fie in den Augen ber andern einen unzwei⸗ 
felhaft revolutionären Beigeſchmack. Fehlte ihm das Vertrauen auf 
ber einen Seite gänzlich, jo war es auf ber andern wenigitens Tein 
ganz unbebingtes. Als der Krieg immer wahricheinlicher wurde, 
fiel noch ein Moment gegen ihn in die Wagſchaale, nicht das mins 
deſt mächtige von allen, das Moment ber materiellen Interefjen. Eine 
Mobilmachung der gefammten Armee und jogar ber Landwehr ift 
in Breußen eine entſetzliche Maßregel, eine Maßregel, die vom Palaft 
bis zur Hütte Fein Haus und faft Feine Familie unberührt läßt und 
taufenbe von Eriftenzen mit einem Schlage in Frage fiellt. Als 
bie Mobilmahung immer wahrſcheinlicher wurbe und als fie enblidy 
zu Anfang Mal wirklich erfolgte, trat auch ihre Wirkung auf bie 
öffentlihe Meinung ein, bie natürlich fofort wiederum von politiſchen 
Beftrebungen benützt und ausgebeutet wurde. Da bie öffentliche Meinung 
jelbft in Preußen bie Frage, um bie es fi handelte, in ihrem ganzen 
Umfange nicht überjah, fo erfchien bie beabſichtigte gewaltſame Annerion 
von Schleswig⸗Holſtein, bie von der Regierung fo bartnädig feftge- 
halten wurbe, in feinem Verhältniß zu ber bereits eingetretenen 
Stockung und Störumg in Handel und Verkehr unb noch weniger 
zu: den Opfern und Leiben eines Krieges umb zwar eines Krieged 
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Srenfen. unter Gliedern einer und berjeiben Nation zu ſtehen. Das Be 
bürfniß bes Friedens machte fi überall lebhaft geltend: zuerft 
waren es Urmwählerverfammlungen, dann Adreſſen von Stabiverord: 
netenverjammlungen an ben König ober an 'bas Staatsminifterium, 
endlich Manifeſtationen vereinigter Hanbelsfammern, die ben Plänen 
ber Regierung in ben Weg zu treten fuchten. Als die Mobilmachung 
ausgeiprochen war und die Lanbwehrleute eingekleivet werben Tollten, 
kam es zu Scandalen und fogar offenen Wiberjetlichkeiten, die mit 
Gewalt unterbrüdt werden mußten. Und zwar traten biefe Erſchei⸗ 
nungen alle im Often wie im Welten der Monardyie und ſo ziem:- 
Ud, wenn auch in verfchiebenem Grabe und Umfange, in allen Pro- 
vinzen berjelben zu Tage. Soviel war wenigfiens Klar, daß bas 
preußifche Volk vielfach nichts weniger als mit freubiger Luft, theil- 
weije offenbar gerabezu mit Widerwillen in ben Krieg zug. Nimmt 
man alles zufammen, jo läßt ſich nicht Täugnen, daß die Lage Preu⸗ 
Bens und jebenfall® diejenige des Staatdmannes, der an feiner 
Spitze fand, eine überaus ſchwierige und gefahrvolle war. Graf Bis: 
mard jcheint dennoch feinen Augenblid gewankt zu haben. Nicht bloß 
konnte er bereits nicht mehr zurüdtweichen, ohne Preußen thatlächlich eine 
Niederlage gleich derjenigen von Olmütz zu bereiten; er wollte auch 
nit zurüdweichen. Der große Entſchluß war Tängft gefaßt, auf 
die Schwierigfeiten war er zum Voraus vorbereitet, die Umſtände 
ſchienen ihm günſtig. Er vertraute auf das, was bie Preußen ihren 
Beruf, ihre Beftimmung, ihre Aufgabe nannten und wovon in Preu⸗ 
Ben in der That jeit langer Zeit alle Kreiſe burchbrungen waren. 
Breußen war auf den Trümmern des abfterbenben heil. Römifchen 
Reichs deutſcher Nation eniftanden, gewachſen, groß geworden. Bon 
Defterreich Tängft gänzlich unabhängig, ging e8 mehr und mehr dar: 
auf aus, Defterreich geradezu aus Deutfhland zu verbrängen und 
fatt feiner die Leitung der beutfchen Dinge in bie Hand zu nehmen. 
Dur die Gründung des Zollvereing war ein gewaltiger Schritt zu 
dieſem Ziele gejcheben, aber doch nur ein vorbereitenber; bireete Ber: 
fuche dagegen foheiterten, das eine Mal an ber Ungunft der Außern 
Umftände, das andere Mal an der eigenen Schwäche. Und doch 
war «8 feinem Ziele unendlich viel näher, als es ben äußeren Ans 
fchein Hatte. . Defterreich behauptete zwar mit aller Anjtrengung noch 
immer. jeine Stellung in Deutichland, fo weit fie ihm geblichen war; 
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aber. feine Politik gegen Preußen war doch längſt eine bloß befens Preußen. 
five; äußerlich Hatte es fich noch eine große Stellung in Deutihland 
erhalten, innerlich aber mehr und mehr aus Deutſchland zurüdgezo- 
gen; befangen in dem ihm hiftorifch überlieferten Ideenkreife mußte 
es mit diefem und in demſelben Grabe wie biejer von Tag zu Tag 
an Boden in Deutichland verlieren. Thatſächlich waren e8 am Enbe 
nur bie ntereffen der zahlreihen Dynaftien, die für ihre bebrobte 
©puveränetät in Oeſterreich Schub gegen Preußen ſuchten, bie jene 
Stellung noch ftüßten und zu erhalten ſuchten. Auch biefe Stüßen 
waren durch die Politit Oeſterreichs ſeit 1864 wankend geworben, 
Aber troß alledem bedurfte es doch einer letzten gewaltigen Anſtren⸗ 
gung, um die realen Machwerhältniſſe zur Anerkennung zu bringen, 
mußte Preußen alle feine Kräfte zu einem wuchtigen Schlage zu⸗ 
famnenfaffen, mußte es unläugbar jeine Eriftenz jelber branfeßen, 
wenn es fein Ziel erreichen wollte. Das war denn auch ber Grund, 
warum bie preußifche Politik in neuerer Zeit fo häufig den Stem- 
pel einer gewiljen Lnentjchiebenheit trug, der den Kinbrud ber 
Schwäche machte. Seht war der Dann gefunden, ber feine Schwäche 
kannte und bereit war, Die ungeheure Verantwortlichkeit auf ſich zu 
nehmen. Es ift ganz undenkbar, daß e8 dem Grafen Bismard nicht 
Har vor der Seele fland, was er für fidh, was er für feinen Staat 
für den Fall einer Niederlage wagte. Allerdings dürfte es 
wahricheinli fein, daß Preußen, auch wenn cs bei Königgrätz, 
oder in einer Schlacht auf den Ebenen Sachſens oder vor den Tho⸗ 
ren Berlins geichlagen worden wäre, und jelbft wenn bie Dejter- 
reicher in Berlin eingezogen wären, ſich noch nicht wie Defterreidh 
befiegt gegeben hätte, aber daß ber Graf Bismarck perfünlich nad 
ber erjten. Niederlage ber Preußen verloren geivefen wäre, das i; 
wohl außer Frage, 

Auch die Lage Europa's und die Stimmung ber übrigen 
Großmãchte bereitete dem preußifchen Staatsınanne Schwierigkeiten, 
body; erichien ihm biefelbe im Ganzen nicht ungünſtig. RußlandRusfand. 
legte Preußen wenigſtens keinerlei Hinderniffe in den Weg Es 
fcheint zwar, daß ber Kaifer vun Rukland ben König von Preußen 
und zwar iwieberholt und bringend von Schritten abzuhalten fuchte, 
deren Tragweite nit zum voraus berechnet werden Tonnte Cine 
Berwidelung auf beſchränktem Terrain Eonnte dagegen Rußland unter 
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Eaglard, Umſtãnden comveniren, ba fie ihm für fein energifihes Borgehen im 
Polen offenbar freiere Hand lie. England ſah dem fi vorbe: 
reitenben Kriege gleichgültig und ſogar um Dänemarks willen mit 
einer gewiſſen Schabenfreude zu. Seitbem «8 im %. 1864 mit 
feiner Verwendung für Dänemark gefcheitert war, batte es ſich vor: 
erft gänzlich auf fich felbit zurüdgezegen und traute Preußen nicht 
bie Kraft gu, Dejterreih nieberzumerfen. So wie bie Dinge in 
Deutichland lagen, fchien es Tein Intereſſe zu haben, für die eine 
oder andere Macht Partei zu nehmen. Ganz eine andere war da⸗ 

Srant- gegen die Lage Frankreichs, das durch irgend eine politiihe Ver⸗ 

id. änderung in Dentichland ummittelbar berührt wurde. Gerade nad) 
biefer Seite aber fcheint Graf Bisſmarck ziemlich beruhigt geweſen 
zu fein. Theils perſönlich, theils burd den preußifchen Botichafter 
in Paris Grafen Goly hatte er fih mit dem Kaiſer im Weſent⸗ 
lichen verftändigt. Man glaubte damals, daß .biefe Berfländigung 
darauf bin erfolgt ſei, daß Bismard! dem Kaifer eventuell wenigſtens 
Belgien preisgegeben habe. Die feitherige Entiwidelung der Dinge 
bat dieſe Anſicht jeboch Teineswegs beftätigt und fpricht entſchieden ba- 
gegen, daß Bismard dem Raifer überhaupt irgendwelche Compenſa⸗ 
tionen formell zugefagt haben bürfte. Die Mittel, durch welde er 
ben Herrfcher Frankreichs bazu bewog, Preußen freie Hand zu laſſen, 
lagen vielmehr, wie es ben Anichein hat, in ganz anberen E&r- 
wägungen. Man weiß, daß bie Sorge für feine Dynaſtie ben 
Kaiſer in eriter Linie befchäftigt und im feinen Handlungen weſent⸗ 
lich Teitet. Die Lage Deuiſchlands blieb für Frankreich eine Gefahr, 
jo lange bie beutfche Trage nicht gelöst war, eine Pulvertonne, bie 
der erfte Funke zur Erplofion bringen konnte. Der Kaiſer kennt 
Deutſchland zu gut und fein Bli iſt zu Hell und zu unbefangen, 
als daß er nicht lange eingejehen hätte, wie in Deutihland alles zu 
einem gewaltſamen Umflurz reif war und mebr und mehr babin 
brängen mußte, wenn nicht irgend eine ber beutfchen Regierungen, 
die dazu in ber Lage war, zunächſt aber bie preußtiche, die Frage 

der Bundesreform in die Hand nahm, um ber beutichen Nation in 
ihren: gerechten und dech fo beſcheidenen Forderungen Genugthuung 
zu ſchaffen. Sollte er die Gefahr, die von daher unter Umſtänden 
auch Frankreich und feiner Dynaftie broßen mode, feinem Sehne 
als Erbtheil guchdlaflen? Bon Breußen :fonnie er wenigſtens eine 
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Reform auf. sonfezvafiven Grundlagen Hoffen und erwarten. Es Fran 
ſcheint in der That, daß ſolche und ähnliche Hinweiſungen in ben — 
Tuilerien auf keinen unfruchtbaren Boden fielen. Ueberdieß unter⸗ 
ſchaätzte ber Kaiſer offenbar wie alle Weit bie Kräfte Preußens und 
überfchäßte wie alle Welt die Macht Oeſterreichs und biejenige 
jeiner beutichen Verbündeten. Er glaubte nicht, daß Preußen im 
Stande fein. werbe, in Deutſchland ganze Arbeit zu machen, er ſetzte 
voraus, daß die Waage zwiſchen ben beiden beutihen Großmächten 
lange Zeit Hin und ber ſchwanken werde unb glaubte annehmen zu 
bürfen, daß Franfreih in der Lage jein twürbe, baraus Vortheil zu 
ziehen, was unter Umſtänden wie gar nichts anderes geeignet ge⸗ 
weien wäre, bie Napoleoniihe Dynaſtie in Franfreich zu befeftigen. 
Als jedoch bie Dinge in Deutichland immer unzweifelhafter bem 
Kriege zutrieben, machte ſich in ber äffentlichen Meinung Frankreichs 
eine Strömung geltend, bie. mit der zufehenben und zumartenben 
Politik bes Katjers keineswegs einverfianden war. Nur zu lange 
bat es in Frankreich für ein feſtſtehendes Ariom feiner Politik ges 
gelten, daß e8 feinem Intereſſe entſpreche, wenn es ringsum vor 
zeriplitterten und in biefer Zeriplitterung nothwendig ſchwachen Staaten 
umgeben jei, und daß biefer Stand ber Dinge von Frankreich um 
jeden Preis und mit allen Mitteln aufrecht erhalten werden müſſe. Das 
alte Syſtem des fog. europäiſchen Gleichgewichts mit feinen rein mecha⸗ 
niſchen Abwägungen und Combinatienen entiprady biefer Politit 
natürlih am beiten. Damit fland aber bie Politik bes Kaifers 
ſchon gegenüber Stalien und jet noch ‚viel mehr, jebenfalle noch 
viel näher liegend gegenüber Deutichlanb im offenften Widerſpruch. 
Hatte die Errichtung bes einheitlichen Königreichs Italten mit Hülfe 
Frankreichs in der äffentlihen Meinung bes letzteren - vielfachen 
Bweifel und vielfachen Tadel, im Ganzen tebenfalls nur einen ſehr 
beichränkien Beifall gefunden, jo war jet ſchon die Möglichkeit ber 
Errichtung eines einheitfichen Deutſchlands oder. doch einer größeren 
Zuſammenfaſſung feiner zerſplitterten &lemente in irgend welcher 
Form ganz geeignet, bie volle Eiferfucht ber franzöftichen Nation zu 
erregen. Wie voriges Jahr gegen Stalien, jo machte auch jebt wieber 
Herr Thiers fi im geſetzgebenden Körper zum Organ dieſer An⸗ 
ſchauumg. Hatte er ſchon damals nicht bloß auf Seite der Oppofition 
Beifall gefunden, ſondern auch vielen Mitgliebern ber Majorität 
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Fran» ganz aus ber Seele geiprochen, fo war bie jetzt noch viel mehr 
der Fall. Dazu Lam, daß die bisherige Diseiplin dieſer Majorität 
feit dem Tode des ebenfo gewanbten als energiſchen Morny - als 
Präfibenten des geſetzgebenden Körpers und feit ber Erſetzung beifelben 
bush Walewski, ber die Zügel ange nicht jo feſt in ber Hand 
gu halten wußte, in ein bedenkliches Schwanten gerathen war. Zum 
erften Mal ſeit bem Staatsftreih vom 2. December hatte fi in 
biefer Seſſion bei ber Adreßdebatte eine Art Mittelpartei aus dem 
Schooße der bisherigen Majorität abgelöst, bie wenigſtens mäßige 
Conceſſionen ber kaiſerlichen Regierung am bie Freiheit bes Landes 
befürwortete, obgleich ſich der Kaiſer ſelbſt bei ber Eröffnung ber 
Kammern in feiner Thronrede fehr energiſch gegen alle derartigen 
Beftrebungen und Gelüfte ausgeſprochen batte und ber Hof freilid 
obne Erfolg alles aufgeboten. hatte, um eine berartige Sereflion wo 
möglich im Keime zu erſticken. Am 3. Mai ergriff nun Herr Thiers 
im gefeßgebenden Körper eine Gelegenheit, um bie beutfche Trage 
zur Sprache zu bringen. Mit einer Naivetüt, die nur in Fran: 
reich möglid tft, machte er ben Sab, daß es „von jeher bas größte 
polttiihe Princip Europas geweſen jei, daß Deutſchlaund aus unab: 
hangigen, durch ein einfaches Föbderativband unter einander verbun⸗ 
denen Staaten beſtehe,“ mit andern Worten, daß Deutſchland in 
feiner Zeriplitterung trotz ſeiner gewaltigen Volkszahl und trotz 
feiner zahlreichen Armeen ſchwach ſei und ſchwach bleibe, zum Aus- 
gangspunft einer wahren Philippica gegen bie Faiferliche Regierung 
oder vielmehr gegen den Kaijer ſelbſt und gegen Preußen, bas da⸗ 
mit umgebe, ein neues germaniiches Reich in Berlin zu gründen, 
indem es einen. Theil Deusfchlands unter feinen birecten, ben anbern 
wenigftens inter feinen inbirecten Einfluß zu bringen verfuche und 
bereits dem einheitlichen Malten bie Hand biete. „Kann 28 uns 
zulommen — rief Herr Thierd aus — in irgend welchem Grabe 
eine folche Politik ‚zu begünftigen?“ Die Antwort lautete natürlich 
Nein und biefe Antwort fand entſchiedenen Beifall in allen Theilen 
der Verſammlung, von den Bänlen der Majorität nit minder ale 
son benen ber Oppofition ber. Herr Thiers fuhr fort. Er ſchil⸗ 
berte, wie Preußen trotz aller Bemühungen, fi) als ben bon Deiter: 
rei bebrobten Theil darzuſtellen, in Wahrheit doch unzweifelhaft 
berjenige fei, der den Frieden bedrohe, keineswegs aber: Defterreich, 
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das ben. @rieg. zwar nicht fürchte, aber ficherlich noch viel weniger Braal- 
ſuche. „Es handelt füh alſo barum, ein Mittel ausfindig zu maden, 
um Preußen daran gu hindern.“ Herr Thiers fand, daß es brei 
Wege gebe, zu dieſem Ziele zu gelangen: erjtens, wenn ihm Frank⸗ 
reich geradezu erfläre, ich Leibe es nicht; ober wenn es bock Mar 
und beſtimmt Preußen wiſſen laffe, daß fein Unterfangen für ganz 
Europa gefährlih und der Politik Frankreichs zuwider fei und daß 
biejes ſich darauf in Teinem Fall einlaflen könne; brittens enblich, 
wenn Frankreich wenigftens Italien eine Mlianz mit Preußen vet- 
biete und damit Preußen dieſe Unterftübung durchaus entziehe. 
Als Thiers geendigt, brauste ihm der Beifallsſturm der ganzen Verſamm⸗ 
lung entgegen. Beide hatten. unzweifelhaft die Anſchauungen des Landes 
zum Ausdruck gebracht. Eine Abftimmung konnte nicht ftattfinden, von 
einem birecten maßgebenden Einfluß bes gejeßgebenden Körpers auf 
bie Leitung ber auswärtigen Angelegenheiten gegenüber dem Kaiſer 
überhaupt feine Rebe fein. Allein der Kaijer hatte, wie alle Welt 
fühlte, eine entjchiebene moralilche Niederlage erlitten, war es feinem 
Bertveter in ber Kammer doch nur mittelft- eines gemachten, angeb- 
lichen Zelegramms, bad foeben aus Italien eingelaufen fei und wor⸗ 
nach Italien die offizielle Verpflichtung übernommen habe, Defterreich 
nicht anzugreifen, gelungen, bie weitere Debatte abzuſchneiden. Bon 
welcher Bedeutung ber Vorgang für Preußen und Deuitſchland war, 
kann nicht beftritten werben. Das Schickſal Preußens lag in dieſem 
Augenblid in des Kaifers Hand. Wenn er wollte, jo war Breußen 
genöthigt, fein. Schwert wieber in bie Scheibe zu fteden, feine Pläne 
augenblicklich wieder fallen zu laſſen und bafür eime andere güns 
fligere Gelegenheit abzuwarten. Zum Glüd für Preußen ging ber 
Raifer nicht auf bie Ideen des Herrn Thiers und ber Kammer ein 
und hielt feit. an feiner bisherigen Haltung, bie er durch Rouher in 
bie drei Punkte hatte zufammenfefjen laſſen „friedliche Politik, loyale 
Reutralität, vollſtändige Actionsfreiheit.” Doc hielt er es für 
nötdig, der Rebe des Herrn Thiers und der Demonftration ber 
Kammer vom 3. Mai feinerfeitd eine nicht "minder energifche Des 
monftration entgegen zu ſetzen. Die Einweihung eines Monumentes 
in Augerre, die drei Tage fpäter ſtatt fanb und zu ber er einge 
laden: war, gab ihm dazu Gelegenheit. An eine Weußerung bes 
Maire der Stadt anknüpfend, estlärte er laut feinen „Abſcheu nor 
ben Verträgen von 1815, bie man heute zur einzigen Grundlage 
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er unferer auswärtigen Bolitit machen will“. Der bald barauf be 
triebene Verfuch von Friedensconferenzen bilbete für bie öffentliche 


Meinung in Frankreich zunächft eine Diverfion. Als ber Verſuch 
jedoch Icheiterte und ber .Krieg gewik war, hielt er es für.angezeigt, 
fih über feine Stellung zu bemfelben anb zu ber deutſchen Trage 
nochmals Öffentlich auszuſprechen. Es geſchah dieß am 11; Juni 
durch einen offenen Brief. an feinen Minifter des Auswärtigen, 
Herrn Drouyn de l'Huys, der als Programm bes Kaifers vor dem 
Kriege bezeichnet werden barf. „Wir hatten — meinte er — in 
dem: wir bie Friedensconferenzen anregten, für bie zum beutfchen 
Bunde gehörigen Staaten zweiten Ranges ein engeres Anein⸗ 
anberfchließen, eine kräftigere Drganifation, eine wichtigere Rolle 
gewünicht; für Preußen mehr Abrundung und Kraft im Norben; 
für Defterreih die Erhaltung einer großen Stellung in Deutjd: 
land.” Der Stantsminifter Rouher theilte das Schreiben dem ge 
feßgebenden Körper offiziel mit, mit dem bringenden Wunfche, daß 
auf jede weitere Discuffion in ber beutfhen unb ber ttalienifchen 
Frage verzichtet werben möge. Die Wajorität fügte fi) wieber ge 
duldig; umlonft verfuchte es bie Oppofition in ben folgenden ‘Lagen 
wieberholt, Die europäiiche Lage neuerdings zur Sprache zu bringen; 
bie Majorität ging. nit ‚mehr darauf ein; Herr Thiers aber rief 
ihr in höchſter Erregung zu: „bie Kammer erklärt bamit, daß fie 
abdankt.“ Genug, Preußen Hatte von Frankreich Her für einmal 
in Deitichland freie Hand. 

Mir kehren zu den Ereigniffen zurud. Der überſtürzte An⸗ 
trag Oeſterreichs in Frankfurt, bie geſammte Bunbesarmee. zu mobi: 
Hifiren und Preußen mit einem-Bunbestriege zu. bebroben, gab dieſem 
freie Hand, ‚bie Action, die es in Schlestwig-Holftein begonnen, nun 
and) ‚gegen Oefterreih und feine deutichen Verblindeten in Bewegung 
zu fegen. Kaum war ber verhängnißvolle Beſchluß am 14. Juni 
in Frankfurt gefaßt unb die telegraphiſche Kunde davon in Han⸗ 
nover und Gafjel eingetroffen, erging aud in biefen beiden Staaten 
der Befehl, die gefammten Streitkräfte berjelben nunmehr mobil zu 
machen. Allein ſchon war. es bafür zu ſpät. Preußen war bereit, 


augenblidlih zu handeln und war es ihm auch nicht gelungen, biefe 


beiden Regierungen zu einer veriragsmäßigen Neutralität zu vers 
mögen, fo war es ihm doch gelungen, fie von allen kriegeriſchen 
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Borbereitungen zurücdzubelten und fogar dahin zu bringen, daß fie — 
die öſterreichiſche Brigade in Holſtein, die ihnen als Stützpunkt gegen 
Preußen hätte dienen können, ruhig von bort unb durch ihr Land 
abziehen ließen. Bon Seite Frankreichs vorerft wenigftens außer 
Sorge, hatte Preußen die Rheinlande und Weſtphalen von Truppen 
faft vollftänbig entblößt, um alle feine Kräfte zum enticheivenben 
Kampfe mit Dejterreih zufammen zu fallen. Zu biefem Ende bin 
hatte e8 zwei große Armeen, die eine unter bem Prinzen Friedrich 
Karl in der Provinz Sachſen, die andere unter dem Kronprinzen in 
Shlefien zufammengezogen; eine britte Lleinere Armee ſtand unter 
dem Gen. Herwarth v. Bittenfeld an ben Grenzen des Königreichs 
Sarhfen, während mehrere vereinzelte, aber, wie es meinte, genügenbe 
Corps bereit waren, von verfchiedenen Seiten in Hannover und Kur⸗ 
heſſen einzurüden. Diefen fiel denn aud bie nächfte Aufgabe zu, ba 
Preußen vor allem aus ben Rüden frei haben mußte. Schon am 
15. Juni richtete es Das kategoriſche Begehren an Sachſen, Hannover 
und Kurheflen, ihre Truppen fofort wieder auf ben Friedens⸗ 
ftand vom 1. März d. %. zurüdzuführen und mit ihm einen neuen 
Bund auf Grundlage feiner Vorfchläge vom 10. Yuni einzugehen, 
wogegen Preußen bereit jei, den betreffenden Fürften ihr bisheriges 
Gebiet und ihre Souveränetät in der Beſchränkung, wie fie durch 
jene Vorſchläge bedingt fei, zu garantiren. Die Sommation gab 
allen drei Regierungen nur 24 Stunden Bebenkzeit und brohte für 
den Fall einer ablehnenden ober auch nur einer ausweichenben Ant- 
wort mit fofortigen kriegeriſchen Maßregeln. Sachſen allein war 
barauf vorbereitet. Dennoch konnte bie Antwort keinen Augenblid 
zweifelhaft fein, nachdem auch Hannover und Kurheflen bem- öfter: 
veichifchen Antrag in Frankfurt zugeitimmt hatten, obgleich beide nicht 
einmal daran denken Eonnten, bie Hauptſtädte zu halten und auch 
nur einen Verſuch zu machen, Gewalt mit Gewalt abzuwehren, bie 
Majorität der in beiden eben verjammelten Volfsvertretungen mit 
der preußenfeindblichen Politik ihrer Regierungen überbieß nicht ein- 
verftanden war. Die Ablehnung des preußiſchen Begehrens erfolgte 
von Seite der drei Regierungen noch im Laufe des 15. Juni. Die 
ſachſiſche Armee fammelte ſich ziemlich wohl vorbereitet raſch und 
ſchlug unter dem Befehle des Kronprinzen den Marſch an die böh⸗ 
miſche Grenze ein, um ſich jenſeits derſelben mit der öſterreichiſchen 
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Oerna⸗ unter Benedek zu vereinigen; in Caſſel zog ber Kurfürft alle ver: 


fügbaren Truppen eilig zufammen und ſchickte fie in guter Orb: 
nung auf bem Wege nah Hanau gegen Süden, um fle bort mit 
ben fübbentiden Truppen bes 8. Bundesarmeecorps zu vereinigen; 
in Hannover wurde wenigftens zufammengerafft, was zufammen zu 
zaffen war unb was fchlecht ausgerüftet zufammengerafft werben 
tonnte, 309 gegen Göttingen ab, um von bort aus einen Anfchluß 
an bie ſüddeutſchen Verbündeten zu ſuchen. Der König Johann von 
Sachſen folgte jeiner Armee und ebenfo aud ber König von Han: 
nover mit dem SKronprinzen feinen Truppen; ber Kurfürſt von 
Heſſen dagegen blieb in Wilhelmshöhe, ruhig ber Dinge wartend, 
bie da kommen würden; die brei Hauptſtädte ftanben dem Feinde 
often. Die Preußen zögerten aud Leinen Augenblid: fchon am 
16. Juni rüdte General Herwarth v. Bittenfeld mit feiner Armee 
in Sachſen, ‚Gen. Beyer von Wehlar aus in Kurheſſen, die Ge: 
nerale Vogel v. Faldenftein von Minden aus und Manteuffel von 
Helftein aus in Hannover ein und fon am 17. uni fiel Han: 
nover, am 18. Dresden und Caſſel ohne Widerſtand in ihre Hänbe. 
Bald war ganz Sachſen, nachdem die ſächſiſche Armee auf öſterr. 
Gebiet übergetreten war, ber größte Theil von Kurheſſen und nach⸗ 
dem der König Georg am 241. mit ‚feinen Truppen von Göttingen 
aus in ber Richtung nach Langenfalza und Eifenach abgezogen war, 
auch ganz Hannover in den Händen ber Preußen. Augenblicklich 
waren diefe zu ſchwach, bie kurheſſiſchen Truppen bei Fulda und 
Hanau abzujchneiden oder zu verfolgen,‘ dagegen ſammelten fie- fi 
fo raſch wie möglih, um ber Heinen hannoverſchen Armee, bie 
kaum 15,000 Mann ftarf in jeder Beziehung ſchlecht ausgerüftet 
war und bald an Lebensmitteln fogar bittern Mangel zu leiben an 
fing, den Weg zu verlegen und- fie wo möglich mit überlegenen 
Streitkräften zur Capitulation zu zivingen. Das gelang denn aud 
wirklich am 28. Juni, doch erſt nachdem ein preußiiches Corps 
unter Gen. Flies durch einen vereinzelten Angriff eine ſehr em: 
pfindlide Schlappe erlitten hatte. Die kleine hannoverſche Armee 
wurde durch bie Capitulation verpflichtet, fih in ihre Heimath zu 
begeben und nicht weiter gegen Preußen zu dienen; dem König 
wurde fein Brivatvermögen zugefihert und ihm freigeftellt, feinen 


Aufenthalt außer dem Königreich nach freier Wahl zu nehmen. Er 
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ging bald darauf mit dem Kronprinzen nah Wien. Die Preuffen Drutid- 
aber festen fi in Hannover, Sadien und Kurheſſen feft, ergriffen en 
überall bie Negierungsgewalt und hatten nunmehr wenigſtens ben 
Rüden frei zum Kampf gegen Defterreich wie gegen bie ſübbeutſchen 
Staaten. Ä 
Das Iebtere hatte Teine beſondere Eile; der Hauptentfcheib 
mußte jebenfall® gegen Defterreih fallen. Die erften Tage nad 
bem Ausbruch des Krieges ftanden fih an ber böhmifchen Grenze 
bie Heeresmaffen der Defterreicher und der Preußen noch unbeiveg- 
lich gegenüber und mit großer Spannung gemwärtigte bie öffentliche 
Meinung Europas, welche von beiden bie Dffenfive ergreifen werde. 
Im allgemeinen erwartete man es von Defterreich, beflen Streit 
träfte man benjenigen Preußens an Zahl wie an Striegserfahrung 
überlegen erachtete, und deſſen Generalifjimus Benedek ja einen un: 
fehlbaren Kriegsplan ausgedacht haben ſollte. Es zeigte ſich bald, 
daß jenes Teineswegs. ber Fall, daß vielmehr die beiden feindlichen 
Armeen fih fo ziemlih die Waage hielten, daß Benedek nicht nur 
feinen unfehlbaren, jondern überhaupt jo ziemlih gar Keinen 
feiten Kriegsplan zum voraus fi) ausgebacht hatte. Am 22. Juni 
feßten ſich dagegen bie beiden preußiſchen Armeen unter bem Kron⸗ 
pringen und bem Prinzen Friedrich Karl, denen fih nunmehr auch 
bie ſog. Elbarmee unter dem General Herwarth von Bittenfeld, 
welche das Königreich Sachſen beſetzt hatte, anſchloß, in Bewegung 
und überſchritten in den folgenden Tagen die böhmiſche Grenze. 
Wer jetzt noch, auf innere Unzufriedenheit, innere Spaltungen 
unter den Preußen rechnete, gab ſich einer Täuſchung hin. Mit dem 
Beginn der Action hatte die vollkommenſte Disciplin die Oberhand 
gewonnen; es handelte ſich jetzt um die Exiſtenz bed Staates ſelbſt 
und vor dieſem überwältigenden Gefühl traten alle bisherigen Dif⸗ 
ferenzen unbebingt zurüd; die erften Erfolge der preuß. Waffen 
gegen bie fo lange gebuldig ertragene Ueberhebung ber Mittelftanten 
batte das preußifche Eelbitgefühl überdieß mächtig gehoben. Die 
Preußen waren von bem ernften Bewußtſein burdbrungen, daß ſich 
jett bewähren müſſe, worauf fi ihr ganzes Staatsweſen nicht etwa 
erſt feit der fog. Armeereorganijation, fondern fchon ſeit fünfzig 
Sahren in Wahrheit vorbereitet hatte. An Kriegserfahrung ftanden 
fie den Defterreichern und ihren Führern allerdings nad; in allem 
33* 
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— anbern waren ſie ihnen dagegen entſchieden überlegen. Ju ihren 
" Reiben war bie Blüthe ihres gelammten Volles vereinigt, wie in 
gar Teiner andern Armee Europa’; ihre Generale, auch wenn viele 
von ihnen ben Krieg noch nicht aus eigener Erfahrung kaunten, 
waren wenigjtens forgfältig und nicht nad) bloßer Gunft ausgewählt; 
bie Mannichaft zählte weniger wettergebräunte alte Solbaten in. ih: 
ren Reiben und durchweg weniger Dienftjahre als der Feind, aber 
die mwenigeren Dienftjahre der Preußen waren aufs gewiſſenhafteſte 
verwendet worben, um bie höchſt mögliche Ausbildung und Kriegs: 
tüchtigleit zu erzielen; bie Intelligenz, auf bie bie preuß. Armee 
pochte und bie in ihren Reihen unläugbar zahlreich vertreten war, 
mußte nothwenbig gegen bie bloße rohe Kraft ins Gewicht fallen, 
fobald fie ſich überall ben Sweden bes Ganzen willig ein- unb un- 
terorbnete; die Bewaffnung, namenilih bie Zündnadelgewehre, bie 
ganze Ausrüftung war volllommener als auf Seite des Gegner; 
bie Kriegsverwaltung, das Commifjariatswejen, das Eanitätsweien, 
bie zum erjien Dal formirten Eiſenbahn-Ingenieurabtheilungen ent- 
ſprachen ben neueften Fortſchritten der Wiffenihaft und fanden auf 
ber Höhe ber Zeit. Die preußiihe Armee zeigte einem anerfannt 
furchtbaren Feinde gegenüber Teinerlei Ueberhebung, aber auch troß 
beö ungeheuern Einſatzes keinerlei Muthloſigkeit. Ruhig ging fie 
der Entſcheidung entgegen, jeder ſchien entſchloſſen, an feinem Drte 
feine Bfliht zu thun. So rüdten bie Preußen in Böhmen ein. 
Eie fanden die Bergpäffe unvertheidigt und erſt als fie aus ben 
Defilo's deboudirten, warf ihnen Benedek einige Iginer Armeecorps 
bereinzelt entgegen, bier bie fächfljihe Armee und das Corps des 
Grafen Clam⸗Gallas, dort bie Armeecorps ver FML. Ramming und 
Sablenz und bes Erzherzog Leopold. Die Defterreicher ſchlugen 
fih tapfer, aber ihre vereinzelten Corps ohne einen zuſammenhän⸗ 
genden Defenfivplan vermocdten dem Vorbringen ber preußifchen 
Waffen unb ihren ficheren GCombinationen nicht zu wiberftehen. 
Sie wurden bei Podol und Nachod, bei Münchengrätz und Skalitz, bei 
Gitſchin und Königinhof geſchlagen und zurüdgebrängt. Am 27. Juni 
gelang es bereits ber Elbarmee und der Armee des Prinzen Friedrich 
Karl, am 29. auch diefen und ber Armee bes Kronprinzen fich bie 
Hand zu reihen. An biefem Tage fand die ganze preuß. Armee 
vereinigt in Böhmen ben Defterreichern gegenüber, bie bereits auf 
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allen Puncten in vollem Rückzuge auf Königgräb begriffen waren. — 
Die Entſcheidung nahte. Jetzt, am 30. Juni, ging auch der König 
von Preußen zur Armee ab unb ſchon am Abend des 2, Juli er- 
iheifte er auf ben folgenden Tag ben Befehl zur Schladt. Die 
Stärfe beider Armeen in biefer Schlacht bei Königgräk ober, wie 
fie die Franzofen nennen, bei Sadowa, war ziemlich glei; bie 
Defterreicher leifteten Anfangs und bis gegen Mittag einen entſchloſ⸗ 
fenen ‘und fräftigen Wiberftand, aber als das Centrum ihrer Stel: 
lung um Mittag durchbrochen ward, war ihr Muth gebrochen unb 
fie wichen, erft ziemlich georbnet, dann fchneller und eiliger, zulebt 
in voller Auflöfung und wilder Flucht. Die eine Schlacht entjchieb 
über das Schickſal des ganzen Feldzugs. Benedek hatte nur noch 
Trümmer feiner Armee um fi, die er mühlam fammelte und nad 
Olmütz führte, um fie dort erft wieber zu organifiren. Oeſterreich 
lag am Boben; es hatte Teine zweite Armee, um fie fofort bem 
fiegreihen Teinde entgegenzumerfen, Böhmen und Mähren, ber Weg 
nah Wien ſtand ben Preußen offen. 

Die Welt war überrafht und erwachte wie aus sginem 
fchweren Traume. Eine fo rafche, burchgreifende Entſcheidung hatte 
man namentlich in Paris nicht gewärtigt und an bie Stelle ber 
fühlen kalten Berechnung trat plößlich eine in den Tuilerien bisher 
ungemwohnte bange Sorge vor der Entwidelung der beutichen Dinge. 
Einen ſolchen Erfolg hatten die Preußen felber in ihren Fühnften 
Hoffnungen nicht vorauszufehen gewagt; felbft fie waren auf wech⸗ 
ſelnde Erfolge und auf ein langes Ringen mit. dem alten zähen 
Rivalen gefaßt unb vorbereitet gewejen. Nimmermehr hatte Deiter: 
reich gegenüber einem Gegner, ben es zu unterichäßen gewöhnt war, 
einen jo jähen, fo vollſtändigen Sturz befürdten zu müſſen geglaubt. 
Dem weiteren Vorbringen ber Preußen boten bie in Olmütz erft zu 
fammelnden Ueberreſte der gefchlagenen Armee Benedeks Tein wefent: 
liches Hinderniß von ber Flanke her dar; Wien felbft, bie alte 
Kaiſerſtadt, mußte fi darauf gefaßt machen, dem Sieger in bie 
Hände zu fallen. Ein einziger Rettungsbalfen war noch übrig, 
Venetien Preis zu geben und damit die Armee, über die Oeſterreich 
alfein noch zu verfügen Hatte, frei zu machen. Glüdlicher Weife 
konnte das geſchehen, ohne wenigftens der Ehre bes Reiche zu nabe 
zu treten. Niedergeworfen im Norden, mar Defterreih im Süben 
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Defter- noch einmal Sieger geblieben. Sobald nämlich Stalten bie Nachricht 


empfangen hatte, daß ber Krieg tn Deutfchland wirklich ausgebrochen 
fei, hatte auch es fich zufolge feiner Allianz‘ mit Preußen in Bewe⸗ 
gung gefeht. Zwei Wege ftanden ihm offen, Defterreich anzugreifen: 
es Tonnte einen birecten Verſuch machen, von vorn in das Feſtungs⸗ 
viereck einzubrechen oder aber über den untern Po gehn, um bas: 
jelbe von rückwärts zu fallen. Auffallender Weife zog Italien das 
eritere vor. Eben ba die Preußen im Begriff waren, in Böhmen 
einzubrechen unb bevor bort noch irgend eine aud nur vorläufige 
Entſcheidung gefallen war, ging die italienifhe Armee unter bem 
perfönlichen Befehl des Königs nad dem Feldzugsplane Lamarmora's 
über den Mincio, indem fie die Defterreicher erft Hinter der Etſch 
zu finden glaubte. Allein diefe warfen fi) unter bem Erzherzog 
Albrecht den Stalienern fofort entgegen, fchlugen fie trotz tapferer 
Gegenwehr bei Cuſtoza aufs Haupt und zwangen fie, alsbald mwieber 
über den Mincio zurüdzugehn, worauf bie Dinge Bier vorerft zu 
einem vollftänbigen Stillſtand kamen, da bie Defterreicher ihrerjeits 
auf ber Defenfive verharrten. Die Ehre ber dfterr. Waffen war 
ben Stalienern gegenüber noch einmal gerettet; allein das war aud 
das einzige, Die Stellung Defterreihs in Venetien war troß bed 
Feſtungsvierecks politiich Tängft eine ganz und gar unhaltbare. Die 
Schlacht von Königgräß machte ihr nunmehr ein fchnelles Ende. 
Zwar hatte Defterreih no am 1. Juni in ber Depefche, in ber 
e8 die Theilnahme an ber beabfichtigten Friedensconferenz in Parts 
thatfählich ablehnte, mit großem Nachdruck behauptet, daß es auf 
ben Beſitz von Venetien nicht verzichten könne, ohme zugleih auf 
feine Stellung als europäifhe Großmacht zu verzichten. Allein 
Noth bricht Eifen. Die Unhaltbarkeit feiner Herrihaft in Venetien, 
bie bon Stalien mit ber Unterſtützung fo zu fagen ber gejammten 
öffentlichen Meinung Europa’s fortwährend angeföcdhten und bebroht 
war und gegen bie unzweifelhaften Wünjche ber meit überwiegenden 
Mehrheit ber Bevölkerung ſelbſt nur mit Gewalt, nur mit. Hülfe 
einer jederzeit fchlagfertigen Armee, an ber ſich die Finanzen bee 
Reichs verbluteten, aufrecht erhalten werben konnte, muß doch ſchon 
feit Yängerer Zeit felbft in der Hofburg zu Wien eingefehen worben fein. 
Seht in der furchtbaren Bebrängniß, die plötzlich über Oeſterreich 
Bereingebrochen war, wo das Reich ſelbſt in Frage geftellt gu fein 
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dien, war es unausweichlid, einen Entihluß zu faſſen und zwar — 
ohne einen Augenblick zu verlieren, Wenn das Schiff über Waſſer 
gehalten werben follte, mußte der Ballaft über Borb geworfen ters 
ben.. Benetien wurde Preis gegeben. Schon am folgenden Tag 
nad der Schlacht von Königgräb, ba fih ber Kailer Franz Joſeph 
batte überzeugen müllen, daß die Armee Benedek's nicht bloß ge 
Ihlagen, ſondern geradezu vernichtet war, daß für meitern Wider: 
ſtand auf die Hefte derſelben zunächſt wenigftens gar nicht gerechnet 
werden konnte, daß feine Streitkräfte vorhanden ober rajch zu be: 
Ihaffen waren, um Wien zu fichern, oder felbft nad dem Verl uſte 
besjelben den Widerſtand fortzufeben, daß auf den Landſturm 
ber noch unberührten deutſchen Provinzen nicht zu rechnen fei und 
ebenfo wenig auf bie Anhänglichkeit ber Ungarn, bie. feine Miene 
madten, bem Reiche beizufpringen, daß mit einem Worte das Reich 
wehrlos am Boden lag und ſelbſt Unterhandblungen um Trieben 
ohne den geringften Nahbrud oder Nachhalt irgend welcher bereiter 
Kräfte geführt werden mußte, da entihloß ſich Defterreih, Venetien 
fahren zu laſſen, jedoch es nicht Italien, fondern dem Kaifer ber 
Franzoſen abzutreten und zwar ohne alle. und jebe Bedingung abe 
zutreten. Die Abjiht lag auf der Hand. Es handelte fich nicht 
bloß darum, die in Venetien ftehende Armee unter dem Erzherzog 
Albrecht frei zu machen für bie Vertheidigung Wiens, Jondern auch 
barum, Frankreich in die Verwidelung bineinzuziehn, Zeit zu gewins 
nen und ſich jedenfalls die biplomatifche, vielleicht fogar die bewaff— 
nete Unterftüßung Frankreichs zu fichern, 

Der verzweifelte Schritt mißlang. Nur bie äußerſte Demü- 
thigung bes alten Kaiferftantes, bie Preußen flegreih in Wien eins 
ziehen zu fehen, wurde bamit abgewenbet, bie deutſche und bie itas 
lieniſche Stellung Oeſterreichs waren durch den einen Schlag von 
. Königgräb verloren unb blieben verloren. Frankreich acceptirte wohl 
bie Ceſſion Venetiens und übernahm die Vermittlung nicht bloß 
zwilchen Defterreih und Stalien, fondern auch zwiſchen Oefterreich 
und Preußen; zu einem entſcheidenden Kingreifen war es jet zu 
fpät. Als freilih der franzöfifhe „Meoniteur” am Morgen des 
5. Zuli jene Thatſachen der Welt verfünbete, glaubten fih Paris 
und bie öffentliche Meinung in Frankreich in dem erhebenden Ge: 
fühl wiegen zu bürfen, bag ihr Kaiſer doch richtig gerechnet habe, 
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— als er die Dinge in Deutſchland ſcheinbar unthätig zuſehend gehen 
ließ, Hatten ihm doch jetzt dieſe ſelbſt anſcheinend bie Entſcheidung 
als dem anerkannten Schiedsrichter Europa's in die Hände gelegt; 
Paris flaggte, Paris illuminirte zu Ehren des großen Ereigniſſes. 
In den Tuilerien war es doch nur ein lindernder Tropfen auf eine 
brennende Wunde. Wie alle Welt ſo hatte ſich auch der ſcharf blickende 
und kühl erwägende Kaiſer der Franzoſen über die Kraft und Macht 
des preuß. Staats und des preuß. Volkes getäuſcht. Deutſchland war an 
dem einen Tag von Königgrätz erſtanden. Es war zu ſpät, es jetzt 
noch daran hindern zu wollen. Napoleon fand in dem Grafen 
Bismarck ſeinen Mann, der genau wußte, was er wollte und der 
die Macht, die das ſich vollendende Geſchick in ſeine Hand gelegt 
hatte, zwar durchaus nicht überſchähte, aber auch in keiner Richtung 
unterſchätzte und zu behaupten ſelbſt auf jede Gefahr Hin entſchloſ⸗ 
fen war. Als bie preußiiden Armeen in Böhmen einrüdten, wurbe 
bie öffentlihe Meinung Europa’s eine Zeit lang durch ihre eigene 
zuverfichtlihe Erwartung und dur ein ganzes Neb unmwahrer Te: 
legramme von Wien aus über bie erften Erfolge verfelben getäuſcht. 
Als fih diefe Nebel zerftreut hatten, erflaunte die Welt über bie 
Präcifion und über das fihere meinanbergreifen und das unauf: 
haltſame Vorbringen einer noch unerprobten Armee gegenüber einem 
Feinde, der ihr an Zahl immerhin gewachſen war und ber ſich auf 
zahlreihen Schlachtfeldern ſelbſt der neueften Zeit bie allgemeine 
Achtung Europa’s erworben oder vielmehr bewahrt hatte, Die Ruhe 
und Sicherheit, die Entichloflenheit und doch zugleich Mäfigung, 
mit ber die preußifche Diplomatie, nachdem ber enticheidende Schlag 
auf dem Schlachtfelde erfolgte, nunmehr ibrerfeitS und zwar 
Hand in Hand mit ber daneben fortgehenden Sriegführung 
in bie Action eintrat, erregte und mit Recht nicht minder die De 
wunderung Europa’s, Graf Bismard war weit entfernt, die anges 
botene Vermittlung Frankreichs abzulehnen, obgleich fie unzweifelhaft 
bahin zielte, ben Erfolgen ber preußifhen Waffen nach allen Seiten 
bie möglichjten Schranken zu feßen; aber bas, was er für Preußen 
und für Deutichland als bie Hauptfache erachtete, die definitive Aus- 
ſcheidung Oeſterreichs aus dem deutſchen Bund unb eine befinitive 
Sonfolibirung Preußens, bie nad) ben Befreiungskriegen von ben 
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Grofjnäcten vereitelt worben und gefcdeitert war, hielt er. entspre. 
ſchloffen aufrecht. 

Nur unter dieſen Bedingungen und auf dieſer Grundlage 
nahm Graf Bismarck bie angebotene Vermittlung Frankreichs in 
einer Weilung an den preuß. Botichafter in Berlin fofort an und 
eben dieſe Grundlage forberte auch ein eigenhändiges Schreiben bes 
Königs von Preußen an den Kailer Napoleon, mit bem Brinz Reuß 
am 10. Juli in ber franzöfiihen Hauptftabt eintraf, während Ita⸗ 
lien einfeitigen Unterhanblungen über Benetien, bie es in völlige 
Abhängigkeit von Frankreich zu bringen brohten, mit Nüdficht auf 
die unter Zuſtimmung Frankreichs felbft gegenüber Preußen durch 
feine Allianz vom 8. April eingegangenen Verpflichtungen auszuwei⸗ 
hen fuchte und darin von Preußen natürlich nad) Kräften ermuntert 
und unterftüßt wurde. Frankreich hatte nur die Wahl, entiweber 
fofort in bie Action einzutreten und Defterreih mit ben Waffen in 
der Hanb gegen Preußen und gegen Italien zu unterftüßen, wozu 
es jeboch in feiner Weife vorbereitet war, ober aber ſich auf feine 
guten Dienfte gegenüber Preußen und jelbit gegenüber Italien zu 
befhränten, d. 5. in -Wahrbeit bie Hauptforderungen Preußens von 
vornherein zuzugeftehen, obgleich fie mit dem Programm Napoleons 
vom 11. Juni in ungweifelhaftem Wiberjpruh fanden. In Wien 
hoffte man das erftere und auch bem franzdfiichen Minifterratbe, ber 
darüber am 11. Juli zufammentrat, fiel bie Entfcheibung ſchwer. 
Der Kaifer entichied jedoch für die letztere Alternative, die Bebin: 
gungen Preußens wurden zugeftanden unb benjelben von Frankreich 
nur bie Beichräntung entgegengelebt, daß bie beutichen Staaten füb- 
lih des Mains der Hegemonie Preußens entzogen werben follten. 
Darauf hin wurden benn die Unterhanblungen unter ber Vermitt⸗ 
lung Frankreichs zwiſchen ben Betheiligten eingeleitet. Indeſſen 
gingen die kriegeriſchen Operationen dadurch unbeirrt ihren Weg 
weiter. Die preußiſchen Armeen rückten ungehindert vor, beſetz⸗ 
ten Böhmen, Schlejien, Mähren und drangen bis über die Linie 
ber Thaya hinaus gegen bas line Donaufer vor, ohne dabei irgenb- 
wo auf einen namhaften Wiberſtand zu floßen. Italien feinerjeits 
nahm trob ber Ceſſion Venetiens an Frankreich bie jeit der Schlacht 
von Cuſtoza eingeftellten Dffenfivoperationen am 8. Juli wieber auf 
und jeine Armee rädte unter Cialdini vom unterm Bo Her im 
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Deutig- Benetien ein. Defterreih aber begnügte fich, das Feſtungsviereck und 
land. die Stadt Venedig befeßt zu halten, fprengte dagegen die Befeſti⸗ 
gungen von Rovigo und bie Eifenbahnbrüden in die Luft und zog 
in höchſter Eile Regiment um Regiment feiner italienijchen Armee 
an die Donau, um, wenn es fein mußte, dort und zum Schuke 
Wiens unter dem Erzherzog Albrecht, den es zum Oberbefehlshaber 
aller feiner Etreitfräfte ernannte, noch einmal fein Glück zu ver: 
ſuchen; ebendahin führte auch Benedek die Reſte feiner Armee von 
Dlmüb aus, da unter Umftänden an ber Donau jeber Zuwachs von 
Kräften enticheidend fein fonnte, während er bie Preußen von Olmütz 
aus in der Flanke wohl beunruhigen, aber Teineswegs ernitlich be- 
broben konnte. Der König von Preußen lag mit feinem Haupt: 
quartier feit dem 21. Juli in Nidolsburg. Dort wurbe über eine 
Waffenruhe ober über einen Waffenftillitand unterhandelt, an welchen 
letzteren jedoch Preußen von Anfang an bie Bebingung gefnüpft 
hatte, daß Defterreich gleichzeitig feine mwejentlichiten Forderungen als 
Friedenspräliminarien annehme. Konnte fi Deiterreih dazu noch 
immer nicht verftehen und zerfchlugen ſich deßhalb die Unterhandlungen, 
fo mußte nohmals an der Donau eine Schlacht zwifchen Dejterreich und 
Preußen enticheiden. Die Preußen fahen dem Entfchlufje Oeſterreichs mit 
vollkommener Zuverfiht entgegen? fiegten fie nochmals, jo war Wien 
in ihren Händen und ftand ihnen in Oeſterreich fein organifirtes 
öſterreichiſches Armeecorps mehr entgegen. 

Und zu berfelben Zeit waren fie bereit8 auch Herren auf 
ben Kriegsſchauplatze in Süddeutſchland und ald Sieger in Frank: 
furt, dem Site des bisherigen Bundestages eingezogen. Als ver 
König von Hannover in ben lebten Tagen bes Juni bei Langen: 
ſalza capitulirte und feiner Krone thatfählih verluftig ins Eril 
ging, um nicht wieder in feine Etaaten zurückzukehren, im ganzen 
Norden. Deutihlands aber den Preußen fein Feind mehr gegenüber: 
ftand, beeilten fich die norbbeutidhen Kleinftaaten, ihre Gefanbten von 
Frankfurt abzuberufen und das ihnen von Preußen angebotene Bünbniß auf 
Grund ber Vorſchläge vom 10. Juni anzunehmen, einige menige 
wie Coburg-⸗Gotha, Sachſen⸗-Weimar und Didenburg mehr ober 
weniger willig, bie andern, wie namentlich das feubale Mecklenburg, 
mehr oder weniger wiberwillig. Die zunächft gegen Hannover zu: 
fammengezogeuen Streitfräfte formirten fih nah der Capitulation 
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bes Generals Bogel v. Faldenftein, um ben vom Bunbe aufgerufenen 
Armeen der Bayern unter dem Prinzen Karl von Bayern und bes 
8. Bundesarmeecorps ber Württemberger, Babenfer, Heflen-Darmftäbter 
und Naflauer unter dem Prinzen Aler. v. Heflen, wozu dann auch noch die 
Kurhefſen und ein Meines öfterr. Corps traten, zu widerftehen. Auf dem 
böhmischen Kriegsfchauplage waren die Preußen von Anfang an ben 
Defterreihern an Zahl vollkommen gewachſen, auf dem füddeutfchen 
Kriegsſchauplatze war das Feineswegs gleichfalls ber Fall: Die preuß. 
Mainarmee zähltenie vielüber 50,000 Mann, jebes ber beiden ſüddeutſchen 
Bundesarmeecorps war für ſich fo ftark, zufammen alfo waren fie voll: 
kommen doppelt fo ftarf als das preußiſche. Dagegen hatten bie Preußen 
ben -Bortheil eines feften einheitlichen Oberbefehls, während dieß 
auf fübbeutfcher Seite Teineswegs der Fall war und ber ganze 
füddeutfche Krieg des Jahres 1866 von ber Vorfehung ben Deut 
[hen dazu gefandt zu fein fchien, um ihnen fo zu fagen hanbgreiflich 
zu zeigen, wie unbedingt nothwendig im Stiege eine einheitliche 
Drganifation, militärifhe Unterordnung und militäriicher Gehorfam 
ift und daß jelbft tüchtige Truppen und an ſich tüchtige Führer ge: 
rabezu jämmerlich unterliegen müſſen, wenn bieje Einheit, dieſe Unter: 
orbnung, bdiefer Gehorfam fehlen. Ein Beſchluß des Bundestages 
hatte zwar von Anfang an den Führer des 8. Bundesarmeecorps, 
ben Prinzen Alexander von Hellen, dem Tührer ber bayerifchen 
Armee, dem Prinzen Karl, unterftellt und biefen hinwieder wenig- 
ſtens bis auf einen gewiſſen Grad dem öſterreichiſchen Generalifjimus 
Benedek untergeorbnet. Allein während bed ganzen Feldzugs 
war von irgend einem Zuſammenwirken dieſer drei Factoren, 
bon irgenb einem einheitlichen Kriegsplan auch nicht das mindefte 
zu verſpüren. Zwiſchen der öfterreihifchen Armee unter Benedek 
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ber leiſeſte Zuſammenhang, obwohl fon am 14. Juni eine be 
fondere Milttärconvention zwiſchen Defterreih und Bayern zum 
Zwede gemeinſchaftlicher Kriegführung abgefchloffen worden war, 
außer baß fi ein öfterreidhifcher Militärbevollmächtigter im bay⸗ 
riſchen und ein. bayrifcher Milttärbevollmächtigter im öſterreichiſchen 
Hanptquartier aufhielt. Aber auch zwifchen ben beiden Armeen ber 
fübbeutihen Bunbesftanten. wurbe eine Bereinigung und Gonperation 
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Deeiid- non Anfang umfonft beabſichtigt und verfucht und erft erreicht, als 
nd. 23 bereits zu jpät war und jebe berjelben von ben Preußen für 
ſich zurüdgeworfen und in einer Reihe von einzelnen Meinen Ge⸗ 
fechten geichlagen worben war, Die Kriegführung der ſüddeutſchen 
Staaten entiprad durchaus dem politiihen Princip, von dem dieſe 
Staaten jammt und ſonders ausgingen, an bem fie fefthielten, für 
das fie eben jett wieber mit Defterreih gegen Preußen einzuftehen 
füh entichloffen hatten, bem Princip bes Barticularismus, ber in 
eriter Linie feine und nur feine Intereſſen im -Auge bat, jeber 
Unteroronung unter gemeinfame nationale Intereſſen widerſtrebt, in 
deſſen Horizont e8 gar nicht fallt, daß biefen gemeinfamen nationalen 
Intereſſen Opfer und zwar, wo e8 ſich um bie Eriftenz aller handelt, auch 
fehwere Opfer nothwendig gemacht werben müßten. Da bie fübbeutichen 
Streitkräfte den preußiidhen von Anfang an an Zahl fo weit über: 
legen waren, zumal jo lange bie kleine aber tapfere hannover'ſche 
Armee noch nicht capitulirt hatte, fo erichien eine energiſche Offenſiv⸗ 
operation berfelben gegen Norben nicht bloß möglich, fondern durch 
bie ganze Lage der Dinge jogar angezeigt zu fein. Es fcheint aber 
daran niemal® auch nur gedacht worden. Die ontingente 
eines jeben ber verichiebenen ſübddeutſchen Staaten waren vielmehr in 
eriter Linie nur barauf bedacht, die Grenzen je ihres eigenen 
Staates zu deden; fih von bemjelben allzuweit zu entfernen unb 
bamit den eigenen Staat möglider Weile ſchutzlos dem Angriff bes 
Feindes momentan Preis zu geben, um bie Eriftenz aller: zu retten, 
baran dachten fie gar nicht, das widerſprach ihrer ganzen politifchen 
Anſchauung. Damit hatten bie Preußen bann freilih das Spiel 
von Anfang an gewonnen. Zunächſt wandten fie fih unter ihrem 
überaus tüchtigen, energifchen und doch vorfichtigen Führer, General 
Vogel v. Faldenftein, in richtiger Berechnung gegen bie flärkere, weil 
immerbin noch einheitlichere Hälfte der ſüddeutſchen Streitfräfte, die 
Bayern. Diefe waren zuerft unter ihrem Prinzen Karl von Coburg 
und Meiningen aus norbweftlih bis Kaltennorbheim und ins Fulda⸗ 
thal vorgerüdt, um ben Hannoveranern, bie fie von Norden her 
erwarteten, bie Hanb bieten unb zugleich ihre Vereinigung mit bem 
8. Bundesarmeecorps nach Welten bewertitelligen zu können. Allein 
als die erfteren capitulirt. hatten und ſchon nach dem erften unent- 
ſchiedenen Gefecht mit ben anrüdenden Preußen "bei Dermbach gingen 
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die Bayern zurüd, verzichteten vorerſt auf eine Vereinigung mit dem er 
8. Bundesarmeecorpe und nahmen Stellung an ber fränkiſchen 
Saale, bereits im Gebiete des Mains. Die Preußen folgten ihnen 
ihnen und griffen ſie bei Kiſſingen und Hammelburg neuerdings an; 
auch nach dieſen heftigen Gefechten, an denen jedoch wiederum nur 
ein Theil der bayeriſchen Armee engagirt war, gingen die Bayern 
am 10. Juli neuerdings nach Schweinfurt und hinter den Main 
zurück. Hier endlich wollte die geſammte bayeriſche Armee den 
Feind, wie die offiziellen Telegramme beſagten, in Schlachtordnung 
erwarten. General Vogel v. Falckenſtein hatte jedoch nach dieſer 
Seite vorerſt ſeine Aufgabe erfüllt, ſeinen Zweck erreicht. Er hatte 
ſich glücklich zwiſchen die beiden ſüddeutſchen Armeen hinein und 
die Bayern bei Seite geſchoben; dieſe waren überdieß durch die er⸗ 
folgloſen Einzelgefechte und die fortwährenden Concentrationen nad) rück⸗ 
warts bereits weſentlich demoraliſirt. Die Preußen ließen daher bie Bayern 
bei Schweinfurt ruhig in Schlachtordnung ſtehen und wendeten ſich 
nunmehr gegen das 8. Bundesarmeecorps nach Weſten, wo über⸗ 
dieß neben der kriegeriſchen auch eine politiſche Aufgabe ibrer harrte. 
Prinz Alexander ſchickte ihnen die Heſſen und das öſterreichiſche 
Corps entgegen; es kam am 14. Juli bei Laufach und bei Aſchaffen⸗ 
burg zu einem hartnäckigen und blutigen, in letzterem ſogar zu einem 
heftigen Häuſer⸗ und Straßenkampfe. Die Preußen ſiegten und 
dieſer eine Tag entſchied auch nach dieſer Seite hin, Prinz Alexander 
gab nach demſelben Frankfurt, wo er ſich eben noch zu halten und 
den Bundestag, der indeß bereits zu einem Rumpfbundestag zu⸗ 
ſammengeſchmolzen war, durch Befeſtigung der Stadt zu ſchützen 
gedacht hatte, auf und zog ſich mit feiner ganzen Armee ſüdwärts 
nad dem Odenwald zurüd, Frankfurt, die bisherige Bundesſtadt, 
lag vor dem fiegreichen preußiichen General offen, ſchutzlos da unb 
bahin zog er denn auch fofort und in Eilmärſchen. Der Rumpf: 
bunbestag brachte haftig die Bundeskaſſe in Sicherheit und verlegte 
feinen Sit, wie er fagte, vorläufig nach Augsburg Am 18. Juli 
zogen die Preußen in Franffurt und wenige Tage fpäter auch in 
Darmflabt und Wiesbaden ein; der Großherzog von Heflen unb 
ber Herzog von Naſſau mußten ihre Staaten verlafien. Militäriſch 
und politiſch war damit auch nad biefer Eeite hin bie Entſcheidung 
gefallen. Die fpätere, enbliche Vereinigung ber beiden fübbentichen 
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mar Armeen, eine Reihe von Gefechten zwiſchen ben Preußen und ben 
vr einzelnen ſüddeutſchen Contingenten, auch der Babenfer und ber 
MWürttemberger, bis zur Beſchießung ber bayeriſchen Feſte Marien⸗ 
berg buch die Preußen und bie Bejebung Würzburgs durch bie 
felben änderten daran nichts, beftätiglen vielmehr lediglich das bie: 
herige Refultat bes Krieges. Wie bie Defterreicher in Böhmen, fo 
waren bie Sübbeutfhen am Main ben Preußen entjchieben unter: 
Segen. Den einen wie den andern blieb nichts anderes übrig, als Frieden 
zu fuchen, nachdem beide gleihmäßig von der Höhe ihres bisherigen 
Selbftgefühls und zwar nit bloß für ben Augenblid, fonbern, wie 
fie felbft und mit ihnen alle Welt fühlte, definitiv heruntergeftürzt 
waren. 

Während jeboh in Eübbeutihland am Main noch gelämpft 
wurbe, waren bie YFriebensunterhbandlungen in Böhmen zwiſchen 
Defterreih und Preußen bereits in Iebhaften Gange Nachdem 
Frankreich dem erſten und funbamentalften Verlangen Preußens, daß 
Deiterreich definitiv aus dem deutſchen Bunde ausſcheide, jeinerjeits nach⸗ 
gegeben Hatte und fi barauf beſchränkte, wenigftens Süddeutſch⸗ 
land bem birecten preußiiden Machteinfluffe zu entziehen, gab es 
fih alle Mühe, einen Waffenftillftand mit Friedenspräliminarien auf | 
biejer Grundlage zu Stande zu bringen. Preußen ging ohne allzu 
großes Bedenken auf einen Vorſchlag ein, ber den thatfädhlichen 
Verhältniſſen und bem bisherigen Gange ber beutichen Entwidelung 
zu entiprechen fchien und ber ihm, wenn es auch nicht geradezu aus: 
geſprochen wurde, doch nothiwenbiger Weiſe um fo freiere Hand in 
Norddeutſchland laſſen mußte. Defterreih fiel e8 allerdings ſchwer, 
auf feine bisherige Stellung in Deuttchland fofort und gänzlich zu 
verzichten, allein auch Defterreich konnte ſich nicht verhehlen, daß 
biefe Stellung thatfädhli verloren war und daß es biejes Opfer 
werbe bringen müfjen, wenn es nicht eine zweite Schlacht an ber 
Donau wagen wollte, in der e8 Wien felbit und die lebten Reſte 
feiner Armeen aufs Spiel jegen mußte, mit ber vollen Ueberzeugung, 
fi, wenn es fie verlor, ben Sieger auf Gnade und Ungnade er: 
geben zu müſſen. Es konnte ſich doch nicht dazu entichließen, fein 
Lebtes, fein Alles nochmals gegen Preußen einzufeben und unter: 
zeichnete am 22. Juli eine fünftägige Waffenruhe, während welcher es fich 
über bie befinitive Annahme oder Ablehnung ber Friebensprälimi- 
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narien ſchlüſſig machen wollte, von beren Annahme Preußen bas Deuis- 
Zugeftändnig eines Waffenſtillſtands abhängig gemacht hatte. > 
Unglüdlid, gegenüber Preußen, jollte dagegen Defterreidh noch 
einmal den Triumph eines glänzenben Sieges über Stalien genichen 
und zwar ‚biegmal zur See wie früher bei Cuſtoza zu Rande. Hatten 
die Staliener bier auch nicht unrühmlich gefämpft, fo waren fie doch 
trotz ihrer anfehnlichen Uebermacht von den Defterreichern gefchlagen, 
und über den Mincio zurüdgeworfen worden, und als fie päter 
wieder bie Dffenfive ergriffen und unter Cialbini über den untern 
Po in Venetien einrüdten, geſchah es doch nur Hinter den ab- 
ziehenden Oeſterreichern, die mit allen verfügbaren Truppen an bie 
Donau eilten, um bort ben letzten Wall vor Wien gegen bie ge- 
waltig anrüdenden Preußen zu bilden. So rüdten die Italiener 
vom Po durch ben offenen ‘Theil Venetiens bis zum Tagliamento 
bor und fließen nur in norbweitlicher Richtung auf den Widerſtand 
ber Defterreicher, als Cialbini den General Mebici beauftragte, von 
Baflano aus gegen Trient vorzubringen und bort bem General 
Garibaldi, der ſchon feit dem Anfange des Feldzugs mit feinen 
Treifchaaren wiewohl mit fehr geringem Erfolge von Jubicarien aus 
gegen Wälfchtyrol operirt hatte, bie Hand zu reihen. General 
Medici drang auch wirklich nad) einem glüdlicden Gefechte bei Le: 
vico bis auf wenige Stunden vor Xrient vor, ſtieß aber bier auf 
eine Uebermacht der Defterreiher, die er Taum zu bewältigen ver: 
mocht hätte. Und doch Tag den Stalienern, bie Benetien bereits für 
gefichert hielten, vor allem aus daran, gerabe hier auf einen Erfolg 
hinweijen zu lönnen, um beim Friedensſchluß außer auf Venetien 
auch auf Wälſchtyrol nahbrüdlich Anſpruch erheben zu können. Um 
num dieß befto eher thun zu Tönnen, jchien nichts geeigneter, als 
wenn es ihnen gelänge, irgenb einen Punkt an ber. abriatifchen Küfte 
Defterreihs zu oceupiren, um die Räumung beffelben fpäter gegen 
die Abtretung Wälſchtyrols den Defterreihern anbieten zu können. 
Mit biefer Aufgabe wurde ber Abmiral Perfano beauftragt, ber 
ſchon feit längerer Zeit unthätig mit ber italienifchen Flotte im 
Hafen von Ancona lag. PBerfano gehorchte, fuhr mit ber italtenifchen 
Flotte von Ancona aus und richtete feinen Lauf gegen die Inſel 
Liſſa an der balmatifhen Küſte Defterreihe. Obgleich es ihm trotz 
zweitägiger Beſchießung nicht gelang, bie öſterreichiſchen Strand: 
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Salies. Batterien auf ber Infel zum Schweigen zu bringen, fo war er doch eben im 
Begriff, Landungstruppen nach berjelben auszufciffen, als bie öfter: 
reichiſche Ylotte unter Admiral Tegetboff, obwohl fie an Zahl ber 
Säiffe und ber Kanonen ben Italienern keineswegs gewachſen war, 
son Pola berbeieilte, um fich ihnen entgegen zu werfen. Es kam 
alsbald am 21. Juli zur Schladt: die Defterreicher fiegten glänzend, 
bie Italiener unterlagen und zwar nichts weniger als rühmlich unb 
waren genöthigt, alsbald mit großem Berlufte wieber nad Ancona 
zurüdzulehren. Als die Nachricht Hievon im Hauptquartier des 
Königs Bictor Emanuel eintraf, gab auch er feine bisher abſichtlich 
und um bed Trentino willen zurüdgehaltene Einwilligung zum Ab- 
ſchluß einer Waffenruhe mit Defterreih, bie am 26. Juli eintrat, 
ohne daß es ben italienifchen Waffen gelungen wäre, vor bemfelben 
weber Trient felbjt noch irgend einen anderen Gebietstheil Dejter: 
reiche als Erſatz dafür in ihre Gewalt zu befommen. Die Er: 
werbung von Wälſchtyrol für Italien war bamit thatſächlich ge- 
feheitert, wenn auch bie Staliener auf bie Hoffnung nicht verzichten 
wollten, baffelbe mit Hülfe Frankreichs und Preußens bei den Frie⸗ 
bensunterhandlungen fich vielleicht doch noch filhern zu können. 

Deutſch⸗ Peinlicher noch war die Lage der ſüddeutſchen Staaten, nach⸗ 

land. dem bie Preußen am 16. Juli Frankfurt und am 18. mit Darm⸗ 
ftabt und Wiesbaden den größeren Theil von Heffen und Naffau 
beießt und bie Fürſten berjelben genöthigt hatten, ihr Land zu ver: 
laſſen. Die beiden Bundbesarmeecorps berfelben, das bayerifche unb 
bas achte, gelangten zwar endlich bazu, fi im nörblidhen Württem: 
berg, im Gebiete ber Tauber die Hand zu reihen; aber von irgend 
einer combinirten Operation war fo wenig bie Rebe, als von 
Einzelgefechten, die glüdlicher ausgefallen wären, als bie bisherigen. 
Beide Armeecorps wurben vielmehr zufammen Würzburg zugebrängt, 
wo fi die Preußen ſchließlich feſtſetzten. Auf irgend einen Erfolg 
glaubten Militär, Regierungen und Bevölkerung verzichten zu müſſen, 
und es jchien nichts anderes übrig zu bleiben, als fo ſchnell als 
möglich Frieden zu fuchen. Offenbar war das bas Reſultat ber 
Conferenz, bie wenige Tage nah dem Einzug ber Preußen in 
Frankfurt bie leitenden Deinifter von Bayern, Württemberg, Baben 
und Heſſen in München hielten. Die Lage diefer Staaten war um 
jo bedenklicher, als bie Waffenſtillſtands⸗Unterhandlungen - ziwifchen 
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Defterreih. und Preußen nun ſchon feit der Schlacht von Königgrätz ae 
geführt wurben, ohne daß Defterreih Bayern und bie fündeutihen 
Staaten bazu irgenbivie herbeigezogen hätte, obwohl es ſich doch 
durch die Separatconvention vom 14. Juni gegen Bayern förmlich 
und ausdrüdlic bazu verpflichtet hatte, mit Preußen nicht einfeitig 
und ohne Dayern Trieben zu ſchließen. Bald mußten fie fi) über: 
zeugen, daß Defterreich in der That nur für ſich unterbanbelte und bie 
ſüddeutſchen Staaten wirklich preisgegeben hatte, oder um nicht unbillig 
zu fein, hatte preisgeben müſſen, weil Preußen ſich weigerte, mit 
Defterreich zugleich auch über einen Waffenftillitand zu Ounften ber 
Mittelftanten zu unterhandeln, Defterreih aber nicht in der Lage 
war, daraus eine conditio sine qua non zu machen. So eilte 
Ihon am 21. Juli der bayeriihe Miniſter v. d. Pforbten nad 
Nickolsburg ind Hauptquartier des Könige von Preußen, um aud 
für fih und feine Mitverbündeten um Waffenſtillſtand nachzuſuchen 
und bald darauf folgten ihm ebendvahin bie leitenden Minifter 
von Württemberg und Helfen. Die Preußen gingen am 28. Juli 
zunächſt gegenüber Yayern darauf ein und gewährten bdemfelben ben 
nachgefuchten Waffenftillitand, doch erſt vom 2. Aug. an, mit ber 
mündligen Zufigerung, bag dem Oberbefehlshaber ber Mainarmee 
ber Befehl ertheilt werben follte, weiter keinen Entſcheid der Waffen 
mehr zu „ſuchen“. Diele Zufiherung mwurbe von dv. b. Pforbten 
bahin verftanden, daß vom 28. Juli an thatſächlich Waffenruhe ein- 
treten werde. Das war aber offenbar nicht die Meinung Preußens. 
Es hatte den Beginn des MWaffenitillitandes, auf Grund bes uti 
possidetis, abſichtlich erſt vom 2. Aug. an und außerdem nur einen 
Waffenſtillſtand auf drei Wochen bewilligt, während ber unmittelbar 
vorher mit Defterreih abgefchloffene vier Wochen dauern. follte. 
Breußen wollte ſich jeine Erfolge in Süddeutſchland auch für ben 
Fall fihern, daß ein Friebe mit Defterreich jchließlih doch noch 
fcheiteen ſollte. Zu dieſem Ende hin wollte es bennzumal wenig: 
ſtens zunächſt ven Süddeutſchen allein gegenüberitehen unb bie Des 
marcationslinie bed Waffenſtillſtands möglihft ſüdlich rüden. Es 
galt baber, bie wenigen Tage bis zum 2. Aug. namentlid gegenüber 
Bayern noch ausgiebig zu benützen. Um bie in Folge feiner neuen 
Bünbniffe ihm zur Dispofition geftellten Contingente ber norbbeut- 
{hen Kleinſtaaten zu verwerthen, hatte Preußen aus benjelben nebit 
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— einigen eigenen, hauptſächlich Landwehrtruppen, eine Reſervearmee 
gebildet, deren Oberbefehl der Großherzog von Mecklenburg am 
11. Juli zu Leipzig übernahm. Dieſe war gerade im Anrücken 
gegen Bayern begriffen und ihr wurde nun ber Befehl ertheilt, 
einen möglichft großen Theil bes Königreichs zu occupiren. Es ge- 
ſchah dieß von Hof her um fo leichter ohne allen Widerſtand, ale 
bas Gros der bayer. Nrmee bei Würzburg gegen die Mainarmee 
ftand und die Bayern, in bem Irrthum v. d. Pforbtens befangen, 
fih deffen gar nicht verjahen. Auch ein Theil Babens, Mannheim 
und Heibelberg, wie ein Strich Württembergs wurden damals noch 
von den Preußen bejebt, ehe der 2. Aug. und damit ber Waffen: 
ſtillſtand eintrat. Wäre die Friſt eine nur noch etwas längere geweſen 
und hätten bie Preußen in biefen Gegenden nur über etwas mehr 
Truppen verfügen können, jo wäre es für fie, wie bie Dinge ba- 
mals Tagen, nicht allzuſchwer gewelen, ohne weſentlichen Widerſtand 
ſelbſt Münden, Stuttgart und Karlsruhe zu befegen. Für bie 
fpäteren Vorgänge bürfte biefer Umſtand nicht ohne Einfluß gewe⸗ 
jen jein. 

An Folge des wenige Tage vor biefen Vorgängen zu Nidols: 
Burg abgeſchloſſenen Waffenftillftandes mit riebenspräliminarien 
zwiſchen Defterreih und Preußen wurden die eigentlichen Friebens- 
unterhbanblungen ohne Verzug begonnen und zwar in gemeinfchaft- 
lihem Einverftändnig zu Prag, nachdem der König von Preußen 
Nilolsburg verlaffen und wieder nad Berlin zurückgekehrt war. Die 
Hauptgrundlagert bes Friedens waren durch die Präliminarien bereits 
geregelt, namentlih bie volljtändige PVerzichtleiftung Oeſterreiche 
auf feine bisherige Stellung in Deutichlanb, die Webertragung feiner 
Aniprüde an Schleswig-Holftein auf Preußen, das Zugefländnig ber 
Bildung eines neuen deutſchen Bundes unter Preußens Führung, von dem 
jedoch die deutfchen Staaten ſüdlich des Maine ausgenommen ſein ſollten, 
body mit ber nähern Beitimmung, daß biefe Staaten in einen Verein 
zufammentreten und baß bie nationale Verbindung dieſes Vereins 
mit dem norbbeutichen Bunde ber. näheren Verftändigung zwiſchen 
beiden vorbehalten bleiben folle, die von Frankreich Preußen aufge 
brungene Beftimmung, baß die Bevölkerungen ber nörbliden Di- 
ftricte von Schleswig frei barüber follten abftimmen bürfen, ob fie 
nicht wieber zu Dänemark gezogen werben wollten, endlich daß 
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Oeſterreich 20 Mil. Thlr. Kriegsloftenentihäbigung an Preußen Dauts- 
baar bezahlen follte. Der eigentliche Friedensſchluß konnte daher land. 
feine bedeutenden Schwierigleiten mehr bereiten. Dennoch zogen ſich 
bie Verhandlungen noch bis zum 23. Auguſt hinaus, an welchem 
Tage der Friede zu Prag unterzeichnet wurbe, durchaus auf Grund» 
lage der Präliminarien vom 26. Juli. 

Noch vor dem förmlichen Friebensihluß zwiſchen Defterreich 
und Preußen erfolgten zu Berlin die Friedensſchlüſſe zwilchen Preu⸗ 
Ben und Bayern, Württemberg und Baden, berjenige mit Württem: 
berg fon am 13., mit Baben am 17., mit Bayern am 22. Aug., der 
letztere alſo no) immer einen Tag vor dem Abſchluſſe des Friedens von 
Prag. Diele Daten find von wejentlicher Bedeutung. Die Unterhandlun⸗ 
gen, die für die Zukunft, für bie ganze weitere Entwidelung Deutſch⸗ 
lands von fo großem Einfluß fein mußten, wurben von Bismard 
mit meifterhafter Gewandtheit durchgeführt. Seine Stellung mar 
babei in gewiſſen Beziehungen eine fehr günftige, in anderen aber 
auch ſehr jchwierig und delicat. Dur die Erfolge bes Krieges 
zwiſchen Oefterreih und Preußen und burd bie Thatſache, daß ers 
ftere8 feine ſüddeutſchen Verbündeten in feinen eigenen Unterhand: 
lungen mit Preußen gänzlih im Stich gelaffen, war ber letzte Ya: 
ben abgerifjen, ber dieſe Regierungen bisher an Defterreich gebumben 
hatte; das frühere Selbitgefühl diefer Regierungen, das ben realen 
Berhältniflen niemals entiprochen, war gebemüthigt, der Souveränetätse 
ſchwindel, dem fie zeither gefröhnt, gebrochen; bie Erfolge bes Krie⸗ 
ges hatten der Lücken, Mängel und Gebrechen in ihren militärifchen 
Einrichtungen gar zu viele auch für das blödefte Auge an ben Tag 
gelegt; obgleich den Preußen an Zahl ums Doppelte überlegen, hats 
ten fie doch Leinen einzigen Erfolg aufzuweifen, hatten fie überall 
ben kürzern gezogen und waren über ben Main zurüdgebrängt wors 
ben; den Bayern, ben Heflen, den MWürttembergern, den Badenern 
lagen die Preußen allen im Land und hielten ihnen anjehnliche Ger 
biete occupirt. Graf Bismard war beredhtigt, von diefen Thatfachen 
auszugeben und er ging auch zunächſt davon aus. Er bezeigte große 
Luft, Bayern jenfeitd des Mains zu behalten, wogegen bafjelbe theils 
weife von Heflen entſchädigt werben follte, was möglicher Weiſe 
weitere Ausgleihungen d. h. Gebietsabtretungen aud für Württems 
berg und ſelbſt für Baben hätte zur Folge haben können, ganz abs 
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Dentiä- gefehen vom ben Kriegstoftenentihäbigungen, die alle an Preußen 
“ Bezahlen follten und bie von Preußen, wie es fchien, fo hoch wie 
möglich hinaufgefhraubt werben wollten. Es ift natürlih, wenn 
die ſüddeutſchen Regierungen durch all das von ben peinlichften Be- 
forgniffen ergriffen und gequält wurben. Die Lage ber Dinge war 
für fie fo ungünftig, daß fie in ber That nur fehr geringe Hoffnung 
begen mochten, fi den Forderungen bes Siegers, wie hoch er fie 
auch fpannen mochte, entziehen zu können. Am meilten ſchien Bayern 
bedroht; für Heflen und Württemberg mochte ſich wenigftens aus 
verwandichaftlichen Gründen Rußland verwenden, Baben fam es zu 
ftatten, daß der Großherzog der Schwiegerfohn bes Könige Wilhelm 
felber war; für Bayern trat niemand ein. Da befhloß ber Bayer. 
Minifterrath, die Intervention Franfreihs anzurufen; einige Tage 
fpäter thaten auch Württemberg und Heffen denſelben Schritt und 
der franzöſiſche Botihafter in Berlin erhielt von feiner Regierung 
auch alsbald den Befehl, ji beim Grafen Bismard für die füd- 
beutihen Staaten zu verwenden. Da Frankreich feit ber Schladt 
von Königgrätz fo eifrig fi bemüht hatte, bie fübbeutichen Staaten 
dem Machteinfluffe Preußens zu entziehen, jo lag die Verfuchung in 
ber That nahe, dem von Preußen, wie es ſchien, drohenden Gebiets: 
verluft mit Hülfe Frankreichs mo möglich zu entgehen. Allen zu: 
fällig drohte Bayern und nicht bloß Bayern, fonbern auch anderen 
ſüddeutſchen Etaaten ein Gebietsverluft nicht allein von Seite Preu- 
Bens, fondern gerade aud von bemjelben Frankreich, an das fie fich 
um Schu und Hülfe gewendet hatten. Ungefähr zu berjelben Zeit 
nämlich hatte fi Frankreich von der peinlichen Sorge, die ihm die 
Schlacht von Königgräß bereitete und bie feinen Vorausſetzungen 
fo ganz wiberfprechende Wendung, welche die deutſchen Dinge plöß- 
ih und unaufhaltſam genommen, erholt und da ihm eben biefe 
Wendung Feine Gelegenheit bot, ſich in bie deutſchen Dinge einzu- 
miſchen, ſo blieb ihm nichts anderes übrig, als von Preußen für 
feine Machterweiterung birecte Compenfationen zu Gunſten Frankreichs 
zu begehren, um das geftörte Gleichgewicht wieber herzuftellen oder 
vielmehr um das geftörte bisherige Uebergewicht Frankreichs über das 
zwar große, aber troß feiner Größe in feiner Zerfplitterung ſchwache 
Deutſchland aufrecht zu erhalten. Es iſt Thatſache, daß ber fran- 
zöfliche Botſchafter in Berlin, Benebetti, am 7. Aug. ober wenigftens 
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um biefen Tag herum dem Grafen Bismard eine Depefche bes Yreusen, 
Hrn. Drouyn de l'Huys vorlas, in welcher derartige Forderungen ge: 
ftellt wurben. Welcher Art biefe Forderungen waren unb wieweit fie gin: 
gen, ift nicht zuverläfjig befannt geworben und wird wohl in authentiſcher 
Weile and nicht fo bald befannt werben. Es ift aber und zwar mit 
einem Anſchein von genauerer Kenntniß ber Vorgänge either be: 
hauptet worden, daß Franfreih von Preußen felber zwar nur das 
jo werthvolle Kohlenbeden der Eaar und vielleiht einige andere 
Kleine Örenzrectificationen, dagegen die ganze bayeriſche Rheinpfalz, 
einen Theil ber badiihen Pfalz, Mheinheflen, Luxemburg u. f. w. 
in Anſpruch genommen babe, alles natürlich lediglich, um das geſtörte 
Gleichgewicht in billiger Weiſe wieder herzuftellen. Die Antwort 
Preußens ift natürlich auch nicht bekannt geworben, nur. jo viel ift 
fiher, daß fle entſchieden ablehnend lautete und zwar fo ent|chieben, 
baß Frankreich für gut fand, die ausgeftredten Fühlhörner alsbald 
wieber einzuziehen und, nachdem Benebetti jelbjt nad Paris geeilt 
war, um über den Erfolg feiner Forderungen zu berichten, biejelben 
vorerft gänzlich fallen ließ. Graf Bismard aber hatte nun genug in feiner 
Hand, um auf die fübbeutfchen Regierungen einen jchr wirkjamen 
Drud auszuüben. Er überzeugte biejelben, welche Gefahr nicht bloß 
Deutichland, fondern ihnen ganz fpeziell bei fortbauernder Zerfplit- 
terung der Kräfte drohte und indem er zugleich die Anfangs projec: 
titten Gebietsabtretungen und Gebietsaustaufche fait gänzlich fallen 
ließ und fi mit verhältnißmäßig beſcheidenen Kriegsfoftenentjchäbi- 
gungen begnügte, bewog er Bayern, Württemberg und Baden zu= 
gleich mit dem Frieden. auch geheime Schuß: und Trutzbündniſſe mit 
Preußen abzuſchließen, durch welche Preußen benjelben ihr bisheriges 
Gebiet garantirte, fie aber dagegen für den Kriegsfall ihre geſamm⸗ 
ten militärifhen Kräfte dem Oberbefehl des Königs von Preußen 
zu unterftellen ſich verpflichteten. Der erjte fübdeutihe Staat, der 
fih dazu herbeiließ, war beacdhtenswerther Weile Württemberg und 
ſchon am 13. Aug., ihm folgte Baden am 17. Bayern am 22. 
deſſ. M. Um einen Tag fpäter, am 23. Aug., wurbe zu Prag ber 
Friedensſchluß zwiſchen Preußen und Defterreich unterzeichnet, . in 
bem nad dem Begehren Frankreichs auf Grund der Präliminarien 
vom 26. Juli feftgefeßt wurde, daß die fühli des Mains gelegenen 
beutfhen Staaten zu einem Vereine zufammentreten follten, „ber 
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Preugen, eine internationale unabhängige Eriftenz haben wird". Frankreichs 
freundliche Sorgfalt für die jübdentihe Unabhängigkeit war durch 
jene Schub: und Trußbünbniffe ſchon vor dem Frieden von Prag 
illudirt worden, ohne daß Frankreich etwas davon mußte. Jene 
Bündniffe waren und blieben wirklich geheim und bie öffentliche 
Meinung batte noch lange nachher und bis zur Mitte März 1867 
feine Ahnung von ihrer Eriftenz. 

Mit den Friedensfchlüffen zwifchen Preußen und Oefterreid 
und zwiſchen jenem und ben drei fühbeutihen Staaten Bayern, 
Mürttemberg und Baden waren jedoch immer nur einige fefte 
Puncte, aber noch keineswegs auch nur bie Orundlinien für eine 
neue Ordnung ber Dinge in Deutſchland gewonnen. Diefe hing 
hauptſächlich von dem Schickſale der von Preußen occupirten Staa: 
ten Hannover, Kucheflen und Naffau, ferner von der Enticheibung 
über Sachſen und Heflen:Darmftadt, enblih davon ab, durch bie 
Bündniſſe Preußens mit den norbbeutichen Kleinſtaaten einen feiten 
Boden für ben zufünftigen norbbeutihen Bund zu gewinnen, Auch 
bas wurbe im Laufe des Monats Auguft theils entſchieden, theils 
vorbereitet, Hand in Hand damit, daß bie inneren Verhältniffe in 
Preußen felbit einen Umſchwung erlitten und wieber eine feftere 
Geſtalt erlangten. 

Noch während der Vorbereitungen zum Kriege war das preu- 
fifhe Abg.-Haus auf den Antrag des Minifteriums durch Fönigliches 
Deeret aufgelöft worden unter Anordnung von Neuwahlen auf ben 
3. Juli. An diefem Tage, zufällig demfelben, an dem Preußen bei 
Königgräß den großen Sieg über Defterreich errang, erfolgten bie 
Wahlen, nachdem gegen Ende Juni die Wahlmännerwahlen voraus- 
gegangen waren. Bismard hatte ganz richtig vorausgefehen, daß der 
Krieg, in dem Preußen zunächſt ganz allein ftanb, auf bie öffent: 
liche Meinung einen mächtigen Drud ausüben und fle veranlaffen 
würde, ſich fefter an die Regierung bes Königs anzufchließen. Dazu 
Tamen bie eriten Erfolge ber preußifchen Waffen in Sachſen, Han: 
nover und Kurheſſen, bie ebenfalls der Regierung zu Statten bamen 
und nod vor bie Wahlmännerwahlen fielen. So erfocht die Regie: 
rung am 3. Juli einen doppelten Sieg auf dem Schlachtfelde und 
in den Wahlen. Bisher auf ein eines Häuflein Feudaler im 
Abg.Hauſe beſchränkt, errang bie Regierung in ben Neumahlen zwar 
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wicht die Majorität bes Hauſes, aber doch eine Minderheit, bie faſt dreußen. 
ber Hälfte der Verfammlung gleihlam und ihr die Zuverficht ein- 
fiößen mochte, unter gewiſſen Vorausſetzungen eine Majorität zu 
Stande bringen und den vierjährigen Conflict zu Enbe führen zu 
können. Noch von feinem Hauptquartier in Mähren aus berief ber 
König ben Landtag erft auf den 30. Juli, dann auf ben 5. Aug. 
nah Berlin ein. Am 4. Aug. traf er wieber in feiner Haupiſtadt 
ein und ſchon am 5. eröffnete er den Landtag durch eine Thronrebe 
im weißen Saale des kgl. Schloſſes. Welche ungeheure Ereignifle 
waren feit den wenigen Monaten eingetreten, ba bie verfaflungs- 
mäßige Seſſion des Landtags für 1866 durch den König plötzlich 
geſchloſſen und bie Vertreter feines Bolles von ihm fehr ungnäbig 
heimgefchidt worden waren. Unerhörte Erfolge, die der Staat ſei⸗ 
nem Heere, dem Boll in Waffen, wie man in Preußen ſich auszu- 
drücken pflegte, und einer in ber Hauptſache ebeno entjchlofjenen als 
in Nebendingen maßvollen Diplomatie verbantte, hatten Preußen, 
Das eben noch eine jehr zweifelhafte Großmacht geweſen war, fo zu 
fagen urplöglih auf eine wahrhaft ſchwindelnde Höhe gehoben und 
bas bisherige fog. Gleichgewicht Europa’s gründlich verändert. Den: 
noch zeigte bie Thronrebe des Königs Wilhelm Teinerlei Ueberhebung. 
Sie erwähnte natürlich der Taum vollendeten Ereigniffe, allein bie 
Art, wie es geſchah, lautete nicht minder befcheiden als feſt. Der 
Nachdruck der ganzen Chronrebe lag nicht darauf, ſondern auf den 
noch nicht gelöften inneren Tragen. Zum erſten Dal feit dem Aus- 
bruche des Confliktes zwilchen ber Krone und ber Volksvertretung 
entſchloß fi die erftere zu einem Schritt bes Entgegenfommens 
gegen bie letztere. Der König verfünbete, daß feine Regierung in 
Bezug auf bie zeither im Widerſpruch mit der Verfaſſung ohne 
Staalshaushaltsgefeß geführte Verwaltung bei ber Tanbespestretung 
um Indemnität einlommen werde, damit „ber bisherige Conflikt für 
alle Zeit zum Abſchluß gebracht werde“, wobei ber König anbeutete, 
daß durch die bevorftchende Vergrößerung bes Staats. und bie Ers 
richtung eines einheitlichen norbbeutihen Bundesheeres unter Preu- 
Bens Führung die bisherige Meilitärlaft werde erleichtert werben. 
Niemand Tonnte auch nur einen Augenblid darüber in Zweifel fein, 
daß das Begehren: um Indemnität mehr eine formelle als. eine: reale 
Conceſſion von Seite der Krone war. Der Streit hatte ſich bisher 
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Preusen.in erfter Linie um bie Reorganifation ber Armee und bie zwei- ober 
breijährige Dienftzeit, in zweiter Linie aber um das Budgetrecht bes 
Abg-Haufes und die fog. Theorie ber Berfaflungslüde gebrebt. 
Meder bezüglich bes einen noch des andern Streitpunetes gab bie 
Regierung daburd, daß fie Indemnität für die Vergangenheit ver: 
langte, auch nur im mindeſten ben ihr bisher gegenübergeftanbenen 
Anfhauungen und Forberungen nad. Es Tag vielmehr auf ber 
Hand, daß fie an ber breijährigen Dienftzeit nad) wie vor feſtzuhalten 
entichloffen fei und was die jog. Lückentheorie betrifft, fo erklärte ber 
König etwas ſpäter ber Deputation bes Abg.Hauſes, die ihm bie 
Antwortsabreffe überbrachte, ebenjo unumwunden als entſchieden, daß 
er im Intereſſe des Staats ſo handeln zu müſſen geglaubt habe, 
wie er gehandelt, und daß er unter ähnlichen Umſtänden auch in 
Zukunft wiederum ebenſo bandeln würde. In dem Indemnitätsbegehren 
lag alſo zunächſt durchaus nichts mehr, als daß die Krone jene wirk⸗ 
liche oder angebliche Lücke in der Verfaſſung neuerdings als ſolche 
anerkannte und darauf verzichtete, dieſe Lücke unter den ihr momentan 
ſo überaus günſtigen Umſtänden in ihrem Sinn und ihrem Intereſſe 
ausfüllen zu wollen, vielmehr bereit war, die Ausfüllung in dieſem 
oder jenem Sinne der Zukunft zu überlaſſen, und daß die Krone 
der Volksvertretung ihrerſeits zuerſt und mit einer gewiſſen Freund⸗ 
lichkeit die Hand bot, wenn fie bezügli der Armeereorganiſation 
ihre bisherige Oppofition fallen laſſen und biefelbe für die Zukunft 
zu einer gejeglihen tolle werben laſſen. Allein ſelbſt mit biefer 
geringfügigen Conceffion mochte bie Regierung nicht ohne Grund 
fih ber Hoffnung Hingeben, mit Hülfe einer größeren oder geringeren 
Majorität des Abg.-Haufes den bisherigen Conflict für einmal- zum 
Abſchluß bringen zu können. Der ganze Boben, auf bem bisher 
von den Parteien gefämpft worden, war ein ganz anderer getvorben. 
Wenn Preußen die Stellung, die es mit den Waffen in ber Hand 
erftritten hatte und die noch immer eine vielfach beftrittene war, be- 
haupten, wenn es bie erft angebahnte Reorganifation Deutſchlands 
gegen alle feine offenen und geheimen Gegner durch und zu Ende 
führen wollte, fo mußte es wenigftens zunächſt und vielleicht fogar 
für längere Zeit bis an bie Zähne gewaffnet fein und gewaffnet 
bleiben. Sobald man aber die zugab, mußte ınan auch zugeben, 
baß dieß offenbar nicht der Moment fei, die einmal beftehende, wenn 
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and von ber Regierung einfeitig und wider bie Berfafiung durch⸗ Preusen. 
geführte Armeeorganifation in Frage zu fielen. Don biefen Stanb- 
punkt aus hatte die Regierung gewonnen Epiel: wenn man bie Frage 
ber Reorganifation ber Armee, die den Ausgangspunkt bes ganzen Eon: 
flietes gebildet hatte, vorerſt wenigftens als eine Nothwendigkeit zuges 
ftehen zu müſſen glaubte und zugeftehen zu wollen entichloffen war, fiel 
die Budgetfrage, die ſich daraus entwidelt hatte, von jelbft dahin und 
mochte die Löſung berjelben um jo eher der Zukunft überlafjen werben, 
als für den Moment eine Löſung berjelben im Sinne ber bisherigen 
Majorität des Abg.“Hauſes unb gegen bie Regierung doch nicht zu hoffen 
ſtand, jebt da bie Regierung fo große Erfolge für fi) aufzumeifen hatte 
und im Abg.-Haufe überbieß nicht mehr bloß auf eine fait verſchwindende 
Minorität, jondern auf eine mehr oder weniger feit geſchloſſene Partei 
zäblen konnte, bie den verjchiebenen unter ſich mehr ober weniger bivers 
girenden Fractionen ber Oppoſition zwar nicht ganz, aber doch bei: 
nahe die Waage zu halten im Stande war. Diefe und ähnliche 
Erwägungen konnten unmöglich ohne Einfluß auf die bisherige Op: 
pofition bleiben und blieben es auch nit. Ohne darum ben bie: 
ber verfochtenen Principien als ſolchen untreu werben zu wollen, 
glaubten doch viele bisherige Mitglieder berjelben den fo völlig ver: 
änderten Umftänben, ber jo ganz neuen Lage bed Staates Rechnung 
tragen zu müflen. Es zeigte fi dieß jofort bei ber Frage ber 
Antwortsabreffe auf die Thronrede. AZahlreihe Entwürfe zu einer 
ſolchen wurben eingereicht, bie alle auf verfchiedene Weiſe der fo 
gänzlich veränderten Tage der Dinge geredht zu werben juchten, und 
eben dadurch zeigten, wie unmögli das fei, ohne mwenigitens von 
ber Schärfe ber bisher verfochtenen Prineipien mehr ober ‚meniger 
zu opfern, ohne ben thatjächlichen Verhältnifjen und der eben barauf 
fih ſtützenden Regierung mehr oder weniger weit gehende Conceſſionen 
zu maden. Nicht ohne Mühe brachte bie Adreßcommiſſion ihrerſeits 
einen Abreßentwurf zu Stande, der den verfchiebenen Anſchauungen 
Rechnung, trug aber doch wenigftens die bisherigen Forderungen bes 
Haufes bezüglich bes Budgetrechtes ausbrüdlih zu wahren bemüht 
war. Allein er hatte nicht vielmal mehr Ausficht auf Annahme als 
irgend einer ber von Anfang an eingebradten Entwürfe. Um doc 
wenigftens eiwas zu Stande zu bringen, wurde ein noch farbloferer 
Entwurf vorgeſchlagen, die Adreßcommiſſion felbft trat ihm bei und 
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Preußen. berfelbe wurde dann auch ſchließlich faſt einflimmig angenommen. 
Es ließ ſich nicht Länger verfennen, baß bie bisher troh aller Mei: 
nungöverfchiebenheit im Großen und Ganzen immerhin contpacte 
Phalanr der bisherigen Oppofition innerlich in voller Auflöfung be 
griffen fei._ Die pofitiven Vorlagen der Regierung mußten dieſe 
innere Zerfläftung förbern und zu Tage bringen: namentlich das 
von ihr eingebracdhte fürmliche Indemnitätsgeſetz und bie Forderung 
eines außerorbentlihen Erebites von 60 Mill. Thlrn., der haupts 
fählih dazu verwendet werden follte, um den durch ben Krieg er: 
fhöpften Staatsihag wieder zu füllen. In beiden Fragen fiegte 
bie Regierung; bie Indemnität wurde ihr vom Abg.-Haufe mit 230 
gegen 75, der außerordentliche Erebit von 60 Mill. Thlrn. mit ge⸗ 
ringer Mobification mit 230 gegen 83 Stimmen bewilligt. Damit 
war der bisherige Conflict im weſentlichen befeitigt; die Regierung 
fonnte bezüglich ihrer ‚auswärtigen Politik auch im Abg-Hauje auf 
eine weit überwiegende Mehrheit zählen. Stand doch jelbft ein 
Theil derjenigen Mitglieder, die ber Regierung in inneren Fragen 
feine Conceflionen mahen und den bisherigen Kampf auf biefem 
Gebiete nicht aufgeben zu bürfen glaubten, in ragen ber beut- 
ſchen Politit darum doch auf ihrer Seite. Die Erledigung der 
Annerionsfrage ließ darüber keinen Zweifel. Schon am 17. Aug. 
richtete der König eine Botſchaft an beide Häuſer des Landtags, 
durch welche er von benfelben ihre Zuftimmung zu ber Einverleibung 
bon Hannover, Kurheflen, Naflau und Frankfurt verlangte und am 
7. Eept, wurbe biefelbe vom Abg.-Haufe mit .273 gegen 14 Stim- 
men ausgefproden, mit dem Zuſatze, daß die preußiſche Verfaſſung 
in allen biefen neuen Landestheilen mit dem 1. Det. 1867 in Kraft 
treten folle, bis dahin aber ber König eine Art Dictatur in benfel- 
ben ausüben möge. Das Herrenhaus genehmigte bie Annerignen 
jogar, was Beachtung verdient, mit allen gegen eine einzige Stimme. 
Die Einverkeibung von Schlestwig-Holftein wurde burdh eine bejon- 
bere Vorlage eingebracht und etwas fpäter in gleicher Weile beiwil- 
ligt, weil erft der förmliche Abſchluß bes Friedens mit Defterreich 
batte abgewartet werben müfjen. Bon einem blinden Vertrauen zu 
ber Regierung war indeß troß alledem von Seite ber Majorität bes 
Abg.-Haufes Feine Rede und dieſes genehmigte daher ben ihm von 
jener vorgelegten Entwurf eines Wahlgeſetzes für ben Reichstag bes 
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norbbeutfchen Bundes und zwar zunähft für bie Berathung einer Yreusen 
Verfaſſung biefes Bundes nur unter der Bebingung, daß die preuß. 
Berfaffung und Gefebgebung dur die künftige Yunbesverfaflung in 
feinem Falle anders als auf dem Wege der preuß. Berfaflung, alfo 
nur:unter Zuſtimmung beider Häufer des Landtags abgeändert wer: 
ben könne. Ende September wurbe der Landtag bis Anfang No: 
pember vertagt. Die Regierung benützte die Zwiſchenzeit, um in 
ben annectirten Gebieten alsbald die allgemeine Wehrpflicht wie im 
übrigen Preußen einzuführen und ebenfo vafch für biefe Landestheile 
bie Organifirung von brei neuen Armeecorps anzuorbnen, womit zus 
gleich auch bie Einfügung ber zufünftigen Bunbescontingente theils 
in biefe neuen, theils in die ſchon beſtehenden preuß. Armeecorps 
geregelt wurde. Am 12. Nov. trat der Landtag wieder zufammen. 
Derjelbe beihlog nunmehr auch die Einverleibung von Schleswig: 
Holftein und berieth das Budget für 1867. Dem Frieden mit ber 
Regierung wurde hiebei der Schlußftein eingefügt: das Abg.-Haus 
genehmigte am 10. Dec. den Militäretat nad dem Verlangen im 
Drdinarium mit einer freilich nur jehr geringen Mehrheit und ließ 
bamit die Oppofition gegen die Armeereorganifation befinitiv fallen. 
Wie gänzlih die Stimmung umgeſchlagen, trat am bdeutlichften zu 
Zage, als bie Regierung eine Vorlage einbrachte, bie anderthalb 
Mil. Thlr. verlangte, um baraus, ohne jedoch beftimmte Namen zu 
nennen, Totationen für die verbienteften Heerführer des lebten Krie⸗ 
ges zu beichaffen. Das Abg.-Haus bewilligte die geforderte Summe 
und bezeichnete als folche Heerführer die Generale Moltke, Herwarth, 
Steinmeß und Vogel v. Falkenftein, ftellte aber ausdrüdlich mit 219 
gegen 18 Et. an bie Spige der zu Dotirenden ben Grafen Bismard! und 
ben Kriegsminifter Roon. Bezüglich der innern Angelegenheiten und Fra⸗ 
gen blieb zwifchen ber Majorität des Haufes und dem Minifterium ber 
bisherige Gegenſatz, wenn auch in der Form gemildert, dem Wefen 
nad) trogdem berfelbe und gegen einzelne, wie 3. B. ben Juſtiz⸗ 
minifter war er auch in der That mehr als beredtigt; aber in ber 
beutfhen Frage und in ben auswärtigen Angelegenheiten überhaupt 
konnte Graf Bismard und die von ihm geleitete Negierung auf bie 
entichiebene Unterſtützung einer überwiegenden Mehrheit felbft im 
Abg.-Haufe fortan mit Zuverſicht zählen. 

Wenn Preußen bie neu erworbene Stellung in Deutſchland 
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Yreugen. und in Europa aufrecht erhalten wollte, fo war bas auch abfolut 
wwthwendig. Der Krieg hatte lediglich bie bisherigen Hinderniſſe 
für die Erftellung eines einheitlichen und auch nad) außen mächtigen 
Deutſchlands befeitigt, indem er ben bisherigen Dualismus ber bei- 
ben Großmächte innerhalb bes Bundes aufhob und die Souveränetät 
ber Einzelftanten theils gänzlich brach, theils wenigitens bis zur 
Wurzel erſchütterte. Nur die Politik Tonnte auf die Dauer einen 
neuen Organismus fehaffen und bazu mußte ber Leiter ber preuß. 
Negierung, wie Bismard Tängit öffentlih und privatim wiederholt 
erflärt und zugeftanden hatte, ber entichiedenen und nachhaltigen 
Unterftüßung ver Volfsvertretung fiher fein. Denn noch war alles 
zu fchaffen und nur ber Plan dazu frei. Ja ber Hinderniſſe und 
Schwierigfeiten waren noch genug zu überwinden, mußte Doch eine 
der Allerfleiniten von ben Kleinen, die Fürjtin-Regentin von Neuß 
& 8, erit durch einige Compagnien preußiſcher Soldaten zur Raifon 

und der alte Herzog von Meiningen durch einen ähnlichen Druck 

bazu gebracht werden, zu Gunften des Erbherzogs  abzubanten. 

Schwieriger war eine Einigung mit bem Großherzog von Heflen: 

fie kam erft am 3. September zu Stande und zwar bahin, daß ber 

Großherzog die faum erworbene Landgrafigaft Homburg an Preu⸗ 

Ben abtreten und mit Oberhefien, dem britten Theil feines Gebietes, 

in den norddeutſchen Bund eintreten mußte. Noch viel mehr Echiwic- 

rigteiten boten bie Unterhanblungen mit dem König von Sachſen 
und biefelben zogen fi benn auch bis zum 21. October hinaus, 
an weldem Tage erſt der Friebensihluß zwiſchen Preußen und 

Sachſen erfolgte. Gerade in Sachen, dem größten derjenigen Staa- 

ten, bie in ben norbbeutfhen Bund eintreten follten, mußte bie bis- 

herige Souneränetät ber inzelftaaten, mußte ber Particularismus 
gebrochen werben, und Preußen hielt daher unentweglid an feinen 
urjprünglichen Forderungen feit, bis der König von Sachſen ſich 
endlich überzeugte, daß ihm nichts anderes übrig bleibe, als ſich in 
bas Uinvermeibliche zu fügen. Die Einſicht beider Fürften wurde 
indeß offenbar dadurch beſchleunigt, daß ihre Länder inzwiſchen von 

Preußen occupirt waren und ſie erſt durch die Unterzeichnung des 

Friedensvertrags die Rückkehr in dieſelben erzielten. Erſt gegen den 

Schluß des Jahres, am 15. Dec., traten Bevollmächtigte ſämmtlicher 

norddeutſchen Regierungen in Berlin zufammen, um ſich unter dem 
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Vorfite Bismards über den Entwurf einer Verfaffung des norbd⸗ eusen. 
deutſchen Bundes zu vereinbaren als Vorlage an einen auf Grund 
des allgemeinen Stimmrechts und birecter Wahlen zu berufenben 
Reichstag des Bundes. 

Sp groß au noch die. Schwierigkeiten und Hinderniſſe fein = 
mochten, die Preußen auf dem Wege, ben es betreten, offenbar "* 
noch zu überwinden hatte, jo deutete doch alles darauf hin, daß ber 
Reiter feiner Politik fi) des -Zieles, nach dem er ftrebte, genau bes 
wußt war und nicht nur des Zieles felbit, ſondern auch ber Mittel, 
wenigſtens im Wefentlichen und Oanzen, bie ihn dahin führen follten. 
Bezügli ber ſüddeutſchen Staaten war weber das eine noch bas 
andere ber Fall. Dur die Nidolsburger Präliminarien und den 
Prager Frieden war ihnen bie Möglichkeit gefichert, „in einen Verein 
jufammenzutreten, deſſen nationale Berbindung mit dem norbbeutichen 
Bunde der näheren Verftändigung zwiſchen beiden vorbehalten bleis 
ben und der eine internationale unabhängige Exiſtenz haben follte*. 
Hätte Preußen nah ber Schladht bei Königgrätz volllommen freie 
Hand gehabt, fo dürfte Taum ein Zweifel obwalten, daß ſich bie 
ſüddeutſchen Staaten beim Abſchluß des Friedens genöthigt gejehen 
hätten, auch ihrerfeits dem neuen Bunde unter Preußens Yührung 
wenn auch mit einigem Wiberftreben beizutreten. Allein Preußen 
hatte Teineswegs ganz freie Hand, die Rückſicht auf Frankreich zwang 
es, auf einen rieuen Geſammt⸗Bund vorerft zu verzichten und fi zu 
nächſt mit einem norddeutſchen Bunde zu begnügen, Es liegt auf ber 
Hand, daß Frankreich in biefer feiner Politik nicht von irgend welcher 
uneigennüßigen Zuneigung zu ben ſüddeutſchen Staaten geleitet wurde, 
fondern lediglich von feinem eigenen Intereſſe, dem ein mädhtiges 
und unter Preußens Yührung wenigftens militäriich einiges Deutſch⸗ 
land ganz und gar nicht conveniren Fonnte. Wenigftens Südbeutſch⸗ 
land follte dem preußijchen Machteinfluffe noch entzogen erben. 
Allein es ‚zeigte fich bald, daß Frankreich dabei nicht mit den realen 
Verhältniſſen gerechnet hatte, und daß es babei in einem ganz ähn⸗ 
lichen Irrthum wie im Sahr 1859 in Stalien befangen war, ale 
e3 einen italienifchen Bund unter bem Ehrenpräfidiun des Papſtes 
anftrebte. Alles, was Frankreich erzielte, war, daß es das, mas 
boch gefchehen mußte, was nad ben großen Ereigniſſen bes Soms 
mers 1866 zu einer abfoluten Nothwendigkeit geworben war, bie 


542 Usbeript Der Greiguife des Jehres 1886. 


Dratige Bereinigung bes geſammten außeröflerreichiidgen Deutichlands unter 
um. der Führung Preußens um einige Jahre, höchſtens, aber ſehr un- 
wahrjcheinliher Weife, um einige Jahrzehente hinausſchob und in: 
zwilchen bie fübbeutihen Staaten in eine Lage zwängte, bie für fie 
jelber unmöglich befriebigend fein konnte. Frankreichs Plan und Wunfd 
für Deutichland ging offenbar auf bie Heritellung von einer Art 
Trias, wie bieß der Kaifer ſchon in jeinen Briefe an Drouyn be 
l'Huys vom 11. Juni angedeutet hatte und foweit dieß jeßt über: 
haupt noch möglich war. Allein es zeigte fi alsbald, bag bie 
Triasibee etwas für Deutichland ganz und gar Unmögliches an- 
firebte, weßhalb dieſelbe, die ja ſchon längſt aufgetaucht und hin: 
reichend beiprodden worden war, es niemals auch nur zu einem 
ernſtlichen Verſuche, fie zu verwirklichen, gebracht hatte: ohne Unter: 
ordnung unter irgend eine gemeinjame Gewalt, ohne Verzicht auf 
bie bisherige Souveränetät ber Einzelftaaten war auch fie nicht 
möglich und dagegen firäubten fi bie Dynaftien unb ber Parti⸗ 
cularismus ber Einzelfinaten, während die nationale Strömung ber 
ganzen dee ohnehin enigegenftand. Wenn ein fübbeutiher Bund 
neben dem norbbeutichen überhaupt einen Sinn und eine gewifie 
Berechtigung haben Tollte, jo war dieß nur unter ber Vorausſetzung 
ber Fall, daß bie nftitutionen dieſes Bundes fowohl als ber ihn 
bildenden Staaten im Gegenjab gegen den von Preußen geleiteten 
norddeutſchen Bund in durchaus Fiberalen, volksthümlichem, demo⸗ 
kratiſchem Sinne theils geftaltei, theils umgeftaltet wurden. Dieß 
lag fo augenjcheinlih auf flaher Hand, daß es gar nicht zum 
verwundern war, wenn bie demokratiſche Partei ſich ber Idee ſofort 
bemädstigte und mit allem Eifer auf ihre Berwirklichung drang, 
aber auch ebenjo wenig, wenn bie Regierungen ber ſüddeutſchen 
Staaten ihr Feinerlei Geſchmack abgewinnen konnten, ba fie fidh 
feinen Nugenblid darüber täuſchen Tonnten, daß fie einem berartigen 
Staats: und Bundesweſen noch viel größere und empfinblichere 
Opfer zu bringen genöthigi wären, als Preußen benjenigen Fürften 
zumuthete, bie mit. ibm ben norbbeutihen Bund bilden follten. So 
kam es benn, daß von Seite der fübbeutihen Regierungen auch nicht 
ber Teifefte Berfuch gemacht wurde, die ‘bee eines ſüddeutſchen Bunbes 
zu verwirklichen und daß unter denſelben niemals barüber auch nur 
verbanbelt wurde. ES wäre bieß ohne Zweifel auch dann ber Fall 
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geivefen, wenn bie ſüddeutſchen Regierungen ſich nicht bereits durch Deutias 
bie geheimen Schub: und Trugbünbnifle mit Preußen zwar nicht a 
abfolut, oder doch bis auf einen getwiffen Grab bie Hände gebunden 
hätten. Für Helfen, das mit einem Drittheil feines Gebietes be 
reits im norddeutſchen Bunde ftanb, wäre es überhaupt gerabezu 
eine Unmöglichleit gewejen, mit feinen andern zwei Drittbeilen an. 
einem ſüddeutſchen Bunbe Theil zu nehmen, ber auf ganz anderen, 
theilweife gerabezu entgegengeießten Grundlagen beruht hätte. In 
Baben waren die Regierung und bie weit überiviegende Mehrheit ber 
zweiten Kammer offen und entichieven von Anfang an für einen 
Eintritt des Landes in ben norbdeutihen Bund, fobald dieß über⸗ 
Baupt möglich fein würbe. Und felbft in Bayern ſprach ſich bie 
zweite Kammer bei ihrem erſten Aufammentritt nach bem Kriege 
ſchon im Auguft fait einftimmig bahin aus, „baß durch einen engen 
Anſchluß an Preußen ber Weg betreten werbe, ber zur Zeit allein 
bem angejtrebten Ziele zuführen könne: Deutichlanb unter Mit: 
wirkung eines freigewählten Parlaments zu einigen, bie nationalen 
Intereſſen wirkſam zu wahren und eiwaige Angriffe bes Auslanbes 
erfolgreich abzuwehren.” Sn allen biefen brei ſüddeutſchen Staaten 
übertwog bie nationale Strömung entſchieden Aber bie demokratiſchen 
Beftrebungen und ſelbſt über bie liberalen Intereſſen, bie gegen 
einen Anſchluß an Preußen geltend gemacht werben mochten. Nur 
in Württemberg ertlärte fi bie Mehrheit ber zweiten Kammer am 
13. Dct. in einer Adreſſe an den König fehr beſtimmt und nicht 
ohne Leibenfchaft gegen einen Anſchluß an Preußen und für bie 
Errichtung eines fübbeutihen Bundes, doch Auch fie nicht ohne zus 
gleich der Ueberzeugung Raum zu geben, daß berjelbe zur Zeit auf 
„unüberwindliche Hinderniſſe“ flogen möchte. Geſchah indeß wirklich 
nichts für die Gründung eines ſüddeutſchen Bundes, ſo geſchah auch 
während des ganzen Jahres 1866 thatſächlich nichts für einen näheren 
Anſchluß an Preußen. Während die Parteien für und gegen einen 
ſolchen aufs lebhafteſte ſtritten, huldigten die Regierungen einer 
Politik mehr oder weniger unthätigen Zuwartens, die für ſie ſelbſt 
und für die öffentliche Meinung um ſo unbefriedigender und um ſo 
peinlicher war, als ſie auf der einen Seite offenbar den Eintritt 
in den norddeutſchen Bund nur mit Widerſtreben ins Auge faßten, 
auf der andern Seite aber doch nicht verkennen konnten, daß ein 
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Deuts Beharren in ber augenblicklichen Lage auf bie Dauer immerhin ganz 


Ian, 


Stalien. 


und gar unmöglich fein werde. 

Berglihen mit Deutfchland, deſſen maunigfaltige und ver: 
widelte innere Berhältniffe zur Confolibirung ber neuen Zuſtände 
auf wejentlich veränderter Grumblage jedenfalls längerer Zeit be 
burfte, war bie Lage Staliens in Folge bes Krieges eine überaus 
einfache, und menn es aus bemjelben ſchließlich nicht diejenige Be: 
friedigung davontrug, auf die es gehofft hatte, jo war baran jeben- 
falls nicht das preußiiche Bündniß Schuld, ſondern lediglich bie 
milttäriihe Schwäche, bie es feinerjeits gegenüber Defterreich neuer: 
bings an den Tag gelegt hatte. Die großen Erfolge ber preußifchen 
Waffen in Böhmen erwarben ihm troß der Niederlage von Euftoza 
Venetien; der VBerluft der Seeſchlacht von Liſſa raubte ihm jede 
Hoffnung, and Wälſchtyrol feinem Erfolge hinzufügen zu Tönnen. 
Bwar meinte bie italienifche Regierung noch längere Zeit, mit Hülfe 
Frankreichs und Preußens während der Unterhandlungen das Tren⸗ 
tino ober wenigſtens einen heil beflelben ſich fichern zu können. 
Allein es wurde baburc bloß der Abſchluß eines Waffenſtillſtands 
mit Defterreich hinnusgezogen. Weniger um des Länbchens jelber, 
bas es in unverantwortliher Weile jeinerjeitS hatte verwälſchen 
laſſen, als um feiner Ehre willen hielt Deiterreih daran feit, außer 
Benetien, das es nun einmal hatte fahren laſſen müflen und das 
es nun einmal fahren gelafien hatte, weiter in Stalien jo wenig 
als in Deutihland irgend einen Berluft an Land und Leuten zu 
machen und ſo wenigſtens das Reich intact zu erhalten, wenn es 
auch auf feine bisherige Stellung in Stalten wie in Deutſchland 
verzichten mußte; ſowohl Frankreich als Preußen weigexten ſich ſchließ⸗ 
lich pofitiv, Italien in feinen dießfallſigen Anſprüchen zu unterftügen 
und fo blieb biefem am Ende nichis anderes übrig, als Wälſchtyrol 
zu räumen, um dadurch ben Waffenftillitand mit Deflerreih zu er⸗ 
möglichen, und beim endlichen Friedensſchluſſe feine Anſprüche vorerft 
gänzlich fallen zu laſſen. Uebrigens war es, ba Stalien im Felde 
auch gar Feinen Erfolg aufzumweifen hatte, auf ben es fi fügen 
modte, nur natürlih, wenn ihm bie betheiligten Mächte bei ben 
Friebensunterhandlungen nur biejenigen Bortheile zukommen ließen, 
bie ihm nach ‚Maßgabe der Umſtände gar nicht verfagt werben 
konnten. Preußen banbelte babei feinerjeits burchaus lopal, indem 





Acdetſicht der Extignife des Jahres 1006; 


545 


es durch feinen Allianzvertrag mit Italien bezüglich Wälſchtyrols Ziatien, 


nit nur Feine Berpflihtung übernommen, eine ſolche vielmehr ſchon 
bamald gerabezu abgelehnt hatte, bezüglich Venetiens dagegen feinen 
gegen Italien wirklich eingegangenen Verpflichtungen fowohl in ben 
Nidolsburger Präliminarien als im Prager Frieden vollftändig 
Genüge that. Diel mehr Urſache hatte Italien, ſich über Frankreich 
zu beflagen, das bemjelben nicht nur zuerft jeine Unterſtützung bes 
züglich Wälſchtyrols in Ausficht ftellte, nachher aber entzog, ſondern 
au die Bemühungen bes italienijchen Cabinets, eine directe Ueber: 
tragung Denetiens an Italien von Seite Oeſterreichs beim endlichen 
Friedensſchluſſe zu erzielen, vereitelte und mit Zähigfeit baran feft: 
bielt, daß Venetien ihm cebirt fei und bleibe, und baß es baffelbe 
weiterhin wenn auch mit bem von Preußen geforderten förmlichen 
und ausbrüdlihen Einverſtändniß Oeſterreichs an Italien zu cebiren 
babe, obwohl diefe Retroceffion am Ende zu einer wahren Comöbie 
berabfant, Am 18. Oct. übergab ber franzöſiſche General Lebveuf 
im Namen des Kaifers bas Land einer Commiffion des Gemeinde: 
rathes ber Stadt Venedig, worauf am 21. und 22. das feierliche 
Blebiscit erfolgte, da8 gegen eine Minderheit von bloß 69 Stimmen 
bie Vereinigung Venetiens mit der conftitutionellen Monarchie bes 
Königs Bictor Emanuel ausſprach. Das Auffallendite bei diefem 
Ereigniffe war, daß ber gelammte höhere und niebere Clerus, der 
bisher feft zu Defterreich gehalten und die äußerſte Feindſeligkeit 
gegen das neugelchaffene Königreich Italien an ben Tag gelegt hatte, 
nunmehr plößlich und in gerabezu bemonftrativer Art ins entgegen 
gejeßte Lager überging. In Turin, feiner alten Hauptſtadt, von der 
bie ganze neue Orbnung ber Dinge in alien ausgegangen war, 
empfing ber König das Refultat der Abftimmung, vollzog die Ein- 
verleibung und hielt darauf feinen feierlichen Einzug in Venedig. 
Stalien hatte damit feine natürlichen Grenzen erreicht, zum erſten 
Mal feit dem Sturze des Römerreichs war es Herr feiner Geſchicke. 

ebenfalls mochte Italien von nun an feine Unabhängigteit 
gegenüber Frankreich in ganz anderer Weife wahren, als ihm bieß 
bisher und folange bie Defterreicher noch drohend das Feſtungs⸗ 
viereck beſetzt hielten, möglich geweien war. Nicht mit Unrecht betrach⸗ 
tete baber bie öffentliche Meinung in Frankreich das Reſultat bes Krieges 
in Stalien wie in Deutſchland als eine Beichränfung feines bie: 

35 


Fran 
rei» 


546 


aan 
sei. 


Amerika. 


Acherſicht der Erriguife des Yahres 1868. 


herigen Machteinflufies , feines bisher thatiiglich ziemlich allgemein 
anerfannten politiſchen Lebergewidhts in Europa und baher nicht 
viel.anders benn als eine Nieberlage, bie Frankreich erlitten habe, 
ohne nur das Schwert zu ziehen. Das Gefühl davon war aber 
un fo lebhajter, um jo brennendber, als die Politik Frankreichs genau 
zu berjelben Zeit eine unläugbare, wirkliche Niederlage crlitten hatte, in 
Mexico. Im Grunde war bie Niederlage fon im Jahre zuvor 
erfolgt: mit dem Momente, dba die Rebellion ber norbameritanifchen 
Sübftaaten endlich zuſammenbrach, die Armee ber Norbitaaten fieg- 
reih in Richmond einzog und ben Heerführern des Südens nichts 
anderes übrig blieb, als mit ihren Truppen zu capituliren, war bas 
Schickſal der franzöfiihen Expedition nad Mexico und des von 
ihnen bafelbft errichteten Kaiſerthrons vorauszufehen und bie Ereigniſſe 
bes Jahres 1866 in Merico waren nur bie natürlichen Folgen berjenigen 
des Jahres 1865 in ben Vereinigten Staaten Nordamerikas. Allein 
ber Kaifer Napoleon gab fi damals und noch längere Zeit der 
trügerifhen Hoffnung bin, daß es ihm gelingen werbe, fi mit ber 
Union zu verftändigen, dem mericaniihen Kaiſerthron wenigſtens 
noch auf einige Zeit ein ephemeres Dajein zu fihern und inzwifchen 
feine Truppen ungehinbert und unbedrängt nad, jeiner Convenienz 
zurüdziehen zu können. 

Kein Zweifel, daß Napoleon von ber Auficht ausging, daß 
die Der. Staaten für längere Zeit vollauf genug zu thun haben 
würben, fich von dem vierjährigen entſetzlichen Bürgerkriege zu er- 
holen, fi) wieber zu confolidiren und ben Süden zu pacificiren, unb 
daß fie bemgemäß längere Zeit. noch nicht daran denken könnten, ben 
Franzoſen in Merico ernitlihe Schwierigkeiten zu bereiten. Die 
ſchweren Differenzen, bie bald darauf und mit fteigenber. Heftigfeit 
zwiichen bem Congreß und bem Präfidenten ausbrachen, waren in 
ber That geeignet, Napoleon in dieſer Anſchauung zu  beftärfen. 
Präfident Johnſon war feiner Zeit ‚mit Lincoln von ber republi⸗ 
kaniſchen Bartei zum DVicepräfidenten ber Republik gewählt werben 
und als er nah dem Tode Lincolns verfaflungsmäßig an feine 
Stelle trat, herrichte Anfangs fein Zweifel, daß er bie Staats⸗ 
geihäfte in bemjelben Sinne und Geifte wie fein Vorgänger leiten 
werde. Allein nur zu bald zeigte es fi, daß dies ein Irrthum 
war. Die öffentliche Meinung war während. der vier Jahre bes 
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einem ganz anderen Standpunkte als zu Anfange Wäre fie zu An- 
fange befjelben volllommen zufrieden geweſen, wern die Südſtaaten 
nur auf jebe weitere Ausbehnung ber Sclaverei verzichtet hätten und 
hatte damals die Idee, die Rechte ber Einzelftanten im Antereffe bes 
Bundes zu beſchränken, überhaupt noch jehr geringe Ausfichten auf 
Verwirklichung, jo hatte jeßt die Anſicht, daß die Sclaverei überhaupt 
und bon Bundeswegen aufgehoben werden müffe, die Oberhand gewon⸗ 
nen und war die Republik thatfächlich in vollem Uebergange vom bis: 
berigen Staatenbunbe zum Bundesſtaate begriffen. Das erftere wurde 
vom Kongreß noch im Jahre 1865 in einem Zufabartifel zur Bundesver⸗ 
faflung ausgefprochen und diefer Zufabartifel auch von einer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Anzahl ber Einzelftanten genehmigt. Die wirkliche oder bloß 
iheinbare Durchführung ber Sclavenemancipation hing dagegen weſent⸗ 
lich davon ab, ob biefelbe vom Bunbe felbft und den Organen befjelben in 
bie Hanb genommen und ob fie nach bem bisherigen Principe des 
Staatenbundes den Staaten jelbft und ihrem Belieben überlaffen werbe. 
Darüber erhob fih nun ber Streit zwijchen dem Präjidenten und dem 
Congreſſe. Der Bräfident, jelbit bem Süden entjproffen, ſtellte fi 
auf die Seite des Südens und ber bisherigen demokratiſchen Partei 
und verfocht bie Rechte ber Staaten gegen die Unfprüche bes Bundes, 
ber Congreß dagegen nahm, geftübt auf bie fiegreiche republikaniſche 
Partei und in Uebereinftimmung mit der weit überwiegenden Mehr: 
beit ber öffentlihen Meinung des Nordens, für den Bund das 
Recht in Anſpruch, die Aufhebung der Sclaverei in den GSübftaaten, 
beren bisherige Rechte er durch die Rebellion verwirkt beirachtete, 
felber durchzuführen und deren Durchführung durch feine eigenen 


Drgane zu fihern. Jeder ber. beiven Theile benüßte die Macht 


und bie Befugniffe, die ihm die VBerfaflung an die Hand gab, um 
feine Ideen zu verwirklichen. Der Präfldent ernannte proviforifche 
Gouverneure für die Südſtaaten, Tieß durch dieſe Gouverneure neue 
Regislaturen wählen und begnabigte die ehemaligen Rebellen maflen- 
weile, fo daß biejelben alsbald wieder überall das Heft in-bie Hände 


befamen unb unter neuem Namen und in etwas anderer Form die’ 
alte Wirthihaft von nenem aufnahmen: ließ man fie gewähren, fo- 


war bie Sclaverei zwar formell bejeitigt, beftand aber thatjächlich nach 


wie vor; ſchon ſahen die Führer der demokratiſchen Partei jogar den 
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Kmerite. Augenblid nahen, ba es ihnen vergännt fein würbe, bie Zügel ber 
Republik wieder wie vor dem Kriege ganz überwiegend in ihre Hand 
zu nehmen. Allein ber Norben war nicht gemeint, fi auf biete 
Weiſe bie Früchte bes Sieges und den ganzen Erfolg bes furdt: 

: baren Bürgerkrieges ohne weiteres aus den Händen winden zu Tafjen. 
Zunähft gab indeß die Verfaſſung dem Congreſſe nur ein wirkjames 
Mittel gegen bie Partei bes Präfidenten an bie Hand: er ver: 
weigerte den von den ehemaligen Rebellenftaaten gewählten Neprä- 
jentanten. und Senatoren die Zulafjung unb . erflärte dieſelbe von 
der Annahme derjenigen Bedingungen abhängig, die er jelbit ben 
Sübftaaten bezüglich ihrer Reconſtruirung vorjchlagen werde, zu 
welhen Ende vom Nepräfentantenhaus und vom Senate ein ge: 
meinjamer Fünfzehner-Ausſchuß niebergejeßt wurde. Alles andere 
war fehr zweifelhaft: feinen mit bloßen Majoritäten gefaßten De: 
ſchlüſſen jebte der Präfibent fein Veto entgegen und dieſes Veto 
fonnte nur durch eine Zweidrittels-Majorität ſowohl bed einen wie 
des andern Haufes umgejtoßen werben, über eine folde verfügte 
aber die republifanifche Partei Anfangs nicht, wenigitens Tonnte fie 
darauf nicht unter allen Umftänden zählen. Schon barum unb auch 
aus anderen Beweggründen gingen die republikaniſche Partei und ber 
Congreß zunächſt jehr gemäßigt gegen den Süden vor. Auf ben Antrag 
des Reconſtructionsausſchuſſes beichloffen im Mai beide Häufer einen 
neuen Zufab zur Bunbesverfaflung, der dahin ging, den ehemaligen 
Sclaven. wenigftend die bürgerlichen Rechte zu "fihern, bagegen bie 
Trage, ob ihnen auch politifche Rechte zu. ertheilen jeien, ber Ent- 
fheidung ber Südſtaaten felber überließ, indem er lediglich die Zahl 
der von einem jeden berjelben in ben Congreß zu ſchickenden Re⸗ 
präfentanten davon abhängig machte, durch bie Beftimmung, baß für 
bie nicht flimmberechtigten Neger im Gegenfab gegen bie bisher gel: 
tende Berechnung in Zukunft auch feine Repräfentanten mehr nad 
Waſhington geichidt werben dürften. Es war ein Vorſchlag zur 
Güte, der weber der Billigfeit noch ber weifen Mäßigung entbehrte. 
Die Sübftaaten Hätten denfelben gar wohl annehmen können und 
fie hätten in. der That nur Hug gehandelt, wenn fie es gethan 
hätten. Allein der Präfivent erflärte dem Vorſchlag fofort ben 
Krieg, die bemofratiihe Partei ber ehemaligen Sclavenzüchter und 
ihrer Zreunde belämpfte ihn ‚mit allen Mitteln einer zügellofen 
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Parteitaktik und fchon lange vor Ablauf des Jahres hatten ihn amerita. 
fämmtlihe Sübftaaten verworfen. Im Herbft machte der Präfident 
eine Rundreife durch eine Anzahl Nordſtaaten und verfocht überall 
in‘ öffentlihen Verfammlungen feine Beitrebungen, in ber offenbaren 
Abſicht, damit auf die benorjtehenden Congreßwahlen einzutwirken. 
Die Tactlofigkeiten, die er ſich dabei zu Schulden kommen Tief, 
machten, baß das Refultat ins Gegentheil umfhlug. Der Norden 
raffte fih no einmal zufammen, um das im Kriege gewonnene 
Uebergewicht befinitiu zu behaupten. Die Wahlen fielen nochmals 
und zwar mit verflärkten Majoritäten zu Gunften der republifa- 
nifhen Partei aus und bie bisher zögernde und in ihrem Vorgehen 
gegen den Präfidenten mehr ober ‚weniger ſchwankende Mehrheit 
beider Häufer geftaltete fich zu einer feften und compacten Partei, 
fähig und entichloffen, jedes Veto des Präfiventen mit mehr als 
zwei Dritteln ber Stimmen fofort und ohne Schwanfen umzuftoßen. 
Nachdem die Südſtaaten den erften fo gemäßigten Vorſchlag ver: 
worfen, war man bald einig, fie unter Militärgewalt zu ftellen und 
bie Reconftruction bderjelben, und zwar nunmehr auf Grund bes 
allgemeinen Negerftimmrechts, felbft in bie Hand zu nehmen. Der 
Süden fühlte, daß die Uebermacht des Norbens, die er ſchon wieder 
eingeichlafen gewähnt hatte, noch einmal erwacht fei und daß ihm 
nichts anderes übrig bleibe, als ſich in das Unvermeibliche zu fügen 
und. den Trank, ben er fih durch die Rebellion felbft bereitet batte, 
bis auf die Hefe auszutrinten. Der Beſchluß beider Häujer fällt 
indeß nicht mehr ins Jahr 1866, fondern zog fih bis zu Anfang 
März 1867 hinaus, machte aber dann dem bisherigen Conflict ein 
Ende. Der Präfivent fügte fi und verzichtete auf eine weitere 
Verfolgung feiner bisherigen Politik; hätte er es nicht gethan, fo 
würbe ohne Zweifel der ſchon Tängft eingeleiteten, bisher aber ab⸗ 
ſichtlich verzögerten Unterfuhung gegen ihn behufs Erhebung einer 
Anklage auf Hocwverrath freier Lauf gelaffen worben fein. | 
Diefer Conflict mit dem Präſidenten, die Röfung ber Sclaven⸗ 
frage und eine befinitive Reorganifation des Südens im Sinne bes 
Nefultats des Bürgerkriegs beichäftigten währenb- bes ganzen Jahres 
bie öffentliche Meinung in den Ber. Staaten allerdings tiefer und 
allgemeiner, als die Zuſtände und Borgänge in Mexico. Präſident 
Sohnfon wäre zwar ſehr geneigt geweſen, und bie Führer ber 
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Mexico. ehemaligen Sclavenpartei hätten dazu nur gar gu gerne bie Hand 


geboten, auf Grund ber mericanifhen Frage mit dem Norben ein 
Compromiß zu ſchließen, diefe Frage in ben Vordergrund zu rüden 
und bagegen bie Südſtaaten fich felbft zu überlaffen. Der Eongreß 
ging jedoch mit vollem Recht nicht darauf ein, überzeugt, daß das 
Schwergewicht ber wieberhergeftellten Union von felbft genügen werde, 
bie Franzoſen und zwar balb zum Rüdzug und zum Preisgeben 
des ſchwachen Kaiferihrones zu veranlaffen. Und fo Fam es benn 
auch. Umfonft gab fih Frankreich alle Mühe, bie Union erft zu 
einer Anerkennung des Kaiſerthums Merico, bann wenigftens zu 
einer förmlichen Verpflichtung ber Neutralität und Nicht-Intervention 
zu beivegen. Die Ber. Staaten lehnten bas erftere entſchieden ab 
und weigerten fich, bezüglich des zweiten Vorſchlags eine irgend wie 
bindende Verpflichtung einzugehen. Sie fuhren fort, die Regierung 
des Juarez als bie allein gefeliche in Merico anzuertennen, drangen 
immer bringender in nichts weniger als jchonender Weife in Frank: 
reich, feine Truppen endlih aus Merico zurüdzuziehen umb dieſem 
nicht länger gewaltſam eine ihm nicht genehme Regierungsform auf: 
zuzwingen und als Defterreih im Frühjahr 1866 dem Kaiſer 
Marimilien die Erlaubniß ertheilte, das öfterr. Freiwilligencorps durch 
neue Werbungen zu ergänzen und zu verjtärten, legten fie und zwar 
mit Erfolg in Wien Proteft dagegen ein. Napoleon konnte fich nicht länger 
barüber täufhen, daß fein Unternehmen, das zubem in Frankreich 
niemals populär gewejen war und gegen das bie Oppoſition, als eine der 
verwunbbarften Stellen bes zweiten Kaiferreihg, mehr und mehr 
ihre Angriffe richtete, definitiv gefcheitert fei. Schon im Januar 
jHidte er den Baron Seillarb nad Merico, angeblid um mit bem 
Kaiſer Dar über die Rüdberufung ber franz. Armee zu unter: 
handeln, in Wahrheit aber vielmehr, um ihm einfach anzuzeigen, daß 
die Franzoſen in drei Abtheilungen, im Herbſt 1866, im Frühjahr 
und im Herbit 1867 Mexico verlaffen würden unb für bie ſchweren 
Summen, welde Merico Frankreich nunmehr ſchuldete, wo möglich irgend 
eine Entfhäbigung oder Garantie zu erlangen. Es mar bas un: 
zweifelhaft ein Bruch ber Convention von Miramare zwiſchen Franf: 
reih und dem Kaifer Dar, aber diefer hatte feinerlei Mittel, um 
Frankreich zur Einhaltung feiner Verpflichtungen zu zwingen. Um 
wenigftens das Aeußerſte zu verſuchen, ging bie Kaiferin Charlotte 
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im Sommer felbft nach Europa; allein fie fanb für ihr Bitten und Werke. 
Flehen in den ZTuilerien nur taube Ohren und verlie Paris mit 
ber Ueberzeugung, baß ber Sturz ihres Gemahls nicht länger ab— 
zuwenden ſei. Beide hatten das, wie anbere meinten, von Anfang 
an abenteuerliche Unternehmen ſehr ernjthaft genommen; jett ah 
fie, daß alle Opfer umfonft gebracht worden, jede Hoffnung auf: 
gegeben werben müſſe; ihr jonft heller und energiſcher Geiſt brady 
barüber zufammen und fie verfiel in Rom, wohin fie vor ihrer 
Rückkehr fi) noch begeben hatte, in einen allem Anfchein nad un: 
heilbaren Irrſinn. Faſt zu berfelben Zeit faßte Napoleon bezüglich 
Mexicos einen neuen Entſchluß: wie bie Dinge dort bereits lagen, 
konnte er ſich nicht verbehlen, daß, wenn er feine Armee in brei 
Abtheilungen zurüdziehen wollte, die lebte jedenfalls ber höchften 
Gefahr ausgefeßt fein würbe, von ben Republifanern aufs äußerfte 
bedrängt und vielleiht aufgerieben zu werben. Gegenüber ber 
Öffentlichen Meinung Frankreichs Tonnte ſich aber der Kaifer einer 
jolden Eventualität unmöglid) ausjeßen und er befchloß daher jebt, 
feine ganze Armee auf einmal und zwar bald nad Neujahr 1867 
zurüdzuzieben. General Caftelnau wurde beauftragt, dieſe neue 
Anordnung in Merico zu notifiziren und bie bazu erforberlichen 
Maßregeln im Einverjtändnig mit dem Marſchall Bazaine zu. treffen. 
Die Kunde von bem Unglüde jeiner Gemahlin und von dem lebten 
entſcheidenden Schlage Frankreichs trafen ben Kaifer Mar faft zu 
gleicher Zeit. Die Zumuthung, zu Gunſten ber Franzofen förmlich 
abzubanten, um biejen daburd die Mittel zu gewähren, fid) mit 
Juarez directe zu verfländigen und fih ben Rüden - zu fichern, 
lehnte er durchaus ab. Nur die Rüdfiht auf die feiner neuen 
Heimath gegenüber eingegangenen moraliſchen Verpflichtungen hielt 
ihn ab, dem Marſchall Bazaine feine Krone vor die Füße zu 
werfen und fi Sofort auf einem öſterr. Kriegsſchiffe, das feiner 
Ihon feit längerer Zeit in Veracruz wartete, nad Europa einzus 
ſchiffen. Durchdrungen von ber Redlichkeit feiner Bemühungen für 
das Wohl Mericos, gab er ſich nochmals ber Illuſion Hin, bie 
Republilaner felbit zu feiner Unterftüßung beranziehen zu können; 
eine freigewählte Nationalverfanunlung, zu ber auch bie Juariften 
eingeladen werben. mochten, follte über das Schidfal des Kaiſerreichs 
entfcheiden; er war bereit, ben Throm zu räumen ober zu halten je 
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Meic.nad ben Entichlüffen biefer Verſammlung. Allein ſchon war es 
bafür zu fpät; die Republilaner gingen auf feinen Plan nicht ein. 
Bereits feit der Mitte bes Jahres hatten bie Franzoſen bie enifern: 
teren Pläße, die fie bisher occupirten, geräumt und ſich gegen bie 
Mitte zu concentriren begonnen ; bicht hinter ihnen rüdten aber bie 
Yuariften nach, deren Guerillas felbft die mittleren Provinzen fort: 
während beunrubigten. Bis Ende bes Jahres ftanden die Franzofen 
größtentheils concentrirt in ber Hauptſtadt und auf ber Straße zwi: 
fhen Mexico und Veracruz, wo fie ein großes befeftigtes Lager er: 
richteten, bas ihre Einfhiffung nah Europa beden folltee Mari: 
milian hatte ſich entſchloſſen, fein Geil nicht von den Trümmern 
feines Thrones zu trennen und menigjtens feine Ehre zu wahren. 
Mit aufricgtiger Achtung und Theilnahme jab Europa dem Unter: 
gange eines Fürften entgegen, ber bem allgemeinen Urtheile zufolge 
eines beſſern Schidfals werih geweien wäre, 

Frant- So erlitt Frankreich, das fi als Weltmacht unter bem zweiten 

reich Kaiſerreich auf eine feit dem Sturze des erften Napoleon unerhörte 
Höhe des Anſehens und des Einflufjes gehoben und darin faft allein 
einen Erſatz für die ihm faft gänzlich entzogene Treiheit der in- 
neren Entwidelung und Bewegung gefunden hatte, in einem und 
bemfelben Jahre eben in biefer feiner Machtſtellung brei Schläge, 
von benen es jchwer zu jagen war, melden ed am fchmerzlichiten 
fühlte. Das Zufammenbreden der mericanifchen Unternehmung war 
eine unleugbare Niederlage ber eigenften Politik bes Kaiſers, bie 
weber bemäntelt noch beichönigt werben konnte und ber plößliche 
Rüdzug, der einer Flucht auf ein Haar ähnlich ſah, verlegte bie 
Eitelkeit und das berechtigie Selbftgefühl ber Franzojen. In Ita⸗ 
lien hatte fi im Grunde nur vollendet, was Napoleon fon 1859 
als das Ziel feines Krieges gegen Defterreich verkündete, bie Frei⸗ 
beit bes Landes bis zur Abria; aber e8 war bieß ohne Frankreich 
und barum in einem gewillen Sinne gegen Frankreich erfolgt. Das 
neue Königreich Italien, diefe Schöpfung Frankreichs, war von Frank⸗ 
reich auch mejentlih abhängig, fo lange es von Defterreih noch 
keineswegs anerlannt war und fo lange bie Defterreicher im Feſtungs⸗ 
vieredf nur von Frankreich zurüdgebalten wurben, dem ganzen Spud, 
iwie man in gewiflen SKreifen in Wien meinte, ein jaähes Enbe zu 
bereiten, Mit ber gezwungenen Abhängigfeit Italiens von Frank⸗ 
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reich war es jeht vorbei; Defterreih Hatte Italien anerkannt und Srat- 
feinen bisherigen Groll, wie es ſchien völlig bei Seite gelegt, das ""* 
Feltungsviered war in ben Händen ber Italiener felbit; Italien 
fonnte nunmehr innerhalb feiner natürlichen Grenzen nad keiner 
Seite hin abhängig volllommen auf eigenen Füßen fliehen und dien 
nur zu geneigt, davon auch jofort gegen Frankreich Gebrauch machen 
zu wollen, da es jchon bisher die Abhängigkeit von dieſem fichtlich 
nur jehr widerwillig ertragen hatte. Aber beide, Mexico und Italien, 
traten völlig zurüd gegen bie Gefahr, welche jenſeits des Rheins burch 
bas plötzliche Auffteigen der preußiſchen Macht ber bisherigen Welts 
jtelung Frankreichs zu drohen ſchien. Seit dem Sinken bes beut- 
ſchen SKaiferreihs und feit der innern Auflöfung besfelben durch 
bie Ausbildung der Lanbeshoheit ber einzelnen Fürſten hatte 
Franfreih, in weldem bie gerade entgegengejehte Entwidelung 
eingetreten war, mehr unb mehr einen überwiegenden Cinfluß in 
Europa errungen unb ſich entſchieden zur tonangebenden Macht in 
Europa emporgefhwungen. Diefe ganze Stellung Frankreichs war 
aber nur aufrecht zu erhalten, fo lange Deutſchland in eine Reihe 
einzelner von einander wejentlih unabhängiger Staaten zeriplittert 
und durch diefe Zerſplitterung ſchwach war. Der beutihe Bund 
hatte daran nur wenig ober gar nichts geändert, er hatte lediglich 
eine defenfive Bebeutung und einen befenfiven Werth. Bon einer 
activen Politit Deutfchlands nad außen war gar feine Rebe. Preußen 
entbehrte ber natürliden Bebingungen für eine nah allen Ceiten 
jelbftändige Politik, nach ber es doch ſchon inftinetmäßig ftrebte, Defterreich 
und die Mitteljtanten traten ihm in jeber Weife entgegen und hemm⸗ 
ten und hinderten ed nach Kräften auf Schritt und Tritt. Oeſterreich 
war Yängft eine überwiegend nichtebeutfhe Macht, ſchloß, in veral: 
teten Ideen befangen, feine beutfchen Provinzen, jo weit ed nur 
immer tonnte, von ber Berührung und dem Einfluß des wirklichen, 
lebendigen, in ber Entwidelung begriffenen beutfchen Geiftes ängſt⸗ 
ih ab und hielt eben barum bie Ueberrefte feiner früheren großen 
Stellung in Deutfhland nur mit Mühe aufrecht. An ein Zufam: 
mengehen beider in gemeinfamem deutſchem Intereſſe konnten nur 
Idealiſten, die jeder realen Auffaffung menſchlicher Dinge baar was 
ren, nur Gefühlepolitifer, deren es freilich in Deutfchland genug gab, 
glauben; einem Zuſammengehen beiber widerſprach die hiftorifche Ent⸗ 
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Deutfa.widelung beider, widerſprachen ihre Intereſſen jo zu ſagen auf allen 
amd. Gebieten des politiſchen Lebens und der politiſchen Macht; wer auf 
ihr aufrichtiges und einträchtiges Zuſammengehen in deutſchen Dingen 
rechnete, der hatte wahrlich ſein Haus auf Sand gebaut — Frankreich 
wußte das jo gut als in Deutjchland jeder es iiflen mußte, ber 
bie Augen aufmachte und fie nicht abfichtlih vor allem dem zu 
ſchließen liebte, was ihm nicht behagte. Die deutjchen Mittel: und 
Kleinftaaten kamen in auswärtigen Dingen danz und gar nicht in Betracht: 
uneins unter einander und jeber zunächſt nur auf ſich bedacht, war ihre 
wirkliche Macht viel geringer, als fie felber wußten ober für möglich 
bielten ; erſt das J. 1866 hat es vollftändig zu Tage gebracht uud 
auch dem blöbeiten Auge bloß gelegt. Sp unbefriedigend aber auch 
bie Verhältniffe feiner Glieder unter fih und fo ganz unverhältniß- 
mäßig ſchwach und unbebeutend feine nationale Machtſtellung in 
Europa war, jo ſchwach, daß ſelbſt das Meine und von feiner ein⸗ 
fligen Höhe tief herunter gejuntene Dänemark e8 wagen konnte, ein 
ihm zufällig preisgegebenes Bruchſtück der beutichen Nation rückſichts⸗ 
Ins mit Füßen zu treten, dennoch genoß Deutichlandb unter der ſchwa⸗ 
hen Bunbesverfaffung fünfzig Jahre lang einer gewiffen Ruhe nach 
innen, einer gewiflen Sicherheit nad) außen. Die deutſche Nation 
war eben fo zu jagen ein gewaltiges Ungethüm, bas jchlief und bas 
aufzuwecken jeder fi wohl hütete. Frankreich vor allem war nicht 
ſo thöricht, auch nur daran zu benfen; has zeriplitterte Deutjchland 
war ihm ber bequemfte Nachbar, den er fih nur wünſchen Tonnte 
und lange genug war es ein Ariom feiner Politit gewejen, Deutjch: 
land mit allen Mitteln in diefer Zerfplitterung und dadurch folge: 
richtig auch in feiner Schwäche zu erhalten. Thiers hatte noch vor 
dem Kriege diefer Bolitif Frankreichs einen eben jo prägnanten als 
beredten Ausbruf verliehen. Allein nun war das Ungethüm ohne 
Frankreichs Zuthun von felber erwacht und hatte feine Bande wenigſtens 
guten Theils abgeſchüttelt. Das „Gefpenft des germaniichen Reichs“ 
war plößlich vor ben Augen der‘ Franzoſen emporgeftiegen und fie 
hatten‘ es nicht ‚gehindert. Und doch war noch lange nit das cr: 
ftanden,. was ihnen doch als möglich vorſchwebte. Bon einer Ber: 
eintgung der ‚ganzen Nation, von einer Leitung aller ihrer Kräfte 
durch eine Hand war nad weit feine. Rebe. Der Prager Triebe 
bntte Deukichland vielmehr, wie es hieß, in drei Theile gejpalten, 
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ben norddeutſchen Bunb mit Preußen, bie ſüddeutſchen Staaten und Drus- 
Oeſterreich, zwiſchen benen vorerft gar Feine nähere Verbindung mehr "" 
beftand. Aber der Troſt war ein ſchlechter. Die öffentliche" Mei⸗ 
nung fühlte und fie fühlte ganz richtig, ba Preußen — nachdem es 
fih durch die Annerionen nach allen Seiten abgerundet und nun: 
mehr zu einem feit zufammenhängenden Ganzen geworden, nachbem 
es Sachſen und die jämmtlihen Kleinftaaten Norddeutſchlands unter 
feiner Führung vereinigt und ihnen dadurch erft eine Bedeutung ge: 
geben, die fie vorher vereinzelt ober doch nur ganz loſe verbunden 
nicht ‚gehabt Hatten, nachdem es endlich eben in Böhmen beiiefen, 
was es ſchon allein noch ohne bie Annerionen und ohne die übrigen 
rorbdeutihen Staaten "geftübt auch bie allgemeine Wehrpflicht feines 
nüchternen, thätigen und vor allem aus gebildeten Volkes auszurichten 
im Stande war — allein, ohne Sübbeutihland und ohne Defterreich, 
Frankreich, um nit zu viel zu jagen, beinahe gewachſen ſei unb 
daß dies vollitändig der Fall jein werde, fobald die ſüddeutſchen 
Staaten dem norddeutſchen Bunde beigetreten fein würben. In fo 
fern konnte man jagen, daß bas bisherige Uebergewicht Frankreichs 
in Europa nicht nur bedroht, fonbern bereits thatfächlich gebrochen fet 
unb daß dieſes von nun an zweifelsohne genöthigt fein würde, bas 
Uebergewidht in Europa mit Preußen zu theilen. Viele fürdteten, daß 
Frankreich dasjelbe an das geeinigte Deutjchland ganz werbe abgeben 
müſſen, einzelne beihlih eine leife Ahnung von einem allmäligen 
Sinten der Tateiniihen Race. Tie ganze Etimmung ber Nation 
war eine aufgeregte und bejorglide. Die Faiferliche Regierung ſuchte 
zu beruhigen und zu beſchwichtigen. Um bie Mitte Ceptembers er- 
ließ fie eine Circulardepeſche gleichſam als das Programm ber Bo: 
litik des Kaiſers nad bem Kriege und ohne Zweifel auch aus ber 
Weber des Kaiſers ſelbſt. Obgleich e8 feinem Programm vor bem 
Kriege, wie er basjelbe in dem Briefe an Drouyn de l'Huys 
vom 411. uni niebergelegt hatte, in mehr als einem Punkte 
unzweifelhaft widerſprach, und beutli genug verrieth, daß auch 
er fih in feinen Vorausſetzungen und Crwartungen getänjcht 
babe, jo war es body eines fo eminenten Staatsmannes, wie ber. 
Kaiſer unzweifelhaft iſt, durchaus würdig und wiberfprad, keineswegs 
den letzten und hödften Gedanken, von denen feine awswärtige Po: 
litik bisher geleitet worden war. Das entſcheidende Motiv, das 
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Brant- Napoleon bewogen hatte, Preußen im Beginn ber Verwickelung ge: 
me währen zu laſſen, wurbe darin mit ber Bemerkung angebeutet: 


„Furchtbare Probleme, welche gelöst werben mußten, weil fie ſich 
nicht unterbrüden laſſen, laſteten auf ben Geſchicken ber Völker 
(d. 5. Deutſchlands); fie hätten fi in viel ſchwierigeren Zeiten ein- 
ftellen können und haben ihre natürliche Löſung ohne allzubeftige 
Erſchütterung und ohne die Hülfe gefährlicher revolutionärer Leiden— 
haften gefunden. Ein Frieden, welcher auf folgen Grundlagen 
ruht, wird ein bauerhafter Friede fein.” Die nunmehrige Lage 
Europas aber nach dem Kriege wurbe folgendermaßen fkizzirt: „Eine 
unwiberftehliche Macht, jelbft wenn man fie bebauern möchte, drängt 
bie Völker, fih zu großen Geftaltungen zu vereinigen und bie lei: 
neren Staaten verſchwinden zu machen. Dieſes Beftreben entipringt 
aus dem Wunfche, den allgemeinen Intereſſen wirkſamere Garantien 
zu geben. Vielleicht ift dieſes Beſtreben dur eine Art providen: 
tieller Vorausſicht der Weltgefhichte beftimmt. Während die alten 
Bevölkerungen bes Gontinents in ihren beſchränkten Gebieten nur mit 
einer gewiflen Langſamkeit wachen, können Rußland und bie Ber. Staaten 
von Amerika vor Ablauf eines Jahrhunderts je 100 Mill. Menſchen 
zählen. Obgleich der Yortichritt diefer beiden großen Reiche für 
ung Fein Gegenftand der Beunruhigung ift und wir im Gegentheil 
ihre großmütbigen Anjtrengungen zu Gunſten unterbrüädter Racen 
freudig begrüßen, liegt e8 in dem Zulunftsinterefle ber mitteleuro- 
pätichen Bölfer, nicht in jo und fo viel verſchiedene Staaten ohne 
Kraft und äffentlichen. Geift zerftüdelt zu fen. Die Politik muß 
fih über engberzige und mißgünftige Borurtheile eines andern Zeit: 
alters erheben. Der Kaijer glaubt nicht, daß die Größe eines Lan⸗ 
des von der Schwächung ber Völker, welche e8 umgeben, abhängt, 
und er fieht das mahrhafte Gleichgewicht nur in ben befriebigten 
Wünſchen der Völker Europa’s." An Größe wie an Wahrheit des 
Gedankens überragte bie alfo bezeichnete Politik bes. Kaiſers ficherlich 
weit diejenige, von welcher Frankreich vor ihm. geleitet worden und 
in der Thiers, als er der Regierung und der von ihr Deutſchland 
gegenüber eingenommmenen Stellung entgegentrat, noch immer befangen 
wer. ber bie Oppefition bes Hrn. Thiers zeigfe eben, baß ber 
Kaifer in feiner auswärtigen Politik, fo viel auch bagegen im Ein- 
zelnen nicht ohne Grund eingewenbei‘ werben. mochte, im Ganzen 
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den Anſchauungen der Mehrheit ber Franzojen doch weit voraus war, Frank 
Trotzdem beruhigte ſich bie öffentliche Meinung, zwar nicht ganz aber "'* 
doch fichtlich Bis zu einem gewiflen Grabe. Go viel jedoch wurbe 

ihr nachgerade völlig Mar, daß Frankreich alle jeine Kräfte zuſam⸗ 
mennchmen und alle feine reichen Fähigkeiten mit äußerfter Ans 
firengung zu entwideln beftrebt fein müſſe, wenn es jeine Stellung 
neben dem neuen Deutichland aufrecht erhalten wollte, Eine freie 
Entwidelung ſchien aber weiter nur möglid im Genufle freier Ins 
ftitutionen, jebenfalls einer viel größeren Freiheit ber geiftigen Bes 
wegung, als fie Frankreich feit dem 2. December unter bem 
zweiten Saiferreiche genoß. Dieje Anſchauung wurde bald fo allge: 
mein und trat überall ſo entſchieden hervor, daß der aufmerkſame Bes 
sbachter fi ſchon vor dem Schlufle des Jahres der Ueberzeugung 
nicht verfchließen konnte, daß dem Kaifer binnen Kurzem gar nichts 
anderes übrig bleiben werbe, als entweber ſich doch in einen Krieg 

mit Deutjchland zu flürzen oder aber bie bisher fo eng bemeflenen: 
Schranken politifcher Freiheit zu erweitern und ernftbaft an bie fo 
lang verheißene „Krönung des Gebäubes” zu benfen, um ber jo fehr 
aufgeregten Stimmung ber Nation irgend ein Feld practiſcher Thä⸗ 
tigfeit und reeller Genugthuung zu bieten. 

Zu derjelben Zeit, ba die Mitte Europas in hellen Kriegsflammen zärte, 
and, begann es auch im GSüboften vorerſt allerdings noch leife aufzu⸗ 
leuten. Die orientaliihe Frage hatte jeit einigen Jahren fo ziemlich 
gerubt, aber bie allmälige Zerfebung des osmanischen Reihe in Europa 
im Stillen ihren unaufheltbaren Fortgang genommen und nun bes 
gann bie Frage über fein enbliches Schidfal neuerdings an die Thüren 
der Diplomatie anzuflopfen. Zuerſt unb noch vor bem wirklichen 
Ausbruch des Krieges in Deutfhland war es Rumänien oder die che 
maligen Donaufürftenthüner, melde ihre Aufmerkiamkeit in Anſpruch 
nahmen. Zürft Couza bewährte die Eigenſchaften, bie fein Auftreten 
als. Bedingung vorausgeſetzt, keineswegs und mehr und mehr ergab er 
fih einer fo liederlichen Wirthſchaft, daß feine Willkür geradezu uns 
erträglich wurde. Am 23. Februar wurde er durch eine Verſchwörung 
geftürzt, er unterzeichnete feine Abdanlung und räumte das Lanb, 
ohne daß fih eine Hand erhoben Hätte, um für ihn einzuftehen. 
Die Verſchworenen bildeten eine proviſoriſche Statihalterichaft und 
ernannten im Einverftändni mit beiden Kammern ben Grafen son 
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Türkei. Flandern, einen Bruber bes Könige der Belgier, zum erblichen Fürſten 


des Landes. Der Graf lehnte die Mahl jedoch ab, die Pforte pro: 
teflirte gegen eine berartige Schmälerung ihrer Suzeränetätsrechte 
und bie Gefandien der Großmächte traten zu Paris in Conferenz 
zufanımen, um bie Dinge wieber in ein möglichft befriedigendes Ge- 
leife zu lenken. Die Wünſche ber Rumänen nad einem Beherrſcher 
ons einem ber europätfchen Fürftenhäufer fand bei ihr Anfangs wenig 
Anklang, aber die Rumänen beharrten auf ihrem Verlangen, fuchten 
nad) einem andern Candidaten und fielen bald auf den Prinzen Karl 
von Hohenzollern, einen Sohn des Fürften von SHohengollern-Sig- 
maringen, ber fich geneigt zeigte, ihren Wünfchen entgegen zu kom⸗ 
men. Es wurbe ein Plebiscit ins Werk gejebt, der Prinz in beiden 
Fürftenthümern, angeblich felbit -in ber Moldau, obgleich bieje bei 
ber Berfhmelzung mit der Wallachei ihre Rechnung nit gefunden 
batte und fich viel lieber von berfelben wieder getrennt hätte, faft 
eiuſtimmig zum Yürften gewählt und erſchien plößlih mit wenigen 
Begleitern im Lanbe, um von dem ihm angebotenen Türftenftuhle 
Befi zu ergreifen. Die Pforte verlangte dagegen von der Parifer 
Gonferenz die Ermächtigung zur Intervention und fanmelte an ber 
Grenze drohend ein Heer zu biefem Zwecke. Die Conferenz verfagte 


‚bie Ermädtigung, e8 wurbe bin und her verhandelt, am Ende gab 


die Pforte nad) und anerkannte ben Prinzen Karl als erblichen Fürſten. 
Dasjelbe Zugeftändnig machte fie im Laufe des Sommers auch dem 
Vieelönig von Aegypten. Ihre bisherigen Rechte wurben taburd 
wejentlich gemindert, aber dieſe Minderung entiprah nur den thats 
jächlichen Verhältniſſen, ber allmälig immer weiter fi entwidelnden 
Loslöfung einzelner Gebiete, bie fie doch nicht. mehr in Botmäßigkeit 
feftzuhadten die Kraft hatte. Allein nun: brach das Verlangen nad 
Emancipation auf. einem für fie gefährlicheren Punkte aus. Unruhige 
Beivegungen auf der Juſel Candia entwidelten ſich jchnell zu einem 
förmlichen Aufftande. Die Candioten beichloffen ihre Zereinigung 
mit Griechenlaud und erhielten bald aus dieſem zahlreihe Zuzüge 
und überbieß Lebensmittel, Munition u. a. Die Pforte ſchickte Mu⸗ 
ſtapha Paſcha, der früher Jahre Lang bie Inſel ald Gouverneur re⸗ 
giert hatte, mit anfehnlichen . Etreitkräften, die vom Vicekönig von 
Aegypten durch ein flarkes Corps verſtärkt wurden, nach der Inſel 
und blolirte biefe mit ihrer Flotte. Uber -beibes blieb ohne ent: 
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fcheidenden. Erfolg. Die Mächte, Frankreich voran, legten für ‚die Türke. 
Candioten Anfangs wieberum nur fehr ‚geringe Sympathien an den 
Tag und waren eifrig .bemüht, den Funken, der zur Flamme werben 
konnte, jofort zu erfliden. Allein ihr Bemühen war von gerins 
gem Grfolg begleitet, bie Zürfen zeigten ſich trotz, ihrer Ueber: 
macht unfähig, den Aufſtand zu unterbrüden, in Griechenland. war 
alles einig, den- Aufſtand in jeber nur möglichen Weiſe zu. untere 
fügen, Rußland jeinerjeitS trat ziemlich offen, aber in fehr gemäßigs 
. ter Form für die Sache der. Sandioten auf und ehe das Jahr .zu 
Ende ging, trat ein entjchiedener Umſchwung unter den Großmächten 
jelbit zu Gunſten der Inſel ein; Frankreich war nicht mehr fo abe 
geneigt, ihren Wünfchen jeinerjeits Unterftügung angebeihen zu laſſen 
und ſelbſt Dejterreich meinte, daß etwas zu ihren Gunſten geichehen 
müſſe, wenn man nicht Gefahr laufen wolle, bie orientalifche Frage 
zwiſchen den europäiſchen Mächten ſelbſt plöglih zum Ausbruch kom⸗ 
men zu ſehen. Die Verlegenheit der Pforte war groß. Auch der 
Fürſt von Montenegro hielt den Moment für günſtig und machte 
ſeine Forderungen: ev wurde durch die Abtretung des kleinen Has 
fens von Novoſella, der fein Ländchen mit dem Meer in Verbindung 
brachte, abgefunden. Ihm folgte der Fürjt von Serbien unb drang 
in die Räumung Belgrabs und ber: andern Leinen Feſtungen, welche 
die Türken noch immer in feinem Lande bejett hielten und auch ihm 
wurde feither willfahren. Wenn bie Pforte die Einbußen überjchlägt, 
die fie im J. 1866 definitiv gemadt, Jo kann fie diefelben nichts 
weniger als für gering erachten und. bie ſchwerſte brohte ihr nad, 
ſo lange fie nit im Stande tjt, den Aufſtand der Candioten gründ⸗ 
lich zu bewältigen. 

Ueber ben Friegeriihen. Ereigniſſen bes Sommers Ei bie Englaub. 
faſt gleichzeitig. in England vom Parlament endlich wieder ‚aufge 
nommene Frage der Parlamenisreform in ben Hintergrund ; zumal 
ber erſte Berſuch wieberum zu feinem Nelultate führte Das vom 
Cabinet Ruſſel⸗Gladſtone eingebrachte Project, das bem wirklicher 
Stande der öffentlichen Meinung unter ben regierenden Klaffen ge⸗ 
recht zu werben juchte, traf nicht nur auf ben Wiberftand ber Tory⸗ 
oppofition, fondern mißfiel aud einem Theil der eigenen Partei, ber. 
nicht fo weit gehen wollte. Das Minijterium unterlag baher bei 
der Comiteberathung :in einer einzelnen Klaufel, wenn auch nur mit 
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Engler. wenigen Stimmen, gab feine Eutlafjung und machte einem Torpeabinet 
Derby Difraeli Platz, das bie ganze frage neuerdings auf fich beruhen 
zu laſſen wünſchte. Allein es irrte fi, wenn es dieß noch immer 
für moͤglich eradhtete. Die von ber Vertretung im Parlament aus: 
geſchloſſenen Volkoklaſſen waren entihloffen, biefe Frage nicht mehr 
von ber Tagesordnung abjeben zu laſſen und ihre Löſung dießmal 
zu erzwingen. Die Agitation dafür nahm bald großartige Verhält⸗ 
niffe an, in allen großen Städten bes Landes fanden Mafjenmeetings 
flatt, deren Xheilnehmer zu Sunbertaufenben zählten, ohne bie gefek- 
lihen Schranken auch nur im minbeiten zu überjchreiten. Bor einem 
fo feften Entſchluſſe mußte felbft der zähe Widerſtand ber Torys zu⸗ 
ſammenbrechen. Um fih am Ruber halten zu können, mußte bas 
eonfervative Cabinet fchließlih zu einem Vorſchlage ſich bequemen, 
ber weſentlich weiter ging, als derjenige jeiner Gegner, den bie Tory’s 
eben erſt mit fo großer Anftrengung zu Fall gebracht Hatten und 
ſchon ift es Leine Frage mehr, daß bie Bertretung bes englifchen 
Volkes nicht urplößlicy, aber nach und nach unausweichlich eine ganz 
andere Phyfiognomie annehmen wird ale bisher. Die Auflöfung ber 
alten Parteien ift die natürliche Folge diefer Vorgänge Erf dann 
wird das Barlament auch ben gerechten Beichwerben ber Irländer 
gerecht werben, bie neuerbinge in ber Verſchwörung ber jog. Fenier 
Abhülfe auf einem Wege fuchten, wo fie unmöglih zu finden ift. 
Wiederholte Beiprechungen im Parlamente zeigten, daß die Zeit zu 
durchgreifenden Maßregeln bezügli der anglicaniigen Kirche in 
Irland und bezüglich bes Verhäliniſſes zwiſchen Gutsherrn und 
Päctern noch nicht ganz reif iſt, aber daß es dazu dennoch binnen 
kurzem kommen muß. 

Spauien. Ganz den entgegengeſetzten Entwicklungsgang nahm Spanien. 
Das unglückliche Land fährt fort, von einem Extrem ins andere zu 
verfallen, ohne jenes Gleichgewicht der Kräfte und jene Stetigkeit der 
Zuſtände finden zu können, ohne welche weder ein ſolider Fortſchritt 
noch ein ruhiger Genuß erworbener Güter möglich iſt. Schon in 
den erſten Tagen des Januars erhob General Prim an der Spitze 
einiger Regimenter die Fahne der Empörung, allem Anſcheine nach 

im Sinne einer Beſeitigung ber Dynaſtie und einer Vereinigung. 
bes Landes mit Portugal. Das Unternehmen fand jedoch wenig 
Anklang und feiterte gänzlih; Gen. Prim mußte mit bem Refte 
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feiner Begleiter nad Portugal übertreten. Allein bie Hera ber&penim. 
Militärrevolten jcheint in Spanien noch nicht geichloffen zu fein: 
Ion im Juni brach ein neuer Militäraufftand in Madrid felber 
aus, der jedoch von D’Donnel blutig unterbrüdt wurbe, Trotzdem 
konnte er fi nit am Ruder behaupten und wurbe von ber Königin 
bald darauf durch Narvaez erfebt. Jetzt fiel das Land dem ent: 
gegengefetten Extrem anheim. in finfterer und bigotter Dejpotis: 
mus bielt fih für berufen, dem maßlofen Radicalismus und ben 
zügellojen Gelüften ehrgeiziger Generale ein Ende zu machen. Die 
bisherigen verfaflungsmäßigen Befugnifle ber Provinzialräthe und ber 
Oemeinderäthe wurden durch königliche Machtvolllommenheit einge 
ſchränkt, das gefammte Unterrichtsweſen bem großentheils ſelbſt un- 
gebildeten, aber dafür um fo herrſchſüchtigeren Clerus überantwortet 
und am Ende bes Jahrs ein förmlicher Staatsſtreich dadurch ins 
Werk gejekt, daß ber Präfivent und mehrere ber einflußreichften 
Mitglieder der Deputirtenlammer und gleich barauf auch der Präfident 
bes Senates willfürlich ergriffen und ohne weiteren Proceß in ſiche⸗ 
ren Gewahrjam abgeführt wurden. Die bisherige Herrſchaft der fog. 
liberalen Union wurde dadurch gebrochen und bie Mitglieder berjelben 
maſſenhaft ins Exil getrieben. Seither herrſcht ein wahres Schreckens⸗ 
regiment. Diejer Zuftand Tann nit von Dauer fein. Spanien 
bebarf allerdings einer energifchen und vielleicht vielfach rückſichts⸗ 
Iofen Hand, wenn es wieder gejunden und allmählich fich mieber 
heben fol. Aber Narvaez ſcheint dazu nicht berufen zu fein. Ein 
bigotter Deipotismus, d. h. gerade derjenige Geiſt, ber jeit ben 
Tagen Karls V. Spanien zu Grunde gerichtet Bat, ift am aller 
wenigften geeignet, die Keime neuer Geftaltungen. zu legen und zu 
pflegen. rüber ober jpäter ift ein gewaltiamer Ausbruch ber all: 
gemeinen Unzufriedenheit ber gebilbeten Stände mit Sicherheit vors 
auszufehen und es ift höchſt wahrſcheinlich, daß ihm ber morfche 
Thron der Bourbonen dießmal zum Opfer fallen wird, Zu. be 
dauern wäre ein folder Ausgang allerdings in Feiner Weife; aber 
baß es dann in Spanien befler werde, bafür wäre auch nicht bie - 
minbdefte Gewähr geboten. Die Idee ber iberiſchen Union Bat in 
Spanien doch offenbar noch fehr ſchwache Wurzeln geichlagen und 
icheint felbft in Portugal nichts weniger als populär zu fein. 

Nicht das mindefte der großen Ereigniſſe bes Jahres erfolgte zu 
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Rom. Ende desfelben, ohne momentan ben Eindrud zu machen, ben es 


Deſter⸗ 


verdiente, wir meinen bie Räumung Roms durch die Franzoſen. Sie 
wurde erwartet, ging in aller Ruhe und Ordnung vor ſich und war 
von keiner derjenigen Conſequenzen begleitet, deren augenblicklichen 
Eintritt hie und da befürchtet wurde. Dennoch iſt es eine Thatſache 
von ungeheurer Tragweite. Seit dem 11. Dec. iſt Rom ſich ſelbſt 
überlaffen und wird ſich fo oder fo mit dem Königreich Italien ver: 
ftändigen müffen. Ob Rom am Ende body noch die Hauptftabt des 
letztern werben wird, mag bahin geftellt bleiben. Die Ueberzeugung, 
daß bieß für Italien wenigitens keine Nothwendigkeit fei, ift jeben- 
falls gewachſen und bat in weiteren Streifen als früher Platz ge- 
griffen. Aber daß bie weltliche Herrſchaft des Papſtes darum doch 
früher. oder fpäter fallen muß, ift außer allem Zweifel und brängt 
fi nad} und nach felbft den widerftrebendften Gemüthern auf. Schon bie 
materiellen Forderungen des Handels und Verkehrs maden eine 
Sortdauer ber bisherigen Orbnung ber Dinge ganz und gar unhalt- 
bar; bie unzweifelhafte Mehrheit der Bevölkerung verlangt nad) 
einem weltlichen Regiment, nach denſelben Bebingungen bes wirth- 
ſchaftlichen und politiſchen Lebens, deren alle anderen Völker genie 
Ben; bie Staatseinnahmen genügen felbft jebt, da Italien einen guten 
Theil der bisherigen päpftlichen Schuld übernommen hat, nicht, um 
bie Ausgaben zu beden, ba ber Papſt einer verhältnigmäßig zahl: 
reicheren Armee, als felbft Preußen over Frankreich haben, bebarf, 
um feine wiberfilligen Unterthanen im Gehorfam zu erhalten. Der 
Verluſt der weltlichen Herrichaft wäre für bie katholiſche Kirche an 
fih nicht von fo großer Bedeutung, wenn nicht ber Papft von ber 
fog. ultramontanen Partei aller Länder: gebrängt, fi an die Be 
hanptung berfelben mit folder Zähigkeit angellammert hätte So 
bagegen muß er allerdings, wenn er eintritt, fi für das Papſtthum 
wie für bie ultramontanen Tenbenzen zur empfindlichen Nieber: 
lage gejtalten. 

Die Niederlage Oeſterreichs, die den Verluſt bes letzten Neftes 


id Seiner feit Jahrhunderten hergebrachten Stellung in Deutſchland und 


Stalten zur Folge hatte, und die Räumung Roms durch die Fran: 
zofen, welche den Fall der weltlichen Herrichaft des Papſtes nad 
fi ziehen wird, find übrigens zwei Ereigniffe, bie nicht bloß in 
einem zufälligen Zuſammenhange ſtehen. Das alte Verhältniß 
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zwifchen Staat und Kirche, die Unterordnung bes erfleren unter die Drim- 
Vebtere, die Anſchauung, daß der Staat im letzten Grunde feine an: "* 
dere Aufgabe habe, als den Zweden der Kirche zu dienen, haben ba: 
mit ihre legten Etügen in Europa verloren. Mit Oeſterreich ragte 
das Mittelalter mit feinen Ideen von Staat und Kirche noch immer 
mächtig in bie Gegenwart hinein; Defterreich hielt feft an ben Ideen 
und Traditionen des deutſchen Kaiferreihs, nicht wie es .zur Zeit 
feiner Größe fi entfaltet, fondern wie es fih in feinem Verfall 
nah dem Untergang ber Hobenftaufen während des fpäteren Mittel⸗ 
alters gejtaltet hatte. Mit Recht ober mit Unrecht erkannte Oeſter⸗ 
rei darin jeinen Beruf und je mehr es darin nah und nad in 
Europa ganz allein jtand, befto mehr neigten fi ihm die Sympa⸗ 
thien aller derer, die an jenen überall ſonſt fo ziemlich überwundenen 
Ideen fejt hielten, zu und erkannten in ihm ben allein noch, wie 
fie meinten, wirklich conjervativen Staat. Diefe Stellung Oeſter⸗ 
reih8 in Europa hat in ben Refultaten des J. 1866 nunmehr ihr 
Ende gefunden. Die lebten Reſte des alten deutſchen Kaifertbums 
in Deutfchland und Stalien find zu Grabe getragen worden. An 
Deiterreihs Stelle iſt in Deutfchland das proteftantifche Preußen 
getreten, proteſtantiſch nicht im confellionellen, jondern im politifchen 
Einne des Wortes, in Italien bie neue Monardie des Könige 
Victor Emanuel, die von Anfang an fi) meigerte, den Staat in ben 
Dienft der Kirche zu ftelen, ihm vielmehr eine eigene, von den 
Zweden ber Kirche völlig unabhängige Aufgabe vinbicirte und 
darin durchaus in ihrem Rechte war, wenn fie auch, burh ben 
Widerſtand der Kirche gereizt und verleitet, vielfah zu weit ging 
und fi in geradezu kirchenfeindliche Bahnen verirrte. Defterreich, 
aus Deutſchland wie aus Stalien definitiv herausgebrängt, ift jetzt 
auf fich Telbft angemwiefen und muß ein anderes werben, muß ben 
Bebürfniffen feiner Völker, die es bisher ben angeblichen Forberun- 
gen jeiner europäiſchen Machtſtellung vielfach gänzlich geopfert Hat, 
und den Anſchauungen der Gegenwart gerecht werden, wenn es nicht 
aus einander fallen jol. Dann aber auch nur dann fann es fi 
über bie ſchweren Berlufte des %. 1866 tröjten. Der Anfang ba- 
zu ift bereits gemacht. Wie die Dinge liegen, kann fi Oeſterreich 
unmöglich auf bie in ihrer Entwidelung noch weit zurüdgebliebenen 
und in fi zeriplitterten und ungleichartigen Bruchſtücke ſlaviſcher 
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Deſter⸗ und romaniſcher Nationalität flüben. Oeſterreich beſitzt unter feinen 
id. ahlreichen Völkerſchaften nur zwei wirkliche Culturelemente, bie Deut: 


fen und bie Magyaren. Auf ſie muß es ſich ſtützen, um den 
Staat neu aufzubauen. Der Dualismus iſt für Oeſterreich zunächſt 
eine Nothwendigkeit. Er wirb fpäter vielleicht dem Föderalismus weichen _ 
müffen, aber die Zeit des Föderalismus ift für Defterreich auf 
Jahrzehnte Hinaus noch nicht gekommen. An politifcher Bildung find 
die Magyaren den Deutichen in Defterreich zur Zeit jedenfalls noch 
überlegen. Die Zähigkeit, mit der fie an ihren Rechten fefthielten, 
bat fi) bewährt, fie haben in Folge ber Ereigniffe bes %. 1866 
alles erreicht, was fie verlangt hatten, mehr fogar, als für Oeſter⸗ 
reich gut und mwünjchenswerth war. Wenn ber Dualismus Tebens- 
fähig fein fol, fo müffen die beiden Hälften des Reichs durch eine 
ftarfe und felbftändige Centralgewalt zufammengehalten werben, wie 
fie das ungariſche 67er Elaborat nicht in Ausficht ftellt. Die große 
Aufgabe der Deutfhen wird es fein, im Reichsrathe unb bei ber 
Reviſion der TFebruarverfaflung fi) und der cisleithaniichen Hälfte 
bes Reichs überhaupt biefelben Freiheiten zu erringen, beren bie 
Magyaren nunmehr bereits und in fo ausgedehnten Maße geniehen, 
ab/r zugleich auch dem Gefammtftante diejenige Kraft und Selbft: 
ftändigfeit zu verfchaffen, beren er im Intereſſe aller, auch der Ma⸗ 
gyaren und fogar biefer nicht am wenigſten, nothmwenbig bebarf. 
Damit er aber feine Aufgabe in Europa und bie öſterreichiſchen Deut: 
fchen bie ihrige in Oeſterreich erfüllen können, bebürfen beibe bes 
feften Rüdhalts, den ihnen nur Deutfchlanb gewähren Fann. 


Deutſch⸗ Es wäre ein verhängnißvoller Irrthum, wenn Oeſterreich ſich 


land 


der Hoffnung hingeben würde, das neue preußiſch-deutſche Reich werde 


demnächſt wieder auseinanderfallen. Es wird dieß ebenſo wenig 
geſchehen, als es in Italien ber Fall war, bezüglich deſſen ſich 
Oeſterreich lange genug denſelben Illuſionen hingab. Preußen wird 
wohl einiger, vielleicht Tängerer Zeit bedürfen, bis ber nerdbeutiche 
Bund ein feites Gefüge gefunden haben wird, bis bie ſüddeutſchen 
Staaten in denfelben aufgenommen fein werben und bis es Naſſau, 
Kurheſſen und beſonders Hannover und Schleswig-Holftein ſich voll- 
ſtändig afjimilirt haben wirb: aber es wird damit zu Stande kom⸗ 
men. Dan mag bie Einverleibung ber letzteren und das drückende Leber: 
gewicht Preußens innerhalb des norbbeutichen Bundes jetzt und felbft 
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bann, wenn auch bie fübbeutfchen Staaten in benfelben aufgenommen — 
würden und, was doch nur eine Frage der Zeit iſt, aufgenommen 
fein werben, man mag es überhaupt bebauern, daß bie Dinge in 
Deutſchland eine mehr einheitlichere als bundesſtaatliche Wendung ge: 
nommen haben. Allein es wirb nicht verfannt werben können, baß 
dieß die natürliche Folge der Art und Weife ift, wie fich die Dinge 
entwidelt haben. Die deutfchen Fürften namentlich der Mittelftanten 
fträubten fich gegen jede Unterordnung, gegen jedes Opfer ihrer 
Souveränetät und die Benölferungen berfelben wie ihre Lanbtage 
waren zu ſchwach, fie dazu zu zwingen. jene wie dieſe büßen nun 
für das, was fie rechtzeitig zu thun oder burcjzufegen unterlaſſen 
haben. Die entthronten Fürften von Hannover, Kucheflen und Naſſau 
traf es hart, wenn auch gerabe fie nichts weniger als unverbient, 
wenn fie bie. Sühne nit bloß für die eigene Schuld, ſondern auch 
für die ihrer Mitfürften Ieiften follen. An eine Aenderung ift aber 
auch von ferne nicht mehr zu denken. “Die neueften Borgänge haben 
deutlich genug gezeigt, ba das Bedürfniß der Einheit augenblidlich 
wenigftens in der Nation entſchieden viel größer ift, als das Be 
bürfnig nach Freiheit. Die nächſte Entwidelung jcheint weſentlich 
davon abzuhängen, wie weit das erfannt wird. Je nachdem wird 
fie eine noch mehr einheitliche oder, wenigftens jo weit als es noch 
möglich ift, bundesftaatliche werden. Jeder Widerſtand gegen das, 
was nun einmal zur Nothwenbigleit geworben ift, würbe ben ohne⸗ 
bin ftarten Zug zur Einheit nur verftärken und was nicht biegen 
wollte, dürfte vorausſichtlich brechen. Die Nation verlangt ihr Recht 
und hat auf dem Reichstage des norbbeutichen Bundes gezeigt, daß 
fie dafür felbft bie ſchwerſten Opfer zu bringen bereit ift. Uebrigens 
jelbft als Civilherrſchern, um ben Ausbrud des Grafen Bismard zu 
gebrauchen, bleibt ben deutſchen Yürften immer noch eine große und 
ſchöne Etellung in ihren Landen und den Landtagen ein weites 
Geld der Thätigkeit im Intereſſe der Freiheit. Niemand wird läug- 
nen können, daß auf diefem Felde auch in ben fübbeutichen Staaten 
noch viel, fehr viel zu thun ift und daß es ſicherlich beſſer wäre, 
rafch und entſchieden an biefe Arbeit zu gehen, als fi in unfrucht⸗ 
barer und bitterer, häuflg fogar ungerechter Kritit gegen bas zu er⸗ 
gehen, was jebenfalls nicht mehr zu ändern ift. 

Naturgemäß find im weiteren Deutſchland und Defterreih auf 
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Dener· einander angewieſen. Kine Allianz zwiſchen Oeſterreich und Frank⸗ 
reich oder auch nur ein herzliches Einverſtändniß zwiſchen beiden 
gegen Preußen wäre ein Unternehmen, deſſen Folgen ſchwer auf 
Oeſterreich zurückfallen dürften. Es wäre traurig, wenn Gedanken 
ber Rache für Königgrätz in Oeſterreich lauerten, beflagensiwerth, 
wenn es feine Blicke wenigſtens noch immer auf Sübdeutſchland ge: 
richtet hielte und diefes, geſtützt auf den Prager Frieden und im 
Einverſtaͤndniß mit Frankreich, an der Vereinigung mit Norddeutſch⸗ 
land hindern wollte. Seine Aufgabe Liegt nicht im Weſten, ſondern 
im Oſten und einen Stüßpunft, einen Nüdhalt dafür kann es nur 
in einem geeinigten Deutichland, nicht. aber in ben, folange fie ver: 
einzelt bleiben, ſchwachen jübbentihen Staaten finden. An eine Ge: 
fahr für Defterreih von Seite Deutſchlands ift, ſobald Oeſterreich 
im Stande ift, fih neu zu conjolidiren, nicht zu denken. Deutichland 
tft noch lange nicht jo weit, bie Frage einer Losreißung unb Einver⸗ 
Veibung ber Deutfch-öfterreichifchen Provinzen practiſch auch nur ins Auge 
fallen zu tönnen und bis es foweit fein wird, duͤrfte es füch überzeugt 
haben, daß biefe Provinzen ihre beutihe Aufgabe als Slieber bes 
öfter. Kaiſerſtaates beffer ‚erfüllen innen, denn als lieber eines 
rein deutſchen Bundes oder Staates. Die Klagen über ben Verkuft 
ber Deutſch⸗Oeſterreicher für Deutichland beruhen auf-jehr ſchwachem 
Fundamente. Die öſterreichiſche Regierung ift allerdings durch ben 
beutfchen Krieg von 1866 aus Deutſchland hinausgedrängt worden, 
bie deutſchen Provinzen Oeſterreichs tonnten nit aus Deutſchland 
hinausgedrängt werben, weil fie in Wahrheit nie darin waren und 
troß des Bundes mit dem übrigen Deutſchland nur in fo ofen 
Beziehungen ftanden, wie fie. loſer zwildyen Gliebern einer und ber: 
felben Nation gar nicht gebacht. werben können. ine wirklihe Al: 
lianz zwifchen Defterreih und Deutſchland würbe bas nun gelöste 
Band mehr als erfehen. Eine Solche Allianz liegt in ber Natur 
ber Dinge und entſpricht dem Intereſſe beider Staaten. Deutſch⸗ 
land bedarf ihrer für feine Machiftellung gegen ben Welten, Oeſter⸗ 
reich für feine Machtſtellung nach Oſten. Sie muß und wirb mit 
der Zeit mit Nothwendigkeit eintreten, aber fie hängt für Oeſterreich 
an einer unerläßlihen Bedingung — Preußen muß fi von Ruß—⸗ 
land, was es bisher nicht konnte, was es aber jeht Tann, ſobald es 
nur will, unabhängig machen und jeden Augenblick bereit fein, für 
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Defterreih und feine Aufgabe im Often auch gegen Rußland mit Deſter⸗ 
feiner ganzen Macht einzuftehen. Zur Zeit fcheint freilih Preußen ine 
von einem Bruch mit Rußland ebenfo fern zu fein, als Defterreich 

bon einer Neigung, fi mit Preußen zu alliiren. Allein unmöglich 

ift weder das eine noch das andere und was ber Natur ber Dinge 
entipricht, wird fi früher oder fpäter doch vollenden. Erft wenn 
Defterreih und Deutichland durch eine feite Allianz verbunden find, 
wird bie deutſche Nation ihre volle Befriedigung und Europa fein 
verlorenes Gleichgewicht wieder gefunden haben. 
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Bravo) S, 309; X 21 ( Denkſchrift des Miniſters Gonzalez Bravo bez. Auf: 
bebung ber Belngntlfe ber Gemeinde und Provinzialräthe) S. 309. 

Türkei. ©. 403— 

Actenftüde: U 3 — ber proviſor. Regierung von Rumänien) S. 404; 
IV 11 und 14 (Proclamationen bez. Wahl des Prinzen von Hohenzollern) 
S. 405—408; VIII 21 (Erflärung der Sandioten) ©. 411; 1X 2 (Erklärung 
ber Ganbioten be Anſchluß an Griedenland) S. 412; IX 13, 17 (Procla⸗ 
malen Muſtapha Pafcha’s an die Candioten und Antwort derſelben) S. 413; 

X 24 (Inveſtiturferman für den Fürſten Karl von Rumänien) S. 414: 
Al 1 (Aegyptiiches — S. 416; XI 26 (Dep. ber Nforte 
ge en Stiedyenlmb) ©. 417. 

Bereinigte Staaten. ©. io, 

Actenftüde: 1 26 (Beſchluß bes Congreſſes bez. Freebmannsbureau zum Schutz 
ber Neger) ©. 426; IL 19 (Beto des Präſidenten dagegen) S. 427; II 16 
(Beſchluß des Gongrefjes bez. bürgerliche Rechte ber Neger) ©. 428: IL 27 
(Veto bes Präfidenten dagegen) S. 430; IV 4 (Proclamation bes Präfidenten 
be3. Ende ber Rebellion der Südftaaten) S. 430; V 1 CAufasvoridiag, au 
Bunbesverfafjung) S. 434; VIII 14 (Programm ber Demokraten) ©. 

IX 3 (Aniprade ber republitaniſchen re bes — S. 439; x "3 
(Tep. an Franfreih bez. Merico) ©. 4 


Bollöwirtäfchaftlicher Eongreß, deutſcher. S. 35—156: VII 4. 


Waldeck. ©. 35—156: VI 25. . 

Weimar. ©. 35—156: IV 22, V 6, VI 4, VII 5, 15, 20. 

Acten a 15 Dentſchriſt der Regierung über ben preuß. Bünbnißantrag) 
1 


S 
Württemberg. S. 35—156: 12, 6, IV 3, 5, 22, V 11, 23, 24, 26, VI 4, 7, | 
17, VII 12, 25, 25, 27, 27, 28, 29, vi 2, 7, 13, 19. 
©. 216- 232: IX 25, 26, 28, X 10, 16, 17, 18, xl 17, 20, XU 30. 
Actenftüde: IX 25 (Ehrenzebe) ©. 218; IX 26 (Darlegung ber Regierung bez. 
Waffenſtillſtand) S. 219; X 10 Abreff⸗ ber Il. Kammer, Commiſſionsbericht, 
Gegenentwurf) ©. 221; X 16 (Antwort bes Könige auf bie Adreſſe) ©. 215. 


Soflverein. S. 35—156: 16, IT 19, IT 12, VII 7, Xu 13. 





